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Bormwort. 


Die Bearbeitung des zweiten Theils hat ſich gegen den 
Wunſch ded Verfaſſers verzögert und wird faum früher ald im 
Iahreöfrift vollendet werden. Je unangenehmer died dem Ber: 
faffer ift, deito lieber hat er fih auf die Anforderung einiger 
Freunde entfchloffen, die fertige erfte Hälfte ded ziveiten Theile, 
welche allenfalld als Heinered Ganze betrachtet werden kann, 
vorab erfcheinen zu laſſen. Möge fie mit gleiher Nachficht 
tie der erjte Iheil aufgenommen tverden. 

Den Dank für die dem erften Theile widerfahrene Gunft 
glaubt der Verfaſſer nicht beffer bethätigen zu können, ald daß 
er einige Irrthümer, die meiftend durch feine Schuld fi darin 
eingeſchlichen haben, bemerflih macht. 

Seite 13, Zeile 10 von oben, fteht dad Komma finn- 
entftellend hinter Ständeverfammlung, während es hinter 
Schreiben ftehen muß. 

Weit fchlimmer find die auf unerflärlihe Weiſe entitan- 
denen Fehler Seite 49 und 50 in den Angaben über bie 
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Erträge des Domaniumd. Es müfjen nämlid ©. 49 die drei 
letzten Zeilen de Textes — wie die gleih auf der nächſten 
Seite folgenden Zahlen ergeben — fo lauten: Die jährliche 
Brutto-Einnahme beläuft ſich über 2,500,000 und 
der in die General:Gaffe fließende reine Ueberſchuß 
auf 1", bis 2 Millionen Thaler. Seite 50, Zeile 9—13 
von oben, aber muß der Sat jo gelefen werden: Die Brutto- 
Ginnahmen von 1850,, waren daher zwar etwa 
91,000 .8 höher als die von 189%,,, doch blieben fie, 
wie überhaupt die jährlichen Brutto-Ginnahmen in 
der Periode von 1833,,, hinter denen des Jahres 
18377,,; zurüd. Dieje Abnahme, troß bedeutender 
Zunahme einzelner Einnahmezmweige, befonderö der 
Forfteinnahmen, ift vornämlic Folge der Ablöfung x. 

Seite 107, Anmerkung 2, heißt ed, daß der Herr Geh. 
Hofrat) Haudmann zu Göttingen der erjte Bergamtö- 
Auditor, welcher nicht die Rechte ftudirt habe, geweſen ſei. 
Died ift irrig, wie der Berfaffer belehrt iſt; aber faft freut er 
ſich des begangenen Irrthums, da er ihm Kenntniß von einem 
auch für weitere Kreife gewiß anziehenden Umſtande verſchafft 
bat, daß nämlich der berühmte Mineralog und Geognoft, ald 
er fih 1803 der Bergamtd-Auditoren- Prüfung in Clausthal 
unterwarf, zwar ein auögezeichneted juriftiihed Examen machte, 
dagegen in der Prüfung über Chemie, Mineralogie, Geognofie 
und Metallurgie nicht beftand. Ohne Zweifel überjah nicht 
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nur ſchon damald der Graminandud weit jeinen Craminator, 
fondern der letztere mochte. auch von dem erfteren bald ganz 
in Schatten geftellt zu werden fürchten und deshalb feine An- 
ftellung ald Bergamtd-Auditor zu vereiteln wünſchen. Glücklich, 
daß der Gandidat duch diefen Ausfall der Prüfung ſich nicht 
von der Bahn ableiten ließ, die er num jeit länger ald funfzig 
Jahren zu eben fo großem Gewinne für die Wiffenfchaft und 
dad Leben, ald zu eignem hohen Ruhme gegangen ift. 

Seite 148 find die Angaben über die Lehrbacher Hütte 
dahin zu vervollftändigen, daß dieje Hütte von 1812 bid 1840 
falt geitanden hat, und daß feit dem zuletzt genannten Jahre, 
nach völligem Neubaue derjelben, abwechſelnd Hohofen- und 
Gupoloofengießerei dort betrieben twird. 

Seite 148 Note 1. Dad Gmaillirwerf ift 1852 ver: 
befiert. 

Seite 149 ift der Proceß ded Warmfrifchend nicht ganz 
richtig bejchrieben, indem dabei das Roheijen nicht halb, ſondern 
vollig eingejchmolzen und nad mehrmaligem Aufbrechen und 
wiederholten Niederfhmelzen mittelft Einwirkung ded Sauer: 
ftoff6 der Gebläfeluft vom Kohlenftoffe befreiet und dann unter 
den Hammerwerken verichmiedet wird. Auch bei dem Puddel— 
proced wird das Noheifen in der Regel vollftändig einge- 
Ihmolzen. 

Ebendaſelbſt Seite 149, Zeile 15, ift die Bertheilung 
der Frifchfeuer in der Rothehütter Adminiftration unrichtig 
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angegeben. Es befinden ſich nämlich deren 2 zu Rothehütte, 
2 zu Elend und 3 zu Mandelholz. 

Seite 150, Zeile 4 und folgende, hätte — ftatt daß 
gejagt ift, die Puddelöfen müßten eine bedeutende Größe 
haben — vielmehr gejagt werden jollen, daß der Puddelofen— 
betrieb, alfo die Zahl der mit Walzwerfen verbundenen Puddel— 
und Schweißöfen bedeutend jein müffe, um Wortheil abzu- 
werfen. 

Die Torfmoore in der Zellerfelder Forſt-Inſpection ſind 
noch ausgedehnter und reichhaltiger als die in der Elbingeroder 
Inſpection, wonach die Angabe Seite 150, Zeile 8 von unten, 
zu berichtigen iſt. | 

Seite 151, Zeile 1 und 2 von oben. Die Halberftädter 
Braunkohlen find noch nicht auf Gaderzeugung unterjucht, jon- 
dern erft einem Calcül unterworfen worden. 

Die Einrihtung eines allgemeinen Magazind — wovon 
Seite 155, Zeile 15 von unten, die Rede — ift zwar noch 
nicht erfolgt; doch ift 1852 cin Magazin für die Altenau- 
Lehrbacher Hütte zu Zellerfeld erbauet. 

Seite 216, Note 1, wird irrig gejagt, daß der den 
Makier-Rabatt regelnde Vertrag bis 1854 in Kraft bleibe. 
Derjelbe ift aber auf die Dauer des Brundhäufer Zoll-Regu: 
lativd von 1844 gejchlojjen, und died fann nur mit alljeitiger 
Zuftunmung der contrahirenden (d. h. ſämmtlicher Elbufer-) 
Staaten geändert werden. 
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Seite 306, Zeile 4— 7, muß der mit den Worten: Von 
dem Reſte ꝛc. anfangende Sat jo lauten: Der Reſt (nämlich 
des Ueberſchuſſes der Eifenbahnauffünfte) gebührt der Eifen- 
bahnſchulden-Tilgungs-Caſſe. Denn wenngleich aller: 
dingd der $. 1 ME 2 deö Gefehed vom 20. Januar 1845 
nur die eine Hälfte jened Ueberſchuſſes der Tilgungs-Caſſe 
zufpricht, jo überweifet doch der $.2 NE 3 ihr auch die andre 
Hälfte, da Actionaive, welche darauf Anſpruch hätten, nicht vor- 
handen find. Darnach ift denn der Anführung in Note 2 
noch hinzuzufügen: $. 2 A. 3. 

Sehr dankbar würde der Verfaffer fein, wenn er auf 
jonftige Irrthümer aufmerffam gemacht und ihm dadurch die 
Gelegenheit zu deren Berichtigung verfchafft würde. 


Hannover im April 1854. 
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Einleitung. 


Die Audgaben der Königl. General- und ber General-Steuer- 
Gaffe haben feit 1815 wohl nody mehr Veränderungen ald die Ein- 
nahmen erfahren, mag man ihren abfoluten oder ihren gegenfeitig 
berhältnigmäßigen Betrag, ihre Behandlung und die Gunft oder Un— 
gunft, welche wechſelsweiſe der einen und andren im Laufe ber Zeit 
beiwiefen ift, oder die Beiwilligungdart ind Auge faffen. Ed find 
dabei die vier Zeiträume von 1815/34, 183% 4,, 1841/49 und feit 
1849/,, zu unterfdeiben. 

In der Periode von 1815/,, trug die Königl. General-Caſſe 
vorzugdiveife die Auögaben für den Hofhalt, die Cammer- Schulden, 
den größten Iheil der Landes-Verwaltung, befonderd an Befoldungen 
und Benfionen, fodann für einzelne Landes⸗-Anſtalten, ganz oder zum 
heil, und endlid einen Beitrag zu den Koften ded Militaird. Sie 
betrugen inögefammt 1819, 1) — 1,992,000 „$, und um die Zeit 
ber eriten Gaffen-Bereinigung gegen 2,920,000 „BD Gonv.= Münze, 
oder nad Abzug der 184,000 „P, melde der König auf bie Kron« 
Dotation vorläufig übernommen hatte, 2,736,000 „B, und unter Hin⸗ 


I) Nämiidy die Ausgaben ber Haupt» Cammer=Eafle 239,699 „P Caſſ.⸗Mze. 
und bie unmittelbaren Ausgaben ber Generals Eafle .. 1,553,255 »_ r 
zufammen 1,7292,954 4 Caſſ.⸗Mze. 
ober 1,992,171 „ Eonv.= Me. 
Lehyen, Staatshaushalt. II. 1 
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zurehnung ber Ausgaben ber General-Salarien » Cafje 2,832,000 $ 
Eond.» Münze. 

Die General-Steuer-Eaffe dagegen hatte während jener Zeit 
hauptfählic; die Koften des Militaird, die Ausgaben für die Landes— 
fhuld und für einige Zanded-Anftalten, ebenfalld ganz oder zum 
Theil, fo fie für die Stände und außerdem einige Befoldungen, 
namentlid für dad Dber-Appellationd-Geriht, dad Schat-Eollegium 
u. f. w. zu bezahlen. Die Gefammtfumme belief fih 1819 auf 
2,962,000 „P, und 1833/,, auf 3,620,000 Conb.Münze. 

Wie viel aber für einen beftimmten Gegenftand in einem beftimm« 
ten Zeitraume berivendet wurde, ift fehr fchivierig, zuweilen gar nicht 
mit Siderheit zu ermitteln, weil die Verwendungen nicht nur oft 
zum Theil aus der Königl. General-Caſſe, zum Theil aus der Ger 
neral-Steuer-Eaffe, und nicht felten daneben nody aud andren Gaffen, 
3. B. aus ber General-Salarien= oder der Haupt-Kloſter-Caſſe geleiftet 
wurden, fondern außerdem auch, fo weit fie aus einer und berfelben 
Caſſe erfolgten, unter ben Ausgaben der Haupt» umb ber Unter—⸗ 
Gaffen oder unter mehreren Ausgabeztveigen zerftreuet und mitunter 
felbft unter foldyen Rubriten verftedt waren, wo man fie nicht ver— 
muthen follte, 3.8. bie Koften der Karren» Anftalten und ein Theil 
ber 2egationdfoften unter dem Beitrage der Landes -Gaffe zu dem 
Militair-Etat. Zur Aufftellung eined Ausgabe» Budgetd für die Königl. 
General Caffe ward ber erfte ſchwache Verfud 18195, gemacht, und 
dann dauerte ed noch 4 Jahre, ehe man zur Herſtellung einer irgend 
genügenden Lleberficht gelangte. In Betreff der General-Steuer-Eaffe 
hätte der Beſchluß von 1815 über Vereinigung aller Schulden und 
Laften zu einem Ganzen, natürlicher Weiſe zur Aufftellung eines Ger 
neral-Budgetd der Auögaben führen müffen; allein er that dies nicht. 
Das bei Einführung des Rehnungsjahrd von Juli zu Juli auf 
Anheimgabe der Regierung von Ständen aufgeftellte Budget für 
1820/,, ift dad erfte, welches einigermaßen biefen Namen verdient. 
Dadfelbe theilte die Ausgaben in ordentlide und außerordentliche. 
Erftere zerfielen wieder in allgemeine (Militair-Etat, Landdragoner⸗ 
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Corps, AJuftizkoften, allgemeine Landed- Anftalten, Schuldenweſen, 
verfchiebene Ausgaben) und in befondre, d. h. für bie einzeinen pro- 
pinziallandfhaftlihen Bezirke, wobei zum Theil twieber die nämliden 
Rubrifen wie bei den allgemeinen Ausgaben vorkamen. Die außer: 
ordentlichen dagegen waren theild foldye, die nod einige Jahre währen 
foflten, theils foldye, die nur für Ein Jahr beivilligt waren. 

Die Eaffen » Bereinigung von 1834 bradte eine mefentlihe Bef- 
ferung, indem. fie nicht allein die wecjfelfeitigen Zahlungen der beiden 
Haupt-Gafjen befeitigte, fondern auch die Zufammenftellung ber gleidy- 
artigen Audgaben unter Einer Rubrif ermöglichte; und wenn fon 
biefe nody nicht fofort überall durchgeführt wurde, vielmehr noch 
manche Unzuträglicfeiten blieben, fo vervollfommnete fi) doch bie 
Einrihtung mit jedem Jahre, und wäre fiher in nicht gar langer 
Zeit zu einem erwünſchten Stande gediehen, wenn nidt dad Jahr 
1837 zur MWicdertrennung der Gaffen geführt hätte Doch trat in 
Folge der 1840 vereinbarten Audgaben-Bertheilung zwiſchen ber 
Königlihen und der Landes-Caſſe der frühere Zuftand in Bezug auf 
bad Ausgabe» Budget nicht wieder ein; und fvie nadtheilig. ja ge— 
fährlic dies auch in vielen und den übertviegend wichtigſten Rückſichten 
fein mochte, fo war ed doc für bie Leberfichtlichkeit und Ordnung 
bed Budgets ein Gewinn. Außerdem murbe durch jene Vereinbarung 
und burd einige damit in Verbindung ftehende Borfchriften ded Lan— 
desverfaſſungsgeſetzes von 1840 (88. 139 — 144) dem älteren nad) 
theiligen Streite, von melder Caſſe eine neue Ausgabe übernommen 
erben müffe, fo wie den bebentlihen Folgen, welche jedesmal ent= 
fanden, ed mochte nun ber Streit durch Einigung gehoben erben 
ober unentſchieden bleiben, ziemlich vorgebeugt y. Bor ber erften 
Gaffen = Vereinigung hatte man dad richtige Princip, demzufolge bie 
Landes-Caſſe nur fubfidiarifch eintreten mußte, wohl einige Mal zur 


1) Daß bie Regierung 1842 eine Bewilligung für bie Celler Trainiranftalt, 
zu Rennpreifen u. f. to. aus der Landes-Caſſe beantragte, hatte wohl nidt in 
Undentlichfeit ber verfaſſungögeſetzlichen Beftimmungen feinen Grund. 
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Sprache gebraht, aber niemald entfchieben anerkannt unb nod weniger 
folgereht angewandt; vielmehr Anfangs dasſelbe meiftend umgangen 
und über eine Iheilung, bei welcher gewöhnlich auf bad angebliche 
ober wirkliche, aber doch meiftend nur zufällige ältere Beitragöver⸗ 
hältnig der Königlichen und ber Landes-Caſſen Bezug genommen zır 
werden pflegte, fich zu einigen gefucht. Auf diefem Wege war man 
endlich dahin gefommen, ald Grundfatz zu betradten, daß neue Aus: 
gaben von jeder Gaffe zur Hälfte übernommen werden müßten. Da- 
bei wurde. auf die Mittel der Königlichen Caſſe, obwohl viefe nicht 
in gleihem. Maße tie die Mittel der Landes⸗Caſſe im Nothfalle 
bermehrbar waren, feine Rüdfidyt genommen !), und bie Königliche 
Gafje hätte daher bei ihrem beftänbigen Deficit und bei bem fteten 
Wachſen ber Auögaben bald ihre Laſt nicht mehr tragen ober doch 
minbeftend jened Verfahren auf die Dauer nicht dulden fünnen. Dann 
aber wäre nichts übrig geblieben, ald die Unzulänglichkeit ihrer Mittel 
ben Ständen nachzuweiſen; und diefe Mafregel mußte die Regierung 
in ber Finanz-VBerwaltung und damit bald in ber gefammten Staatd- 
Berivaltung bon den Ständen abhängig maden oder im günftigften 
Falle zur Gaffen» Bereinigung führen. Died letztere gefhah 1834. 
Daß aber die Megierung troß ber früher gemachten ſchweren Erfah- 
rung dennod) 1840 bie Gaffen- Trennung mit Mühe berftellte, läßt 
ſich nur daraus erklären, daß man theild, ohne genaue Sachkennmiß 
und von Vorurtheil gegen dad Staatögrundgefeh geleitet, feit 1837 
übereilt eine Richtung verfolgt hatte, die man, ald ihre Gefährlichkeit 
far zu werden anfing, nicht wieder verlaffen konnte, theild die Wen- 
bung ber Sache in ben Ständen, welche die vorgefchlagene dauernde 
Ausgaben Bertheilung nicht annahmen und den fubfiviären Zuſchuß 
für die Königliche Caſſe nur auf 6 Jahre beiilligten, durchaus nicht 
borauögefehen haben mochte. Die hierdurch der Königlichen Gaffe 
aufgelegte Nothtvendigfeit, nad) 6 oder längftend 8 Jahren ben Beweis 


I) Dies war vornämlih Folge des Geheimniſſes, worin man ben Zuftand 
der Königlichen Caſſe hüllte. 
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der Unzulänglichkeit ihrer Mittel den Ständen zu führen, mufte un- 
ausbleiblich wieder biefelben Folgen tie vor 1834 nad) ſich ziehen, 
und ed konnte daher für die Regierung nichts Ertvünfchteres geichehen, 
ald daß bie Ereigniffe ded Jahres 1848 zur Wiedervereinigung der 
Eaffen führten, ohne daß die Regierung dazu Schritte zu thun oder 
gar Meitern Beihränfungen, ald das Staatögrundgefe aufgeftellt 
hatte, fi zu unterwerfen braudte. 

Ueber den Zuftand der Königlihen und der Landes-Caſſe, zur 
Zeit der erften Gaffen-Bereinigung, fo wie der General:Gaffe von 
183%/,, und der Miebergetrennten Gaffen von 18%1/,, ift in ber Ein- 
leitung zum 1. Iheile dieſes Werks Nachricht gegeben, auf welche hier 
Berug genommen werben fann. Seht wird ed nur nöthig fein, noch 
Einiged, was befonderd die Ausgaben betrifft, hinzuzufügen. 


1. Allgemeine und provinziele Laften. 


Der Beihluf vom 17. Januar 1815 über die Vereinigung aller 
Schulden und Laften des Königreihd in Ein Ganzes‘ war nit uns 
bedingt. Die Stände erflärten felbft (26. März 1816), daß bie 
befondern und größtentheild örtlihen Laſten, welche auf ben innern 
Zuftand der Provinz und ihre durch Natur und Berfaffung begrün- 
bete Lage ſich beziehen, nicht der allgemeinen Landes-Caſſe aufgelegt 
iverden könnten, fondern durch Provinzial: (Neben) Anlagen gebedt 
werben müßten I). Als fie nun die Regierung um gefonderte Ver: 
jeihnung der allgemeinen und der provinziellen Laſten erfuchten, fo - 
erwiederte jene, daß die Laſten der letzteren Art ſich demnädft von 
felbft ergeben türden, und dad Minifterium für ihre Beftreitung, 
unter Zuziehung der Provinzial» Landfhaften auf folde Art forgen 
werde, daß dadurch fein Eingang zu einer feparaten Finanz» Bertvals 
tung einzelner Provinzen gemadjt werde, welche mit ber beſchloſſenen 
Bereinigung der gefammten Finanz» Angelegenheiten des Königreichs 


1) Actenftüde I. 4. ©. 4. 
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ſich nicht vertragen würde 1). Auf dieſen Gefihtöpunft gingen Stände 
ein und bewilligten nun grundſätzlich aus der Landes-Caſſe alles 
Dasjenige, was bis 1803 verfaffungsmäßig aus den Landes-Caſſen 
einzelner Provinzen beftritten tworden war 2). Doch wurde nidt nur 
hinfihtlid) der auf eine gewiſſe, ſchon abgelanfene Zeitbauer ausge— 
fprodenen früheren Betilligungen eine Ausnahme von jener Regel 
gemadt, fondern auch foiederholt erklärt, daß die Bewilligung nur 
erfolge, bi® über die Provinzial-Laften ein Regulativ getroffen fein 
werde 3). Died gefhah mehrmals ſowohl im Allgemeinen, wie aud 
bei befondern Ausgabe-Bewilligungen. Letzteres war namentlich der 
Fall bei Berilligung der Befoldungen, Penfionen und Wartegelder 
ber probinziallandfchaftlihen Collegien und ihrer Bebienten, welche 
Berilligung don den Ständen ohne Anforderung ber Regierung 
gemacht wurde und bei ber fie ausdrücklich anerfannten, daß diefe Aus— 
gaben fi zu Provinzial: Laften qualificiren und nur vorjetzt und bis 
zur Regulirung ber ProvinzialeBedürfniffe auf die allgemeine Landes— 
Gafje anzuweiſen fein dürften 4), Grundſätzlich erflärten ſich Stände 
darüber noch wieder bei dem von ihnen aufgeftellten erften geordne— 
teren Budget für 1820,,, bei deffen Ueberfendung fie ausbrüdlid zu 
bemerfen nöthig fanden: „So tie Stände bei einftweiliger Ueber— 
nahme mehrerer Ausgaben auf bie allgemeine Landes-Caſſe in 
ihren beöfallfigen fpeciellen Erfviederungen und Vorträgen an bad 
Königlihe Cabinetd- Minifterium ausdrücklich den Vorbehalt demnäch— 
ftiger Regulirung der Provinzial LZaften hinzugefügt haben, fo ente 
fpriht ed dieſer ihrer Anſicht, daß die aus der General» Landed-Gaffe 


I) Xctenftüde I. 1. ©. 245. 


2) Wctenftüde I. 2. S. 196. Dabei gingen fie fo weit, die Megierung zu 
erfuchen, biefeibe möge bie von Ständen bemilligten Ausgabe» Poften mit ven 
Provinzial-Regiſtern vergleihen, und was darnad bei jenen etwa übergangen 
oder darin irrig aufgenommen fei, nachträglich hinzufügen oder beziehungswmeife 
ftreihen, und die Berihtigungen den Ständen demnähft zur Nachricht mit« 
theilen; daſ. ©. 165. 

3) Actenftüde I. 2. ©. 221. 


4) Mctenftüde I, 2. ©. 166. 
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zu beftreitenden orbinairen Auögaben in bem Berjeichniffe (Budget), 
vorläufig und unbefhabet der demnächſt barüber zu neh 
menden Befchlüffe, abgetheilt worden in allgemeine, welche das 
ganze Königreich betreffen, und in befonbere, welche fid) auf frühere 
Provinzial-Berfaffung und Beiilligung gründen und größtentheils 
auf provinzielle Zivede befhränfen 1). Diefen Vorbehalt haben Stände 
niemalö, weder bei der erften ober zweiten Cafjen-Vereinigung, nod 
bei der Caffen-Trennung von 1840 aufgegeben, unb ed unterliegt 
wohl feinem gegründeten Zweifel, daß fie jederzeit babon Gebraud 
madhen fönnen, wenngleich allerdingd zu wünſchen ift, daß, falld ed 
geſchehen fol, die vom Gabinetd-Minifterium ſchon 1816 herborgeho» 
bene wichtige Rüdficht nit außer Acht gelaffen werde, daf nämlich 
durch Berweifung der bid jetzt aus ber General» Gaffe getragenen 
ProvinzialeLaften auf Provinzial Fonds feine nadıtheilige Provin- 
zial-Finanzverwaltung herbeigeführt werde. In diefer Hinſicht ift zu 
bedauern, daß bie Beftimmung im $. 81 ded Staatögrundgefetzed, 
der zufolge Beſchlüſſe der Provinzial-Landfhaften über provinzielle 
Abgaben zur Kenntniß der allgemeinen Stände » Berfammlung gebradt 
tverden follen, damit diefe darüber wachen könne, daß dadurch bem 
allgemeinen Abgabe- und Finanzfpfteme ded Königreichs fein Eintrag 
geichehe, in das Berfaffungögefeg vom 5. Eeptbr. 1848 nit wie— 
der aufgenommen worden it. Ihre MWeglaffung beruhet aber nicht 
darauf, daß man fie für unnöthig oder gar für unzuläſſig hielt, fondern 
darauf, daß eine neue Regelung ber provinziallandſchaftlichen Ber: 
hältniffe durd) die allgemeine Gefegebung borgefchrieben wurde, 
welcher man durch Aufnahme einzelner Beftimmungen in dad Zanbed- 
verfaffungdgefeg vorzugreifen Meder nöthig noch angemeffen fand. 
Die Stände werben alfo biefen Punkt bei der gefelihen Regelung 
ber provinziallandfghaftlihen WBerhältniffe oder aber bei bem etiva 
vorher eintretenden einzelnen Kalle im Auge zu behalten haben. Uebri- 
gend find einige Male bereitd im Anfange vorläufig auf bie Zanded- 
Caſſe übernommene provinzielle Laſten fpäterhin von jener wieder 


1) &ctenftüde II. 1. S. 413. 


abgelehnt, 3. B. in der Zeit vor der erften Gaffen- Vereinigung meh: 
rere Ausgaben ber vormaligen Osnabrückſchen Stiftsö-Caſſe für 
Armenverpflegung, bei Epidemieen u. f. tv., Ausgaben im Bentheim» 
fchen für Raubwild, zu Unterftügungen u. bgl.; fo wie feit ber zweiten 
Gaffen » Bereinigung die Prämien für die Schützenkönige im Lüneburg- 
fen und bie Zahlungen für mehrere Armenanftalten und zu ähn—⸗ 
lihen Zwecken !). Eine verwandte Mafregel ergriffen Stände, als 
fie 1848 die probinziallandfhaftlidien Befoldungen unter bie tranfi- 
torifchen Ausgaben verfetzten und ihre Wieberbetoilligung bei etivaigen 
Erledigungen ſich für jeden einzelnen Fall vorbehielten 2). 

Bon dem Uebergange bed Vermögens der Provinzial-Landſchaf⸗ 
ten auf bie Generals Eaffe in Folge der Bereinigung aller Laſten 
zu Einem Ganzen wird unten bei ben Provinzial» Zandichaften bie 
Rede fein. 


2. Befoldungen, Penfionen, Wartegelder und ähnliche 
Zahlungen. 


Die Grundfäe über Bewilligung der Befolbungen, Benfionen, 
Martegelder und ähnlicher Zahlungen find in den verfchiedenen Berio- 
den unfred Finanzweſens fehr verſchieden geweſen. Hier foll jedoch, 
was die Zeiten der Caſſen-Trennung betrifft, nicht davon die Rede 
ſein, welche Grundſätze oder Rückſichten darüber entſchieden, ob die 
Königliche Caſſe oder die Landes-Caſſe eine ſolche Zahlung zu über— 
nehmen hatte, ſondern es ſollen nur die Grundſätze erörtert werden, 
nach welchen die Bewilligung ſich richtete, wenn feſtſtand, aus welcher 
Taſſe ſie erfolgen müſſe, falls ſie überhaupt erfolgen ſolle. 

Bon 1815/,, war es bei erſtmaliger Bewilligung einer Ausgabe 
jener Art lediglich Sache des freien Ermeffend, ob fie bewilligt werden 
follte oder niht. War aber die Bewilligung erfolgt, fo galten über 


I) Actenftüde I. Bb. 2. ©. 221, 233; II. 1. S. 376, 396; II. 4. ©. 297; 
1. 2. ©. 28; X. 2. ©. 282; Xl. 4. ©, 241. 


2) Mctenftüde IX. 1. ©. 1096; XI. 4. ©. 960. 
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ihre Fortdauer ober Erneuerung die civilrechtlichen Normen. Eine 
Ausnahme machten nur die Penſionen und ähnliche Zahlungen, melde 
in Folge von reichögefeßlihen Beltimmungen, Bundesbeſchlüſſen oder 
Staatöverträgen geleiftet werben mußten. Im Uebrigen ftand benen, 
welche eine derartige Zahlung empfangen follten, fein Recht zu, fie 
zu verlangen. Den Ständen gegenüber nahm zwar bad Minifterium 
1822 dad Recht in Anfprud, ſolchen Steuerbeamten, deren Ber- 
fegung in Ruheftand der Dienft fordere, aud ohne vorgängige ftänbifche 
Bewilligung Benfionen aus der Landes⸗Caſſe beizulegen; indef räumten 
Stände daöfelbe nicht ein, wenn fie auch aus Gründen für das Befte 
des Dienfted gefchehen laffen zu mollen ſich bereit erflärten, daß bie 
vom Minifterium beftimmten Penſionen einftweilen bis zu befinitiver 
Bervilligung der Stände gezahlt würden 1). Dabei blieb ed bis zur 
Eaffen= Bereinigung von 1834, wiewohl über ben Grunbfa feine 
Berftändigung erreiht ward. Die Vorfchriften ded Staatdgrunds 
geſetzes brachten in ziviefaher Beziehung eine Aenderung. Einerfeitd 
nämlich beftimmte 8. 140, im Berhältniffe der Regierung den Ständen 
gegenüber, daß letztere diejenigen Gehalte, Penſionen und Wartegelder, 
welche ber König, einftweilen nach den biöherigen Grundfäßen, bem- 
nähft aber nad den mit Ständen zu vereinbarenden Regulativen 
bewilligen mürde, nicht follten veriveigern dürfen. Andrerſeits aber 
gaben die 88. 162 und 164 nicht nur den Staatöbienern, deren Ent- 
loffung aud dem Dienfte wegen Beränberung in der Drganifation 
nothivendig erden würde, Anfprud auf angemeffened Wartegeld oder 
billige Entfhädigung, fondern aud denen, melde wegen Alteröfchtväche 
oder anbrer Gebrechen als dienftunfähig in ben Ruheſtand verſetzt 
werden müßten, ein Recht auf Penfion nad; Maßgabe ihrer Dienft« 
jahre und Dienfteinnahme.. Diefe letzteren Borfchriften wurden 
jedoch nicht völlig anwendbar, da die zu ihrer Ausführung erforder- 
lichen Gefetze und Vereinbarungen zwiſchen Regierung und Ständen 
in Folge der Aufhebung ded Staatögrundgefeized nit zu Stande 


1) Actenſtücke H. 2. &. 507; I. 3. ©. 89, 273; I. 4. ©. 217, 360. 
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famen. Zwar ivieberholten die 88. 174 und 175 bed Zanbeöverfaffungs- 
geſetzes von 1840 faft Mörtli bie angeführten Beftimmungen ber 
88. 162 und 164 beö Staatsgrundgeſetzes; allein von weiteren Bor: 
fchriften, um fie anfvendbar. zu machen, far nicht mehr bie Rebe; 
und was dad Berhältnig ber Regierung und der Stände hinſichtlich 
des Bewilligungsrechtes anlangt, fo trat ziemlid wieder der Zuſtand 
ein, welcher bid 1834 geherrfht hatte. Namentlid machte bie 
Regierung wieder auf dad Recht Anfprud, Penſionen und Warte 
gelder, und zivar nicht bloß Steuerbeamten, fondern Angeſtellten aller 
Art, deren Befoldung aus der General-Steuer=-Eaffe erfolgte, aud 
ohne vorgängige ſtändiſche Bewilligung beizulegen und deren Antveifung 
auf die Landes-Caſſe sub spe rati statuum vom Schatz-Collegium 
zu fordern. Stände aber wollten dies nur zugeftehen, wenn bem 
Chat-Eollegium lediglich die Befugniß ertheilt, nicht die Pflicht 
auferlegt würde, die Zahlung sub spe rati statuum anzumeifen. 
Dagegen wandte die Negierung mit Recht ein, daß ein foldhed, wenn 
auch nur vorläufiges Bewilligungsrecht dem Schatz Collegium, welches 
fein ſtändiſcher Ausſchuß fei oder werden bürfe, nicht eingeräumt 
werden fünne. Endlich fam man bei der Verftändigung über bie 
Dienftanweifung des Schatz-Collegiums überein, daß die Zahlungs- 
anmeifung vom Schatz-Collegium zwar nicht folle abgelehnt iverben 
dürfen, dad Gabinet aber den Ständen bei beren nädhfter Zufammen- 
funft die Ausgabe zur nachträglichen Bewilligung vorlegen, und falls 
fie vertveigert werde, dad Gezahlte an die Landes-Caſſe aus ber 
Königlihen Caſſe erftatten laſſen ſolle 1). Das Verfaſſungsgeſetz von 
1348 gab feine neue Beftimmungen; dagegen wurden burd das 
Staatödienergeieg vom 8. Mai 1852, 88. T0—114 bie zur Aus- 
führung der ſchon beftehenden geſetzlichen Vorſchriften erforderliden 
Anordnungen getroffen 2). Darnad hat zivar der Staatöbdiener, ab» 


I) Staatöhaushalt I. S. 12. Mctenftüde VIU. 2. S, 1044. 

2) ctenftüde XI. 1. S. 607; Xl. 2. ©. 966, 1095, 1188. XI. 4. ©. 946. 
Bis dad Staatödienergefe erſchienen und in Kraft getreten war, wurden auf 
ftändifhen "Antrag bon 181%, bie im Jahre 1847 vereinbarten @runbfäte, 
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gefehen von ben Vorftänden und General-Secretairen der Minifterien, 
fein Recht, Verſetzung auf Wartegeld oder Nuhegehalt zu fordern; 
wenn jedod die Regierung in ben durch dad Geſetz zugelaffenen Fällen 
feine Verſetzung in Ruheftand oder auf Wartegeld ausgeſprochen hat, 
fo fteht nidt nur dem Staatödiener ein Rechtdanſpruch auf eine 
Benfion oder ein Wartegeld don gewiſſem Betrage zu !), fondern bie 
Regierung hat auch das Net, diefen Betrag ohne vorgängige 
ftändifche Bewilligung auf die General» Gaffe anzumweifen; und Menn- 
gleidy beim nädften Budget die ftändifhe Bewilligung nachgeſucht 
foerben muß, fo darf bieje doch nad $. 91 de Verfaſſungsgeſetzes 
nicht verweigert werden. Hinſichtlich der Beſoldungen aber ſteht die 
Sache wie vor 1834 bei den aus der General⸗Steuer-⸗Caſſe erfolgen- 
den Befoldungen, d. h. ob eine Befoldung neu bewilligt oder, falld 
fie zur Zeit, wo die Wiederbeioilligung in Frage fommt, erledigt ift, 
fortbetvilligt erden foll, hängt vom Ermeſſen der Stände ab 2); ift 
fie aber betvilligt, fo find Stände fie zu verweigern nicht befugt, fo 
lange fie nit dem Staatödiener, welchem fie beigelegt worden, im 
geſetzlichen Wege entzogen ift. Die Befoldungs- Etats, welche befon- 
ders feit 1850,, für faſt alle Zweige des Staatsdienſtes von ber 
Regierung vorgelegt und von ben Ständen genehmigt find, haben 
baher rechtlich nicht die Bedeutung der Dienft-Regulative, deren Auf: 


dann aber bon 1890/55 die Beflimmungen bed Entwurfs zum Staatödienergefehe, 
namentlich hinſichtlich des Betrages der Venflonen 2c., im Verwaltungöwege zur 
Anwendung gebradht. Actenftüde IX, 1. ©. 1077, 1211; X. 1. ©.2145. Auch 
bon 1837/4, waren gewöhnlich die Grundſätze von 1837 befolgt. 


I) Sofern nicht derfelbe verwirkt it. Die Penflon beträgt der Negel nad) 
bom vollendeten 10ten Dienftiahre an 30 Procent und für jebed folgende 
Dienftjiahr 2 Procent, jedoh nit über 80 Procent der Dienfteinnahme und 
niht über 2000. Das Wartegeld fol ald Megel 2/3 der Dienfteinnahme, 
jedoch aud nicht über 2000.P betragen und nicht über 5 Jahre dauern. Statt 
der Benflon oder des Wartegelbeö fann durd Vereinbarung eine einmalige Abs 
findung bis zum vierfachen Betrage der Dienfteinnahme zugeftanden werden. 

2) Daß die Stände» PVerfammiung dabei nicht nur dad Staatswohl, fon- 
dern auch bie Vorfchrift bes 8. 91, Abf. 1 zu berüdfichtigen hat, wird faum 
erft ausdrüdliher Bemerkung bedürfen. Auch giebt es einzelne Ausnahmen, 
3.8. die Beſoldungen ber nach 8. 100 gewählten Schatzräthe. 
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ftellung dad Staatsgrundgeſetz vorfchrieb, obwohl fie ſich von biefen 
thatfählih in der Wirkung, wenigſtens was bie bei jedem Budget 
wiederkehrende Berathung und Benilligung betrifft, nicht eben fehr 
unterfcheiden }). 

Durch das Staatödienergefeg wurden zugleich über bie ſ. g. 
Sterbe- und Gnadenzeit, hinfichtlid) deren bis dahin fehr verſchieden— 
artige Grundfäre befolgt taren, für alle nad jenem Gefee zu 
beurtheilende, nod im Dienfte oder auf Wartegeld ftehende oder in 
Ruheftand verſetzte Staatödiener übereinftimmende Vorſchriften ges 
troffen 2); do find dadurch bereitö erworbene größere Rechte nicht 
aufgehoben, wie bergleihen 3. B. bei den reih&beputationshauptfdluß- 
mäßigen Penſionen beftehen 3). Ueber ven Endpunkt der Zahlungen 
des Serbiced, der Portionen und der Nationen der Officiere gilt 
noch die 1834 getroffene Vereinbarung 9). 

Nod verdient eine andre Beftimmung, welche, wenngleich fie 
ihre urfprünglide Bedeutung jetzt größtentheild verloren hat, doch in 
einigen Fällen noch Anwendung findet, hier angeführt zu erben. 
Als nämlid 1834 bei Einführung ded WVierzehnthalerfußed geſetzlich 
angeordnet ward, daß alle Zahlungs-Verbindlichkeiten, melde burd) 
Zahlung in Convd.- Münze, aber in feinen gröberen Sorten als in 
Y,, Stüden erfüllt werden müßten, fünftig dadurch follten erfüllt 
werden fönnen, daß für 1.P Conv.-Münze 1 PB 8 Cour. gegeben 


1) Aud die Vorfhrift im 8. 150 des Landeöverfaffungdgefeted bon 1840, 
daß in Bezug auf die Bewilligung der zur Unterhaltung ded Heeres erforber= 
lihen Ausgaben die gegenmwärtig (1840) fehtftehenden Summen und bie beftehen- 
den Grundſätze fo lange zur Richtſchnur dienen follen, bis ein Andres zwiſchen 
König und Ständen vereinbart fein werde, ift im Verfaſſungögeſetze von 1848 
nicht beibehalten. 

2) Das Gehalt wird nicht nur bis zum Ablauf des Vierteljahre, in welchem 
ber Sterbefall erfolgt, fondern auch, menn eine Wittwe oder ein Kind nach— 
geblieben ift, noch 3 Monate länger; die Penflon oder dad Wartegeld aber bis 
zum Ablauf deö auf den Cterbemonat folgenden Monats bezahlt (vergl. 14. Abthl. 
AR. 3, Zahlungen an die Witten - Eafle :c.). 

3) Wegen der Befoldungen de& prodinziallandfhaftlihen Perſonals f. auch 
Kctenftüde II. 5. ©. 68, 174. 

4) Actenftüde V. 2. S. 19, 771. 
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würde, umb dieſer Vergütungögrundſatz auch auf alle Gehalte und 
ſonſtige Emolumente der Staatsdiener erſtreckt ward: bevorworteten 
Stände, daß bei neuen Anſtellungen, ſo wie bei eintretender Ver— 
änderung in den Dienſtverhältniſſen, womit eine den Agiobetrag 
überſteigende Gehaltövermehrung oder Zulage verbunden fei, fo wie 
bei Beftimmung von Penſionen und WWartegeldern, feine Agio— 
vergütung gegeben werben folle !). 

Die Gefammtfumme aller Befoldbungen und ber bie Stelle 
von Befoldungen vertretenden Dienfteinnahmen 2) läßt fich für bie 
frühere Zeit nur annähernd berechnen. Eine. genaue Ermittelung ift 
wegen ber verftedten Berehnungdweife mander Befoldungen, wegen 
ber Ungewißheit ded Belaufd der Gebühren und Accidenzien, der oft 
den Beftallungdbehörben nit einmal zur Kenntniß und in ber 
Regel nicht zur Berehnung fam, wegen der Unbeſtimmtheit des 
Werthes der Dienfttvohnungen u. f. iv. gar nicht oder doch nicht ohne 
ganz unverhältnigmäßige Weitläufigfeit thunlid. Für dad Jahr 
1819,, kann fie angeſchlagen werben 
I. ſoweit die Befoldungen ıc. aus ber Königlichen General» Gaffe, 

und zivar 
1) entiveder aus biefer felbft oder aus der Haupt= 

Gammer » Eafje erfolgten, zu 320,000 „P 

Gaffen - Münze oder... ... ER On 373,000 4 Gour. 
2) die aus den inter» Gaffen der General: = 

Gaffe erfolgenden Befoldungen für bie 

Beamten und Amtöunterbedienten im enge: 

ren Sinne, für die Angeftellten der Land— 

bau:, Korft:, Bergiverkö:, Salinen-, Zoll-, 

Poſt- und Eaffen- Verwaltung, zu........ 930,000 v " 

1,303,000 Cour. 

I) Actenſtücke V. 1. ©. 434; V. 5. ©. 539. 


2) Eine Zufammenftellung berfelben findet fi im Budget nicht; baher fle 
bier gegeben wird. Andres verhält es fib mit den Penflonen, Wartegeldern 
und ähnlihen Zahlungen, deren Ueberfihten in den Abthl. XIV. und XV. bor« 
fommen. 
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lebertrag.... 1,303,000:8 Eour. 
Dazu find noch hinzuzurechnen: 

3) an Sporteln der Oberbehörden, welche als 

Fisſscus don getoiffen Angeftellten bezogen 

fourben ımd 1832 ald Einnahme der General- 

SalariensGaffe betrugen 116,000 Conb.⸗ 

SHONIE DEE ee pn 122,000 » 
4) an Sporteln der Unterbehörden, melde im 

Jahre 1832, fo weit fie zur Caſſe gezogen 

waren, etwa 121,000 »B, und ſoweit fie 

bamald noch erft eingezogen werben follten, 

etwa 64,000 „B Conb.⸗Münze betrugen, oder 195,000 » m 
5) fonftige Sporteln, namentlid der Poſtbeam⸗ 

ten und ber Amtöunterbedienten, etwa .... 170,000 » 


1,190,000 4 Eour. 
Außerdem müßte nod der Gewinn der Beamten 


bei den ſ. g. Haudhaltungspadhtungen in Anſchlag 

gebracht werben; dod) läßt ſich derfelbe mit einiger 

Wahrſcheinlichteit nicht berechnen. 

II. ſoweit fie aus der General-Steuer-Gaffe beftritten 
wurden, und zwar 


1) unmittelbar .. ..... 186,000 4 E.:M. 
2) mittelbar (für die 
Steuerbeamten) .... 254,000 „ u 


440,060 C.⸗M. oder 462,000 Cour. 
Ueberhaupt — 2,252,000 Cour. 
Am 1. Juli 1832 beliefen ſich die Beſoldungen und Dienſt— 
einnahmen 
J. ſoweit ſie berechnet wurden 
1) bei den Haupt-Caſſen auf = 1,189,000 »P 
2) bei den Unter-Gaffen auf = 905,000 „ 
— 2,094,000 „PB Eour. 
Il. an fonftigen Sporteln etwa . . . . . . . .... 180,000 n 
lleberhaupt — 2,274,000 Cour. 
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Im Jahre 1848/,, wurden gezahlt 
I. aus ber Königlihen General: Eaffe 
1) unmittelbar ...... — 1,151,000 ‚8 


2) mittelbar ........ — 596,000 
E00 


ll. aus der General: Steuer  Gaffe 
1) unmittelbar....... — 186,000 „$ 
2) mittelbar )....... — 743,000 „ 
— — — 929,000 nn 
2,676,000 B Eour. 
Dazu famen 
II. an Sporteln etwa ?). . . . . . . . . .. ... F 200,000 » 


2,876,000 Cour. 


Bei dieſen Angaben für die Jahre 1832 und 18286 find bie 
Accidenzien, ſoweit ein Bezug von folden noch Statt fand, zwar mit 
in Anja gebradt, doch hat died nit durchgängig gefchehen können, 
und ed mögen für nit mitberechnete Dienfttvohnungen, Gebühren u. f. w. 
immerhin nod 50 bis 100,000 hinzuzurechnen fein; allein aud) 
für 1819,, find aus den oben ſchon berührten Gründen mande 
Dienfteinnahmen ganz außer Rechnung geblieben, und die meijten Acci— 
denzien nur in dem Betrage angerechnet, in welchem fie fpäterhin zur 
Caſſe famen, aber nicht zu demjenigen, in welchem die Angeftellten fie 
genoffen. Hierdurch wird bad, was die Angaben für 1832 und 1848),, 
zu wenig enthalten mögen, längft auögeglihen. Bei der in ben letz— 
ten 30 Jahren eingetretenen Steigerung von mehr ald 600,000 
barf man aber nicht unbeadhtet laſſen, daß bdiefelbe nicht ſowohl in 
Erhöhung der Befoldungsfätze, fondern vorzüglid darin liegt, daß 
manche Dienftzweige ganz neu hinzugefommen, und andre, welche 
1819,, für die Gaffe noch wenig Bedeutung hatten, feitdem eine 


1) für die Steuer- und Eifenbahn » Verwaltung. 


2) Seit 1833 waren befonderd die Sporteln in Ablöfungsfachen hinzus 
gefommen. ° 
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foldye Ausdehnung gewonnen haben, daß fie jenen erfteren faft gleich 
geadtet erben müfjen, und endlich noch anbre auf dad Doppelte 
ihred Umfanged von 181%,, eriveitert find. Die hauptſächlichſten find 
unter den ganz neuen: Dienftzieigen bie Eifen- 
bahn-Verwaltung, deren Befoldungd-Etat mit ..... 242,000 » 
angeſetzt iſt; 
unter den Dienſtzweigen der zweiten Art der 
Straßen- und der Chauſſee-Bau, die Linnenleggen 
und die Renteien, für welche die Erhöhung über.... 100,000 
beträgt; 
und unter ben Dienftziveigen der britten Art 
vor allen die Steuer-Berialtung, bei welcher bie 
Ausgabe für Befoldungen feit 1819,, von 254,000 „PB 





auf mehr ald 500,000 „PB, alfo um.. ...... ...... 246,000 
ſich erhöht hat, fo daß biefe beifpielöweife genannten 

== 588,000 . 
audtragen. 


Nah dem Anſchlage für 1853,, werden an Befoldungen zu 
zahlen fein 
I. aus den Haupt-Baffen............ 1,123,100 Cour. 
II. aus den Unter-Gaffen ............ 1,519,900 ”» 


3,243,000 „B Eour. 
Dazu fommen 
I. an Sporteln und ähnlichen Bezügen, 
welche einige Angeftellte noch genießen, 
75,000 n u 


Ueberhaupt — 3,318,000 Cour. 


Dieſe Steigerung von etwa 442,000 im Vergleich mit dem 
Jahre 181845 iſt zum Theil, aber längſt nicht allein, Folge der neuen 
Einridtungen in der Rechtöpflege und Verwaltung, welche 1852 ind 
Leben getreten find; außerdem fallen davon auf die Landforſt-, bie 
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Harz, die Poſt⸗, die Eifenbahn- und bie Steuers Verwaltung über 
186,000 P und auf mehrere anbre Dienfiztveige, 3. B. bie Maffer-, 
die Wegbaus:, die Kohlenbergwerks⸗ und die Salinen «Verwaltung, 
fleinere Summen, fo daß hierfür inösgeſammt mindeftend 200,000 4 
gerechnet werben müſſen. Allein nuc die dann noch bleibende Summe 
ift Längft nicht völlig ald Mehrauftvand für die neuen Organifationen 
anzufehen, wie aus der äten Abtheilung ſich näher ergeben wird. 
Zum Theil ift die Steigerung aud überall nur fheinbar, indem nit 
allein alle Dienfteinnahmen der Angeftellten für 1853,, viel ſchärfer 
haben beredynet erden können ald für die früheren Jahre, fondern 
auch viele Sporteln und ähnliche Bezüge, welche biefelben ehemals 
genoffen, ihnen fat ohne Auönahme genommen und großen Theild 
zur Gaffe gezogen find. Diefen letztern Umftand muß man bei Ber: 
gleihung der Befoldungs Ausgaben in den verfchiedenen Zeiträumen 
überhaupt berüdfihtigen, um zu einem ridytigen Urtheile über bie 
daburd für die Caſſe erwachſende Belaftung zu gelangen. Denn 
diefe letztere ſtellt ſich etwas anders als die vorhin angegebenen 
Summen. Die zur Caſſe gezogenen Emolumente der Angeftellten 
mögen nämlich etiva veranſchlagt erben für 1832 zu 235,000 „P, 
für 1848/,, ungefähr zu 213,000 4, für 1853,, aber, mit Ein- 
fhluß der von ihnen zu leiftenden Vergütung für Dienfttwohnungen, 
auf fvenigftend 400,000 PB, fo daß die Redynung in Bezug auf die 
Laſt der Caſſe fid) folgender Maaßen ftellt: 


P Audgabe Einnahme bieibt 
ber Caſſe Laft 
Thaler 
JJ— 1,765,000 — 1,165,000 
1BIR 2040 2,094,000 235,000 1,859,000 
121. EREREINENREEGR 2,676,000 213,000 2463, 000 
1.12, PAERRENRE 3,318,000 400,000 2,918,000. 


Endlich ift nod zu bemerken, daß bei allen obigen Angaben 
ſowohl die Befoldungen, welche aus der Kriegs-Caſſe erfolgen !), ald 


1) ſ. Abthl. IT. und Abthl. VII. Einleitung. 
Lehzen, Staatöhaushalt. II 2 
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auch bie Ausgaben biefer Art für die Univerſität, die Geiſtlichkeit und 
bie Schulen außer Rechnung geblieben find, teil erftere bon ben 
eigentlichen Militair- Ausgaben nicht wohl zu trennen find, letztere aber 
regelmäßig entiveber nur mit fonftigen Pauſchſummen ald Zuſchüſſe 
in andre Caſſen gezahlt oder aber als Reallaft ded Kronguts getra- 
gen werden. 


Zweiter Cheil. 


—— 


Musgaben. 


Digitized by Google 


Zweiter Theil. 
Ausgaben. 


Erſte Abtheilung. 
Das Königliche Haus. 


Der 8. 81 des Verfaſſungsgeſetzes von 1848 wiederholt bie 
Beitimmung ded Grundgefeged von 1833, daß zum Unterhalte und 
zur Hofhaltung ded Königs, Seiner Gemahlin und Seiner minder: 
jährigen Kinder ald Kron-Dotation dienen follen 

1) die Zinfen eines in den Englifchen dreiprocentigen Stocks beleg- 
ten Gapitald von 600,000 £, und | 
2) eine Summe von 500,000 Conv.Münze oder 513,888 „PB 

21 ger 4 & Cour. 

Da letztere nad) verfaffungägefeliher Vorſchrift aus dem Er- 
trage des Krongutd zu bezahlen ift, deffen Einnahmen indgefammt in 
die Königliche General- Gafje fließen (8. 86): fo fteht diefe Ausgabe 
aud im Budget ber Königlichen General-Caſſe, wogegen die Zinfen 
ber 600,000 £ von der Königlihen Kron-Caſſe unmittelbar bezo— 
gen werden. 

Sonftige Ausgaben für das Königlihe Haus enthält zur Zeit 
das Budget der Königlihen General» Gaffe niht; doch können folde 
borfommen, theild an Jahrgeldern, Apanagen und Deputaten für 
Prinzen und Prinzeffinnen, an Mitgaben und Witthümern, nad) nähe: 
rer Vorſchrift des Königlichen Hausgeſetzes vom 19. Novbr. 1836, 





deſſen Beſtimmungen, mit einer aud dem Lanbeöverfaffungägefeße von 
1840 herübergenommenen Modification, durch 8. 87 des Verfaſſungs— 
gefetzed von 1848 ausdrücklich für maßgebend erklärt find 1); theils 
für Erbauung und Erwerbung Königlicher Schlöſſer. Died letztere 
war burd dad Grundgefe namentlich auögefproden; da aber nichts 
defto weniger Alled auf vorgängige Vereinbarung zwiſchen Regierung 
und Ständen geftellt, die Vorſchrift alfo der That nad nidytöfagend, 
eben beöhalb aber mißlich war: fo hat man ſich beim Verfaſſungs— 
gefetze von 1848 darauf beſchränkt, dad audzufprehen, was ald Vers 
pflihtung der Kron-Caſſe anzufehen fei, nämlid die Unterhaltung 
der Königlihen Schlöffer. Während der Eaffen - Trennung von 18%#1/,g 
lag die Ausgabe für Schlofbauten, voraudgefegt daß eine folde 
überhaupt beivilligt wurde, der General» Steuer- Caffe ob, und aus 
biefer find demgemäß von 18*1/,, überhaupt 560,000 „PB bezahlt 2). 

Die übrigen Cinnahmen ded Königlihen Haufe, deren bie 
SS. 82, 87 und 89 des Verfaffungögefetzeds von 1848 erwähnen, 


I) Verhandlungen über dad Königliche Hausgeſetz. Actenſtücke V. 4. ©. 2, 
642; V. 1. ©. 1. — Wenn Jahrgelder u.f. mw. zu zahlen find, fo follen bazu 
die fonft der Schuldentilgungs-Caſſe zufallenden Zinfen auf eingelöfete Lan— 
besfhuld» Obligationen benutt merden. Actenſtücke V. 4. ©. 636. Dies ift 
jedod von 183775; bei den damaligen faft immer höchſt günftigen Caſſen-Ver— 
hältniſſen nicht gefhehen. — Die Prinzefiin: Ausftattung, welche 1844 auf 
Antrag der Regierung bewilligt wurde, fonnte nach den Vorfchriften des Ver— 
faſſungs- und bed Königlichen Hausgeſetzes nicht gefordert werden, fondern 
ward aus andren Rückſichten bemilligt. Wctenftüde VII. 2. ©. 4, 592. Fälle 
bon Brinzeffinnen= Steuer aus der Zeit vor dem Hausgeſetze f. ebendafelbft und 
Actenftüde Bd. I. S. 102—104. 


2) Die von 1837/,, verwandten 370,000 ,P wurden bei Auseinanderfegung 
ber Caſſen 1840/44 der Königlihen General-Caſſe zur Laſt gelegt. Staatöhauss 
halt I. ©. 15. Außerdem find von 18%'/,, zu gleichen Zwecken aus ber Könige 
lichen General-Caſſe 135,400 .$, und biö 1849 zum Bau bed neuen Hoftheaterd 
nahe an 300,000 .P, wovon etwa 224,000 .P, durch Anteihen aufgebradt, jett 
zu den 2andesfchulden gehören, verwandt. Wctenftüde IX. 1. ©. 912. und 
X. 1. ©. 308. — Eine Nahmweifung der auf die Königlihen Schlöffer von 
1817/;, verwandten Summen f. Hannov. Zeitung vom 2. Oct. 1851. Darunter 
befinden fih bedeutende Summen auch für Neubauten, namentlid für bad 
Maufoleum zu Herrenhaufen und in den Königlichen Gärten, welche aus ben 
Privatmitteln Sr. Majeftät des Königs beftritten find. 
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bilden feinen Gegenftand bed Budgets ber Königlihen General- 
Caſſe 2). 

Der Vorſchrift im $. 81 haben. Gegner bed Verfaſſungsgeſetzes 
von 1848, ähnlich ie ber gleichen Vorfchrift ded Grundgeſetzes bie 
Widerſacher deöfelben, oftmald den Vorwurf gemacht, baf fie dem 
Könige eine Givillifte, getwiffermaßen eine Befoldung, die bad Land 
ihm gebe, anweiſe. Schon eine flühtige Betrachtung der Vorſchrif— 
ten des Geſetzes von 1848 über dad Krongut und namentlid der 
88. 78 und 80 muß eine folde Behauptung fiderlegen. Denn bar: 
nad) verbleiben dem Könige und deſſen Nadjfolgern am Kron— 
gute alle Rechte, welche dem Landeöherrn daran biöher zugeftanden 
haben, und die Auffünfte des Kronguts follen, nächſt den Ausgaben zur 
Bezahlung der Zinfen und zur allmähligen Tilgung der Schulden 
beöfelben, vor aller gerade zu den Ziveden, für melde bie Krons 
Dotation beftimmt ift, verwandt, und namentlich follen die zur Krone 
Dotation angemiefenen 500,000 „Bd Conv.-Münze aud dem Ertrage 
des Krongutd gezahlt werden. In der Ihat hat auch die grund: 
gefetzlihe und die jetzige verfaffungsgefetzlihe Vorſchrift im Weſent— 
lien nur die Wirkung hervorgebradt, daß der König zu den Aus— 
gaben, melde ber Kron-Dotation obliegen, eine weit größere Summe 
verivenden fann, ald er ohne Gaffen- Bereinigung und ohne die da— 
durch hervorgerufene Beftimmung des 8. 81 nad) den Zuftänden des 
Krongutd und ber getrennten Königliden General- Eaffe würbe haben 
verwenden fönnen, und daß für diefe Möglichkeit von dem Lande bie 
Garantie übernommen ift 2). Eher nod konnte mit Anſchein wäh— 
rend ber Gaffen-Trennung von 18%4/,, behauptet erden, daß ber 
König eine Givillifte, und zivar zum anfehnliden Theile vom Lande 
beziehe. Denn damals ließen ſich allenfalld die Königlihe Caffe und 
die Landes-Caſſe ald getrennte juriftifche Perſoönlichkeiten betrachten, 


1) Das verfaffungsgefeglih den Ständen mitzutheilende Verzeihniß ber 
dem Könige borbehaltenen Sclöfler zc. f. Actenftüde X. 1. S. 121; vergl. 
XL, 1. ©. 1547. 


2) Vertheidigung des Staatögrundgeieied, S. 261. 
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und ba jene bie zu den Ausgaben ber Kron-Caſſe beftimmte Summe 
bon 500,000 „B nur dadurch herzugeben im Stande war, baf bad 
Deficit der Königlihen General-Eaffe von der Landes⸗Caſſe gededt 
wurde, fo konnte man jebenfalld eher ald jetzt fagen, daß ber Korm 
nad dem Könige eine Gibillifte vom Lande gegeben werde. Die 
Bezeichnungen Kron-Dotation und KronsGaffe find allerdings erft 
feit 1833 üblih geworden; indeß ift nicht nur fhon vorher, fvenig« 
ftend ſeitdem die Aufftellung eines Budgetd bei ber Königlichen Ge- 
neral» Cafe eingeführt fvorden, als Regel befolgt, für die Ausgaben, 
welche gegentoärtig ber Kron=Dotation obliegen, eine beftimmte Summe 
auszufeßen, ſondern es hat aud eine befondere Kron-Caſſe fogar 
während der Eaffen» Trennung von 1844/,; beftanden und ift von ber 
Königlichen General» Gaffe erft 1850, als diefe in ein andres Gebäude 
verlegt wurde, räumlich geſchieden, ohne daß übrigend dazu von Stän- 
bifher Seite irgend Anlaß gegeben wäre. 

Eben fo aber wie in gemiffen Streifen die KronsDotation ald 
eine ungerechtfertigte Beſchränkung des Königs betrachtet wird, ift in 
andren die gleid; unbegründete Meinung verbreitet, daß dad Maf ber 
Kron»Dotation zu reichlich gegriffen fei. Allein man überfieht dabei, 
abgefehen von andren wichtigen Rüdfichten, daß unfre Fürften länger 
ald ein Jahrhundert durch freigebige Verwendung ihrer Privatmittel 
für dad Land ſich einen großen Theil der Einkünfte entzogen haben, 
welche ihnen fonft ohne Zweifel zu freier Verfügung zuftehen mürden. 
In dieſer Beziehung, namentlid; über die Summen, welche unfre Lan- 
beöherrn während ihrer Reſidenz in England von hieraus bezogen, 
find fo durchaus falfche Anſichten felbft bei Werfonen, .venen man 
rihtigere Kunde zutrauen follte, im Schwange, daß ed nidt an uns 
rechter Stelle fein möchte, zu ihrer Berichtigung hier einige weſent— 
lihe und vollfommen zuverläffige Ihatfahen anguführen !). 

y Die handgreiftichften Unwahrheiten enthält 3. 8. Vehſe's Geſchichte 
ber Deutfhen Höfe, Bd. 19, S. 32 und an mehreren andren Stellen. Als 
Gemährsmann dafür foll meift Horate Walpole gelten, deſſen Memoiren 


indeß befanntlih ganz andre Zmede als Verbreitung ber Wahrheit haben. 
Die mitgetheilten Nachrichten, welche trotz ihrer Ungereimtheit von einem uns 
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Da bad in ben Engliſchen Stockd belegte Capital von 600,000 £ 
und die Schatull= Caffe die wichtigſten Gegenftände find, welche hiers 
bei in Betracht fommen, und über fie fat die meiften und größten 
Irrthümer herrfhen, fo foll von ihren BVerhältniffen dad Nähere an- 
gegeben werden; von bem vielbefprodyenen Kriegsgewölbe aber, welches 
zu jenen in mehrfaher Beziehung fteht, wird unten bei den Ausga— 
ben bed Kriegd- Minifteriumd die Rede fein. 


1. Das Capital von 600,000 £. 


In den Jahren 1745 bid 1754 wurden dem Könige von Polen 
und Kurfürften von Sachſen, gegen antichretif—he Verpfändung meh- 
rerer kurſächſiſcher Aemter, aus der Haupt» Gammer-Caffe gegen 
3, Proc. Zinfen 314, Millionen Ihaler Conv.⸗Münze vorgeftredt, 
und da bie Haupt-Cammer:Gaffe fhon 1710 durd Eeffion der Stadt 
Nordhaufen eine verzindlihe Forderung an Kurfahfen von 16,152.P 
18 my 8 & erivorben hatte, fo betrug nun die ganze Schuld Kurs 
fachfend 3,516,152.8 18 my 85. Im Jahre 1750 traf Georg II. 
die in der pragmatifchen Sanction von 1755 ieberholte Beftimmung, 
daß diefed Capital zwar der Cammer verbleiben, die Zinfen desſelben 
(jährlid) 123,065. 8. 4) aber dem Kriegdgewölbe zur Unterhaltung 
des Militair-Etatd zufliefen follten. Demgemäß hat dad Kriegs— 
getwölbe die Zinfen von 1751 bis 1783 zum vollen Betrage, von 
1783 bis 1793 aber in fo Weit erhalten, ald fie in biefer Periode 
noch bezahlt wurden. Bon 179%,, nämlich zahlte Kurfachfen bad 
Capital allmählig zurüd, welches nun, fo fie ed erftattet warb, 
Königlichen Befehlen gemäß dem Kriegsgewölbe ald Vorſchuß gege- 
ben wurde. Diefed benutzte, nah Mafgabe der vom Könige ertheil- 
ten Beitimmungen, die nad) und nad) eingehenden Gelder zum Ans 


fundigen und auf ärgerlihe Geſchichten begierigen Publicum leicht geglaubt 
werben, hat fhon ein Kunbiger (nicht der Verf. diefes Werfö) in der Augsb. 
Algen. Zeitung als Icere Erfindungen charafteriürt; allein aud ihre Widers 
legung glaubt Herr Vehfe mit der untrüglihen Autorität 9. Walpole’6 
niederfchlagen zu fönnen, 


26 


faufe von Englifhen breiprocentigen Stocks, zu eben welchem Zwecke 
auch die daranf aflmählig erhobenen Dividenden (Zinfen) verwendet 
wurben. Dergeftalt wurden, mit Hülfe eined Zufchuffes von etwa 
17,500 4 Gafjen- Münze aus dem fonftigen Vermögen des Kriegs— 
getvölbed, von 1784 bis 1790 im Ganzen 1,100,000 £ Nominal- 
Capital angefauft, deffen Dividenden (Zinfen) von jährlid 33,000 £ 
bad Kriegsgewölbe von 1791 bis 1800 bezog. Als aber im letzte— 
ren Jahre dad Kriegdaetvölbe aufgehoben wurde, fo ward dad Capital 
von 1,100,000 £ der damals errichteten General» Gaffe übertviefen, 
welche von folcher Zeit an deſſen Zinfen bezog, dagegen aber ben bid 
dahin von der Cammer entrichteten Beitrag ad statum militiae lei— 
ftete. Co blieb bie Sad, mit Ausnahme ber Unterbrechungszeit, 
bid 1824. Damald genehmigte König Georg IV. ben Berfauf von 
500,000 £, mit deren Erlöfe die Gammer- Schulden auf einen Zind- 
fuß von 3 Procent gebracht oder zurüdgezahlt werden follten. Iheild 
zu dieſem Zwecke, theild zur Zind-Nebuction der Schulden ber Ge- 
neral: Steuer: Gaffe, ivelher gegen Ausantwortung landfhaftlicher Obli— 
gationen 412,000 »P übertviefen wurden, find von 1824 bi 1829 
Stocks zum Nominalbetrage von 460,000 £ verkauft. Fernere 
40,000 £ wurden 1830 zur Dedung der damaligen außerordentlichen 
Bedürfniffe der General-Caſſe veräußert. Im Jahre 1834/,, wurden 
zu gleichem Zivede zwar noch 20,000 £ verkauft, ein gleich großer 
Betrag aber ward bald nachher fvieder erworben, fo daß 600,000 £ 
vollftändig geblieben find, deren Zinfen ſowohl nad) dem Grundgefetze 
ald nad dem Geſetze vom 5. September 1848 einen Theil der Kron- 
Dotation bilden. 


2. Die Schatull:Eaffe. 


Menn irgend etwas, fo liefert die Vermendung ber Mittel der 
Schatull-Caſſe fpredende Betveife für die Liberalität unfrer Herrfcher 
gegen dad Land. Die Edyatulle hat ihren Anfang ſchon in der Zeit 
bed Kurfürften Ernit Auguſt, der (1688) den Grund dazu mit feinen 
befondern Privatgeldern« und feinen „Properkuxen⸗ auf dem Harze 
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legte. Die von ihm getroffene Einrichtung dauerte unter Georg 1. 
fort, der ebenfalld feine Privatgelder. hatte und dazu aus ber Games 
mer=Gafje, neben den Koften des Hofhalts, jührlih bis 1709 — 
20,000 „PB, von 1710 bis 1723 aber 26,000 „PB zahlen ließ. Ihre 
feitere Beftimmung erhielt die Schatulle Caffe von Georg II., der ihr 
ein, aus der Erbſchaft feiner Eltern und feines Oheimd, bed Biſchofs 
Ernft Auguft von Ddnabrüd, und aus eignem Vermögen herrührene 
ded Capital von 1,100,000 Caſſen⸗Münze überwies, welches er 
der Rent-Cammer zur Abtragung ihrer Schulden borftredte, die das— 
felbe der Schatulle mit 5%), alfo jährlih mit 55,000 verzinſen 
mußte. Die vornämlichſte Einnahme, welche fie außerdem bezog, 
waren bie, urfprünglic für die perfönlichen Bebürfniffe des Regenten 
beftimmten fogenannten Kandgelder, welche feit 1727 auf jährlich 
100,000 „PB erhöhet waren. Die fonftigen Einnahmen beftanden in 
Brinzeflinnen- Steuer, den unbedeutenden MWildpretö- Geldern, deren 
Zahlung jedod ſchon 1765 ganz aufhörte, und einigen andren von 
unerhebliher Art. Die Zahlung der Zinfen und Handgelder an bie 
Schatulle dauerte aber nur bis 1756, zu welcher Zeit der König 
diefe Cinnahmen an dad Kriegsgewölbe überwies, vie unten bei ben 
Nachrichten über diefed weiter vorfommen fird. Die Ausgaben von 
1732/56 hatten 179,500 4 betragen, darunter 112,500 für Prin- 
zeſſinnen-Ausſteuern und nur 64,285 .B zu des Königd perfönlichen 
Ausgaben. Mit dem im Jahre 1756 vorhandenen Gafjen -Vorrathe 
von ..... ET EEE ODER AUTORINNEN 4,273,111 
wurde ein in Hannover befindlicher fogenannter Fun- 
dus secretus vereinigt, der aud 670,000 £, welche 
Georg Il. von 1733/,5 aus feinem Vermögen hierher 
gefandt hatte und die meijt im Auslande belegt waren, 
fo wie aus den Zinfen berfelben beftand. Er enthielt 
1756, außer einem beim Grafen von der Lippe zind- 
bar belegten Gapitale von 296,66623 „PB, baar..... 3,178,123 „B 
fo daß die Schatulle baar — 8,051,234 „P 
und unter Hinzurehnung ber bei ber Cammer und bei dem Grafen 
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von der Lippe ſtehenden Capitalien ein Bermögen von 9,447,900234 
beſaß. | 
Beim Tode Georgs II, hatte fi) der Eaffenvorrath auf 670,333 »$ 
bermindert, weil, iwiervohl auf die Forderung an ben Grafen von ber 
Lippe 10,000 „PB abgetragen worden, dem Wolfenbüttelfhen Haufe 
2 Millionen Ihaler dargeliehen und dem Kriegsgewölbe gar 6,129,987.P 
borgeihoffen waren I). In der Periode von 1760 bis 1803 wurden 
bie Schulden ded Wolfenbüttelfhen Haufed und des Grafen von ber 
Lippe zurüdgezahlt, dagegen der Gammer, der Grubenhagenihen Land— 
ſchaft, der Galenbergihen Wittiven- Eaffe, dem Fürſten von Bent: 
heim und der Stadt Ratzeburg Darlehne zum Gefammtbelauf von 
1,182,064 „B gegeben, und dem Kriegsgewölbe nod; weiter 2,398,160 „PB 
borgefhoffen. Die Ausgaben für dad Königlide Haus betrugen 
während diefer 43 Jahre 539,305 „P, alfo im Durchſchnitte jährlich 
nur 12,542 P. Die gefammten Vorſchüſſe an dad Kriegsgewölbe 
zum Betrage von 8,528,147 „PB, fo ie ein unter jenen Darlehnen 
nicht ftedender Vorſchuß an die Cammer von 141,895 „P, und an 
rüdftändigen Zinfen auf die Darlehne an die Cammer 286,800 „P, 
überhaupt alfo fat 9 Millionen (8,956,842) Ihaler Caſſen-Münze 
wurden 1803 vom Könige erlaffen. Damals blieben ald Vermögen 
der Schatull»Cafje nur die belegten Gapitalien von.. 2,882,064 .B 
BOB: BE BEER ran ee 351,238 P 
im Ganzen = 3,233,302 «P 
Caffen- Münze. 
Bei der Franzöfifhen Belegung ded Landes 1803 wurde der 
Gaffen-VBorrath mit der General» Gaffe nad) Schwerin geflüchtet und 
bei der dortigen Reluitions-Caſſe verzinslich belegt. Die davon bis 
1813 aufgefommenen Zinfen find theild in die General-Caſſe gefloffen, 
theild zu Unterſtützungen vertvendet. Auf die übrigen apitalien 


1) Außerdem hatte dad Kriegdgewölbe (f. unten Abthl. VIH. Einleitung) 
bon 172%/;, aus dem Brivatvermögen der Könige Georg J. II. und II. faft 
12 Millionen Thaler Zufhüfle erhalten. 
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wurden von 1803/,, weder Abträge geleiſtet noch Zinfen bezahlt, auch 
kamen während dieſer Zeit weder Einnahmen noch Ausgaben bei der 
Schatull⸗Caſſe vor. Erſt 1819 ward auf Verfügung des Prinz— 
Regenten bie Schatull-Caſſe und die von Georg II. 1760 ſiſtirte 
Zahlung der Handgelder von jährlih 100,000 9 hergeftellt; bie von 
1803),, rüdftändigen Zinfen, etwa 450,000 „B wurden erlaffen; 
die Zinfen von 1813/,, aber allmählig eingezogen. Das Medlen- 
burgifhe Capital von 350,000 ward zurüdgenommen und 1819 
ber Cammer zum Ankaufe der Graffchaft Spiegelberg gegen 3 Procent 
jährliher Zinfen vorgeftredt ). Die Handgelder erhöhete 1823 
Georg IV. auf 30,000 Biftolen, Tieß darauf jedody die Zinfen ber 
Gammer- und der Spiegelbergfchen Eapitalien anrehnen, fo daß an 
Handgeldern und Zinfen von 1819,, im Durchſchnitt jährlih nur 
121,800 in die Schatulle flofien. Bon dem Darlehne an bie 
Ealenbergfche Wittiven-Eaffe (500,000 „PB in Golde) wurden 200,000 »B 
erlafien 2). Co blieb der Zuftand im MWefentlihen bid zum Gtaatd« 
grumdgefeße. ALS dadfelbe zu Stande fam, erlieg König Wilhelm IV. 
zum Beften ded Landes nicht nur das bei der Cammer ftehende Ca- 
pital von 1,100,000 „B Caſſ.⸗-Münze unter der Bedingung, daß ein 
ber Gammer 177%,, gegebened Darlehn von 384,000 „B Gold, auf 
welches bid dahin die Zinfen erlaffen waren, in Zufunft mit 3 Proc. 
verzinfet werde 3), fondern erflärte aud, zu Seinem perfönlichen Ge- 
braude nur 6000 £ jährlih aud dem Krongute entnehmen, außer: 
dem aber jährlich 150,000 „Bd Conv.-Münze von der Kron-Dotation 
zur Verwendung von Zandesbebürfniffen überweiſen, und endlich nod) 
die Koften ber Deutfchen Ganzlei (ded Hannoverfhen Minifterd ꝛc.) 
in Zondon, mit Ausnahme der Befoldungen, aus der Schatull-Caſſe 


I) Staatöhaushalt I. S. 337. 

2) Actenftüde II. 1. S. 293; II. 3. ©. 108, und unten britte Mbtheilung, 
AR. II. Provinzial - Stände. 

3) Erſt von 1837 an wurde der Zinöfuf der bei der General-Caſſe beleg— 


ten Scatullcaffe » Gapitalien auf 34, Procent erhöhet. Staatöhaushalt I. 
©. 406. ; 
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beftreiten laffen zu wollen ). So ift alfo bei weitem ber größte 
Theil ded Schatulle und fonftigen Privatvermögend unfrer Fürften 
(über 221, Millionen Ihaler ECafl.-Münze) 2) für Zivede und Aus— 
gaben des Landes verivendet; ber nod verbliebene Beftand der Scha- 
tull⸗Caſſe aber (im Jahre 1832 zu 2,400,000 . Gonv.-Münze an- 
gegeben) 3) wurde durch das Königlihe Hausgeſetz von 1836 mit 
mehreren dem Lande günftigen Nebenbeftimmungen zum Kron-Fidei⸗ 
commiß erflärt, und diefe Verfügung hat mittelbar durd 8. 87 bes 
Geſetzes dom 5. September 1848 Beltätigung erhalten. 


1) Mctenftüde IV. 1. S. 20, 105. 
2) Außerdem wurden von 1760 bis 1819 feine Handgelder bezogen, was 
ber Cammer eine Zahlung von 5 bis 6 Millionen Thaler erfparte. 


3) Actenftüde IV. 1. S. 105. 


weite Abtheilung. 
Das Gefammt: Minifterium. 


Das Königliche Edict Über die Bildung der Staatöverwaltung 
vom 12. Dctober 1822, welches ald oberfte Behörde für alle Ver— 
waltungszweige, mit Ausnahme der rein militairifhen, dad Staatd- 
und Cabinetds Minifterium unter Leitung ded General» Gouverneurd 
anorbnete, fetzte zugleich ald Abtheilungen deöfelben an die Stelle ber 
Provinzial- die Real» Departements; doch follten mindeftens alle 
wichtigeren Sachen im Gabinetd-Minifterium berathen und entſchieden 
werden. Als aber am 22. Kebruar 1831 der General» Gouverneur 
zum Vicekönige ernannt var, wurden nicht nur feine wie des Cabinetö— 
Minifteriumd Befugniffe, dem Könige gegenüber, eriveitert, fondern 
aud die Minifterials- Departementd unabhängiger geftellt, fo daß fie 
nur noch Saden von befondrer Widhtigfeit an dad Geſammt-Mi— 
nifterium zu bringen hatten I). Diefe Einridtungen blieben im We— 
fentliden beftehen, ald dad Grundgefeg von 1833 die Minifter - Ver: 
antwortlichkeit ausfprah. Dagegen änderte ſich bie, thatſächlich 
freili fhon feit 1831 anderd gewordene Stellung des Minifterd ber 
Deutſchen Ganzlei in London. Bid dahin hatte diefer die Regierung 
beö Landes geführt oder doch zu führen verſucht; jet ward er im 
Wefentlihen nur der aud den Berichten des Gabinetd- Minifteriumsd 


1) Auch die Kriegs-Canzlei, welhe 1823 dem Minifterium untergeorbnet 
ar, wurde aufgehoben, und ftatt ihrer und des biöherigen Militair = Departe- 
ments das Kriegd-Minifterium errichtet, dem eine befondere Mititair-Entlaffungs- 
Commiffion untergeben ward. Werorbnung vom 5. Juli 1831. 
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bem Könige vortragende Rath ?). Das Patent vom 31. Octbr. 1837 
bob das Gabinetd-Minifterium auf und lief nur die einzelnen Mi- 
nifterien beftehen, deren Borftände außerdem durch das Patent vom 
1. November, welches bie verbindliche Kraft des Staatögrundgefetes 
für erlofhen erklärte, von der WBerantmwortlichfeit gegen dad Land 
befreiet wurden. Die Deutfhe Canzlei in Zondon hörte mit der Reſi— 
benz deö Königs im Lande auf. Das neu geſchaffene Cabinet aber, 
welches Anfangs mit der Perſon des Königs identificirt fverden zu 
follen ſchien, ward bald theild in Folge ausdrücklicher Anordnungen, 
theild dur ſtillſchweigende Erieiterung feined Geſchäftökreiſes das 
wirkliche Minifterium, wogegen die Departementd-Minifterien zu einer 
Art wenig bebeutfamer Mittelinftangen berabgedrüdt wurden 2). Die 
vorgefhriebenen Minifter-Conferenzen gaben ihnen feine größere Kraft, 
fondern ſchienen nur beftimmt, die Einwirkung bed Cabinetö-Minifterd 
und allenfalld des GammersDirectord zu verftärfen 3). Died änderte 
ſich auch weder in Folge deö Landesverfaſſungögeſetzes von 1840, 
noch felbft dann, ald nad dem Tode bed Gabinetd-Minifterd im 
Jahre 1844 fein andrer wieder ernannt wurde. Much die übrigen, 
allmählig alle bis auf eine zur Erledigung fommenden Minifterftellen 
wurden nicht mit Miniftern wieder beſetzt, fondern meiftend nur come 
miffarifcd verfvaltet. Diefem Zuftande machte die Verordnung vom 
22. März 1848 ein Ende, melde dad Gabinet aufhob, die dem 
Könige unmittelbar untergebene und verantivortliche oberfte Landes— 
verwaltung wieder den Worftänden der Departements »Minifterien 
übertrug und aus ihnen dad Gefanımt-Minifterium bildete. Ihre 
Vertretung twurde, wie es auch don 18233, getvefen var, ben Ge— 
neral- Secretairen foieder anvertraut. Dad Verfaſſungsgeſetz vom 
5. September 1848 madte hierin Feine Aenderung nöthig, und bie 
bamald getroffenen Einrichtungen beftehen noch jetzt mit den geringen 


1) Ratent vom 26. September 1833. 
2) Gabinetö- Verordnungen vom 14. November 1837 und 9. Februar 1839. 
3) Gabinetö = Inftruction vom 20. Januar 1838, 
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Mobificationen, tweldye bie Verordnungen vom 4. und 24. November 
1850 herbeigeführt haben. Die Zahl der Minifterial-Vorftände und 
General» Secretaire, welche vor 1848 feiner ald die Zahl der Minifterial- 
Departementd zu fein pflegte, ift feitdem mit dieſgg übereinftimmend 
auf 6 gebracht I). Die Zahl der Referenten, Minifterial-Räthe und 
Hülfsarbeiter fteht nicht feit; die des Regiſtratur-, Canzlei- und 
Boten-Perſonals aber ift 1850 beftimmt. 

Die den Minifterien unmittelbar beis ober untergeorbneten In— 
ftitute, deren Koften unter den Auögaben für dad Gefammt-Minifterium 
mitberehnet erden, find 

1) der Staatdrath, 

2) die Abtheilung ded Minifteriums ded Innern für Berufungen 2), 

3) die Commiffionen zur Prüfung für den Juſtizdienſt und zur 
Prüfung der Berivaltungsbeamten, 

4) die Gefehfammlungs- Commiffion, 

5) dad Archib, 

6) das ftatiftifche Büreau, 

7) das Finanz» Bürean. 

Statt des Geheimeraths-Collegiums wurde durch Verordnung 
vom 21. Januar 1839 ein Staatsrath, zur Berathung wichtiger 
Regierungds Angelegenheiten, errichte:, und eine Abtheilung desſelben 
demnächſt (Verordnung vom 8. Yanuar 1841), in Folge der ber: 
faffungsgefeglihen Beltimmungen von 1840, zur Entſcheidung ber 
Gompetenzconflicte zwifhen Gerichten und Bermwaltungsbehörden be- 
fimmt. Der Präfident bezog ein ZJahrgehalt von 6000 „P, ber 
Protocolführer von 300 „PB; bon den übrigen Mitgliedern follten 
höchſtens drei Befoldung erhalten, dod hat keins eine ſolche befommen. 








1) Das neben den Minifterien für die Staatövertwaltung im engeren Sinne 
beftehende Minifterium des Königlihen Hauſes war bon 1848 bid 1853 dem 
Vorftande deö Minifteriumsd der auswärtigen Angelegenheiten, ift jetzt aber bem 
Finanz» Minifter anvertraut, wodurch freitih die hauptfählihfte Bedeutung, 
weiche jenes Minifterium haben fann, aufgehoben zu fein fcheint. 

2) Die Abtheilung beöfelben für Wegbauſachen ift feit 1. Januar 1850 
aufgehoben. 

Lehzen, Staatöhnushalt, IL 3 
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Die dur dad Verfaffungdgefez von 1848 nöthig gemachte Neubilbung 
des Staatsraths erfolgte durd) die Verordnung vom 14. Februar 1849; 
zum Präfidenten wurde ber jebedmalige Vorſitzende des Geſammt— 
Minifteriumd erngunt. Weder er noch ein andres Mitglied als ſolches 
bezieht eine Beſoldung; die auswärtigen Mitglieder aber erhalten, 
wenn fie berufen werben, Reifefoften und Tagegelder aud dem Büreau- 
und Commiſſionskoſten-Fonds der Minifterien. 

Die Abtheilung ded Minifteriumd ded Innern für 
Berufungen ward ald hödfte Inftanz für die Entfheidung in Ab— 
löſungs- und Gemeinheitötheilungs-Sahen nad) Vorſchrift im $. 46 
des Ablöſungsgeſetzes vom 10. November 1831 und in Folge der 
Aufhebung ded Landedöconomie-Collegiums durd die Bekanntmachung 
vom 12. Dctober 1833 eingefegt. Später wurde ihre Zuftändigfeit 
auf Ent= und Bewäſſerungs-Sachen nad Maßgabe des Gefetzed vom 
22. Auguft 1847, fo mie auf dad Entſchädigungsverfahren wegen 
Erpropriationen in Folge der Anlage von Ghauffeen, Eifenbahnen, 
Edifffahrtö-Canälen und Häfen, fo ie der Schiffbarmahung von 
Flüffen ausgedehnt (Gefe vom 28. December 1850). Seit diefer Zeit 
hat die Abtheilung für Berufungen die Bezeihnung in Ablöſungs— 
und Theilungd-Saden verloren. Sie ift collegialifh mit gleicher 
Stimmberechtigung aller Mitglieder organifirt; den Vorſitz führt der 
Minifter ded Innern, wenn er will; außer ihm beſtand die Behörde 
anfangs aus 4, jetzt befteht fie aus 6 Mitgliedern, unter denen, in 
Folge eined von Ständen ausgeſprochenen Wunſches, regelmäßig einige 
Perſonen, die ein Richteramt befleiden, ſich befinden. Cie erhalten 
feine Befoldung, fondern, mit Ausnahme des Minifterd, nur eine 
Vergütung M). 

Commiffionen zur Prüfung der Rechtscandidaten, melde 
fih der Beamten» Laufbahn widmen wollten, und der Amtsauditoren 
‚beftanden beim Minifterium ſchon feit 1767 und beziehungätveife 1819, 
Commiffionen zur erften und ziveiten Prüfung der Advocatur » Kandidaten 


1) Mctenftüde IV. 1. S. 585, 1093: 695, 1209; X. 1.8. 252; X. 1.©. 1657. 
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aber bei dem Ober-Appellations-⸗Gerichte zu Celle ſeit 1819 und 1832. 
In Folge der neuen Organifation der Gerichts- und Vermwaltungs- 
Behörden aber find bei dem Juſtiz-Miniſterium zur Prüfung für den 
Juftizdienft zwei Commilfionen, jede aus drei Perſonen bejtehend, die 
eine zur erften, die andre zur ziveiten juriftifchen Prüfung angeordnet. 
Bei dem Minifterium des Innern aber ift eine britte Commiffion, 
gleihfalld von drei Verfonen, zur Prüfung der Vertwaltungsbeamten, 
niedergefegt ). Die Mitglieder diefer Gommiffionen erhalten (aus 
dem Büreau- und Gommiffionsfoften- Fonds der Minifterien) eine 
Remuneration. 

Die durd; die Verordnung vom 16. Januar 1818 ind Leben 
gerufene Gefegfammlungs-Commiffion beforgt die Zufammen- 
ftellung, den Drud und die Herausgabe der Gefefammlung. Mit 
Leitung der Geſchäfte pflegt ein Minifteriale Referent, gewöhnlich des 
Minifteriums der geiftlihen und Unterricgtss Angelegenheiten, dem bie 
Geſetzſammlungs-Commiſſion zunädhft untergeordnet ift, beauftragt zu 
fein und dafür eine Remuneration zu erhalten. Die Behörden, viele 
Angeftellte und die Gemeinden befommen die Geſetzſammlung, entiveder 
vollſtändig oder die erite Abtheilung derſelben, welche die allgemeinen 
Gefetze, Verordnungen u. f. w. enthält, unentgeltlich 2); außerdem wird 
fie (dad Eremplar eines Jahrganges zu 20 ggr) verkauft. Soweit 
die Koſten hierdurd nicht gedeckt werden, wird der erforderliche Zus 
ſchuß aus dem Büreau- und Gommiffionötoften- Fonds ber Minifterien 
geleiftet. 

Das Archiv, deffen Urkunden früher mit einer ſprüchwörtlich 
gefvordenen Wengftlichkeit geheim gehalten wurden und auch noch jetzt 
der Benutung weniger ald zuläffig und zu wünſchen fein möchte, zus 
gänglid zu fein feheinen, war ſeit der Berufung feines berühmten 
BVorftandes (jetzigen Geheimen Regierungsrathed Pertz), ald Ober— 


I) Befanntmahung vom 15. September 1852, Verordnung vom 16. Sep⸗ 
tember 1852. 

2) Befanntmahung vom 8. Februar 1843, die gehörige Beröffentlihung 
der Geſetze und deren regelmäßige Aufbewahrung betreffend. 


3* 
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bibliothefar nad Berlin, ziemlich verwaiſet; neuerlich aber ift e8, 
nachdem die unentbehrlichften Geldmittel für dasſelbe bewilligt worden, 
nett organiſirt, und gleich der Königlichen Bibliothek, deren Vorſtand 
zugleich Archiv-Vorſtand iſt, dem Miniſterium des Königlichen Hauſes 
untergeordnet 2). 

Das ftatiftifhe Büreau ward 1848 ind Leben gerufen, als 
erfter Verſuch zur Befriedigung eined dringenden Bedürfniſſes, auf 
welches Stände ſchon 1820 die Regierung aufmerkſam gemadjt hatten. 
Eine genügende Einrichtung ließ ſich damals nicht treffen und ift auch 
fpäter dadurch, daß man für den Worftand ded Büreaud und nadher 
auch noch für einen zweiten Arbeiter (jedod nur für bie Perſon bes 
zeitig Angeftellten) fefte Befoldungen betvilligt hat, noch längft nicht 
gefhaffen; vielmehr ift dringend zu wünſchen, daß Regierung und Stände 
ber Anjtalt ferner ihre Aufmerkfamteit und Gunft zumenden, damit 
fie wenigftend nad) und nad, mit den erforderlihen Mitteln ausge— 
rüftet, den unerläßlihften Anforderungen zu genügen in Stand geſetzt 
werde 2). 

Das Finanz Bürean ift dad Rechnungs- und Revifiond- Büreau 
für alle Minifterien, mit Ausnahme ded Kriegs-Miniſteriums, dem 
Finanz Minifterium fpeciell untergeordnet. Urfprüngli und zum 
Theil nody bis 1348 war feine Stellung eine beſchränktere. 


1. Befoldungen. 


Die Ausgaben diefer Rubrik befaffen jetzt die Beſoldungen und 
Kemunerationen für dad gefammte Perfonal aller Minifterien und 
der vorhin genannten 7 Inftitute, fo weit dies dabei oben angeführt 


I) Actenftüde XI. 2. ©. 272, 340, 1198; XI. 4. S. 235, 941. Gefehfammi. 
bon 1851. I. ©. 183. 

2) Actenftüde XI. 1. S. 1191, 1828; XI. 2. ©. 272, 339, 1198. Wonach 
man zu fireben habe, entmidelt ein vom damaligen Minifter des Innern her= 
rährender Auffat im Sonntagsblatte zu A? 98 der Hannoverfchen Zeitung 
bom 22. April 1849. Won den biöherigen Leiftungen des Büreaus zeugen bie 


beröffentlichten Hefte zur Statiftif des Königreichd Hannover (bis jetzt leider nur 
erft drei). 
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it. Ausnahmen finden nur hinfihtlid; des Juftiz-Minifteriums in fo 
weit Statt, daß die Befoldungen (nicht die etwaigen Remunerationen) 
für hödjftend 4 Meferenten, welde aus den Mitgliedern der Dber- 
gerichte zeitweilig berufen iwerden, aus dem Etat für die Obergerichte 
erfolgen !); und hinfichtlich des Kriegd- Minifteriumd in der Meife, 
daß nur die Beſoldungen des Miniſters und des General-Secretairs 
unter den Ausgaben für das Geſammt-Miniſterium, alle übrigen aber 
unter den Ausgaben bed Kriegs-Miniſteriums (Abtheil. 7. Einleitung) 
enthalten find 2), Sämmtlide hierher gehörige Ausgaben benngen 


18323 ............ 119,245 3 

J 132,598 » 

IB ET re 144,598 » 

LA ar 119,333 — 
und nad) dem Anſchlage für 

I FE 121,407 » 


Eie vertheilten ſich folgender Geftalt 
183/35 1853/55 


1) für die Minifler ....-.o-r0c0000.. 41,806 »B 27,000 .B 
2) „ » BeneralsEecretaire......... 12,780 » 15,000 » 
3) » vw Meferenten und Hülfsarbeiter. 35,493» 42,458 
4) » » Mbtheilung für die Berufungen 1,542. 1,542 „ 


5) » bad ftatiftifhe Büreau.......:.. — 2,200 „ 
6) 7 m FinanzeBüream ........... 5,961 9,300 « 
7) » bie Subalternen (Regiftratoren, 

Ganzliften und Boten).....- 19,203» 20,677 » 
DB). wu RB er 2,460 ⸗ 3,230 " 


— 119,245 .8 121,407 2. 


Der Anſchlag für 183%/,, mar (bei den Referenten=Befoldungen) 
1500 „PB höher, alfo dem Anſchlage für 1853/,, faft ganz gleid. 


1) Actenftüde Xl. 2. ©. 143, 231. 


2) Weberhaupt anfhlagemäßig 29,414 „PB 10 gr 8 5. Metenftüde V. 1. 
S. 0. 


— 


Die wirkliche Ausgabe für 18535, aber wird, ſelbſt wenn man die 
für 3 Referenten des Juftize Minifteriumd aus dem Etat für bie 
Obergerichte erfolgenden 2300 .P hinzuzählt, die Ausgabe bed Jahre 
183%/,, faum erreichen, da mehrere vacante Stellen vorerſt ſchwerlich 
werden befetgt werden. Daß die Geſammt-Ausgabe nicht gewachſen 
ift, ungeachtet die Auögabe für das ftariftif—he Büreau ganz neu bins 
zugefommen, die Ausgabe für Referenten» Befoldungen aber fait um 
Y,, die für dad Finanz-Büreau faft um die Hälfte und bie für das 
Archiv um Yz geftiegen ift, hat in Verminderung ber Befoldungen 
ber Minifter und Geheimen Gabinetöräthe (General: Eecretaire), troß 
der Bermehrung ihrer Zahl, feinen Grund. Im Jahre 183%),, 
waren nämlid) in Hannover und London 5 Minifter, 3 Geheime 
Gabinetöräthe und 1 General» Cecretair, 1853/,, aber 6 Minifter 
und 6 GeneralsSecretaire vorhanden I). Die Befoldung eined Mi- 
nifterd war 1848 um reihlid die Hälfte, auf 4000 .P, herabgefett. 
Zwar beantragte 1851 die Regierung ihre Wiedererhöhung auf 5000 ,B; 
allein Stände lehnten fie ab, beivilligten dagegen für Einen Minifter 
(den der auswärtigen Angelegenheiten) ald Repräfentationd- — 
jährli 3000 «P 2). 

Der Etat für die General-Eecretaire warb 1850 feftgeftellt, 
ber für die Neferenten aber nur vorläufig genehmigt, bis das bau: 
ernde Bedürfniß an Arbeitöträften ſich genauer werde überfehen laſſen; 
1853 aber bezeugten Stände den Wunfd), daß aud) bei diefem Etat 
fünftig fefte Normen in Antvendung fommen möchten, und erfuchten 
um Mittheilung darüber in nächſter Diät 3). Uebrigens betrug die 
Zahl der Weferenten (die erledigten Stellen mitgerehnet) 183/35 
20, 1853/,4 aber 35; und die der Hülfsarbeiter im erfteren Jahre 4, 
im andren 6. 


I) Die Diäten der Deutfchen Eanzlei hatte der König 1833 auf die Schatull= 
Eafle übernommen; aus ber Generals Eaffe erfolgten nur die Befoldungen. 


2) ctenftüde XI. 1. ©. 1191, 1830; Xl. 2. ©. 272, 338, 1197. 


3) Actenſtücke XI. 1. ©. 1192, 1828 und, fo biel die Beſoldung bed Refe⸗ 
renten für dad Roilföfchulmefen betrifft, S. 2038. 
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Für dad Finanz-Büreau, beffen Perfonal feit 18345, von 9 
auf 13 hat vermehrt werden müſſen, ift der, Etat gleichfalls erft 
probiforifd) geordnet; dagegen ift der Etat für bie Subalternen 
definitiv, jedoch hinſichtlich der Canzliſten Beſoldungen nur mit Er- 
mäßigung ded Minifterial-Borfchlages bewilligt. In der dafür aus— 
geſetzten Summe ift eine vorübergehende Auögabe begriffen, welche 
für 1853,, zu 1852.P veranfdlagt war I). 


2. Büreau: und Commiffionsfoften. 

Die fämmtlihen hier in Frage ftehenden Ausgaben, ohne bie 
gleih zu ermähnenden geheimen Verwendungen, betrugen 183%, 
31,250 .5, ftiegen allmählig, befonderd von 1837/,,, auf 45,589 „P, 
gingen dann aber etwas wieder zurüd, 1850),, auf 39,162 .P, und 
1851/.. auf 42,485 ,P. Der Anſchlag für 1853/,, verlangt 38,000 „P, 


mãmlich Dafür wurden verausgabt 
1536/37 

1) Büreaufoften der Minifterien ..... 18,200,  13,475,P 
2) " bed Ardivs..... Er 300 233 » 
3) NRemunerationen für außerordentliche 

IDEEN anne 8,000 „ 6,870 * 
4) Gouriere und Eftafetten ......... 1,000 » 220 » 
5) Diäten und Commiffionstoften.... 4,000 — 6,103 » 
6) „Reiſekoſten der auswär— 

tigen Mitglieder des Staatsraths. 500 » 315" 
7) Koften der Gefeßfammlung....... 6,000 ⸗ 3,407 


— 38,000 2 30,133 »P. 
Die Büreaufoften begreifen die Audgaben für Heizung, Erleudhtung, 
Drudtoften, Schreiberarbeit, Schreibmaterialien, dad Inventar, Büder 
und ähnliche Bebürfniffe für die Minifterien, ben Staatörath, bad 
ftatiftifche Büreau, daB Finanz-Büreau und dad Ardiv. Unter den 
Büreaukoſten des Gefammt-Minifteriumd find auch bie etivaigen Zu- 


1) Xctenftüde XI. 1. ©. 1192, 1829. 


- 
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fhüffe für die Hannoverfhe Zeitung enthalten. Dieſes im Jahre 
1832 begründete Blgtt ift zwar fein amtliched im ftrengen Sinne 
ded Wortes, wird aber von ber Regierung benutzt und erhält nöthigen- 
falls einen Zufhuß zu feinen Ausgaben, was die Stände felbft als 
unvermeidlich anerfannt haben. Es bedarf aber einer Beihülfe nicht 
immer !); in einzelnen Jahren hat ed felbft einen Ueberſchuß geliefert 
und damit die Mehraudgabe in fpäteren Jahren zum Iheil gebedt. 
Durchſchnittlich erfordert es jedoch einigen Zuſchuß, der 3. B. 


1834 .............. 2317 8, 
J 1318 
1850 ,, Beben nun 0 > 3718 u 
1851/,, ernennen 6562 " 


betragen hat. 

Herner fommen entweder unter den Büreaufoften ?2) oder unter 
ben Remunerationen bie üblihen Berehrungen beim Abſchluſſe von 
Staatöverträgen zur Berehnung. Chemald wurden hier auch bie 
Zrauergelder, d. h. Vergütungen an Eubalterne für Irauerfleider im 
Falle einer Landeötrauer berechnet. Sie werden aber jetzt nicht mehr 
gegeben 3). Hinfihtlid) der Remunerationen haben Stände neuerlid) 
die Zahlung derfelben an Staatödiener, welche weder bei den Mini— 
fterien angeftellt, noch für diefe zu außerordentlihen Dienftleiftungen 
benutzt find, ald zuläffig nit anerkannt 4). Der Hauptgrund zu 
Remunerationd=Betvilligungen pflegt in ungewöhnlid vielen und um: 
faffenden Gefeggebungd- Arbeiten zu liegen. Unter den Commiffiond- 
koſten find befonderd von 1835/45 die Auögaben für Vorunterſuchungen 
behuf der Eifenbahnen bebeutend geivefen. 


I) Urfprünglid ward die Mothmendigfeit eines Zufchufled durch den, auf 
Wunſch der Stände von der Zeitung übernommenen Abdrud der ftündifchen 
Verhandiungen herbeigeführt. Der Grund hat aufgehört, feit die ftändifchen 
Verhandiungen auf Koften ded ftändifhen Bürcau-Fonds dur ein befondres 
Blatt veröffentiicht werden; f. unten dritte Abthl. AZ 1. 2. 

2) Actenftüde V. 4. ©. 50; XI. 1. ©. 1830; XI. 2. ©. 273. 

3) 1837/35 wurden an Trauergeldern für die Subalternen aller Landes— 
Eollegien 17,260 veraudgabt. 

4) Mctenftüde XI. 5. ©. 931. 
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Die Drudfoften des ftatiftifchen Büreaud follen in Einem Jahre 
800 „B nicht Überfteigen Y; eine Befhräntung, die man zu maden 
nit nöthig hatte oder im entgegengeſetzten alle nicht hätte machen 
follen. 

Die Koften der Gefehfammlung find in den einzelnen Jahren, 
je nad dem Maße der erforberlihen Audgaben für Drud und Papier, 
von fehr verſchiedenem Betrage. Cie betrugen 3.8. 


J ERENE 8748 5, 
JJ 2341, 
JJ 5036 
JJ 4170, 
18120 D —— — — 2933 
JJ ERRR 3636, 
J een 2071, 


Bid 188133 kamen unter den Büreaukoſten bed Gefammt- 
Minifteriumd aud) 


3. die Ausgaben auf Sperialbefehl 


zur Beredhnung. Das Staatögrundgefeß (8. 149) gab nämlid der 
Regierung dad Recht, Ausgaben zu geheimen Verhandlungen, rüd- 
fihtlid deren eine Nahforfhung von Seiten der Stände nicht Statt 
finden dürfe, zu machen, wenn bdiefe Ausgaben durch eine von dem 
Könige und ſämmtlichen Miniftern zu unterzeichnende Verfügung ald 
zu Landeszwecken nothivendig bezeichnet würden. Daher der Name 
Ausgaben auf Specialbefehl. Ausgaben biefer Art wurden nun gemacht, 
die Form aber, unter der fie ald gerechtfertigt anzufehen geweſen 
wären, nicht beobadıtet 2). Das Verfaffungsgefeg von 1848 ftellte, 
wohl hauptſächlich aus Rüdfiht auf die 1833 vorgefchriebene Redt- 
fertigungöform, die Beftimmung des Grundgefetzed nicht her; nichts 
defto weniger erfannten Stände die Unvermeidlichkeit folder Ausgaben 


I) Xctenftüde XI. 2. ©. 1198. 
2) Actenftüde VIN. 3. ©. 1337. 
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ohne Schivierigfeit an, bemilligten dazu jährlid — weil im Durd- 
fihnitte der leiten Jahre mehr nicht erforderlich geweſen war — 
10,000 und mwünfdten nur die Trennung biefer Ausgabe von ben 
übrigen Büreau- und Gommiffiondfoften I). Die geheimen Ausgaben 
betrugen in den 3 Jahren 183%,, — 14,206 „PB, 10,767 4, 12,081 .$; 
in den 3 folgenden 1837;,, fogar noch etwas Meniger, nämlid 
— 13,223 », 10,937 4, 11,975 4 und find feitbem noch feiter 
vermindert; 1850,, auf 9973 ,$, 1851/,. auf 9956 „P. 


1) ctenftüde XI. 1. ©. 1829. 


Dritte Abtheilung. 
Die Stände. 





I. Die allgemeinen Stände. 


Bis 1803 hatte das Kurfürftenthum feine allgemeinen, fondern 
nur Provinzial» Stände (Landſchaften). Ihnen machte bie Fremdherr⸗ 
fchaft ein Ende. Nach Abſchüttelung derfelben fuchte die Regierung 
ben alten Zuftand durchweg im Staatd- und Privatredhte, wenigſtens 
dem Grundfage nad) und fo mweit ed ohme zu fihreiende Mißftände 
gehen mollte, wiederherzuſtellen. Mande Wenderungen waren indeß 
undermeiblih, und darunter namentlidy folde, melde die Verfaffung 
und dad Ständeweſen betrafen. Die Vereinigung bed Landes zu 
Einem Königreiche führte, da man Stände haben mollte und mußte, 
von felbft zur Schaffung der allgemeinen Stände ded Königreihd, zu 
beren erfter proviforifcher Berfanmmlung bie fämmtlihen Stände aller 
zum Kurfürftenthume gehörigen Staaten !) auf den 15. December 1814 
berufen tourben. Dabei ward erflärt, daß fünftig alle allgemeinen 
Zanded=- Angelegenheiten, in fofern fie nad ber frühern Berfaffung 
einer Berathung mit- den Ständen beburft hätten, einer Berfamm: 
lung von Ständen aud allen Provinzen vorgelegt und bon biefen 
zum Schluſſe gebradt, die Provinzial-Stände aber, unter etwa nöthig 
oder rathfam werdenden Mopificationen, beibehalten erben follten. 
Letztere wurden jedoch nicht gleichzeitig hergeftellt; vielmehr farb 


1) Worte bed Königlihen VBernfungdpatents, welches an bemfelben Tage 
(12, Auguft 1814) erlaflen wurde, an welchem bie. Erhebung zum Königreiche 
erfolgte. Wctenftüde Bd. I. ©. 1. 
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zunächſt mit der proviforifchen allgemeinen Stänbeverfammlung nidt 
nur über die Zufammenfeßgung, die Rechte und den Gefhäftögang ber 
definitiven allgemeinen Ständeverfammlung, fondern aud über eine 
große Zahl der wichtigſten Gefehgebungd- und Gtaatöhaushaltö- 
Gegenftände verhandelt I). Erft nahdem dic Vereinigung aller Pro- 
binzen zu Einem Staate und die PBereinigung des Steuer- und 
Schuldenweſens aller früherhin getrennten Provinzial-Caſſen erfolgt, 
fo wie der Grundfat, daß alle dad ganze Land betreffenden Ange: 
legenheiten nur mit der allgemeinen Ständeverfammlung zu berathen 
feien, mit Zuziehung der proviforifhen Ständeverfammlung feftgeftellt 
torden var, wurden durch landeöherrliche Reſcripte vom 19. October 
1818 die Provinzial-Landſchaften unter den bom Regenten nöthig 
erachteten Mobificationen wieder ind Leben gerufen, und darauf ber 
proviforifhen allgemeinen Ständeverfammlung durch ein landeöherrliches 
Reſcript vom 5. Januar 1819 die Entſchlüſſe des Regenten über 
die Einrihtung und die Rechte der künftigen allgemeinen Stänbeber: 
fammlung mitgetheilt. Gegen bie darin borgezeichnete Bildung der 
Ständeverfammlung, indbefondere gegen dad Zweikammerſyſtem, zumal 
beim Mangel der Deffentlichkeit, gegen die erbliche Stimmberehtigung 
der Majoratöherren, gegen bie zu geringe Vertretung des Grund— 
befitge® in zweiter Cammer, und gegen bie Mitgliedfhaft des Prä- 
fibenten unb ber Räthe des Schatz-Collegiums, madten die probifori= 
ſchen Stände zwar Borftellung; allein der Regent nahm darauf in 
den Hauptpunften feine Rüdficht, fondern Löfete am 26. October 1819 
bie proviforiihe Ständenerfammlung auf, erließ am 7. December 
beöfelben Jahres dad befannte Patent über bie Verfaffung des König- 
reich8, wobei die oben erwähnten Beltimmungen feftgehalten waren, 
und berief die erfte bdefinitine Ständeperfammlung auf ben 28. Decem⸗ 
ber 1819. Was bei diefem Berfahren in der Korm auffällt, ift, daß 
bad Nefeript vom 26. October 1819, welches neben ber Auflöfung 


I) Zu den tetgteren gehörte befonders die Vereinigung aller Provinzial⸗ 
Laften und Schulden, fo wie die Einführung einee altgemseinen Steuerfpftem®. 
Staatshaushalt I. S. 331. 


_B_ 


ber probiforifhen Stände aud die Gründe der Entfhliefungen bes 
Negenten ausſprach, an die Probinzial-Landfhaften gerichtet Mar, 
ungeachtet dabei ausdrüdlid; erflärt wurde, daß biefe nicht auf eine 
Provinz ſich befhränfende Angelegenheit nicht zur Berathung der 
Provinzial: Stände gehöre. Als Motiv ward angegeben, daß zu 
einer ferneren Berathung mit der proviforifhen Ständeverfammlung 
über diefen Gegenftand fein Anlaß vorgelegen habe, ba bderfelbe in 
feinen Hauptbeftimmungen ald unwiderruflich befdloffen anzufehen, 
und daher ein andrer Erfolg ald ber erzielte von neuen Berathungen 
nicht zu erwarten geweſen fei. Der neuen allgemeinen Stänbever- 
fammlung wurde jedody fofort bei ihrem Zuſammentritt von ben 
Beihlüffen und Gründen der Regierung und von ben Eröffnungen 
an die Provinzial-Etände Kenntniß gegeben, worauf fie mit einer 
Danfadreffe antmwortete }). 

Die proviforifhen Stände hatten nur eine einzige ungetrennte 
Berfammlung gebildet; die Stände nadı der Verfafiung von 1819 
beftanden aus zwei Gammern, von welchen bem bei weitem größten 
Theile nad die erfte aud Abgeordneten der Nitterfchaft, die zweite 
aus Abgeordneten der Städte beftand. Zwar gab die Verfaſſung aud) 
zwei Abgeordneten des Landes Hadeln und Einem Abgeordneten der 
Flecken und Freien der Grafſchaft Bentheim, ſo wie 20 nicht zur 
Ritterſchaft gehörigen Deputirten der freien Gutsbeſitzer Sitz in ber 
zweiten Gammer; allein es beſchränkte fid nicht nur dies Repräfen- 
tationsrecht der Freien auf Diejenigen, melde auf den Provinzial-Land⸗ 
tagen zur Stimmführung zugelaffen waren, fondern ed wurden auch 
vorerſt weder die Freien in der Graffhaft Bentheim bei den Wahlen 
zugezogen, noch die Deputirten der Hoha- und Diepholzſchen Freien, 
fo meit fie nit in ber Rittermatrikel ftanden, und eben fo wenig 
bie Deputirten der Galenberg - Grubenhagenfhen, der LZüneburgfchen 
und der Hildeöheimfhen Freien berufen, teil deren Verhältniffe noch 
nicht geregelt waren. Erft 1829, ald die Stände darauf drangen, 


N) Xctenftüde Bb.1. ©. 1, 30, 49, 53, 65, 68, 75, 86, 91; 1.1.8. 1—36. 
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wurden bie erforderlihen Anordnungen zur Vertretung ber freien 
für Hildesheim und Galenberg-Grubenhagen getroffen und für Bente 
heim eingeleitet. Hinſichtlich der übrigen aber erfolgten fie erft, als 
1831 die NRepräfentation der Grundbefiger in zweiter Cammer über: 
haupt auögebehnt ward, indem auf einen bon Ständen erieiterten 
Antrag der Regierung für die Zufunft Abgeordnete deö gefammten 
biöher nody nicht vertretenen, ſowohl freien ald pflidtigen Bauern: 
ftanded berufen wurden ), Dad Staatögrundgefeg von 1833 
änderte in der Zufammenfegung erſter Cammer nichts Erhebliches, 
da Stände auf die von der Regierung vorgefhlagene Bildung einer 
aus erbliden Majoratöherren beftehenden Cammer nicht eingingen; 
berief dagegen in ziveite Cammer ein die Zahl der ftädtifhen Depu— 
tirten (36) mod) überfteigende Anzahl (38) von Abgeordneten der nicht 
ritterfhaftlihen und nicht ftädtifchen Grundbefiter (der Freien und deö 
Bauernftanded). Das Verfaffungsgefeg von 1840 ließ die Zufam: 
menfegung der Gammern in der Hauptſache unberührt; die einfluß- 
reichfte Aenderung war, daß ed die Schatzräthe, welche dad Grund» 
geſetz befeitigt hatte, wieder in die Cammer bradte 2). Das Berfafs 
fungögefeg von 1848 dagegen bildete die erjte Cammer gänzlid) 
um, indem eö die ritterfchaftlidien Deputirten als folde völlig aus: 
fhied, und eine Vertretung der Hauptrihtungen und Intereffen des 
Lebens der Jetztzeit (des größern Grundbeſitzes, des Handels⸗ und 
Gewerbeſtandes, der Kirche und Schule, und des Standes der Rechts— 
gelehrten) ſchuf, ſo wie die Beſtimmung traf, daß die Cammer unagauf— 
löslich ſein, jedoch, ſo viel die gewählten Mitglieder betreffe, alle drei 
Jahre zur Hälfte erneuert werden ſolle. In ber zweiten Cammer 
aber fetzte die Verfaſſung, unter Vermehrung der Zahl der ftädtifchen 


t) Mctenftüde III. 4. ©. 229, 479: 11. 5. €. 93: I. 6. ©. 237, 715. 
Bekanntmachung vom 7. und 31. Decbr. 1829; Verordnung vom 22. Febr. 1832, 
und Ausfchreiben der Landdroſteien Dönabrüd und Stade vom 2. März 1832, 

2) Die vorbehaltene Vermehrung der Abgeorbnetenzahl anf 37, dur Ver— 
leihung des Rechts an die Stadt Hannover zur Wahl zweier Deputirten, erfolgte 
im März 1848. 
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Abgeordneten auf 38, an die Stelle der 38 Deputirten der Grund⸗ 
befiger 41 Abgeordnete der Landgemeinden und ber zur Wahl ſtädti⸗ 
fher Deputirten nicht beredtigten Städte und Flecken, und erveiterte 
ſowohl dad Wahlreht ald auch die MWählbarkeit für alle Abge- 
ordnete). 

Mas die Rechte der Stände angeht, fo fagte dad Patent von 
1819 (8. 6), daß fie im Mefentlichen dieſelben Rechte auszuüben 
haben follten, welche früher den einzelnen Probinzial-Landfchaften und 
zuletzt der probiforifhen Ständeverfammlung zugeftanden hätten. 
Namentlid; hervorgehoben wurde dad Net der Verwilligung und 
Mitverwaltung der Steuern, dad Recht der Zuratheziehung bei zu 
erlaffenden allgemeinen Zandeögefegen, und dad Recht, Vorftellungen 
über die zu ihrer Berathung gehörigen Gegenftände an den Landes— 
herrn zu bringen. Diefe Rechte find in den fpäteren Berfaffungs- 
gefegen wohl mit andren Worten bezeichnet, aber in weſentlichen 
Punkten faum geändert. Dad Grundgefel erweiterte zwar ben 
Wirkungskreis der Stände, nicht aber ihre Rechte, fchräntte 
diefelben vielmehr ein und würde dies befonderd hinfichtlid; des Bewil— 
ligungsrechts noch mehr gethan haben, wenn feine Vorfchriften volls 
ftändig zur Ausführung gefommen twären ?). Dad Berfafjungdgefetz 
von 1840 ftellte ungefähr den Zuftand vor 1833, und dad Ver— 
faffungögefeg von 1848 ben Zuftand der Jahre 183%/,, wieder her 3). 
Obwohl das Patent von 1819 den Worten nad) bei der Gefet- 
gebung den Ständen nur dad Recht der Zuratheziehung gab, fo 
äußerte fi doch deſſen Wirkſamkeit in gleicher Weiſe wie das durch 
die ſpäteren Verfaſſungsgeſetze ihnen beigelegte Zuſtimmungsrecht 9. 


1) Actenſtücke IX. 1. ©. 1164. 

2) Gründlihere Belehrung giebt die Vertheidigung des Staatögrundgefetes 
©. 165 folg. 

3) Weber die Abweichungen f. Staatöhaushalt I. ©. 30. 

4) Vergl. 3. B. wegen der Verordnung über bie Fortdauer ber proiforifchen 
Steuern von 1817, Actenftüde Bb. II. ©. 211, 212; wegen bed Geſetzes über 
die Einfommenfteuer von 1817, Actenflüde Bb. IH. ©. 276, 277; wegen ber 
Militairgerichte, daſ. Bd. I. S. 348, auch unten 7. Abtheil. Abfchn. 1. AZ 1.1. 
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Bon der Ynitiative bei der Geſetzgebung durch Aufftellung förmlicher 
Geſetzentwürfe hatten Stände, obwohl fie ihnen durch dad Patent 
von 1819 nicht ausdrücklich eingeräumt war, dennoch in einzelnen 
Fällen Gebraud gemadt; von 183%,, übten fie dieſelbe nit, unge: 
achtet dad Grundgeſetz $. 88 fie ihnen zugefprocen hatte. Dagegen 
übten fie biefelbe einige Male mährend der Herrſchaft bed Ber: 
faffungögefetzes von 1840, wiewohl biefed fie ihnen verfagte; und die 
Regierung ftand nicht an, die von Ständen vorgelegten Entwürfe zu 
fanctioniren 1). Ueber die Ausübung ded Bewilligungsrechts haben 
Stände don jeher mit großer Sorgfalt, ja Eiferfucht gewacht, vor- 
nämlidy aber dann, wenn ihm eine Schranfe gezogen werden follte. 
Bon Anfang an mar ed keineswegs auf die Steuern befchräntt, 
fondern wurde unbebenflid in gleihem Make wie bei den Einnah— 
men, fo aud bei den Ausgaben angewandt. Selbft die Verfügungen 
der Regierung über die Königliche Caſſe in den Zeiten der Caſſen— 
trennung Maren nit ganz unabhängig von dem ftändifhen Bewil- 
ligungsrechte, und fonnten ed nicht mehr fein, feit die Königliche 
General-Caſſe ihre Ausgaben zu beftreiten außer Stande und daher 
von der General-Steuer-Caſſe Zufhüffe in Anfprud zu nehmen 
genöthigt war 2). Endlich dad Petitiondredht der Stände ift in den 


A. von dem Mititair-Juftizmefen; wegen bed Militair-Aushebungsgefehed, Acten— 
ftüde I. 1. ©. 131 und II. 2. ©. 132. MVertheidigung S. 205. — Im Jahre 
1846 lehnten die Stände es ab, der Negierung bie Befugniß zu authentifcher 
Erklärung von Tarbeftimmungen zu ertheilen, 1850 und 1853 gaben fle ihr die» 
feibe. Actenftüde VII. 1. ©. 1225; XI. 1. ©. 2169; XI. 5. ©. 1006. 


1) Zu Umgehung des Verbots rüdten Stände ben ganzen Entwurf in ihr 
Schreiben ein. Beifpiele 1) von Gefeentwürfen, welche die Stände aus eigner 
Bewegung aufftellten und vorlegten: 1824 die Gefegentwürfe über die Mortis 
fication landichaftliher Obligationen, und über die Zegitimation bei Namen— 
obligationen, Actenftüde II. 5. S. 227, 241; 2) von Geſetzentwürfen, welche die 
Stände flatt der vom Minifterium vorgelegten aufftellten: zum Ablöfungdges 
fee von 1831, Uctenftüde II. 6. S. 685; zum Geſetze von 1842 über die Be— 
ftätigung ber Gontracte, Actenftüde VII. 1. ©. 841; zum Geſetze von 1846 
über die Verwendung der Schuldentilgungämittel, Actenftüde VII. 3. S. 1039. 


2) Beifpiele für bie vorhergehenden Sätze, aus der Zeit der proviforifchen 
Ständeberfammiung : Bewilligungen für den Fürft-Bifchof und die Lanbeöbebdienten 
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Berfaffungägefegen von 1819, 1833, 1840 und 1848 faft ganz 
gleihmäßig beftimmt geweſen; und wenn etwa dad Verfaſſungsgeſetz 
bon 1840 die Abficht ed einzuengen gehabt haben follte, dadurch baf 
ed daöfelbe nicht ausdrücklich (wie die Gefege von 1833 und 1840) 
hinſichtlich aller Zanded- Angelegenheiten einräumie, fo wurde wenig— 
ftend der Zweck nicht erreicht; benn ed möchte ſchwerlich ein Beifpiel 
aufzufinden fein, daß von 1842/,; die Stände beöfvegen eine Vor- 
ftellung in irgend einer Zanded-Angelegenheit unterlaffen hätten, teil 
fie ſich verfaffungsmäßig dazu nit befugt gehalten. 

Die Ausgaben für bie allgemeinen Stände beftehen in den Befol- 
bungen der ftänbifchen Beamten, ben Büreaufoften und den Diäten 
und Reifefoften der Abgeordneten zur Ständeverfammlung. 


1. Befoldungen. 


Die ftändifhen Beamten, welche nicht Mitglieder der allgemeinen 
Ständeverfammlung find und Befoldung aus ber Generals Gaffe 
beziehen, find für jede Gammer je ein General-Eeccretair, ein Regi— 


zu Hildesheim, Actenftüde Bd. II. ©. 109; für die Verwaltungen bon Meppen 
und Emöbühren, daſ. S. 110 und 11.2. ©. 46, 251; für den Emscanal, Staatö- 
haushalt I. ©. 231; aus der Zeit von 1819/33: bie Bemilligung von Benfionen 
für Staatödicner und deren Angehörige, Actenftüde 1.2, ©. 507; II. 3. ©. 89, 
273 (oben S. 9), Bewilligungen für den Militair- Etat, I. 3. ©. 375; IV. 1. 
©. 922, 948, 1014; aud ber Zeit von 1838/35: Bewilligung von Diäten und Heife: 
toften für die Abgeordneten zur allgemeinen Ständeverfammlung, V. 1. ©. 333, 
425: Bewilligung für die ftändifhen Commiffarien beim Lanbeöfhuidenmefen, 
V. 2. ©. 724: aud ber Zeit von 1812/45: Nahbemilligung des Budgets für 
1841/45, Actenftüde VII. 1. S. 607, 802, 1050; Verwendungen aus dem Fonds 
der Steuerverwaltungsfoften, VIH. 3. S. 1240; Memunerirung bon Beamten 
für Wahrnehmung der gerihtlihen und Baugefchäfte bei ben Karrenanftalten, 
daf. ©. 1233, 1241; Zahlung der Koften der MilitairsAugmentation aud ber 
Königlihen General-Caſſe, Staatöhauöhalt I. ©. 14, wo aud nod 
manche andre Belege fi finden, daß Stände ihr Bewilligungsrecht nie auöge- 
dehnter und fchärfer übten ald 1842/48, mo die Regierung ihm beftändig Schranken 
zu fetzen fuchte. Auch bie neuefte Zeit hat e6 beftätigt, daß die Stände ihr 
Bewilligungérecht fofort auf das eiferfüchtigfte üben, wenn die Megierung e6 
irgend fchmälern zu wollen Miene macht, im entgegengeletgten Kalle aber mit 
ber äußerſten Willffährigfeit zu Werfe gehen; 3. B. Actenflüde XI. 4. ©. 960; 
il. 5. ©. 925. 
Lehzen, Staatöhaudhalt. IL. 4 
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ftrator, ein Gehülfe deöfelben und ein Pedell. Ihre Zahl beträgt 
überhaupt alfo acht. Die Regiftratoren und Regiftraturgehülfen find 
zugleich Ganzliften. Die Gefhäftd-Orbnung für die allgemeine Stände— 
berfammlung (vom 7. Februar 1850, 88. 4—T) enthält Beftim- 
mungen über ihre Dienftverhältniffe. 

Die Nothivenbigkeit bleibender General-Secretaire wurde fhon 
von der proviforifhen Ständeverfammlung erfannt und ihre An— 
ftellung durch das beim Eintritte der Berfaffung von 1819 erlaffene 
Gefhäftsreglement ausgeſprochen. Cie wurden damald und werden 
no jetzt durch Wahl der Cammern beftellt, find ald folde Mit: 
glieder ded Schatz-Collegiums, dürfen aber fein andres Geſchäft 
betreiben, durch welches ihre dienftlihe Stellung, Unabhängigkeit ober 
Ihätigfeit leiden fann. Ihr Gehalt wurde anfangs auf 2500 „P 
Gonv.- Münze beftimmt, 1832 aber für die Zukunft auf 2000 „P 
herabgefeßt }). 

Als Subalterne wurden 1820 ein Regiftrator, welcher zugleich 
Stellvertreter der General » Secretaire und Secretair des Schatz⸗ 
Collegiumd war, zwei Ganzliften ald Gehülfen beöfelben, zwei Gopiiften, 
die gleihfalld Dienft beim Schatz-Collegium zu verfehen hatten, und 
zwei Pedellen angeftellt. Nachdem jedoch 1834 dad Schatz-Collegium 
aufgehoben und der Secretair desſelben beim Finanz-Miniſterium 
angeſtellt war: ſo wurde 1835 auf Antrag und mit Genehmigung 
der Regierung von Ständen beſchloſſen, ihn ſeiner Dienſtleiſtungen 
bei der allgemeinen Ständeverſammlung ganz zu entheben, die 
Stellvertretung der General-Secretaire aber beſondern, vom Mini— 
ſterium zeitweilig beauftragten und aus der General-Caſſe remunerirten 


1) Actenſtücke Bb. I. ©. 39, 46, 81, 95: Bd. I. ©. 235, 238; IV. 1. 
S. 479, 532; Verf.Geſetz v. 1848, 8. 100: Geſetz, über bad Schatz-Collegium 
v. 12. Sept. 1848. Dem zeittgen General-Secretair zweiter Cammer, Schatzrath 
Merkel, ift jedoch wegen feiner auögezeihneten Dienftieiftungen, feit 1848, 
eine perfönliche Beſoldungézulage beigelegt. Actenſtücke IX. 1. S. 1037. Was 
1819 über die Benflonirung etwaiger Wittwen der Beneral-Secretaire beftimmt 
wurde, hat für die Zufunft feine Wichtigfeit mehr. Actenftüde Bd. 1. ©. 81, 95; 
IX. 1. ©, 1037. 
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Hülföbeamten anzuvertrauen. Diefe Einrichtung ift ſeitdem beibehalten 
und durch die Gejchäftd-Orbnung von 1850, 8. 6 näher geregelt. 
Die ftändifhen Regiftratur- Arbeiten wurden 1835 den beiden bid« 
herigen Gehülfen übertragen, und zu ihrer Unterſtützung zwei Copiiſten 
angeftellt, da die früher angeftellten gegen die urfprünglihe Beftim- 
mung ganz an dad Schatz-Collegium übergegangen und nad) deſſen 
Aufhebung anderweit vertvandt waren. Späterhin find die Copiiſten 
zu Ganzliften und Wegiftraturgehülfen befördert. Hinſichtlich aller 
Subalternen aber wurde 1842 beſchloſſen, daß fünftig Keiner der- 
felben ohne ftändifche Genehmigung einen andren öffentlihen Dienft 
übernehmen folle ?). Die etatmäßigen Befoldungen betragen jeht für 
jeden Regiftrator 700 „PB (woneben die beiden zeitigen Angeftellten, 
in Rüdfiht auf ihre eifrige und umſichtige Dienftführung und um 
ihre Hingebung zu erhalten, eine perfönlicde Zulage geniefen); für 
jeden Negiftraturgehülfen 500 »P, und für jeden Pedellen 300 .$ 
nebft freier Wohnung im Ständehaufe oder einer Entfhädigung von 


50 22). 
2. Büreaukoſten. 


Bid zur eriten Gafjen- Bereinigung waren die Büreaufoften, 
jedoch einfhlieflih der Auögaben für Heizung und Erleudtung bed 
landfhaftlihden Hauſes, worin neben der allgemeinen Ständever⸗ 
fammlung aud die damalige Eigenthümerin, die Calenberg «Gruben 
hagenſche Landfhaft, ferner dad Schatz-Collegium und die Generals 
Steuer: Caffe Sitz hatten, auf jährlidy ettva 8000 „P geftiegen. Für 
183%/,, wurden 12,000 44 veranfchlagt, indem die Koften der Ber: 
öffentlihung der ftändifhen Verhandlungen durd die Hannoverſche 
Zeitung mit 4000 hinzugeſetzt wurden 3). Durch den hohen Betrag 


1) Kctenftüde II. 1. ©. 46 — 50: 11.2. ©. 131; V.3. ©. 4, 265, 280; 
VIII. 1. ©. 1042. 
2) Actenftüde IV. 1. S. 950: V. 3. ©. 270, 387; VII. 1. €. 935, 1042; 
IX. 1. ©. 1249; Xl. 1. ©. 1829. 
3) Actenftüde V. 4. ©. 4. 
4* 


52 


veranlaßt, ließen die Stände von ben General-Eecretairen einen 
Erfparungdplan entiverfen, ben fie annahmen und in deſſen Folge fie, 
unter Verweiſung der Heizungs- und Erleuhtungdfoften mit etwa 
1000 4 auf die Büreaufoften der General» Gaffe, von 1835/,, an 
bie Bofition auf 6500 „B ermäßigten; indem nämlid für dad Inventar 
200, die Bibliothet 250, den Drud der Actenftüde 900, fonftige 
Drudkoften und Buchbinderlohn 500, Screibmaterialien 450, Copia- 
lien 900, Porto und Inögemein 174, fo ie für etivaige Ueber— 
fhreitungen und zur Abrundung 626 „P, für die eigentlihen Büreau- 
Ausgaben alfo 4000 „P, ald Zufhuß für die Hannoverſche Zeitung 
wegen ber Beröffentlihung der ftändifchen Berhandlungen aber 2500 »$ 
angejeßt wurden. Bei Wiedertrennung der Caſſen wurde der Zuſchuß 
für die Zeitung auf die Königlihe General-Eaffe gelegt, jedoch von 
18423 an für diefen Zweck wiederum 1000 4 unter die ftändifchen 
Büreaufoften aufgenommen. Seit 1848 mußte aber der Büreau- 
foften=- Anfchlag erſt auf 9000 „PB und dann auf 12000 „PB erhöhet 
tverden. Da jedoch aud hierbei nur auf eine etwa viermonatliche 
Dauer der Etändeverfammlung gerechnet ivar, fo mußten die Aus- 
gaben ſich meit höher belaufen, wenn die Ständeverfammlung, ie 
3. B. 1849/,,, erheblid; länger twährte. Die Steigerung der Ausgaben 
ift hauptſächlich durch Vermehrung der Koften für die Veröffentlihung 
ber ftändifchen Verhandlungen und in geringerem Grade aud für den 
Drud der ftändifhen Actenſtücke herbeigeführt. Anlangend nämlich 
ben erjteren Gegenitand, fo wurden im Jahre 1848 ausführlidere 
Berichte über die Cammer-Verhandlungen auf Grund der von Schnell: 
fhreibern gemachten Aufzeihnungen in der Kannoverfhen Zeitung 
veröffentliht; von 1849 an ward ftenographifhe Aufzeihnung ber 
Verhandlungen und beren vollftändiger Abdrud in einem befondern 
Landtagsblatte beliebt. Won diefer Toftfpieligen Mafregel ging bie 
erfte Gammer fhon am 3. Januar 1850, die ziveite vom 21. Februar 
1851 an wieder ab, zumal die ftenographifchen Mittheilungen den 
Ermwartungen der Mehrzahl durhaus nicht entfprahen. Statt ihrer 
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wurde bie frühere Art der TIER und Veröffentlichung wieder 
eingeführt 1). 

Die Koften der Beröffentlihung der ftändifhen Verhandlungen 
betrugen 2) 


1848 .... = 3848 P oder für jeden Situngdtag rund 48 9 
1849/;0 
für erſte Cammer 59144 » v m " " 23 u 
n zteite — 09927 m nn m " " "38 
zufammen — 15,841 61.8 
1851 | 
für erſte Cammer 2100 » nm m ” ” " 20 ⸗ 
zweite—⸗ 2870 vv u m " v " 27 
zufammen — 4970 „$ 418 
1852 
für erſte Gammer 80T vr nm m " " ) 18 * 
» zweite „ 1033 u u " " "» 21 
zufammen — 1930 »P 39 2. 


Die Koften für den Drud der ſtändiſchen Actenſtücke find in den 
einzelnen Jahren je nah Dauer der Diäten, fo fie nah Umfang 
der Vorlagen und ihrer Behandlung fehr ungleich. Sie haben 3. 8. 
betragen: 


18190....... — 235145, 
JJ ERTEILEN — 1770 » 
J ee sec — 1218 , 
De een — 1066 » 


I) Vergl. auch fländifhe Beihäfts- Ordnung vom 7. Februar 1850, 8. 94 
unb 95. 

2) Nach Abſatz ded Erlöfes für verkaufte Landtagäblätter, jedoch mit Aub— 
nahme derer, welche 1849 und 1850 bie Hannoverſche Zeitung erhielt und ihren 
Abonnenten umentgelttih zugab. Denn obwohl biefe von ber Zeitung bezahlt 
wurden, fo fann beren Preis doch nicht mit in Anrehnung fommen, meil er 
aus dem Bürkaukoſten-Fondé der Minifterien, aus welchem bie Zeitung Zus 
fhuß erbielt, bezahlt wurde. Actenſtücke XI. 1. ©. 1830; XI. 2. ©. 273. 
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durchſchnittlich alſo im Jahre — 1600 »B oder 700 „P über ben 
Anihlag von 183535. Ein Theil der Koften wird durch Berfauf 
von Exemplaren (jet in Commiffion der Helwing'ſchen Hof-Bud- 
handlung zu Hannover) gedeckt. Nach den 1835 gefaßten ſtändiſchen 
Beſchlüſſen follen nämlich von den Actenftücden jeder Diät 1000 Exem⸗ 
plare gedrudt, davon 250 für die Etände zurüdbehalten, und bie 
übrigen, zum ®reife von 1 ,P für dad Exemplar, verkauft werden I). 


3. Diäten und Reiſekoſten. 


Mährend der propiforifhen Ständeverfammlung von 181%/,9 
erhielten die Mitglieder derfelben Erfatz der aufgetvandten Reiſekoſten 
und, je nahdem fie außerhalb oder in Hannover wohnten, täglid 4 
oder 2,P Gaffen- Münze Diäten. Für die Zufunft wollte die Regie: 
rung bied nicht fortdauern laffen, fondern die Abgeordneten wegen 
ihrer Entfhädigung an die Wahlförperfchaften verteifen, ungeachtet 
die Stände dad Gegentheil dringend wünſchten und mindeftend bie 
Berilligung einer Pauſchvergütung für jede Diät von bezichungsteife 
100- oder 300 .P für jeden Deputirten, je nachdem er in oder außer: 
halb Hannover ohne, beantragten 2). Im März 1822 befchloffen 
bie Stände, den außerhalb Hannover wohnenden, nicht perfönlid) 
bereditigten Abgeordneten Diäten und Neifefoften aud der Landes— 
Caſſe zahlen zu laffen, allein die Regierung verfagte ihre Genehmigung, 
indem fie ald Folge der Diätenzahlung angeblich theild eine bedeutende 
Verlängerung ber Dauer der ftändifhen Verfammlungen, theild eine 
zu erhebliche Belaftung der Landes-Caſſe fürdtete, melde fie um fo 
weniger geftatten könne, ald Stände unmittelbar vorher zur Er- 


1) Actenftüde V. 3. ©. 312. Vergl. ftändifhe Gefhäfts- Ordnung bon 
1850, 8. 93. 

2) Mctenftüfe Bb. I. S. 10, 56, 84, 96; I. 1. ©. 16. Im Jahre 1821 
bemwilligte die Regierung den nad einer ®ertagung wieder berufenen Abgeord» 
neten Meifefoften aus der Landes-Caſſe; dieb erregte anfangs bei den Ständen 
Bedenken, weil ohne ihre vorgängige Zuftimmung feine Ausgabe verfügt wer: 
ben bürfe: doch hielten fle e8 ausnahmämeife nachträglich genehm. Actenſtücke 
II. 2. ©. 326, 544, 564. 
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leichterung der Steuerpflihtigen den Beitrag zum Militair-Etat um 
jährlih 100,000 4 heruntergefeßt hätten 1). Als aber am Schluſſe 
ber Diät von 1831 Stände ihren Antrag erneuerten, genehmigte ihn 
die Regierung 2) für die Dauer des vierten Landtags, für die Zukunft 
aber nur toiderruflid und unter ber Bedingung, daß ben in Hannover 
wohnenden Deputirten die Hälfte ber Diäten für die auswärts woh— 
nenden, alfo 1%, „PB gezahlt würden. Died Letztere Ichnten Stände 
ab, indem fie die Diätenzahlung nur als eine Entfhädigung für 
Koftenaufand, nicht ald Belohnung für Arbeit betrachtet foiffen 
wollten, wohl aber auch die veritärkte und erfolgreichere Beiverbung 
von Bewohnern der Stabt Hannover fürdten mochten. Den bei 
den Verhandlungen über die ſtändiſche Geſchäfts-Ordnung in Gemäß— 
heit ded Etgatögrundgefetzed erneuerten Antrag genehmigte nun zwar 
die Negierung für den nädjften (fünften) Landtag, forderte aber über 
die dauernde Regelung biefer Sache weitere Vorſchläge von ben 
Ständen, indem fie dabei zu deren Erwägung ftellte, ob nit etiva 
zur Verhütung eined zu großen Koftenauftwanded ein höchſtes Maß 
feftzufeßgen fein mödte. Hierauf einzugehen fanden wieder die Stände 
Bedenken, und fo blieb eö vorerft für die Dauer bed fünften Landtags 
dabei, daß alle nicht durch ihre Geburt oder Amtöverhältniffe berech— 
tigten und niht am Drte der Verſammlung wohnenden Deputirten 
an Reiſekoſten, einſchließlich der Meifediäten, 1 .P 8 ggr für jebe 
Meile, und an täglihen Diäten 3 »P erhalten, bie Wahlcorporationen 
aber ferner feine Bergütung mehr zahlen follten 3). Nach Aufhebung 
des Grundgeſetzes beantragte der König und genehmigte die Stände: 
verfammlung für die Dauer bed ſechsten Landtagd Zahlung von 


1) Actenftüde U. 3. ©. 239; I. 4. ©. 344. 


2) unter Hervorhebung des Grunde, daß bei ber neuerlich eingetretenen 
Erweiterung des Wahlrechtö die Unbilligfeit, welche ehemals gegen bie Steuer- 
pflichtigen in der Diätenzahlung aus der Landed-Caſſe gelegen haben würde, 
jetzt nicht mehr Statt finden mwerbe. 


3) Actenftüde IH. 6. ©. 721: IV. 1. ©. 98, 539; V. 1. ©. 66, 333, 425, 
V. 2. ©. 192. 
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Reifekoften und Diäten nad ben 1834 feftgeftellten Grundfägen. Taf 
Gleiches aud) für die Folge gefchehen folle, wurde auf ſtändiſchen 
Antrag fogar in das Wahlgefeg von 1840, $. 15 aufgenommen }). 
Ungeachtet nun dies letztere 1848 befeitigt, und fveder in dem Wahl- 
gefege vom 26. Dctober 1848 noch fonft eine ausdrückliche Vorſchrift 
barüber gegeben ift, fo wird doch nod immer nah ben 1834 
getroffenen Beftimmungen verfahren, nur mit der Ausnahme, daß feit 
1848 die Reifekoften für die Meile auf 8 ggr, wenn bie Abgeordneten 
die Eifenbahnen zur Reife benutzen können, fonft aber auf 16 ggr 
herabgefetzt find 2). In neuerer Zeit ift die Bewilligung von Diäten 
für die im Hannover und deſſen nächſter Umgegend wohnenden Abge- 
ordneten zwar einige Male, befonderd in zweiter Gammer, zur Sprade 
gebracht, indeß nicht befchloffen, teil der Grundſatz, daß durch bie 
Diäten nur Erfatz für vermehrten Koftenauftwand, nicht für etwaige 
Eriverböverfäumniffe, und feine Vergütung für Arbeit geleiftet erben 
folle, fortwährend als richtig betradhtet, außerdem aber auch die Be- 
forgniß gehegt wird, daß die Diätenbetwilligung für Bewohner ver 
Stadt und Umgegend ungefähr diefelbe Wirfung, ald die Bermweifung 
ber Abgeordneten wegen ihrer Entfhäbigung an die Wahltörperfcaften, 
haben fönne, die nämlih, daß zur zweiten Cammer mehr nod ie 
jet vorzugsweiſe in der Reſidenz und deren Nähe wohnende Ber- 
fonen zu Abgeorbneten würden erwählt werben, was leicht eine nach— 
theilig-einfeitige Richtung der Stände zur Kolge haben fönnte. 

Die Ausgaben an Diäten und Neifetoften für Ständemitglieder 


haben betragen: alfo in jedem Dauer der Durchſchnittl. 
Rechnungsjahre Diäten Koftenbetrag 
durchſchnittlich in dieſer für ſeden Tag 

Pe riode 

in den 3 Jahren v. 1. Juli 18%/ — 113,07123 37,690 429 Tage 264 (faſt) 

„oe4 » + IB = 828522, 20,713, 318 » 2601, 

Pe u | „ see» 1841/48 = 226,0412/3 32,263 725 » 305 (faft) 

„4 »r + Bin = 180,6681/, 45,167 519 » 348 


1) ctenftüde VI. 1. ©. 56, 80; VI. 3. S. 432, 464, 606. 


2) Actenftüde IX. 1. ©. 1069, 1121. Vergl. aud VII. 1. ©. 498, 534 
als authentifhe Erklärung über die Diätenzahlung für Sonn» und Fefltage. 
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Dabei ift zu berüdfihtigen, daß in den Zeiten der Berfaffungd- 
wirren bon 1837/,, viele Abgeordnete, befonderd zur ziveiten Cammer, 
zu fehlen pflegten, und daß feit 1849 nit nur die Zahl der zum 
Bezuge von Reiſekoſten und Diäten beredtigten Abgeordneten ſich 
vermehrt hat 2), fondern durchſchnittlich auch weniger ald font Be- 
mwohner der Stadt Hannover und ihrer Vorftäbte gewählt worden 
find, und endlich; während der Vertagung zahlreihe Commiffionen ihre 
Arbeiten fortzuſetzen pflegten. 


4. Laften des Ständehaufes. 


Obwohl diefe Rubrik jetzt nit mehr im Budget vorfommt, fo 
wird doch zur Erläuterung aus ber Vergangenheit hier Einiged an— 
zuführen fein. 

Die proviforifhe Ständeverfammlung hielt in Ermangelung 
eined andren geeigneten Gebäudes ihre Sigungen im Königlichen 
Scloffe. Da aber diefe Einrihtung dauernd nicht beibehalten wer— 
den konnte, fo ward, um den durch das Patent von 1819 ind Leben 
gerufenen Ständen, fo wie den ftändifchen Behörden ein angemeffenes 
Unterfommen zu fhaffen, dad der Calenberg = Grubenhagenfhen Land» 
ſchaft gehörige, 1809 theiltveife niedergebrannte Gebäude mit Hülfe 
des nod) verfügbaren Iheild der Brandcaffengelder (etwa 21,000 . 
Gaffen-Münze) und eined Zuſchuſſes aus der Generals Steuer :Caffe 
(von etwa 15,000 „B) in den Zahren 1816/,, wieder in Stand 
gefetzt. Die Calenberg-Grubenhagenſche Landſchaft behielt dad Eigen- 
thum und, fo meit ed ohne Schmälerung ded Mitgebrauchs der allge- 
meinen Stände gefhehen konnte, aud dad Benutzungsrecht; das 
Schatz-Collegium aber, welches von 1820 an nebft der General: 


1) Die Zahl der Abgeordneten, melde, wenn fle außerhalb Hannover 
wohnen, auf WReifetoften und Diäten Anfpruh haben, betrug nad ben vers 
i i 
faffungsgefeglihen Beſtimmungen a a 


für erfte Cammer................. 37 36 57 
» MO 06 01000000 n000 00. 82 82 19 


überhaupt.... 119 118 136. 
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Steuer-Eaffe gleihfalld in dem Gebäude untergebradt war, wurde 
mit der Aufſicht über dasfelbe beauftragt. Als 1831 die Mitglieder: 
zahl der zweiten Cammer fid vermehrte, die Zulaffung von Zuhörern 
bei den Verhandlungen für die Zufunft in Ausſicht ftand, und aud) 
übrigens die Raumbedürfniffe, zumal für die Gafje, ſich vergrößer: 
ten, mußte man zu einer Erteiterung bed Gebäudes fchreiten, melde 
in ben nädften Jahren mit einem Auftwande von mehr ald 40,000 ,P 
ausgeführt wurde I). Bei Auflöfung des Schatz-Collegiums 1834 
ging die Aufiihtöführung an die General» Secretaire der allgemeinen 
Stände über. Nah Herftellung des Schaf: Eollegiumd 1841 follte 
fie diefem wieder übertragen erden; allein die Calenberg-Grubenha— 
genſche Landſchaft widerfprah nicht nur, ſondern beftritt fogar dem 
Schatz-Collegium die fernere Mitbenutzung des Hauſes, und nahm 
für ſich ſelbſt größere Räumlichkeiten in Anſpruch. Dieſe und ähn— 
liche Streitigkeiten, welche ſchon früher mit der Calenbergſchen Land⸗ 
ſchaft entſtanden waren, veranlaßten auf Wunſch der Ständevers 
ſammlung Unterhandlungen über die völlige Abtretung des Hauſes 
an die allgemeinen Stände, welche denn auch zu dem gewünſchten 
Ziele führten. Das Gebäude nebſt allem Zubehör ward für den 
Preis don 65,000 »$ Gold, von 1845 an, Eigenthum der Stände. 
Kun erhielt wieder dad Schatz-Collegium bie Auffiht und Eorge 
für daöfelbe, und behielt diefe auch nad} feiner Neubildung auf Grund 
des Geſetzes von 1848. Doch wurden von 1851/,, an bie Koften 
ber baulichen Unterhaltung tvie. bei andren Staatögebäuden auf ben 
Landbau-Etat, die fonftigen Ausgaben für dad Haus aber auf ben 
Büreaufoften» Fondd ded Schatz-Collegiums gelegt ?). 


1) Behuf des Baues wurde ein Meiner Platz erworben; zwei anftoßende 
Bärten waren fchon früher zugekauft. Metenftüde II. 3. ©. 188, 202; IV, 1. 
©. 134. 

2) Actenſtücke von 181/ Bd. I. S. 96; Bd. II. ©. 167; Bb. II. ©. 19; 
III. 3. ©. 188, 202; Ill. 6. ©. 607, 613, 620: IV. 1. ©. 134, 769; V. 2. 
©. 125, 713; VIII. 1. ©. 4 539; VII. 2. ©. 632, 1073; VII. 3. S. 624 
(Kaufvertrag von 1845); X. 1. ©. 4; XL. 1. ©, 592. Staatöhaushalt 1. 
S. 87, 92. 
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IE. Die Provinzial: Stände. 


Die Provinzial Stände hatten fhon 1803 feine große Bedeu: 
tung mehr. Nach ihrer Herftellung im Jahre 1818, melde aus— 
drüdlid nur in fo weit geſchah, ald die Verhältnifie zur allgemeinen 
CStändeverfammlung ed geftatteten, waren fie nahezu bedeutungdlos, 
ba fait alle ihre Rechte, jedenfalld ihre weſentlichſten Rechte in Bezug 
auf Steuerbeivilligung, Geſetzgebung und Verwaltung den allgemeinen 
Ständen vorbehalten und durch das Patent vom 7. December 1819 
übertragen fourden. Allerdings war nody eine weitere Regelung der 
provinziallandfhaftliben Verhältniffe vorbehalten, welche, außer bei 
der Ditfriefifhen Landſchaft, nie erfolgt ift; allein man darf mit 
Grund zweifeln, daß, wenn fie aud zur Ausführung gefommen wäre, 
den Provinzial- Ständen dadurd, abgefehen von dem Organifationde 
plane von 1849, größere Bedeutung oder größere Befugniffe wieder 
beigelegt fein würden. Anfangs äußerten zwar Negierung und allges 
meine Stände die Abfiht, alle provinzielle Laſten demnächſt den ein— 
zelnen Provinzen aufzulegen; doc ward hiebei nicht nur fogleidy be— 
borwortet, daß dadurd fein Cingang zu einer feparaten Finanz: 
Verwaltung der einzelnen Provinzen gemacht werden dürfe; fondern 
man fam aud), ohne übrigend ausdrüdlid jene Abſicht aufzugeben 
oder auf ihre Ausführung für immer zu verzichten (vergl. oben ©. T), 
von berfelben je länger deito mehr zurüd, und von einer Steuer- 
oder Abgaben= Bewilligung der Provinzial: Etände ift feit 1818 wohl 
fein Beifpiel vorgefommen I). Auch zur Mitwirfung bei der Geſetz— 
gebung haben fie äußerſt felten und immer nur verhältnißmäßig unbes 
beutende Gelegenheit gehabt. Einige Male wollten freilich fogar bie 
allgemeinen Stände in Angelegenheiten, wo der Einfluß erfter Cam— 
mer fid) vorwiegend geltend madte, wenn aud nidt ſowohl aus dem 
Wunſche, die Brovinzial- Stände zu heben, als wielmehr in ber Hoff: 

1) Kctenftüde Bd. I. ©. 245. Die Eavallerie = Berpflegungd =» Caflen in 
ben Fürftenthümern Oftfriestand, Ddnabrüd und Hildeöheim wurden jebod 


nah borgängiger Werhandtung mit den dortigen Provinzial- Ständen einge— 
richtet. Actenſtücke IV. 1. S. 789. 


60 


nung, dadurch die Intereffen, welche man in der allgemeinen Stände: 
verfammlung nicht genügend mahren zu fönnen fürdten mochte, 
beffer zu fihern, den Provinzial Ständen die Mitwirkung zu gefeß- 
lihen Anordnungen zuieifen, 3. B. die Entfheidung über dad Bei— 
tragdmaß der Eremien zur Grumdfteuer; allein die Regierung ging 
nit barauf ein 1). Doch fehlt ed nicht ganz an Provinzial-Geſetzen, 
welhe unter Mitwirfung der Provinzial-Stände erlaffen worden 
find. Am folgenfhierften haben ſich die in den Jahren 1838 und 
1840 erlaffenen Jagd Ordnungen für Dftfriesland, Lüneburg und 
Osnabrück eriviefen, da biefelben faft mehr fie irgend eine andre 
Mafregel in der Periode nad Aufhebung ded Staatsgrundgeſetzes 
Unzufriedenheit und felbft Haß erregt haben 2). Neben ihnen und 
den Brandverficerungd- Ordnungen find etwa nod aus ber früheren 
Zeit die Landftraßen= und Gemeindeivege- Ordnung für den Zandbrofteis 
Bezirt Odnabrüd vom 18. December 1829, und aus ber jüngften 
Zeit die wichtige Deich- und Siel-Drdnung für Oftfriesland dom 
12. Juni 1853 zu nennen. Bon Verwaltungs: Gefhäften ift den 
Provinzial- Ständen, da ihnen die Steuer» Angelegenheiten nicht über: 
wieſen wurden, faum etivad Andres ald die Verwaltung der Brand— 
Caffen geblieben. Außerdem haben fie nod dad Recht zur Präfen- 
tation einiger Ridhterftellen, welches indeß feit der neuen Gerichts— 
Organifation im October 1852 auf 16 NRathitellen beim Ober» 
Appellationd= Gerichte beſchränkt ift und ganz aufgehoben erben 
foll 3). | 


1) Staatöhaushalt I. 336. 

2) Die Stände hatten wiederholt auf ein allgemeined Jagdgeſetz angetragen. 
Actenftüde III. 4. S. 477. Uebrigend find die Wrovinziat- Jagd» Ordnungen 
durch die Gelee vom 25. Auguſt 1848 und 29. Yuli 1850 wieder aufges 
hoben. 

3) Actenftüde X. 1. ©. 254, au Abthl. VII. Den Beweis, daß zu einer 
dur Zeitumftände und Verhältniffe oder aus Zmedmäßigfeitögründen für ans 
gemeffen zu erachtenden Aenderung oder felbft Aufhebung dieſes Präfentations- 
rechts weder von ber Regierung noch von ben Ständen Zufimmung ber betheis 
ligten Landſchaft für nöthig gehalten wurde, geben die Metenftüde Bd. 1. 
S. 394, 305. 
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Vlebrigend waren bie Provinzial» Stände weder über bie Ein- 
rihtung und Rechte der allgemeinen Ständeverfammlung nod über 
ihre eigne Herſtellung und die dabei borgefchriebenen Wenderungen 
ihrer Berfaffung und Befugniffe befragt. Bon einer Zuftimmung, bie 
fie etwa dazu gegeben hätten, kann alfo aud feine Rebe fein, fie 
denn dieſe damals und bis auf die neuefte Zeit hin fo wenig bon 
ihnen felbit ald von ber Regierung und ben allgemeinen Ständen 
für nöthig gehalten it. Vielmehr nahmen letztere entſchieden das 
Gegentheil an, wie oben (S. 43) fhon erwähnt ift. Aber Regierung 
und Stände fpraden dies audy noch bei einer andren Gelegenheit 
aus, indem fie die den Vollmachten der Oftfriefifchen Deputirten zur 
allgemeinen Ständeverfammlung von 1819%,, inferirte Verpflich— 
tung, nur mit Vorbehalt der vertragdmäßigen provinzialftändifhen 
Gerechtſame an den Verhandlungen Theil zu nehmen, für unftatthaft 
erflärten, und die Stände eine don ben Abgeordneten darauf über- 
reihte Verwahrung nidt annahmen. In Folge hievon traten bie 
Deputirten zwar aud, aber mit Ausnahme der Deputirten Iten Stan- 
beö traten fie auch wieder ein, als ihnen dad Minifterium eröffnete, 
daß dadurd den Anträgen hinfihtlid der Verfaffung Oſtfrieslands 
nicht präjubdicirt werden folle. Auch wurden ftatt der auögefchiebenen 
Abgeordneten des Iten Standed andre ohne jenen Vorbehalt gewählt 
und bon der Ständeverfammlung zugelaffen !). 

Die Neubildung der Provinzial-Stände wurde fon von ber 
proviforifhen Ständeverfammlung und nahmald unter der KHerre 
haft aller folgenden Berfaffungsgefege von den allgemeinen Ständen 


1) Actenſtücke II. 1. ©. 26, 37, 40—44, 167— 173; 11. 3. ©. 35, 185. 
Was über diefes von den Brovinzial- Landichaften jetzt in Anfpruch genommene 
Zuſtimmungsrecht ſich fagen läßt, ift in der Meinen gründlichen Ecrift: „Die 
NReorganifation der Provinzial » Landfchaften ded Königreihd Hannover, ein 
Wort zur Berföhnung, 1851,* enthalten. — Daß begründete probinzialftändifche 
Rechte nicht hintangefegt würden, dafür forgten auch bie allgemeinen Stände 
nah Kräften bei mehreren ®elegenheiten, 3.8. Wctenftüde VII. 1. ©. 1011; 
VIII. 2. S. 1022, 1084; zuweilen felbft für Wahrung von Rechten, die als 
fehr zweifelhaft gelten müſſen VII. 1. ©. 936. 
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vielfältig beantragt, auch die Bezahlung der Koften, welche dadurch 
veranlaßt werden würden, aus der General: Steuer-Gaffe bewilligt 1). 
Als bid 1833 die Reorganifation nicht erfolgt, die Anficht aber immer 
entfchiedener geworden war, daß die Provinzial-Landfhaften, wenn 
fie beftehen bleiben follten, reformirt twerben müßten: fo griff man 
in der Uleberzeugung, daß ohne Mitwirkung der. allgemeineu Gefeh- 
gebung die Reform ſchwerlich je bewirkt werden würde, zu dem Aus- 
funftömittel, im Staatögrundgefeße ſelbſt (8. 73 —82) die Haupt- 
züge ber äußern und innern Organifation der Provinzial: Landfchafs 
ten aufzuftellen und nur die fernere innere Organifation derfelben 
einer weitern Verhandlung zwiſchen der Regierung und ihnen zu über- 
lafien. Allein aud auf biefem Wege fam man nicht zum Ziele. 
Innerhalb der durd dad Grundgefe für die Ausführung der Orga— 
nifationen beftimmten dreijährigen Frift wurde darüber zivar viel bei 
ber Regierung und in Commiſſionen verhandelt, den Provinzial: 
Landſchaften aber nicht einmal eine Vorlage gemadt; und nad) Auf— 
hebung ded Grundgefeßed mar davon nicht meiter die Rede. Tas 
Landeöverfaffungögefeg von 1840 beftimmte nur, für melde Landes— 
theile Provinzial= Landfhaften beitehen und welche Rechte fie min- 
beftens haben follten; ſchwieg aber übrigens von einer Reorganifation 
derfelben und bon der Art, wie diefe zu beivirfen fei. Bei einigen 
Zandfhaften wurden indeß Verſuche dazu gemadht, doch hatten fie 
nur bei der Ditfriefifhen Landſchaft Erfolg 2), für melde, auf Grund 
borgängiger Vereinbarung mit derfelben, aber ohne daß die Regie— 
rung den allgemeinen Ständen aud nur einmal Kenntniß davon gab, 
am 5. Mai 1846 eine Verfaffungsd =» Urkunde veröffentlicht wurde, 
burd deren $. 71 den Provinzial: Ständen nidt nur das Recht der 
Zuftimmung zu Wbänderungen der Verfaffung zugeitanden, und bei 


1) Actenſtücke Bd. I. ©. 166; Bd. I. ©. 220; IV. 1. ©. 939; VIL 1. 
®. 106, 937; VIE 2. ©. 7387; VIII. 3. ©. 1173, 1367, 1493; XI. 1. 
©. 1196, 1840. 

2) Die Reformbeftrebungen der Lüneburgichen Landſchaft fuchten aud bie 
allgemeinen Stände zu fördern. Actenftüde VII. 3. S. 1367. 


BB 


jedem neuen Regierungs-Antritte die Betätigung ber Verfaffungs- 
Urkunde verfprodhen, fondern fogar für den Fall, daß die den allge 
meinen Ständen beigelegten Rechte denfelben zuzuſtehen aufhören folls 
ten, dad Wiederaufleben der alten Verfaffung Oſtfrieslands vor deffen 
Bereinigung mit Hannover vorbehalten wurde !). 

Größeren Erfolg hatten die Beftrebungen ber Ritterfcaften, 
neue Statute für ihre Corporationen zu machen, wozu ihnen dad 
Recht durd dad Berfaffungdgefeg von 1840 ausdrücklich eingeräumt 
war. Davon Gebraud) madten die Bremen- und Verdenſche, bie 
Dönabrüdfche und die Galenberg = Grubenhagenfhe Ritterſchaft, deren 
Statute, ſämmtlich im Jahre 1847 fanctionirt und verfündigt, weſent⸗ 
lich die Richtung verfolgen, die Nitterfchaften abzuſchließen und von 
den übrigen Grundbefittern zu fondern 2). Daher wurde denn bie 
Beftimmung ded Berfafjungdgefetzes von 1840 durch dad Verfaffungs- 
gefeß von 1848 wieder befeitigt, und bamit auch bie befondre Ga— 
rantie, unter melde die ritterfchaftlihen Corporationer geftellt gewe— 
fen waren 3). j 

Hinfihtlid; der Provinzial-Stände aber ging das Verfaffungs- 
gefe von 1848 nicht lediglih, unter Aufhebung der Beitimmungen 
von 1840, auf bie grundgefeßlihen Borfchriften zurüd. Denn da 
eine genügende Reform der Landſchaften aus ſich felbit heraus ala 
unerreihbar fid) ertviefen hatte, eine ſolche aber nit nur ſchon aus 
ben früheren Gründen nothmwendig blieb, fondern auch durd die aus— 
geſprochene Aufhebung der Vertretung des ritterfhaftlihen Adels in 


1) Daß dur bie Zufage des Zuſtimmungsrechts den Rechten der allge= 
meinen Stände fein Eintrag geſchehen fonnte, ift eben fo far, ald daf die 
in der Verfaſſungs-Urkunde den provinziallandfchaftlihen Abgeorbneten zuges 
fiherte Zahlung von Diäten und Reiſekoſten aus der General» Steuer= Eafle 
unwirffam bleiben mußte, bis die Bewilligung der allgemeinen Stände erlangt 
war. Actenſtücke XI. 1. S. 1197, 1841. 

2) Gefehfammi. von 1847, IN. ©. 119, 137, 225. Die Statute ber Os— 
nabrüdfchen Mitterfchaft fordern zur Aufnahme in die Matrifel, daß der Befitger 
des Butd Sohn niht nur eines adlihen Baters, fondern auch einer. adlic 
gebornen Mutter fei. 

3) Actenftüde IX. 1. S. 1162. 
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der allgemeinen Ständeverſammlung und durch Aufhebung ber 
Mannöftifter noch unabieißlider geworden war: fo beftimmte der 
8. 33 des Verfaſſungsgeſetzes von 1848, daß die Verhältniffe ber 
ProvinzialsLandfhaften, ihre Zufammenfegung fowohl ald ihr Wir: 
fungöfreis, nad) vorgängiger Verhandlung mit den beftehenden Land— 
haften, durd allgemeine Gefeßgebung geregelt erden follten. 
Die Grundzüge bazu wurden 1849 von ber Regierung den Ständen 
vorgelegt und von biefen 1850 genehmigt. Nachdem fie fodann 
no, in Folge der mit den Provinzial Landfchaften zugelegten 
Verhandlungen und eined bei ber Wegierung mittlerweile einges 
tretenen theiliveifen Wechſels der Anſichten, einige nicht unfvefent- 
lihe Wenderungen erlitten hatten, wurden fie durch bad Gefeh 
vom 4. Auguft 1851 fanctionirt. Darnach follen für den Land» 
drofteisBezirt Hannover zwei Landſchaften, die Calenbergſche und bie 
Hoya-Diepholzſche; für den Landdroſtei-Bezirk Hildesheim ebenfalls 
zwei Landſchaften, die Hildesheimfhe und die Göttingen» Grubenha- 
genfche, vorbehältlidy einer getwiffen Verbindung zwiſchen der Galen- 
bergfhen und der Göttingen» Grubenhagenfhe Landſchaft; für jeden 
ber übrigen 4 Landdroſtei-Bezirke aber je Eine Landſchaft beftehen. 
Zufammengefet fein foll jede Landſchaft aus Abgeordneten der mit 
felbitftändiger Verwaltung verfehenen Städte und Flecken und aus 
Abgeordneten ded Landes, nämlid der großen Grundbefiter und ber 
Landgemeinden (Amtövertretungen). Unlangend aber den Wirfungs- 
frei, fo follen die Provinzial-Landſchaften nit nur ihre biöherigen 
Rechte in Bezug auf Gefetzgebung und Steuerivefen behalten, ſon— 
bern noch weſentlich erweiterte Befugniffe in Bezug auf die Verwal— 
tung, namentlid in ben Midtigen Landſtraßen- und Gemeindetvege- 
Sachen erhalten. Das Geſetz vom 1. Auguft 1851 ift aber noch 
nicht zur Ausführung gefommen, weil die-Regierung ivegen ded Be: 
fchluffed, welchen der Deutfhe Bund auf bie von mehreren Ritter: 
und Landfcaften erhobene Beſchwerde am 3. October 1851 faßte, ſich 
ald gehindert betrachtete, in der Sache weiter fortzufchreiten, und bie 
nadhherigen Verſuche der Regierung und der allgemeinen Stände zur 
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Beſeitigung des in dem Bundes-Beſchluſſe gefundenen Hinderniſſes 
bis jetzt (März 1854) dad Ziel nicht erreicht haben }). 

In Folge der Bereinigung aller Provinzial: Schulden und propin- 
ziellen Zaften in Eine der General-Eaffe des Königreihd auferlegte 
Maſſe wurde von Ständen ber Grundſatz angenommen, daß aud) 
alles und jebed Vermögen der Provinzial» Landfhaften, was fie bis zur 
Zeit der Vereinigung erivorben, auf bie Landes-Caſſe übergegangen 
fei ?). Allein er ift nicht immer folgerichtig durchgeführt, vielmehr 
nur in wenigen und verhältnifmäßig unbedeutenden Fällen zur Ans 
wendung gebradt. Schon oben ward angeführt, daß 1844 bie all: 
gemeinen Stände der Galenberg- Grubenhagenfhen Landſchaft deren 
Gebäude in Hannover abfauften 3), und unten Abtheilung VII. AZ 3 
wird nod vorkommen, daß 1818 die Regierung von der Galenberg- 
Grubenhagenfhen Landſchaft die vormaligen Waifenhausgebäude zu 
Moringen auf Koften der General: Steuer-Gaffe käuflich erwarb. 
Bon den übrigen Fällen mögen noch Erwähnung verdienen: 

Auf Eredit der Galenbergfhen Landfhaft war 1766 ein 
Mittivencaffe- Inftitut errichtet, aber auf fo unhaltbarer Grunplage, 
daß es kaum 20 Jahre fpäter fhon gänzlich umgeftaltet werden 
mußte, wenn ed nicht gang untergehen folltee Die neue Einrich— 
tung begann am 1. Auguft 1783. Den biö bahin entitandenen 
Wittwen wurden zu den Benfiondzahlungen die Zinfen bed nod 
gebliebenen Bermögend der Anftalt, und ba biefe nicht ausreichten, 
aud die Zinfen eines vom Könige Georg Ill. aus der Schatull— 
Gaffe vorgeftredten Darlehnd von 500,000 „B Gold überwieſen. 
Aus den 1783 nod lebenden Genoffen aber wurde, fo weit fie 
dazu bereit fvaren, eine neue Societät gebildet. Zugleich über: 


1) Actenftüde X. 1. S. 253; XI. 1. ©. 84, 1658: X1. 2. ©. 471, 1161; 
xl. 3. ©. 12, 96; X. 5. ©. 18. 


2) Zuerft beftimmt auögefprohen Mctenftüde II. 2. ©. 255. 


3) oben ©. 58. 
Lehzen, Staatöhaußhalt. II. 5 
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nahm die Calenbergſche Landſchaft Rechte und Pflichten, Vermögen 
und Laſten der ältern wie der neuen Societät, und beides ging durch 
den Beſchluß von 1815 auf die General⸗Steuer-Caſſe über. Das 
eingezogene Vermögen, welches in bie Zandrenterei (das Licent-Ueber— 
ſchuß-Regiſter) der Calenbergſchen Landſchaft gefloffen war, betrug 
1783 überhaupt 253,596 11 ggr 55 in Golde (287,409 „PB 8 ger 
2% Gour.), hatte fid aber bid 1824, als dad Miniſterium ben all 
gemeinen Ständen auf deren Erſuchen über biefe Angelegenheit Nach—⸗ 
richt gab, duch die Penſionszahlungen bebeutend vermindert. Da 
bie General: Steuer: Eaffe die dem Witttvenpflege- Inftitute obliegenden 
Zahlungen leiftete, fo entrichtete fie für dad eingezogene Vermögen 
beöfelben feine Zinfen. Die den Intereffenten gebührenden Zahlungen 
betrugen 1814/,, faft 13,000 4 in Golde, 183%,, waren fie bis auf 
ettva 5000 „B gefunfen, und 1851 haben fie durdy den Tod ber 
letzten Wittwe ganz aufgehört. Das aus der Schatull-Caſſe dargeliehene 
Gapital war urfprünglid) zindfrei gegeben; von bdemfelben wurden 
1820 und 1822, ald die Etände auf einen Beitrag ded Domaniums 
zu den Zandeöfchulden antrugen, 200,000 „B erlaffen; der Neft follte 
mit je 100,000 »$ am 1. Januar 1825, 1827 und 1829 zurüd- 
gezahlt werden; da dies aber nicht gefhah, fo wurde die Schuld von 
jenen Sälligfeitöterminen an mit jährlid 4 Procent verzinfet 1). Ob 
von dem eingezogenen Vermögen noch etwas geblieben ift, wird nod) 
zu ermitteln fein, ba jetzt ber Zeitpunkt eingetreten ift, bis zu wel— 
chem früher diefe Erörterung verfchoben wurde. 

Die Grubenhagenfhe Landfhait hatte 1815 einige unbes 
beutende Vermögensgegenſtände, die der General» Steuer- Gaffe zufies 
len und von dem Schatz: Collegium verwaltet wurden. Nach den im 
Jahre 1832 dabei eingetretenen Veränderungen blieben nod eine 
Braugerechtigkeit, welche damals einen Werth von 3 bid 400 „P haben 
mochte, fpäter aber faſt werthlos wurde, und ein Geldcapital von 


1) oben ©. 29. Mectenftüde I. 3. S. 370; 11.5. ©. 14; II, 6. ©. 556; 
XI, 4, ©. 465. 
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400 P Gold, welches 1845/,, eingezogen und im Gapitalienfonds 
der General» Steuer: Caffe vereinnahmt warb }). 

Ob die Lüneburgſche Landihaft 1815 Vermögen beſaß, ift 
noch nicht aufgeklärt; da ber f.g. Mecklenburgſche Güterfonds, den 
dad erite Schaf -Collegium ald Eigenthum der Landes-Caſſe rerlamirte, 
bon der Lüneburgſchen Nitterfchaft ald Eigenthum in Anfprud genom— 
men wird, und über die anfcheinend fehr verdunkelte Nectöfrage noch 
nicht entfhieden it. Der Konds, welcher theild aus Gütern im 
Medlenburgicen, theild aus Gelvcapitalien befteht, lieferte 1830 eine 
Netto -Cinnahme von mehr ald 4600 „P, und ed möchte daher wohl 
die Mühe lohnen, die nicht zu Ende geführte Erörterung, teilen 
Eigenthum der Fonds fei, wieder aufzunehmen ?). 

In den Herzogthümern Bremen und Verden murben bis 
1803 die j.g. Tabacksacciſe-Aequivalentgelder erhoben, eine 
Steuer, die abgejandert von den übrigen Steuern verwaltet wurde, 
und deren Ertrag zunächſt zur Ergänzung des durd die Kontribution 
aufzubringenden quantum ordinarium ad statum militiae diente, 
fo weit er aber dazu nidyt erforderlich war, einen befondern Fonds 
bildete, der unter Auffiht der Regierung zu Landeöziveden beftimmt 
war. Bei ber feindlichen Beſetzung ded Landes entzog man diefen 
Fonds dadurch der Ablieferung an bie fremdherrlihen Caſſen, daß 
man Befoldungen daraus berichtigte, welche die Königliche Genceral- 
Gaffe hätte bezahlen müſſen und nad Herftellung der rehtmäßigen 
Regierung erftattere. Zum Iheil ward der fo wiedergewonnene Vor— 
rath zum Wegbau im Bremen und Verdenſchen benutzt, zum Theil 
aber zinslic belegt, ettva 16,000 Conv.⸗Münze in landfhaftlicen 
Obligationen und 2000 „B bei PVrivatperfonen. Als nun dad Schatz— 
Collegium die landfhaftlihen Obligationen als der Landeö-Eaffe heim- 
nefallen und durch Gonfufion erloſchen behandeln wollte, machte bad 
Minifterium, obfhon dem Grundfage nad) dies als ridtig anerfen- 


1) Actenſtücke IX. 1. ©. 293. 
2) Actenftüde III. 6. ©. 533. 
5 * 
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nend, bei den allgemeinen Ständen den Antrag, daß der Vorrath 
wie bidher zum Wegbau verwandt werden dürfe. Hierauf gingen 
Stände aud ein, jedoch mit der Beſchränkung, daf fie nur die Ver: 
wendung des Gafjenbeftanded und der rüdjtändigen fo wie ber lau— 
fenden Zinfen bis zum Ende des Redhnungsjahred 1832 genehmigten, 
aber die Ueberweiſung bed Gapitalvermögend an die General» Eteuer: 
Gafje bevorivorteten }). 

Dagegen verzichteten Stände auf dad Vermögen der landidaft- 
lihen Caſſe des Herzogthums Werden unter der Bedingung, daß 
bie nad früheren Beltimmungen daraus zu beftreitenden Auögaben 
nie der allgemeinen Landes-Caſſe zur Laft fallen follten. Jened land» 
ſchaftliche Vermögen beftand theild aus dem Ueberſchuſſe deö Verben- 
fen Landſchatzes, welcher bei beffen Aufhebung im Jahre 1726 
geblieben war und eigentlid) an die Kriegs-Caſſe hätte abgeliefert 
fverden müffen, von ber Negierung aber der Landſchaft gelaffen far, 
um aus den Auffünften beöfelben die von Zeit zu Zeit in Landeö- 
Angelegenheiten vorfallenden Ausgaben zu beitreiten. Theils bildeten 
das landſchaftliche Vermögen die Ueberſchüſſe zweier Lotterien, welche 
in den Jahren 1767 — 1771 dem Oberftlieutenant v. Scheither, zur 
Entfhädigung für feine Berlufte ald Commandant eined Truppen 
corps im fiebenjährigen Kriege, und der Verdenſchen Landſchaft beivil- 
ligt worden waren. Das Gefammtvermögen betrug nad Abzug ber 
baran eingetretenen Berlufte 1830 nod etiva 11,700 in Golbe; 
die Zinfen deöfelben wurden zur Befoldung des ritterſchaftlichen Land— 
rathed und zu den Diäten ber beiden Landräthe des Herzogthums 
Verden, fo wie zu Beihülfen behuf gemeinnüßiger Unternehmungen 
verwandt. Das Minifterium war der Anfiht, daß jened Vermögen 
ber Landes-Caſſe nicht zugefallen fei, weil die Verdenfhe Landſchaft 
hinſichtlich des Finanzhaushaltes in neuerer Zeit nur einen Iheil ber 
Bremen» und Verdenſchen Landſchaft ausgemacht habe, und bei Ber: 


I) Actenftüde II. 4. S. 16; II. 5. ©. 81, 200; IV. 1. ©. 152, 542, 704, 
847, 938. 
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einigung aller Propinzial- Schulden zu Einer Maffe keine befondre 
Berdenfhe Schulden übernommen feien. Wietvohl die allgemeinen 
Stände diefen Grund nicht anerfannten, fahen fie dod von einem 
Anfpruhe der Landes: Caffe ab aus Nüdfiht auf die dem Wermögen 
obliegenden Incumbenzen und auf die früher demfelben verfaſſungs— 
mäßig gegebene fpecielle Beftimmung 1). 

Vebeutender war dad Vermögen der Dftfriefifhen Provin— 
zial-Landſchaft, welches theild aus Grundeigenthum, dem Bunderpolder 
und dem Friedrichsgroden, theild aus Actien der Tredfhuiten- Anftalt 
und einigen, berfelben vorgefchoffenen apitalien beftand. Die Nad)- 
rihten über den Bunderpolder find fhon früher mitgetheilt 2); den 
Friedrichsgroden hatten die Stände 1766 für 26,100 Courant 
gekauft. Die Tredfhuiten = Anftalt, eine vom Landeöherrn 1798 
octroyirte Actiengefellfhaft, hatte den mit 15— 20laftigen Schiffen 
fahrbaren Canal von Aurich nad; Emden gebauet, der jedoch feinen 
Reinertrag lieferte, vielmehr die Eigenthümer in ſchwere Schulden 
bradte. In den Jahren 1804 und 1806 hatte die Landſchaft der 
Sorietät zwei Capitalien von zufammen 45,000 »P dargeliehen, aber 
nicht nur feine Zinfen darauf erhalten, fondern noch bedeutende Zubuße 
geben müffen, da fie 40 Actien befaß und die übrigen 295 Actionaire 
meiftend zahlungsunfähig waren, aber alle Actionaire ſolidariſch hafteten. 
Doch aud dad Grundvermögen war fehr mit Schulden und Laften 
beſchwert; indem auf dem Bunderpolder ein verzinsliched Capital bon 
240,000 4 radicirt war und bon beiden Poldern neben der Grund» 
ſteuer aud die Entihädigung der Erbpädter für deren verlorene 
Grunpdfteuerfreiheit beftritten werden mußte. Der Neinertrag belief 
fih daher 1820 nur auf etiva 5000 „PB, welche zu landfchaftliden 
und gemeinnüßigen Ziveden vertvendet wurden, wozu ehemald ber 
ſ. g. Dispofitionsfonds von 5000 „P, welche den Ständen aud ber 
Landed-Gaffe alljährlich übertwiefen waren, gedient hatte. Die Negie- 


I) Actenſtücke II. 4. S. 17: I. 5. S. 82, 201. 
2) Staatöhaushalt I. S. 324. 
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rung war nun ber Anſicht, daß, da bie Oſtfrieſiſche Landſchaft als 
Gorporation unziveifelhaft die Fähigkeit zum Eriverbe und Beſitze von 
Privateigenthum habe, die Verwaltung von Grundeigenthum aber für 
bie allgemeine Etändeverfammlung oder für bie Steuerbertvaltung mit 
befondren Schwierigkeiten verbunden fein twürbe, der Provinzial-Land⸗ 
haft die Verwaltung und Nutung ihres Eigenthumd ferner zu laſſen 
fei. Die allgemeinen Stände dagegen hielten den Grundfat, daß 
durch Vereinigung der Provinzial-Schulden in Eine Maſſe alles zur 
Zeit der Vereinigung vorhandene Vermögen der Provinzial-Landſchaften 
auf die Generale Landed-Gaffe übergegangen fei, an ſich auch auf das 
Vermögen der Oftfriefifhen Landfhaft für anwendbar; aus Nüdficht 
auf die dem Vermögen obliegenden Laften befchlofien fie jedod, ber 
Landſchaft die Benutzung deöfelben, gegen Erfüllung afler barauf 
haftenden Verbindlichkeiten, und mit Worbehalt der Anfprühe ber 
Landes: Gafje, vorläufig zu überlafien. Auf die 40 Actien der Tred- 
fahrt= Gefellihaft und die Darlehnöforderung von 45,000 «BP ver- 
zihteten die allgemeinen Stände aber nahmald gänzlid unter ber 
Bedingung, Hadurh aud don allen Verbindlichfeiten ald Actionaire 
frei zut werden. Es hatte nämlid die Gefellfhaft der Negierung bie 
Vebertragung ihres ganzen Activ» und Paſſiv-Vermögens angeboten, 
und diefe war darauf einzugehen geneigt, weil fie die Anſtalt zu 
erhalten wünſchte, was indeR bei deren Ueberſchuldung nur ausführ— 
bar ſchien, wenn zuvor die Echuldenlaft erheblid gemindert würde. 
Als nun die allgemeinen Stände dem Anſpruche der Landes-Caſſe auf 
die Treckfahrts-Capitalien entfagt hatten, übernahm bie Wegierung 
bie Unftalt, welche feitdem auf Koſten der General-Gaffe unterhalten 
und befonderd zu einer Poſt-Treckfahrt benutzt wird }). 

Die zur Zeit noch aus der Generale Cafje erfolgenden Zah: 
lungen für die Provinzial» Landfcaften beftehen in den Befoldungen, 
fo mie in den Koften für die Berfammlungen und die Verſammlungs— 
locale. 





I) Actenftüde II. 1. S. 411: 11. 2. S. 79. 355; II. 4. ©. 305, 409. 
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1. Beſoldungen. 


Bei vorläufiger Uebernahme der provinziallandſchaftlichen Beſol⸗ 
dungen auf die General-Steuer-Caſſe im Jahre 1817 (oben €. 6) 
tourden fie zu dem bid 1803 verfaſſungsmäßig hergebradhten Beträgen 
betvilligt. Den anfänglichen Bewilligungen famen 1820 und 1823 
noch einige hinzu 4). In dem Budget für 1820%,, bevorivorteten 
jebod Stände, daß die Befoldungen fümmtlid mir ad dies vitae 
betvilligt fein, fo daß, falld eine ber befoldeten Stellen auöfterbe 
und nicht wieder befetzt werden möchte, dann auch die Zahlung weg— 
fülle. ALS fie aber erfannten, daß dieſe Ausdrüde Mikverftändniffe 
herbeiführen fönnten, änderten fie 1822 die Bemerkung mit dem aus: 
brüdlihen Bezeugen, daß es keineswegs ihre Abſicht fei, für die der— 
malen nod befeßten Etellen, deren Wieberbefegung nach der neuen 
Drganifation nidyt erforderlid, die bisherigen Beſoldungen 2c., wenn 
der jetzige Inhaber einer folhen Stelle abgehe, fort zu beiilligen. 
Demzufolge gaben fie nit nur der Budget-Note die Faſſung, baf bie 
landfchaftlihen Befoldungen, mit Ansnahme derjenigen Stellen, bie 
in Folge der neuen Organifation der Provinzial-Landſchaften erfors 
berli, nur ad dies vitae bewilligt fein; fondern erſuchten aud) bie 
Megierung, ihnen in nächſter Diät einen Etat der in Folge ber neuen 
Drganifation der Provinzial» Landfhaften erforderlihen Stellen und 
deren Befoldungen mitzutheilen, damit auch bdiefer Ausgabe» Roften 
bie wünſchenswerthe Beftimmtheit und Sicherheit erlangen möge. Da 
dad Minifterium in der nädjften Diät dieſem Wunſche nicht nachkam, 
fo erneuerten die Stände benfelben, und nun legte die Regierung 
1824 ihnen einen Etat ber fünftigen Befoldungen vor, indem fie ald 
Grund ber Verzögerung anführte, daß theild die Organifation ber 
Provinzial: Landfhaften noch nicht beendigt, theils über die Befol- 
bungen der landſchaftlichen Bedienten eine Beſtimmung nod nit ges 
troffen worden fei. Damit verband fie den Antrag auf allgemeine 


I) Beſoldung für den Eynbicnd Landes Hadeln und Diäten für die Oſt— 
frietffihen Ordinair= Deputirten. Actenſtücke II. 1. S. 365: II. 4. ©. 315, 347. 
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Bewilligung eined Sterbe» und Gnaden- Quartals, ftatt ber bei ein— 
zelnen Zandfchaften obfervangmäßigen Gnabenzeiten. Mit diefem Ietz- 
ten Vorſchlage erflärten fih Stände einverftanden, hinſichtlich des 
Etatd aber antiworteten fie, daß fie fi deffen Inhalt zur Nachricht 
dienen ließen I). Demgemäß wurde benn auch die biöherige Note im 
Budget ferner unverändert beibehalten, ja felbit nach der Caſſen-Ver— 
einigung von 1834 ward fie, wie Stände ausdrücklich erflärten, mit 
Abſicht fortgeführt, und ald nad) Wiedertrennung ber Gaffen das 
Gabinet im Budget für 1842/44 fie wegließ, nahmen Stände jie wie: 
ber auf, obwohl fie zu bderfelben Zeit, in Bezug auf die Befoldung 
des marſchländiſchen Konfulenten, zum erften Male den Etat von 1824 
ald ein Negulativ, aus welchem eine darin ftehende Befoldung nicht 
ohne Einwilligung der betreffenden Provinzial» Landfhaft weggelaffen 
werden dürfe, bezeichneten. Das Irrige diefer Aeußerung ergiebt ſich 
aus der biöherigen Darftellung; der Grund derfelben aber fann nur 
in dem damaligen eiferfüchtigen Streben der Stände, einer gearg— 
woͤhnten Schmälerung ſtändiſcher Rechte von Seiten der Regierung 
zuborfommend entgegenzutvirfen, gefunden tverden. Indeß war dem 
Gabinete diefer Irrthum anfdeinend völlig genehm; denn nicht allein 
machte ed fi den Ausdruck Regulativ gleich felbft zu eigen, fondern 
zog 186,, daraus auch Gonfequenzen, gegen deren Anerkennung 
nun die Stände ſich fträubten, da fie die mögliche Bedeutſamkeit der: 
felben wahrnahmen. Zu weitern auödrüdlihen Erörterungen barüber fam 
ed jedoch nicht, weil Stände 1848 den Beſchluß fahten, die Ausgaben 


I) &ctenftüde II. 5, S. 67 und 174; vergl. 11. 3. S. 354; 111.4. S. 358. 
Eine Ergänzung erhielt der Etat 1832/45 durd Bewilligung einer Beſoldung 
für den Deputirten der Stadt Hannover zum engeren Audfhufle der Ealens 
berg» ®rubenhagenfchen Landſchaft; Actenftüde IV. 1. ©. 152, 938; V.1. S. 90, 
394: und 18%6/,, durch Bewilligung einer Befoldung für den Syndicus Landes 
Habeln. Wctenftüde VII. 2. S. 961; VII. 3. ©. 1283. Dagegen murbe bie 
Regierungsfeitig beantragte Befoldungserhöhung für den Präfldenten ber Bre— 
menfhen Ritterfhaft von Ständen nicht bewilligt. Actenſtücke VII. 2. S. 556. 
Der Antrag erregte, zumal in ber zweiten Cammer, folhen Anſtoß, daß bie 
Regierung denſelben auf ſich beruhen lich. 
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für die Provinzial-Landfhaften unter die fünftig fvegfallenden Aus: 
gaben zu verfegen und bie Bewilligung der Befoldungen etwa zur 
Erledigung kommender Stellen für jeden einzelnen Kal ſich vorzu— 
behalten I). Im Laufe der folgenden 5 Jahre wurden 8 propinzials 
landſchaftliche Stellen erledigt und 1850/,, ſämmtlich wieder befetzt, 
aber erft 1853 machte die Regierung den allgemeinen Ständen davon 
Anzeige mit dem Bemerken, daß fie brei von den Neuangeftellten 
(zwei Syndiken und einem Regiftrator) entfprehende Remunerationen 
betvilligt habe, jedoch für die Folge freie Hand zur Beilegung ber 
etatmäßigen Gehalte zu haben wünſchen müffe, weshalb die Weg— 
laffung ded Vorbehalt von 1848 beantragt wurde. Allein Etände 
lehnten dies ab und genehmigten nur, daß den bezeihneten drei An— 
geitellten fernerhin twiderrufliche Remunerationen gegeben würden, über 
deren Betrag Stände in nädfter Diät Mittheilung entgegenfehen 
wollten ?). 


Als 1817 die Befoldungen auf die General: Steuer Caffe gelegt 
wurden, beliefen fie ji auf mehr ald 33,000 „B Gaffen-Münze oder 
gegen 39,000 „B Eour. Bid 1824, wie der Etat vorgelegt ward, 
hatten fie fih um etwa 10,000 „B Cour. vermindert. Zur Zeit der 
Gaffen= Bereinigung von 1834 betrugen fie, einſchließlich der neuhin— 
zugefommenen Befoldung für den Deputirten der Stadt Hannover 
und der bis dahin aus der Königlihen Gaffe gezahlten Befoldungd: 
theile für 4 Osnabrückſche Landräthe von überhaupt 120 „PB Conv.: 
Münze, im Ganzen 23,500 P. Gour. Für 1853,, find fie zu 
20,764 „PB veranſchlagt, dod fallen davon wegen Vacanzen etiva 
3000 „PB aus, wogegen einige Nemunerationen für Wahrnehmung 
ber Gefhäfte der vacanten Etellen hinzukommen. 


Die Gefammtfumme vertheilt ſich folgendergeftalt: 


1) Actenſtücke VIH. 1. S. 936; VII. 2. ©. 556; VII. 3. ©. 630, 2004; 
IX. 1. S. 1069; XI. 4. ©. 960. 


2) Actenſtücke XI. 5. ©. 238, 948. 
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Etat von 1824 Anſchlag 


Landſchaft. biheriger | fünftiger [für 1853,, 


Convention » Münze. Courant. 
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Dabei find die 120 „PB Gond.-Münze, welche chemald aus der 


Königlihen Caſſe gezahlt wurden, fo wie die 1833 und 1846 nad) 
bewilligten Befoldungen, als wären fie fhon 1824 bewilligt worden, 
mitgerednet, und zwar bie Befoldung für den Hadelnſchen Syndicus 
ohne Reduction des Courantd auf Gond.-Münze. Daß die Befol- 
bungen der Osnabrückſchen Landſchaft verhältnißmäßig gering find I), 
gleicht ſich ziemlich dadurch aus, daß bie dortige Landſchaft eine be- 
beutende fefte Summe ftatt Diäten befommt, wovon gleid) nod) die 
Rede fein wird. Unter den Ausgaben für die Bremen» und Verdenfche 
Landſchaft ift eine Befoldung für den Verdenſchen Landrath nicht ent— 
halten, da biefelbe aus der Verdenſchen Special-Caſſe erfolgt (oben 
Seite 68). 


I) Zum Theil rührt dies auch daher, daß die Befoldungen des Syndicus 
und des Secretaird ber dritten Curie (ber freien @utöbefiger) nicht von ber 
General-Caſſe, fondern von ben mwahlberehtigten ®rundeigenthümern getragen 
werben. Gleiches ift mit den Verfammiungöfoften der britten Curie der Fall. 
Dhne Zweifel entfpricht died der urfprünglihen Abfiht des Minifteriums und 
ber allgemeinen Etände nicht, und würde ohne bie Abneigung zur Uebernahme 
biöher nicht getragener provinzialftändifcher Laſten wahrſcheinlich ſchon geän— 
dert fein. 
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2. Berſammlungskoſten und für Berfammlungslocale. 


Die Berfammlungdfoften begreifen die Büreaufoften, fo wie 
die Diäten nnd Reifefoften ber Mitglieder der Provinzial -Landfchaf- 
ten oder ihrer Ausſchüſſe; jedoch fommen folhe weder allen Mitglie- 
bern no in allen Fällen zu. Diäten erhalten nämlid nur die nicht 
befoldeten Deputirten der Stifter und Städte des Lüneburgfchen land» 
fhaftlihen Gollegiumd; die Mitglieder (auch die befoldeten Landräthe) 
ded engeren und bed größeren Ausſchuſſes der Hoyaſchen Landſchaft; 
ber Präfident, die Landräthe und die Deputirten der Bremenfchen 
Landſchaft bei landſchaftlichen Conferenzen, nicht aber bei den ordent— 
lichen Sitzungen ); fo wie die 17Oſtfrieſiſchen Ordinair-Deputirten 2). 
Uebrigens gilt in Bezug auf dieſe Koſten der 1844 zwiſchen der Re— 
gierung und den allgemeinen Ständen vereinbarte Grundſatz, daß ſie 
für alle Verſammlungen, die entweder von der Regierung berufen 
ſind oder kraft des den Provinzial-Ständen zuſtehenden Rechts Statt 
finden, aus der Landes-Caſſe gezahlt werden ſollen 3). 

Die Diäten betragen nach Verſchiedenheit der Provinzen und des 
Standes der Deputirten täglich 2, 3 oder 4 Caſſen-Münze, in 
Dftfriesland 3 „PB Gour. Im Osnabrückſchen aber erhalten die Mit: 
glieder der beiden erften Curien (fvegen ber Verſammlungskoſten der 
sten Eurie ſ. S. 74 Note 1) ftatt Diäten die fefte Summe von 1132 „P 
Conv.⸗Münze, wovon 900 der Ritterſchaft zufallen, melde, nad) 
Abzug von 50 und 2 4 für ihren Syndicus und ihren Secretair, 


I) Der Bräfldent und die Landräthe find befoldet. Die Verdenſchen Land— 
räthe und Deputirte erhalten bie Diäten aus ihren befondern Yonbe, f. oben 
S. 68. 


2) Der nicht befotdete Präſident erhält Diäten aud dem landſchaftlichen 
Diöpofitionsfonds. 


3) Actenſtücke VIN. 2. ©. 488, 051. Wegen der Koften provinzialland— 
ſchaftlicher Commifflonen Actenftüde XI. 1. S. 1196, 1840; auch oben ©. 62. 
Dagegen ift der Antrag der Megierung, daß aud die durch Berathung ritter— 
fhaftliher Angelegenheiten erwadhlenden Ausgaben als provinziallandſchaft— 
lihe Verſammlungskoſten behandelt und aus ber Landes-Caſſe beftritten wer— 
den bürften, von den Ständen abgelehnt. Actenftude VIII. 3. ©. 146, 1231. 


76 


ben Reft unter die zur Berfammlung erfchienenen Mitglieder. nad 
Köpfen vertheilt. Die der Städte-Curie gebührenden 282 ,B werden 
in Beträgen von 16 bis 49 .B den ftäbtifchen Abgeordneten zu Theil. 

An Reifefoften erhalten die Ordinair» Deputirten der Oftfriefifchen 
Landſchaft die Extrapofttage für 2 Pferde, die landſchaftlichen Be— 
amten und Abgeordneten in den andren Provinzen aber, falld fie 
auf Reifefoften überall Anfprud haben, was ſich nad) den in den ein= 
zelnen Zandeötheilen fehr verſchiedenen älteren verfaffungsmäßigen Ein- 
rihtungen beftimmt, nur diefelbe Vergütung wie die Abgeorbneten zur 
allgemeinen Ständeverfammlung, fofern nicht wohlerworbene Rechte 
Einzelner ein andred mit ſich bringen 9). 

Beranfhlagt wurden für 18?1/,, bei dem erften betaillirten Bub» 
get die Verſammlungskoſten 


für die Galenberg-Grubenhagenfhe Zandfhaft zu .... 800 „PB 
TDr: DIE -FINEORTARDE Asa 300 
TUR DIE: DROHEN nee 500 m 
für die Bremen= und Verdenſche zu ............... 200 » 
für die Hllbetheimſche zunn 350 ⸗ 
Tür: Die SOTHEIEHERE Al 2:2... ae ee 500 * 
für bie DOnaDroaihe AN aaa 1182 » 


zufammen zu 3382 »P; 
doch haben fie durchſchnittlich diefen Betrag nicht erreiht. Während 
der Herrſchaft des Verfaffungsgefeges von 1840, ald die Provinzial: 
Stände felten und nur auf kurze Zeit verfammelt zu werden pflegten, 
betrugen die Koften faum die Hälfte des Anſchlages und noch wenis 
‚ger; feit 1849 find fie, in Folge der Organifationd= Verhandlungen, 
wieder höher geivefen, 185%,, fogar auf die Eumme von 9663 „P 
geftiegen, dann aber auf ungefähr die anſchlagsmäßige Summe zurüd- 
gegangen. 

Was die Berfammlungslocale der Provinzial: Landidaf- 
ten betrifft, deren Koſten zur Zeit ebenfalld aus der General: Eaffe 
beftritten werden, fo find die Verhältniſſe des frühern und de jegigen 

I) Actenftüde XI. 1. S. 1197, 1841; und oben ©. 56. 
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Gebäudes der Galenberg-Grubenhagenfhen Landfhaft (oben S. 57) 
fhon erörtert. Außerdem find nod Gebäude für die Lüneburgfche 
Landſchaft in Celle, für die Bremen» und Verdenſche zu Stade, und 
für die Hildesheimſche Landihaft zu Hildeöheim vorhanden. Das 
Gebäude in Celle, welches noch aus älterer Zeit herrührt, ift in neue— 
ren Jahren auögebaut. Die Bremen- und Berdenihe Landfchaft 
hielt fonit ihre Verfammlungen in einem urfprünglid von ber Ritter: 
fhaft erworbenen, aber von jeher von der gefammten Landſchaft mit: 
benußten Gebäude zu Stade, in weldem dem Nitterfchafts -Präfiden- 
ten und, fall diefer fie nidyt benußte, dem Land-Syndicus eine 
Dienftwohnung zuftand, Died Gebäude ward auf Koften der General: 
Steuer: Caffe unterhalten ). Wegen Unzulänglidfeit und Unzweck— 
mäßigfeit deöfelben beantragte 1846 die Regierung bei den allgemei- 
nen Etänden die Bewilligung von 14,000 „PB zur Eriverbung eines 
Gefhäftslocald für die Land» und Nitterfhaft und ciner Dienſtwoh— 
nung für den Ritterfchafts- Präfidenten; allein Stände beiilligten 
nur 12,000 »P, indem fie eine Berpflihtung zur Anfhaffung einer 
Dienftwohnung für den Präfidenten oder Syndicus nidt anerkannten. 
Dod fanden fie nichts dagegen zu erinnern, daß die für bienftliche 
Zivede der Landſchaft nicht erforderlihen Räume in dem neu anzus 
fhaffenden Haufe einftteilen ald Wohnung für den Präfidenten oder 
den Syndicus benutzt würden; nur follte der General-Caſſe nie die 
Laſt der Inftandfegung oder Erhaltung diefer Wohnräume auferlegt 
fverden 2). Das landſchaftliche Gebäude zu Hildesheim ftammt aus 
ber Zeit vor Bereinigung bed Fürſtenthums mit Hannover. In 
Bentheim ift ebenfalld ein landſchaftliches Haus vorhanden, was auf 
Koften der General-Caſſe unterhalten, jedoch fhon feit mehreren Jah: 
ren zu andren Zwecken benußt wird, ba die Bentheimſche Landſchaft 
noch nicht wieder hergeftellt if. Die Honafhe Landſchaft hat Fein 
eigened Haud; zur Aufbervahrung ihres Archivs it auf Koften ber 


1) Das ritterfhaftlihe Gebäude zu Basdahı ift nie auf Koften ber Beneral- 
Steuer-Caſſe unterhalten. Actenftüde II. 6. ©. 19. 


2) Mctenftüde VII. 3. ©. 631, 1791. 
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General: Eaffe ein Local gemiethet. Die Donabrückſche Landſchaft 
hält ihre Berfammmlungen im dortigen Gapitelhaufe, und die Oſtfrie— 
fiſche Landſchaft im Königlihen Schloſſe zu Aurich. 

Der Anſchlag der Ausgaben für die Verſammlungslocale be—⸗ 
faßte 1821/55 


für das Galenbergfche ......... ......... 73 Te 29% 
für dad Eellefhe ................. .... 2534 10 84 
für dad Bentheimſche.... ............... 34 6 “1 
JJ 100 » — — ⸗ 
für das Hildesheimſche Gebäude .......... 200 — »— * 
für Ermiethung des Honafchen Ardivs..... 55 13» 4 

überhaupt...1387 »$ 13 gr 3 5 

Gonv.» Münze. 


Nachher wurde der Anfchlag für das Haus zu Hannover, bei deffen 
Vergrößerung für die Zwecke der allgemeinen Stände, etwas erhöhet, 
feit 1846/,, aber, in Kolge der Ermwerbung dieſes Gebäudes für bie 
Ständeverfammlung des Königreidid, von diefer Pofition ganz aus— 
geſchieden. Verausgabt ift durchſchnittlich etwas mehr, in einzelnen 
Jahren bid zum Doppelten ded Anſchlages; doch ift in nenerer Zeit 
fowohl aus dem eben angeführten Grunde, als aud in Folge ber 
Erwerbung bed befferen Gebäudes in Stade, und teil man dieſe 
Ausgaben überhaupt wohl zu beſchränken gefucht hat, weniger verivandt; 
3.8. 1850,, nur 710 P. 

Seit 1895, find die Ausgaben für Verfammlungen und Ber: 
jammlungslocale in eine Bofition zuſammengezogen. Statt der 
damals angefetzten 5414 „P ward 1836,, die runde Summe bon 
5400 «P in dad Budget aufgenommen, und 1846,,, auf 4500 .„B 
ermäßigt, von 1848/,, an aber erft auf 5000 „B und dann auf 
5200 wieder erhöhet. Auönegeben ift im Durchſchnitte der ſechs 
Jahre 183%/,, jährlih 4160 .B 22 ger 3 9 Gond.-Münze; 1899;0 
— 4646 „$ 12 ger 10 9; 1850),, 10,373 14 ger 5 5 18515 
= 3652 


Vierte Abtheilung. 


Die Landdrofteien. 


— — — — 


Durch das Edict über die Bildung der Staatsverwaltung vom 
12. October 1822 wurden ſtatt der bisherigen Provinzial-Regierungen 
6 Landdroſteien angeordnet, die am 15. Mai 1823 in Wirkſamkeit 
traten I). Ihr Gefchäftöfreid umfaßte, zufolge deö Reglements vom 
18. April 1823, die gefammte Regiminal- und Bolizeiverwaltung 
in höherer Injtanz, mit Ausnahme ber Gonfiftorialfadhen, fo ie einen 
Theil der Domainenveraltung, welchen letzteren fie aber nur bie 
Ende 18383 behielten ?). Bei Aufhebung des Landesöconomie-Colle⸗ 
giums wurden vom 1. Januar 1834 an die Geſchäfte beöfelben ben 
Landdrofteien zu Hannover, Lüneburg und Hildesheim übertviefen ; 
die Landdrofteien zu Osnabrück und Stade waren fon früher in 
Marken» und Gemeinheitötheilungdfadhen zuftändig geweſen; die Land: 
broftei zu Aurich; aber wurde es durd das Gefe vom 30. Juni 1842, 
welches zugleid allen Zanddrofteien die Competenz in Verkoppluugs— 
ſachen übertrug, dagegen fie hinfihtlid der Gemeinheitötheilungsfahen 
auf die zweite Inſtanz beſchränkte 3). Durd die Ablöfungsgefee von 
1831 und 1833, fo wie durd) dad Lehnsallodificationsgefeg vom 
13. April 1836 waren fie auch zur zweiten Inftanz in Ablöfungs- 


1) Ihr Wirkungskreis erftredte ſich jedoch nit auf den Harz, für den viel— 
mehr die vorhandenen befondern Behörden beftehen btieben. Staatöhaushalt I. 
©. 107. 

2) Staatöhaushalt I. ©. 44. 

3) Die Zuftändigfeit der Lanbdroftei zn Dönabrüd in Marlentheilungs— 
fahen warb jedoch nicht geändert. 
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und Lehnsallod ficationsſachen erflärt, und dasſelbe geſchah durch das 
Geſetz vom 22. Auguft 1847 hinſichtlich der Ent- und Bewäſſerungs— 
fahren und der Stauanlagen I). Undrerfeitd entzogen ihnen die Ge: 
feze vom 4. Juli 1848 und 22, November 1850 die Competenz in 
Polizeiſtrafſachen, welche die Verordnung über dad Verfahren gegen 
Landftreiher vom 9. Mai 1826, dad Gefetz über die Gefangenhaltung 
in polizeilihen Werfhäufern vom 27. Juni 1838, und bad Gefetz 
über das Verfahren in Bolizeiftraffahen vom 19. November 1840 
ihnen beigelegt hatte. Dagegen wurde ihre Zuftändigfeit in Chauffee- 
bau» Angelegenheiten, welche ihnen bei Aufhebung der General-Weg- 
bau-Commiffion feit dem 1. October 1843 zugeiviefen waren, durch 
die Verordnung vom 11. December 1849 fehr eriveitert und hinſicht— 
li) der Wegdau-Angelegenheiten überhaupt durch die Gefetze über 
den Chauſſeebau vom 20. Juni 1851, und über Gemeindeivege und 
Landftrafen vom 28. Juli 1851 nod) ferner in einigen Etüden aus— 
gedehnt. 

Nadı dem Meglement von 1823 follte jede Landdroſtei mit einem 
Landdroften, drei Negierungsräthen, einen oder zwei Secretairen und 
dem nöthigen Ilnterperfonale befetzt fein, etwa weiter erforderliche 
Arbeitöhülfe aber durch fup. Amtdaffefforen geleiftet erben. Die 
Zuziehung diefer letzteren erfolgte bald und in auögedehntem Maße; 
dagegen ließ man die unzweckmäßigen Secretairftellen meiſtens unbe— 
ſetzt oder nach und nach eingehen. Beim Hinzukommen der Gemein— 
heitstheilungs-, Verkopplungs- und Ablöſungsſachen wurde das Per— 
ſonal der Landdroſteien vorübergehend durch Mitglieder des aufge— 
hobenen Landesöconomie-Collegiums, dauernd durch Regierungs-Aſſeſ-— 
ſoren, und ſeit 1838 beſonders durch außerordentliche Räthe vermehrt. 
Später hat aus Rückſicht auf die Landesöconomie- und Wegbauſachen 
dad Subalternperfonal nody veritärft werden müffen. 

Nah den Drganifationsplänen von 1849 follte der Wirfungd- 


I) Vergl. Verordnung über das Waflerbaumwelen vom 1. September 1852, 
88. 3, 54. 
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freid und vorerft aud bie Befegung der Lanbdrofteien im MWefentlichen 
unverändert bleiben, dagegen eine innigere und auögebehntere Verbin: 
dung berfelben theild mit techniſchen Beamten des Bezirks und mit 
Deputationen von Sahverftändigen, theild mit den zu reorganifirenden 
Provinzial⸗Landſchaften hergeftellt, und die Collegialität der Hauptſache 
nad auf bie f. g. Juftiz-Mbminiftrativ- Angelegenheiten befchräntt 
werden I). Die Ausführung diefer Pläne ift indeß ber Hinderniſſe 
wegen, welche die Reorganifation der Provinzial» Landfhaften erfahren 
hat, zum Theil bis jetzt unthunlih geweſen; allein aud in den 
Buntten, wo fie wohl hätte erfolgen können, ift fie unterblieben oder 
nur unbollftändig gefhehen. Denn die neue Lanbbroftei- Ordnung 
vom 25. September 1852 läft den Landbrofteien ihre biöherige col— 
legialifhe Organifation, und wenngleich fie denfelben einen Wegbau⸗, 
einen Zandbau= und einen Mebicinalbeamten, auch wo die Geſchäfte 
ed nöthig maden, einen Waſſerbau-, einen Landesöconomie- und einen 
Forſtbeamten zuordnet, fo ſchweigt fie doch nicht allein von der Ber: 
bindung der Landdroſteien mit den Provinzial» Landfhaften, fondern 
auch gänzlid) von den den Landdroſteien beizugebenden Deputationen 
Sachverſtändiger. Am meiften zu bedauern ift die Beibehaltung des 
collegialifhen Verfahrens in allen Sachen, weniger weil ber wünſchens⸗ 
werthe rafche, einfache und einheitliche Geſchäftsbetrieb badurd er- 
ſchwert wird, wie vielmehr weil dabei von perſönlicher Berantmwort: 
lichfeit der Zanddrofteis Mitglieder — durd; welche wiederum die per- 
fönlidhe Verantwortlichkeit der Minifter vielfältig bedingt ift — faum 
die Rede fein fann. 


1. Befoldungen. 


Nach dem Reglement von 1823 follte die Befoldung der Land— 
droften in jedem einzelnen alle vom Könige beftimmt werden. Cie 
pflegte 3000 „P, zuweilen aber aud; mehr bis 5000 „PB, zu betragen; 
und baneben erhielt der Landdroſt gewöhnlich freie Wohnung oder 


1) ctenftüde X. 1. ©. 259; XI, 1. ©. 1658. 
2ehzen, Staatshaushalt. II. 6 
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Miethentfhädigung, die zumeilen bi8 600 „P und höher fidy belief. 
Außerdem mwied ihm dad Reglement TO Malter Weißhafer zu, deren 
Preid nad der Eammer-Tare den Renteien mit 157 „B 12 ggr Conb.⸗ 
Münze vergütet ward, wogegen er Dienftreifen in feinem Bezirke ohne 
Vergütung von Diäten und Reiſekoſten zu madhen hatte. Der bei 
Bereifung der Aemter, namentlich bei den periodifh bvorzunehmenden 
Amtöpifitationen, den Beamten ertvachfende Köftenaufivand für Be— 
mirthung ded Landdroften und folder Perfonen, die er zu fehen 
wünſchte, wurde nad; einer feftgefetzten, die üblic gewordenen Ber: 
wendungen in der Kegel längft nicht dedenden Tage von 20— 30 PB 
für jeden Fall vergütet. Die Regierungdräthe follten 1200 — 1500 »$ 
und bei Dienftreifen Diäten von täglid) 4.B und Reifekoften erhalten. 
Es ward jedoch häufig ſowohl der höchſte wie der geringfte Betrag 
nicht innegehalten, indem manche Regierungdräthe, zumal bei längerem 
Dienftalter oder aus Nüdfiht auf befondre BVerhältniffe mehr, da- 
gegen jüngere, befonderd auferordentlihe, weit weniger befamen. 
Auch die für dad Subalternperfonal im Reglement beftimmten Be- 
foldungsfätze von 300— 600 4 murben oft überfchritten, in einzelnen 
Fällen aber auch wohl nidyt gegeben. Für bie Zufunft ift burd) 
einen von der Regierung angenommenen ftändifhen Beſchluß das 
Dienfteintommen eined Landdroſten auf überhaupt 3000 4 feitgefetzt, 
wovon, wenn er Dienftwohnung erhält, eine angemeffene Summe 
(jet 300 »P) abgerechnet erden muß. Dagegen foll dem Land» 
droften für Dienftreifen gegen Liquidation Entihädigung bis höchſtens 
300 „PB gegeben werden. Der Etat für die übrigen Mitglieder und 
die Subalternen ift noch nicht definitiv geregelt. Für die Regierungs— 
räthe hatten Stände 1850 ald hödjften Befoldungdbetrag 1500 -P 
befhloffen; nachher aber ift auf Gegenvorftellung des Minifteriums 
bis zur demnächſtigen Feftftelung der Normalſätze das höchſte Maf 
für die älteften Regierungdräthe auf 1800 4 gefetzt !). 


I) Actenftüde XI. 1. ©. 1192, 1830; XI. 2 ©. 155, 273, 1199, 1251; 
xl. 4. ©. 236; vergl. X. 1. S. 260. 
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Bei Aufhebung des Landedöconomie- Collegiumd im Jahre 1834 
wurden zur Bezahlung der neu heranzuziehenden Arbeitöfräfte für 
die Gemeinheitötheilungd: und Ablöfungdfahen 2000 4, und außer: 
bem für etivaige Hülfsarbeiter in diefen Angelegenheiten 2400 in 
den Etat aufgenommen. Mit Einfluß diefer letztern Summe betrug 
ber Dispofitionsfonds für Hülfdarbeiter überhaupt im Jahre 1834/,, 
— 10,000 „$, jeßt ift er auf 7700 „PB ermäßigt. Dagegen wurde, 
ald die Organifationdpläne von 1849,, in Ausführung gebracht und 
jeder Zandbroftei ein Landesöconomie-Commiſſair oder eine fonftige 
ausreihende Hülfe zur tehnifhen Prüfung der Iheilungdpläne beige: 
geben werden follte, die im Jahre 1834 für ähnlide Zwecke in den 
Etat aufgenommene Summe von 2000 um 2700 „B erhöhet, für 
die Zukunft aber eine Erfparung an erfterer zum Belaufe von 800 „PB 
in Ausſicht geitellt, die fi) bis jetzt jedody auf 45 „PB befchränft hat, 
jo daß noch 4655 „P im Etat ftehen ). — Ebenſo famen 1843 für 
Arbeitöhülfe in Wegbaufahen 2400 „PB dem Etat hinzu; dody ward 
bei der neuen Organifation der Chauffeebau= Verwaltung 1850/,,, troß 
der Arbeitövermehrung, die Verminderung diefer Summe auf 1400 ,$ 
für zuläffig erfannt 2). 


Der Befoldungs: Etat begreift: 


18% 35 1853/54 

1) Für 6 Landdroften.......... 22885,.P1Sggr 24 20,909,.P17gr 45 
2) » 23 Näthe und Affefforen.. 29,364 » 15 » 5» 31055 r,13r Ar 
3) -4 Secretaire ........... 4.032, 611- — r-ı —ı 
4) » Hülfdarbeiter........... 10,000 » — » —r 700er —ır — ⸗ 
5) » Subulterne ............ 20,246 » 15 » 10» 20958. Br 1 
6) Arbeitohülfe in Wegbau— 

ſachen — — — ——— — — »— ⸗—⸗ 1400» — — ⸗ 
?) die beigeordneten Landes⸗ 

dconomie- Beamten ..... — — ⸗ —⸗ 4655, — Hr —- 


im Ganzen = 86,529 Pilger 8 96608 F14 5 9 


1) Mctenftüde V. 2. S. 288, 785; XI. 1. ©. 1192, 1830. 
2) Mctenftüde XI. 1. S. 1193. 
6 “ 


— 


Die Erhöhung liegt faſt ganz in den Ausgaben für die Subalternen, 
deren Zahl von 45 auf 77 geftiegen ift, mad vornämlich in Vermeh— 
rung ber Galculatoren feinen Grund hat. 

Die den Zandbrofteien beigeordneten Bau-⸗, Mebicinal- und Forfts 
beamten erhalten ihre Befoldung nit aus dem Etat ber Landdroſteien, 
bei melden ihre Geſchäfte verhältnigmäßig gering find, fondern aus 
dem Etat des Dienftztveiged, dem fie vorzugsweiſe angehören. 

Die wirkliche Ausgabe ift in Folge zeittweiliger Stellenerlebigung 
regelmäßig etwas kleiner ald bie Etatfumme geweſen. Sie betrug 


182............... 82,254 .4 
J 76,194 „ 
J 80,290 „ 
RE TER 88,706 " 
1816 ............... 90,081 " 
13 eeeenenee een 2. 92,658 
EN 89,643 u 
JJ LER 90,139 v 


2. Büreaufoften. 
Diefe Poſition begreift (1853/;,) im Anſchlage 


2). TOR ONTEEn  HNBORBEN regen 14,000 4 
2) » Bifitationdreifen der Landdroften............ 3,500 " 
3) „ Reifen der Negierungsräthe in Wegbaufadhen.. 2,300 * 

19,800 »B 


183%,, war der Anfchlag für die Büreau-Ausgaben um 6500 P höher, 
indem man ihn befonderd wegen ber den Landdroſteien überwieſenen 
Landesöconomieſachen erheblidy gefteigert hatte ). Die wirkliche Aus- 
gabe belief fi) auf 19,417 ,B und wurde vornämlich erft feit 184243 
bid auf etiva den jekigen Betrag gemindert. Die jährliche Ausgabe 
für BVifitationsreifen hat feit 183%/,, zwiſchen 1500 und 2500 »B 
geſchwankt, fünftig wird fie höher fein, da den Landdroſten für Dienft- 


I) ctenftüde V. 2. S. 292. 


— 


reiſen Erſatz des gemachten Aufwandes geleiſtet werden ſoll. Die 
dritte Poſition iſt ſeit 1343 hinzugekommen, und 1854/,, von 1000 „P 
auf 2300 „PB erhöhet. Die Gefammtausgabe für Büreaufoften betrug 


J 20,650 P 
JJ NEIN 22,907 » 
U: 51, PROENRRIE SIE 12,364 « 
1. (NEE 13,427 » 
18a............. 15,886 » 
JJ NE, 19,145 » 
18648 


J RENNER 20,290 » 


Fünfte Abtheilung. 
Die ANemter und Amtögeridte. 


Oogleich ſeit dem 1. October 1852 die Rechtspflege von der 
Verwaltung auch in der unterſten Inſtanz getrennt, und feit 1853/;, 
die Etats beider Dienftzweige geſchieden find, fo kann doc die Dar— 
ftelung derſelben nicht gefondert fverden, wenn ber Einblid in bie 
Berhältniffe nicht nur der Vorzeit, fondern aud) der Gegenwart erhal: 
ten bleiben foll. 

In den althannoverfhen Provinzen war Rechtöpflege und Ber: 
waltung in höherer Inſtanz fhon feit langer Zeit getrennt N; in 
unterfter Stufe aber blieb die Vereinigung berfelben bei den Aemtern 
und Patrimonialgerihten bis auf unfre Tage beftehen ?). Die alte 
Amtd-Berfaffung hat ihre Grundlage in der Verwaltung bed Landes— 
herrlihen Domanialgutd, welcher die Juſtiz- und die Regiminal-Ver— 
waltung zugefellt wurde 3). In Juſtizſachen gingen zwar die Appel: 


1) Died gilt namentlid in Bezug auf das DOberappellationdgeriht und bie 
Hofgerichte. Hinfihtlih der anzleien beftand eine Verbindung derfelben mit 
den Regierungöbehörben; doch waren beide nicht identiſch, fondern die Mitglieder 
der Negierungöbehörben traten nur in gemiflen Füllen ald Mitglieder in bie 
Eanzieien, wie dad Wegierungdreglement Herzogd Ernft Auguft von 1680 näher 
ausweiſet. Spittier, Gefh. von Hannover, II. S. 238 u. Beil. ©. 115. Siehe 
auch Kaiferlibe Beltätigung vom 5. Auguft 1559 für bad bon Herzog Heinrich 
bem Jüngeren „angerichtete fürftlihe und beftändige Hofgerichte. 

2) Nur in den Städten, welche eine neue Verfaffung erhielten, trat regels 
mäßig die Trennung ein, 


3) Amtsordnung vom 18. Juni 1674 und Ergänzung vom 18. Mai 1683. 
Erftere macht nod den Beamten zur Pflicht, bei den Amtshaushaltungen ben 
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lationen an die oberen Gerichte, melde auch das Erfenntniß in Cri— 
minalfahen fällten, mährend bie Aemter nur die Unterſuchung zu 
führen hatten; allein nicht nur war bie Zuftändigfeit der Gerichte in 
vielen und höchſt wichtigen Juſtizſachen, indbefondere aud in allen 
Polizeiſtrafſachen, ganz ausgeſchloſſen ), fondern ed ftanden aud, 
felbft in fo weit dies nicht der Fall war, die Aemter in allen übri» 
gen Beziehungen unter ber Nentcammer. Jedes Amt war urfprüng- 
li) nur mit Einem Beamten (Droft oder Amtmann) bejeßt; ber bei 
größeren Aemtern oder bei zahlreidyeren Gefhäften daneben angeftellte 
Amtfchreiber war ihm nod nad) der Amtöorbnung von 1674 fub- 
ordinirt. Zur Ausbildung und etwa erforberliden weiteren Arbeitö- 
hülfe waren zuerft feltener, je länger aber defto häufiger und zuletzt 
regelmäßig fupernumeraire Droften und Amtfchreiber, fo wie Amts— 
aubitoren angeftellt. Der Amtsauditor pflegte nad) ein bis zivei 
Jahren zum Cupernumerair befördert zu werden, ber Adlige zum 
Droften, der Bürgerlidye zum Amtfchreiber. Iener wurde dann ohne 
Zwiſchenſtufe erfter Beamte, fobald eine für ihn geeignete Etelle erle— 
digt ward, und erhielt fpäter gewöhnlich den Titel Oberhauptmann; 
ber Bürgerliche wurde zunächſt wirklicher Amtfchreiber und erjt dem— 
nähft Amtmann, ald welcher er bei langer Dienftzeit den Titel Ober: 
amtmann zu befommen pflegte. Der adlige ftand bem bürgerlichen 
Beamten auf derfelben Stufe niht nur im Range, fondern meijtend 
aud; im ber Dienfteinnahme fehr bedeutend voran. Die Dient- 
einfünfte der Beamten waren, wenngleich fehr verſchieden, doch mit 
wenigen Auönahmen fehr anfehnlid und ftiegen in einzelnen Fällen 
auf 10,000 „PB und mehr. Denn wenn auch die Befoldungen nur 
unbedeutend zu fein pflegten, fo warfen bagegen die Haushalts— 


Aderbau und die Viehzucht fleißig zu fördern, auf dad Mollen- und Käfetverf 
gute Aufficht zu haben, bei dem Buttern, Käfen und deren Umwendung zugegen 
zu fein, und fleifige Acht zu haben, daß Alled zu Nutz gebracht werde. 

I) Verordnung bom 17. Decbr. 1663; Göhrber Conftitution vom 19, Dctbr. 
1719; Staatöhaushalt I. S. 48, Note 3; Verordnung über dad Verfahren in 
Landesöconomie= Angelegenheiten vom 22. Nobbr. 1768 u. m. a. 
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pachtungen, welche den Beamten für ein ſehr mäßiges, oft höchſt 
geringes Pachtgeld überlaffen waren, fo wie die Sporteln, welche von 
den Beamten bezogen wurden, befto mehr ab. 

Der Unterbebienten pflegten bei jebem Amte, je nad) feiner 
Größe, 2 bis 6 zu fein; zumeilen ftieg ihre Zahl nod höher. Einer 
oder einige derſelben waren für bie mehr förperlihen Verrichtungen 
beftimmt, 3. B. die Amtödiener und die Gefangentvärter, andre hatten 
mehr ald Bollitreder der amtliden Anordnungen und jelbft ald Ge- 
hülfen der Beamten zu handeln. Sie führten regelmäßig den Namen 
Voigte, doch in verfdiedenen Gegenden aud andre Namen. Die grö« 
feren Xemter Maren in mehrere Voigteien getheilt, und gewöhnlich 
hatte der einer jeden borgefetzte Voigt innerhalb derfelben feinen Sitz. 
In einigen Gegenden waren die Amtöunterbedienten tvenigftend zum 
Theil aud den Gemeindebeamten hervorgegangen, und nicht uur bort, 
fondern faft überall hatten fie aud) in bald auögedehnterem, bald gerin« 
gerem Umfange Gemeindes Angelegenheiten zu beforgen. Unbrerfeits 
aber wurden in vielen Bezirken auch manche Amtsunterbedientens 
Gefhäfte von Gemeindebeamten verridte. Die Unterbedienten 
bezogen ald Dienfteinnahme entweder nur Sporteln und andre 
Leitungen, melde ihnen von den Amtdeingefeffenen gewährt erben 
mußten, oder baneben eine Befoldung aus der Königlichen affe, 
welche indeß verhältnifmäßig unbedeutend zu fein pflegte. Uebrigens 
war auch ihr Dienfteintommen von fehr ungleihem Betrage, indem 
eö zuweilen nur ald eine Beihülfe zum Lebendunterhalte anzufehen 
var, in dem vielfältigiten Abftufungen aber bis auf 500, ja 1000 .$ 
und noch höher ftieg. 

Die Franzöfifch: Weftphälifhe Herrſchaft befeitigte die Aemter— 
Einrichtung; aber fofort, als jene aufgehört hatte, wurde auch biefe 
hergeftellt (November und December 1813), und für die neuertvorbenen 
Zandeötheile: Osnabrück, Hildeöheim, dad Eichöfeld, Dftfriedland und 
Lingen, fo bald als möglih (1814, 1815, 1816, 1817 und 1819), 
einige Jahre fpäter aber für Bentheim und Arenberg: Meppen (1824 
und 1828), mit den durch die dortigen befondren Verhältniffe gebo- 
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tenen Abweichungen, ebenfalld. eingeführt. Wurden aber aud anfangs 
und in ben erjten 10 Jahren nachher nit viele und bebeutende 
Aenderungen in ber Berfaffung und Bertvaltung der enter aus: 
drücklich vorgeſchrieben, fo braten doch die neuen Zeitamftände und 
Anfihten, fo fie die Richtung der Regierung von felbft allmählig 
eine weſentliche Umgeſtaltung hervor. Das Edict über die Drganifa- 
tion ber Staatöverwaltung vom 12. October 1822 führte diefelbe 
in ber Hauptſache auf der ſchon betretenen Bahn meiter. Es ftellte 
ald zu erjtrebended Ziel auf, ben Umfang ber Aemtet wo möglich 
fo zu vergrößern, daß bei jedem wenigſtens zwei wirkliche Beamte 
angejtellt jein fönnten; den Beamten die Domanial- Gaffen- und 
Rechnungsführung abzunehmen I), und die Dienfteinnahme berfelben 
ferner nit in Pachtgewinn, Sporteln und vergleichen, fondern in 
fetten Beloldungen beftehen zu laffen 2). Diefer letztere Grundfat 
wurde auf bie Amtöunterbebienten ald Regel nicht angewandt, viel 
mehr beftand beren Dienfteinnahme nad) wie vor durchſchnittlich 
zur Hälfte menigftend in Sporteln und ähnlichen Bezügen. Die 
Amtsorduung vom 18. April 1823 regelte darauf die Dienſt- und 
Beihäftöverhältniffe der Aemter und ber Beamten. Als Regel tour: 
ben fie den Landdroſteien zunächſt untergeordnet. Die Organifation 
war eine collegialifche, wenn auch die Gefchäfte nad beftimmten 
Dienftziveigen unter die mehreren Beamten deöfelben Amts im Allge⸗ 
meinen vertheilt, und jeder Beamte für bie ihm zugeiviefenen Saden 
zunächſt berantivortlid‘ gemaht mar. Der Geſchäftökreis blieb im 
Mefentlihen ber frühere; nur warb ed noch entfdiedener Regel, daß 
für alle nicht ausdrücklich ausgenommene Verwaltungsgeſchäfte in 
unterſter Inſtanz die Aemter zuſtändig ſeien. Viele Aemter wurden 
nach und nach durch Vereinigung mit andren Aemtern und durch 


I) Staatdhaudhalt I. S. 48, 76. 

2) Doc behielten die Beamten regelmäßig einige Bebühreneinnahmen, fo in 
Gemeinheitothellungs⸗, Steuervergehends, Steuerbeſchreibungs⸗ und Kirhencom= 
miffiondfahen, deögleichen befamen fle mande Vergütungen für befondre Aufs 
träge. Auch fiel ihnen der Gewinn von der Schreiberei zu u. f. w. 
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Einverleibung von Patrimonialgerichten, welche von ben Gerichtöherren 
immer häufiger an die Landesherrſchaft freiwillig abgetreten wurden, 
bedeutend vergrößert I). Auch wurde burdy bie auerft in ben neuen 
Zandeötheilen eingeführte, feit den 30er Jahren aber auf die übrigen 
Provinzen ausgedehnte Einrihtung von Griminalämtern, d. h. ſolchen 
Yemtern, welche nicht nur in den eignen, fondern aud) in ben ihnen 
zugelegten fremben Amtsbezirken die Unterfuhung in Griminalfaden 
entweder auoſchließlich oder dody in wichtigeren Fällen, beſonders in 
foldhen, bei denen Verhaftung der Angefchuldigten nothivendig war, 
zu führen hatten 2), der Umfang und der Gefchäftöfreid vieler Aem— 
ter immer auögedehnter. Mit Zunahme der Bevölkerung, bed Ber- 
fehrö, der Dberbehörden, der Controlen. f. tv. mehrten ſich auch übri— 
gend die Gefchäfte der Aemter, und fo fam es, daß bald bei faft 
jedem Amte nit nur, wie dad Edict von 1822 ed ald wünſchens⸗ 
iverth bezeichnet hatte, zei Beamte, fondern regelmäßig wenigſtens 
drei, und nicht felten noch mehr, felbft bid 6, 7 wirkliche (etatmäßig 
befoldete) Beamte angeftellt waren. Die Zahl der Supernumeraire 
und Auditoren wuchs in ähnlihem Grade und weit über dad richtige 
Verhältniß hinaus. Ye größer aber die Amtöbezirfe, und je biels 
artiger und veriidelter die Amtögefhäfte wurden, defto ſchwerer var 
für die Beftallungöbehörde dad wahre Arbeitöbedürfnig zu übers 
fehen. Viele der toirflihen Beamten hatten früher ald Supernumes 
raire lange und viel gearbeitet; Mandye von ihnen modten es nicht 
für unbillig halten, nun aud; Eupernumeraire twieder für fid) arbeiten 


I) Die Zahl der Aemter und der ihnen gleichftehenden Behörden, wenn 
aud unter andren Namen, jeboh ohne bie Behörden biefer Art in Haben, 
Meppen, Bentheim und auf dem Harze, betrug 1823 = 155; 1852 —= 147, doch 
würde biefe letztere Zahl in Folge der Einziehung älterer Aemter Feiner geweſen 
fein, wenn nicht in Folge ber Abtretung von ftäbtifhen und Batrimonialgerichten 
mehrere Aemter neu errichtet wären. An Batrimonialgerihten waren vorhans 
ben: gefchloffene 1823 = 62, 1852 —= 14; ungefchloffene 1823 — 63, 1852 —= 13. 


2) Hinfihtlih der Patrimonlalgerichts-Bezirke war diefe Einrihtung ſchon 
in Folge der Aufhebung ber Eriminalgerichtöbarfeit der gutöherrlihen Patri⸗ 
monialgerichte eingetreten. Verordnung vom 13. März 1821, 8. 23. 
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zu laffen, vollends wenn bie eigne Arbeitöfraft abnahm. Die Regie: 
rung aber fonnte auf folde Wünſche durch Anftellung von Super: 
numerairen leicht eingehen, da ber Zubrang zu dem Beamtendienite, 
obwohl deſſen Vortheile gefchmälert waren, body fehr groß blieb, ja 
faft ununterbrochen ftieg, fo daf die Zulaffung immer noch als Gunft 
erihien; und fie ging um fo lieber darauf ein, ald fie dadurch nicht 
nur Viele verpflichtete, fondern aud der General» Cafe anfehnlide 
Erfparungen verfhaffte, indem die fonft nöthig geweſene Verwilligung 
bon neuen Befoldungen und von Penſionen vermieden wurde. Anfangs 
ward mit Nüdficht darauf, daß in vielen Fällen die Zuordnung eined 
Eupernumeraird den Beamten der Nothivendigfeit überhob, fih in 
Ruheftand fetzen zu laffen, ihm die Verabreihung einiger Wortheile 
(Wohnung, Betöftigung, Geldremuneration ꝛc.) an den Arbeitögehülfen 
wohl von der Beltallungsbehörde zur Pflicht gemacht; je leichter 
aber bei ber anwachſenden Zahl der Supernunieraire die Erlangung 
einer Hülfe ward, defto mehr fam es dahin, daß die Bereitivillig: 
feit eined Beamten zur Berabreihung folder WBortheile ald etwas 
Verdienftliches angefehen wurde und vor jeder fhärferen Nachforſchung 
nad dem firflihen Bebürfniffe einer Arbeitöhülfe zu bewahren pflegte. 
So lag denn bald ein fehr großer, wo nicht der größte Theil der 
Amtögefchäfte ſowohl bei ber Auftizpflege ald bei der doch vorzugs— 
weiſe Reife und Erfahrung fordernden Verwaltung in den Händen 
bon Supernumerair»-Beamten und Auditoren. Das hieraus entfprin- 
gende Uebel warb durch zivei Umſtände noch bedenkliher. Theils 
nämlich blieben die Supernumeraire felten lange genug bei demſelben 
Amte, um fi bie nöthige Kenntniß der befondren Rechte und Ber: 
hältniffe, der Dertlichkeiten und der Perſonen zu verihaffen, theild 
mußten fie, troß ber vermehrten Zahl befolbeter Beamtenftellen, in 
der Regel eine fehr geraume Zeit ohne feite Einnahme ober nur gegen 
die vorhin bezeichneten Bortheile, welche ihnen die Beamten zufließen 
liefen, alfo im Wefentlihen auf Hoffnung bienen und, wenn fie 
endlich zur Befoldung gelangten, anfangd doch mit einer geringen 
Befoldung fi begnügen. Sie fahen daher die bis dahin vergehende 
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Zeit nicht ald eine, weſentlich zu ihrer dienftlichen Ausbildung beftimmte 
Vorbereitungäzeit, fondern ald ein dem Staate gebradted Opfer an, 
für welches fie Belohnung, jebenfalld wenigſtens Nachſicht fordern 
fönnten. Noch manches Andre trug zur Berfhlimmerung biefer 
Zuftände bei. Zunächſt die häufige Verfeßung nicht nur der Super: 
numeraire, fondern aud der wirklichen Beamten, indem bie Verhei⸗ 
fung ded Edicts don 1822, daß die Verbefferung der Dienftein: 
nahmen tünftig nicht ſowohl durch Verſetzung auf einträglichere 
Etellen, ald vielmehr durch Zulagen auf ber alten Stelle geſchehen 
folle, nur fehr wenig in Erfüllung gegangen war. Dann bie bem 
Namen nad beftehende Collegial-Berfaffung, welche die im unterer 
Inſtanz befonderd fühlbaren Mängel derfelben (thatfählicye Aufhebung 
ber Verantiwortlihteit, Schwächung bed perſönlichen Intereffeö u. f. te.) 
ohne die Vortheile derſelben (gründlichere Behandlung der Geſchäfte 
u. ſ. w.) im Gefolge hatte. Ausfluß theild hiervon, theild andrer 
Quellen war bie Erfhlaffung der Disciplin, fo daß das berüdtigte 
Wort: „Es fei zwar ſchwer, in die Hannoverfhe Beamtenlaufbahn 
zu fommen, aber faft unmöglich, daraus wieder entfernt zu werden,“ 
eine traurige Wahrheit blieb, und nur der vortrefflide Geift, welcher 
faft ohne Ausnahme unfre Beamten belebte, ed erflärlid madt, daß 
der Mangel der Disciplin nicht noch weit größere Uebel bewirkte. 
Kerner hatte die Bereinigung der Rechtöpflege und Verivaltung befon- 
ders den Nadhtheil, daß die Beamten gewöhnlich erft bei Gelangung 
zu einer erften Stelle, alfo in vorgerädtern Jahren, nahdem fie bie 
dahin allein oder vorzugsweiſe Juſtizſachen betrieben hatten, die Bere 
waltungsgeſchaͤfte übernahmen und fie überdied gewöhnlich in einem 
ben Perfonen und der Dertlidfeit nad ihnen unbelannten Bezirke 
übernehmen mußten. Endlich ift als erheblid; mittwirfende Urſache 
noch hervorzuheben, daß ein immer größerer und wichtigerer Theil 
ber Amtögefhäfte und ded Cinfluffed auf die Noigte Üüberging, welche 
zuletzt bei manchen Aemtern faft zu einer förmlidyen neuen Inſtanz, 
mit der regelmäßig fchriftlicd” verhandelt twurde, ſich audbildeten. Hiezu 
tirkten viele und nad Berfchiedenheit der Fälle verfcdiedenartige 
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Umftände. Im Allgemeinen aber wuchd die Bedeutung ber Boigte 
in eben dem Berhältniffe, ald die Beamten durd Größe der Bezirke, 
Trennung der Kaushaltöpadhtungen bon dem Beamtenbienfte, — 
mwoburd die wahre Grundlage ber alten Aemter-Verfaſſung hinweg— 
geräumt war, — burd Zunahme ber Schreibereien u. ſ. w. dem unmit- 
telbaren Berfehre mit ben Amtdeingefeffenen mehr und mehr entfrem- 
det wurden, diefe aber je länger befto entſchiedener ſich gewöhnt hat- 
ten, bei ben Beamten nicht nur in öffentlichen, fondern felbft in häus⸗ 
lihen und andren Privat Angelegenheiten Rath und Hülfe zu fuchen. 

Dad Bedürfniß einer Verbeſſerung der Aemter- Einrichtung hatte 
fi} daher fhon geraume Weile fühlbar gemadt; aber durch die Orga- 
nifationöpläne von 1837 würde fie wohl ſchwerlich bewirkt fein 1), 
und nad 1840 fcheint man daran überhaupt nicht mehr gedacht zu 
haben. Es fteht alfo dahin, ob und wann fie ohne dad Jahr 1848 
zur Ausführung gefommen fein würde, Da beitimmte bad Berfaffungs- 
gefeg vom 5. September 1848, daß die Rechtöpflege von der Ver— 
waltung getrennt iverden folle, und ſchon dieſe Vorſchrift hätte eine 
völlige Umgeftaltung der Wemter nöthig gemadt, weil von ber 
Gefammtthätigfeit der Beamten etwa zwei Drittheile auf die Rechts— 
pflege und nur ein Drittheil auf die Vertvaltung zu rednen var. 
Aber fie wurde auch durd die übrigen Veränderungen in den öffents 
lichen Zuftänden des Landes und indbefondere durd) die verfaffungs- 
mäßig verheißene febitftändigere Stellung der Gemeinden erforderlich, 
Der Plan zur neuen Regelung ber Landeöveraltung, welchen die 
Regierung im Februar 1849 den Ständen vorlegte, begriff daher 
auh die Grundzüge zur Einrichtung der Aemter; und fo wie bie 
neue Organifation im Allgemeinen auf Iheilnahme des Volks an ber 
Verwaltung, auf Oeffentlichkeit ber letzteren, auf möglichſt freie Ihä- 
tigkeit der Gemeinden und möglichſte Selbftftänbigfeit der Behörden 
nad; oben fi -gründete: fo ging der Plan in Bezug auf bie Aemter— 
Einrihtung mit Rüdfiht auf die bisherigen Mängel berfelben zugleich 


1) Staatöhauöhalt I. ©. 4. 
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bon ben Grunbfäßen aus, daß erftlic ein Amtöbezirt in ber Regel 
nicht größer fein ſolle, als daß Ein Beamter ihm vorftehen fönne, 
weil es nur dann, wenn thunlihft alle Verwaltungsgeſchäfte des 
Bezirks in der Hand Cined Mannes liegen, und diefer zugleidh in 
der Lage ſich befindet, der Regel nad) Alles durch directe Verhand— 
lung mit den Amtseingefeffenen zu erledigen, dem Beamten möglich 
fein wird, ſich durch eigne Anfhauung von den Berhältniffen und 
Bebürfniffen der Untergebenen genügend zu unterrichten, dad Ber: 
trauen zu gewinnen und fo feinem hödhften Ziele näher zu fommen, 
dad Nothivendige weniger durch Zivang ald durch geiftigen und fitt= 
lihen Antrieb, durch Leberzeugung und Förderung eigner Einſicht 
und freier Ihätigfeit zu erreihen. Deshalb follten denn aud nicht 
nur die Supernumeraire, fondern ebenfalld die Amtövoigte wegfallen, 
und dem neben dem Beamten anzuftellenden Amtögehülfen ein mög: 
licht feit abgegränzter Wirfungäfreid gegeben werben. Zugleid aber 
follte dem Amte eine Amtövertretung, in ähnliher Weife wie ber 
Landdroſtei die Provinzial» Zandihaft, in den geeigneten Fällen bera= 
thend und mittwirfend zur Seite ftehen I). Die Stände billigten 
durchtveg den Plan der Regierung, machten jedody zu der Verord— 
nung über die Aemter-Einrihtung ein paar Aenderungen, tweldye ben 
Keim zu einer bedenklichen Entartung der neuen Aemter-Verfaſſung 
legten, wenn fie auch ſchwerlich diefe Abficht hatten. Die Stände 
verlangten nämlich, daß der Beamte der Rechte fundig, und ber 
Amtögehülfe ihm untergeordnet fein ſolle. Schon 1851 aber, 
ald die Stände Kenntnig von den Vorbereitungen der Regierung zur 
Ausführung der Organifationd- Enttvürfe erhielten, glaubten fie Anlaß 
zu der Beforgnif zu haben, daß die f.g. Beamten» Garriere und dad 
Syſtem der Supernumeraire nicht befeitigt, und der Amtsgehülfe 
durch Ausſchluß don der Beförderung zum Beamten etwa in bie 


1) Unſre Geſetze feit Errichtung bed Königreichs fordern bei vielen öffent: 
lihen Verwaltungdgefhäften Theilnahme der Gemeinden, ohne indeß zur Be— 
twirfung bderfelben eine genügende Handhabe zu geben. Wertheidigung des 
Staatögrundgefeged ©. 78. 
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Stellung eined Boigtd wieder herabgebrüdt werden würde; teöhalb 
fie fi fehr entſchieden hierüber erflärten I). Die Verordnung vom 
16. September 1852 über die Prüfung der Vertvaltungsbeamten 
ift jedoch durch ihre Beftimmungen fehr geeignet, wieder eine geichlof- 
fene Beamten »Earriere und Supernumeraire zu fchaffen. 

Die Amtövertretung hat in den brei bis vier Jahren, melde feit 
ber erſten Regierungdvorlage bid zur Ausführung verftridhen, gleid) 
den meiften übrigen Plänen zur Organifation ber Verwaltung, meh- 
rere Aenderungen erlitten, deren twefentlihfte fid) auf die Zuſammen— 
fetzung ber Amtds Berfammlungen bezieht, twelde anfangs durch Wahl 
gebildet werden follten, jetzt aber durch die Gemeinde -Borfteher gebil- 
det werden ?). 

Die Rechtöpflege in bürgerlichen Streitſachen, mit Beſchränkung 
der Competenz auf Gegenſtände bis zum Werthe von 100 „P, bie 
polizeiliche Strafgerihtöbarkeit und die freitwillige Gerichtöbarfeit ward 
den Amtsgerichten, die ber Regel nad nur mit je Einem Richter 
befetzt fein follen, anvertraut. Die Unterfuhung in peinlihen Saden 
wurde an die Obergerichte vertoiefen 3). 

Die Patrimonialgerihte ſowohl der Gutöbefiger und der Geiſt— 
lihfeit ald der Städte wurden aufgehoben; indeß behielten letztere, 
infofern die Stäbteordnung vom I. Mai 1851 auf fie Anwendung 
findet, nicht nur die Verwaltung ihrer eignen Angelegenheiten, fon- 
dern auch die obrigfeitlihe Verwaltung. 

Bom 1. October 1852 an traten die neuen Einridtungen, mit 
Auönahme der neuen Provinzials Landfhaften, in Wirkfamteit. Für 
die Verwaltung waren zu jenem Zeitpunfte vorhanden: | 


1) Actenftüde X. ©. 254, 268: XI. 1. ©. 1662; XI. 2. ©. 1252. Ver— 
ordnung über die Einrihtung der Aemter vom 4. Mai 1852 (ergänzende Ver— 
ordnung vom 28. Septbr., desgleichen über die Nechtöpflege und Verwaltung 
im Herzogthume Arenberg- Meppen vom 29. Auguft, und im Lande Habeln 
bom 1. September 1852), Amtdordnung vom 16. September 1852. 

2) Actenftüde X. 1. ©. 269; XI. 1. S. 1665; XI. 2, S. 991, 1190; XI. 4. 
S. 29, 931. Gele dom 27. Yuli 1852. 

3) Was fonft noch über bie Berichtöverfaffung zu bemerken fein möchte, 
wirb in der Abtheil. VIIL, vom Juſtiz-Miniſterium, vorfommen. 
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471 Städte und Flecken mit felbitftändiger Verwaltung; 

151 Königliche Aemter und ihnen gleichftehende anders benannte 

R Behörben; | 

4 ſtandesherrliche Aemter im Herzogthum Arenberg: Meppen ; 
12 Kirchfpielögerichte im Lande Hadeln, umd 
27 (nämlidy 14 geſchloſſene und 13 ungeſchloſſene) Batrimonial- 
gerichte. 
An ihre Stelle traten: 
45 Städte mit ſelbſtſtändiger Verwaltung, 
170 Königliche Aemter, 
4 ſtandesherrliche Aemter, 
1 vorläufig gemeinſchaftlich Königliches und Herzoglich-Aren⸗ 
bergſches Amt (Papenburg) 9). 

Die 12 Hadelnſchen Kirchſpielsgerichte blieben beſtehen und erhiel- 
ten einige Ziveige der unteren Verwaltung, während fie im Uebrigen 
dem Amte Dtterndorf untergeben wurden. 

An die Stelle der 236 ordentlidyen lintergerichte find 168 Amts— 
gerihte (163 Königliche, A ftandeöherrlihe und 1 gemeinfhaftliches) 
getreten, 


1. Befoldungen der Beamten und Amtsrichter. 


Die Koften ber Aemter laffen ſich für die frühere Zeit mit eini- 
ger Sicherheit nicht veranfdlagen, da die Beamten neben einer gewöhn- 
lih nur geringen Befoldung befonderd auf Sporteln und manderlei 
Leiftungen der Amtdeingefeffenen, fo wie auf Naturalien und auf den 
Gewinn von ben Haudhaltdpahtungen angelviefen waren. Aehnlich 
fteht die Sade bei den Amtöunterbedienten. Im ben erften Jahren 
nad Bertreibung der Fremdherrſchaft betrugen die in den Regiftern 
zur Berehnung fommenden Befoldungen der Beamten in den älteren 


1) Von ben 175 neuen Aemtern find, dem Bezirfe und Sitge nad), 39 ganz 
umberändert geblieben; 55 haben einige, 81 bagegen burchgreifende Werändes 
rungen erlitten; 31 find ganz neu geſchaffen; 10 alte aber find aufgehoben, 
ohne dag an ihrem Sitze ein neues Amt errichtet if. 
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Provinzen etwa 155,000 4 und der Unterbedienten ungefähr 50,000 . 
Gaffen- Münze, zufammen ettva 240,000 Cour. Die ihnen übers 
wieſenen Sporteln machten fi, jo weit fie nachmals zu Caffe gezo— 
gen wurden, für die Beamten auf 200,000 und für die Unter— 
bedienten auf 100,000 , zufammen etiva auf 350,000 „PB Eour. 
belaufen. Durdy die Koften der Aemter in den neuen Provinzen 
famen an Befoldungen für Beamte etiva 165,000 „PB GEonp.- Münze 
und für Amtöunterbediente an 50,000 „B hinzu. Bon den Maß: 
regeln in Folge ded Organifationsedictd von 1822 bradjte die Iren: 
nung der Haushaltspachtungen von den Beamtenftellen der Caſſe 
anfehnlihen Bortheil; die übrigen aber waren ihr anfangs eher nad): 
theilig. Nach dem bis dahin befolgten Syſteme, welches abgeſchafft 
werden ſollte, waren die Dienſteinnahmen zuerſt gering, ſpäterhin aber 
bedeutend, ja zum Theil ganz übermäßig hoch. Nun fing man an, 
das Dienſteinkommen der jüngeren Beamten zu vermehren, während 
die älteren dad hohe Einkommen auf Zeit Lebens oder des Dienfted 
fortbezogen. Ja ed ward fogar mehreren von ben mit höheren Ge- 
halten verforgten jüngeren Beamten das Recht zum Eintritte in jene 
übertriebenen Bortheile zugefprohen. Außerdem erhielt die Caſſe an 
Sporteln nur ungefähr die Hälfte bid drei Fünftel der Summen, 
welche bie Beamten bezogen hatten. Neben den Befolbungen ber 
Beamten mußten nun aber noch die Befoldungen der Rentmeifter 
bezahlt werden. Im Jahre 1825/,, ſchon betrug baher die Summe 
ber Befoldungen für Beamte 411,000 und für Rentmeifter 20,000 »$, 
zufammen 431,000 „B, wogegen jebody etiva 110,000 4 an ein- 
gezogenen Sporteln abzurechnen find. 
Für dad Jahr 1832 wurden ermittelt 1) die ———— 
J. der Beamten 
1) an Befoldungen (369,000 „PB Conv. Münze) 


und Werth der Dienftivohnungen ......... 408,500 „$ Eour. 
2) an Sporteln und ähnlihen Bezügen....... 10,000 » 
478,500 „$ Eour. 


1) Xctenftüde V. 5. ©. 24. Hannovb. Portfolio II. S. 261, 
2ehzen, Staatshausbalt. IL. 7 
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Uebertrag = 478,500 „P Eour. 
Il. der Amtöunterbedienten 223,500 Conb.⸗ 
Münze, wovon etwa die Hälfte in Eporteln 


beftanb — RE EEE ee 234,500 "nn 
IN. der Rentmeifter und rehnungsführenden Beamten 51,000 r 
764,000 Cour. 


wovon an Sporteln, die zur Caſſe gezogen worden, 
J 127,000 » 


fo daß noch bleiben = 637,000 „P Eour. 


Nad dem 1823 feftgeftellten Etat follten 130 erfte Beamten- 
ftellen vorhanden fein und davon !, —= 2000 „P, !,; = 1800 „B 
und 3, — 1500 Conb.⸗Münze nebſt Dienfttwohnung oder eine 
Geldentfchädigung (gemwöhnlid 200 „P) erhalten. Die Befoldungen 
ber ziveiten und britten Beamtenftellen, deren Zahl noch nidt ganz 
feit ftand, war in Abftufungen für jene auf 900 bis 1200 4 nebft 
Dienftwohnung oder einer Vergütung für diefelbe (gewöhnlid 100 »P), 
für Ieftere hingegen auf 300 bis 600 „P, wozu nur ausnahmsweiſe 
eine Dienftwohnung fam, beftimmt. Es waren aber 1832 angeftellt: 
133 erfte Beamte, von melden 8 weniger ald 1500 „PB, TI von 
1500— 2000 Æ, 34 von 2000— 3000, 16 von 3000 — 4000 unb 
4 über 4000 „PB bezogen. Ihre Befoldungen inögefammt betrugen 
282,000 „P, ftatt der etatmäßigen 213,000 .P Conv.-Münze. Außer 
bem hatten 217 von ihnen Dienftwohnungen, und 22 auch noch 
Haushaltspachtungen !). Bon dem dritten Beamten hatten 31 bis 
600 „B (unter ihnen 28 — 300 und 400 »P), 51 von 600 bis 
800 „B (unter ihnen 48 — 600— 700 9 ferner mit Inbegriff 
der Dienftwohnung oder der Entfhädigung dafür 43 — 1000 , 
60 — 1100 — 1500 und 11 = 1500 — 2000 „P. Ueberdies 
bezogen bie erften Beamten regelmäßig und bon ben ziociten und 
dritten wenigſtens 61 Fourrage oder eine Vergütung bafür. 


I) Außerdem hatten 7 anbre Beamte Hauptpachtungen der Klofter-Cammer. 
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Die f.g. Dienftregulative von 1837 bezweckten nun die Zahl 
der befoldeten Beamten auf 360 (122 erfte, 123 ziveite und 115 
dritte) zu vermehren, fo wie die Befoldungsfätze zum Iheil zu erhöhen, 
und die Zahl der Angeftellten in den höheren Befoldungsclaffen zu 
vergrößern. Ungeachtet die damaligen Organifationöpläne übrigens 
unauögeführt blieben, fo wurden body nad) hergeftellter Caſſentren— 
nung, bei welcher die Koften der Aemter auf die Königliche Caſſe 
gelegt wurden, die Etats von 1837 in der Hauptſache zur Aniven- 
dung gebracht, indem die Zahl der erften Beamten auf 131 (25 zu 
2000, 52 zu 1800 und 54 zu 1500 „P), bie ber ziweiten Beamten 
auf 118 (23 zu 1200, 46 zu 1000 und 49 zu 900 „P), bie der dritten 
Beamten auf 113 (27 zu 600, 28 zu 500, 28 zu 400 und 30 
zu 300 P), überhaupt alfo auf 362 mit 392,700 4 Befoldung 
und 8000 „B Miethentfhädigung, im Ganzen auf 400,700 „PB feit- 
gefet ward. Die Geſammtzahl der etatmäfigen Beamten fHeg aber 
bid 1849 auf 394 und die Gefammtfumme ber Befoldungen und 
fonftigen feften Bezüge auf 442,600 P. Außerdem verbefjerten fid) 
die Einnahmen der Beamten im Ganzen dadurch, daß ziemlich viele 
den Dienft eined Kloftercammer-Beamten, Batrimonialrihterd oder 
eined Ablöfungs-GCommiffaird, der meiſtens anfehnlihe Gebühren ab- 
warf, ald Nebengefhäft mit verfahen. 

Als in Folge des Verfaffungsgefeßed bon 1848 die Trennung 
ber Recdtöpflege von der Verwaltung befchloffen tar, wurden bie 
erften Beamtenftellen in der Regel nur vorläufig wieder befetzt und 
den Beauftragten ein Gehalt von nur 1200 .B, daneben jedoch eine 
perſönliche Zulage biö 300 „PB bewilligt 1). Im Jahre 1848/,, Mur 
den die Dienfteinnahmen folgendermaßen ermittelt 2): 

I. der Beamten 
1) Befoldungen (412,000 9) und fonftige feite 
Bezüge, mit Einfluß des Werthö der Dienft- 


1) Actenftüde X. 1. ©. 260; XI. 1. ©. 1831. 
2) Actenftüde X. 1. ©. 370. J 
7 * 


VOBBUNBER een 442,600 .P 
2) Sporteln (25,000 „P) und ähnliche Vortheile 39,000 « 
481,600 9 


ll. der Unterbedienten 
1) Befoldungen (112,800 $) 


und Aehnliches ........ 116,300 »$ 

2) Sporteln re 113,300 " 
— 229,600 » 
56,200 * 

767,00 PB 
davon waren jedod am zur Caſſe gezogenen Spor— 

1ein: 130,000 » 
fo daß noch blieben .. .................... .. 637,400 $ 


Bei der erften Aufitellung der neuen Organifationdpläne bon 
1849 fonnte die Regierung den Koftenbedarf, zumal für die fünf- 
tigen Verwaltungsämter, nur fehr im Allgemeinen veranfchlagen. Es 
wurden berednet ): 


J. für die Verwaltungsämter . . . . . . . . . . .. ..... 275,000 „PB 
I. » » Amtögerichte 

1) für 230 Amtsrichter.... 224,000 „PB 

2) » 200 Actuare ...... 70,000 


3) „ 400 Berichtöboigte.. 60,000 " 
— — — 354,000 Rn 


zufammen — 629,000 »? 

Dabei war voraudgefeht, daß die Beamten der Berwaltungd- 
Ämter (Amtmänner) und die Amtörichter eine Befoldung don 400 
bis 1500 ,P, durdfchnittli aber von 800 .P, die Actuare und Amtd« 
gehülfen eine folhe von 350 „P, und die Gerichtövoigte von 150 PB 
erhalten würden. Nachdem die näheren Einleitungen zur Ausführung 
ber Pläne getroffen twaren, ftellte 1851 dad Minifterium folgenden 
Anſchlag auf 2): 


I) Actenftüde X. 1. ©. 370. 
2) Mctenftüde XI, 2. S. 994, 1255. 


1. für Verwaltungsämter 


1) für 220 Beamte...... 176,00 $ 
2) Fourragegelder für 200 
Beamte............. 30,000 
3) für 200 Amtögehülfen.. 70,000 ⸗ 
a 60 
II. für Amtsgerichte 
1) für 290 Amtöridhter... 232,000 »B 
2) » 250 Actuare...... 87,500 » 
3) » Gerichtsvoigte und 
deren Gehülfen ...... 60,000 
— 37,00 ⸗ 
655,500 . 


Dabei war der geringfte Befoldungdfat für Beamte und Amts— 
rihter auf 300 „B heruntergefet, der ourragegelderfag aber auf 
200 und 100 „B, durchſchnittlich alfo auf 150 »P, beftimmt. 


Bald nahher glaubte jedoch die eingetretene neue Regierung zur 
Verminderung ber Koften nicht allein mehrere Menderungen ber Orga: 
nifationspläne, fondern auch die Vereinigung der getrennten Etats für 
die Verwaltungsämter und Amtsgerichte den Etänden empfehlen zu 
müffen; allein diefe lehnten den Antrag ab. Als er jedoch in der 
folgenden Diät mit Befhränfung auf eine 10jährige Dauer der 
Vereinigung erneuert wurde, fo betvilligten Stände, um die fehr drin- 
gend gewünſchte Ausführung der Organifation nicht noch wieder ver— 
zögert zu fehen, die Zufammenziehung der Etat für alle bis zum 
1. Zuli 1853 erfolgenden Anftellungen 9. Nun fchritt die Regierung 
am 1. October 1852 zur Ausführung der neuen Einrihtungen und 
tam durch die dabei gemachten Erfahrungen zu der Anfiht, daß bie 
Zahl der Angeftellten erheblich Meiner, ald 1851 angenommen worden, 
werde fein können; daß dagegen der Durchſchnittsbetrag der Befol- 
dungen für Beamte und Amtsrichter auf 900 „PB erhöhet, und bie 


I) Actenftüde XI. 4. ©. 236, 957. 
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Zahl der Beamtenftellen, denen 200 Fourragegelder beizulegen, 
ettvad vermehrt werden müffe. Demgemäß, und von ber Nothwen— 
digkeit einer ferneren vorläufigen Bereinigung beider Etatd ausgehend, 
machte fie ihre Vorſchläge den Ständen, melde diefelben auch im 
Wefentlihen genehmigten, jedoch die Trennung der Etatd vom 1. Juli 
1853 an befhloffen !). Darnad) ftellten fie folgenden Anfchlag auf?2): 
1. Berwaltungsämter 

1) für 200 Beamte..... 180,000 :$ 

2) » 182 Amtögehülfen 63,700 — 

3) Fourragegelder zu burd- 


fhnittlih 165 $..... 33,000 " 
— 0 


11. Amtögerichte 
4) für 250 Amtöridter... 225,000 „PB 


nad Bedarf für nod 3. . 2,100 
2) für 250 Uctuare...... 87,500 » 
3) " 250 Gerichtövoigte 
und 19 Gehülfen..... 30,000 » 
— 33200 ı 
IN. für fonftige Unterbediente .. . . . . . . ...... 80,000 
IV. 8 emnuneratienree 10,000 » 


im Ganzen = 711,900 »$ 
Bon dem hier benannten Stellen waren, außer den nur für ben 
Fall eined tveiteren Bedarfs beivilligten 3 Amtörichterftellen, vorläufig 


1) Durch die Vereinigung der Etatd war zwar an dem Tranfitorium eine 
Erfparung von etwa 12,000 ..B bewirkt, dagegen die Folge herbeigeführt, daß 
durchſchnittlich der etatömäßige Befoldungsfag der Vermaltungsbeamten auf 
942 .P, der Amtörichter aber auf 696,.P gelommen war, ohne daf in langer 
Zeit ein beſſeres Verhältnig für die letzteren fi erwarten lief. Im Jahre 1832 
betrug der Durdfchnittöfatg für die Beamten etwa 1120 .f Eonvd.-Münze; 1837 
follte er auf 1300.$ Courant erhöhet werden; 1848 ftand er faft auf biefem 
Satze (1222 P). Bei den neuen Organifationen wurde der durchſchnittliche 
Befoldungsfa für Obergerihtsräthe auf 975.P feſtgeſetzt; für die Juſtizräthe 
hatte er etwa 1140 4 betragen. 

2) Actenftüde XI. 5. ©. 232, 932. 
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6 Amtsgehülfen⸗ und 51 Actuarſtellen offen gehalten; doch ließ ſich 
nod nicht überfehen, ob fie dauernd würden unbefetzt bleiben können. 
Den Gerihtövoigten war nur eine fefte Befoldung von je 25 P, 
übrigend aber ber Bezug bon Cporteln beigelegt und ihnen eine 
Dienfteinnahme von 200 „B garantirt. Da nun Mahrfdeinlid in 
den meiften Fällen die Eporteln den zur Ergänzung nöthigen Betrag 
aufbringen werden, jo läßt fih an dem Anfchlage von 30,000 „PB 
nod eine namhafte Erfparung hoffen. 
Die Ausgaben für fonftige Unterbediente befaffen 


1) für die noch beibehaltenen Voigte ..........- 23,836 „P 
E18 BE ; 25,840 r 
3) „ Gefangenwärter und Gerichtöbiener....... 25,193 n 
4) » Bauermeifter und ähnliche Berfonen....... 986 


überhaupt = 76,555 «P 

Mährend man hoffen muß, daß die Ausgaben für noch beibehal- 
tene Boigte und Bauermeifter 2c. jedenfalls allmählig fvegfallen wer— 
den, ift dagegen eine erhebliche Verminderung der Ausgaben für Amt» 
diener, Gefangenmwärter und Gerichtöbiener faum zu erarten, ja von 
der Regierung ſelbſt fhon auf deren Vermehrung hingebeutet, falld es 
fi) ergeben follte, daß die Einrichtung, wornach bei 30 Kleinen Aem— 
tern und Amtögerichten der Dienft eined Ammtödienerd, Gefangenwär⸗ 
terd und Geridtödienerd bon Einer Perſon verfehen wird, dauernd 
nicht aufredt erhalten werden könne. 

Die Nothivendigkeit des Remunerationsfonds ift von ber Regie— 
rung befonderd mit Gründen, welche auf den Uebergang aud dem 
alten in den neuen Zuftand Bezug haben, geredtfertigt und eben 
beöhalb von Ständen anerfannt. Ob er aber dauernd ganz zu ent— 
behren fein wird, muß man nad der Erfahrung in ähnlihen Fällen 
bezweifeln. 

Mit Sicherheit aber läßt ſich ſchon fagen, daß die wirkliche 
Ausgabe jedenfalls etwas durch den Zuſchuß, Melden der Herzog 
bon Arenberg zu geben hat, gemindert erden wird. Durd Vertrag 
ber Regierung mit dem Herzoge und nad; Maßgabe der darauf fi 


* 
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gründenden Verordnung vom 8. Auguſt 1852 wird nämlich die bis 
dahin von den Standesherrlichen Behörden im Herzogthume Arenberg⸗ 
Meppen geübte Rechtöpflege und Verwaltung feit 1. October 1852 
bon einem gemeinfhaftlihen Königlihen und Herzoglichen Obergerichte 
(zu Meppen) i), 4 Herzoglichen Amtögerihten und eben fo vielen 
Herzoglihen Aemtern, und einem gemeinfhaftlihen Königlihen und 
Herzogliden Amtögerihte und einem eben ſolchen Amte (Papenburg) 
wahrgenommen. Die Koften diefer Behörden werden aus der Generals 
Gaffe beftritten, doc giebt der Herzog don Arenberg einen Zufhuß 
dazu, welcher aus einem Beitrage beöfelben von jährlid 10,000 „PB 
und aus den ihm gebührenden Sporteln und fonftigen Auftünften der 
Gerichtöbarkeit und Verwaltung befteht 2). 

Bei Ausführung ber neuen Organifationen hatte die Regierung 
fotwohl für die Verwaltungsbeamten ald für die Amtsrichter 10 Be— 
foldungd« @laffen angenommen, welche ftufenteife mit je 100 „PB von 
300 bid 600, von 800 bis 1000 und von 1200 auf 1300 und 
1500 „B ftiegen. Hierin war ber bei ben Amtd-Gaffen ald Eine 
nahme in Rehnung fommende Werth der Dienftwohnungen begriffen, 
und zwar für bie beiden oberften Beſoldungs-Claſſen 200 ,P, für bie 
dritte, vierte und fünfte = 100 , für die fehöte — 80, für die 
fiebente — 60, für die achte — 50, und für die neunte = 40 , 
jebod mit einzelnen durch die Befchaffenheit der Dienfttvohnung und 
ähnliche Verhältniffe gebotenen Abmweihungen. Diejenigen Angeftellten, 
welche am 1. October 1852 eine höhere Dienfteinnahme hatten, als 
fie bei den neuen Organifationen etatdmäßig befommen fonnten, 
erhielten den Mehrbetrag einfttveilen ald befondre perfönlihe Zulage, 


1) Dasfelbe erftredt ih aud über Bentheim, Lingen und Emöbühren. 


2) Auch bie vorhandenen Dienftlocale und Dienftwohnungen hat der Herzog 
der Megierung zur Benutzung überlaffen. Die Koften der Meppenfchen Aemter 
und Amtögerichte find in dem obigen Befammt = Anfchlage begriffen. Sie betragen 
etwa 15,000 4 und die anfhlagämäßigen Koften des dortigen Obergerichtö gegen 
18,000 4, beide zufammen alfo ungefähr 33,000 F. Da nun aber der ganze 
Zuſchuß des Herzogs auf 15,000 bid 18,000 „P anzunehmen fein mag, fo find da— 
von etwa 7000 bi6 8000 „P auf die Koften der Aemter und Amtögerichte zu rechnen. 
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teldye unter ben künftig megfallenden Ausgaben berechnet wird. Dieſe 
tramditorifchen Ausgaben würden durch Erhöhung des durchſchnittlichen 
Befoldungdbetrages von 800 auf 900 „B um mehr ald 16000 „PB 
herabgedrüdf worden fein, wenn nicht die gleichzeitige Trennung der 
Etatd für die Aemter und Amtögerichte fie faft auf demfelben Stande 
erhalten (um 169 „B erhöhet) hätte. 


Nachſtehende Heberfiht dürfte die Wirkung der biöher gefchilderten 
Gehaltöregelungen am leichteften anfhaulid” maden. Nach Zeit ihrer 
Anftellung famen 1853: 

in bie f 
Befoldungs: Verwaltungsbeamte Amtörichter 


Claſſe aus den aud den 
* Zahl | Anftellungsjahren | Zahl | Anfteltungsjahren 


1 
2 
3 
4 
5 
6 
7 
8 
9 


— 
= 


1799— 1814 
1314— 1818 
1818— 1820 
1821— 1824 
1824— 1829 
1829— 1835 
1835— 1838 
1838— 1841 
1342— 1845 
1846 


1807— 1822 
1823— 1826 
1826— 1828 
1823— 1331 
1831— 1834 
1834— 1838 
1838— 1841 
1841— 1842 
1843— 1845 
1845 





Für die Umtögehülfen und die Actuare wurden 1852 ſechs 
Befoldungd-Elaffen von 250 an, ftufenweife um 50 „P fteigend, 
bis hödftend 500 „PB angenommen. 


Den Gerichtöboigten ward, wie fhon oben erwähnt, durdgängig 
ein Ginfommen von 200 »P garantirt, wovon 25 „PB in feiter Be: 
foldung beftehen. Die Dienfteinnahme der Gefangenwärter (Ge- 
richtödiener) ift auf 120 bis 300 „P in vielfachen Abftufungen feft- 
geſetzt. Die Amtödiener erhalten Befoldungen von 130 bid 170 ‚P. 
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Fourragegelder beziehen nur die Verwaltungdbeamten, und zwar 
planmäßig 130 je 200 „P, und TO je 100 „B, mit der Berpflidytung, 
bafür die nöthigen Transportmittel zu halten, und ohne Anfprud auf 
Vergütung für Reifen innerhalb Amts. Auch müffen fie den Hülfs— 
beamten, falls diefe feine Kourragegelder erhalten, die Transportmittel 
liefern }). 

Gebühren beziehen regelmäßig weder die Beamten und Amts— 
richter, nody die Amtögehülfen und Actuare. Für Ausrichtung befon- 
derer Aufträge können fie jedoch Diäten und nad) Umftänden auch 
Reifekoften, fo wie eine fonftige Vergütung erhalten 2). | 

Ausnahmsweiſe erhalten die Beamten für Befchreibung der per— 
fönliden directen Steuern die dafür ausgeſetzten Procente 3), und bie 
Amtörihter für Erhebung und Berechnung der Gerichtöfporteln 
3 Procent der Einnahme, fo fie die Gebühren im Ermäßigungs- 
Verfahren bei Steuer» und Zoll» Eontraventiondfahen. Den Actuaren 
aber ift regelmäßig ber Bezug der Schreibgebühren bei den Amts— 
gerihten gegen die Berpflidytung, bie vorfallende Schreiberei auf ihre 
Koften zu beforgen, übertviefen. 

Die den Gerichtöpoigten zufommenden Gebühren, fvelde ben 
hauptſächlichſten Iheil ihres Einkommens ausmachen, find durch bie 
Procef-Drdnungen und das Geſetz über die Gebühren für Hand— 
lungen der freitvilligen Gerichtsbarkeit vom 18. September 1853 
beitimmt #). 


I) Amtsorbnung bon 1852, 8. 48. 

2) Als ein folder befondrer Auftrag ift aud die Ernennung zum Theis 
Iungd= und Werfoppelungd= ober Ablöfungs= Eonmiffair zu betradten, in 
mweiher Eigenfhaft der dazu beftellte Beamte oder Amtörihter die geſetzlich 
beftimmten @ebühren bezieht. Im Uebrigen find die PVerfonalgebühren für die 
@erichtöperfonen feftgefetgt durch die @ebührentage vom 8. November 1850, 
“A215, und das Gefehh dom 18. September 1853. Die Diätenfähe für An- 
geftellte bei den Wemtern beftimmt die Befanntmadhung vom 11. April 1853; 
die Vergütung der Meifeloften für alle Angeftellte im Eivilbienfte dad Aus 
fhreiben von 29. September 1848. 

3) Geſetzſamml. von 1852, II. S. 88, 89. Staatöhaushalt I. ©. 395. 

4) Vergl. Dienftregiement für die @erichtövoigte vom 17. September 1852, 
8. 59. 
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Die bisher gegebenen Berechnungen maden jebod eine Ber: 
gleihung der Koften der ehemaligen und jetigen Einrichtungen noch 
nicht möglid, da einerfeit® die Gefchäfte der aufgehobenen gutös 
herrlihen und zum Theil aud der geiftlihen und ftädtifhen Patri— 
monialgeridhte auf bie Memter und Amtögerichte gelegt; ambrerfeits 
aber ein Theil der von den Yemtern und Gerichten mwahrgenommenen 
Nechtöpflege in peinlihen und bürgerliden Sachen auf die Ober: 
gerichte, dagegen manche Gefhäfte der ehemaligen Juſtiz-Canzleien und 
Pupillen-Collegien auf die Aemter und Amtsgerichte übertragen find }). 
Man muß daher bie Koften der Auftigbehörden theilweife mit in 
Rechnung ziehen, wodurch man zu folgenden, jedoch nur annäherungs- 
weiſe richtigen Ergebniffen gelangt: 

I. Beriwendungen der Königlichen Generale und General» Steuer: 

Gaffe 1833/59 ?) 

1) für die Juſtiz-Canzleien und bie Pupillen:Eollegien 130,094 „P 
2) für die Memter, Befoldungen und andre fefte 
Bezüge, einſchließlich des Werthes der Dienſt— 
wohnungen .......- PEREIPIR EINER ERERTR 442,574 , 
3) für die Unterbedienten, beögleihen..........- 116,347 — 
: 689,015 . 
Außerdem bezogen die Angeftellten an Eporteln 


5 bie entee 39,024 
b. „ llnterbebienten......... 113,342 » 
152,366 »P. 


Wären diefelben eingezogen, fo hätten ben 
Angeftellten an Zulagen vielleiht 140,000 4 
gegeben und, da nad den fonftigen Erfahrungen ee: 
— 689,015 „P 
I) Seibft ein Theil der Gefchäfte ber Conflftorien und ber Zandbrofteien 
ift feit 1848 durch Aufpebung der Eonfiftorialgerichtöbarfeit und des befreieten 
Gerihtöftandes auch in Verwaltungsfahen auf die Aemter und Amtögerichte 
übergegangen; doch fann darauf hier feine Rüdjiht genommen werden, damit 
die Berehnung ſich nicht zu fehr verwickele. 
2) Actenflüde X. 1. S. 370. 
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Uebertrag — 689,015 »$ 
nur etwa 90,000 „B zur Caſſe gefommen fein 
würden, von bdiefer leizteren zugeſchoſſen werben 
WERNE 50,000 ⸗ 
alfo wäre die Gefammtverwendung geweſen — 739,015 »P. 
1. Verwendungen der Königlichen General: Cafje nad} 
dem Anſchlage für 1853/,, 1) 


1) Mar IE Dberattile aan 295,675 » 
2) vr » WUmtögerichte und Bertwaltungsämter.. 711,900 m 
1,007,575 »$. 


Da aber durch diefe Behörden aud die Rechts— 
pflege im Herzogthume Arenberge Meppen, in den 
Städten und in den vormaligen Patrimonial- 
gerichten, fo tie ebenfalld die Verwaltung in 
diefen Bezirfen (außer in ben felbftftändigen 
Städten) wahrgenommen wird: fo ift dafür ein 
Abſatz zu machen, der nad) Verhältniß der Be— 
völferung nicht zu hoc angefchlagen zu erben 
KHEIRE, Bf 2 150,000 ⸗ 
fo daß noch bleiben... — 857,575 »P. 
Darauf ift ferner ein Abfat zu madyen wegen 
ber Eporteln, welche 1833/,5 von den Angeftellten 
bei den Königlihen Aemtern und Gerichten be- 
zogen wurden. Wären biefelben alle zur Gaffe 
gezogen, fo würde diefe nad) obigem Anſchlage 
zwar ettva 90,000 „B erhalten haben. Da aber 
einigen Angeftellten bei den neuen Behörden 
(Amtödienern, Gerihtövoigten 2c.) ein Iheil ber 
Sporteln verblieben ift, fo werden ald die Summe, 
welche bei unveränderter Tage zur Gaffe gefoms 
men fein toürde, nur gerechnet werden fönnen 70,000 »$ 
- fo daß fi ergeben = 787,575 . 
1) Actenftüde XI, 5. ©. 958 und oben ©. 102. 
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Eine Bergleihung der Koſten für die Bezirke, in welchen Rechtö— 
pflege und Verwaltung 1843/,, von Königlihen Behörden wahr: 
genommen ward, giebt alfo für 1853,, einen Mehrbetrag von 
48,560 p. 

Zieht man aber bie fümmtlihen Bezirke, ſowohl die der König» 
lihen als die der Standeöherrlihen und Ratrimonialgeridtd = Behörden 
in Betradt, und nimmt man an, daß bei Fortdauer ber älteren 
Zaren bie Gebühren fomwohl der Königlichen ald der Patrimonial« 
gerihtö-Beamten zur Caſſe gezogen wären !), fo erhält man folgendes 
Ergebnif: 

I. Verwendungen für bie neuen Behörden 1853/,, —= 1,007,575 P. 
Davon geht ab 
1) der muthmaßliche Ertrag für die Caffe von ben 


älteren Sporteln ............. 120,000 »$ 
2) der Zuſchuß des Herzogs bon “ 
Mrenberg, WA «una 15,000 — 
—— 135,000 + 
bleiben...... — 872,575 .4 


II. Verwendungen für die Königl. Behörden 184849, 
mit Einfhluß der Zulagen für die eingezogenen 
eee OETTETUTTRUTN 739,000 ⸗ 


Folglich beträgt der Mehraufwand für die 
neuen Behörden, einſchließlich der Koſten 
für die Rechtspflege und Verwaltung im 
Herzogthume Arenberg und inden Patri— 
monialgerichtöbezirken . . . . . . . . . . . .. .. — 133,575 $. 


Doch muß man, um Alles in Anfchlag zu bringen, noch bie 
Vermehrung der Büreaufoften und die tranfitorifchen Ausgaben in 
Folge der neuen Organifationen hinzurehnen. Die Bermehrung der 
Büreaukoſten kann, höchſtens, bei den Obergerichten 5000 „B und 


I) Bei den Batrimonialgerihten wurde erhoben 184%/,, = 113,424 . 
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bei den Aemtern und Amtsgerichten 10,000 „PB jährlich betragen, tie 
ſich unten näher darlegen wird. 
Bebeutender dagegen find die vorübergehenben Audgaben. 
Zu dieſen fönnen vielleiht einige ber oben unter den dauernden 
Koften der Aemter und Amtögerichte ertvähnten Ausgaben, namentlid 
für bie biöherigen Unterbedienten und der Remunerationsfonds, theil- 
fveife gezählt werden. Wbgefehen aber von ihnen, ift darunter ein 
beträchtlicher Iheil derjenigen Ausgaben zu verftehen, melde bubdget- 
mäßig im Benfiond- Etat (Abtheilung XIV.) und unter den fünftig 
tvegfallenden Ausgaben berechnet werden (Budget für 1853/,, laufende 
AM 131, 147, und 148); nämlid 
1) Benfionen in Folge der neuen Organifationen I) 83,088 „PB 
2) Perfönlihe Befoldungd - Zulagen aus gleichem 
DENN. een area 94,619 " 
3) Diöpofitiondfonds zu perſönlichen Beſoldungs 
Zulagen für Verwaltungsbeamte, welche durch 
die Etatötrennung unbillig getroffen find, jedoch 
nur unter ganz beitimmt auögefprodenen Be: 


BINAINGER Pi 4,500 » 
4) Wartegelder in Folge der neuen Organifationen 32,058 ⸗ 
überhaupt...... — 214,265 ‚P. 


Die Dauer diefer Ausgaben läßt fih faum annähernd beftimmen. 
Die Wartegelder müffen, den Vorſchriften des Staatödienergefetzed 
gemäß, nad 5 Jahren, wenn nicht die Betheiligten fhon früher eine 
Anftellung wieder erhalten, in Penſionen verwandelt iverden. Die 
perfönlihen Zulagen werden zum Theil fehr raſch erlöfchen, zum 


1) Nah Abzug der in Folge ber neuen Organifationen auögefallenen 
älteren Benflonen von 4000 . 

2) Nach Abzug der in Folge ber Organifationen ausgefallenen älteren 
perfönlihen Befoldungd- Zulagen von 2718.P. Unter den perfönlihen Zulagen 
für Beamte und Amtörichter fteden übrigend 20,300 .P, welche diefen nicht 
gezahlt, fondern durch Leberweifung von Dienftwohnungen gewährt werden. 


3) Actenſtücke XI. 5. ©. 902. 
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Theil aber lange währen; nad) 15 Yahren möchte jedoch wohl der 
beträchtlichſte Theil derfelben aufgehört haben. Die Penfionen werden 
faum bor Ablauf von 25—30 Jahren audfterben; ihre Abnahme 
wird voraudfichtlid; erjt langſam, fpäterhin ſchneller gehen. Uebrigens 
fallen von den Penſionen mehr ald die Hälfte (Über 48,000 P) auf 
Beamte und Patrimonialrichter (Stadtrihter x.); etwa 5500 auf 
Secretaire ded Tribunald und der Juſtiz-Canzleien (ftimmführende 
Mitglieder diefer Behörden find nicht penfionirt worden); und ber 
Reſt mit etwa 33,000 „B auf Amts- und Gerichtöunterbediente. Won 
den perfönliden Befoldungd- Zulagen fommen faft zivei Drittel (über 
64,000 „P) auf Beamte und Amtörichter, faft 8000 »B auf Actuare 
und Amtögehülfen, über 15,000 „B auf Geridhtövoigte, gegen 5000 »B 
auf fonftige Unterbediente, faft 3000 „B auf Angeftellte bei vormaligen 
Patrimonialgerichten, fo weit folde unter den vorbezeihneten Claſſen 
nicht begriffen find, und gegen 2000 »B auf Angeftellte bei den Ober: 
gerihten. Endlich von den Wartegeldern fällt über ein Drittel (etwa 
11,500 ) auf vormalige Beamte, fait ein Sechötel (5400 „P) auf 
vormalige Stadtrichter, und beinahe die ganze übrige Summe von 
rund 15,000 „B auf Amts- und Batrimonialgerichts = Unterbediente 
und Qauermeifter. 


2. Büreaukoſten der Aemter und Amtsgerichte. 


Die Büreaukoften der Aemter find feit 1823, beſonders aber feit 
183435 in beftändigem allmähligem Steigen geweſen. Sie betrugen 


nn 47,816 8, 
RER 56,465 " 
62,873 ” 
JJ 65,396 » 


Der Grund liegt in dem Zunehmen ded Umfangs und der Geſchäfte 
der Memter aus den oben erörterten Urſachen. Die Gefammtfumme 
hat ſich in den einzelnen Zahren von 183%/,5 etiva fo vertheilt, daß 
beraudgabt find: 





1) für Regiftraturbebürfnifie.......... 2,100 bis 3,000 . 
2) » Lltenfilien ver Amtöftuben...... 2,100 » 5,000 
3) Schreiberei.................. 21,000 „ 28,000 „ 
BY REN nase 14,000 » 18,000 
5) " Worto und Botenlohn ........ 5,000 » 6,000 u 


6) » außerordentlihe Bebürfniffe..... 1,600 „ 2,400 
7) * bie unmittelbar aus ber General: 
Caſſe bezahlten Bedürfniffe, ald Dienft« 
fiegel, Erſatz geftohlener oder unter: 
fhlagener Depofitengelver, Umzugs⸗ 

fojten der Beamten . .. .......... 1,000 » 3,000 ⸗ 

47,400 bis 65,400 P. 

Nad) Ausführung der neuen Organifationen ift, befonderd wegen 

Aufhebung aller Patrimonialgerihte, vorläufig die Summe von 

75,000 im Budget für 1853/,, veranſchlagt. 


Schfte Abtheilung. 


Das 
Minifterium der auswärtigen Angelegenheiten. 





1. Ausgaben zu Zweden des Deutfchen Bundes. 


Diefe Ausgaben ruheten bid zur erften Gafjen» Vereinigung auf 
ber Königlihen Gaffe, von 18%1/,, aber auf ber General: Steuer: 
Caſſe. Sie find theild feftftehende oder doch folche, welche eine Zeit: 
lang alljährlidy wiederkehren, theild ungemwiffe. Wenn letztere einen 
fo hohen Betrag erreihen, daß fie nicht ohne Störung bed regel- 
mäßigen Haudhaltd auf das laufende Budget gelegt werden können, 
fo pflegen fie im Gapitalienfondö berechnet zu fverden. Die ftändigen 
Ausgaben befaffen die Beiträge zum Baue und zur Dotation ber 
Bundeöfeitungen, zur Bundescanzlei- und zur Matricular-Caſſe. Bid 
1843 waren nur Beiträge zur laufenden Dotation ber Bundes» 
feitungen Mainz und Luremburg zu leiften !), die jährlid) auf etwa 
3300 ſich beliefen; bann aber famen die bedeutenden Beiträge zum 
Baue von Ulm und Raftadt hinzu, welche durd den Bundesbeſchluß 
bom 26. April 1843 zunädft für 10 Jahre feſtgeſetzt wurden und 
für Hannover jährlid) 78,427 fl. 18 fr. Kheiniſch (etwa 44,900 »P) 
betrugen 2). Ueber bie Fortdauer der Zahlungen ift nody fein Bes 


1) Die Koften der laufenden Dotation bon Landau trägt Baiern allein, 
mad dagegen zu den Dotationdfoften von Mainz und Luxemburg nichts 
beiträgt. 

2) Im Jahre 1847/58 hat jedoch der Beitrag zweimal geleiftet werden 
müflen; Actenftüfe X. 1. S. 40, und bie Leiftung hat daher vorerft ein Jahr 
früher, als beftimmt mar, aufgehört. 

Lehen, Staatöhaushalt. U. 8 


114 


fhluß des Bundes gefaßt. Als der Bau einigermaßen borgerüdt 
war, mußten von 1854/,. an aud Beiträge zur Dotation gezahlt 
werben. Zur Bundescanzlei-Caſſe, aus welcher die Büreaubebürf- 
niffe des Bundestages beftritten fverben, hat jede der 17 Stimmen 
im engern Rathe, alfo auch Hannover, bei jeder Umlage 2000 fi., 
ettva 1150 „PB beizutragen, was einmal, zuweilen auch zweimal im 
Jahre der Fall zu fein pflegt. Aus der Matricular-Caffe follen alle 
übrigen vom Bunde gemeinfam zu tragenden Ausgaben beftritten 
erden. Jetzt gilt wieder die durch den Bundeöfhluß vom 14. April 
1842 feftgeftellte Matrifel, nachdem die Preußiſchen Provinzen, melde 
1848 in den Bund aufgenommen waren, wieder audgefchieden find 
und in Kolge davon bie f.g. neue Matrifel außer Kraft geſetzt ift H. 

Unter ben ungetoiffen Ausgaben, welche hauptfählih von 18%8/,, 
dorgefommen find, waren weit bie bedeutendften die aufßerordents 
lichen Militair-Audgaben, in&befondere für den Krieg mit Dänemark, 
don denen bed Zufammenhangd wegen unten beim Budget des Kriegds 
Minifteriumd bie Rede fein foll; und hiernähft die Zahlungen behnf 
ber Deutfchen Flotte. Außer diefen aber find noch die Beiträge für 
bie Gentralgewalt und die Diäten und -Reifefoften der Abgeordneten 
zur Sranffurter Rationalverfammlung zu erwähnen. 

Für eine Deutfhe Flotte haben unfre Regierung und Stände 
immer ein lebhafted Intereffe gehegt und bethätigt, indem fie biefelbe 
mit Recht theild ald nothivendig zum Schutze ded Deutfchen Handels 
und zur Abwehr von Angriffen auf die Deutfchen Küften, theild ald 
unerläßlihed Ergänzungöglied des Deutfhen Bertheidigungdfnftemd 
betradteten. Schon in den Jahren 1844 und 1846 tiefen Stände 
bei ihrer Erflärung über die damals in Frage ftehenden handels— 
politifhen Mafregeln 2) auf die Bedeutung einer Flotte hin, und ald 
1848 der Krieg mit Dänemark den Mangel berfelben in empfindlicher 
Weiſe fühlbar madte, erſuchten Stände die Regierung dringend, beim 


I) v. Meper’s Staatd-Acten II, S. 92, 307, 604. 
2) Etaatöhaushalt I. S. 237. 
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Bunde auf ſchleunigſte Ergreifung geeigneter Maßregeln zur Abhülfe 
dieſes Bedürfniſſes hinzuwirken, und bewilligten im Voraus die dazu 
für den Hannoverſchen Antheil erforderlichen Geldmittel. Dieſe Stims 
mung erhielt ſich im allen Wechſelfällen der nächſten Jahre, und 
Regierung wie Stände benutzten jede Gelegenheit, den Verſuch der 
Reichsgewalt zur Schaffung einer Kriegöflotte nach Kräften mit Rath 
und That zu fördern. Denn wenn fie fi) aud die manderlei Bes 
denfen, melde dagegen zu maden fein mochten, durchaus nicht ver= 
hehlten I), fo mußten diefelben doch vor der Betradhtung zurüdtreten, 
wie wichtig ed fei, daß die Klotte ald eine organifche Bundeseinrichtung 
ind Leben gerufen werde. Man bedauerte daher nit nur die unglüd- 
lihe Wendung, welche die Klotten- Angelegenheit feit 1851 nahm, 
fondern die Regierung fuchte aud nad) allen Kräften den der Flotte 
drohenden Untergang aufzuhalten und abzuwenden. Als es ihr nicht 
gelang, den Bundeöbefhluß wegen Auflöfung der Flotte zu verhindern, 
ſchlug fie den letzten noch übrigen Weg ein, die Flotte vor bem 
Untergange zu ſchützen. Ueberzeugt, daß diefelbe nicht vom Bunde 
losgelöfet erden dürfe, daß aber auch Defterreih und Preußen, 
welche fhon Klottillen hatten ober zu fhaffen im Begriff und bie: 
jelben im geeigneten ale für Bundeöziwede zu verwenden bereit 
waren, zu einer andren Flotte nicht concurriren würden, bemühete 
ſich unfre Regierung, bie übrigen Deutfhen Staaten zur Bilvung 
eined lottenvereind zu beivegen. Auf ihre Einladung verfammelten 
ih im März 1852 Abgeordnete von 20 Bundeöftaaten in Hannos 
ver 2); allein alle Anftrengungen blieben erfolglos. Theils waren bie 
zur Erhaltung einer Flotte durchaus nothwendigen Gelbmittel nicht 
zu erlangen, ungeachtet Hannover, Oldenburg und die Hanſeſtädte 
zu fo hohen Beiträgen, ie ihre materiellen Kräfte nur irgend 


I) En marine rien ne se fait vite, et c'est ce que ne savent pas ässez 
les nalions, qui aspirent à se creer une puissance navale. Thiers: histeire 
du consulat V. 219. 

2) Defterreidh, Preußen, Holſtein und Luxemburg waren nidyt eingeladen; 
Würtemberg, Baden und Kurheffen gaben der Einladung feine Folge: 

8 “ 
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geftatteten und ben andren, namentlid ben Mittel- und Süddeutſchen 
Staaten längft nit angefonnen wurden, ſich erboten I); theild wurde 
von einigen Eeiten die Bereitiwilligkeit zum Beitritte und zu (überdieß 
ungenügenden) Beiträgen an unerfüllbare Bedingungen geknüpft. Die 
Berhandelnden ſchieden fidy in drei Gruppen; neun Staaten (Hanno— 
ver, Didenburg, die Hanfeftädte, Braunfchmeig, Naffau, Deffau mit 
Köthen und Schaumburg=2ippe) erklärten fid für die Hannoverſchen 
Vorſchläge ohne Bedingungen oder doch unter folhen, deren Erledigung 
feine Schwierigkeiten gemaht haben würde; fünf andre (Meimar, 
Altenburg, Sonderöhaufen, Bernburg und Lippe: Detmold) mollten 
nur beitreten, wenn Preußen ſich betheiligte; ſechs andre (Baiern, 
Sachſen, Darmſtadt, Schwerin, Meiningen und Koburg-Gotha) ver: 
langten dagegen nicht nur, daß weder Defterreih nod Preußen Theil 
nehme, fondern aud daß zubor die Deutfchen Zoll- und Handels— 
berhältniffe in befriedigender Weife georbnet würden, was ald geſchehen 
nit angenommen werden fönne, fo lange nicht die dad Binnenland 
von der Nordfee trennenden Zollgrängen durch Herftellung eincd gemein— 
fhaftlidyen Zollgebiets befeitigt fein 2), und jo lange zwiſchen Deiter- 
rei und dem übrigen Deutſchland die Trennung ber Zoll- und 
Handelöverhältniffe fortdauere. Als foldergeitalt die Bemühungen 
der hiefigen Regierung gefcheitert waren, mußte fie ſich darauf be: 
fhränfen, beim Bundeötage feierlihe Verwahrung gegen die beab- 
fihtigte Veräußerung der Flotte einzulegen und jeder Mitwirkung bei 


I) Das jährlihe Bedürfnif war auf 1 Million Thaler veranfchlagt und 
wäre mit einem matricularmäßigen Beitrage von 2 gr. für den Kopf gededt 
worden. Statt defien boten Hannover, Oldenburg und die Hanfeftüdte 5 Sgr., 
Braunſchweig 2, Naffau und Detmold 11/,, die übrigen 1 oder nicht völlig I Sgr. 
für den Kopf der matricularmäßigen Bevölkerung. 


2) Baieriſcher Seits ward ald nothwendig zur Erfüllung diefer Bedingung 
erflärt, daß Hannover id mit Baiern über die Fortdauer des Zollvereind ver— 
fändige, alfo namentiih auf da& durch den Vertrag mit Preußen vom 7. Sep= 
tember 1851 ihm zugefiherte Bräcipuum verzichte und ben andren Forderungen 
Baierns nachgebe! — Dabei muß man fich der Wiener und Darmftäbter Be— 
fhlüffe über die zoll- und handelspolitiſchen Verhältniffe aus bem erften Drittel 
ded Jahrö 1852 erinnern. 
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den Auflöfungsmaßregeln fid zu enthalten. Dafür bezeugten ihr bie 
Stände den lebhaftejten Dank und erſuchten fie zugleich, zum Beweiſe 
ihred ungeſchwächten Intereffed und in Hinblid auf dad große Gewicht, 
welches der Wehrhaftigfeit Deutſchlands zur See beizulegen fei, unter 
Aufbietung ihres ganzen Einfluffed auf die Herftellung einer Deutſchen 
Flotte mit der biöherigen Energie hinwirken zu wollen, indem fie fid) 
fortwährend bereit erklärten, zur Erreihung diefed Zweckes die erfor: 
derlihen Mittel für den Antheil Hannovers zur Verfügung zu 
ftellen ). 

Die gefammten diedfeitigen Beiträge zur Deutfhen Flotte haben 
ſich bis 1853 auf 258,914 »P belaufen. 

Die vorhin ertvähnten fonftigen ungetviffen Ausgaben find eben- 
falls durch die Ereigniffe der Jahre 1848/45 veranlaft. ALS im April 
1848 durch Bundeöbefhluß die Nationalverfammlung nad Frankfurt 
berufen war, beivilligten Stände die erforderlihen Geldmittel zur 
Zahlung von Diäten und Meifekoften an die Hannoverſchen Abgeord- 
neten, fo Mie zur Entfhädigung der Mahlcommiffaire und deren 
Protocollführer 2). Die Gefammt- Ausgabe dafür hat 44,480 „PB 
21 ggr 3 & betragen. 

Für die Centralgewalt aber find in den Redhnungsjahren 1847/49 
überhaupt 7918 „PB 23 ggr 1 & beigetragen. 

Der Budget:Anfhlag für die ftändigen Audgaben zu Ziveden 
ded Deutihen Bundes betrug 183,, — 5350 und ftieg in den 
beiden folgenden Jahren auf 6200 und 7600 . Da aber die wirk— 
lihe Ausgabe regelmäßig etivad größer far, fo wurde er 1838/35 
auf 10,900 geſetzt und hielt fid) in diefem Betrage, bid er 1844/,, 
wegen ber hinzugefommenen Feltungsbaufoften auf 55,800 »P erhöhet 


I) Mctenftüde IX. 1. S. 989, 1070; X. 1. ©. 493; XI. 1. ©. 1831; XI. 4. 
S. 237, 943; X. 5. ©. 935. Nachrichten über bie Flotten= Angelegenheit: 
Hannov. Zeitung von 7.— 10. Dctober 1853. 

2) Actenftüde IX. 1. ©. 702, 1077. Die Beftimmung des Diätenfatzes 
blieb der Regierung überlaflfen, weidhe ihn auf 4. Bold feſtſetzte, was ihr bei 
den damals hodhgefpannten Anfprüchen vielfältige Anfechtungen zuzog. 
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wurde. Ungeachtet aud diefe Summe zu Zeiten nit ausgereicht 
hat, fo ift man doch babei ftehen geblieben, weil ein zuderläffigerer 
Anſchlag bis jetzt ſich nicht hat machen laſſen). Wirklich veraus- 


gabt find: 

1) behuf der Flotte für das ziveite 18a. 189. 

Halbjahr 1881............... — 12,515 2 
2) behuf der Gentralverwaltung und 

der Bundeöcanzleibebürfniffe ....- 1,154 »$ 2557 * 
3) behuf ded Baued von Ulm und 

HORB near 42,635 " 44,928 * 
4) behuf der Hospital-Einrichtungen 

Re. EEE — * 1,248 
5) behuf der Dotation von Ulm und 

MODE une — u 2,479 * 
6) behuf der Dotation von Mainz und 

Luxemburg................... 5,172 u 3,313 # 
7) behuf fonftiger Bundeöbebürfniffe in 

dem erften Halbjahr 1851 ...... 21,408 » — u 


70,969 $ 67,040 #. 


2. Koften für Grängberichtigungen, auswärtige Gommiffionen, 
biplomatifche Geſchenke und fonftige Ausgaben in auswärtigen 
Angelegenheiten. 


Die Ausgaben biefer Art betrugen bis zur Trennung der Kronen 
bon Großbritannien und Hannover gewöhnlich zum hödften 5 bis 
6000 „PB; feit 1837/35 ftiegen fie anfangs fehr erheblid,, befonderd 
burd bie Koften außerorbentliher Miffionen 2) und für biplomatifche 
Geſchenke 3), wurden dann aber fvieder geringer und find jet (für 


I) Actenſtücke XI. 1. ©. 1193. 

2) Dafür wurden ausgegeben 1837/45 — 5461 P, 1% —= 15.410 . 
189/, = 2212 .,P. 

3) Die Yusgaben dafür betrugen 1837/45 = 3725 P, 189% 9 —= 3125 4. 
1839, = 14415,ß in Golde. 
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1853/,,) auf 12,000 „P veranſchlagt. In ben 18 Jahren von 183%/,, 
haben fie überhaupt — 188,089 , im Durchſchnitte alfo jährlich 
rund 10,450 „PB betragen. Die hödjite Ziffer erreichten fie 18385, 
mit 21,714 .P, und 1839,, mit 22,830 „P; bie niebrigfte 1848/,, 
mit 4577 4, und 184%,, mit 6751 $. Für Grüngberichtigungen 
find etwa 40,000 ausgegeben }). 

Bon 184%,, ruheten biefe Audgaben auf der Königlidyen General⸗ 
Caſſe. 

Unter denſelben befindet ſich auch bie fortlaufende Beihülfe, 
welche auf Anregung der Bundesberſammlung von allen Deutſchen 
Regierungen zur Unterftügung ber Zwecke der Gefellfhaft für ältere 
Deutſche Gefchichte, zunädhft zur Herausgabe der Quellenfchriften für 
die Deutfche Geſchichte ded Mittelalter, geleiftet tuirb, und von 1835/,, 
jährlid) 300 „PB betragen hat, für die 10 Jahre 18%5/,, aber jährlid) 
350 „PB beträgt 2). | 


3. Gefandtfchaften. 


a. Befoldungen und Emolumente. 
Mit den Ausgaben für die Geſandtſchaften ift ed ähnlich wie 
mit den eben erwähnten Commiffiond- und fonftigen Koften gegangen. 
Zur Zeit der erften Gafjenvereinigung betrugen fie etwa 55,000 „B, 


1) Die mwidtigften Verträge über ®ebietdabtretungen und @rängberichs 
tigungen ſind: 

1) Die Verträge mit Preußen vom 29. Mai 1815 (Actenftüde H. 1. ©. 305), 
bom 23. September 1815 (Wctenftüde IH. 6. S. 575, 596, vergl. Bd. I. 
©. 105— 108) und vom 25. November 1837 (Geſetzſamml. von 1838, 
Abthl. II. S. 101 und Xctenftüde IX. 1. ©, 11, 1010); 

2) Bertrag mit Divenburg vom 4. Februar 1817 (Metenflüde Bb. I. ©. 108); 

3) Vertrag mit Braunfchtweig vom 24. Juni 1824 (bezeihnend Graͤnz⸗Irrungb⸗ 
Receß benannt, nicht veröffentlicht) ; 

4) Vertrag mit Kurheffen vom 23. December 1831 (Actenftüde IV. 1. ©. 357, 
ef. V. 1. ©. 397, 419). 

2) Actenftüde YV. 3. ©. 131, 314; Kl. 1. ©. 1207, 18056. Bon dem aud) 
in thpographifher Hinfiht ausgezeichneten Werfe: Monumenta Germaniae 
historica inde ab anno Christi 500 usque ad annum 1500, edidit Pertz, 
find in der Hahn'ſchen Hofbuhhandiung von 1826/;, zwölf Bände erfchienen. 
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doch wurde beim Budget für 18243, von der Regierung, mit Hin— 
beutung auf ben etwaigen Fall einer Trennung der Kronen von Grof- 
britannien und Hannover, ſchon beborivortet, baf bei eintretendem 
Bedürfniffe bie Vermehrung der Gefandtfchaften und eine andre Ber 
ftimmung bed Perſonals vorbehalten werden müſſe. Diefe Vermehrung 
trat 1837/,; und theiltveife aud) noch 18394, ein, indem die Gefandts 
fhyaften zu London und im Haag binzufamen, die Gefandtfhaft in 
Berlin aber beffer audgeftattet wurde. Dadurch fliegen die Jahres: 
Ausgaben erft auf 76,500 »B, dann auf 86,000 P. In diefer Höhe 
ungefähr hielten fie ſich bis 18%2,,,, mo fie auf 91,400 „PB famen, 
blieben dann wieder einige Jahre ziemlich ſtändig, wuchſen aber 1845/,6 
auf 98,500 und 18#6/,, auf 100,000 ,$ an. Damit hatten fie ihre 
größte Höhe erreiht. Als nun die Bebrängnif der Königlichen Caſſe 
Einfhränfungen dringend nöthig machte, beivirfte die Regierung 1848 
auch bei dieſem Dienftziveige einige Verminderung ber Auögaben, und 
madte in Folge ftändifcher Anträge auf noch feiter gehende Er— 
fparungen felbft dazu, durch Einziehung der Gefandtihaften im Haag 
und in Rom, fo tie durch Befhränfung derjenigen in Wien, den 
Verſuch, jedoch mit Vorbehalt davon zurückzukommen, wenn der Erfolg 
ihn nicht ald zweckmäßig bewähre. Daburd wurden die Audgaben in 
ben Jahren 184%,, auf 89,400 „B, 67,100 „P, und 66,400 P 
herabgebrüdt. Die Erfahrung zeigte indef bald dad Bedürfniß einer 
auögedehnteren geſandtſchaftlichen Vertretung, und die Regierung legte 
daher ben Plan zu einer folden den Ständen mit dem Budget für 
1851/,, vor. Er ging auf 9 diplomatiſche Agenturen, nämlid 5 Ge— 
fandtenftellen zu London, Paris, Wien, Berlin und Franffurt a. M., 
und 4 Gefhäftöträgerpoften zu Münden, Dredden, Hamburg und im 
Haag, nebit 6 Legationd -Eanzliftenftellen. Der Geldbedarf dafür an 
Befoldungen, Diäten und Wohnungögeldern war auf jährlid) 75,700 „PB 
berechnet; doch erflärte die Regierung, mit der im vorhergehenden 
Jahre betilligten Summe von 68,500 4 fi begnügen zu mollen, 
wenn ihr die freie Verfügung darüber in der Art gewährt werde, daß 
fie die Summe zu den Befoldungen, Emolumenten, Umzugs» und 
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Einrihtungdfoften des Gefandtihaftöperfonald verwenden könne, ohne 
weiteren Befhränfungen unterworfen zu fein, ald daß die für Gefandt- 
ſchafts- ober Gefhäftöträgerpoften feſtgeſetzten höchſten Befoldungsfäte 
nicht überschritten, und für Legations-Canzliſten nicht über 7700 »P 
berivendet werben dürften. Hierauf gingen Stände ein, und fpradhen 
ihre Bewilligung zuerſt für dad Jahr 1851,,, nadhmald aber aud 
für die Jahre 1852/,, aus). 

Dabei genehmigten fie noch einen Borfchlag ded Minifteriums. 
Bis 1848 hatte die Entfhädigung für den diedfeitigen Bevollmächtigten 
bei der Bunded-Militair- Commiffion auf dem gefandifhaftlichen 
Befoldungd-Etat geruht. Bei Einrihtung der NReihöminifterien und 
der von ihnen abhängigen Behörden ging diefe Ausgabe auf bie 
Reichs-Caſſen über. Als died aber 1850),, twieder aufhörte, die Bei- 
behaltung bed Bevollmädtigten jedody zur Zeit unerläßlich fehien, fo 
wurde für benfelben eine widerrufliche Remuneration von jährlich 
3875 4 bemilligt 2). 

Die Gefammt- Ausgabe an Befoldungen und Emolumenten var 
veranfchlagt für die Gefandtfhaft 


183/35 1850/51 188,54 
H zu Men .......... 14,269 B 6,680 9,680 4 
2) » St. Peteröburg 3) 2,284 « — * — " 
3) „ Berlin ......... 10,536 " 11,583 nm 10,838 " 
Ole) 3,134 „ 8,845 » 6,000 
J 3,863 — | — " 
6) ” Franffurt a. M.. 11,345 u 3,200 " 7,050 „ 
7 " Münden | on00e 2,251 " 5,000 " 5,000 " 


48,282 B 35,308 38,568 .P 


I) Doch müflen die Disponibilitätögehalte für zwei, früher dem Geſandt— 
fhafts=- Etat Angehörige mit 2000 und 12004, fo lange die Berechtigten auf 
diefe Bezüge Anfpruh haben — jet noch refp. 400 und 1200.P — aud.der 
Baufhfumme von 68,500 .B bezahlt werden. Actenſtücke Xl. 4. S. 960, 

2) Actenftüde XI. 2. S. 274, 1200. 

3) Der ®efandte, auf unbeftimmte Zeit beurlaubt, bezog nur ein Warte— 
geldsähnliches Behalt. 


Uebertrag... 

8) zu Hamburg. ...... 
Agentur zu Ritgebüttel 

9), Militair - Kommiffair 
zu Kranffurt....... 
10) zu London......... 
11) im Haag.. . ....... 
12) Dioponibilitäto⸗Gehalt 


Dazu Wechſel⸗ und Leber: 
machungskoſten, imgleichen 
Dispoſitionsfonds....... 


b. Expenſen. 


48,282 „P 


2,529 
571 
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296 « 
70,300 2 


3,875 
18,102 » 
3,000 » 
1,200 » 


70,165 4 


2,210 „ 
72,375 $. 


Die unter obigem Namen vorfommenden Ausgaben der Gefanbt- 
[haften an Büreaufoften, für Couriere, zur Unterftügung bon Han 
noberanern im Auslande und zu ähnlichen Zwecken beliefen ſich 183%;, 
auf jährlid 3500 bis 4000 „PB, ftiegen dann, wie bie Gefandtfhaftd- 
foften überhaupt, bis 18%1,, auf faft 10,000 „B, hielten fid bis 
1847/,5 im Betrage von 8—9000 „PB, und gingen hierauf bon 
181832 allmaͤhlig auf ungefähr den alten Betrag zurück (6270, 4633, 
3648, 4432 ). Daher wurde der Anſchlag für 18835, von 7000 »B 


auf 4000 „PB ermäßigt. 


I) Die Remuneration beöfelben erfolgte 18%0/;, aus dem Commiffiondfoftens 
Fonds des Minifteriumd ber auswärtigen Angelegenheiten. 


Sicbente Abtheilung. 
Das Kriegs: Minifterium. 


Die Ausgaben ded Kriegd-Minifteriums find von befondrer Wich— 
tigkeit, nicht nur weil der ftändige Betrag berfelben ein Viertheil ber 
budgetmäßigen Gefammt Ausgaben der General-Eaffe ausmacht, ſon— 
bern auch weil die Verhandlungen darüber zwiſchen Regierung und 
Ständen in älterer wie in neuerer Zeit fehr oft von großer princi= 
pieller Bedeutung geivefen find und mehrmald zu heftigen Zufammen- 
ftößen geführt haben. 

Die Braunſchweigſchen Fürften hielten feit Jahrhunderten, vor: 
nämlid in und nad dem breifigjährigen Kriege, eine verhältnißmäßig 
bedeutende Kriegsmacht. Died führte, bei der ftarfen Verſchuldung 
des Domaniumd, zu ber Nothivendigfeit, zugleid) aber aud) wohl zu 
ber Möglichkeit, die gefammten Koften und Laſten des Militair-Etats 
grundſätzlich dem Lande aufzulegen 1). 

Diefe Koften und Laften beftanden aber nur zum Theil in ben 
Ausgaben, welche die Kriegs-Caſſe zu beftreiten hatte; denn baneben 
mußten die Landes-Unterthanen nody bedeutende Leitungen für das 
Militair unmittelbar befhaffen. Abgefehen nämlich felbft von bem 
perfönlidien Militairdienfte und manden Hand» und Spannbdienften 
zu militairifhen Ziveden, 3. B. Feltungdarbeiten und Kriegerfuhren, 
lag ihnen ſchon feit Ende ded 17. Jahrhunderts nicht nur die Be— 


I) Trotz der berühmten Kaiferlihen Refolution vom 3. Februar 1671 und 
obwohl Braunfchiveig-Wolfenbüttel und Celle dem Beſchluſſe der beiden höheren 
Meichöcollegien, weichem jene Mefolution die Beftätigung verfagte, nit bei= 
geftimmt hatten. 
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quartierung, fondern auch theilmweife die Verpflegung der Truppen und 
der Pferde ob; ja nach und nad wurden manche dieſer Leiſtungen in 
Geldabgaben an bie Kriegs-Caſſe oder die Regiments-Caſſen oder 
aud an die Bequartierten verwandelt, von denen die meiften fogar dann 
entrichtet tverden mußten, wenn vom Militair die Zeiftungen, deren Ab- 
fauf mit Gelde man forderte, nicht benußt werden fonnten oder abficht- 
lid nicht verlangt wurden, damit ihre Gelblöfung in Anſpruch genom- 
men erden fönnte. Cine namhafte Zeiftung diefer Art mar bie 
Lieferung ded Proviant- (Magazin) Kornd und der (glatten) Four- 
rage, melde 1770 (zuerit auf 10 Jahre) zu Gelde gefet ward, der— 
geftalt daß bis 1803 jährlich für jenes 51,600 „B, für diefe 96,500 „PB 
Gaffen-Münze an die Kriegd» Caffe bezahlt werden mußten. 

Die Kriegs-Caſſe erhielt die Mittel zur Beftreitung ihrer ges 
wöhnlihen Ausgaben urfprünglih und bis zur Mitte des vorigen 
Jahrhundertö ganz aud ben Landes-Caſſen der einzelnen Provinzen. 
Zur Beltreitung derfelben waren faft die gefammten Landes: Steuern 
erforberlid) I), fo daß einige andre Ausgaben, welche ebenfalls daraus 
beftritten werden mußten, 3. B. die Koften der Reichs- und Kreis— 
Legationen, als Anhang der Militairfoften behandelt wurden, und 
Kriegd-Caffe mit Landes-Caſſe gleichbedeutend war. Seit Ans 
fang des vorigen Jahrhundertd wurden aber die auferordentliden 
Ausgaben zu Kriegd- und militairifhen Ziveden zum Theil aus dem 
fogenannten Kriegögemölbe geleiftet, von meldem nachher nod 
die Rede fein wird; und feit 1750 trug dad Domanium indirect 
einen Theil der gewöhnlidhen Militair-Auögaben dadurch, daß nad) 
einer Beltimmung Georgd I. die Zinfen ber der Haupt» Cammer: 
Gaffe zuftehenden Forderung an Kurſachſen mit jährlid) 123,065 »P 
8 mgr 4 & (f. oben ©. 25) dem Kriegsgewölbe behuf der Kriegs— 
Caffe gezahlt werden mußten. Durd die pragmatifhe Eanction bon 
1755 aber verfügte Georg IL., daß die Kriegs» Gaffe in Zukunft, 


1) 1803 mußten von den alten Provinzen zum Militair- Etat einschließlich 
ber Magazinforn- und Fourragegelder 1,011,836 ,P, zum Givil-Etat 154,788 „P 
Gaffen= Münze aufgebracht werden. 
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außer den Beiträgen ber Landſchaften, jährlid 500,000 4 be- 
ziehen folle, nämlid) 
1) aus der Mecklenburgſchen Hypothek 1)... 56,000 „B Eaff.:M. 
2) aus der Kurfähfiihen Hypothek ...... 122,500 v» u u 
3) die biöher in die Schatull-Gaffe geflofjenen 2) 
a. Handgelder von jährlih.. 100,000 9 
b. Zirifen auf dad bei ber 
Rent: Gammer belegte Ea- 
pital von 1,100,000 . 55,000 „, 
e en 155,000 n nn 
4) aud der Cammer=Gafle............. 166,500 vr » u 
500,000 $ Gafi.:M. 
Nach dem Tode Georgs II. filtirte Georg III. die Zahlung ber 
Handgelder und Zinfen und verfügte, da aud die Medlenburgiche 
Schuld allmählig erftattet wurde, daß aus der Cammer- an die Kriegs— 
Malle: TODE ea 180,000 Caſſ.M. 
gezahlt werden ſollten. Dies geſchah vom 
1. December 1763 bis 1. Juli 1768. Als 
damals der Reſt der Mecklenburgſchen Schuld 
getilgt war, erhöhete der König den jährlichen 
Beitrag der Cammer um . . . . . . . .. ....... 40,000 v vn 
alfo die ganze jährlidye Zahlung derfelben auf — 220,000 „P GEaff.:M. 
Dazu kamen die Sächſiſchen Zinfen mit — 123,000 » v u 
fo daß die Gefammtfumme betrug........ — 343,000 P Caſſ. M. 
welche, nachdem auch die Sächſiſche Schuld getilgt war, aus der 
Haupt-Cammer-Caſſe, nach deren Aufhebung aber aus der General— 
Caſſe gezahlt wurde. Diefe Zahlung dauerte fort bis zur Franzöſiſch— 
Meftphälifhen Herrfhaft und nad) deren Beendigung bis zur Gaffen- 
Vereinigung von 1834, und erneuerte fid während ber Gaffen- 





1) Die Schuld Medienburgs beftand in der Vergütung, melde basfelbe 
an Aurbraunfhmeig wegen der von bdiefem in den Jahren 1728—1734 bolls 
firedten Reichd » Erecution zu leiften hatte. Sie war urfprünglih auf Medien- 
burgſche Aemter radicirt. 


2) ſ. oben S. 27. 
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Trennung von 18%); doch ward fie damald um etiva 45,000 9 
außerorbentliher Weife erhöhet }). 
Neben der Kriegs-Caſſe beftand feit Anfang bed vorigen Jahr: 
hundertd das vielbefprodene und, wegen bed @eheimniffes, morin 
dadfelbe gehüllt war, viel beargmöhnte Kriegdgemölbe für aufer- 
ordentlihe Einnahmen und Ausgaben zu militairifhen und Kriegs- 


zwecken. 


Von 1708 bis zu ſeiner Aufhebung im Jahre 1800 haben 


die geſammten Einnahmen und Ausgaben desſelben betragen 2) 


ı 


2) 


3) 


4) 
5) 
6) 


Il. Einnahmen. 
Eubfidien aus dem Spanifhen Cucceffiond- 
friege bis 1714, aud den Kriegen am Rhein 
und in den Niederlanden 1742, 1745 u. 1747, 
aud dem fiebenjährigen Kriege, aud den Kriegen 
auf Minorca und Gibraltar von 1776 — 1785, 
und aus ben Franzöſiſchen Revolutiondfriegen 
bon 1793 — 1798 überhaupt... ........... 
Zufhüffe, welche die Könige Georg J., I. u. II. 


a. aud der Schatull-Caſſe bor- 


fhoffen, aber 1800 nieber- 
IHEIGEN: a 8,528,147 „$ 


b. aus ihnen gehörigen ſouſtigen 


Privatmitteln von 1728 bis 
1761 aus England dem Kriegs— 
gewölbe übertwiefen........ 11,942,255 » 


aus Hannoverſchen Caſſen (der Haupt: Cammer- 
Caſſe), acquirirten oder occupirten Provinzen... 
I N a 
angeliehene Capitalien ..................... 
verſchiedene Einnahmen . . . . . . . . . . . . ........ 


1) Staatöhaushalt I. ©. 14. 
2) Seit 1708 find darüber Rechnungen geführt. 


30,060,991 4 


20,470,402 4 


26,180,200 . 
7,057,627 » 
2,160,074 » 

488,237 » 


86,417,531 $. 
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1. Audgaben. 
1) Befoldungen, Benfionen und Gratificationen .... 11,476 9 


2) für dad Militair und Subſidien ............. 48,943,219 » 
3) an Hannoverfhe Eaffen (Kriegs-Eaffe)........ 27,943,685 » 
4) für Xcquifitionen und Occupationen .......... 2,272,305 » 
5) zurüdgezahlte Capitalien ................... 2,153,455 » 
8) KORIIBENBE A ae 4,210,522 
J 6 231,254 . 
8) verſchiedene Ausgaben ..................... 819,865 „ 

86,585,841 .P. 


Faſt alfo %, der fämmtlihen Einnahmen ftammt aus dem Pri- 
batvermögen ber Landeöherren und etwa N, allein aus beren Scha— 
tull= Eaffe (oben ©. 28). 

Unter den Ausgaben für Acquifitionen befinden fi) für Erwerb 
der Herzogthümer Bremen und Verden 862,133 FI), die Auslei- 
hungen aber befaffen Iebiglid bie zum Ankaufe Engliſcher dreiprocen— 
tiger Stodd gemadten Ausgaben (oben S. 25). 

Die Koften der Demarcationslinie von 1795 an und ber Be- 
waffnung von 1803 erſchöpften die Mittel der Kriegs-Caſſe faft 
völlig. Die Franzdfifhe Beſitznahme des Landes machte dem Heere 
als ſolchem und daher auch allen Zahlungen der Landes-Caſſen für 
dasſelbe ein Ende. Indeß behandelte die Landesherrſchaft das Mili— 


I) Für dieſen Erwerb find überhaupt gezahlt: 

a. an Dänemarf in Kolge der Eopenhagener Con— 
vention vom 26. Juni 1715 .................. 695,773,.P 2mgr id 

b. an Shmweben in Folge ber Friedens =» Tractate 

vom Ar/g. Juli und "gg. NRobember 1719, fo 

wie des Hamburger Ziquidationd = Receffes dom 
u u, 1185436 » 3» 2 
3. November ee 
1,881,249 4 6mgr id. 

Dazu hat beigetragen: 
a. das Kriegdgewölbe ......... .............. 862,133 P 12 mer 1 
b. die Rentcammer ....-snerssenennnnennnunee 1,019,115 » 30 r — » 
1,881,249,.P 6mgr 1 
Eaflen > Münze. 
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tair bid Ende des Jahred 1806 ald in feiner alten Berfaffung völlig 
fortbeftehend und wußte für die Bezahlung der ihm Angehörigen we— 
nigftend bid März 1806 ziemlich vollftändig Rath zu fhaffen. Spä— 
ter traten Viele berfelben, wie Manche auch fhon früher gethan hat- 
ten, in bie Englifh= Deutfhe Legion oder in ähnliche andre Verhält- 
niffe, wodurch ihre Subſiſtenz gefihert ward. Bei einer nicht unbe— 
trächtlihen Zahl aber war died nicht der Fall, und dieſe geriethen 
meift in große Bebrängnif. Nach Herftellung der rechtmäßigen Re— 
gierung beantragten beöhalb die Stände im Jahre 1815, daß bie 
während ber feindlihen Decupationdzeit rüdftändig gebliebenen Mili- 
tair-Gagen und Penfionen fo weit ald möglich nadjgezahlt werden 
mödten. Die Regierung, dazu bereit, legte ben Ständen einen Plan 
bor, melden biefe billigten und wornach auf Officier-Gagen und 
Venfionen etiva 344,000 „PB Gaffen- Münze, an Unterofficiere und 
Soldaten aber ettva 400,000 „B gezahlt worden find. Die Mittel 
dazu gewährten die Gaffen der aufgehobenen Regimenter mit etwa 
342,000 „$, die Einnahmen an Steuerrüdftänden des Jahrs 1813" und 
der Vorzeit mit 68,000,P, eine Bewilligung des Prinz-Regenten von 
30,000 „B und die Erfparungen, welche am orbentlihen Militair- 
Gtat 1817 und 18183 mit etiva 304,000 „B badurd gemadht wur— 
ben, daß bie Koften des im Kranfreid gebliebenen Truppen - Corps 
von dem beſetzten Lande getragen werden mußten. Da die Mittel 
indeß zum Theil nicht fo fchnell, wie der Zweck ed wünſchenswerth 
machte, herdeigefhafit werden fonnten, fo fam König Georg IV. mit 
einer eitern Bewilligung von etiva 80,000 „PB zu Hülfe, die bon 
den außerordentlichen Geldmitteln entnommen wurden, welche er fid 
durch Verträge mit feinen Verbündeten verfhafft hatte und nad Be— 
ftreitung der Zwecke, wozu fie zunähft beftimmt Maren, zur Erleich— 
terung des Landes verwenden fonnte 1), 


I) Actenftüde Bb. I. ©. 305--315; III. 2. ©. 281. An Civilbefoldungds 
Müdftänden von 1803 bis (zur Aufhebung der Landeöverfaffung) I. September 
1810 mwurben 1815/,, aus der Landes-Caſſe 145,800 ,P, und an Eivilpenflond« 
Rüdftänden 3000 4 nahgezahlt; daf. ©. 307. 
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Die Koften der Berpflegung ıc. des Franzöſiſchen Befatungs- 
heereö von 1803), gehören nicht zu den Militair-Auögaben, von denen 
in biefer Abtheilung die Rede iſt. Wohl aber find hierher die Koften 
für Verpflegung ber alliirten Iruppen im hiefigen Lande während 
ber Jahre 1813 bis 1817 zu rechnen, da fie, wenngleich allerdings 
nur zum geringern Theile, bis Herbft 1814 auch Berpflegungöfoften 
für Hannoverfhe Truppen enthalten. Sie beliefen fi überhaupt auf 
6,436,857 „P Caflen- Münze, wovon durd) die verbündeten Mächte 
für ihre Truppen 1,682,048 .B erftattet, 676,658 „B von ben hie 
figen Unterthanen durch nidyt bezahlte Naturallieferungen oder durch 
Geldreluition folder Lieferungen, und 2,122,039 „B durh Steuern 
getragen wurden, während der Reſt von 1,956,112 „B mittelft ber 
Kriegd- Contributionen und ber fonftigen außerorbentliden Geldmittel, 
bon denen vorhin die Rede tar, getilgt ward }). 

Da übrigend in Folge der Greigniffe von 1803 nidt nur das 
Heer aufgelöfet, fondern aud dad ganze Armee: Materiefl verloren 
war, fo mußte 1813 Alles neu geichaffen werden. Die bedeutenden 
Koften hiefür wurden aus Englifhen Subfidien bezahlt, und mit eben 
biefer Hülfe wurden auch die übrigen Koften der Feldzüge von 1813 
biö 1815 faft ganz beftritten. Die Landes-Caſſen trugen dazu bis 
1. Zuli 1815 nichts bei, dann bis 31. März 1816 nur 540,000 ,£, 
und in den folgenden 9 Monaten bis zum Schluſſe des Jahr 1816 
— 997,200 #3. Nach dem ziveiten Parifer Frieden aber mußte 


I) Der bieöfeitige Antheil an den Aranzöflfchen Kriegd-Eontributionen betrug 
nad der Aachener Verminderung 925,189 .P 15 mar 1% Gaflen- Münze; bie 
oben erwähnten außerorbentlihen @elbmittel, fo mweit fie nach Beftreitung ber 
Zwede, für welche fle zunächſt beftimmt waren, zur Erleichterung des Landes 
und der Unterthanen verwendet wurden, 1,279,209 P. Actenſtücke Ul. 2. 
©. 260 — 288. 

2) Actenküde II. 2. S. 231. Bon den Hannoverfhen Truppen ftanden 
16,400 Mann ganz in Englifhem Solde, 10,000 Mann wurden hauptfählih 
dur Subfidien unterhalten. — Zur Erinnerung an ben ruhmreichen Antheil 
der Hannoveraner an dem großen Siege bei Waterloo wurde 1826/39 in Hans 
nover ein Denfmal (die Waterloofäule) errichtet, anfangs aus freiwilligen Geld— 
beiträgen und, als diefe nit ganz genügten, mit Zuhülfenahme von 7000 “P, 

Lehzen, Staatshaushalt. U. 9 
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auf eine andre Einrihtung Bedacht genommen erden. Bei der 
erften Scilderhebung im Jahre 1813 war neben dem ftehenden Heere 
eine Zandivehr errichtet, welche jedody mit zu Felde gezogen war und 
trefflihe Dienfte geleiftet hatte. Es wurde daher ihre Beibehaltung 
befchloffen, und über ihre Organifation und fonftigen Verhältniſſe die 
erforderlihe Anordnung getroffen ). Zugleich ftellte die Regierung 
einen Plan zur Bildung ded übrigen Heeres auf. Daöfelbe follte 
neben einem Generalitabe von 5 Perfonen ein Artilleries und Inge— 
nieur-Corpô von 1279 Mann und 210 Pferden, 8 Cavallerie - Regi- 
menter von 3696 Mann und 3224 Pferden, ein Feldjägercorps von 
327 Mann, 4 Garde- und 6 Feld-Bataillons von 6000 Mann, 
überhaupt alfo 11,307 Mann und 3434 Pferde halten. Die LYand- 
wehr aber follte aus 30 Bataillons zu 602 Mann, im Ganzen aus 
18,060, dad gefammte Heer alfo aus 29,367 Dann beftehen. Cine 
Reduction hieran erklärte dad Minifterium für gany unzuläffig. Zum 
Landwehrdienſte follte jeder wartenfähige Mann von 19. bis 25. und 
nöthigenfalld bid zum 30. Jahre verpflichtet, Etellvertretung jedoch 
mit einigen Beſchränkungen geftattet fein ). Die eingeitellte Mann 
ſchaft follte jährlih Einen Monat in den Waffen geübt, eine gewiſſe 
Zahl (78 von jedem Bataillon) aber beftändig bei den Fahnen gehal- 
ten erben, In Kriegszeiten follte die Landwehr aud) außer Landes, 
aber nady einem Antrage der Stände niemals über See zu dienen 
ſchuldig fein. Diefen Antrag genehmigte der Regent zwar nicht, gab 


welche die Stände aus freier Bewegung zum Zeichen ber Danfbarfeit des 
Vaterlandes bemilligten. Wctenftüde III. 4. ©. 505. 

I) Actenfüde Bd. I. S. 137— 190. Verordnung vom 26. November 1816, 
welcher die Verordnungen vom 27. November, 24. und 31, December 1813 
zum @runde liegen. 


2) Aus gewiſſen Gründen trat jedoch Verfegung in die Neferven oder auch 
völlige Befreiung ein. — Unter den Berfonen, melden Stellvertretung geftattet 
fein follte, führte der Negierungd- Entwurf auf: Söhne von Adlichen, Königl. 
Bedienten und fonftigen Berfonen, welche Officierörang haben: doch follte von 
mehreren Söhnen Einer dem Landwehr» oder mwenigftend dem Militairdienfte 
gewidmet werben. Die Stände fanden indeß boch Bedenken, auf ſolche Beſtim— 
mungen einzugehen. Wctenftüde Bb. I. S. 151, 177. 
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aber die Zuſicherung, daß, wenn etwa die Umftände eine Einſchiffung 
der Landwehr nothtvendig madıten, dies nie für ein dem Königreiche 
fremded Intereffe geſchehen ſolle. Das übrige Heer follte fi) durd) 
Werbung, die Infanterie nöthigenfals auch durd Cinftellung aus der 
Landwehr ergänzen. 

Hinfihtlih der Bequartierung und Werpflegung der Xruppen 
hatte die Regierung nad der Nüdfehr bed Heeres aus dem Felde die 
bis 1803 beitandenen Einrihtungen im Wefentlihen hergeftellt. Den 
übrigen Geldbedarf ded Militair Haushalts, d.h. den Betrag der bei 
der Kriegs-Caſſe ordonnancirten regelmäßigen Ausgaben, veranfclagte 
fie auf jährlih 1,309,006 »$ -Eaffen- Münze (2,010,000 „B Gonv.= 
Münze); dod waren hierin die aus der General-Steuer-Caſſe nod) 
überher zu leiltenden Zahlungen an Zandivehr- Service, für Portionen 
der Landwehrmänner während der Erercierzeit und für die Landwehr— 
Gommiffarien nicht mitbegriffen. So lange indek in Frankreich ein 
Hannoverſches Corps (erit 5000, danı 4000 Mann) als Iheil des 
Beſatzungöheers der verbündeten Mächte ftehen werde, follten jährlid 
151,566 4 erfpart und zur Bezahlung der Gagene und Penſions— 
rüdftände von 1803/,, verwendet erden (oben E. 128). Zur Tedung 
der Kriegd:Gafle- Ausgaben erbot ſich der Landesherr den bi6 1803 
gezahlten jährlihen Beitrag von 343,000 F Gaffen - Münze zu lei 
ften, welcher nidyt erhöhet werden könne, teil die Domainen, auf 
ftändifhen Wunfd, der Grundſteuer unterfvorfen werden würden. 
Als Beitrag ded Landes aber, als f. 9. quantum ordinarium ad 
statum militiae wurden 1,480,380 „B Caſſen-Münze gefordert ?). 
Die den berechneten Bedarf überfchreitenden 14,374 4 wurden ald 
Erſatz für die Legationäfoften bezeichnet, welche mit 14,400 »P in 
dem don den alten Provinzen bid 1803 gezahlten Beitrage begriffen 


1) Von der Braffhaft Bentheim mußten, bi6 bie Werhältniffe de6 dortigen 
Fürftlihen Haufes zum Königreihe geordnet fein würden, außerdem jährlich 
13,000 Hollaändiſch (15,575 ‚P Eaflen-Münze) aufgebradht werden. Won 1819 
an aber wurde der Bentheimfche Beitrag in das Quant. ordin. mit aufgenoms 
men. Xctenftüde I. ©. 195, 240. 
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geivefen waren. Die Stände aber Mollten befinitiv nod gar nichts 
und für dad Jahr 1817 nur 1,200,000,.P Eaffen- Münze bemwilligen, 
theild weil über die Größe der von Hannover zu haltenden Militair- 
madt nicht eher dauernd befcloffen twerden fünne, bis der Bund 
darüber eine Beltimmung getroffen haben werde, theild teil fie ver— 
meinten, daß die dur den Zuwachs der neuen Provinzen anfehnlid) 
vergrößerten Domainen trotz der Beſteuerung wohl einen erheblideren 
Beitrag als früher leiften könnten. Als indeß dad Minifterium ihnen 
vorftellig machte, daß die beabfidhtigte Stärke ded Heeres vom Negens 
ten für jedenfalld nothivendig erklärt fei und, falld der Bund dem— 
nächſt eine Vermehrung derfelben befclöffe, died den Etänden immer 
nod) eröffnet werden fönne, eine Erhöhung des Beitragd der König- 
lihen Caſſe aber nicht thunlich erfheine, ohne diefer felbit die Mittel 
zur Befriedigung höchſt nothwendiger Landeöbedürfniffe zu entziehen: 
fo betwilligten Stände nidt nur die für dem zeitiweiligen Bedarf des 
Heered geforderten 1,328,314 .P Eaffen Münze (1,476,460 Conb.⸗ 
Münze) und die zur Bezahlung der Gagen- und Penfionsrüdjtände 
beftimmten 151,566 »B Gafjen- Münze (168,407 „B Conv.- Münze), 
fondern aud 3300 „Bd Gaffen- Münze zu Portionsvergütungen }), 
und 5000 „B Gaffen- Münze zur Befoldung von 10 LZandivehr = Come 
miffarien, welche die Aushebungsgefhäfte zu beforgen haben follten ?). 
Für dad Jahr 1818 wurden diefelben Summen, und außerdem für 
den Landwehr-Servbice (Duartiergeld), welchen bi6 dahin die Batail- 
lond-Diftricte durch Nebenanlage hatten aufbringen müffen (jährlich 
zu 80,000. Conv.e Münze veranfdlagt) vom 1. Mai an 66,860 -P 
beivilligt.. Nach der Rückkehr des Beſatzungscorps aus Frankreich 


I) Dieſe Summe wurde von 1819 an auf 9000 4 Conb.-Münze erhöhet, 
damit nicht nur die Brod- fondern aucd bie Fleiſch-Portionen in Natur ver— 
abreicht werden fünnten. Wctenftüde Bd. I. ©. 218, 226. 


2) Diefe Commiſſarien wurden jedoch nicht angeftellt, ihre Geſchäfte viel- 
mehr durch befonberd Beauftragte beforgt, weiche Diäten und Neifefoften ers 
hielten. Bon 1819 an wurden für die Koften des Aushebungsgeſchäfts, fo meit 
fie aus der General- Steuer: Cafe bezahlt werben mußten, 12,000. Eonv.= 
Münze in dad Budget aufgenommen. Actenftüde Bd. 1. S. 218; 11. 4. ©. 80. 
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beantragte die Regierung bei den Ständen die Erneuerung der Bewil— 
ligungen für dad Jahr 1819 mit der Erklärung, daß ein Plan zur 
definitiven Organifation der Armee noch nicht habe aufgeftellt werden 
fönnen, weil ein Beſchluß über die Heeres-Einrichtung des Bundes 
und der Bundeöftaaten noch nicht gefaßt fei. Allein Stände ertlär- 
ten, daß die während des Kriegszuſtandes und in den darauf zunädft 
folgenden Jahren gemadten Bewilligungen nicht fortgefetzt, daß 
vielmehr, da eine Bemeffung der für den Militair- Etat erforderlichen 
Koften nad) den Bedürfniffen nody nicht thunlidy fei, einfttveilen nur 
die Obſervanz Map geben dürfe, alfo nur das bid 1803 Hergebrachte 
und, fo weit einzelne neuere Zandeötheile vormald nichts beigetragen 
hätten, für diefe nur eine verhältnigmäßige Summe bemilligt werden 
könne. Darnach beredneten fie den jährlichen ordentlichen Beitrag 
zum Militair» Etat auf 1,250,000 „PB Conv.-Münze und bevormwor: 
teten, daß nicht nur die Legationskoſten, fondern auch die Koften für 
die Karren=Anftalten, welche bis 1803 aus dem Militair-Etat beftrit- 
ten, feit 1815 aber auf Antrag der Regierung von den Etänden 
zum Iheil wenigftend auf die General-Steuer-Gaffe übernommen 
waren, in jener Summe, die fie für eine Averſionalzahlung erklärten, 
begriffen fein follten. Damit indeß die Nebuctionen im Militair, 
welche in Folge der verminderten Geldbetvilligung vorausſichtlich ein— 
treten mußten, nicht etiva Berlegenheiten herbeiführten, wollten Stände 
die biöherigen Bewilligungen außerordentlider Weife noch für bie 
erften 6 Monate ded Jahres 1819 fortdauern laffen. Obwohl nun 
die Regierung den Ständen das Unrichtige ihred Verfahrens begreif- 
lih zu maden verfuchte und namentlich hervorhob, daß in Anſehung 
bed Landesbeitrages zum Militair- Etat feit Vereinigung ber Land» 
haften zu Einem Königreihe nicht mehr von Beiträgen einzelner 
Provinzen und dem Herkommen die Rede fein könne, fondern ber 
Bedarf nah den jehigen Berhältniffen beitimmt werden müfle: fo 
hatte dies doc keinesweges den gehofften Erfolg. Denn im Grund» 
ſatze beharrten Stände bei ihrem Beſchluſſe, und nur um durch plöß- 
lidye Verminderung ded bisherigen Beitrages nit Beranlaffung zu 
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eiligen Mafregeln zu geben, durch melde den am Bunde und bei der 
Negierung obſchwebenden Verhandlungen über bie fünftige definitive 
Militairverfaffung vorgegriffen oder gegen einzelne Militaird Härten 
geübt werden würden, die mit dem Danfgefühle ded Landes gegen 
dad Heer nidht zu bereinigen wären, bemilligten fie- für 1819 noch— 
mald den biöherigen Beitrag für dad im Lande gebliebene Militair 
mit 1,476,460 »B Gonv.- Münze, dagegen von den ferner verlangten 
168,407 „B nur die Hälfte, da folde biöher zwar zur Bezahlung 
bon Gage: und Benfiondrüditänden, aber niemald als Beitrag zum 
Militair- Etat bewilligt worden fein. Auch zu Bewilligungen für die 
Karren-Anftalten wollten fie der wiederholten Anträge ded Minifteriums 
ungeachtet fi) nicht weiter ald für dad erfte Halbjahr 1819 veritehen. 
Das Minifterium nahm diefe Bewilligungen für dad Jahr 1819 an 
und behielt fi nur bor, den Ständen weitere Eröffnungen zu machen, 
wenn es die erbetene Entfcheidung des Prinz-Regenten empfangen 
haben werde }). 

Sowohl diefe ftändifchen Beſchlüſſe ald aud die Verhandlungen 
am Bunde über die Bundes: Kriegöverfaffung, fo mie die Erfah— 
rung hinſichtlich der bisherigen Einrichtungen führten die Regierung 
zu dem Entfchluffe einer veränderten Organifation der Infanterie. 
Die Landwehr war nad) der Verordnung von 1816 nicht, wie 
in andren Staaten, ein vom ftehenden Heere abgefondertes Corps, 
fondern ein integrirender Beftandtheil deöfelben, und nur fveniger 
biöciplinirt, weniger geübt und geringer bezahlt. Nah den (im April 
1821 zum Bundeöbefhluffe erhobenen) Verhandlungen in Frankfurt 
aber follte Fein Bundescontingent zum gröften Iheil aud Landivehr 
beitehen, die ihm angehörige Zandivehr aber gleidy den Yinientruppen 
geübt, auögerüftet, und die Dfficiere derfelben bei der Linie gebildet 
fein. Ueberdies hatte die Erwartung, daß bie Keldbataillond durd 
Freiwillige würden ergänzt werden fönnen, fidy nicht erfüllt, und bie 
dadurch nöthig gewordene Beorderung Cinzelner zum Dienfte große 


I) Actenſtücke Bd. I. S. 191 — 238. 
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Ungleichheit der Behandlung mit fid) geführt. Es wurde daher durd 
dad Geſetz vom 14. Juli 1820 ber biöherige Unterſchied zwiſchen 
Feld- und Landwehr-Bataillons ganz aufgehoben, dagegen jedes in 
die Infanterie freitillig eintretende oder eingeftellte Individuum in ber 
erjten Zeit feines Dienfted bid zu erlangter Schlagfertigfeit in bie 
BVerhältniffe eined Soldaten gefetzt, nad Ablauf berfelben aber, mit 
Ausnahme der jährlihen Erercierzeit, wie die bisherigen Landivehrs 
männer feinen bürgerlihen Berhältniffen zurüdgegeben. Die Wer: 
bung für die Infanterie ward befeitigt, die Annahme von Ausländern 
unterfagt. Statt deren wurde die Einftellung der nöthigen Ergän— 
zungsmannſchaft aus allen bdienftpflihtigen und waffenfähigen männ- 
lihen Einwohnern des Königreichs nad) dem Loofe eingeführt I), 
Etellvertretung blieb in der Regel erlaubt, die Anfhaffung der Stell— 
vertreter aber, fueldye bid dahin die Kriegävermaltung beforgt hatte, 
ward ben einzelnen Betheiligten überlafjen 2). Die WMilitairpflict 
follte in Friedenözeiten vom vollendeten 20ſten bis zum vollendeten 
26jten Lebensjahre, in Kriegszeiten und außerordentlihen Fällen aber 
nöthigenfalld vom 19ten bid 30ſten Jahre, und die Dienftzeit ſechs 
Jahre (in der Garde vier Jahre) dauern. Während bdiefer Zeit 
follte der Eingeitellte dad erfte Mal 13 Monate, nachher aber jühr: 
lid) 4 Wochen bei den Fahnen gehalten und eingeübt werden 3). 


I) Die Gründe der völligen oder vorläufigen Befreiung und ber einſt— 
meiligen Zurüdfegung biieben im Weſentlichen diefeiben wie biöher beim Land— 
wehrdienfte. — Die Juden wurden auf Antrag der Stände einftiweilen factifch 
vom Dienfte freigelaffen: 1842 aber erflärten Stände dies für unvereinbar mit 
dem 2anteöverfaflungägefeße. Actenſtücke I. 1. S. 201: 1. 2. €. 139 
VIII. 1. S. 807. 


2) Der von den Etellvertretungsgeldern gebliebene Ueberſchuß von 49,135 „P 
wurde zur Entfchädigung für die Egercierpläge, nad) Mafigabe des Geſetzes vom 
24. Mai 1829, verwendet, Actenftüde II. 4. S. 131, 491. 

3) Actenftüde I. 1. S. 123 — 206; 11. 2. S. 132, Das Geſetz bon 1820 
hat nah und nad fehr viele Aenberungen erlitten und ift am 23. Februar 1843, 
neu abgefaht, abermatd publicirt. Die weſentlichſten Aenderungen hinſichtlich 
der im Texte befprochenen Beſtimmungen beftehen darin, daß 1843 bie Tienft- 
zeit bei der Infanterie allgemein auf 7 Jahre, vom vollendeten 20ften bis 
zum bollendeten 2iften 2ebensjahre feftgefegt ward, dergeflalt daß jet ber 
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Die Zufiherung, daß dad Heer nie für ein dem Intereffe bed 
Königreihd Hannover fremded Intereffe gebraucht erden folle, wurde 
auf Wunfd der Stände erneuert. 


Die Zahl der jährlich Cingeftellten hatte bi8 1820 — 3560, 
die der Dienftthuer 4460 betragen; von Auöführung der neuen Ein- 
rihtungen an ward jene auf 2600 1), diefe auf etiva 3300 Mann 
vermindert. 


Planmäßig hielt nun dad Heer, außer dem Generalftabe bon 
5 Köpfen, 1311 Mann Artillerie mit 210 Pferden, 3688 Mann 
(8 Regimenter) Gavallerie mit 3224 Pferden, und 15,912 Mann 
(12 Regimenter oder 24 Bataillond) Infanterie, worunter 2652 Mann 
(2 Regimenter) Garben. 


Die Gefammt- Ausgabe dafür 2) 
a EEG 1,886,666 16 ggr Conv.⸗M. 


Jufanteriſt unmittelbar nad feiner Einſtellung 16 Monate bei den Fahnen 
bleiben, im 3ten Dienftjahre nicht, im Aten nur Einen Monat, im 5ten nur im 
Falle ded Vedürfniffes Einen Monat, im 6ten aber in der Regel nicht zum 
Dienfte einfommen muß, und im ?ten Jahre nur im Kalle eines Krieges zum 
Dienfte wiederherangegogen werden fann. Die eventuelle Berpflibtung vor dem 
20ften und bis zum 30ſten Lebensjahre ift aufgehoben, der Anfangspunft ber 
Dienftpfliht aber das vollendete 20fe Lebensjahr geblieben, indem Stände ben 
Antrag der Megierung, welche ihn auf das vollendete 2i1fte Jahr fetzen mollte, 
abiehnten. Wctenftüde VIN. 1. S. 171, 806. In den Zahren 1850 und 1851 
hat das Gefe von 1843 Wieder einige Aenderungen und Grläuterungen ers 
fahren. Actenſtücke XI. 1. S. 1027, 2042; Xl. 2. ©. 1047, 1109. Die Ber: 
handlungen über dad Beleg bon 1820 enthalten viel Wichtiged für die Beichichte 
unfrer Verfaſſung und der Stände, was indeh bier nad dem Zmede dieſes 
Werks nicht näher entwidelt werben fann. 


1) Bei der Reduction von 1833 auf 2360. 


2) Hier wie überall, wo nicht dad Begentheil gefagt ift, find unter ben 
Ausgaben nur die bei der Kriegd-Caffe ordonnancirten gewöhnlichen 
Auödgaben, zu melden dad Quant, ordin. ad stat, milit. geleiftet wird, zu 
verftehen. Judeß ift feit 1820 in jener Gefammtfumme die bis dahin neben dem 
ordentlichen Beitrage aus den Steuer-Caſſen gezahlte Vergütung für Portionen, 
fo mie bie Ausgabe für die Karren=Anftalten und das Averfum für die Le— 
gationsfoften, obwohl von dieſem Tetzteren bet dem Anfchlage nicht ausbdrücklich 
die Rede war (Mcenftüde V. 1. ©. 209), mit enthalten, 
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Vebertrag — 1,886,666 „P 16 ggr E.:M. 
berechnet, und ed follten davon 


aus den Königlihen Caſſen 
DR er 381,111. 2.8. 
aus eignen Einnahmen ber 
Kriegd + Caffe, z. B. für ein— 
gezogene Gommandantur- 
Gefälle, verfaufte Mondi— 
rungdftüde u. ſ. w. ...... 5,555. 13. 4. 

— 386,666 ı» 16 v 
ber Reit: ADET DON. na — 1,500,000 - ggr C.⸗M. 
aus der Landes-Caſſe beftritten erden. 

Hinfihtlih der Cavallerie- Laften follte ed vorerft beim Alten 
bleiben; die übrigen Leitungen, tweldye in der Gefammtfumme nicht 
enthalten waren, follten dagegen nad dem Antrage ber Wegierung 
bon ber General-Steuer-Caffe neben dem Beitrage von 11, Mill. 
Thaler getragen erben, der Service jedoch nur in fo weit, als er 
nicht obſervanz- oder verfaffungsmäßig von den Garnifonorten bezahlt 
erden müßte. 

Den Quartierirthen ward für die Verpflegung (nidt aber für 
dad Quartier) der InfanteriesRecruten in dem Einftellungsmonate und 
der Truppen überhaupt bei Märſchen und Goncentrirungen außerhalb 
ihrer gewöhnlihen Standquartiere, während der allgemeinen Exercier— 
zeit, eine Vergütung nad beftimmten Sätzen zugefproden. Diefe 
follte nad Abfiht der Regierung durch Nebenanlagen aufgebradt 
werden; Stände aber fanden died mit der Natur ber Leiftung ald 
allgemeiner Landeslaſt unvereinbar, und übernahmen fie deshalb ‘auf 
die General» Steuer: Gaffe 1). 

An die Stelle der Landwehr-Commiſſarien traten 10 Diftrictöd- 
Gommiffaire, je Einer für jeden Regiments-Diſtrict, indem die Garde: 
Regimenter feinen eignen Diftrict erhielten. Ihre Remuneration erfolgte, 


1) Mctenftüde I. 1. ©. 171, 203; 1. 2. ©. 20, 136, 249: II. 4. 
S. 416. 
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gleich der ihrer Vorgänger, aus der General-Steuer-Caſſe, von wel—⸗ 
cher auch, wie ſchon in der Landwehr-Verordnung von 1816 vor— 
geſchrieben geweſen war, die Diäten und Reiſekoſten der bei den 
Unterſuchungen der Militairpflichtigen anweſenden Militair-Commiſ— 
faire, Aerzte und Wundärzte, fo wie die fonftigen aus ber Einſtellung 
und aus der Unterfuhung gegen auögetretene Militairpflichtige ent« 
fpringenden Koften getragen wurden. 

Durch die neue Organifation ward die Reduction von 356 Offi- 
cieren und Aerzten nothivendig; TO derfelben erhielten ald Abfindung 
eine zweijährige Gage, überhaupt 31,3862/3 „PB, die übrigen Warte: 
geld oder Penfion, zuerft überhaupt jährlich etwa 60,000 „FP. 

Um den Ständen die Unmöglichkeit zu beieifen, daß die Könige 
liche Caſſe einen größeren als den bisherigen Beitrag zu den Koften 
des Militair-Etatö leiften könnte, gab dad Minifterium ihnen nit 
allein die amtliche VBerfiherung, fondern theilte ihnen aud, wenngleich 
mit vielen Verwahrungen, daß den Etänden darauf ein Recht weder 
zuftehe noch eingeräumt werden folle, einen fummarifdhen Etat der Ein: 
nahmen und Ausgaben der Königlichen General- und der Haupt— 
Gammer-Gaffe mit, der allerdings nidyt ohne erhebliched Intereſſe ift 
und Mandes aufflärt oder mwenigftend ahnen läßt, indeh den Beweis, 
welchen er liefern follte, durchaus nicht führen fonnte. Auch enthalten 
die ftändifhen Acten nicht, daß Meiterer Auffhluß gegeben fei; doch 
muß man dad Gegentheil wohl annehmen, da Etände die Ueberzeu— 
gung geivonnen zu haben verfiderten, daß die Königlihen Caſſen 
gegentvärtig einen größeren Beitrag zu leiften nit im Stande fein. 
Da Stände indeß nichts defto Weniger die Hoffnung hegten, daß 
Einnahmen und Ausgaben der Königlichen Gaffen künftig in ein gün— 
ftigered Verhältniß fommen würden, fo fügten fie den Vorbehalt 
hinzu, daß der König einen erhöheten Beitrag und zwar nah bem 
Berhältniffe, in meldem bis 1803 von den Königlichen und den 
Landes-Caſſen concurrirt worden, zu geben geruhen möge, fobald bie 
Kräfte der Domainen died erlaubten. Uebrigens bewilligten fie nicht 
nur alle von der Regierung geforderten Summen, fondern fogar nod) 
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eine Feine Erhöhung bed Beſoldungsſatzes für die Diſtricts-Com— 
miffaire und — aus einem anguerfennenden ehreniverthen Gerechtig⸗ 
teitögefühle — eine auferordentlihe Zulage für diejenigen reducirten 
Dfficiere, die derfelben vorzüglich bebürfen möchten }). 

Die Ausgabe der General-Steuer-Caffe für dad Militair betrug 
nun alfo, ohne die einmaligen Abfindungszahlungen für DOfficiere und 
erste, 

I. dauernd 
1) an orbentlihem Beitrage ad 
statum militiae.. . .. ... .... 1,500,000 Conb.-Münzʒe 
2) Außerordentliche Verpflegungs— 
foften, nah Bedarf . . . . . . ... 30,000 " 
3) Zuſchuß zum Infanterie-Service 
dedgleichen een: 32,389 " 
4) für bie Diſtricts-Commiſſaire 
und die fonitigen Aushebungs- 
foften, zuerſt 12,000, dann... 14,000 « " 


1,576,339 „PB Con. = Münze - 








Il. einteilen 
MWartegelder und Penſionen für 
reducirte Officiere und Aerzte, nad) | 
SE ee en 60,000 „ 2) n 


1,636,389 „PB Conp.» Münze. 

Allein die Sache blieb nicht lange jo. Schon 1821, alö zur 
Herftellung des Gleichgewichts der Einnahmen und Audgaben die 
Steuern erhöhet iverden mußten 3), famen die Stände auf den vorhin 
erwähnten Vorbehalt zurüd und beantragten mit einer Entjdiedenheit, 
wie fie bis dahin noch faum gezeigt hatten, die Verminderung des, 


I) Actenftüde I. 1. S. 71-120: 11. 2. S. 18, 249. 


2) Der Budget = Anfchtag für 1853/54 enthält noch 8220,.$, weiche unter den 
franfitorifhen Ausgaben für das Mititair begriffen find (Abth. NV. A 6). 


3) Staatöhaushalt I. €. 334, 
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die Hälfte aller Einnahmen der General: Steuer«Caffe bebeutenb über: 
fteigenden orbentlihen Beitrages zum Militair-Etat durch Iheilung 
ber Gefammttoften nah dem Berhältniffe, in welchem biefelben ches 
mals (bis 1803) bon der Königlichen und den Landes-Caſſen getragen 
fein. Zugleid; beantragten fie eben fo dringend, daß auch die Koften 
bed Landdragoner-Corps don 85,500 mindeſtens zur Hälfte auf 
bie Königlihe Caffe übernommen werden mödhten. Dad Minifterium 
erivieberte im nächſten Jahre zivar, daß ein folded fefted Beitrags- 
verhältniß für die Königlide und die Landes-Caſſe, wie Stände es 
borauöfeßten, niemald beitanden habe, jedenfalld aber jetzt nicht mehr 
antvendbar fein würde; daß die Königliche Caſſe einen erhöheten Bei- 
trag zu leiften nit vermöge, und daß alle irgend zuläffigen Er: 
fparungen beim Militair-Etat fhon bei der Organifation von 1820 
gemadt fein, wobei damit fo weit gegangen worden, als eö fidy mit 
den Verpflihtungen gegen den Bund, fo wie mit den Rüdjichten auf 
die Ehre und die Eicherheit des Landes und die Verdienfte des Heeres 
nur irgend vereinbaren laſſe. Allein bie Stände ließen ſich dadurd 
nicht beſchwichtigen; fie erflärten, daß bei der faft allgemeinen Lähmung 
bed Handels und der Geiverbe, bei der Preiölofigkeit, ja fait gänz— 
lihen Unabfetzbarfeit der Erzeugniffe ded Aderbaues dad Land die 
drüdende Steuerlaft nit mehr tragen fönne, daß alle Erfparungen 
bei denjenigen Ausgaben, deren Einſchränkung thunlich fei, eintreten 
müßten, und daß eine Einfhränfung des Landesbeitraged zum Militair- 
Etat einerfeit8 nad dem ehemaligen obſervanzmäßigen Concurrenz— 
Verhältniffe ſich redhtfertige, andrerſeits aber aud völlig ftatthaft 
erfcheine, teil durd die mittlertweile erfolgten definitiven Bundes— 
befhlüffe das Gontingent des Königreihd auf ein geringered Maß, 
als 1819 unterftellt tworden, beftimmt fei. Demzufolge fetzten Stände 
den ordentlichen Beitrag zum Militair- Etat für 182223 um 100,000 »$ 
herab, und zwar nody unter der Vorausſetzung, dak die vom Mini- 
fterium fur; vorher in Ausfiht geftellte Erfparung von 40,000 „P 
an den Koſten ded Landdragoner-Corps erde verwirklicht werden, 
indem fonft der Abſatz von dem ordentlihen Beitrage zum Militair- 
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Etat 140,000 „B betragen folle.e In Anerkenntniß jedoch, daß bie 
Neductiondmaßregeln einige Zeit erfordern würden, beivilligten bie 
Stände einen außerordentlihen Zufhuß von 100,000 „P, aber nur 
für 182223. Obwohl nun diefe Befhlüffe, der Rüdäußerung bed 
Minifteriumd zufolge, vom Könige ald den Berhältniffen keineswegs 
angemeffen eradjtet wurden, teil der Beitrag von 1,500,000 erſt 
vor faum 2 Jahren ohne Termindbeftimmung betilligt fei, und ein 
größerer Zufchuß aus der Königlichen Caſſe nahhaltig nit erfolgen 
fönne: fo wurden fie doch aus Rüdfiht auf den Wunſch, im gegen: 
wärtigen Augenblide dem bedrüdten Lande einige Erleichterung zu 
gewähren, genehmigt 1). Dabei ward jedod als fi von felbft vers 
ftehend audgefproden, daß die an dem Fonds für Karren » Anftalten, 
welcher in bem ordentlihen Beitrage begriffen fei, künftig zu maden- 
den Erfparungen der Kriegs-Caſſe verbleiben würden, und daß ber 
Beitrag von 1,400,000 „B von jet an ald unverändert feftftehend 
zu betradhten fei. Mit der erfteren Boraudfegung erklärten fid 
Stände einverftanden, hinſichtlich der zweiten aber fpraden fie nur 
die Meberzeugung aus, daß jener Beitrag, wenngleich der jährlichen 
Bewilligung bedürftig, dody ohne befondre, in fefentlid veränderten 
Verhältniffen liegende Gründe einem Wechſel nicht ausgeſetzt fein 
fönne 2). Zehn Jahre lang trat denn auch feine weſentliche Aenderung 
ein; bann aber erneuerte fi der Vorgang von 1822. Schon 1831 
hatten Stände die Hoffnung audgedrüdt, daß ruhigere Zeiten bie 
lang erfehnten GEriparungen am Militair-Etat ausführbar machen 
würden. Als nun bald nadher, in Folge des ftändifchen Antrages 
auf Erlaffung eined Staatögrundgefeged, der König über die Haupte 
grundſätze, nad) Melden die Verfaſſung zu regeln fein werde, ſich 
ausſprach, einer der wichtigſten diefer Grundſätze aber, die Vereinigung 
der Königlichen und der Zanded-Gaffe, wegen ded Deficitö in beiden 


I) Da bie geforderte Erfparung bei dem LZanddragoner » Korps ebenfalls 
bewirft wurde, fo fam ber ordentlihe Beitrag ad stat, milit. für bie Zufunft 
auf 1,400,000 zu ſtehen. 

2) Actenſtücke 11. 2. ©. 559; 11. 3. ©. 49, 3735; II. 4. ©. 17, 295. 
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Gaffen nit ohne Erhöhung der Steuern oder Befhränfung der Aus- 
gaben von etwa 300,000 „B jährlih ausgeführt merden konnte 1); 
fo erfannte aud dad Minifterium die Nothimendigfeit einer Erſparung 
beim Mitlitair- Etat an, wollte fie jedoch bid zur Verwirklichung ber 
Erfparungspläne überhaupt audfegen. Allein Stände waren ber 
Meinung, daß die Erfparung an den Militair- Ausgaben jedenfalls, 
felbit ohne Rüdficht auf etwaige Eaffenvereinigung ımd ohne Aufſchub, 
eintreten müffe; und ald der Plan dazu nicht fo raſch, wie erwartet 
fein mochte, vorgelegt wurde, vielmehr dad Minifterium, wenn aud) 
unter beruhigenden Zufagen, vorerft nod die Fortbewilligung ber 
bisherigen Zahlungen für 1832/43 beantragte: fo fetten bie Stände 
doch ſchon für diefed Jahr den ordentlichen Beitrag auf 1,300,000 »B 
herab und bemilligten daneben nur auferordentlider Weife für einmal 
100,000 »B, um Berlegenheiten zu verhüten. Damit erklärte ſich bie 
Regierung zufrieden, weil für dad näcfte Jahr nad) den vom Könige 
mittlerveile genehmigten Organifationsplänen doch eine noch größere 
Summe gefpart werden folle 2). Allein die Ausführung hatte größere 
Ehiierigfeiten ald in dem früheren Kalle, da man den Effectivbeftand 
ded Heeres nicht weſentlich vermindern fonnte oder wollte, und die 
Erfparung, melde 182223 hätte gemadt werden follen, in Wahrheit 
nicht gemacht hatte, alfo nod) jetzt neben der verſprochenen neuen und 
gleidy großen Erfparung erſt machen mußte. Wor zehn Jahren näm— 
lid) hatte man, um neue Reductionen zu vermeiden, die Orbonnanz- 
Anfchläge, befonderd für Verpflegung, anſehnlich herabgefetzt, was bei 
den damaligen niedrigen Getreidepreifen unbedenflih fdien, und das 
durch Erfparungen gegen die bisherigen Anfhläge und aus fonftigen 
Quellen ertvorbene Vermögen der Kriegs-Caſſe zinslich belegt, wodurch 
bad Gleichgewicht zwiſchen Cinnahmen und Audgaben einftweilen hers 


1) Staatöhaushalt 1. 1. 

2) Mctenftüde IV. 1. S. 149, 700, 841, 922, 947, 1013. An dem Tranfitos 
rium von 100,000 .$ wurden noch faft 45,000 „$ erfvart, wovon die Abfindungd= 
ſummen für die 1833 rebucirten Dfficiere mit etwa 9000 ,ß, und die Umzugs 
und ähnlihen Koften der ohne Avancement verfegten Dfficiere mit 5400 P 
beftritten wurden. Actenſtücke V. 1. S. 256. 
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geftellt war. Indeß die Ermäßigung der Ordonnanz-Anſchläge hatte 
ſich ald nachhaltig unzuläffig ergeben, und dad Vermögen der Kriegs— 
Gafje war in Folge der Ereigniffe von 1830 und 1831 aufgezehrt 9). 
Man mußte daher jetzt zu wahrhaften Erfparungsmaßregeln und 
alfo, da hierzu fein andrer Weg ſich darbot, zu einer weſentlichen 
Aenderung der Heeres-Organiſation ſchreiten 2). Gine Verminderung 
ded Beitanded an Unterofficieren und Mannſchaft hielt die Regierung 
für unvereinbar mit den militairifhen Verhältniffen und Verpflichtun— 
gen des SKönigreihd, eine Verminderung ded Dfficier-Corps aber, 
welche zumal bei der Gavallerie nad der numerifhen Stärfe ber 
Armce wohl zuläflig erſchien, wurde durch eine Aufhebung bed bis— 
herigen Syſtems der Gavallerie-Bequartierung bedingt, melde nicht 
ohne erheblihe Aenderungen aud bei den übrigen MWaffengattungen 
getroffen werden fonnte. Die Regierung beſchloß demnach der Armee 
eine neue, nur auf die Erforderniffe des militairifhen Dienſtes berech— 
nete Organifation zu geben. Diefer zufolge follten fünftig aud bei 
dem Angenieur= und dem Wrtillerie-Gorps, fo wie bei der Gavallerie 
ein Iheil, etiva die Hälfte, des jährlihen Mannſchaftsbedarfs durch 
Einſtellung Militairpflihtiger geliefert, die Dienftzeit in der Fußgarde 
auf 5 Jahre erftredt, die im Ingenieur» und Artillerie Corps eins 
geftellte Mannſchaft hinfichtlid der Dienftzeit und Beurlaubung eben 


1) ctenftüde VII. 1. S.371; VIII. 2. &.570. Dad Vermögen der Kriegb— 
Caſſe beftand Michaeli$ 1830 rund 
in einem Baarborrathe Von. . . . . . . . . . . . .. ..... 450,000 P Gonv. = Münze, 
in Hannov. Landesihuidverihreibungen über.... 414,000 » P . 
in einem Vorſchuſſe an die Eavallerie- Negiments- 
Caſſen zum Gafernenbau von ............. 100,000 r  * ” 


jufammen..... 964,000 ,$ Gonv.» Münze. 
Im Aprit 1831 war dies Vermögen bis auf 250,000 4, einfchlieflih bed Vor— 
fhufles von 100,000 4, zufammengefhmotzen, und Ende Februar 1848 bis auf 
biefen Vorſchuß gänzlich verzehrt. Wetenftüde Xl.-1. ©. 653. Die Regimentö« 
Caſſen befaßen 1831 zwar an verzinslich belegten Gapitalien 6000 „B Bold und 
69,9081/3 „B Eourant, waren aber der Kriegs-Caſſe die erwähnten 100.000 ‚P 
ſchuldig. 


2) Actenſtücke V. 1. S. 201, 413. 
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fo tie bie Infanterie behandelt, die bei der Gavallerie eingeftellte 
Mannſchaft aber zuerft 3 Jahre hintereinander bei den Fahnen gehal- 
ten und bann 3 Jahre lang unbefolbet beurlaubt werden !). Ferner 
follte in Zufunft ber Generalitab, beffen Mitglieder aud dem Regi— 
menter-Etat ganz ausrangirt wurden, aus 15 Berfonen beftehen ; 
dad Ingenieur-Corps 2 Eompagnien von 198 Mann, bie Artillerie 
Brigade 10 Compagnien, worunter 2 Compagnien reitender Artillerie, 
1368 Mann und 275 Pferde, die Gavallerie 1 (ſchweres) Euiraffier- 
und 3 (leichte) Dragoner-Regimenter, jeded zu 6 Schwadronen (Itatt 
ber biöherigen 2 Euiraffier», 2 Uhlanen- und 4 HufarensRegimenter, 
jebed von 4 Schmwadronen) 3340 Mann und 2444 Pferde, bie 
Infanterie aber ftatt der biöherigen 12 Negimenter von 24 Bataillond 
nur überhaupt 16 Bataillond (2 Garde-, 2 leichte und 12 Linien» 
Bataillons, jeded zu 5 Compagnien) 15,580 Mann halten. Gegen 
ben biöherigen Beitand der activen Armee von 20,597 Mann mit 
3114 Pferden wurde alfo ber fünftige Sollbeftand auf 20,501 Mann 
mit 2719 Pferden, und da in der Folge aud von ber Gavallerie 
während der letzten drei Dienftjahre 720 Mann, und von der Fuß: 
garde während bed fünften Dienftjahre 420 Mann mit Worbehalt 
der Einberufung in auferordentlihen Fällen völlig beurlaubt werden 
follten, der active Beftand auf 19,361 Mann und 2719 Pferde 
herabgefett, fo daß die Reduction der activen Armee 1236 Mann 
und 395 Pferde betrug. Die Zahl der Dfficierftellen ward um 152, 
darunter 52 bei der Gavallerie vermindert. Dagegen Murben bie 
Dfficiergagen verbeffert, theild um für die gefchmälerte Ausficht 
auf Apancement, theild um für bie Entziehung bisheriger Neben- 
Einnahmen, welche durd eine, den Dienftbedarf überfchreitende Zahl 
von Kationen und Portionen, durch Vergütung auf Unkoſten und 
dergleichen gewonnen fvaren, einige Entfhädigung zu gewähren. 


1) Die Einftellung in die Cavallerie und folgeweife die Beurlaubung nad 
ben erften 3 Dienftiahren ward aber fchon 1834, angeblich wegen Unguträglic- 
keiten für den Dienft, twieder aufgegeben. Actenſtücke VII. 1. ©. 184. 
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Die Gefammtfumme der aud ber Kriegs-Caſſe zu beftreitenden 
jährlihen Audgaben ward von der Megierung auf 1,598,031 4 
3 97 veranfhlagt, von den Ständen aber auf die Summe von 
1,590,000 „P abgerundet. Darin waren jetzt diejenigen Ausgaben 
nicht begriffen, welche, obwohl nicht zu den Militair- Ausgaben gehörig, 
doch biöher aus der Kriegs-Caſſe beftritten waren. Um bie Erfparung 
zu überfehen, muß man daher folgende Berehnung maden: 


I. Die Einnahmen der Kriegé-Caſſe hatten feit 1822/45 betragen 
1) aud der Beneral = Steuer: 
0) EEE FOREN 1,400.000 - gr — 
2) aus der Königlichen Eaffe 381,111» Ir —r 
3) an eignen Einnahmen nad) 
dem Anfchlage von 1819 5.555 » 13. 4 


1,286.666 „Bi6ggr 49 

Davon mußten indef an 
Auödgaben, bie nicht zum Mili— 
tair = Etat gehören, beftritten 
werden 
a. Legationdfoften 16,000 4 
b. für dle Karren= 

Anfalten..... 34.000 » 
c. für dad Land⸗ 

dragon. = Corpd 24,481. 18. 8. 
— — ge 74,481 ” 18 [7 8, 

mithin blieben zu den Militair- Ausgaben ........ 1,712,184 .P 21 gr 8 3 
1. Die Ausgaben der Kriegdö-Caffe für das Mititair 

nad) dem neuen Blane follten betragen = 1,590.000 .4 

davon jedoch durch die eignen Einnah— 


iegh⸗Caſſe t werben... 15.220. 
men der Kriegdö-Eajfle gededt wer 1.574.200. 


Die: Erſparung betrug alſo ...................... 137,404 #21 997 88 
Da aber hiervon auf die anſchlagbmäßige Verbeife- 

rung der eignen Einnahmen der Kriegs-Caſſe fielen... . 9,664, 10,8, 
fo betrug die Erfparung für die General-Caſſe nur 127,740 „P 11 ggr I). 


1) Die Regierung berechnete fie auf 123,818 .P 5 ggr 4 I. Dies beruht 
theild auf dem von Ständen gefrihenen Mehranfhlage von 8031 „P 3 ggr, 
theil6 auf unzutreffender Anrechnung der eignen Einnahmen ber Kriegsd« Eafle. 
Actenftüde V. 1. ©. 210. Auch rechnet die Regierung offenbar nidt richtig, 
wenn fie, um eine Erfparung der General-Steuer-Caſſe von 182,300 „P 
oder nah Abzug ber barin noch ftedenden Ausgaben für die Karren -Anftalten 
und bad Landdragoner-Corpô von 123,818 .P 5ggr 4% nachzumeifen, anführt, 

Lehzen, Staatöhaushalt. IL. 10 
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Mad nun an der in Ausſicht geftellten Erfparung von 140,000 „$ 
nod fehlte, follte durdy Verminderung ded Serviced und der aufers 
ordentlichen WVerpflegungsfoften während der Erercierzeit gededt wer— 
den. Der Zufhuß der GeneralsSteuer-Caffe zum Infanterie-Service 
hatte bisher anfhlagsmäßig zum hödften 36,700 „PB, umd follte 
fünftig höchſtens 34,500 »P betragen, wodurch eine Minderausgabe 
von 2200 „P entitand. Für außerordentliche Verpflegungstoften aber 
. waren biöher im Budget 30,000 „B veranfchlagt geweſen; für bie 
Zufunft follte die Kriegs-Caſſe fie gegen Empfang einer jährlichen 
Aperfionalzahlung von 16,000 .B beftreiten, was ald eine Erfparung 
von 14,000 „B angeredynet ward. Indeß war diefe doch wohl faum 
und gewiß nicht ganz als eine Erfparung zu betrachten, da die Ver: 
pflegungöfoften nur nad) Bedarf zahlbar, und nicht die vollen 30,000 »$ 
erforderlich) geivefen waren. Eben fo wenig zweifellos dürfte fein, ob 
ed, wie dad Minifterium meinte, ald eine weitere bedeutende Erſparung 
anzufehen war, dak nad Einführung des Wierzehnthalerfuhes, vom 
1. Juli 1834 an, die gefammte Zahlung an die Kriegs-Caſſe, ab» 
nefehen von der glei zu ermwähnenden kleinen Agiovergütung, nur in 
der leichteren Münzforte bejhafft zu terden brauchte. Denn mit 
Ausnahme der Sagen der Unterofficiere und Mannfchaften waren die 
übrigen Ausgaben der Kriegs-Caſſe in der neuen Ordonnanz ſchon 
nah Courant, mithin gleih fo weit nöthig höher als biöher ver— 
anſchlagt; den Ulnterofficieren und Mannſchaften aber, deren Gagen 
nominell diefelben blieben, follte eine Entfhädigung dadurd) zugetvandt 


daß die Landes-Caſſe biß 1833 gezahlt habe .. . . . . .. . ...... 1,100,000 $ 
ORTEN aber BE zahlen Wie. nein en 1,217.200 » 


alfo weniger geben werde = 182,300 .f. 


Denn in den 1,400,000 4 ftedten 16,000 4 Legationsfoften, nicht aber in den 
1,217,200 PB; und meil die General-Caſſe dieſelben nun nicht mehr erbielt, fo 
ward deren Beitrag von 381,111 4 3 gqr auf 365,111 .P 3 ggr herabgefekt. 
Die Stände mochten dies 1833 nicht beachten oder wegen ber befdloflenen 
Eaffen-Vereinigung für gleichgültig halten; bei ver Caſſen-Trennung 1840 aber 
hatte es die Kolge, daß der Landeöbeitrag zum Mititaır nad dem früheren 
Eoncurrenz » Berhättniffe zu hoch beftimmt wurde. 
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iverden, daß ihnen die biöherigen Abzüge von 8 & auf jeden Thaler 
zum Beiten der Hospital-Caſſe und der Nebenfoftenrehnungen ber 
Negimenter vom 1. Yuli 1834 an nit mehr gemadt würden. Da 
nun aber der ber Hospital-Caſſe und den Regiments» Rechnungen hier 
aus entitehende Ausfall durch Zufchüffe der Kriegs-, alfo der General- 
Gafle gebedt werden mußte, fo fonnte don einer Agiverfparung in 
Wahrheit wohl nicht die Rede fein. Allein wie man aud die Ers 
fparungen von 1833 beredinen mag, jedenfalld wurde ein großer 
Theil derfelben vorerft und nod auf lange Zeit durch tranfitorifdhe 
Ausgaben, deren Gefammtfumme fih 1833,, auf faft 85,000 P 
Eourant belief, twieder hintweggenommen I), fo daß der Hauptgewinn 
porerft beinahe nur darin beftand, daß die Erfparung, welche 1822/23 
gemacht werden follte, aber nicht gemacht war, jetzt wirklich gemacht 
und geſichert ward. Den größten Theil dieſer einſtweiligen Ausgaben 
bildete die Entſchädigung der außer Activität geſetzten Officiere. Denn 
obwohl in Vorausſicht der Reduction die zur Erledigung gekommenen 
Stellen fo viel ald thunlich nidyt wieder befetzt waren, fo mußte doch 
bei Ausführung der neuen Cinrihtungen nod eine große Zahl von 
Dfficieren aggregirt oder entlaffen werden. Das erftere 2008 traf 
15 Gavallerie-Officiere; von denen aber, die außer Dienft treten 
murten, wurden Einige mit einer vierjährigen Gage abgefunden, und 
80 penfionirt ?). Ferner gehören dahin die Gagen und Wartegelder 
mehrerer vormaligen MilitairsBerwaltungdbeamten, melde, weil fie 
fünftig nicht wieder erforderlidy waren, zu dem orbentlihen Haushalte 
nicht gerechnet werden fonnten. Sodann ein Zufhuß zu den Aus— 
gaben für dad Armee-Materielliwefen. Für diefen Dienſtzweig waren 
zwar in die General-Ordonnanz der Kriegs: @affe nahe an 34,000 P 


I) Nämlich 77,821 .P 17 ggr 8 5 Conv.:M. = 79,983 .P 10 997 105 Cour. 
nah der Specification in den Actenftüden V. 1. S. 254, und Wgiovergütung 
4781 P 9 ggr 4 5 Cour. 1852/55 mußten nod ungeführ 20,000 4 gezahlt 
werden. 

2) Die Officiere vom Rittmeifler und Eapitain iſter Elaffe aufwärts wurben 
fämmtiich und zwar, wenn fie nicht fhon auf höhere Penſton Anfpruch hatten, 
mit dem Benflonsfate für 45 Dienftjahre entlaffen. 


10* 
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aufgenommen; ba aber in ben nächſten Jahren nod eine etwas 
größere Eumme verwandt erben mußte, fo war unter bie franfitos 
rifhen Auögaben bid Ende 1839 der erforderliche jährliche Zuſchuß 
von erit 5000 und dann 3000 „PB aufgenommen. erner follte, fo 
lange dad Bedürfniß ed erheifchte, ein Zufhuß zu den Ausgaben ber 
Militair- Hospital- und Unterftügungsd-Caffe von anfänglich 18,367 „P, 
und zu ber Officier-Wittwen-Caſſe von 1200 „PB gelciftet werben, 
worüber unten nod das Nöthige zu fagen fein wird, Endlich mußte, 
bon Einführung bed Vierzehnthalerfußes an, auf die in Conventions- 
Münze bereitd beiwilligten Befoldungen der Militair-Berwaltungs- 
beamten, Wartegelver, Penfionen und fortlaufenden Unterftüßungen 
bie gefetglihe Agiovergütung mit anfangd 4781 4 auferordentlider 
Weiſe auf die General-Gafje übernommen werden. Alle diefe vor— 
übergehenden Ausgaben find jetzt bis auf einen Iheil der Penfionen 
und der Agiovergütung erlofchen }). 

Außer den bisher befprodenen Erfparungen wurde freilid nod) 
eine andre namhafte Erfparung an den Militair-Ausgaben durch 
die in Folge der Reductionen eintretende Verminderung der Leiftungen 
für die Artillerie und Gavallerie, welche ben Quartierwirthen oblag, 
und ded Anfanterie- Services, welchen die Garnifonftädte zu zahlen 
hatten, bewirkt. Eie fann auf jährlich beziehungsweife 60,000 und 
1000 4 veranfdlagt erden. Doch kam fie nicht der Caſſe zu 
Gute, vielmehr ward biefer durd Uebernahme aller jener und noch 
einiger andren Leitungen behuf ded Heeres eine bebeutende Mehr: 
audgabe auferlegt. Ded Zufammenhanged wegen muß aber bie 
nähere Darlegung biefer Berhältniffe noch verfchoben und zunächſt 
die Geſchichte ded Militair- Etatd überhaupt fortgefetzt werden. 

Die im Jahre 1833 erfolgte Feitftellung des Militair- Etats 
wurde demnähft, mie dad Staatögrundgefeg in Kraft trat, ald 


I) Der Budget» Anfchlag für 1885, enthält: 
1) an Penflonen ıc. in Folge der Reduction vom 1833 .... . ...... 20,855 »P. 
2) an Mgiovergütung, nady Bedarf ............................ 1,200 .- 


—= 22,055 f. 
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bie im $. 140 deöfelben vorgefchriebene dauernde Regulirung bie- 
ſes Hauptdienſtzweiges behandelt, und obwohl nad) Befeitigung bes 
Grundgefeized die Vorſchrift deöfelben über die Dienftregulative in 
dad Landeöverfaffungägefez bon 1840 übrigend nicht wieder auf: 
genommen wurde, fo ward doch hinſichtlich der Militair- Ausgaben 
eine Ausnahme gemaht und im $. 150 beftimmt, daß die dafür feft- 
geftellten Summen und beftehenden Grundſätze fo lange unverändert 
bleiben follten, bis ein anbred zwiſches König und Ständen berein- 
bart fein würde. Dad Verfaffungsgefeg von 1848 aber, obwohl 
rückſichtlich der Beftimmungen über dad Finanzweſen im Ganzen zu 
den Vorſchriften ded Staatögrundgefezed zurüdfehrend, nahm doch 
den $. 140 nicht wieder auf, und es gelten alfo für die ftändifche 
Berilligung der Militair-Auögaben jetzt ganz diefelben Verfaſſungs— 
Beitimmungen wie für die Ausgabe-Bewilligungen überhaupt 9). 
Des Verſuchs der Regierung im Jahre 1842, eine bedeutende 
Vermehrung ded Militaird und des Landeöbeitraged zu den Stoften 
beöfelben zu erreichen, ift gelegentlich früher ſchon erwähnt 2). Die 
Heered-Einrihtungen von 1833 hatten fid nie ded Beifald Sr. Maj. 
Königd Ernft Auguft zu erfreuen gehabt, welcher vielmehr die Anficht 
hegte, daß die vormalige Regierung nit nur in ber Nebuction des 
Armee» Etats, befonderd des Dfficiercorpd und ber Gavallerie, zu weit 
gegangen fei, fondern auch eine unzweckmäßige Organifation vor— 
genommen habe. Bald nad feinem Regierungdantritte, noch wäh— 
rend der Berfaffungstirren, wurden daher mehrere Aenderungen 
getroffen, namentlid die Gavallerie wieder in 8 Negimenter, aber 
jeded nur zu 3 Schwadronen, eingetheilt und um 8 Officierftellen 
vermehrt 3). Die kriegerifhen Ausfichten des Spätjahrd 1840 aber 
twurben, ungeachtet der wenige Monate zubor erft vereinbarten Be— 


I) Staatshaushalt 1. S. 31, 39, und oben S. 11. 

2) Staatöhaushalt I. S. 14. 

3) Die Hufaren, welche 1833 der Koftenerfparung wegen in Dragoner 
umgewandelt waren, wurden hergeftellt, Actenftüde V. 1. €. 207, und find 
auch 1850/,, beibehalten. 
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ftimmung im 8. 150 des Lanbeöverfaffungdgefeiged, ohne vorgän— 
gige Verhandlung mit den Ständen ald Grund benußt, den Beftand 
ber Gavallerie um 800 Mann und 600 Pferde zu vergrößern. 
Dem bald aufgelöfeten Zandtage von 1841 machte die Regierung nur 
vorläufige Andeutungen über bie Forderungen für den Militair- Etat, 
welche fie ftellen würde; erft in der Diät von 1842 wurden fie ein- 
gebracht. Darnach follten der Etab und alle Waffengattungen, vor: 
züglid; aber die Gavallerie und deren Officiercorps verftärkt, die Kor: 
mation von 1833 weſentlich umgeltaltet, die Gavallerie in 8 Regi— 
menter zu 4 Echivadronen, die Infanterie in 8 Garde-, Leib⸗ und 
Linien» Regimenter zu je 2 Bataillond und in 4 leichte Bataillons 
eingetheilt iverbden u. f. w. Die Zahl der in bie Infanterie jährlich 
einzuftellenden Mannſchaft follte fi in Zukunft von 2360 auf 2848 
erhöhen. Der jährlihe Mehrbedarf war für die ordentlidien Aus: 
gaben der Kriegs-Caſſe auf 243,000 »P, für außerordentliche Ber: 
pflegung der Infanterie während der Exercierzeit auf etwa 700 .P, 
für Infanteriee Service auf 7300 „P und für Cavallerie «Verpflegung 
auf etiva 60,000 „PB, überhaupt aljo auf 311,000 „P berechnet; dod) 
wollte die Regierung zur Erleichterung des Landes fi) verſuchsweiſe 
mit ungefähr 64,500 weniger für den ordentlihen Beitrag, über 
haupt alfo mit etwa 246,000 „B begnügen. Geftüßt waren die 
Anträge theild auf Bundeöbeihlüffe, befonderd den Beſchluß vom 
24. Juni 1841, theild auf Gründe der Zweckmäßigkeit. Allein bie 
Stände überzeugten fid fo wenig davon, daß die bundesgeſetzlichen 
Borihriften, ald daß innere Gründe die beabfihtigte Bermehrung 
oder bie neue Formation des Heers erforderten, und lehnten nicht 
nur fofort jede Augmentation der Gavallerie mit dem Erſuchen um 
baldigfte Reduction der bereitd vorgenommenen Vermehrung, fondern 
nad weiterer Prüfung der Sade auch die übrigen Yorderungen ber 
Regierung ab, und beivilligten Lebiglid für die, nah dem Bundes— 
beſchluſſe von 1841 für nöthig erkannte längere Uebungdzeit der 
Infanterie, der Artillerie und des Ingenieur-Corps, mit Einfluß des 
Services für letztere, jährlih 13,516 «PB 3 gr 8 9, fo fie für eine 
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fleine Augmentation der Yuß-Artillerie, deren Erforbernifi nad) bem 
Bundesbeſchluſſe allenfalld angenommen fverden modte, 664 „PB 14 ggr 
65 und vorübergehend bid Längftens 1. Juli 1846 für den General: 
ſtab und bie Gavallerie 20,282 „P 13 ggr 10 &, um aud dem beites 
henden Zuftänden feine zu erhebliche Liebelftände hervorgehen zu laffen. 
Nun wollte die Regierung zwar (vertraulicdyed Schreiben vom 2. Juli 
1842) ihre Anforderungen auf dad, was fie dad unumgänglid Noth- 
‚wendige und Unerläßliche nannte, befhränfen; allein die Stände beharr- 
ten bei ihrer Anfiht, und da geſchah, was die Stände geradezu ald 
dem durch dad Verfaſſungsgefetz beftätigten Regulative von 1833 
entgegenftehend bezeidyneten, ohne daß die Regierung darauf etwas 
eriviedert hätte. Der König nahm doch eine Vermehrung deö Heeres, 
wenn auch in befchränfterem Maße vor !) und erklärte, unter Ableh- 
nung der don Ctänden angebotenen dauernden Bewilligung von 
664 »P 14 ger 3 5 für Augmentation der Artillerie und der einfts 
toeiligen Bewilligung von 20,282 „B 13 ggr 10 & für ben Generals 
ftab und die Gavallerie, die jährlichen Mehrkoften von 90,087 „PB 
10 ggr 15 etiva zur Hälfte (mit 44,850 10 ger 1 9) aus ben 
für zuläffig erfannten Erfparungen an den ordentlichen Mitteln bed 
Militair-Haushaltes, und zum übrigen Iheile durd einen Zuſchuß 
der Königlichen General» Gaffe beftreiten-laffen zu wollen 2). Als bie 
Etände hiervon in Kenntniß geſetzt wurden, erfuchten fie nochmals 
dringend, bavon abzuftehen, behielten ſich aber eventuell vor, auf diefe 


3) Der Stab wurbe um 5 Dfficiere und 2 Unterofficiere, die Cavallerie 
um 20 Dfficiere, 704 Mann und 244 Pferde, die Infanterie um 8 Officiere 
und 168 Mann, die Artillerie um 98 Mann und 25 Pferde vermehrt. Vom 
1. Juli 1843 an trat die neue Eintheilung ber Armee ein in ein Ingenleur— 
Corps und eine Artillerie- Brigade, 8 Gavallerie» Regimenter zu je 3 Schwa⸗ 
dronen, und 8 Regimenter und 4 leichte Bataillond Infanterie. Daß die Bil« 
dung ber Gavallerie-Regimenter aus je 3 Schwadronen mit der Bundes-Kriegb— 
berfaffung im Widerſpruche ftehe, hatten Stände ausdrücklich, jedoch erfolgioß, 
bemerflih-gemadht. 

2) Mußerorbentliher Weife twurben 1842/,3 für bie neue Formation ber 
Armee überher noch 60,000.P aus den damaligen Ueberfhüflen ber Königlichen 
General-Caſſe verwendet. Xctenftüde IX. 1. S. 912. 
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Belaftung der Königlichen Caffe bei anderweiter Iheilung ber Ein« 
nahmen und Audgaben nad) Maßgabe ber 88. 139 und 140 bed 
Berfaffungdgefetged zurüdzulommen 1). Die Aenderung der Berhält- 
niffe im Jahre 1848, namentlid die Eaffen= Bereinigung, machte bies 
jedoch unnöthig. Da mit biefer Aenderung indeß auch der biöherige 
außerordentliche Zufhuß der Königlidien General-Caſſe — zu wel— 
dem ihr ohnehin ſchon in den legten Jahren die Mittel gefehlt hatten 
und durch deſſen Zahlung nur ihr Deficit vermehrt var — aufhören 
mußte, und bie ald Erfparung bezeichnete Beihränfung mander 
gewöhnlichen Ausgaben der Kriegs-Caſſe erfahrungdmäßig auf die 
Dauer nit durchzuführen mar 2), fo hätte die Reduction bereits 
1848 ober doch bald nachher eintreten müflen, wenn nicht die Kriegs— 
ereigniffe ded Jahres 18%8/,, den Anlaß und die Möglichkeit geboten 
hätten, fie einfttveilen nod; zu vermeiden. Die zu den außerordent- 
lihen Militair-Audgaben jener Zeit von Ständen betvilligten Mittel 
fetgten die Regierung in den Stand, den Ausfall zu deden, der durd 
Aufhören des außerordentlihen Zuſchuſſes der General: Gaffe und 
ber bezeichneten Ausgabebefhränfungen entftanden war. Allein ed 
war ber Zeitumftände wegen nit nur die ältere Augmentation bei- 
behalten, fondern noch eine tweitere Vermehrung des Heeres vorgenom— 
men. Nach hergeftelltem Frieden aber drangen Stände darauf, bie 
Einrihtungen baldigft fo zu treffen, daß mit den ordentliden 
Mitteln für den Militairs- Haushalt auszureihen fei, nahmen die der 
Regierung 1848 für die Kriegözeit gegebene Ermädtigung zu außer— 
ordentlihen Berivendungen, vom 4. Juli 1850 angerechnet, zurüd 
und fnüpften die von der Regierung dringend gewünſchte Bewilligung 
eined Zufchuffes zu der Officier » Benfiond » Caffe — von fvelder unten 
noch die Rede fein wird — ausdrücklich an die Bedingung, daß zu 
der Reduction des Heeres auf den in dem Regulative von 1833 zum 
Grunde gelegten Beftand ſofort gefhritten erde. Died gefhah 





I) Actenftüde VII. ı. S. 177, 517, 810; VII. 2. S. 20, 906. 


2) Im Februar 1848 hatte die Kriegs-Caſſe, obwohl fle den Reſt ihres 
Vermögens zugefetzt, ein Deficit von etwa 7400 ,$. Actenflüde XI. 1. ©. 653. 
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benn and, tenngleid die Störung des Friedens, welche im Herbſte 
1850 drohete, die Verzögerung der Mafregel bis zum December 
biefes Jahres rechtfertigen mußte. Doch konnte bie Kriegd-Augmen- 
tation nicht auf der Stelle gänzlich, fondern mußte erſt nad) und nad, 
namentlich durd Cinreihung ber überzähligen Dfficiere und Linter- 
officiere, wieder befeitigt werben, fwodurd eine außerordentliche Ver⸗ 
wendung entftand, welche anfangs monatlid) 2652 „B betrug, 1859,, 
aber fhon bis auf weniger ald 300 „PB monatlid) gefunfen mar !). 


Abſchnitt J. 
Gewöhnliche Ausgaben. 


I. Dauernde Ausgaben. 


1. Ordentlicher Beitrag zum Militair : Etat. 


Die Auögaben der Kriegd-Caffe find theild ordonnancirte 
d.h. mehr oder minder ftändige Ausgaben, zu deren Beftreitung bie 
feiten Mittel der Kriegs-Caſſe dienen; theild niht orbonnancirte?). 
Letztere betreffen die Cavallerie und find zwar für- den gewöhnlichen 
Haushalt der NRegimenter dauernd erforderlich 3); aber fie find in 


I) Actenftüde XL. 1. ©. 1635, 1832, 2146; XI. 2. ©. 33, 232. Die Ein- 
theilung ber Infanterie von 1843 ift beibehalten; bie Kavallerie befteht aus 
6 (2 Euiraffler-, 2 Hufaren» und 2 Dragoner=) Regimentern, jebed aus 
4 Echmwabronen. Bon ber Sendarmerie fteht die (12 Köpfe haltende) KRönigs- 
gendarmerie nicht auf dem Budget der Landes-Caſſe, die Landgendarmerie 
(dad chemalige Landdragoner-Corps) aber niht auf dem Mititair » Budget, 
fondern auf dem Budget des Minifteriums des Innern. 

2) Eine Aufzählung diefer Ausgaben f. Actenftüde IV. 1. S. 781.. 

3) Denn von ben Zahlungen, die früherhin den Regimento-Caſſen zu an— 
dren Zwecken vorerft aufgelegt waren, hat die erheblichfte, nämlich die für das 
Landdragoner:Eorpß, feit 1833 aufgehört, und die Zahlung an den allgemeinen 
Gavallerie » Eafernementö=Baufonds wird, wahrſcheinlich feit 1843, nicht mehr 
geleiftet. 
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ihrem Borfommen und Betrage meiftend ungetoiffer, und zu ihrer 
Dedung find oder waren wenigſtens fonft feine fo feftitehende Mittel 
mie zu dem orbonnancirten Ausgaben verfügbar. Ed dienen näm— 
lich dazu theild die Zahlungen, welche bid 1834 and ben Duartier- 
ftänden erfolgten und jetzt aus ber General-Caſſe geleiftet werden, 
wovon nachher die Rede fein wird; theild bie Nebeneinnahmen für 
verkaufte Abſetzer, abgängige Equipageftüde u. dgl.; theild endlich 
bie Erfparungen, welche die Regimenter dadurch machen, daf fie zu 
ihren Ausgaben die dazu bei der Kriegs-Caſſe ordonnancirten feiten 
Eummen nit völlig gebrauden ?). 

Die feiten Mittel der Kriegs-Caſſe zur Beitreitung ihrer ordon— 
nancirten Auögaben gewährt der ordentlihe Beitrag der Gene: 
ral-Caſſe zum Militair-Etat, dad chemald f. g. quantum 
ordinarium ad statum militiae. So wie derſelbe feit 1849 im 
Budget fteht, fett er fi) aus folgenden Summen zufammen: 

1. Beitrag der General: Steuer: Eaffe 
a) nah dem Regulative von 1833 .... 1,209,668,.P 21997 — 3 
b) Bewilligung von 1842 für verlängerte 
Dienftzeit bei der Infanterie und Artils 
BEN une 13,133» 13 0 —n 
c) im Jahre 1842 bemilligter Service 
wegen verlängerter Dienftzeit beim 
Ingenieur-Corps und der Artillerie 3) 183» 21» 4 
: 1,222,996 .$ 129 4% 
2. Beitrag der Königlichen General: Gajfe 
a) der alte Beitrag von 
381,111. p395, nach 


I) Doch müſſen von dieſen Erfparungen zunächſt 1000. von jedem Regi— 
mente an den allgemeinen Reſerveſondo der Kriegs-Caſſe zurückgeliefert werden. 

2) Darin fteden an Berpflegungögeldern und Eeibitbeföftigungsdzulage 
2058 .P Ser. 

3) Diefe 188 .P 21 ggr 45 murden 1846 von Ständen bier irrthümlich 
abgefett, 1848 aber mit Zuftimmung derſelben wieder in die Poſltion aufs 
genommen. Wctenftüde IX. 1. S. 540, 1096. 
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Uebertrag — 1,222,996 .B 1297 4 
Abzug ber Zegationd- ꝓᷣ125 49 


foften von 16,000, 365,111. 3. — 
b) Entſchädigung für 

aufgehobene om: 

mandantur « Gefälle, 

melde bei Regelung 

der MWeferzölle auf 

bie Zoll-Gaffen, nad: 

mals aber direct auf 

die General-Caſſe ge: 

legt und dem ordents 

lien Beitrage für 

dad Militair zuge: 

ſetzt wurden !) . . . . 159. —. 11. 

— 3658370 .3 o.llo 


1,588,866.P 1699 33 










Nach —— Er ii Nach dem Regulative 


unb un " anbeivii- 
gungen von 1842. bon 1820. 


Gourant. Gond. : Wünge. 


w_& 


Die Ausgaben find veranfchlagt: 







1) Gagen und firirte Geld-Ver— 














gütungen 2): 
a. für den Armeeftab ....... 55750 — — 28288 
b. „das Ingenieur Gorpd..| 12270 
| 2: — 
. » bie Ürtillerie.......». 90010 Fan; en 
d. » » Gavallerie........ 240798 22 — 344262 21 
em m Infanterie ........ 385210 — —| 436577 22 








2) Nationen und Portionen, mit 
Ausſchluß derer, welche bid 1834 
aus den Quartierſtänden der 


In 


I) Actenſtücke V. 4. ©. 345, 552. 
2) Die ——— on jetzt — 784,108 „B, und betrug 1820 — 
934,629 .P 17997 1%. Die einzelnen Sätze f. Actenftüde V. 1. ©. 206, 225. 
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Nah dem Regulative 
1833 


von Nach dem Regulative 


gungen von 1842. 
Courant. Eond. » Münze. 





Gavallerie und reitenden Ar: | 
tillerie erfolgten, jet aus ber | | 
General» Eaffe gezahlt werben 

(f. unten M 2. Bequartierung | 

und Verpflegung der Truppen !) | 











a. für den Armeeftab ....... 12694 | — — 3706,16, — 
b. „ das Ingenieur Corps. . 3617/16 J 
©: 2 Die Arillereee 36549| 9 I —— | 
d. v » Gavallerie........ 115804 =: 14717186 16 — 
e. » » Infanterie ........ 163161 16 — 1714 — 
3) Große Mondirung . ... .... 98441 11 10 

49950 — 
4) Kleine Mondirung . . . ..... 30102 18 — J * 


5) Service für den Generalſtab, | 


bad Ingenieur-Corps und bie 
Artillerie (tvegen ded Services 
für die Cavallerie u. Infanterie 
f. unten „A® 2. Bequartierung 
und Verpflegung der Truppen)]| 2139116 — 15455 13 
6) Divifiond » und Brigade: Exer: 
cice 2), Iruppen-Infpicirungen, 
zum extraord. Dienft comman— 
dirte Dfficiere, Schreibmateria- 
lien und ®orto, ſoweit dafür 
eine Vergütung nicht anderweit 
ordonnancirt iſt . . . . . . .... 22947 84 — — 
7) Nebenkoſten des Ingenieur— 
Corps, der Artillerie und In— | 


N 





1) Die Gefammtiumme beträgt jet — 332,426 4 17 97, und betrug 
1820 — 351,207 4 22 ggr. Die Zahl der Rationen und Portionen für bie 
verfchiedenen Ehargen und deren Geldwerth f. Actenftüde V. 1. S. 206, 240. 

2) Wegen der Erercierplätge vergl. Actenftüde III. 4. ©. 128, 488 und 
oben ©. 135, Note 2. 
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Nah dem Regulative 
bon 153 


Nach dem Megulative 


und ben Radbemilli: 
gungen von 1942. von 1820 


Eourant, Eond. » Münze. 


fanterie, extraord. Ausgaben für 23 god 
dad Heer, Apparate zu den Re— 
eruternellebungen u. ſ. w. ... 
8) Beſoldungen ꝛc. und Büreau— 
foften für dad Kriegs-Mini— 
fterium und bad bemfelben un: 
mittelbar untergeordnete Rech— 
nungd= und Revifionsperfonal 
OR IT Auer 29414 10 8 
9) Koften des Militair = Juftiz- 
und WMedicinalivefens !), der 
Geiſtlichkeit 2), der Kleidungs- 
Commiffion und für befondre 
BRNO ee 4253110) 1 
10) Militair-Bau-, Proviant- und 
Gommandantur =» PVerfonal 3), 
getvöhn!. Unterhaltungdtoften 
der Gebäude 4), Fortificationd- 
werke, Wachen 5) u.f.w....| 38975) All 
11) Direction des Armeemateriellö, 
des Zeughaudperfonals, Unter: | ER 
haltung und Ergänzung bed | 102022 [16| 1 














Armeematerielld und ber Mu: 
— 





1) Zum Baue eined General-Hosbpitals bewilligten Stände 1852 auf An— 
trag der Regierung, ftatt ber geforderten 139,000 „PB, aus den Leberichüffen 
113,000 P. MWctenftüde XI. 2. ©. 231, 1009. 

2) Geſetz vom 23. Februar 1843, 88. 79, 80; wegen ber Heirathöconfenfe 
Actenftüde V. 4. ©. 341. 

3) Im Etat don 1820 ftanden bie Ausgaben für dies Perſonal mit auf 
der vorhergehenden Pofltion 9, dagegen bie Koften ber Hoöpitäler auf ber 
Bofltion 10. 

4) Nachrichten über die Militair- Bauten f. Actenftüde VII, 2. S. 568. 

5) 8. 102 des Militair-Aushebungsgeſetzes von 1843. 
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Der ordentliche Beitrag zum Militair-Etat ift eine Pauſch— 
zahlung, und die Regierung an Innehaltung der einzelnen Anfchläge 
nicht gebunden, welche ohnehin durd die Belaftung der Kriegs-Caſſe 
mit einem Iheile der Augmentationäfoften, wovon oben die Rede ge: 
teen ift, und nachmals der DOfficier » Benfionen, maudye Aenderungen 
erlitten haben. Nur die Bewilligungdfumme im Ganzen darf nit 
überfchritten iverden, wofür der Kriegöminifter verantwortlich ift. Die 





1) Davon fielen ungefähr 66000 4F auf die Poſition 13, und 60,000 „PB 
auf die Poſition 14. Für die 1820 reducirten Dfficiere mußten aber die Bene 
fionen noch überher (al8 Exrtraordinarium) bezahlt werben. 

2) Außerdem jährlih 1200 „PB als auferordentticher tranfitorifcher Zuſchuß 
der Beneral: Steuer: Caffe» Nachrichten über den Zuftand der Officier-Wittwen— 
Caſſe ſ. Actenftüde V. 1. ©. 219. 

3) Auf dieſer Rofltion ftauden 1820 die VBürcaufoften und ähnlihe Aus— 
gaben, welche jet auf andre Bofitionen, befonderd 6 und 8, gelegt find. 
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Erfparungen follen baar im Schatze niedergelegt werden, bis fie bie 
Hälfte bed ganzen Militair- Etatd erreichen; dann foll über den wei— 
teren Ueberſchuß mit Cintoilligung der Stände verfügt erden 1). 
Allein bis jetzt ift ed zur Anfammlung eined Kriegsſchatzes nicht 
gefommen; ber vorhandene Kriegöfhat ift, wie fi nachher erge- 
ben wird, durch außerorbentlihe Bewilligungen aus der Generals 
Steuer:Gaffe entitanden. 

Zur Erläuterung der einzelnen Ausgabe »Pofitionen ded Etats, 
fo meit fie nit ſchon oben gegeben ift oder in ben näditen bs 
ſchnitten noch gegeben wird, mag Folgendes angeführt werden. 


A. Militair-Juftizmwefen. 


Die geridtlihen Werhältniffe, namentlih in Bezug auf bie 
Gerichtsbarkeit und dad Verfahren der bürgerlichen Gerichte in Rechts— 
ſachen des Militairs, find durd die Werorbnung vom 20. Juli 1821 
geordnet, deren Grundzüge burd die mit ftändifcheın Beirathe erlaffene 
Verorbnung über die Berpflihtung zum Militairdienfte vom 14. Juli 
1820 feftgeftellt waren 2). Darnah gehören die Criminal- und In— 
jurienfachen, jedvoh mit Ausnahme der nidt militairifhen Vergehen 
und Verbrehen der Eingeltellten während des elfmonatliden Urlaubs, 
fo mie diejenigen ftreitigen Civilſachen, welche in einem Dienftverhält- 
niffe ihren Urfprung haben, vor die Militairgerichte. Diefe find in 
oberfter Inſtanz dad General: Kriegögericht, deffen Einrichtung und 
Zuftändigfeit durd die Verordnungen vom 30. Juli 1821 und 
14. Deeember 1845 beitimmt ift 3); und unter demfelben die Regi— 


1) 88. 67 und 68 des Verfaſſungögeſetzes vom 5. September 1848. 

2) Die Stände beantragten, daß ihre Zuftimmung im Gingange deö Ge— 
ſetzes anddrüdtich ermähnt werde; die Megierung aber mwollte, weil die Verord— 
nung aud Bieled enthalte, was feiner Rändifchen Zuftimmung bedürfe, ih nur 
zu dem Auöbrude: nah gepflogener Communication mit den Ständen, verftehen. 
ctenftüde IH. 2. S. 132. Die neue Redaction von 1843 beftätigt die Ver— 
ordnung von 1821. 


3) Die collegiatifche Organifation des General-Kriegsgerichts hatten Stände 
dringend empfohlen. Actenſtücke Bd. I. ©. 381. 
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mentd- (Bataillond-, Corpd=) und die Garnifondgerichte, jo wie für 
ſchwerere Straffahen die Kriegärehte )y. Das Verfahren ift theild 
durch das Militair- Juftiz-Neglement vom 1. December 17136, das 
Dienft-Neglement vom 25. Auguft 1786 und die General-Drdre und 
Inftruction vom 14. November 1815, nebft zahlreihen Declarationen, 
theild durch viele befondre Berfügungen und durch die erwähnten 
Verordnungen von 18321 vorgefchrieben. Dad Geſetz über die Gerichts— 
verfaffung vom 8. November 1850 ändert hinfihtlid der Militair- 
gerichte nichts, erflärt aber, daß deren Gerihtöbarfeit durch Geſetz 
anderweit georbnet werden folle. 

Dad Militair-Strafgefegbudh) vom 1. Januar 1841, durch wel— 
ed die älteren Kriegdartifel erfetzt find, iſt ohne ftändifhe Mitwir— 
fung erlaffen. Died konnte nad) dem Verfaffungdgefege vom 1840 
geſchehen, da durd 8. 118 beöfelben die Vorſchrift des Grundgeſetzes, 
wornach Militair-Strafgefege mit Ständen berathen werden follten, 
aufgehoben war. Dad Berfaffungdgefeg von 1848, $. 67 hat da— 
gegen Militair-Strafgefeße den Geſetzen überhaupt hinfihtlid der 
ftändifhen Mitwirkung gleichgeftellt. 


B. Armee-Materiell?). 


Nach der Rückkehr des Heeres aus Franfreid befand ſich das 
Armee» Materiell in vielfältig mangelhaften Zuftande; und wenn aud 
deffen Ergänzung und Vervolftändigung durd die Ihätigfeit der für 
biefed wichtige Erfordernig der Marſch- und Schlagfertigfeit der Armee 
beftellten Direction fehr gefördert fuurde, fo fehlte doch noch Man- 
ches, und ed mußten für die Rüftung erheblihe Summen aufgewenbet 
fverden, ald 183095, die Folgen der Juli-Revolution erit die Auf: 


I) Beneral=Orbre vom 1. Mai 1819. Die Megierung mollte über bie 
Berichtö- Drganifation und dad Verfahren eine umfaflendere Verordnung er— 
laffen, deren Entwurf fle ven Ständen zur Berathung mittheilte. Da biefe 
aber Bedenken äußerten, welche bie Regierung anſcheinend nicht theilte, fo unter= 
blieb die Werfündung. Netenftüde Bd. I. ©. 346. 

2) Actenftüde V.1. S.208; VII. 1. ©. 368, 631, 735, 996; VII.2. ©. 15, 
885, 1051, 1135. 
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ftellung eined Obſervationd⸗Corps an ber Heffifhen Gränge und den 
Marſch nad Göttingen, etwas fpäter aber die Mobilhaltung einer 
Truppen = Abtheilung ald Contingent zu den vom Bunde aufgebotenen 
24,000 Mann zum Schutze von Lugemburg nothiwendig machten. 
Bei Feftftellung ded Negulativs von 1833 far nah Anſicht der 
Regierung bad Armee-Materiell in folhem Stande, daß die geſamm— 
ten Bertvendungen dafür nachhaltig mit jährlid) 33,978 P beftritten 
werden fonnten, wenn auch in dem nädften 61, Jahren nod ein 
außerorbertliher jährliher Zufhuß von anfangs 5000, nachher 
2000 „B für erforderlich gehalten wurde. Allein die Erfahrung zeigte, 
daß ber Normal: Anfchlag zu gering war, indem während der 9 Jahre 
von 183%,, über benfelben aus den ordentliden Mitteln der Kriegs— 
Caſſe nody 51,559 2, alfo jährlid; etiva 5728 „B verivendet werben 
mußten. Indeß reichte aud dad noch längft nicht aus. Wenigftens 
veranfhlagte die Regierung, ald fie Ende 1840 fih zum Kriege 
rüftete und dazu ohne ſtändiſche Berilligung große Bertvendungen 
aus ben Ueberſchüſſen madte, ven Bedarf !) 
zum Ztvede der Mobilmadhung des verftärkten Bundes— 
HNERIR NE euere 103,458 »P 
und zur Ergänzung bed zwar jhon im Frieden, aber 
lediglich behuf des Krieged vorräthig zu haltenden 
Armee⸗Materiells auf ......................... 425,524 " 
überhaupt auf — 1,128,982 ,P 
Davon waren, ald den Ständen bie erfte Mittheilung 
gemadt murde, auf Grund ber Vorſchrift im 8. 1643 
ded Landeöverfaffungsgefehes, bereitd auögegeben be- 
ziehungsweiſe 662,986 und 44,997 . . . ....... — 107,983 " 
alfo noch unverwendet — 420,90909,. 
Als die Stände gegen die Bewilligung Schwierigkeiten machten, 
verſprach die Regierung, daß alle ſowohl für die Mobilmachung als 





i) Actenſtücke VII. 1. S. 737; VIN. 2. S. 1051. Zuerſt war ber Bedarf 
noch um 32.000 4 höher berechnet. 
Lehzen, Staatshaushalt. IL. 11 
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auch für dad Armee- Materie und die Felbhoöpitäler angefhafften Ge- 
genftände zum Gefammtiverthe von 589,718 „PB einen Kriegsſchatz 
bilden und im gleicher Größe und in felbbienfttauglidem Zuſtande 
fortwährend unterhalten werden folten. Darauf befdloffen Stände, 
nad; borgängiger Befeitigung nod einiger Bedenken, die Nachbewilli⸗— 
gung der berivendeten Summen unter Annahme bed von ber Regie- 
rung gegebenen Verſprechens und unter der Bedingung, daß ihnen in 
jeder orbentlihen Diät eine Mittheilung über den Beltand, Abgang 
und Zugang biefed Kriegsſchatzes gemacht werde. . Das ift denn 
auch 1846 und 1852 gefchehen ). Im erfteren Jahre ward der 
Beftand ded Kriegsſchatzes zu .................... 592,399 9 
nachgewieſen, bis zum Februar 1843 hatte er ſich auf 581,493 ⸗ 
bermindert. In Folge der Rüſtungen in den Jahren 

1848 und 1849 aber mußte ein erheblider Theil ver 

Vorräthe an die Truppen abgegeben erden, und etwa 

13 des Kriegöihated wurde dadurch feiner Beftimmung 

gemäß verbraudt ?). 1852 enthielt berfelbe noch 


1) Bekleidungs-Gegenſtände, werth.......-... — 142,856 v 
2) Zornifter, Mae nnernne — 11820 n 
3) Materiell» Gegenftände, u Sons — 222,266 " 
4) Feldmedicinal-Gegenftände, m ..... ...... — 29,948 -⸗ 


überhaupt — 406,926 4 
ſo daß unter Hinzurechnung des zu erſetzenden Deficits 
aus den Jahren 1846,6, jedoch nad; Abzug einer ber 
Kriegs-Caſſe zu erftattenden Verwendung bon 246 „PD 10,660 — 
der künftige Werth-Sollbeftand bleibt ........... — 417,586 4. 
Der Gefammtiwerth aller 1344 vorhandenen, im felddienſttüch— 
tigen Zuftande befindlichen Ausrüftungd-Gegenftände betrug nad mäßi- 
ger Schätzung, fie die Regierung erflärte, 2,700,000 +P. 


1) Actenftüde VIN. 3. S. 633, 1171: XI. 2. ©. 1050. 1848 mar es im 
Drange der Ereigniffe mit ſtillſchweigender Juſtimmung der Stände unterblieben. 

2) Außerbem wurden 184%/,, noch extraordinair für das Armee» Materiell 
verwendet 95,878 „P 9 ggr 10 9. Mctenftüde XI. 1. ©. 660. 
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Ein großer Theil des Armee-Materiells wird in dem 1844, 
erbauten Zeughauſe zu Hannover aufbewahrt. Da das ältere Zeug— 
haus baufällig und ungenügend geworden war, und die Kriegs-Caſſe 
zur Anſchaffung eined geeigneten Gebäudes feine Mittel beſaß, jo bean- 
tragte die Regierung 1844 bei den Ständen die Bewilligung für 
den Neubau 

1) eined Haupt» Zeughaufed ... ................ 277,910 $ 

2) ziveier Reben= Zeughäufer ................... 67,274 * 
. 3) von Dffice- Werkftätten- Gebäude und Echoppen.. 96,959 — 
| zufammen — 442,143 $ 
Allein Stände beivilligten nur, die Dringlichfeit der Erbauung 
eined Zeughauſes und die Umthunlichkeit der Herbeifhaffung des Geld- 
bebarfö durdy die ordentlihen Mittel des Militairhaushaltd anerfen- 
nend, die für dad Hauptgebäude veranfclagten 277,910 „PB, welde 
auf die 5 Jahre 189%, vertheilt wurden. Bon der Nothiwendigfeit 
der Neben - Zeughäufer aber fonnten fie fid nicht Überzeugen, erklärten 
bielmehr, dab, falld diefelben gebaut werden follten, die Geldmittel 
aus den Eriparungen der Kriegs-Caſſe gewonnen werden müßten, 
fo mie benn aud bie Erbauung ber lediglich im Intereffe einer zweck— 
mäßigeren Leitung des Materiellweſens projectirten fonftigen Zubehö- 
rungen jedenfalld bis dahin auögefetzt bleiben fönnten, daß der orbent- 
lihe Militairhaushalt dazu die Mittel darböte. Die Nachweiſung 
über die bewilligungsmäßige Ausführung ded Baues ift demnächſt 
den Ständen, wie fie zur Bedingung gemacht hatten, gegeben worden }). 


C. Militair-Bildungsanftalten. 


Unter den Militair: Bildungsanftalten ift des Cabettenhaufes in 
Hannover zu erwähnen. Bei Feftftellung des Militair- Etatd im Jahre 
1833 äußerten nämlich die Stände, daß dad Bedürfniß einer Er: 
jiehungd = und Bildungsanftalt für Militaird, bei den gefteigerten 
Anfprühen der Neuzeit, immer allgemeiner gefühlt würde, und wünſch— 


1) Actenftüde VII. 2. S. 568, 1081; Xl. 2. ©. 14. 
11 * 
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ten, daß eine Cadettenſchule eingerichtet werden möchte, fo weit dies 
ohne Erhöhung ded Bedarfs für den Militair-Etat möglich fein follte. 
Diefem Wunfhe kam die Kegierung bereitwillig nah. Im Jahre 
1848 aber madten fi) andre Anfidten in den Ständen ald 15 
Jahre früher geltend und veranlaften den Wunſch, daß die Cabetten- 
anftalt aufgehoben fverben möge. Indeß ward nidt hierauf unmittel- 
bar ein Antrag gerichtet, fondern ber Regierung zur Erwägung 
empfohlen, ob nidyt die militairifhe Ausbildung in andrer entſprechen— 
derer Weiſe zu erreihen fei. Die Regierung erwiederte jebod (1851), 
daß die Anftalt den davon gehegten Erwartungen in fehr ertvünfchter 
Meife entfproden und fehr braudhbare Dfficiere geliefert habe, und bie 
Heranbildung von ſolchen durd eine andre Einrichtung ſchwerlich 
beffer und ficherer erreicht erden könne !), Dabei beruhigten ſich 
Stände, deren Bebenfen gegen die Gadettenanftalt wohl mit dem 
Wunſche zufammenhing, daß zu Officieren auch befähigte Unteroffi— 
ciere befördert werden möchten. Diefen Wunſch, welchen Stände ber 
Regierung ausſprachen, hat diefelbe in einzelnen Fällen nicht nur im 
‚Kriege, fondern aud im Frieden erfüllt; die Erfahrung dürfte jedoch 
dafür ſprechen, daß eine foldhe Beförderung in der Regel den Unter— 
officier jelbft am tenigften befriedigt, da er zu dem unteriten Officier: 
grade gemöhnlih ſchon zu weit in Jahren vorgerüdt ift, und bie 
neuen Berhältniffe, in die er verſetzt wird, ihm felten zufagen wer— 
ben. Einige fonftige Wünfche, welche die Stände in Bezug auf das 
Adancement der Officiere, und gewiß mit Recht, ebenfalld 1848 aud- 
fpradyen, haben nad; Berfiherung der Regierung vollftändige Berück— 
fihtigung finden können 2). 

In andrer Weife ward fhon 1820 die Begünftigung der Unter: 
officiere von Ständen empfohlen. Um nämlid die, wie man damals 
fürdtete, nicht hinreichend vorhandene Neigung zum Unterofficierdienfte 
zu wecken und zu erhalten, erſuchten Stände die Negierung, die An« 

1) Actenftüde V. 1. ©. 417: IX. 1. ©. 1022, 1070; XI. 1. ©. 1832 
xl. 2. ©. 275. 

2) Actenftüde IX. 1. ©. 1151; XI. 2. ©. 276. 
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nahme ber Unterofficiere ald Stellvertreter zu erleichtern und die Uns 
terofficiere aller Waffengattungen, wenn fie 12 Jahre gedient und 
volltommen gute Zeugniffe hätten, zu geeigneten Givildienftftellen 
vorzugsweiſe zu befördern. Die Regierung nahm dies beifällig auf 
und verfuhr darnach. Als aber 1848 viele Schreiber bei den Aem— 
tern 2c. über ihre, dadurch herbeigeführte Zurüdfegung Klage führten, 
erflärten Stände der Negierung, daß die allgemeine Bevorzugung der 
Unterofficiere für die Jufunft eben fo wenig wie amdrerfeitd der 
Ausfhluß der Unterofficiere vom Avancement in der Armee geredt- 
fertigt und durchzuführen fein werde }). 


D. Dfficier- Benfiond-Gaffe. 

Bis 1831 fpurden bie Dfficier-Penfionen nady Bedarf aus der 
Kriegs-Caſſe gezahlt. Man unterfhied gewöhnlihe und erhöhete; 
ber Tarif für jene war im Anfange, der für letztere am Ende des 
vorigen Jahrhundertö feitgeftellt. Bei der Reduction des Dfficiercorps 
1820 wurden die den damald außer Dienft tretenden Dfficieren zu 
zahlenden Penſionen auferordentliher Weife auf die General= Steuer: 
Caſſe übernommen (f. oben ©. 139); die übrigen aus der Kriegd- 
Gaffe erfolgenden Officier = Benfionen betrugen jährlic ettva 50,000 »P. 
Allmählig aber ftieg einerfeitd die Zahl der Fälle nothivendiger Pen— 
fionirungen, und andrerfeits ftellte fih immer entſchiedener heraus, 
daß die Penſionen fowohl an fi ald im Werhältnig zu den Gagen 
u gering waren. Allein die Kriegs-Caſſe fonnte faum die in Zus 
funft erforderlihen Penfionen nad) dem biöherigen, geſchweige denn 
nah einem höheren Tarif nadhaltig leiften. Man beſchloß daher, 
bei Einführung eines angemeffenen Tarifs, zur Zahlung der Penſio— 
nen eine vom Haushalte der Kriegs-Caſſe völlig gefonderte Officier— 
Penſions-Caſſe zu errichten, melde einen jährliden Zufhuß aus der 
Kriegs-Caſſe erhalten, der vom 1. Juli 1830 anfangen und zuerft 
70,000 »P betragen, in einer nicht langen Reihe von Jahren aber 
auf 93,000 4 ſteigen follte. Daneben hoffte man während ber 


1) Actenftüde 11. 1. ©. 202: 11. 2. ©. 139: IX. 1. ©. 1022. 
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Uebergangöperiode ein Vermögen fammeln zu können, deſſen Zinfen 
die Mittel zu etwaigen Mehrausgaben, befonderd auch zur Erhöhung 
der ungenügenden Penſionsſätze für die Generalität geben würden. 
Die neue Einrihtung trat am 1. März 1831 in Kraft. Als nun 
in Folge bed Regulativs von 1833 das Dfficiercorp8 um etwa I, 
vermindert wurde, fo glaubte man, den auf 37,328 4 geitiegenen 
jährlihen Zufhuß der Kriegs-Caſſe auf 75,000 um fo mehr 
herabfeßen zu dürfen, ald bie reducirten Officiere, deren Penfionen 
foiederum auferordentliher Weife auf die General-Steuer-Caffe über- 
nommen wurden, zum größeren Theile folde waren, die doch zunädft 
hätten penfionirt werden müffen, und man daher die Hoffnung hegen 
durfte, das ungefähr 50,000 „B betragende Vermögen der Penfiond- 
Gafje nody anfehnlidy zu vermehren. Diefe Erwartung erfüllte fid) 
auch bis 1837, indem bis dahin dad Vermögen auf 150,000 »£ 
wuchs, und würde noch länger erfüllt worden fein, wenn nicht da— 
mald eine Erhöhung des Tarifd für die Generalität borgenommen 
wäre. Man verhehlte fid) zwar die daraus zu fürdtenden finanziellen 
Schwierigkeiten niht; nahm aber nad) angelteilten Wahrſcheinlichkeits— 
Rechnungen an, daß die Caffe genügend dotirt fein werde. Dabei 
hoffte man theild auf ewigen Frieden, theild bradte man nit in 
Anschlag, daß eine geraume Zeit hindurd vorzugötweife nad dem 
älteren geringeren Tarif beftimmte Benfionen heimfallen, dagegen Penſio— 
nen nad dem höheren Tarif zu bewilligen fein würden. Hierdurch allein 
entitand von 1837,, eine Mehrausgabe von 26,400 P. Schon 
1839 erfannte man, daß die Gaffe nahhaltig nicht zahlungsfähig 
fein werde, und um ein Deficit abzutvenden, ohne ben erhöheten Tarif 
wieder aufzugeben, verjtand fih bad Dfficiercorpd zu einer Beitragss 
leiftung von jährlih 1 Procent der Gagen, welde überhaupt etwa 
4000 austrug, und der vom Könige nody 1000 4 aus der Schau: 
tull=Caffe hinzugefügt wurden. Nichts defto weniger betrug die Aus: 
gabe mehr ie die Einnahme, und am Schluſſe des Jahres 1847 
belief fi dad Deflcit auf 17,778 P. Da trat nod das Jahr 1848 
und mit ihm die Nothwendigkeit ein, ungewöhnlich viele Officiere, die 
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zum Felddienſte nidyt mehr im Stande waren, zu penfioniren. Ein 
Mittel zu augenblidlider Hülfe bot ſich der Kriegsverwaltung ba- 
durd an, daß die 45,000 .P, melde bis dahin zur theilweiſen Dedung 
ber Augmentationdfoften von 1841 aus ber Kriegs-Caſſe gezahlt 
waren, zu diefem Zwecke einftiveilen nicht verwandt zu werden brauch— 
ten 1). Man überties fie alfo der Penſiond-Caſſe. Allein bald 
war aud diefe Duelle erfhöpft. Nun legte man in der Verlegenheit 
des Augenblidd die ferner zu beiilligenden Penfionen auf den außer: 
ordentlichen Kriegskoſtenfonds. Da aber died nad) gefhloffenem Frie— 
den feinen Beſtand haben fonnte: fo machte man, um in ben brins 
gendften Fällen noch Penfionirungen vornehmen zu können, von dem 
bei Einrichtung der Penſions-Caſſe auögefprodenen Vorbehalt ferne: 
rer Gagenabzüge im Falle ded Bebürfniffed Gebraud), und zivar in 
ber Art, daß die beförderten Dfficiere fo lange nicht die Gagen ber 
höheren Chargen erhalten follten, bis die Bedürfniffe der Penſions— 
Caſſe die Beilegung derfelben geſtatten würden. Diefer Nothbehelf, 
wie die Regierung felbft ihn nannte, mußte bald wieder aufgegeben 
erden, und die Etände boten bereitwillig dazu die Hand, indem fie 
auf Antrag der Regierung ald auferordentlihen Zuſchuß (Budg. 
Abtheil. XV. Nr. 8.) nicht nur die aud den extraordinairen Bes 
milligungen für Kriegskoſten gezahlten 6307 „B 6 gg, fondern 
auch nod ferner 16,000 jährlich bis zum allmähligen Aus— 
fterben der Penfionaire betilligten. Andrerſeits erfüllte aber aud 
die Regierung bereitwillig die Bedingungen, an welche die Etände 
ihre Bewilligung gefnüpft hatten, namentlid — abgefehen von 
der oben ſchon erwähnten Bevorwortung wegen Reduction des Mi: 
litair- Etatd auf den regulativmäßigen Stand von 1833 — die 
Bedingung, daß bei Dfficier-Penfionen fünftig der für die Civil. 
Benfionen nad) den neuern Beftimmungen zuläflige höchſte Satz (oben 
©. 11, Note 1) nicht überfchritten, das Penfiondreglement ftrenger als 
biöher, namentlich im alle der Anftellung von Benfionairen im Givil- 


I) oben ©. 152. 
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dienfte, innegehalten und den Ständen jährlich beim Budget die Rech— 
nung ber Penſions-Caſſe vorgelegt werden folle }). 


E. Hoödpital= und Unterftügungsd-Eaffe. 


Zur Penfionirung der Unterofficiere, Mufifer und Soldaten be— 
fteht feit Alterd die Hospital- und (Invaliden-) Militair-Unterftügungs- 
Gaffe. Der Penfiondtarif ift burd die Verordnung vom 31. Decem- 
ber 1844 neu feftgeftellt und im Bergleid gegen früher erhöhet. Die 
Gefammtfumme der Venfionen betrug 1820 etiva 60,000 „B, ftieg 
aber bis 1833 auf mehr ald 82,000 und ward damald für bie 
Zukunft in Friedenözeiten auf 64,000 4 befchräntt. Das zei- 
tige Mehrbedürfniß von etwa 18,000 „P im Zahre 1833 übernahm 
die Generale Steuer-Caffe in gleicher Weife mie die General: Eaffe 
nah ben Feldzügen von 1848 und 1849 den eitern Bebarf bon 
ettva 4000 4 ald vorübergehenden aufßerorbentlihen Zuſchuß bis 
zum Abfterben der Penſionaire. Die Einnahmen der Hospital- und 
Unterſtützungs-Caſſe beftehen 

1) in dem orbentlihen Zuſchuſſe der Kriegs-Caſſe, welcher 1833 
auf jährlih 37,800 4 feſtgeſetzt ift; 

2) in den Zinfen ihred Vermögens; 

3) in gewiſſen Anfällen, welche ihr die Verordnung vom 13. Decem— 
ber 1709, deren Ausdehnung auf die neuen Provinzen durd die 
landeöherrlihe Declaration vom 15. December 1825 verfügt ift, 
beigelegt hat, nämlich 

a. bie dem Fiscus vermöge des Jus albinagii, detractus oder 

fonftiger Titel gebührenden Erbſchaften und Anfälle 2); 


I) Acienftüde XI. 1. ©. 353, 2146: XI. 2. ©. 33, 232; XI. 4. S. 74 
959, mo auch Nachrichten über das Vermögen ber Difficier » Benfiond » Eafle 
gegeben find, weiches 1853 rund 17,000. Bold und 118,000 Cour. betrug. 
Den Tarif f. XI. 1. S. 360. 


2) Der Anfprud des Fiscus auf den Nachlaß der ohne ehelihe Nachkom— 
menſchaft verfterbenden unehelihen Perionen in den SHerzogthümern Bremen 
und Verden ift 1848 auf ftändifhen Antrag aufgehoben, und die Hodpitals ıc. 
Caffe für den durchſchnittlich 1 „P im Jahre betrogenden Verluft durch ein 
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b. die Hälfte der Strafgelder, melde von ben Oberbehörden 
ertannt worden }); 

c. die Duoderimalgelder d. h. den Einmonatlihen Betrag aller 
neu beigelegten Befoldungen oder Befoldungdzulagen ber Eivil- 
beamten, und aller Dfficiergagen, die durch Avancement erlangt 
werden. Den Antrag ber Regierung, biefen Abzug von ben 
Behalten der Eivilftantödiener gegen Entfchädigung ber Hoöpi- 
tal- Gafje aufzuheben, lehnten Stände ab 2). 

4) in auferordentlihen Zufhüffen der General-Eaffe: 

a. in dem Reſte des 1833 tranfitorifh übernommenen Zus 
ſchuſſes; 

b. in einer 1852 bis zum Ausſterben der Penſionairs über- 
nommenen und baher allmählig fid) mindernden jährlichen 
Zahlung von 4250 »B zur Zahlung der reglementömäßi- 
gen Penfionen der in den Feldzügen von 18483 und 1849 
inpalide gewordenen Iinterofficiere und Soldaten 3). 

Die übrigen Einnahmen, melde die Verordnung bon 1709 ber 
Hodpital= ıc. Caſſe zumweifet, find folder Art, daß fie wohl nicht mehr 
borfommen iverden. Die einjährigen Revenuen heimgefallener landes— 
berrliher Lehne, wenn fie fvieder verliehen werden, können ihr nicht 
mehr zufallen, nachdem die Wiederverleihung heimgefallener landes⸗ 
herrlicher Zehne unterfagt ift und alle Exfpectivirte befriedigt find. 

Verwandte Zivede haben bie Zahlungen, melde im Budget unter 
den künftig tegfallenden Ausgaben (Abthl. XV. A 4) mit jet 
6500 4 ald Beihülfen theild für die Militair-Wittwen- und Wai— 
ſen-Unterſtützungsgeſellſchaft, theils zur Unterftügung armer Legio— 


Capital von 2275 „PB aus ber General- Steuer: Eaffe entfhädigt. Wetenftüde 
IX. 1. ©. 341, 882. 

I) Staatöhaushalt I. S. 327. Diefe Zahlung war im Bubget bis 1851 
mit der Zahlung an die Mititair- Witwen und Waifengefellihaft zufammens 
gefaßt, welche letztere jetzt davon getrennt unter den fünftig wegfallenden Aus— 
gaben fteht. Abthl. XV. AR 4. 

2) Actenſtücke X. 1. €. 607; XI. 2. ©. 908. 

3) Actenftüde XI. 4. ©. 245, 958. 
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naird aufgeführt ftehen !). Rad der Schlacht von Waterloo bildete 
fi) in Hannover zur Unterftügung ber in bem Kriegen bon 1813 
bis 1815 Bertoundeten und der Angehörigen der bamald Gebliebenen 
eine Gefellichaft, melde die Caſſe und Berpflidtungen bed 1793 zur 
Unterftüßung von Wittwen und Waifen der im elde gebliebenen 
Unterofficiere und Soldaten geftifteten Bereind übernahm. Sie erhielt 
jährlih aus der Stöniglihen General-Gafje 2000 4 Gaffen » Münze 


11 RE ERTL REIT — 2283 4 23 gr — 9 Cour. 
und aud ber General » Steuer = Eaffe 
2000 »B Eonv.-Münze ober ...... — 20055 r 3 rn 4r du 


4339 PB 12 gg 45 Cour. 
Als aber die Unterftügungdbedürf- 
tigen aus der Zeit der Befreiungöfriege 
mehr und mehr auöftarben, andre da— 
gegen aud den Feldzügen von 1848 
und 1849 hinzufamen, fo erflärte auf 
Wunſch der Regierung die Geſellſchaft 
fih bereit, ihre Mittel zur Unterftügung 
der in bem Sriege gegen Dänemark in- 
valide gewordenen Krieger und ber An— 
gehörigen der damals Gefallenen mit 
zu berivenden, und bie Stände geneh- 
migten 1851 bieö, ſoweit dabei die Zu— 
fhüffe der General» Baffe in Frage ka— 
men, bereittwilligft um fo lieber, als fie 
fih 1848 ſchon zur Bewilligung der 
für jenen Zived erforderlichen Geldmittel 
erboten hatten. Zugleich erhöheten fie 
die biöherige Bewilligung um ... = 1543 „ 19 nr 8er 
den ganzen Zufhuß alfo auf = 5883 „P 8 gr — & Cour. 


1) Actenftüde Bd. I. S. 325: XI. 2. ©. 283, 1206. 


2) Bon 1892/45 unter den temporairen Ausgaben für dad Militair mit: 
begriffen. Actenſtücke VII. 1. ©. 215. 
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Uebertrag = 5883 895 — 3 Cour. 
damit die bis October 1850 von 
ber Schleswig⸗Holſteinſchen Regierung 
gezahlten, dann aber eingejogenen Un— 
terftüßungen für Hannoverſche Dfficiere, 
Unterofficiere und Soldaten, fo fie 
beren Angehörige ferner gezahlt werden 
fönnten }). 

Außerdem bezieht die in Hannover 
beftehende Geſellſchaft zur Unterftügung 
bon Invaliden der vormaligen Engliſch— 
Deutfcdyen Legion den, bis 1849 aus 
ber Königlichen General» Caffe ihr ge 
zahlten Zufhu von 600. Conv.M. 


BRD. ae — 616 "„» 16 nr — " 
fo daß beide Gefellfhaften zuſammen 
111 EEE NE — 6500 — gr — 5 our. 


Unter ungewöhnlihen Berhältniffen find ähnliche Unterſtützungen 
an bedürftige Angehörige von Militaird auch wohl unmittelbar aus 
der General» Gafje bezahlt, 3. B. ald 1848 die Mobilmadung des 
10. Bundeö-Armeecorpd auf unbejtimmte Zeit die Angehörigen eines 
Theiles der unter ben Fahnen ftehenden Mannfhaft in große Be: 
drängniß fetzte, wurde den bedürftigen Kamilien eine monatliche Unter: 
ftügung von 23 bis 1,3 „PB gegeben. Wetenft. IX. 1. S. 1112, 
1215; IX. 1. 1023, 1185 (überhaupt 27,625 »P.) In ven frühe: 
ren SKriegözeiten war auch wohl eine ſolche Unterftügung beivilligt, 
aber dur Nebenanlagen aufgebradıt. 


I) Die zur Unterhaltung und Erziehung bürftiger, befonderd vermwaifeter 
Eoldatenfinder beftimmte f. g. Sperr-Caſſe hat ihren Namen von der Thor— 
fperr= Abgabe zu Hannover, welche fie bezog, bid dieſelbe nad) Georgs IV, Be: 
ſuch der Hauptftabt 1821 aufgehoben wurde. Jetzt bezieht fie noch die durch 
Verordnung vom 5. Juli 1822 beftimmten ®ebühren in den durd die Bekannt— 
mahung vom 1. Auguft 1822 bezeichneten Fällen einer Titel- oder Ranges 
Verleihung. 
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2. Bequartierung und Berpflegung der Truppen }). 


In den fhon vor 1803 zum Kurftaate gehörigen, den f. g. 
alten Provinzen, hat von jeher in Bezug auf die Leitungen der 
Unterthanen behuf der ordinairen Bequartierung und Verpflegung der 
Truppen in ihren Friedensgarnifonen und Etandquartieren eine völlige 
Trennung zwifhen Stadt und Land in der Art beftanden, daf die 
Bequartierung der Infanterie einem Iheile (den nid;t egemten Ein- 
wohnern) der Garnifonftädte, die der Gavallerie und Artillerie 2) einem 
(dem nicht egemten) Iheile der Landbewohner oblag. Die Einrichtun— 
gen hinſichtlich der Cavallerie feinen im Mefentlihen ſchon während 
des dreifigjährigen Krieged von den Schweden getroffen oder in der 
letzten Hälfte ded 17ten Jahrhundert aus dem Bremen- und Verben: 
fchen hierher verpflanzt zu fein; wenigſtens find für das Kelleſche 
ſchon durd eine Verordnung von 1684 Beftimmungen darüber erlaffen. 
Nach der Bereinigung ded Lüneburgfchen und Calenbergſchen madte 
der Kurfürft Georg Ludwig unterm 26. Mai 1707 ausführliche 
Anordnungen, melde die Grundlage für dieſe Berhältniffe bis auf 
unfre Tage geblieben find 3). Darnach foll die Infanterie in ben 
Städten, die Gavallerie auf dem Lande mit Quartier verfehen erben; 
bie Dfficiere follen, fall& ihnen nicht etwa auf Wunſch der Quartiers 
pflihtigen Naturalquartier von vorgefchriebener Beihaffenheit gegeben 
wird, nad Verfchiedenheit ded Ranges monatlid bei der Anfanterie 
12/3 bis 6 „P, bei der Gavallerie 21, bis 8 „PB Gaffen- Münze an 
Quartier-, Bett: und Eerpicegeld erhalten; die Unterofficiere bon 


I) Actentüde Bd. I. S. 253, 258, 273, 291, 293; IM. 1. ©. 74; IV. 1. 
S. 719, 1214: V. 2. ©. 16, 768: V. 3. ©. 131. 

2) Ungeachtet in den Verordnungen bis zur neueften Zeit hin bie Artillerie 
nie ausdrücklich erwähnt ift, fo fcheinen doch fchon früh die für die Gavallerie 
beftehenden Einrichtungen auch auf fie angewendet zu fein, fo weit fie mit Kö— 
niglihen Pferden verfehen war. 

3) Theilweiſe Erweiterungen, Wenderungen und Erläuterungen enthalten 
die Verordnungen vom 26. December 1713, 10. September 1720, 10. Kebruar 
und 18, März 1724. Kür die Städte Hannover, Hameln, @öttingen und 
Northeim beftanden noch befondre Rorfchriften. 
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der Cavallerie Raturalquartier I) nebſt dem ſ. g. kleinen Service (dem 
Bedarf an Salz, Sauer und Pfeffer) und monatlid) 22 gr oder 
ohne Naturalquartier dad Doppelte, alfo 1 .B 8 my; die Neuter 
aber entiveder Naturalguartier und ben Heinen Service oder monat: 
ih 22 mg; bie linterofficiere von der Infanterie mit der Frau 
monatlid 24 mgr, ohme biefelbe 20 ngr, und enblid; die Soldaten 
Katuralquartier nebſt dem fleinen Service oder nad gleicher Unter: 
fcheidung monatlih 15 oder 12 my. Den Frauen der im %elbe 
ftehenden Dfficiere, Unterofficiere und Soldaten foll Naturalquartier 
oder die Hälfte bed ihren Männern gebührenden Quartier= und 
Serpicegelded gezahlt werben. 

Die Verpflegung bed Militaird lag den Quartierwirthen 
ordentliher Weife in Friedenszeiten niht ob. Die Infanterie 
mußte jelbft dafür forgen und konnte es, da fie neben ber Gage 
und dem Service Portionen, d. h. Brod und Fleiſch oder ftatt 
dejfen eine Geldvergütung erhielt. Der Cavallerie aber, welche 
feine Portionen befam, würde ed ohne fonftige Hülfe fehr ſchwer 
gefallen fein, zumal auch die Vergütung für Yourrage, welche die 
Kriegs-Caſſe ihr zahlte, regelmäßig zu deren Anfhaffung nicht aus— 
reihte. Es follte nämlid der Cavallerift, tie feine Beköſtigung, fo aud) 
die Fourrage felbit kaufen; nur im Gellefchen und Hoyaſchen mußte 
in Folge der Anordnungen aus dem 17ten Jahrhundert der Quartier: 
wirth letztere umentgeltlid liefern; und nad; der am 6. Wpril 1718 
wiederholten Verordnung vom 25. Juni 1717, melde aber angeblid) 
nur einen früher fhon beftandenen Zuftand herftellte und regelte, follte 
ber Gavallerift (jedody nicht der Dfficier) jährlid im Eommer 3 Grad: 
monate haben, d. h. von dem Quartierwirthe die nöthige Gräferei 
für fein Pferd erhalten 2), und zwar unentgeltlih, two ihm bad wäh— 


I) Dazu gehört außer Schlaffammer und Stallung auch Mitgebrauh von 
Feuer und Licht des Wirthes und Verabreichung der nothmwendigen Kochgeräth— 
fhaften, wenn der Bequartierte feine Koft ſelbſt bereitet. Im Welentlichen 
ftimmen damit überein die Vorfchriften vom 22. Juni 1835. 

2) Da hierzu oft befondre Wieſen beftimmt waren, fo pflegten biefe ben 
Namen Reuteriwiefen zu befommen. 
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rend der Gradmonate dann nicht zu liefernde Rauhfutter unentgeltlich 
verabfolgt erden mußte, in den andren Zanbeötheilen aber gegen 
Bezahlung von monatlih 1 .P. Wollten die Quartierwirthe bie 
Gräjerei nicht geben, fo mußten fie, falld fie dad Rauhfutter unent⸗ 
geltlih zu liefern hatten, nidt nur biefes, fondern daneben nod 
während der Grasmonate monatlid; 22 gyr für das Pferd zahlen; 
ivenn fie hingegen zur unentgeltliden Lieferung des Rauhfutters nicht 
ſchuldig waren, ſich mit einer Zahlung von monatlid 8 ggr für bad 
Kaubfutter begnügen. Dem Reuter vergütete die Kriegs: Gaffe für 
Kourrage auf jeded Pferd monatlich 2 „P 20 ggr Eaffen- Münze ober, 
wenn er die rauhe Kourrage vom Quartierwirthe unentgeltlich erhielt, 
1 .B 14 ger. Uber in der Regel leiftete der Quartierwirth mehr ala 
ihm oblag; denn nicht nur fpeifete er faft ohne Ausnahme den Reuter, 
weldyer dafür bei der Arbeit half, aber nichts oder — zu Zeiten im 
Galenbergihen und Göttingenfhen — höchſtens bis 1 „PB monatlid; 
bezahlte oder auch allenfalld einmal im Jahre, mit andren Cameraden 
gemeinfhaftlih, den Bauern im Dorfe ein „Reuterbier« gab, fondern 
lieferte ihm auch gewöhnlih, und ſogar nicht felten unentgeltlich, die 
Fourrage und dad Streuitroh, befonderd da er den Dünger erhielt. 
Indeß würde felbft died kaum genügt haben, den Gavalleriften zur 
Beftreitung feiner nothivendigen Bebürfniffe mit feiner Gage und der 
Fourragevergütung in Stand zu feen, wenn er nicht jährlich einen 
längeren lirlaub erhalten hätte, gewöhnlid 7 Monate, die ganze 
Zeit aufer der Epercice, und dadurd in der Zage geivefen wäre, biefe 
Zeit hindurch fammt feinem Pferde bei Angehörigen zugubringen, mo 
ihm der Aufenthalt wenig oder nichts foftete. Damit er aber dies 
fönnte, mußte man bei Werbung der Gavallerie darauf fehen, baf 
möglihit Söhne von Bauern oder folde, die für ihre Bedürfniffe 
menigftend zum Theil aud eignen Mitteln zu forgen vermödten, 
angenommen würden. 

Uebrigens war die Gavalleries Bequartierungslaft nad dem Con— 
tributionsfuße vertheilt, Mad die Verordnung von 1707 ſchon ald 
meiftens beftehende Einrichtung behandelt, aber ausdrücklich allgemein 
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vorſchreibt; und es regelte ſich nad jenem Fuße nicht allein der 
Duartierftand des Regimentd und ber Echiwadron, fondern aud der 
ded einzelnen Reuters. In ber Regel mußten daher mehrere Höfe 
nad) einer getwiffen Reihefolge Einen Reuter aufnehmen. Der In: 
begriff alles beffen, mas ein ſolches Rott dem inquartierten zu 
leiften hatte, hieß Quartiersportion. Außer diefen Leiftungen hatte 
aber aud der Regiments- und beziehungsiveife der Schwadrons⸗ 
Duartierftand getoiffe Leitungen zu befhaffen. Man Iegte ihm naͤm⸗ 
lich nicht nur die Bezahlung des Services und eined Standarten- 
oder PBaufen-Wadegelded — deſſen Dafein die Verordnung vom 
10. Februar 1724, welche feine Vertheilung nad dem Eontributiond- 
fuße vorfchreibt, ſchon voraudfelzt — fondern aud die Geldreluition 
aller Quartieröportionen auf, melde dad Militair niht in Natur 
benußte. Nun mußten die Officieröportionen immer, jedoch mit ver- 
fhiedenen Preifen, je nachdem die Portion wegen Vacanz der Charge, 
oder weil der Difficier beurlaubt oder commandirt war, nicht benutzt 
wurde, die Duartieröportionen der Unterofficiere und Mannſchaft aber 
in allen Fällen, two fie wegen Bacanz, Beurlaubung oder Kommandos 
nit in Natur belegt werden konnten, mit Gelde abgefauft werben. 

Diefe Berhältniffe beftanden im Wefentlihen bis 1803, fo jedoch, 
daß fat alle, urfprünglic; mehr oder minder freitvillige Zeiftungen der 
Duartierwirthe nad und nah Pflichten geworden waren. Nach Be- 
endigung der Yranzöfifchen Kriege ward der frühere Zuftand, indef 
mit mehreren wichtigen Aenderungen und namentlih mit nicht unbe- 
deutender Eriveiterung der Pflichten hergeftellt. Nocd während ber 
Feldzüge wurden die Service-Berordnungen hinſichtlich des Frauen- 
Serviced wieder in Kraft gefetzt; bei der bevorftehenden Rückkehr der 
Truppen aus Frankreich aber zunächſt hinſichtlich der Infanterie, und 
zwar hinfichtlic der Feldbataillons, das alte Verhältniß der Garniſon— 
orte erneuert, und hinfihtlid; der Landwehr ein ganz ähnliches Ver: 
hältniß vom 4. October 1814 an eingeführt I). In Bezug auf die 
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1) Verordnung vom 24. September 1814. 
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Cavallerie aber ſtellte dad Ausſchreiben bed Cabinetsô-Miniſteriums 
vom 28. December 1815 nicht allein ben früheren Zuſtand für die 
alten Provinzen her, fondern traf auh — um, wie ed heißt, die 
früherhin nicht durchgehends Statt gefundene Gleihförmigfeit feftzu- 
ſetzen — eine Reihe von Anordnungen, melde die fonft zweifelhaften 
ober vom guten Willen der Wirthe abhängigen Leiftungen in beftimmte 
BPflihten verivandelte. Im Einzelnen wurde aufgezählt, was in ber 
Duartierdportion enthalten fein folle, und dazu jetzt außer Quartier 
und Stallung aud die unentgeltliche Lieferung der rauhen Fourrage 
mit täglid 10% Heu und 5 ® Etroh, fo mie des Streuftrohes, 
wogegen ber Wirth den Dünger behalten folle, ausdrüdlic gerechnet. 
Auch die Speifung des Reuters gegen eine von biefem zu zahlende 
und dur Vereinbarung feftzufetzende mäßige Vergütung, ward bem 
Duartiertoirthe auferlegt, dem Cingquartierten aber verjtattet und 
empfohlen, feinem Wirthe bei deffen Arbeit zu helfen, fo weit es ber 
Dienft erlaube. Könnten fid Wirth und Reuter nicht vereinigen, fo 
follte diefer fein Effen felbit bei deö Wirthes Feuer bereiten und dazu 
bon dem Wirthe den Kleinen Service umd bie nöthigen Kochgeräth— 
haften erhalten. Die Graögelder follten, „mie vorhin“, wenn bad 
Gras nit in Natur angeiviefen werde, 3 Monate hindurch auf jede 
Duartieröportion mit 22 ggr neben der rauhen Fourrage berichtigt 
werden. Der Preis einer nicht belegten Quartierdportion ward auf 
monatlid 1 „P 21 ggr Gaflen- Münze, der einer Officieröportion auf 
4 P Gaffen- Münze beftimmt, außer wenn fie wegen Vacanz nicht 
belegt war, in welchem Falle fie einer ordinairen Quartieröportion 
gleihgejtellt wurde. Die Dfficieröportionen aber follten immer reluirt, 
und bad Geld dafür vom ganzen Duartierftande aufgebradht werden. 
Diefem wurde außerdem bie Bezahlung ded Officier- und Unterofficier: 
Services, deffen durd die Verordnung von 1707 beitimmte Sätze um 
ein Drittel erhöhet fourden, fo wie der Graögelber für die Officiere 
und Ulnterofficiere und der Ordonnanz-Hausgelder von monatlid) 
20 „PB, melde an die Stelle des Standarten-Wachgeldes getreten zu 
fein feinen, auferlegt. In den neuen Landeötheilen Hildesheim, 
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Oſtfriesland und Osnabrück mit Lingen, Meppen und Bentheim 
wurden, nad Verhandlung darüber mit den betheiligten Provinziale 
Landſchaften, etwas andre Einrichtungen getroffen. Diejenigen Städte, 
welche dazu geeignet fchienen, wurden mit Infanterie» Garnifonen 
belegt und mußten bafür diefelben Leiftungen wie die Garnifonftädte 
in den älteren Provinzen übernehmen. Alle übrigen Etädte und 
Fleden, jo wie das platte Zand aber wurden zu der, bid dahin als 
ordentliche Laſt unbefannten Gavallerie-Bequartierung herangezogen. 
Jeder Gemeinde ward eine gewiffe Zahl von Naturalquartieren zus 
getheilt, welche nad) einer bejtimmten Reihefolge belegt werben follten. 
Der Quartierwirth mußte dem Reuter ſowohl Belöftigung als (rauhe 
und glatte) Kourrage liefern, erhielt aber dafür eine, in den ver— 
fhiedenen Lanbeötheilen verfhiedene Bezahlung aus den zu biefen 
Zwecken eingerichteten Provinzial» Berpflegungs:GEaflen, welche auch 
die in den alten Provinzen den Duartierftänden und den einzelnen 
Rortionöpflichtigen obliegenden baaren Zahlungen an die Regimentö- 
Gaffen leifteten. Im Fürftenthume Hildeöheim fanden jedod, obwohl 
ed am ſchwächſten belegt war, und die Yourragelieferungen jtatt von 
den Quartierirthen durd Lieferanten befhafft wurden, die geſchil— 
derten Einrichtungen fo viele Schwierigkeiten, daf die dort jtationirten 
zwei Schmwadronen feit Frühjahr 1821 in einem Gebäude, was ber 
König dazu überiviefen, und die Provinzial-Landſchaft mit einem 
Aufivande von etwa 30,000 „PB hatte in Stand fetzen laſſen, cafernirt 
wurden. Die den Verpflegungs-Caſſen nöthigen Geldmittel wurden 
nad) dem Fuße ber cumulirten ſämmtlichen birceten Steuern, im 
Fürftentyume Hildesheim jedoch nur der cumulirten Grund- und 
Perſonenſteuer aufgebradt. 

Als den Ständen 1816 von der Regierung die getroffenen 
Anordnungen zur Kenntniß gebradt wurden, genehmigten fie deren 
einfttveilige Beibehaltung bis zur definitiven Regelung des Militair- 
Etatd. Zwar beſchwerten fie fid) über die neue Belaftung der Wirthe 
und Duartierftände in den alten Provinzen und beantragten, baf 


wenigſtens die rauhe Kourrage dem Wirthe bezahlt, und die Erhebung 
Lehzen, Staatöhaushalt. II. 12 
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von Reluitiondgeldern für nicht belegte Quartiere aufhören möchte, 
indem fie die Mehr-Ausgaben hierfür auf die Landes-Caſſe zu über: 
nehmen ſich erboten. Dad Minifterium jedoch fuchte die unentgelt- 
liche Lieferung der Fourrage und bie Zahlung der Reluitionsgelder 
ald rehtmäßig und nothwendig zu rechtfertigen und bezeichnete die 
ftändifchen Anträge ald bis dahin unausführbar, daß die erforberlidyen 
Beldmittel wirklich angewieſen werden würden; beantragte aber feiner: 
feitd, wenn die Stände ben Pflichtigen eine Erleichterung verſchaffen 
wollten, die Bezahlung des Serviced und der Officieröportionen ihnen 
abzunehmen und auf die General-Steuer-Eaffe zu legen. Obwohl 
nun Stände die Gründe des Minifteriumd für wenig durchſchlagend 
halten mochten !), fo fanden fie doch aud, daß die Landes-Caſſe zu 
neuen Ausgaben für dad Militair vorerſt nicht im Stande fei, und 
befhränften fi) daher einftiweilen auf den Wunsch, daß die Augelegen- 
heit durch landesherrliche und ftändifhe Commiſſarien weiter geprüft 
werden möge, was denn auch gefhah, aber ohne die Ereigniffe der 
Jahre 1830/,3 wohl ſchwerlich den gehofften Erfolg gehabt haben würde. 

Die erfte bedeutende Aenderung in diefen Verhältniffen war, daß 
vom 4. Mai 1818 an der Zandiwehr-Zerbice, und von Zeit der neuen 
Heered-Drganifation im Jahre 1820 der gefammte Infanterie-Eerpice, 
fo weit er nit von den Garnifonftädten zu tragen war, auf bie 
General: Steuer: Caffe übernommen wurde (oben S. 132 und 137) ?). 


1) Welcher Art diefe Gründe maren, mag man aus folgenden Proben 
fließen. Das Minifterium geftand zu, daß die Erhebung der Quartiergelber 
dur die Verordnung von 1713 ausdrücklich unterfagt fei, meinte aber, daß fie 
nichtö befto weniger mit Recht gefchehe, da das (der Eavallerie ertheilte) Haub— 
haltö= Reglement von 1784 und die Formulare zu den Compagnie= und Weit» 
haus- Rechnungen Rubriken für jene Einnahme entbielten. Die Reluition ber 
nicht belegten Portionen aber werde durch Gerechtigkeit und Billigkeit gegen 
die belegten Quartiere geboten, weil diefe fonft gegen die unbelegten fehr 
fühlbar prägrabirt werden würden! Actenſtücke Bd. I. S. 277. 


2) Der durch die Landwehr-Verordnung anfehnlih erhöhete Service-Tarif 
wurde 1820 für die Subaltern= Öfficiere, bie Unterofficiere und die Mannfchaft 
beibehalten, für die Oberofficiere aber auf die in der Stadt Hannover üblichen 
Sätze ermäßigt. 


—— 


Ein beſtimmtes Maß an Serviceleiſtung für jede einzelne Garniſonſtadt 
hatte vor 1803 und bis 1820 nicht beitanden, vielmehr war dasſelbe, 
abgefehen von Ausnahndfällen, in welchen ed durch Verträge dauernd 
feſtgeſetzt war, bei bleibenden Menderungen des Garnifonbeftandes einer 
Stadt immer von neuem geregelt. Im Jahre 1820 ward bie Ges 
fanmtfumme ded Serviced auf höchſtens 78,760 „B 5 ger 10%, und 
der Zuſchuß aus den damaligen 15 Garnifonftädten auf höchſtens 
41,133 13 ggr beitimmt ?), fo daß die General-Steuer-Caſſe 
höchſtend 37,026 16 ger 10 & zu zahlen hatte. Andrerſeits aber 
legte die Verordnung von 1820, Urt. 75 ben Quartierwirthen die 
Verpflihtung auf, während der jährlichen Erercierzeit, wenn es ver— 
langt wurde, die Recruten und bie einberufenen Beurlaubten, gegen 
Ablieferung der Brod- und leifhportipnen und eine Geldvergütung, 
zu beföftigen. Diefelben Beltimmungen wurden auch (Art. 75 und 
76) bei Iruppenmärfchen und bei Zufammenziehung größerer Truppen— 
Abtheilungen während der Exercierzeit für anwendbar erflärt. Die 
Koften diefer auferordentlihen Iruppenverpflegung während der Exer— 
cierzeit trug die Generale Steuer-Caffe (oden ©. 137). Uebrigens 
ſuchte die Militairverwaltung nun immer mehr die Gafernirung ber 
Infanterie, wenigſtens der Dienftthuer, zu bewirken, wozu die ⸗Gar⸗ 
nifonftädte regelmäßig einmalige oder fortlaufende Geld- oder fonftige 
Leiftungen übernahmen. Auch für die Gavallerie wurden an ben 
Staböquartierorten im Laufe der folgenden Jahre allmählig Caſerne— 
mentö-CEinrihtungen getroffen, welche ſich jedody meiltend auf Eine 
Schwadron befchränften. 

In der nun folgenden Periode (1820;,,) fpielen die Befreiungen 
bon der Ginguartierungslaft eine große Rolle. In den Garnifons 


I) Der Service ward von ber ®Barnifonftadt nur nach Bedarf, db. h. fo 
weit fie wirklich belegt war, gezahlt. Hildesheim gab nur Frauen- und Kinder- 
Service; Emden dagegen feinen Frauen- und Kinder » Service, und Hameln 
zahlte Service überhaupt nur für 1 Bataillon. Actenftüde IV. 1 ©. 827, wo⸗— 
nach zu berichtigen ift Actenſtücke II. 1. S.108. In den alten Provinzen cons 
currirten bie Städte, auch menn fie nicht beiegt waren, nie zu ben Gavallerie= 
laften. 
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ftäbten der alten Provinzen beftanden manderlei Berfonal-Eremtionen, 
weit mehr und weit über dad Maß hinaus, welches die Verordnung 
von 1713 zugelaffen hatte. Noch auögedehnter waren die Exemtionen 
von der Gavallerie- Einquartierungdlaft, da fie fih, in Folge ber 
Vertheilung diefer Laſt nad dem Gontributionsfuße, auf alles fteuers 
freie Grundeigenthum erftredten, und zugleid hatten fie, wegen ber 
Bedeutfamfeit der Laft, eine große Wichtigkeit. Im den neuen Pro- 
vinzen wurden bei Einführung der dort neuen Laſt anfangd feine 
Befreiungen zugeftanden; ald aber — mie bei Daritellung ber Vers 
handlungen über die Grunditeuer-Befreiungen erzählt ift ) — das 
Königliche Reſcript vom 18. Januar 1822 die hergebradhten Exem— 
tionen in ben alten Provinzen aufrecht erhielt, twurden gleihe Be— 
freiungen auch dem biöher fjeuerfreien Grundeigenthume der neuen 
Provinzen zugefproden, bdergeitalt daß die Beſitzer deöfelben ihre 
Beiträge zu den dortigen Cavallerie-Verpflegungs-Caſſen an der neuen 
Grundfteuer zu kürzen berechtigt fein follten. Allein diefe Entſcheidung 
fam während der näditen 10 Jahre in Hildeöheim und Oftfriesland 
gar nit, im Osnabrückſchen Landdroſteibezirke aber nur vorläufig 
zur Ausführung, wogegen hier mehrere PerfonalsBefreiungen bon 
den Beiträgen zu den Provinzial: Berpflegungd - Caffen eingeräumt 
wurden ?). Als nun aber bie neue Grunbdfteuer einige Jahre hindurch 
erhoben, dad Ablöfungsgefeg von 1831 erfdhienen und feine rafche 
Durdführung mit Wahrſcheinlichkeit vorauszufegen, ferner eine aber: 
malige Verminderung bed Heeres und im Folge davon eine neue 
Drganifation deöfelben beſchloſſen, und endlich die Erlaffung des 
Staatögrundgefetzed niht nur überhaupt, fondern felbft ſchon in feinen 
weſentlichen Grundzügen, zu denen aud die Befeitigung der Eremtio- 
nen von allgemeinen Staatslaften gehörte, vom Könige genehmigt 
war, fonad aber die Aufrechterhaltung des Königlichen Reſcriptes 
bon 18322 eben fo große Schwierigkeiten in den alten Provinzen 


I) Staatöhaushalt 1, 336. 


2) Zu Gunften der Mititairperfonen, der Prediger und Schullehrer, der 
geringeren Heuerleute u. f. w. Actenſtücke IV. 1. ©. 800. 
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fand, mie feine Ausführung in den neuen: fo erfannte die Regierung, 
daß der biöherige Zuftand nicht bleiben könne. Indeß mochte fie fid 
zu völlig durdgreifenden Mafregeln nicht entfchließen; vielmehr flug 
fie den Ständen vor, den Infanterie-Service, fo weit er von ben 
Garnifonftädten getragen werden müffe, unter Verminderung der Ge— 
fammtfumme im Berhältniffe zu der Erleichterung, welche für das 
platte Zand aus der Verminderung der Duartieröportionen hervor: 
gehen werde, auf alle Garnifonftädte nad) dem Fuße der directen 
Steuern umd des Licentd zu vertheilen; hinfihtlid der Cavallerie aber 
die in Osnabrück und Dftfriesland beftehenden Einrichtungen, mit 
unbedeutenden Aenderungen, auf bie alten Provinzen auszudehnen, 
und zugleih alle bis dahin bejtandenen Eremtionen ſowohl von ber 
Servicepfliht, wie von der Einquartierungslaft in den Garnifonorten 
und in den Onartierftänden aufzuheben, jedod nicht nur den bisher 
Defreieten dad Recht zur Ablehnung der Natural» Einquartierung zu 
belaffen, fondern auch nad Umftänden die im Dsdnabrüdfchen beitehen= 
den Berfonal»Befreiungen allgemein zuzugeftehen. Die Stände glaub: 
ten aber diefe Vorſchläge nur als einfttveilige Aushülfe für das Jahr 
1834 genehmigen zu dürfen, da mittlertveile durch die Beſchlüſſe über 
dad Staatsgrundgeſetz feitgeftellt war, daß fünftig alle Landesein— 
wohner gleihmäßig zur Iragung der allgemeinen Staatölaften ver— 
pflidhtet fein und zu bdiefen Laſten auch die gefammten Xaften ber 
Unterhaltung des Heeres gerechnet werben follten. Daher vereinigten 
fie fich zu dem Beſchluſſe, daß alle Leiltungen ber Landeseinwohner 
für die Truppen vom 1. Juli 1834 an auf die Landes-Caſſe zu 
übernehmen fein. Nachdem num die neue KHeered- Organifation boll- 
endet, und jener Grundſatz zum Geſetze erhoben var, wurde das 
gefammte Militair- Einquartierungd- und Verpflegungsweſen durd) 
dad Gefe dom’ 21. Detober 1834 — deſſen Beltimmungen rüds 
wirfend bis 1. Juli 1834 angewandt wurden — neu geregelt. Die 
damald getroffenen und nod; gültigen Anordnungen, melde der Haupte 
fahe nad darauf hinausgehen, daß die Zahlungen der Garnifonorte 
und Duartierftände, fo wie die unentgeltlihen Leiſtungen ber 
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Duartierioirthe für die Truppen aufhören follen, find im Weſentlichen 
folgende: 
I. in Bezug auf die ordinaire Beguartierung und Berpflegung 
der Truppen; und zwar 
1. der Infanterie. 

Da bie dienftthuende Mannſchaft in der Regel cafernirt ift oder 
Service und neben der Gage auch Portionen !) erhält, fo kommt 
eine ordinaire Bequartierung und Berpflegung bderfelben von Seiten 
der Garnifonorte nicht dor, fondern ed fvird nur ausnahmsweiſe nad) 
Art. TI des Militair-Aushebungsgeſetzes Naturalquartier ohne Ver: 
pflegung geleiftet. Dafür erhält der Quartierwirth ftatt des Eer: 
viced eine tägliche Vergütung von 8 8. 

Die Zahlung nit nur des ordinairen Infanterie-Services, ſon— 
dern auch bed gefammten übrigen Services, 3. B. für die Stadt— 
commandanten und Auditeure, fo wie ded Frauen- und Kinder» Ser: 
biced ?) wird den Etädten abgenommen und auf die General: Gajie 
gelegt. Dagegen verbleiben den Garnifonftädten vorerft die ihnen 
obliegenden Leiftungen behuf der Gafernements, fo wie andrer Milir 
tair-Bauwerke und Einrichtungen 3). 

2. der Artillerie und Cavallerie. 

Dad Duartieröportiond- Chitem wird aufgehoben; die Pflicht 
zur Bequartierung und Verpflegung verbleibt den biöher Quartier: 
pflitigen, dod) foll darauf Bedacht genommen erden, die erforder: 
lihen Quartiere, wie in den Landprofteien Osnabrück und Aurich, 


1) Zäglih 19, A Brod und das orbonnanzmäßige Fleifhgeld (monattich 
1 Pi). 

2) Diefer ift 1852 gleichmäßig tarifirt und theitweife erhöhet. Actenſtücke 
X. 2. ©. 984, 1108, 

3) Stände erfuchten jedoch, weil fle die Vereinbarfeit der Fortdauer diefer 
Nebenleiftungen mit der verfaffungdgefeglihen gleihmäßigen Tragung der 
Ctaatdlaften nicht zu überfchen vermodten, die Negierung zur Anftellung der 
erforderlihen Nahforfhungen und um geeignete Mittheilung bed Ergebnifles: 
wobei fie fih zu der etwa zu leiftenden Entihädigung im Voraus bereit er— 
Närten. Dies Erfuhen, obwohl 1851 erneuert, hat bie jet feinen Erfolg 
gehabt. Actenſtücke V. 2. ©. 29, 775 vergl. Bd. I. ©. 239. 
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auf die einzelnen quartierfähigen Einwohner, mit Ausſchluß der vor: 
mald exemten Grundbefiter, verhältnißmäßig zu vertheilen. In den 
neuen Provinzen bleibt es bei den beitehenden Einridytungen }). 

An Vergütung erhält der Quartiertvirth 

I) für dad Quartier ded Mannes täglih 8 &, 

2) „ bie Belöftigung beöfelben 30 &, 

3) »” die Stallung eines Königlichen Pferdes und dad Etreuitroh 
(täglid mindeftens 3 ®&) 2 & nebit dem Dünger, 

4) für die Ration (täglich SE Hafer, 10 Heu und 58 Etroh) 
Bezahlung nad) den Marktpreifen, welche die Zanddrofteien monat: 
lich feitfeßen. 

Gleiche Vergütung erhält der Unterofficier oder Neuter, welcher 
die obigen Leiftungen nicht dom Quartierwirthe empfängt. Iſt er 
zum Dienjte in Königlihen Gafernen an Regimentd- und Divie, 
fiond - Staböquartierorten untergebradht, fo twirb für Quartier und 
Stallung nichts vergütet. Alle diefe und die glei zu erwähnenden 
Zahlungen, melde bis dahin den Quartierftänden ober den Quartier: 
wirthen oblagen, erfolgen von jetzt an aus der General: Gafle; 
nãmlich 

a. die Ordonnanz-, Haus-, die Unterofficierquartier- und die Grab⸗— 
gelder (jährlich für die Artillericbrigade 1225 „$ 19 gr 5% 
und für jedes Gavallerieregiment 3010 PB 15 gr 9 3); 

b. der Eervice für die Officiere, jedoch nur nad dem effectiven 
Beftande, aber nad erhöheten Sätzen (jährlich beziehungsweiſe 
120, 96 und 72 4); 

c. die Portionen und Kationen der Dfficiere, und zwar jährlid 
für eine Portion 27 und für eine Ration 40 »P, woneben 
die Kriegs-Caſſe die bei ihr ordonnancirten KHartfuttergelder 
mit jährlih 40 „PB zahlt; 


1) Die im Grundgeſetze den vormals Befreieten borbehaltene Egemtion bon 
der Naturaleinquartierung ift durd 8. 8 bed Verfaſſungögeſetzes von 1848 
aufgehoben, aber noch nicht durchweg thatlählich befeitigt. 
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d. dad Serbice- und Quartiergeld für die reglementsmähig zuläf- 
figen Frauen der linterofficiere und geworbenen Mannfdaft 
(für jede Frau monatlih 2 „PB 2 ggr), wogegen biefelben künf- 
tig nicht mehr mit in dad Quartier gebraht werden dürfen; 
e. die Vergütung für die wegen Vacanz oder Beurlaubung (jedoch 
nicht wegen bed allgemeinen Urlaub der eingeftellten Mann— 
ihaft) verfügbar bleibenden Portionen und Rationen der Unter— 
officiere und Mannſchaft, fo- wie für jede DOfficier- Bacany, 
monatlih 15 ggr für den Mann und 1 “P 11 ggr für das 
Pferd. 
ll. In Bezug auf die egtraordinaire Bequartierung und Ber: 

pflegung der Truppen. 

Hierbei fommen hinfichtlid der Pflicht zur Leiltung bed Natural: 
‘ quartierd und der Verpflegung der Infanterie während der Einftel- 
lungsmonate und ber alljährlihen einmonatlihen Exercierzeit bie 
Beftimmungen im Art. 75 ded Militair-Aushebungsgefetzes, übri- 
gend aber biefelben Grundſätze wie bei der ordinatren Bequartierungd- 
laft zur Anwendung; nur muß aud den außerhalb ihres Stands 
quartierd befindlichen Dfficieren auf Verlangen Naturalquartier, 
jedoch ohne Beköftigung, geleiftet iverden. Die Vergütungsſätze betra= 
gen bei der Infanterie täglih 10 & für dad Quartier und 30 & für 
die Belöftigung, falld aber der Quartierwirth Brod- und Fleiſch— 
portion erhält, 8 und 12 & eniger; bei der Artillerie und Caval— 
lerie find fie diefelben tie bei der ordinairen Bequartierung. Für 
ein DOfficier- Quartier erfolgt durchweg eine Vergütung von täglid) 
4 gl). Woher die Zahlung erfolgt, ift nad) Verſchiedenheit der 
Umftände verfhieden. Die außerorbentlihen Berpflegungötoften wäh— 
rend der beiden Ginjtellungdmonate und ber jährlihen einmonatlihen 
Eyercierzeit müffen aus der Kriegs-Caſſe beftritten werben, melde 
dafür eine jährlihe Pauſchzahlung von 16,000 »P aus der General: 


I) Diefe Beftimmungen find aus dem Geſetze von 1834 in dad Mititair- 
Aushebungdgefe von 1843, Art. 75— 77, übertragen. 
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Caſſe erhält ). In andren Fällen iverden die erforderlichen Geld- 
mittel außerordentlicer Weiſe entweder auf bie Kriegs-Caſſe über: 
nommen ober aus ber General-Caſſe befonderd bewilligt, wie 3.8. 
wenn die Zufammenziehung durd einen Bundesbefhluß oder zum 
Schutze der bedroheten oder geftörten Sicherheit im Innern oder an 
den Gränzen ded Landed nothivendig wird, und weder bie Kriegs— 
Eaffe noch der Kriegöfhat die Ausgabe zu leiften im Stande ilt2); 
oder die Koſten werden aus den für Zwecke der Givilveraltung 
angeiviefenen Fonds bezahlt, wenn 3.8. eine Truppenabtheilung 
bon einer Gerichts- oder Bertvaltungd= Behörde zur Aufrehthaltung 
und Bollftredung ihrer Anordnungen requirirt wird 3). Im folden 
befondren Füllen find, wenn die Billigkeit zur Ausgleihung eines 
unverhältnigmäßigen Druds ed empfahl, aud wohl höhere Bergütungs- 
fäße, alö die Beitimmungen von 1834 und 1843 enthalten, gezahlt 
worden, 3.8. auf ftändifhen Antrag im Jahre 1848, ald die Zeit: 
verhältniffe mehrmals eine ſehr ftarfe und lang dauernde Zuſammen— 
haltung größerer Iruppenabtheilungen an demfelben Orte nothiven- 
dig machten ®). 

Gleichzeitig mit dem Einquartierungdiefen wurde eine verwandte 
Angelegenheit, nämlich die Bezahlung der Kriegerfuhren, geregelt. 
Bi 1834 hatten diefelben don den contributionspflichtigen ſpann— 
haltenden Einwohnern ded platten Zanded, in der Regel mit Aus- 
fhluß der Stüdte und der Exemten, „unentgeltlid; geleiftet werden 


I) Wegen der nadträglihen Berwiligung von 1842, die jedoch nicht hier, 
fondern unter dem orbentlihen Beitrage zum Mititair- Etat beredynet wird, 


— 


vergl. oben ©. 154, Note 2 und Actenſtücke XI. 1. S. 659. 


2) Eo bemilligten Stände zu den Koften der Eoncentrirung bed 10. Bundes= 
Armeecorp8 im Lager bei Lüneburg 1843 aus der General Steuer: Caffe 
50,000 „$, während die Königliche Caſſe die übrigen Koften mit 51,048 4 trug. 
Actenftüde VII. 3. S. 654. Deögleichen die Koften der Truppenanfftellung an 
der Kurheſſiſchen Gränze im Herbſte 1850. Actenftüde XI. 2. S. 16, 655. 


3) 3. 8. die Koften der militairifchen Einlager während der Verfaſſungs— 
tümpfe von 1838/g0, welche aus dem Büreaufoften= Fonds des Minifteriums des 
Innern bezahlt wurden. 


4) Actenftüde IX, 1. ©. 1218; vergl. au XI. 2. S. 1081, 1259. 


136 


müffen. Auf Antrag der Stände ward von 1834 an, unter einftweiliger 
Beibehaltung der biöherigen Dienftpflict, eine Vergütung von 4 ggr 
für den Wagen und von eben fo viel für jedes Pferd auf jede Meile 
bewilligt, was nachhet dahin erweitert twurbe, daß auch für die Zeit, 
welde zur Fahrt vom MWohnorte des Pflichtigen bid zum Abgangs— 
orte ber Kriegerfuhr verwandt ober aber an biefem lefteren Orte 
gewartet werben muß, eine Vergütung nah ähnlihen Grundfägen 
erfolgen foll !). Ungeachtet diefe Vergütung nur eine mäßige zu 
nennen ilt, fo fann body der Zived, zu welchem die Striegerfuhren 
vorzugsweiſe in Anfpruc genommen werden müflen, die Fortſchaffung 
von Militairgegenftänden, häufig auf mohlfeilere Weife, befonderd 
durch Benutung von Frachtfuhren, erreicht iverden. Die Kriegöver: 
waltung fing baher fehr bald an, nachdem Bezahlung der Strieger- 
fuhren eingeführt war, ſich folder fonftigen Transportgelegenheiten zu 
bedienen, und bie Stände genehmigten died um fo Lieber, ald die Lei— 
ftung ber Kriegerfuhren troß der dafür beilligten Vergütung bon 
vielen Pflichtigen ald eine Laſt angefehen wird 2). 

Nach Abfiht der Regierung follten die 1834 von ihr vorge: 
fchlagenen Beltimmungen über die Bequartierung und Verpflegung 
ber Truppen bleibende Anordnungen erden; allein Stände waren 
damit nit einverftanden, teil fie biefelben, und insbeſondere bie 
Natural-Cinquartierungslaft mit der, aus den verfaſſungsgeſetzlichen 
Vorſchriften über gleihmäßige Iragung aller Staatölaften durch 
fümmtlihe Landeseinwohner fid ergebenden Forderung auf Umwand— 
lung der Pfliht zur ordinairen Bequartierung und Werpflegung ber 
Truppen in eine allgemeine Staatölaft nit für völlig übereinftims 
mend hielten. Cie genehmigten daher die Vorſchläge des Miniftes 
riumd überall nur mit mehreren Uenderungen, um fie jener order 
rung anzunähern, die Vorſchläge in Bezug auf Bequartierung und 


I) Ausfchreiben vom 7. Januar 1835 und 9. November 1844. Actenſtücke 
V. 2, S. 33, 777; VII. 2. ©. 13, 624. 


2) Actenflüde VII. 2. ©. 489, 982. 
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Verpflegung der Cavallerie und Artillerie inöbefondere aber nur vor— 
erft bid 30. Juni 1837, damit während dieſer Zeit weitere Unter— 
fuchungen über die Ausführbarkeit und Zweckmäßigkeit einer Gafer: 
nirung jener Waffengattungen angeftellt, und Erfahrungen über bie 
Wirkung der den Quartierwirthen beilligten Vergütungen gemacht 
werben könnten. Die Regierung nahm darauf fveitere Ermittelungen 
vor, fand fi durch diefelben aber in ihrer Anficht beftärft und bean« 
tragte demgemäk in ber eriten ‚Hälfte deö Jahres 1837 bei den 
Ständen die Fortdauer der 1834 getroffenen Einrihtungen 4). Wegen 
der nad dem Thronwechſel im Juni plößlidy eintretenden Wertagung 
und fpäteren Auflöfung der Stände fonnten biefe feine Erwiederung 
auf jenen Antrag geben, und in der folgenden Zeit ward er weder 
erneuert noch ein andrer Borfdlag von der Regierung gemadt. Da 
indek Etände nit nur 1834 anerkannt hatten, daß, falld vor dem 
1. Juli 1837 feine Vereinbarung zwischen der Regierung und ihnen 
zu Stande komme, die einſtweilige Yortbewilligung der. erforderlichen 
Geldmittel zur Bezahlung der zunächſt auf drei Jahre genehmigten 
Vergütungen für Bequartierung und Berpflegung der Gavallerie und 
Artillerie nad) den im 8. 140 des Grundgeſetzes enthaltenen Beſtim— 
mungen werde erfolgen müflen, fondern aud im 8. 150 des Ver: 
faffungögefeged von 1840 ausdrüdlid vorgefehen war, daß in Bezug 
auf die Ausgaben für dad Heer die beitchenden Vorſchriften und 
Grundfäße fo lange, bid ein Andred vereinbart fein würde, zur Nichts 
ſchnur dienen follten; und endlih der 8. 91 des Verfaſſungsgeſetzes 
von 1348 den $. 140 ded Grundgeſetzes hergeitellt hat: jo beiteht 
das Geſetz vom 21. October 1334 nebit den Ausſchreiben über 


= 


1) Dabei empfahl fie die Bewilligung einer höheren Beköſtigungs-Vergütung 
für die Quartierwirthe während der Grercierzeit. Da Stände auf die Miniftes 
rial-Vorſchläge ih überhaupt nicht mehr erflären fonnten, fo erhielt auch jener 
Vorſchlag ihre Benehmigung nicht, und als fie 1840 dad Erfordernih einer Er— 
leihterung der Quartierwirthe während ber Erercierzeit zur Erwägung der Res 
gierung ftellten, erflärte diefe 1841 fie für unnöthig. Actenftüde VI.3. &. 288; 
VII. 1. ©. 214. 
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Bezahlung der Kriegerfuhren nod immer fort. Doc läßt ſich dar— 
aus keineswegs ſchließen, daß die Stände der Beibehaltung deöfelben 
irgend geneigt wären; vielmehr gehen ihre Wünfche feit langer Zeit 
auf Gafernirung der Gavallerie und Artillerie. Schon 1819 erfuchten 
fie die Regierung um Erwägung der Zweckmäßigkeit diefer Maßregel, 
welche fie aud im ihrer eignen Mitte mehrmald zum Gegenftande 
reifliher und umfaffender Unterfuhung madten !), und tiederholten 
biefen Antrag in bald mehr bald minder dringender und umfaflender 
Meife ſowohl 1834 ald auch inöbefondere 1842, 1846 und 1848, 
indem fie fi felbft im Voraus zur Uebernahme der Koften erboten. 
Die Regierung dagegen ſprach ſich bis 1850 beftändig, ſowohl aus 
militairifhen fie aud finanziellen Rüdfihten, gegen die Gafernirung 
der Gavallerie und Artillerie aus 2); im Februar 1850 aber bezeugte 
fie den Etänden, daß, fobald die (damald) der Deutfchen Kriegsöver— 
faffung bevorftehenden organifhen Wenderungen, welche auch auf die 
Friedenöftärke, Formation und Dislocation der Hannoverfhen Caval- 
lerie und reitenden Artillerie weſentlichen Einfluß haben fönnten, 
erfolgt fein würden, unverzüglid auf die Verlegung jener Waffen: 
gattungen in fleine Städte und Flecken Bedacht genommen erden 


I) Actenttüde Bd. J. S. 293; befonderd die ftändifchen Commilfionsberichte 
S. 262 und 295. 


2) Die Hauptgründe der Stände find: Eine irgend gleihmäßige Vertheilung 
der Naturallaft fei bei den auf günftige Dertiichkeiten und die Quartierfähigfeit 
zu nehmenden Rüdlichten unmöglich, der Drud der Laft alfo ein hödft un— 
gleicher: die jetige Vergütung ungenügend, aber felbft eine weit höhere feine 
Entfhädigung für die gar nicht nach Belde zu ſchätzende häusliche Beläftigung ; 
und endlich die jetzige Einrihlung von fittenverderblichem Einflufle. Als Gegen» 
gründe hat die Megierung beſonders hervorgehoben: Die Cafernirung ſchade der 
Tüchtigfeit der Cavallerie, erfhwere zu fehr ihre nothiwendige Umlegung, made 
die freiwilligen Werbungen im biöherigen Maße und damit das jetige Beur— 
laubungsfpftem unmöglih, in Folge wovon denn aud der hierauf vorzüglich 
beruhende innere Haushalt der Negimenter nicht fortbeftehen fönne. Hieraus 
würden der General-Caſſe neue dauernde Ausgaben erwachſen; noch andre 
aber durch die Einrichtung und Unterhaltung der Gafernen, deren Bau einen 
Aufwand von mehr ald 1 Million Thater verurfachen werde. Wrtenftüde V. 2. 
©. 137; IX. 1. S. 990. 
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folle, vorauögeſetzt daß dort auf Zandeöfoften die nöthigen Gebäude 
zu gemeinfhaftlihen Kodanftalten für die Mannfchaft und zur Unters 
bringung der Königlichen Pferde vorgerichtet werden würden. Allein 
biö jet ift died nicht gefchehen, vielmehr hat die Regierung 1851 
ben Ständen noch erjt den Entwurf zu einem Geſetze über die beffere 
Vertheilung der ordinairen Bequartierung der Gavallerie und reitenden 
Artillerie vorgelegt, mweldes für die Zeit bis nad) erfolgter Aus— 
führung jener 1850 im Ausſicht geftellten Mafregel zur Anwendung 
fommen ſollte. Stände aber haben den Entwurf nit erledigt, 
theild weil fie überhaupt auf eine folhe Zwiſchenmaßregel, durch 
melde fie nur Verzögerung der immerfort vornämlid) gewünſchten 
Gafernirung befürdteten, einzugehen tvenig geneigt waren, theild weil 
über mehrere Hauptpunfte die Anfidhten der Cammern fehr von eine 
ander abwidhen. Sie haben daher 1853 den Antrag auf Vorlagen 
tvegen eined allgemeinen Gafernementd erneuert !). 

Die Geldleiftungen, welche durch das Gefeg vom 21. Dctober 
1834 auf die General-Caſſe gelegt wurden, veranfdlagte dad Mini: 
fterium auf jährlid rund 333,000 Pd; indeß find fie fait immer und 
zu Zeiten bedeutend unter biefem Anfchlage geblieben 2). in Theil 
der Zahlungen ift nämlidy zwar feit beftimmt, ein andrer und ber 
bedeutendfte, der für die Gavallerieverpflegung, aber fehr ſchwankend, 
indem auf deifen Größe fowohl die Zahl der in Natur belegten 
Quartiere, ald auch der Fourragepreis von entfheidendem Einfluſſe 
it. In Folge ber neuen Heered-Organifation var die Zahl der Quar— 
tieröportionen (nad) dem Soll-Etat) auf 3779, nämlid) 426 Dfficierd- 
portionen und 3353 ordinaire Portionen, feitgefeßt, denen vorerft 
noh für aggregirte Dfficiere und Pferdeärzte 15 Portionen hinzu— 


1) Actenſtücke XI. 1. S. 1026; Xi. 2. S. 1104; X. 4. ©. 945. 


2) In den 18 Jahren von 18%/;, find fie nur 4 mal, 1843/44 in Folge ber 
Goncentrirung ded 10. Bunded=Armeecorps bei Lüneburg, und in den theuren 
Jahren 1895/,, überfhritten, am beträdhtlichften 1846/45, um etwa 77,000 „P. 
Aehnliches wird wohl 18/5; geſchehen. 
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famen I), Bon 183%,, betrug der SolleEtat (die 208 Quartiers⸗ 
portionen im Hildesheimſchen, melde mittelft Gafernirung geleiftet 
werden, ungerechnet) nur 2556, umd von diefen wurden durchſchnitt— 
lih nur die Hälfte in Natur belegt, alfo 1278 mit Gelde reluirt, 
während der Anſchlag von 1834 nur 641 in Rechnung geftellt hatte. 
Ferner war in demfelben die tägliche Nation zu 6 ggr berednet, ein 
reis, der dem Durdfchnitte in den 15 Jahren 1817,,, (6gg 21, 5) 
faft gleichkommt, aber in den einzelnen Jahren ſich bedeutend anders 
ftellt, was zu Zeiten von großer Erheblichkeit ift, da ſchon ein Preis— 
unterfchied von Einem Pfennig für die Nation nad dem 1833 feft- 
geftellten geringften Beftande der dienftthuenden SKöniglihen Pferde 
jährlich über 2600 „PB beträgt. 


Im Einzelnen waren die auf die General-Caſſe übernommenen 
Leiftungen folgendermaßen veranſchlagt: 


I) Es hatten jährlich geleitet werben müffen: 
bon den althannoverfchen Provinzen 


1748 - 1758 .......... 5590 Portionen, 
— JJJ 5048 . 
ausſchließlich ber Artillerie).... 
ER 1780-1703 .......... 4758 B 
17995 —1800 .......... 4977 v 
(einſchließlich der Artillerie)... ... 1802—1803 .......... 4955 v 
1815— 1833 
für die Cavallerie ................... 4152 Portionen, 
Tr die ST I nenn 264 „ 
4416 „ 
nämlich 
bon den alten Provinzen . . . . . . . . ...... 3258 Portionen, 
bon den neuen Provinzen. . . . . . . . . ..... 1158 


Die Zahl der bis 1833 jährlich von den einzelnen Quartierwirthen in Natur 
geleiteten oder mit Geld reiuirten Quartiere ward 1837 von ber Regierung 
zu nur 2719 für die alten und 967 für die neuen Provinzen, überhanpt alfo 
au 3686 angegeben. Actenſtücke V. 2. S. 143. 
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Die für den Infanterie-Serpice 1833 feftgefetgte höchſte 
Summe von 76,306 wurde 1842 auf ben jeßigen Betrag von 
717,956 »P gebradt I). Sie darf nicht überfchritten und nur nad 
Bedarf für den 1833 vereinbarten Beftand der Infanterie verivendet 
werden?). In der Regel find aber jährlid) 2000 bid 4000 4 weni— 
ger, ald hätte gefchehen können, verbraudt; und in den Kriegsjahren, 
als ein großer Theil des Heeres mehrere Monate lang außer Landes 
var, wurden 1843 fait 50,000 „B und 1849 über 21,000 „PB 
eripart. 

Die übrigen im Jahre 1833 auf die Gaffe übernommenen, in 
ber obigen Zufammenftellung unter B. und C. aufgeführten 
Audgaben dürfen ebenfalld nur, fo meit fie niht in feften Summen 
beftehen, für den 1833 vereinbarten Beltand des Heeres und nad 
Bedarf gezahlt werden, ohne jedody übrigens auf ein innezuhaltendeö 
höchſtes Map befchränft zu fein. Die wirklichen Verwendungen find 
in den einzelnen Jahren aus den oben ſchon angebeuteten Gründen 
fehr ungleid; getvefen. Daß fie aber regelmäßig unter dem Anſchlage 
geblieben find, obwohl die unter B. aufgeführten Ausgaben in 17 Jah: 
ren 8 Mal den Anfchlag überfhritten haben, rührt hauptſächlich 
daher, daß die unter C. benannten Ausgaben um bad Dreifade zu 
hoch veranſchlagt find. 

Die Ausgabe für Fortſchaffung von Militair-Effecten 
durch Krieger- oder Frachtfuhren hat im Durchſchnitt der Jahre 
183%/,, den Anſchlag zwar etwas überſtiegen; dies hat jedoch ledig— 
lid) in den beträchtlichen Ausgaben des Jahres 1843/,, wegen bed 
Zagerd bei. Lüneburg und der Kriegöjahre 1848 und 1849 feinen 
Grund; ſcheidet man diefelben aus, fo haben auch biefe Audgaben 
den Anſchlag nicht erreidt. 





I) Bon 1839 bis 1842 flanden im Budget nur 75,726 ,B, weil die An— 
fhlagsfumme nie ganz gebrauht war: 1842 forderte die Negierung eine Er— 
höhung von 7298 .P gegen die Bewilligung von 1833, Stände aber bemilligten 
nur eine foldhe von 1650 ,P. 

2) Actenftüde V. 1. S. 211, 216, 416; V. 2. ©. 17, V. 3. ©, 315; 
VIII. 2. ©. 982. 

Lehzen, Staatshaudhalt. II. 13 
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Die nachfolgende Ueberfiht weiſet die Ausgaben genauer nad !). 
Unter der Rubrit: Gavallerie-Berpflegungdfoften find alle 
unter B. veranſchlagten Ausgaben, unter der Rubrif: Außerordent— 
lihe Serpiceleiftungen alle unter C. aufgeführten Ausgaben 


begriffen. 


1) Für das Jahr 184),, fehlen dem Verfafler die Nachmeifungen; doch 


bietet dasfelbe fhmwerlih viel Abmweichendes von dem zunächſt vorhergehenden 


und nachfolgenden Jahre dar. 


1.. 2. 
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Im Durchſchnitte haben alſo jährlich betragen: 

1) die Cavallerie-Verpflegungstoſten = 266,250 53 

2) die außerordentlichen Serviceleiſtungen — 10,467 43; 

3) bie Officierquartier-Vergütungen — 1367 5, ober nach Aus- 
fcheidung der Kriegöjahre 1848/,,, im melden ber Durchſchnitt 
5136 „PB geivefen ift, nur 175 $; 

4) die Vergütungen für Fortfhaffung von Militair » Effecten — 
4468 „PB, oder nad Ausfcheidung des Lagerjahrs 1843/,, und 
der Kriegdjahre 1895/,,, in melden fie durcfchnittlih 8899 PB 
betragen haben, nur 3104 . 


3. Militair : Aushebungs : Commiffionen. 


Die Koften für die Landwehr- und feit 1820 für die f. g. Militair- 
Gommiffionen waren bis 183233 zu jährlid 14,000 4 veranfdlagt 
und nad Bedarf zahlbar, jo jedod daf die feſtgeſetzten Gehalte der 
Commiffaire nicht überfchritten erden durften (oben S. 132). Bei 
ber Militairreduction von 1833 beantragten Stände die Verminde— 
rung bdiefer Pofition, worauf fie 1833, auf 11,000 4 Gonv.:M. 
und im folgenden Jahre auf 11,300 „PB Cour. gefeßt ward. Es 
wurden bamald und erden noch jet davon bie Vergütungen für 
das Perſonal der Militairaushebungd-Commiffionen beftritten. Diefe 
Commiſſionen follen (88. 25 und 26 des Milit.-Gefetzed von 1843) 
aus einem Diftricts-Commiffair, einem Militair-Commiffair (in ber 
Regel einem Staböofficier) und dem Verwaltungsbeamten des obrig— 
feitlihen Bezirkd, in meldem das Aushebungägefhäft vorgenommen 
wird, gebildet fein und bei ben vorzunehmenden ärztlihen Unterſu— 
hungen einen Militairarzt zuziehen. Won den 15 Diftricts-Commife 
fairen !) erhält jeder eine jährlihe Remuneration von 300 „P. Die 
Militair- Commiffaire und Aerzte aber erhalten Diäten nad den 1840 


I) Von den überhaupt vorhandenen 20 Bataillons haben die 5 Bataillond 
der Barde und des Leibregiments feinen befondern Aushebungd-Diftrict, fondern 
ihre Mecruten werden, wie die für die Artillerie und dad Ingenieur= Corps, aud 
allen 15 Diftricten entnommen. 
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und 1848 darüber getroffenen Beitimmungen. Außerdem erben bie 
Reifekoften ber Aushebungs- Commiffionen, Lokalmiethen, Drudkoſten 
und uͤhnliche fleine Auögaben, fo vie endlich die Koften des Unter: 
fuhungöverfahrend gegen auögetretene Militairpflihtige dabon beftrit- 
ten (88. 98 bis 100 des Geſetzes von 1843). Bon 1836),, an 
fourden auf ftändifhen Antrag auch die Koſten der Ablieferung des 
Gontingentd am Einftellungsorte, welche bis dahin nad) dem Militair- 
Aushebungsgeſetze von 1820 jeder obrigkeitliche Bezirk für die ihm 
angehörigen Wilitairpflihtigen zu tragen gehabt hatte, auf die Gene— 
ral-Caſſe übernommen, ba jenes nad der grundgefelihen Vorſchrift 
über die gleihmäßige Iragung aller Staatslaſten nicht ferner zuläffig 
fhien. Sie begreifen die Vergütung für den Unterbedienten, welcher 
bad Gontingent bis zum inftellungdorte begleiten muß (8. 101 des 
Geſetzes von 1843), die Ausgaben für etwa nothivendige Irandport- 
mittel, Wege-Brüdengelder u. dgl. Die Budgetſumme wurde des— 
halb anfänglid nicht erhöhet, aber für eine plus-minus-Rofition, 
beren Maß nur durch den wirklichen Bedarf befchränft ift, erklärt. 
ALS jedoch nad) ber Gafjen- Trennung die Regierung fit für 18%2/,, 
auf 12,000 ſetzte, fügten Stände bei der Bewilligung die Note 
hinzu, daß 1000 4 zur Beltreitung der Ablieferungsfoften zwar ala 
plus-minus-®ofition, dagegen 11,000 zur Beltreitung der übri— 
gen Koften der Aushebungs-GCommiffionen nur als pro maximo- 
Pofition, auf welhe zwar nad Bedarf, aber nicht über jenen Betrag 
hinaus angetviefen fverden dürfe, zu betradhten fein follten. Hierbei 
ift es bis jetzt geblieben, ungeachtet die Regierung 1852 die Erhöhung 
ber Pofition und ihre Verwandlung in eine plus-minus-®ofition 
beantragte I). Sie -vertheilt ſich auf die einzelnen Ausgaben etwa fo: 


1) Remunerationen der Diftrietd-Commiffaire......... 4500 P 
2) Diäten und Neifefoften der Aushebungs- Commiffionen 6000 
3) Unterfuhungsfoften, Büreaufoften ıc. . . . . . . . . . . . .. 500 — 
4: Wlieftrungeoegßfe 1000 « 

12000 4 


1) Actenſtücke II. 1. ©. 71, 115; IV. 1. ©. 98; V. 1. ©. 344; V. 3. 
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Im Zufammenhange hiemit ftehen 


4. die Vergütungen an Soldaten für Reifefoften von und nad) 
dem Garnifonorte. 


Bei der völligen Mittellofigkeit eines Theils der Recruten gaben 
einige Gemeinden den Bedürftigen ein fleined Zehrgeld, um zur Ein— 
ftellung nad) dem Garnifonorte und bei Beurlaubungen von bort 
nad der Heimath gelangen zu fönnen. Schon 1836, ald die Ablie— 
ferungöfoften des Gontingentd auf die General: Gafje übernommen 
fourden, ftellten Stände die Abhülfe der hieraus erwachſenden Be: 
ſchwerden zur Erivägung des Minifteriumsd, und erboten ſich 1848, 
die aus Bewilligung eined angemefjenen Reifegelded entftehenden Aus: 
gaben auf die General-Steuer:Gaffe zu übernehmen. Demgemäß 
erhält feit 185152 jeder eingeſtellte Militairpflichtige, welcher nach 
dem Garniſonorte oder der Heimath mehr als 6 Meilen zurückzulegen 
hat, für jede Meile 1 ggr. Die jährliche Ausgabe dafür beträgt etwa 
4100 F, wovon die Kriegs-Caſſe 500, und die General=Gaffe 
3600 „PB zu tragen hat }). 


5. Zuſchuß zur Etappenverpflegung fremder Truppen. 


Durd Art. 6 ded Wiener Vertragd dom 29. Mai 1815 räum- 
ten Hannover und Preußen ſich gegenfeitig Militairftraßen ein, hin— 
fihtlid; deren dad Nähere durd den Bertrag vom 6. December 1816 
beftimmt wurde. Won den beiden Strafen, melde Hannover geitat: 
tet hatte, verzichtete Preußen auf den Gebraud der einen (aud ber 
Altmark über Gifhorn und Celle nah Minden) in Friedenszeiten 
gänzlih, und tenngleih ihm dafür eine dritte (von Heiligenſtadt 
über Nörten, Einbed, Alfeld und Coppenbrügge nad) Minden) zuges 
ftanden ward, fo wurde doch zugleich feitgeletzt, daß diefe Straße nur 


S. 315; V.4 ©. 50, 552; V. 5. ©. 298, 533; VIN. 1. ©. 938; XI. 4. 
©. 238, 945. 

1) Actenftüde V. 4. ©. 552; IX. 1. ©. 1070; XI. 2. ©. 276, 1200; XI. 4. 
©. 238, 945. 
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ſelten und nie zum Marſche ſtarker Truppencorps gebraucht werden 
ſollte, weshalb auch auf den dortigen Etappenorten dauernde Einrich— 
tungen nicht getroffen zu werden brauchten. Dagegen mußten ſolche 
auf der Straße von Halberſtadt nad; Minden an ben diesſeitigen 
Etappenorten im Fürftenthume Hildedheim und in den Wemtern Cop— 
penbrügge und Hameln gemadt, namentlid Baraden zur Aufnahme 
ber Truppen errichtet, in Hildesheim ein Etappen-Commiffair und 
ein Rechnungsführer beftellt iverden u. f. wm. Die Koften fallen 
ber hiefigen Regierung zur Lat, mit Ausnahme der Vergütungen, 
welche vertragsmäßig die Königlich Preußiſche Regierung für die 
Bequartierung und Verpflegung der Truppen, fo wie für die Leitung 
des Vorſpanns und der Stellung von Fußboten zu zahlen hat. Da 
diefe Vergütungen aber feine völlig ausreichende Entſchädigung gewäh— 
ren, fo wird ben Quartierivirthen, welche die Verpflegung und jene 
fonftigen Leiſtungen zu befchaffen haben, eine Zulage nach feiten 
Sätzen aus der General-Gaffe gegeben, welche, was die Vergütung 
für Beföftigung der Unterofficiere und Mannſchaft betrifft, alddann 
erhöhet wird, wenn der Himten Roden 1 „P ober mehr koftet }). 

Die Ausgaben für diefen Gegenftand beliefen ſich in ben erften 
Jahren, wegen der ftarfen Truppenbeivegungen und der hohen Lebens— 
mittelpreife, gewöhnlih auf 12 bis 14,000 ; nachher fanfen fie, 
wenn aud nicht immer gleihmäßig, meiftens auf 4 bis 5000 „P, und 
feit Mitte deö vorigen Jahrzehends betragen fie in der Negel nur noch 
die Hälfte diefer Summe, da bie meiften Preußifhen Truppen auf 
den Gifenbahnen befördert werden 2). 


1. Künftig wegfallende Ausgaben. 


Bon den fünftig wegfallenden Ausgaben für dad Militair, welche 
im Gapitel XV. M 4—8 des Ausgabe» Budgetd aufgeführt ftehen, 


I) Actenftüde Bd. I. ©. 327; II. 1. ©. 310. 
2) Mctenftüde X. 1. ©. 710. 
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ift oben bei andren Gelegenheiten ſchon die Rede geivefen, und daher 
hier nur darauf zu bermeifen: 
1. Beihülfen für Militair- Wittiven und Waifen, und für arme 
Legionaird (S. 169). 
2. Zufhuß zur Hospital- und Militair-Unterſtützungs-Caſſe 
(S. 168). 
3. Zahlungen in Folge der Rebuctionen von 1820 (S. 139) und 
1833 (€. 147). | 
4. Zahlungen wegen der Augmentationen bon 1848 und 1849 
(S. 153). 
5. Zuſchuß zu den Ausgaben ber Officier- Penfiond - Eaffe (S. 165). 


Abſchnitt IL. 
Außerordentliche einmalige Ausgaben. 


Einige auferordentlihe einmalige Ausgaben find oben ebenfalls 
fhon erwähnt, 3.8. bie Bewilligungen für bad Armee-Materiell und 
den Bau des Zeughaufes (S. 161, 163), für den Bau des General: 
Militairhoöpitald (S. 157, Note 1), für dad Lüneburger Lager (S. 185, 
Note 2) u. ſ. w.; einige andre aber müffen hier nod) erläutert erden, 
da fie auf den Haushalt nit nur ihrer Zeit Einfluß geäußert haben, 
fondern in den Folgen noch immer von Bedeutung für denfelben find. 
Dahin gehören bie Audgaben für die Kriegörüftungen in den Jahren 
1830,33 und 1840/,5, fo wie die Kriegöfoften der Jahre 1843/49. 

1. Die Ereigniffe der Jahre 18305, (S. 160) veranlaften eine 
außerordentliche Ausgabe von mehr ald 1,100,000 „B, wovon ein 
beträchtliher Theil zu den Koften der Approvifionirung der Bundes— 
feftungen Mainz und Zugemburg I), und der Rüftung und Bereit- 
haltung des bieöfeitigen Contingents zum Schutze der Bundeöfeftung 


I) Dazu mußte Hannover bid Mai 1831 = 65,581 „P 18 ger beitragen. 
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Luxemburg verwendet wurde I). Zur Dedung diefer letztern Koften 
beivilligten Stände aus der General-Steuer-Caffe 350,000 +8 2). 
Hiervon wurden 220,000 4 durch Anleihen 18313, herbeigefhafft, 
130,000 „B aber von ber Königlihen General» Eaffe vorgefhoffen. 
Mit der Eaffen-Bereinigung von 1834 erloſch diefer Vorſchuß, bei 
der Gaffen- Trennung bon 1840 aber lebte er fvieder auf und wurde 
der Zanbed-Gaffe auf die zur Verwandlung von Schulden der frühe- 
ren Söniglihen General= Caffe verwandten Mittel angerechnet 3). 
Bon dem Aufwande wurden bei der Bundeöverfammlung 552,383 FI. 
Rhein. ald Koften der Lugemburger Expedition liquibirt, aber bon 
ihr nur 342,961 Al. ald zur Erftattung geeignet anerfannt, wovon 
Hannover für feinen Theil 40,851 Fl. zu tragen hatte. Die von 
den andren Bunbedftaaten zu erftattenden 302,110 Fi. find in ben 
folgenden Jahren bezahlt und, nad Abzug der Uebermachungskoſten, 
zur Schuldentilgung verfvandt worden A). 

2. Die Rüftungen ded Jahres 1840 und die Vermehrung des 
Heeres, bejonderd der Gavallerie, hatten außer ben oben (S. 161) 
erwähnten Verwendungen für Materiellvorräthe aud noch anfehnlidye 
Ausgaben für die Augmentation herbeigeführt, von denen Stände, 
meift erſt nady längeren Verhandlungen, den Haupttheil bemilligten, 
wogegen ber Reſt, ſoweit er nicht durch Wiederverfauf der angefchaff: 


I) Anfangs folte Hannover faft fein ganzes Bundes» Contingent ftellen; 
auf Begenvorftellung aber wurde feine Leitung auf eine Divifion von etwa 
6500 Eombattanten herabgefeßt. 


2) Die Regierung hatte 600,000 4 gefordert; davon betilligten Stände 
250,000 F als Credit für den Fall, daß bis zu ihrer Wiederverfammiung mit 
den zunächft bemwilligten 350,000, nicht auszureichen fein follte (Schreiben vom 
31. Mai und 23. Juni 1831). 


3) Actenſtücke V. 1. ©. 738; VI. 3. ©. 572. Die rechtlihe Verpflichtung 
der General= Steuer=Gaffe zur Lebernahme diefer 130,000, fheint 1840 nicht 
in Frage gefommen, wahrfdeinlih mweil man überfah, daß 1831 bei der Bewil— 
ligung ber 350,000 „PB die Goncurrenzpflicht der Königlihen Caffe ausdrücklich 
nur wegen ber in Ausficht ftehenden Gaffen= Bereinigung mit Stillfhmweigen 
übergangen war. 


4) Actenftüde VI. 3. S. 592, 509; VII. 1. S. 28, 29. 
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ten Gegenftände gedeckt wurde, von ber Kriegs-Caſſe getragen werden 


mußte. Es wurden nämlid): verausgabt alſo aus der Ge⸗ 
1) für die große Mondirung der Augmen⸗ „rs — 
tationsmannſchaft . ... ........... 43,167 $ 
worauf jedoch zur Erftattung famen 14,000 » 
f jedod) zur Erftattung 29,167 8 
2) für 539 Augmentationd- Pferde.... 67,697 P 
worauf zur Eritattung famen ... 40,980 » 
PARSE IE 2 ONE ae; 
3) für Unterhaltung der Yugmentationds 
mannfchaft bis 30. Quni 1842 .... 167,366 »P 
wovon Stände die Koften für Un— 
terhaltung der Augmentations-Ca— 
vallerie im Juni 1842 nicht beiil« 
J..... 10,186 — 
— — — 157,180 » 





überhaupt — 213,664 H, 
welche bei Auseinanderſetzung der Caſſen in den Jahren 1840/,, der 
General» Eteuer-Caffe auf den ihr gebührenden Theil der Ueberſchüſſe 
von 1839,, angerechnet wurden 1). 

3. Die friegerifchen Ereigniffe der Jahre 184850 und befonders 
der Krieg mit Dänemark haben einen außerordentlihen Aufwand 
von fat 3 Millionen Ihaler veranlaft ?). Derfelbe läßt fid) in fol- 
gende Theile zerlegen: 


— ve. 


1) Actenftüde VII. 1. S. 735, 996; VII. 2. ©. 15, 885; Staatöhaushalt 1. 
©. 402. 
2) Als die Stände 1846 der Megierung ihre lebhaftefte Theitnahme an dem 
Schickſale der Herzogthümer Schieöwig=Holftein, fo wie ihren Dant für bie 
Mitwirfung der Regierung zu dem Bundeöbeihluffe vom 17. September 1846 
bezeugten, erfuchten fie diefeibe zugleich, fräftig fortzufahren, auf vollffändige 
Ausführung jened Bundesbefchluffes und bamit auf Erhaltung der Seibfiftän- 
digfeit und deutſchen Nationalität in den erwähnten Ländern, und folgemweife 
der Ilnverletzlichfeit bed gemeinfamen Waterlandes mit allen ihr zu @ebote 
ftehenden Mitteln hinzuwirfen. Das Land und die Stände — fo fchloffen diefe 
ihr Schreiben vom 26. November — werben, fo viel an ihnen ift, alle in biefer 
Richtung liegenden Mafregeln der Königlihen Regierung jederzeit mit Freuden 
zu unterftügen bereit fein. Actenſtücke VII. 3. S. 1451. 
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I. Außerorbentlihe Koften ber Rüftungen, fo ivie ber Feldzüge 
von 1848 und 1849 und der Sendung eined Iruppencorpd nad) 
Altenburg 1843, ,,, beögleihen der Kriegsbereitſchaft bis zum Schluſſe 
beö Jahres 1850 1). 

A. Verivendungen für die Hannoverfhen Truppen 
1) vom 1. März 1848 bis 31. October 

1849, nad) Abzug ber für wieder ver- 

faufte Artillerie- und Trainpferde ge: 

löfeten 66,134 PB 3 ggr 8 & und ber 

bon der Kriegs-Caſſe getragenen 





DI BN iin 2,300,043.$ 69 68 
2) vom 1. November 1849 bis 30. Juni 

416,120 u — n — u 
3) nachträglich für die Zeit vom 1. März 

1848 bid 30. Juni 18509) ....... 24,626» 13 u An 


4) vom 1. Juli bis 31. December 1850, 
nad) Abzug von 22,670. 19 3 5 
für verkaufte Pferde 5) ............ 24,130 2» Tu 


2,165,572.8 229 5% 
B. Für Transport und Berpflegung Dä— 
niſcher Sriegögefangenen zu Stade 
JJ EI 5574 20 u» —u 


— 2,171,041, à 18 59 


I) Außerdem die vom 1. Januar 1851 an auf dad Budget übernommenen 
temporairen Zahlungen (f. oben ©. 153). 

2) Für die Augmentation von 1840/55 verwendete die Kriegs-Caſſe (oben 
S. 151) jährlih etwa 90,000.P. Da dieſe Koften vom 1. März 1848 an auf 
den außerordentlihen Kriegskoſten-Fonds übergingen, fo gab zu biefem bie 
Kriegdö= Kaffe den viermonatlihen Antheil der Erfparung — 30,000 „PB. Acten⸗ 
ſtücke X. 1. ©. 653, 1634. 


3) Actenftüde XI. 1. S. 996. 
4) Actenfüde XI. 4. ©. 556, vergl. X. 2, ©. 671. 
5) Actenflüde XI. 2. S. 17. 
6) Actenſtücke XI. 2. S. 671. 


203 


lebertrag = 2,7711,047.P 18 59 
C. Matricularbeitrag zu der durch Ber- 
orbnung des Meichöveriveferd vom 
27. November 1848 ausgeſchriebenen 
Umlage von 1 Million Ihaler zur 
Verpflegung ver Reihötruppen !).. 41,066. 12» Au 
D. Zahlungen an Dänemarf in Folge 
bed Malmöer Warfenftillftandes 2)... 67750 23 Tu 


2,818,990 9 6 45 
I. Koften der Aufftellung eined Irup: 
pencorp8 an der Kurhefliihen Gränze in 

den letzten Monaten ded Jahres 18503)... 11,59" Tu Bu 
IM. Koften der militairifhen Sicher— 
heitömaßregeln, welche in den Elbprovinzen 
auf Anlaß der Auflöfung des Schleswig— 
Holiteinfhen Heered im Januar und Februar 

1851 ergriffen wurden 9) .............. 6202» 9 In 


überhaupt — 2,336,135 »P 23 gg 1% 


Außerdem iſt für Verpflegung nicht» Hannoverfher Deuticher 
Truppen im hiefigen Königreiche bei ihrem Durchzuge nad) oder von 
Holitein eine beträchtlihe Summe vorgefhoffen, aber zum größten 
Theile bereitö erftattet. Ob der Rüditand noch zu erlangen fein wird, 
ift micht zweifellos. 


1) Actenftüde XI. 1. ©. 349. 

2) Actenftüde XI. 1. S.1186, 1620. Außerdem wurde benjenigen Hanno— 
beranern, weldhe für die auf Grund des Malmder Waffenftilftandes erfolgte 
Freigebung ihrer Schiffe an die Dänifhe Priſen-Commiſſton Unkoſten hatten 
bezahlen müflen, oder welche für ihre Dänifcher Seits Tediglih wegen der Con— 
demnirung verfauften Ladungen nicht den vollen Facturaweith erftattet erhalten 
hatten, das Bezahlte und beziehungsmeife zu wenig Empfangene vergütet (im 
Ganzen etwa 3400 ). 

3) Actenftüde Xi. 2. ©. 17, 756. 

4) Mctenftüde XI. 2. S. 1081, 1259. 
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1. Als 1848 und 1849 mehrmald Deutſche Truppen im Reichs— 
bienfte durch das hiefige Land nad KHolftein oder wieder zurüd mar- 
fhirten, mußte denfelben auf Verfügung des Reihöminifteriumd Duar- 
tier, Verpflegung und mande andre Leiftung gewährt werden. Da 
bie Quartierwirthe hierfür nur auf Anordnung ber Reichsgewalt aud- 
gegebene Bond erhielten, deren Einlöfung nidyt zu erwirken tar, fo 
wurde ihnen aus Billigfeitögründen von unfrer Regierung mit ftän« 
bifher Genehmigung vorſchußweiſe aus der General=Caffe Bezahlung 
geleiftet, wofür 66,606 .P Yggr 3 & nad und nad) verauögabt wur— 
den, Alle Verſuche, die Erftattung des auf dad Jahr 1848 fallenden 
Theild diefer Borfchüffe (31,136 „PB 3 ggr 11%) von der Reiche: 
gewalt zu erlangen, blieben frudtlos, indem durch eine Verfügung 
des Reihöminifteriumd vom 15. Januar 1849 alle derartige Aufiven- 
dungen einzelner Staaten für Reſt ſache erklärt und ihre Liquidation 
einer fpätern Zeit vorbehalten wurde, welche nod immer nicht erfolgt 
it. Bon den Staaten, für deren Truppen der Vorſchuß geleiftet 
war, erjtatteten ihm jedoch die Großherzoglich Heflifhe und die Bremen- 
fhe Regierung (zufammen 4293 „B 22 ggr 11 5), fo daß jet nur 
nod gegen 27,000 »P auöftehen. Die Vorfhüffe von 1849 und 
1850 dagegen zum Betrage von 35,560 P 5 gar 4 & find (1853) 
bid auf die Summe von 11,400 , welche Kurheſſen zu zahlen hat, 
erftattet worden }). 

2. Eben fo wurden die Koften für Bequartierung und Verpfle— 
gung der Defterreihifchen Truppen, welche am Ende des Jahrs 1850 
und 1851 durch dad hiefige Königreicd nad) Holftein marfdirten, auf 
Antrag der Stände den Quartiertirthen vorſchußweiſe bezahlt, mas 
eine Ausgabe von etwa 84,000 „PB veranlafte, die jedoch ſchon im 
April 1853 bis auf einen Betrag von 1000 „P, über melden bie 
Liquidation noch ſchwebte, erſetzt waren 2). 


I) Actenſtücke XI. 1. ©. 396, 532; XI. 2. S. 2022, 2143; XI. 1. S. 351, 
396, 532: Xl. 5. ©. 545. 


2) Mctenftüde XI. 4. ©. 555, 1022; XI. 5. ©. 546. 
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Die Geldmittel zur Beftreitung dieſer außerordentlihen Ausga— 
ben find — abgefehen von ben Zahlungen in Folge ded Malmöer 
Waffenftillftandes, melde 1850,, aus ben Ueberſchüſſen ber Vor: 
jahre geleiftet wurden — burd; Anleihen gebedt, nämlidy durch die 5- 
und 4l/zprocentige von 1848, melde ſchon 1850 in eine Aprocentige 
verwandelt wurde, und burd bie fpäter ald Darlehn verbrieften Bor: 
fhüfle aus dem Domanial- Ablöfungdfonds !). 


1) Actenftüäde XI. 1. ©. 349; XI. 2. S. 163, 165. — vergl. auch Staatd- 
haushalt I. ©. 35. 


Adıte Abtheilung. 
Das Juſtiz-Miniſterium. 


Seit Anfang des vorigen Jahrhunderts bis zum 1. October 
1852 haben in den hieſigen Landen für die Rechtöpflege drei Inſtanzen 
beftanden. Die hödfte war und ift nody bad Ober: Appellationsgericht 
zu Gelle; die zweite bildeten Mittelgerichte verſchiedener Art; die 
unterfte Inftanz waren die Aemter oder ihnen gleichftehende landes— 
herrliche Behörden andren Namens und die Patrimonialgeridte 1). 

Dad Dber-Appellationdgericht, 1711 geftiftet, erhielt 1713 
feine gefetzlihe Begründung und wurde durd ein Kaiferlidied Privi— 
legium vom 16. Auguft 1716, welches die Appellationen an bie 
Reichögerichte unterfagte, beftätigt. Es war damald mit einem Prä« 
fidenten, einem WBice-Präfidenten, neun Räthen, einem Brotonotar 
und drei andren Gecretairen beſetzt. Nachdem fein Wirkungskreis 
durch Vergrößerung der Kurlande ſich erieitert hatte, wurde ihm 
1733 eine verbefferte Einrichtung gegeben. Neben Vermehrung feiner 
Mitglieder um zwei Näthe und einen Secretair ward beftimmt, daß, 
während bis dahin alle Geſchäfte in einer ungetrennten Berfammlung, 


I) Es ift bier nur von den weltlichen bürgerlihen, aber weder von den 
geiftiihen noch bon den militairifhen @erichten die Rede. Leber die erfteren 
f. Abtheil. IX. A 3, und über die letzteren Abtheil. VI. AZ 1. 1. A. Auch 
von einigen befondren @erichtöbarteiten, z. B. über bie nicht regierenden Mit: 
glieder des Königlihen Haufes, über die Standeöherren, von der Berichtöbarfeit 
bed Hofmarfhallamtd und der Univerfität Göttingen, fo wie bon der abweichen— 
den ®erichtöverfaflung einiger Gegenden, 3. B. des Landes Hadeln, ift hier ab» 


gefehen. 
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im Plenum, betrieben waren, fie fünftig bid auf das Urtheil nad 
erfannten Proceffen in Abtheilungen (Appellationdfenaten), deren zwei 
eingerichtet wurden, behandelt werden follten. Schon 1740 aber 
wurde dad Gericht durdy noch einen Vice-Präfidenten und drei Räthe 
verftärft umd blieb in diefer Verfaſſung bid zur Franzöfifch- Weftphä- 
liſchen Herrſchaft. Während derfelben beftand ed ald Appellationdhof 
gewiffermaßen fort; nad ihrer Befeitigung aber wurde ed ganz in 
feiner früheren Verfaffung hergeftellt und feine Competenz auf bie 
felt 1803 neu erfoorbenen Zandeötheile erftredt. Dadurd ward eine 
Erweiterung und Berbefferung erforderlich, welche ed 1818 erhielt }). 
Die Zahl feiner Räthe wurde um vier vermehrt; und ftatt der bis— 
herigen zwei Appellationdfenate wurden brei errichtet, von benen je 
zwei einen Urtheilöfenat bildeten, welcher regelmäßig an die Stelle 
ded Plenums trat. Im Jahre 1840 wurde für die Berufungen in 
peinlihen Straffahen ein beiondrer (Criminal-⸗) Senat beim Dber- 
Appellationdgerichte gefchaffen, der anfangs aud 5, von 1847/,. aber 
aus 7 Räthen beftand und feit Einführung der neuen Gerichts— 
Berfaffung einen Bice-Präfidenten erhalten hat, wogegen Einer der 
Räthe auögefallen if. Das Gericht zählt alfo jetzt 1 Präfidenten, 
3 Vice-Präfidenten und 24 Räthe, wovon 16 durd die Landfchaften 
präfentirt erden, was jedoch nad) der von der Regierung twiederholt 
ausgeſprochenen und von den Ständen gebilligten Abfiht aufgehoben 
werden ſoll 2). Außerdem ift dem Über » Appellationögerichte feit 


I) Darüber ward mit den proviforifhen allgemeinen Ständen verhandelt, 
wie über die urfprünglihe Einrihtung und über die Berbefferung von 1733 
mit den bamaligen Landſchaften berathen mar. 

2) Es if immer dahin geftrebt, daß möglichft gerade zu Zweibrittheilen der 
Rathitellen den Landfhaften das Bräfentationdrecht zuftehe. Setzt präfentiren 
diefeiben zu 12 WHathftellen in den Givilfenaten und zu 4 im Griminalfenate. 
Bon jenen erfteren präfentiren die Calenberg-Grubenhagenſche, die Lüneburgſche 
und die Bremenfhe Landſchaft je zu zwei Stellen, die Hoha-Diepholzſche, die 
Verdenfche, die Dönabrüdihe (unter Theilnahme von Meppen, Bentheim und 
Zingen), die Hildesheimſche und die Dftfrieflfhe je zu einer Stelle. Zu den 
4 Stellen im Griminalfenate wirb von allen Zandfchaften nad einer durch das 
2008 beftimmten Reihefolge präfentirt. Actenſtücke l. S. 388, 406: VI. 2. ©.45; 
v1. 3. ©. 279; VII, 3. ©. 956, 1396, 1494, 1995; f. auch oben ©. 60. 
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1. October 1852 die DOber-Staatdanmwaltfchaft beigeorbnet, wovon 
naher die Rede fein wird. Dad Linterperfonal aber befteht jetzt 
aus 4 Serretairen, 6 Gerichtsvoigten und vorläufig nod 5 Eanzliften. 

Die in der Dber-Appellationögerihtö- Ordnung von 1713 fid 
gründende Eintheilung der Mitglieder ded Iribunald in eine. abliche 
und in eine gelahrte Bank, die letzte gefeßliche Ausnahme von der Regel, 
daß bei Belegung der Staatdämter der Unterſchied der Geburt nicht 
in Betracht fommen fol, ward 1848 aufgehoben }). 

Auch der die freie Wahl bei Befegung der Stellen beſchränkende, 
durch ein landeöherrliched Refeript vom 13. Juni 1778 feitgeitellte 
Grundfat, daß die Mitglieder des Ober-Appellationsgerichts regel- 
mäßig nur aus den Mitgliedern der höheren Juſtiz-Collegien genom— 
men werden follen, fcheint nad) dem von ben Ständen 1847 aus— 
geſprochenen Wunſche nicht mehr zur Anwendung gebracht zu werben 2). 

Eine vorübergehende Einrihtung bei dem Ober-Appellations— 
gerichte fvar der Netardatenfenat, eine bemfelben Lediglich zu dem 
Zivede zeitweilig beigeorbnete Abtheilung, um bie allmühlig ange- 
wachſenen Nüdftände zu erledigen, welche bon ben regelmäßig vor— 
handenen Mitgliedern des Gerichts nicht bewältigt werden konnten, 
zu deren Aufarbeitung aber die bei andren Behörden üblihen Mittel 
niht anivendbar waren, weil beim Ober-Appellationsgerichte gefetzlic) 
feine außerordentlihe Räthe oder Afjefforen (und Auditoren) angeftellt 
fein dürfen. Der Retardatenfenat hat vom October 1842 bi8 Mai 
1844 beftanden und feinen Zweck raſch, volftändig und zu großem 
Vortheile einer pünftlihen Rechtspflege erfüllt 3). 


I) Mctenftüde IX. 1. ©. 972, 1046. Uebrigens hatte fhon bie Ober-Appel— 
lationögerichtö» Ordnung von 1713 beftimmt, daß die adlihen Käthe nicht weni» 
ger ald die gelahrten mit genugfamer und zu gehöriger Verwaltung ihres Amts 
erforberliher Erudition verfehen fein follten., 


2) Actenftüde VII. 3. S. 1998. 


3) Wctenftüde VII. 1. ©. 637, 991; VIII. 2. ©. 842. Die Stänbe hatten 
fhon 1837 Mafregein zur Erledigung der Rüdflände dringend empfohlen. 
Actenftüde V. 5. S. 523. 
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Mittelgerihte waren vor 1803 die Juſtiz-Canzleien und bie 
Hofgerichte zu Hannover, Gele, Stade und Hildeöheim; die Land- 
und Zuftiz- Canzlei zu Osnabrück und dad Dber +» Landeögericht zu 
Aurih. Nach Vertreibung der Fremdherrſchaft wurden J Juſtiz— 
Ganzleien, zu Hannover, Göttingen, Celle, Stade, Hildeöheim, Osna⸗ 
brüd und Aurid angeordnet; die Hofgerichte zu Hannover, Gelle und 
Hildeöheim, welche mit den dortigen Ganzleien concurrirende Juris— 
bietion gehabt hatten, blieben aufgehoben; dad Stader Hofgericht 
dagegen wurde einteilen wieder ind Leben gerufen, jedoch 1832 mit 
der Juſtiz-Canzlei verſchmolzen. Die Ganzleien hatten vormald mit 
den Regierungöbehörden, deren Mitglieder in gewiffen Füllen in jene 
ftimmführend eintraten, in mehr oder minder genauer Verbindung 
geftanden; dies hörte bei Errichtung der Juſtiz-Canzleien ganz auf. 
Bei den Hofgerichten hatte ed nie Statt gefunden !). 

Nach Regelung der ftandeöherrlichen Berhältniffe in der Graf: 
Schaft Bentheim und im Herzogthume Arenberge Meppen wurden 1824 
und 1827 für bdiefe Bezirke, welche bid dahin zum Sprengel ber 
Dönabrüder Juſtiz-Canzlei gehört hatten, befondre ſtandesherrliche 
Juſtiz-Canzleien errichtet, von welchen die Bentheimfhe 1848 nad) 
Abtretung der ftandeöherrlihen Regierungörechte an die Landesherrſchaft 
in eine Königlidye Behörde verwandelt wurde 2). 

Die Juſtiz-Canzleien waren in bürgerlihen Rechtöſtreitigkeiten 
die Appellationd- Inftanz, und für Perſonen und Sadıen, welche eined 
befreieten Gerichtsſtandes genofjen und nit unter geiftlidyer Gerichts— 
barkeit ftanden, die erfte Inftanz. Der bevorzugte Geridtöftand follte 
nad) den Vorſchriften des Grundgefeed und des Verfaſſungsgeſetzes 


1) Zu den Stellen der Hofgerihtö-Affefloren (Käthe) hatten die Brovinzial- 
Landſchaften zu präfentiren gehabt, welches Recht nun auf Nathftellen bei ben 
Juſtiz-Canzleien übertragen und zum Theil auch den Provinzial» Ständen in 
den neuertworbenen Landestheilen gleichfalls beigelegt wurde. Mit Einführung 
der neuen @erichtöverfaflung hat e6 aufgehört. 

2) Die Gräflich Stolbergihe Eanzlei der Grafſchaft Hohnſtein war eine 
zwiſchen der Juſtiz-Canzlei zu Göttingen und den Hohnſteinſchen Untergerichten 
fiehende Mittelinftanz. 

Lehzen, Staatöhaushalt. II. 14 
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von 1840 beſchränkt werden; es geſchah dies aber erſt 1847 und 
überdieß nur unvollſtändig und vorläufig, da bie Regierung die ver— 
faffungdgefeglihen Vorſchriften in möglichſter Beſchränkung auffahte, 
und die Gammern über ben Umfang, in welchem ber befreiete Gerichts: 
ftand beibehalten erben follte, fi nicht einigen fonnten. Dagegen 
wurde er 1848 ganz aufgehoben Y), und damit zugleich die Aufhebung 
der 1823 den Yuftigz-Ganzleien beigeordneten Pupillen-Collegien für 
die Vormundfhaften und Guratelen Gauzleifäffiger, fo mie für die 
Güterverwaltung in Concurfen derfelben im Grundſatze ausgeſprochen 2). 

In Polizei⸗Strafſachen wurden, unter gleichzeitiger Aufhebung 
des in diefen Sachen bis dahin beftandenen befreieten Gerichtöftandes, 
burd das Geſetz vom 1. Juli 1848 die Juſtiz-Canzleien ftatt der 
Landdrofteien zur Berufungs-Inſtanz erklärt 3). 

In peinlihen Sadyen waren die Juſtiz-Canzleien regelmäßig die 
erfennenden Behörden, während die Unterfucdungen von den Unter: 
gerihten geführt wurden. Ausnahmsweiſe waren fie für Canzlei— 
fäffige auch die Unterfuhumgöbehörden, und die Stadigerichte, welchen 
Griminaljuriödiction zuftand, aud bie erfennenden Behörden in allen 
Etraffällen, wenn fie mit wenigſtens brei rechtögelehrten Richtern 
befegt waren, fonft nur in Fällen, welche feine härtere ald 14tägige 
Gefängnißftrafe nah fih zogen. Dagegen hatten die Parrimonials 
gerichte der Gutsbeſitzer und Geiftlichteit feine peinliche Gerichtöbarteit, 
felbft nit die Unterfuhung 9). 

Appellation in Griminalfahen war nur in wenigen Audnahmd- 


I) Auch bie den Confiftoriaibehörden zuſtehende ftreitige und freiwillige 
@erihtöbarfeit, mit einftweiliger Ausnahme der Ehe- und Verlöbnißſachen, 
wurde vom 1. September 1848 an auf die weltlichen Lintergerichte übertragen. 

2) Actentüde VII. 3. ©. 381, 1628; IX. 1. ©. 914, 1104. Die wirkliche 
Aufhebung erfolgte im nädften Jahre, fo wie die Geſchäftélage es geftattete. 
Bei der Juſtiz-Canzlei zu Aurich hatte fein Pupillen » Collegium beftanden. 

3) Actenftüde IX. 1. ©. 876, 1046, 

9) Eine Ausnahme machten die bundesgeſetzlich geficherten @erichte der 
Standeöherrn und die Berichte der Brafen zu Stoiberg im Hohnſteinſchen, deren 
Canzlei den ftädtifchen Berichten gleichgefett war. 
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füllen geſtattet; wurde eine meitere Vertheidigung gegen dad Straf— 
ertenntniß zur Hand genommen, jo hatte bdiefelbe Behörde, melde 
dad angefochtene Urtheil gefällt hatte, aud das zweite zu ſprechen. 
Erit von 1823 an wurde ein förmliches Rechtsmittel der weiteren 
Vertheidigung eingeführt, über welches, wenn das erfte Ertenntnif 
bon einem Stadtgerichte ober der Hohnfteinfhen Ganzlei geſprochen 
war, die vorgefetzte Juſtiz-Canzlei, wenn ed aber bon einer Juſtiz⸗ 
Ganzlei gefällt war, eine andre Juſtiz-Canzlei zu erkennen hatte. 
Dagegen wurde die Beftätigung des Yuftizs Departements des Gabinets« 
Minifteriums, melde bid dahin bei allen Straf» Erfenntniffen nöthig 
geweſen war, beſchränkt. Allein dad Nechtömittel, weit entfernt den 
davon gehegten Erwartungen zu entfpredyen, erwies fid geradezu als 
nadjtheilig für die Criminal-Rechtöpflege, und dad Bedürfniß feiner 
MWiederbefeitigung wurde nad) Vollendung des neuen Criminal» Strafe 
geſetzbuchs von 1840 unabweislihd. Man führte daher zugleich mit 
diefem ein neues Rechtsmittelſyſtem ein, deffen weſentlichſter Iheil 
darin beitand, daß gegen die auf eine ſchwere Etrafe (nad Art. 8 
ded Strafgeſetzbuchs) I) lautenden Erkenntniffe der Juſtiz-Canzleien 
die Appellation umd unter gewiſſen Borausfegungen die Nichtigkeits— 
befihwerde an das Ober-Appellationdgericht, bei weldem für biefe 
Strafſachen eine befondre Abtheilung (der Griminalfenat) errichtet 
wurde, jur Hand genommen werden durfte. Für andre Straf- 
ertenntniffe diefer Behörden blieb die weitere Vertheidigung beftehen, 
über welche jedoch von derfelben Juſtiz-Canzlei, welche das angefochtene 
Urtheil gefällt hatte, entfhieden wurde, außer wenn ed bon einer 
ſtandesherrlichen Juftiz- Ganzlei gefprocdyen war, in weldem Kalle das 
erfenntnif nad) wie vor von der Juſtiz-Canzlei zu Odnabrüf abge— 
geben erden mußte. Bei den unterfudhenden und erfennenden Unter: 
gerichten trat die Appellation an die vorgefetzte Juſtiz-Canzlei in allen 
Fällen an die Stelle der weiteren Vertheidigung. Die Nothwendigkeit 
der Iandeöherrlihen Beftätigung ward, wenn eine Königliche Yuftize 


I) Todes-⸗, Ketten», Zuchthausftrafe und Dienftentfetzung. 
14” 
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Ganzlei das Erfenntnif abgegeben hatte, auf Berurtheilungen zum 
Tode oder zu lebenötvieriger reiheitäftrafe beſchränkt. 
Untergeridte waren die Aemter und die Patrimonialgerichte. 
Bon erfteren ift in der äten Abtheilung ſchon das Nöthige gefagt. 
Die Patrimonialgericte wurden nad Vertreibung der Fremdherrſchaft 
in den alten Provinzen vorerit nur fo weit, als fie gefchlofien waren, 
in den neu erworbenen Zandeötheilen aber nicht hergeftellt ). Indeß 
ging die Abficht auf ihre durchgängige Herftellung, wenn aud) in vers 
befferter Geitalt, von Anfang an, und ed wurde darüber ſchon mit 
dem propiforifhen und fpäter mit dem erften definitiven Yandtage 
verhandelt 2). Die Frudt war die Verordnung vom 13. März 1821, 
durch welche auch die ungefdloffenen Gerichte mit gewiſſen Beihrän- 
kungen hergeftellt wurden 3). Allein wiewohl fie Berbefferungen aller 
dings bewirkte, jo jhuf fie doc) keineswegs befriedigende Einrichtungen, 
außer etwa bei den genügend befeten Etadtgerichten, wo indeh ber 
Grund mehr in den ftädtifchen Verhältniffen ald in der Verordnung 
zu liegen pflegte. Aber ed wurden nit nur die Anforderungen an 
tüchtige Nechtöpflege und Verwaltung von den Patrimonialgeridten 
nicht erfüllt, fondern aud die Erwartungen ber Gerihtöherren, von 
Herftellung derfelben nicht befriedigt. Manche der letzteren madten 
daher fogleih, Mehrere im Laufe ber Zeit von ber durch die Ver: 
ordnung erleichterten und gefiderten Befugniß zur Abtretung ihrer 
Gerichtsbarkeit an die Landesherrſchaft Gebraud, und dieſe ging, felbit 
wenn fie deshalb Opfer zu bringen hatte %), dennoch gern darauf ein, 


1) Im Oonabrückſchen gab es in Kolge der glüdlihen Entwidelung der 
dortigen Gerichtöverfaſſung feine gutöberrlihbe Jatrimonialgerihte. Stüve, 
Beihichte des Hochſtifts Dünabrüd, S. 461. Wenn nichts defto weniger nad) 
1821 einige ihnen ähnliche Gerichtöbarfeiten anerfannt und hergeftellt wurden, 
fo lagen dabei wohl befondre Nüdjiihten zum Grunde. 

2) Actenftüde I. €. 427; I. 1. ©. 208; I. 2. ©. 423: II. 3. ©. 282. 

3) Die Aufhebung aller Criminal Juriddiction ber Batrimonialgerichte der 
Butöbefitger und der Beiftlichfeit wurde für einen Verfaſſungögrundſatz erklärt 
und als foldher 1540 beftätigt; doch blieben einige Ausnahmen davon bis auf 
bie neueſte Zeit beftehen. 


4) Auch die Stände genehmigten nad der erften GafleneBereinigung bereit- 
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teil fie die Mängel der Batrimonialgerihte nur durd deren Bes 
feitigung heben zu fönnen einfehen mochte, zur gefeglihen Aufhebung 
derfelben aber fih nicht entſchließen wollte, welche auch, vor 1848 
und ohne gleichzeitige gründliche Verbefferung der Gerichtsverfaſſung 
überhaupt, felbft in den Ständen wahrſcheinlich entfhiedenen Wider: 
fprud gefunden hätte }). 

Die nah Vorſchrift im 8.9 des Verfaffungögefeted vom 5. Sep- 
tember 1848 durch dad Gefeg vom 8. November 1850 geordnete ?), 
am 1. October 1852 in Wirkfamfeit getretene Gerichtöverfaffung hob, 
mit Ausnahme des Ober» Appellationdgerichts, alle übrigen Gerichte 
auf und beftimmte, dag in Zukunft die Nedtöpflege nur durch das 
Ober⸗Appellationsgericht, durch Obergerichte, bei melden auch die Schwur: 
gerichte abzuhalten feien, und durd Amtsgerichte geübt werden folle3). 

Dad Ober-Appellationsgericht ift im Wefentlidien unver- 
ändert geblieben; zu den früheren Senaten ift jedody ein neuer hinzu: 
‚gefommen, der Gaffationöfenat, mit zwei Abtheilungen, die eine für 
Givil-, die andre für Griminalfadhen, an deren Entfheidungen je 
2 Präſidenten und 5 Näthe Theil nehmen müffen %). 


willig die Uebernahme der durch Erwerbung von Batrimonialgerichten entftehen= 
den Koften auf die General: Caffe. Actenftüde V.2. S.61: V. 3. S. 134,318, 

I) Daß die Megierung auc die Abtretung der Gerichtöbarfeit und feibft 
eines Iheild der öffentlichen Verwaltungsrehte der Städte zu befördern fuchte, 
hatte vorzugsmeile potitiihe Gründe. Die Beneigtheit mander Städte dazu 
aber entiprang meiftens aus dem Wunfche nah Erfparung, in Folge finanzieller 
Bedrängniß der Cämmerei-Caſſen. 

2) Das Verfaſſungsgeſetz 8. 9 beſtimmte auf ſtändiſchen Antrag, daß bie 
Regelung der Gerichtöverfaflung im Wege der Geſetzgebung geſchehen müſſe. 
‚Actenſtücke IX. 1. S. 1156. licher die Nenbildung der Gerichtöverfaſſung f. 
Actenſtücke X. 1. S. 367; X. 1. €. 1802, 1973. 2044. Einige Acnderungen 
der urfprünglihen Pläne von 1849 und 1850. welche die Regierung im Februar 
1851 beantragte, gaben die Stände zu; die Durchgreifenden weſentlichen Aende— 
rungen aber, weiche fle im Decemba 1851 beantragte, Ichnten diefeiben ab. 
Actenſtücke Xl. 2. ©. 139, 231; X. 3. S. 7. 94. 

3) Die Bildung don Handels- und Gewerbögerihten fann geſetzlich ange— 
ordnet, und die Einrichtung von Ariedend= und Vergleichsgerichten ſoll befördert 
werden. — Dedfalifige Nändifhe Anträge XI. 1. ©. 1802; Xl. 2. &. 232; X1.5. 
©. 945. 

4) Die Zahl der Mitglieder ift deshalb nicht vermehrt. 
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Die Obergeridte find theild große (12), theild Feine (4); 
jene follen in der Regel mit einem Präfidenten, einem Vice - Präfidenten 
und 8 befoldeten Richtern, die Fleinen Obergerichte dagegen mit einem 
Präſidenten und 4 oder 5 Richtern beſetzt fein). Letztere haben 
feine Abtheilungen, die großen Ubergerichte aber einen großen und 
einen Heinen Senat, dem nad Bedarf nod) ein zweiter fleiner Senat 
hinzugefügt werden fann, in welhem Kalle die Richterzahl entſprechend 
vermehrt werden foll 2). Außerordentliche Affefforen, melde in der Hegel 
nur berathende Stimme haben, follen nad) wiederholt ausgeſprochener 
Erklärung, befonderd der Stände, Überhaupt nur während der Leber: 
gangäzeit und mit Beſchränkung auf das äußerſte Bedürfniß zugelaffen 
toerden 3). Dagegen muß jedem Obergerichte bie erforderlihe Zahl 
bon Eecretairen und fonftigen Eubalternen beigeordnet fein ®). 

Den Amtögerihten follen Einzelnrichter vorftehen und, wo 
aus befondren Gründen, wie namentlid in größeren Städten, bei 
bemjelben Gerichte mehrere Richter angeftellt find, foll Jeder in dem 
ihm überiwiefenen Geſchäftskreiſe jelbititändig zu handeln haben. Außer: 
dem foll dad Amtsgericht mit einem Actuar oder nad) Bedarf meh- 
reren Actuaren und einem Gerichtövoigte, „dem erforderlichen Falls ein 
Gehülfe beigegeben werden kann, befetzt fein. 

Gleichzeitig mit der Gerichtäverfaffung wurde nad der Verheißung 
des Verfaſſungsgeſetzes auch das gerihtlihe Verfahren nen geordnet. 
Die Berfuhe zur Berbefferung unfres peinlien und bürgerlichen 
Proceſſes ziehen fi vom proviforiichen Zandtage am bid zu dem 


I) Die großen Obergerichte haben ihren Zit zu Aurich, Celle, Böttingen, 
Hannover, Hildesheim, Lüneburg, Meppen, Nienburg, Osnabrüd. Diterode,' 
Stade und Verben: die Meinen zu Dannenberg, ®ostar, Hameln und Lehe. 

2) 8. 35 deö Geſetzes vom 8. November 1850, vergi. jedodh 8. 39. 


3) ctenftüde XI. 1. ©. 1812: X. 2. ©. 1253. Ueber die Bedingungen 
der Anftellung als Nichter 1. @erichtöverfaflungdgefe vom 8. November 1850, 
83. 78 — 83. 

Einſtweilen And auch noch unter verſchledenen Namen Canzliſten zur 
Beſorgung der Schreibarbeiten angeſtellt, was nah 8. 64 ded Organiſationd— 
geſetzes von 1850 künftig in der Regel nicht Statt finden, indem vielmehr für 
Beſorgung der Schreiberei eine Averſional-Vergütung gegeben werden foll. 
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letzten Zandtage hindurch. Schon 1816 beantragten die Stände die 
Erlaffung eined neuen Strafgefegbudd und einer neuen Straf 
Procefordnung in peinlichen Sachen, namentlid; auch die Abſchaffung 
ber Tortur !). Folge davon war die Verordnung dom 25. März 
1822, welche die Tortur für aufgehoben erklärte und einen Beweis 
durch Anzeigen zuließ ; ferner die Verordnung über den veränderten 
Geſchäftsgang in Criminalfahen vom 22. December 18322, wodurch 
bad Nechtömittel der weiteren Vertheidigung eingeführt ward; umd bie 
Verordnung vom 22. Februar 1823 über die Zählung der Stimmen 
in Griminalfadhen zu Gunften des Angefchuldigten. Aber erft am 
Ende ded Jahrs 1830 legte die Negierung den Ständen die Ent: 
würfe zu einem allgemeinen Griminal-Strafgefegbude und zu einer 
allgemeinen Etrafproceh Ordnung vor. Die Berathung über den 
erfteren dieſer Entwürfe, durd die Verhandlungen über dad Staats: 
grundgefet, die Ablöfungdgefege und viele andre wichtige und bringe 
liche Gegenftände häufig unterbroden, fam erft 1838 zum Schluſſe 2); 





I) Actenftüde Bd. I. E.485, 486. Die Grundlage für den Eriminalprocch 
war die Criminal=Inftruction von 1736, bon ber die Bremenfche von 1748 
befonderö nur durch das ganz entartete Inſtitut ded öffentlichen Anflägers, 
welches 1838 aufgehoben wurde, abwich, und in Oftfriesland und Lingen bie 
Preußiſche Eriminalerdnung von 1805. 

2) Actenftüde I. 6. ©. 1: VI. 1. ©. 355. Dad Geſetz wurde erft zwei 
Zahre fpäter, am 8. Anguft 1840, verfündet. Ständifhe Anträge auf Decla- 
ration der Artifel 143, 159 und 289; Actenftüde VII. 3. €. 1516, 1517, 1530. 
Beiondre Geſetze wurden erlaffen: a. über Beftrafung des Wild-Diebftahis, am 
8. September 1540. Der ftändifhe Antrag auf Beſchränkung des berüdjtigten 
Artikels 22 über den Bebraud der Waffen gegen Witddiebe 2c. wurde erft mit: 
teift Geſetzes vom 3. April 1848 durch gänzlihe Aufhebung jenes Artikels erfüllt. 
Actenftüde VI. 1. S. 332; VI. 3. S. 381; VII. 3. ©. 2005; b. über Beltra= 
fung des Fiſch- und Krebö=- Diebftahls, am 8. Eeptember 1840, Actenftüde 
VI. 1. ©. 341; V1. 3. S. 389: ce. über Beftrafung von Verbrechen gegen bie 
Eicherheit ded Eifenbahnbetriebed, am 8. Auguf. 1846, Mctenftüde VII. 3. ©. 
1183, 1318: d. deögieichen des Telegraphenbttriebes, am 24. December 1849, 
Actenflüde X. 1. S. 166, 596. — Als Ergänzung des Criminalgeſetzbuchsb ift 
auch anzufehen das Gefeh vom 16. April 1848 über bie Verpflichtung ber Ge— 
meinden zum Erfatze des bei Aufläufen angerichteten Schadend; Actenftüde IX. 1. 
S. 13, 607. Das im Brundgefeße von 1833 vorgefehene Befe über bie Maß: 
regein bei Störung der öffentlihen Ruhe und Ordnung wurde, obwohl Stände 
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der Etrafprocei- Entwurf aber warb aus Zeitmangel gar nicht in 
Berathung genommen, und Stände felbft trugen fhon 1836 barauf 
an, daß vorerft die wichtigſten Beltimmungen beöfelben zur Ber: 
beiferung des alten Verfahrend zu einem vorläufigen Geſetze verarbeitet 
werden möchten. Demgemäß legte die Negierung 1838 hiezu einen 
Enttourf vor, deffen weſentlichſte Beitimmungen dad Redytömittelfnften 
betrafen und zur Errichtung des Griminalfenats beim Ober -Appellations- 
gerichte führten I). Bei diefer Gelegenheit wollte die Regierung, zur 
Verminderung der. Nehtömittel und folgeweiſe der durch fie entftehenden 
Koſten, die Zuläffigfeit der Abänderung eines Erfenntniffes in zweiter 
Inſtanz zum Nachtheile ded Angefchuldigten (einer reformatio in 
pejus) feitftellen. Dies lehnten die Stände in der beantragten All: 
gemeinheit ab; indeß erklärten fie fid) doch einverftanden, daß wegen 
Beeinträhtigung des öÖffentlihen Intereſſes die Entfcheidung bed 
Griminalgeridtd auf Anweiſung des Juſtiz-Miniſteriums durd einen 
öffentlihen Anwalt angefochten und zum Nachtheile des Beſchuldigten 
abgeändert werden fünne. Diefe durch Gefeg vom 16. Februar 1841 
ind Leben gerufene Einrihtung erwies fidy aber ald fo großen Miß— 
brauchs fähig und fo gefährlid, daß fie auf ftändif—hen Antrag durd 
dad Geſetz dom 19. Juli 1848 wieder befeitigt wurde 2). Allein 
auch abgefehen von diefem Uebel waren die Gebrehen unfred Straf: 
verfahrend und die Nothivendigfeit einer gründlihen Reform deöfelben 
immer fühlbarer geworden, fo daß die Stände jede Gelegenheit be— 
nußten, darauf hinzuweiſen, und namentlid 1847, unter ausführlider 
Darlegımg ded Sachverhalts, die geeignete Gefeeövorlage beantrag- 
ten 3). Die Antwort darauf waren die Zufagen des Verfaſſungs— 


den von der Regierung vorgelegten Entwurf annahmen, nad dem Thronwechſel 
von 1837 nicht verfündet, Mctenftüde V. 4. ©. 290. V. 5. ©. 122. 

I) Actenttüde V. 4. S. 640; VI. 1. ©. 342; VI. 3. S. 260. Geſetz vom 
8. September 1840. 

2) Actenftüde IX. 1. S. 1039. 

3) Actenftüde VII. 3. ©. 1583; vergl. die Verhandlungen über Befeitigung 


ber Provocationen beim Ober» Appellationdgerichte, Actenſtücke VIII. 3. ©. 956, 
1396, 1494, 1995. 
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geſetzes von 1848 über die Neugeftaltung des peinlihen Straf 
proceffes. 

Dad Verfahren in Polizei: Straffahen wurde durch das Geſetz 
bom 19. November 1840 geregelt I), welches im Vergleich mit den 
höchſt verfchiedenartigen, ſchwankenden und mangelhaften Zuftänden 
ber vorauögegangenen Zeit zwar Vieles befferte, aber aud einige 
mwefentlihe Mängel hatte und befonders in fofern einen üblen Zuftand 
ſchuf oder befeftigte, ald ed die Zuftändigfeit der Verwaltungsbehörden 
felbft in oberer Inſtanz (der Landdroſteien) allgemein begründete, 
Seinen Hauptmängeln wurde vorläufig Menigftend zum Theil durch 
bad Geſetz vom 1. Juli 1848 abgeholfen, welches den bevorzugten 
Gerihtöftand in diefen Sachen aufhob und die Berufungen an bie 
Dbergerichte wies?). Faft dad Gleihe gilt von dem Gefee über die 
Sefangenhaltung in polizeilihen Werfhäufern vom 27. Juni 1838, 
befien Art. 1 durd; die Königliche Proclamation vom 14. Juli 1841 
eine fo gefahrdrohende Auslegung erhielt, daß Stände dagegen Ber: 
mwahrung einlegten und auf eine die perſönliche “Freiheit fihernde 
authentiihe Erklärung deöfelben antrugen, die aber erft durd das 
Geſetz vom 29. März 1848 erfolgte 3). 

Auf BVerbefferung ded Verfahrens in bürgerliden Rechtöſtreitig— 
feiten ftellten die Stände ebenfalld fchon während des erften provi— 
forifhen Landtages mehrere Anträge, und erneuerten diefelben nachher 
fehr häufig bei verichiedenen Anläffen und in verfciedener Art 9). 


I) Dad Verfahren gegen Bagabonden war fhon durd die Verordnung 
vom 9. Mai 1826 beftimmt. 


2) Actenftüde V. 4. ©. 205; VI. 3. S 367: VIM 3. ©. 1573, 1640; 
IX. 1. ©. 876, 1145. Ein (treffliches) allgemeines Polizei-Strafgeſetzbuch wurde 
am 25. Mai 1847 erlaffen, Actenftüde VII. 3. S. 557, 1506: und ein Korft= 
Strafgeſetzbuch an demfelben Tage, Aetenftüde VII. 3. ©. 604, 1600. Als 
Ergänzung des erfteren ift das Prefgefeh vom 27. April 1848 zu betradten; 
Actenftüde IX. 1. S. 7, 703. 

3) Actenſtücke V. 4. ©. 318: V. 5. S. 124: VI. 1. S. 62, 97; VI 3. 
S. 1509. 

4) Actenftüde I. ©. 485: IM. 5. ©. 208: VII. 1. €. 319, 993; VII. 2. 
©. 593; VII. 3. ©. 1869. Für jede Stufe von Gerichten und zum Theil für 
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Die Regierung verfannte die Nothivendigfeit von Reformen nit und 
war auch bereit, fie im Wege der Gefetzgebung herbeizuführen, doc) 
faım ed zu beftimmten Entwürfen anfangs nur fehr ſtückweiſe und 
langfam. Am 5. October 1827 wurde für die Untergerichte, mit 
Auönahme derer, bei melden dad Preußiſche Proceßrecht galt, eine 
allgemeine Procefordnung erlafien, über deren Werth die Stimmen 
fehr verfhieden von Anfang an gewejen und bis zulegt geblieben 
find, und welche durd die Yenderungen von 1834 mohl nicht viel 
gebefiert wurde. Erft 1846 legte die Regierung den Entwurf zu 
einer allgemeinen bürgerlihen Proceßordnung für alle Gerichte des 
ganzen Königreichs vor, welcher in der Etändeverfammlung zu aus: 
führliden Berathungen und Kämpfen befonderd über Mündlichkeit 
und Deffentlichfeit Anlap gab, die zwar mit Annahme des Entwurfs 
in feinen Grundprincipien enbigten, aber aud) ziemlich zweifellos 
madıten, daß die neue Wrocefordnung feine lange Dauer haben 
würde, was denn aud eintraf. Sie wurde am 4. December 1847 
berfündet, aber bereits am 22. April 1348 wieder aufgehoben 2). 


die Gerichte derſelben Stufe, galten verſchiedne Proceßgeſetze; für das Tribunal 
die Ober: Appellationdgerichtö - Ordnung von 1713 mit ibren fpäteren Aende— 
rungen und für die Untergerichte feit 1827 die Untergerichtö= Ordnung; von 
ben Mittelgerichten aber hatte faft jedes feine eigne oder fogar mehrere Proceß— 
ordnungen. Cine weitere Berfchiedenheit war nod, daß in Oſtfriebland und 
Lingen die Preußiſchen Proceßgeſetze, indeß vielfältig modificirt, zur Anwendung 
fanıen. 

2) Actenftüde VIN. 3. S. 395, 1831: IX. 1. ©. 9, 706. Die Nothwendigkeit 
und Zwedmäßigfeit eines allgemeinen bürgerlihen Geſetzbuchs wurde 1819 und 
1547 don Ständen zur Erwägung der Begierung verſtellt; 1851 famen fle 
auf den Gegenftand zurüd, wiederholten aber den Antrag vorerft nicht, indem 
fie. obfhon das Bedürfniß eines ſolchen Geſetzbuches fortwährend und mehr 
ſelbſt noch wie früher als dringend anerfennend, doc theilö bie jetzige Ueber— 
gangd- und Entwidelungszeit für nicht geeignet zu einem ſolchen Werke hielten, 
theilö die Hoffnung auf das Zuftandefommen eined alfigemeinen bürgerlichen 
@cietrbuchs für ganz Deutfhland noch niht aufgaben. Sie beihränften fi 
baber einftweilen auf das Geſuch, die Negierung möge auf cine gemeinfame 
Geſetzgebung in der Art, wie damit beim Wechfelrechte der Anfang gemacht 
worben, ferner binwirfen, und die Zufammenftellung und Herausgabe der Par— 
ticulars, Local⸗ und Bemohnheitörechte befördern, aud an die beſonders nöthige 
Regelung einzeiner Rechtöinftitute durch organiſche Geſetze baldigft Hand legen. 
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Allein wenn auch dieſe Beſtrebungen zur Verbeſſerung des Pro— 
ceſſes ihren nächften und Hauptzweck nicht oder nur ſehr unvollſtän— 
dig erreichten, fo war doch die darauf verwandte Zeit und Kraft nicht 
vergeblich aufgeivendet, trug vielmehr befonderd dadurch reichliche 
Frucht, daß eben durch das Miflingen fo vielfältiger, ermftlic gemein: 
ter Verſuche zuletzt bei Regierung und Ständen die Ueberzeugung fid) 
unfviberftehlid) aufdrang und befeftigte, daß von bloßer Verbefferung 
ded alten Proceßſyſtems feine gründliche Hülfe zu erwarten fei, fon: 
dern daß zu biefem Zweck dem Proceſſe eine ganz neue Grundlage 
gegeben werden müfle. Das geihah denn burd die Gefehgebung 
bon 1850, und inöbefondere durdy bie beiden allgemeinen Proceßord— 
nungen vom 8. November 1850 für die Strafſachen und die bür— 
gerlihen Nechtöftreitigfeiten. Sie gründeten das Verfahren auf 
Deffentlichteit und Mündlichteit, fo wie in Etrafjahen auf die Noth— 
twendigfeit einer öffentlichen AUntlage und auf die Zuſtändigkeit 
bon Schwurgerichten für die wichtigeren Straffälle. Auch ward in 
bürgerlihen Nedtöftreitigfeiten bad Shftem der drei Inftanzen ver— 
laffen und regelmähig für jede Sache nur Eine Berufung geftat= 
tet y. Demzufolge ift die Zuftändigfeit jetzt folgendermaßen bes 





Actenftüde I. ©. 488; VI. 3. S. 1871: X. 2. S. 257. Wegen der allge: 
meinen Wechſelordnung vom 7. April 1849 f. Actenftüde IX. 1. S. 10 und XL. 1. 
€. 119, 367. — Verſuche zur Entfcheidung einiger Streitfragen des gemeinen 
Mechts wurden 182%; und in Folge des auf ftändifchen Antrag im Jahre 1838 
eriaflenen Geſetzes über die verbindliche Kraft der Präfudizien des Ober-Appel— 
lationögerichtö gemacht; aber ftatt die Mechtöunficherheit zu vermindern, ver— 
mehrten fie zum Theil noch biefelbe, und einzelne von den 1840,, getroffenen 
Enticheidungen maren felbit fo gefährfid, daß dieſer Weg der Controverſen— 
Entfheidung durch dad Verfaſſungsgeſetz von 1848 wieder verſchloſſen warb. 
Actenfüde VI. 1. S. 304: IX. 1. ©. 166. Auf die Nothmenbigfeit der ganz 
unterbliebenen Kortbildung bed Preußiſchen Rechts in den Theilen des hieflgen 
Landes, wo ſolches @eletzfraft bat, machten Stände die Megierung wiederholt, 
aber — nad) der Natur der Sadye — ziemlidy ohne Erfolg aufmerffam. Acten— 
ftüfe VII. 1. S. 732, 852. 

1) Das ſchwurgerichtliche Werfahren war fchon vorläufig 1850 durd das 
proviforifhe Befeh vom 24. December 1849 und durh das Belek vom näms 
lihen Tage über die Bildung der Schwurgerichte eingeführt. Actenſtücke X. 1. 
®. 171, 159; XI. 1. ©, 175, 593, 595, 1175, 1188. Das lehtere Geſetz ift 
beibehalten. Ueber die Straf» Procefordnung vom 8. November 1850 f. Actens 


— 


ſtimmt. In Civilſachen ſind die Amtsgerichte competent für 
alle Rechtsöſtreitigkeiten, deren Gegenſtand einen Werth bis 100 .$ 
einschließlich hat, und für gewiffe andre Arten derfelben, ohne Rück— 
fiht auf den Werth ihres Gegenſtandes, melde ein abgefürzted oder 
eiliged Verfahren erfordern; ferner für Concursſachen, und endlid für 
die freitwillige Gerichtöbarfeit in dem Ilmfange, wie fie bis dahin von 
den Gerichten geübt war !). Die Obergerichte find zuftändig in 
eriter Inſtanz für alle Nectöftreitigfeiten, tvelde nicht vor die Amts— 
gerichte gehören (mit Ausnahme einftiveilen der Ehe- und Verlöbniß— 
fahen), und im zweiter Inftanz zur Entfcheidung über Berufungen 
und Nichtigkeitsbeſchwerden gegen Erfenntniffe der Amtögerichte ?2) und 
über Beſchwerden gegen das Berfahren derfelben. In Saden bis 
800 an Werth hat der fleine Senat, in andren der große Eenat 
in erfter Inftanz zu entfcheiden; die Berufungen in diefen gehen an 
dad Dber-Appellationögericht, in jenen an den großen Senat 3), und 
bei fleinen Obergerihten an ein im Woraus beftimmted andreö Ober: 
geriht. Das Ober-Appellationsgericht ift zuftändig für alle 
Berufungen gegen die don den großen Eenaten in eriter Inſtanz 


ſtücke Xl.1. S. 177, 1931, 2138, 2148; über dad Gele vom 8. November 1850, 
betreffend das gerichtlihe Werfahren in Steuer-Contraventionsſachen, Acten— 
ſtücke XI. 1. ©. 1641, 2132; über dad Geſetz vom 4. Mai 1852, die Aufhebung 
der biöherigen Waflerzoligerichte und das Verfahren bei Waſſerzoll-Contraven— 
tionen betreffend, Actenſtücke XI. 2. S. 236, 1017, über die allgemeine bürgers 
lihe Proceßordnung vom 8. November 1850, Actenftüde XI. 1. ©. 683, 1975, 
vergl. 1701, 2163; über dad Geſetz vom 27. Juli 1852, dad Mahnverfahren 
in geringen Schuldſachen betreffend, Actenftüde XI. 4. S. 225, 1013; über die 
@ebührentare vom 8. November 1850 in Straffahhen, Actenſtücke Xl.1. S. 1760, 
2170, und in bürgerlichen Nechtöftreitigfeiten, Actenüde XI. 1. ©. 1712, 2167. 

1) Mit Ausnahme des Vormundſchaftsé-, Guratels, Depofiten= und Hypo— 
thekenweſens beiteht jedoch hinſichtlich der freiwilligen ®erichtöbarfeit Concurrenz 
der Notarien mit den Amtögericten, ſ. unten S. 224. 

2) In Sachen, deren Werth nicht über 10. beträgt, ift jedoch feine Bes 
rufung zuläſſig. Vergl. jedoh 8. 10 des Verfaffungsgefehes von 1849. 

3) An den großen Senat gehören auch die Nichtigfeitöbefchmerden gegen 
amtögerichtlihe Erfenntniffe. 

4) Alſo aud gegen die von den Meinen Obergerichten, infofern fie als 
große Senate erfannt haben, geiprochenen Erfenntniffe. 
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abgegebenen Erfenniniffe und für Beſchwerden über die Obergerichte, 
fo wie (ald Gafjationdfenat) für alle Nichtigkeitsbeſchwerden. 

In Straffahen find die Amtögerihte zuftändig für bie 
Polizei: Straffadhen !) und die Steuer- und Zoll» Gontrabentions- 
fahen; die Obergerichte zur Unterfuhung und Urtheilöfällung in 
allen Eriminalfadien, fo jedoch daß die Michtigeren Fälle vor den 
Schwurgerichten verhandelt werden müſſen. Auch find fie ald ziveite 
Inſtanz competent für Berufungen, Nichtigkeits- und fonftige Bes 
ſchwerden gegen Erkenntniſſe und Verfügungen der Amtsgerichte in 
Polizei-, Steuer- und Zoll-Straffaden ?). Für die Berufungen in 
biefen Strafſachen ift der große Senat, alö erjte Inftanz in allen peinlichen 
Etraffahen aber der kleine Senat (die Straf-Cammer) zuftändig; zur 
Leitung des Berfahrend befteht eine befondre Abtheilung (Raths—⸗ 
Gammer), und mit Kührung der Unterfuhungen find bei jedem Ober: 
gerichte ein oder mehrere Obergerichtöräthe beauftragt, welche zwar 
einem Senate beigeordnet fein follen, aber in den von ihnen unter:” 
ſuchten Griminalfachen fein Stimmredt auszuüben haben, Die Nich— 
tigfeitöbefchiverden gegen polizeiftrafgerichtliche Erfenntniffe der Amts— 
gerichte und die Berufungen gegen Ertenntniffe der fleinen Senate in 
den nicht dor die Schwurgerichte gehörenden peinliden Straffadyen 
gehen an den großen Senat oder, wenn ein fleined Obergericht ges 
fproden hat, an ein im Woraud beftimmted andred Obergericht. Die 


I) Die Aburtheitung derfelben erfolgt jedoch niht von dem Amtörichter 
allein, fondern von ihm und zwei ®erihtöfhöffen. Anhang. zur Strafprocef=- 
Ordnung. Diefe Einrihtung hat ſich in der kurzen Zeit ihres Beſtehens fchon 
ald vorzüglich bewährt. — Bei dem Verfahren gegen Vagabonden erleidet die 
Megel indeß Ausnahmen. Geſetz vom 22. November 1850, Actenftüde XI. 1. 
S. 331, 2131. Auch für die Stellung unter polizeilihe Aufficht, die Befangen- 
haltung in polizeilichen Werfhäufern und über bie ald außerordentliche Maß— 
regel zu verhängende gerichtlihe Strafe des Werfhaufes find ſowohl hinſichtlich 
der Zuftändigkeit der Behörden als hinfihtlih ded Verfahrens abweichende 
Beftimmungen getroffen dur das Geſetz vom 22. November 1850, Actenftüde 
xl. 1. ©. 319, 2125. 


2) Die Berufung ift jedoch audgefchloffen, wenn dad Amtögericht nur auf 
Geldbuße von 14 oder weniger erfannt hat, 
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Shmwurgeridte, deren überhaupt 7 beftehen, find aus einem Prä- 
fidenten, 4 Richtern und 12 Gefchiwornen, denen ein Secretair beige: 
geben ift, zufammengefetzt und werden in der Regel vierteljährlich ge: 
halten !). Es gehören vor fie diejenigen Straffachen, welche eine ſchwere 
Strafe (Art. 8 ded Strafgeſetzbuchs) nad ſich ziehen, fo wie gewiſſe 
Claſſen von Staats- (fog. politif—yen) Verbreden und von Preßver⸗ 
gehen 2). Berufung gegen Ertenntniffe ber Schwurgerichtshöfe iſt 
nicht ftatthaft, fondern nur in gewiffen Fällen die Nichtigkeitobeſchwerde. 
Das Dber-Appellationsgeridt endlich hat, und zwar der Criminal⸗ 
fenat, die unctionen der Antlage-Cammer hinfihtli der an bie 
Schwurgerichtshöfe zu vertweifenden Fälle auszuüben und über die Bes 
rufungen der Staatsanwaltfhaft gegen Entfheidungen der Raths— 
Cammern der Obergerichte zu erkennen, fo wie über Geſuche um Wie 
beraufnahme ded Strafverfahrend zu entfcheiden. Leber Nidjtigkeitd- 
beſchwerden ertennt der Gaffationdfenat, regelmäßig die Abtheilung 
‘für Griminalfahen; falld aber ein Erfenntnif oder eine Verfügung 
ded Ober-Appellationsgerichts felbft ald nichtig angefochten wird, fo 
haben die beiden Abtheilungen ded Gaffationdfenats vereinigt darüber 
zu entfcheiden. 

Die Annahme ded Anklage-Proceſſes und die Mündlichkeit und 
Deffentlidyfeit bed Verfahrens madte die Schaffung der Staatdan- 
waltſchaft nothwendig, welche den Arm der Megierung bei der Juſtiz— 
verwaltung bildet, und von deren zahlreihen und wichtigen Geſchäften 
dad hervorſtechendſte darin beiteht, die Befolgung der Geſetze, und bes 
fonderd der peinlichen und polizeilihen Strafgefege zu überwachen 
und deren ilebertreter zu verfolgen3). Sowohl bei dem Ober-Appel- 
lationögeridhte tie bei jedem Obergerichte befteht eine Etaatdanivalt- 
fhaft; bei den Amtögerichten werden die Geſchäfte derfelben entweder 


I) Bei den DObergerichten zu Muri, Celle, Göttingen, Sannover, Hildes⸗ 
heim, Dönabrüd und Stabde. 


2) Strafproceh- Ordnung von 1850, @. 9. 


3) Näher angegeben im Geſetze über die Gerihtöverfaflung, 88. 52 — 56. 
Dienftanmweifung für die Staatsanwaltfchaft vom 25. Eeptember 1852. 
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von dem Staatdanmalte des vorgeſetzten Obergerichts ober von 
deffen Gehülfen für die gerichtliche Polizei (den Amtögehülfen, Polizei⸗ 
Eommiffairen x.) mahrgenommen. Bei dem Ober :Appellationöge- 
richte fungirt ein Ober: Staatsanwalt ncbft 3 Stellvertretern, welchen 
ein Secretair beigeorbnet iſt; bei jedem Obergerichte ein Staats» 
anwalt, und bei den großen Obergerihten ein oder nad Bedürfniß 
auch nod ein zweiter Stellvertreter beöfelben. Der Dber » Staatö: 
anwalt ift definitiv angeftellt; die Staatsantvälte und die Stellvertre⸗ 
ter üben ihr Amt nur fraft eined jederzeit widerruflichen Auftrages. 
Sie ftehen auf dem Befoldungs- Etat der Richter, aus denen fie ges 
nommen werden und in deren Reihe fie nad) :Beendigung des Auf: 
traged wieder eintreten. Während der Dauer ihres Auftrages erhal: 
ten fie eine Befoldungdzulage. 

In Folge der neuen Geftaltung der Gerichtöverfaffung und 
des BVerfahrend wurde auch eine neue Organifation der Advocatur 
und bed Notariatd erforderlih. Das Bedürfniß einer Reform diefer 
beiden Inſtitute war ebenfalls fhon auf dem proviforifhen Zandtage 
zur Sprade gebracht; aber die deöhalb geftellten und nachmals oft 
twiederholten Anträge konnten ohne die nothivendige Reform ded Ge- 
rihtd- und Proceßweſens feinen Erfolg haben. Die Verſuche 
zur Befferung ded Advocatenſtandes, welche durd die Verordnung 
vom 9. April 1832 über die Prüfung und Anftellung der Advocaten 
und durch dad (am 23. November 1836 vervollftändigte) Regulativ 
vom 31. Januar 1833 über die Einrihtung von Advocaten-Depu— 
tationen zur Handhabung der Diöciplin gemacht wurden, blieben aller- 
dingd nicht ohne gute Wirkung, doch genügten fie zu gründlicher 
Befferung nicht. Diefe muß erft von den jehigen Geridhts= und 
Proceß⸗Einrichtungen gehofft werden. Durch 8. 76 des Gerichtö- 
verfaſſungsgeſetzes ilt die Handhabung der Disciplin über Advocaten 
und Anwälte einem aus ihrer Mitte gewählten Disciplinar-Rathe 
übertragen. Zur Ausführung dieſer Vorſchrift ift dad Gefeh über 


I) Actenftüde I. S. 466; Il. 6. ©. 642; VII. 3. ©. 1992. 
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bie Anwalts-Cammern bom 8. November 1850 erlaffen, welches jedoch 
die-Thätigkeit diefer Cammern nidyt lediglih auf Handhabung ber 
Disciplin befhränft, fondern fie überhaupt zu Anftalten zu maden 
ſucht, welche auf die Hebung und Entividelung des gefammten Advo⸗ 
catenſtandes hinzuarbeiten vorzugsweiſe berufen find, und denen im 
fveiteften Umfange Alles überlaffen ift, tvad zur Erfüllung dieſes Be- 
rufd weſentlich dienen fann }). 

Zur Ordnung des Notariatötvefend legte die Negierung den 
Ständen 1852 einen Entivurf vor, gegen den befonderd der Einwurf 
erhoben wurde, daß er den im Gefege von 1850 ausgeſprochenen 
oberften Grundfat der gleichen und freien Goncurrenz zwiſchen den 
Amtögericten und Notaren bei Ausübung der freiwilligen Gerichts: 
barfeit beeinträdhtige. Aus Rückſicht hierauf befchloffen Stände meh: 
rere Menderungen und ermächtigten zugleich die Regierung zu einer 
noch erforderlidyen näheren Regelung der Gebührentage für Handlun— 
gen der freitwilligen Gerichtöbarfeit bei den Amtsgerichten, welche 
denn aud, nachdem die Notariatd- Ordnung unterm 18. September 
1853 verkündet var, durch das Geſetz vom nämlihen Tage getroffen 
wurde 2). 

Die Hannoverfhen Gerichte haben feit Alterd wegen ihrer Tüch— 
tigteit, Unparteilichkeit und Unabhängigkeit in verdienter hoher Achtung 
geftanden. Wie fehr aud den LZandeöherren die Begründung und 
Erhaltung diefer wichtigſten Eigenſchaften der Gerichte am Kerzen 
lag, beiveifet unter andren die berühmte Einleitung zur Oberappella- 
tions-Gerichtsordnung von 1713 3), worin der Landeöherr, nachdem 
er fi über den Zweck der Errichtung ded Tribunals und die für 
daöfelbe enttvorfene Gerichtsordnung erflärt hat, dem Ober-Appellationd« 


I) Actenftüde XI. 1. ©. 637, 2154. Ueber die Bedingungen der Anſtel— 
lung als Advocat oder Anwalt f. @erichtöverfaflungdgefek vom 8. November 
1850, 88. 78—83. 

2) Actenftüde XI. 4. ©. 883, Xl. 5. ©. 994. 

3) Diefelbe ftellte übrigens nicht fomwohl neued Recht auf, wie fle vielmehr 
nur dad alte Recht wiederholte und beftätigte, was in den zuletzt vorhergegans 
genen 50 Jahren etwas verbunfelt zu werden angefangen hatte. 
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gerichte bolltommue Macht und Gewalt giebt, an Seiner Statt und 
in Seinen Namen alle die an basfelbe gehörigen und erwachſenen 
Sachen anzunehmen, barin zu procebiren und den Rechten gemäß zu 
erfennen; hierauf aber hinzufet: Auch wollen Wir, und Unfre Suc- 
ceffored follen diefelben (Präſident und Dberappellationd: Räthe) an 
gedachten Erfenntniffen nicht hindern oder die anhängige oder dahin 
gehörige Sachen avociren, fondern der Juftiz allerdingd ihren Lauf 
laffen. Um die freiheit und Ilmparteilichfeit des Gerichts deſto mehr 
zu fidyern, werden deſſen Mitglieder in allen Saden, melde ben 
Zandesherrn, deffen Cammer, Aemter und Jura oder Officialen einiger⸗ 
maßen betreffen, oder dabei der Zandeöherr und feine Nachfolger irgend 
ein Intereife haben könnten, der auf Beförderung und Refpicirung 
bed landeöherrlihen Beten und Intereſſe geleifteten Pflichten und 
Verbindung erlafjen, damit fie auch bei ſolchen Saden, wie überall 
bei Adminiftration ihred Amts, auf nichts als Gott und eine ganz 
unparteiifche Juftiz ſehen ſollen. Am Scluffe aber fügt der Gefetz- 
geber nod) ausdrüdlid hinzu: Wenn aber den ergangenen Anordnungen 
zuwider denuod; geſchähe, daß ein oder andrer in Saden, bie vor 
das Dber-Appellationdgericht gehören oder an dadfelbe erwachſen, oder 
worin gar Erfenntniffe von demjelben bereitö ergangen, und die aljo 
daſelbſt rehtöhängig wären, eine Verordnung, von wem dad aud 
fein mögte, erhielte und den weltlichen oder geiſtlichen Gerichts- oder 
Bertvaltungsbehörden vorbrädte: fo foll dergleihen Verordnung nicht 
anderd alö per sub- et obreptionem ober als aus einem Irrthum 
und Mißverſtand ausgebracht confiderirt und deren ungeachtet bei den 
gerichtlichen Erfenntniffen es gelaffen iverden; „maaßen denn ein vor 
alle Mal Unſer Wille und Meinung ift, daß vie Wir Unſrerſeits 
der Adininiftration der Juſtiz ftetd in Allem ihren ungehinderten Zauf 
laffen wollen, alfo von Unſern Succefforen, aud allen von Uns 
Dependirenden deögleihen geihehen ſoll.“ Gewiß hat bdiefe treffliche 
Vorſchrift für die Rechtspflege weitreichende heilfame Folgen gehabt, 
und ed ift nur zu beflagen, daß der fo entfhieden und fräftig aus: 


geſprochene Wille ded Geſetzgebers im Laufe der Zeiten nicht immer 
Sehen, Stantdhaushalt. II. 15 
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firenge Folge fand. Denn wenn auch Cabinets-Juſtiz bei und eine 
feltene Erfheinung blieb, fo famen doch Beifpiele davon dor, und 
allnählig bildete ſich, wohl nicht ohme Schuld der Gerichte und ber 
Rechtsgelehrten felbft, mehr und mehr der Sat aus, daß, wenn eö 
zweifelhaft fei, ob eine Sache nad) ihrer Natur oder nad) beſtehenden 
Vorfhriften vor die Gerichte gehöre, hierüber nicht von den Gerichten 
entfdieben erben bürfe. Anfangs hielt man babei nod) ben Geſichts⸗ 
puntt feſt, daß in ſolchen Fällen ein Act der Geſetzgebung eintreten 
müffe, indem nur badurd; die Gognition der Gerichte ausgeſchloſſen 
werden könne; und in biefem Wege wurden denn auch, zum Theil 
fhon bald nad Erlaffung der Oberappellationd - Geridtsordnung, 
ganze Glaffen höchſt wichtiger Rechtsſachen der gerihtlihen Zuftän- 
digkeit entzogen, 3. B. durd die Göhrder Gonftitution von 1719 }). 
Da dieſe Iegislatorifdhen Acte aber regelmäßig ohne ftändifhe Zus 
ziehung getroffen furden, und baher nicht nur zahlreihe und lebhafte 
Beichwerden hervorriefen, fondern auch hinſichtlich der Rechtsbeſtän— 
digkeit angefochten wurden: fo ließ fi auf jenem Wege der Zived 
ber Regierung nidyt immer und jedenfalld nidt ohne Schwierigkeit 
erreihen. Died aber ward um fo unangenehmer von ihr empfunden, 
als fie, in befter Abficht bei immer zunehmender Regierungsthätigfeit, 
je länger deſto mehr Sachen der gerihtlihen Erörterung, für welche 
diefelben nicht geeignet fchienen, entziehen zu müffen glaubte. So 
faın man benn mit mehr oder minder flarem Bewußtſein nad und 
nad dahin, für einfache landeöherrliche Entfcheidungen, ja für bloße 
Regierungdverfügungen Gefeteöfraft in Anfprud zu nehmen. Dem: 
zufolge tourde denn auch durch ein Reſcript vom 23. Mai 1775 das 
Dber-Appellationögeriht angeiviefen, bei Gompetenzftreitigfeiten mit 
ben Geheimerathö= Collegium (Minifterium) die eigne Entſcheidung bed 
Zandedherrn einzuholen. Diefe wurde nun, fo oft die Regierung in 
irgend einer Sade gerihtlihes Verfahren nicht geftatten zu bürfen 
glaubte, regelmäßig in Form eines rescriptum ad mandatum regis 


— · ——— — 


I) Staatéhaushalt I. ©. 48 und oben ©. 87. 
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et electoris speciale erlaſſen, und verlor damit ſelbſt die äußere 
Geſtalt eines geſetzlichen Actes um ſo mehr, als ſie häufig nur für 
einen beſtimmten Fall und an das einzelne Gericht, bei dem dieſer 
verhandelt wurde, erging ohne öffentlich verkündet zu werden. Nur 
wenn für ganze Claſſen von Sachen die Competenz der Gerichte 
ausgeſchloſſen werden ſollte, pflegte die Form einer landesherrlichen 
Verordnung gebraucht zu werden. Dies geſchah noch, als ſchon die 
proviſoriſchen Stände des Königreichs berufen und verſammelt waren, 
durch die Verordnungen vom 9. April 1818 über die Wiedererhebung 
der Oftfriefifhen |. g. fuspendirten Gefälle, und vom 10. November 
1818 über die mährend der feindlichen Dccupation aufgelaufenen 
Rüdftünde von Sammer: und Landeöfhulvden I). Vergebens beſchwerten 
fid) die Stände, daß diefe Verordnungen ohne ihre Zuziehung erlaffen 
fein, und vergebend ſuchten fie dad Minifterium zu beivegen, ben 
befchtoerdeführenden Ditfriefen den Rechtsweg wieder zu eröffnen 2). 
Auch mährend der Verfaſſung von 1819 famen einige Fälle vor, 
wo dad Minijterium auf jene Weiſe den Rechtöweg verſchloß, wenn 
man gleidy anzuerkennen hat, daß dies felten und gewiß immer in 
wohlmeinender Abſicht gefhah. Als nun aber durd) dad Grundgeſetz 
von 1833 für die Acte der Gefeggebung eine beſtimmte Form, nament- 
lich ftändifche Zuftimmung vorgeſchrieben, und dadurch die Ausſchließung 
der gerichtlichen Competenz durch Tandeöherrlihe Reſcripte für bie 
Zufunft unthunlid wurde, die Regierung aber dad Zurüdgehen auf 
den alten richtigen Weg um fo mehr für bedenklich halten mochte, 
als das Grundgefeh 8. 37 Jedem, der fid von einer Verwaltungs— 
behörde durch lleberfhreitung ihrer Befugniffe in feinem mohlerwor- 
benen Rechte verletzt erachtet, die Betretung des ordentlichen Rechts— 
weges freiließ: fo mad;te fie, nad) dem in manden deutſchen Staaten 
nachgeahmten Beifpiele der Franzöfifhen Einrichtungen, den Vorſchlag, 
die zwiſchen Gerichten und Verwaltungsbehörden entftchenden Com: 


1) Actenftüde IV. ©. 139. Staatshaushalt I. ©. 334. 
2) Mctenftüde I. S. 136: 1. 1. ©. 273; 1. 4. ©. 118; 11. 6. ©. 613. 
15” 
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petenzconflicte durch den zur Berathung wichtiger Landes⸗-Angelegen⸗ 
heiten beſtimmten Regierungöbeiſtand, dad Geheimeraths-Collegium, 
entſcheiden laſſen. Die Stände gingen auf dieſe Einrichtung überall 
ungern und nur unter der Vorausſetzung ein, daß für die Entſcheidung 
der Competenzconflicte eine befondre Section bed Geheimeraths-Colle— 
giums aus einer umveränderlihen Anzahl dauernd beftellter, und zur 
Hälfte den höheren Juſtiz-Collegien angehöriger Mitglieder — denen 
nachmals der Zuftiz « Minifter ald Präfident hinzugefügt wurde — gebil- 
det werde I). Außerdem ſuchte man durch Vorfchriften über dad Ver— 
fahren diefer Section die getroffene Einrihtung zu vervollkommnen 
und zu fihern. Dennoh erfüllte fie ihren Zweck nit. Denn ba 
eine ſolche zur Entſcheidung von Gompetenzconflicten amngeorbnete 
befondre Behörde nicht vermitteln, fondern urtheilen, d. h. einen 
vorliegenden einzelnen Fall nad) den beftehenden Mechtönormen ente 
fheiden foll: jo fann fie im beiten Kalle nichts andres fein als ein 
tüchtiges Geriht. Warum dann aber eine befondre Behörde? Der 
wahre Zweck bei Schaffung derfelben muß alfo ein andrer fein und 
ift es auch in der Ihat, nämlidy der, durd dad Mittel diefer Behörde 
die Entiheidung des Competenzconflicted, mithin die Ausſchließung 
bed Rechtsweges in jeder Sade, wo folder unwillkommen erfcheint, 
der Regierung in die Hand zu geben. Daher muß der Staatöge- 
richtshof entweder von Anfang an von der Regierung abhängig fein, 
oder biefe muß, wenn nicht die ganze Einrichtung eine nutlofe und 
verfehlte fein fol, ihm von fi abhängig zu maden fudhen. Won 
diefem Gefihröpunfte aus wurde daher bei ber Verfaffung von 1840 
die zur Entſcheidung der Gompetenzconflicte beftimmte Abtheilung des 
an die Stelle des Geheimeraths getretenen Staatsrathed gebildet 2). 


1) Actenftäde IV. 1. ©. 1287: V. 1. S. 309, 391. 


2) Verfaffungägefe von 1840, 8. 171, und Verordnung vom 8. Janıar 1841. 
Die Stände hatten zwar verfucht, einige Sicherheit dagegen zu erlangen, und 
die Megierung nahm aud die von ihnen gebrauchten Worte in das Geſetz auf, 
wußte aber durch die Art der Ausführung die Abficht der Etände vollftändig 
zu bereiteln. Vctenftüde VI. 3, ©. 483. 


Der daraus entfprungene Zuftand wäre auch ohne die Veränderungen 
von 1848 ſchwerlich nod lange ertragen und trug weſentlich dazu 
bei, daß man bei der Werfaffung von 1848 nicht auf die Einrichtung 
von 1833, fondern auf das natürliche und richtige Verhältniß zurüde 
ging und durch 8. 10 ded Geſetzes vom 5. September 1848 unter 
den geeigneten näheren Beftimmungen den Gerihten die Befugniß 
fwiedergab, über die Gränzen ihrer Zuſtändigkeit felbft zu erfennen. 
Diefe Vorſchrift hat von manden Seiten heftige Anfehtung erlitten, 
indem man fie nicht nur ald unzweckmäßig und gefährlid, fondern 
auch als dem monarhifhen Principe und dem Bundesrechte wider: 
ftreitend dargeftellt hat !). Was den Vorwurf der Unzweckmäßigkeit 
und Gefährlichkeit betrifft, jo tmird man ſich zu deffen Miderlegung 
einfach auf die Erfahrung berufen dürfen ?2). Die andren Vorwürfe 
aber beruhen auf einer zweifachen Verwechſelung, indem eineötheild 
geſetzgebende und gefeganmwendende (ridhterlihe) Gewalt nicht untere 
fchieden werben, andrentheild aber vorausgeſetzt wird, daß bie Gerichte 
aud über die Rechtmäßigkeit, ja ſelbſt über die Angemeffenheit der 
von den Verwaltungsbehörden innerhalb der Gränzen ihrer Zuſtän— 
digfeit getroffenen Verfügungen zu urtheilen, und diefelben im Falle 
vermeintliher Unredytmäßigfeit oder Unangemeffenheit wieder aufzu— 
heben für befugt erklärt fein. Unterſcheidet man aber gejetzgebende 
und geſetzanwendende Gewalt, fo fpringt leiht in die Augen, daß 
alle aus dem monardifhen Principe und dem Bundesrechte herge- 
nommenen Eintvürfe gegen dad Recht der Gerichte zur Entſcheidung 


I) Died ift feibft in der Regierungbvorlage vom 24. Mai 1852 gefchehen, 
dur melde die Wenderung mehrerer Beltimmungen des Verfaſſungsgeſetzes 
von 1848, auch deö 8. 10, beantragt wurde, die aber nahmalsd, wegen bed 
entfchiedenen Widerftanded, den die Anträge bei den Ständen fanden, auf fi 
beruhen blieb. Actenftüde XI. 4. ©. 13, 221. 


2) Man muß nur nicht Ungmedmäßigfeit und @efahr für gleihbedeutend 
balten mit Ungufriedenheit einiger Verwaltungsbeamten, welchen — wie fchon 
Strube: Unterriht von Regierungs- und Juſtizſachen, 8. 5 mit Recht hervors 
hebt — es empfindlich zu fein pflegt, wenn ihre Verfügungen auf Anrufen der 
Betheiligten von ben Berichten aufgehoben werden. 
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über bie Gränzen ihrer Zuftänbigfeit in ganz gleihem Maße auch 
ben Staatögerihtöhof treffen, wenn biefer nämlid nicht ald geſetz— 
gebende, fondern ald unparteiifche richterlichhe Behörde fein Amt üben 
fol. Sollen die Einwürfe alfo Bedeutung haben, fo müffen fie da— 
hin führen, daß die Entiheidung der Gompetenzconflicte nur von ber 
gefegebenden Gewalt audgehen dürfe. Gegen biefe Art ihrer Er: 
ledigung ift nichts einzuwenden; nur wird man aud anzuerkennen 
haben, daß die geſetzliche Entſcheidung in der berfaffungsmäßigen 
Meife und Form erfolgen müffe; aber man wird nicht zu dem Schluſſe 
fommen können, daß fie — wenn fonft zur Gefegebung ftändifche 
Mitwirkung, Verkündung in beftimmter Korm u. f. to. erforderlid ift — 
in jenen Fällen einfeitig von der Negierungdgewalt ausgehen bürfe. 
Die Behauptung endlid), daß die Gerichte durch den $. 10 zu Ein— 
griffen in die Ephäre der PVertvaltungsbehörden ermädtigt worden 
fein, entbehrt aller tharfählihen Begründung. Denn nit nur haben 
fie nad jener verfaffungdgefeglihen Vorſchrift durchaus feine Cognition 
über die Rechtmäßigkeit oder Angemefjenheit der von einer Verwal— 
tungsbehörde innerhalb der Gränzen ihrer Zuftändigfeit erlaffenen 
Verfügungen, fondern müflen fi aud aller Verhandlung und Ent: 
fheidung in allen den Sachen gänzlid) enthalten, melde gefehlicd dem 
Verfahren bei den gerichtlihen Behörden entzogen find, follten fie 
aud) ihrer Natur nad zweifellos wahre Auftizfahen fein. Solder 
Sachen aber giebt ed bei und eine große Zahl und viele höchſt wich— 
tige, z. B. die Domicil-, Gemeinheitötheilungd, Verkopplungs-, Ent- 
und Bewäſſerungsſachen, viele Geiverbe-, Expropriations-, Deich- und 
Mafferbaufahen u. f. w. Nie aber ift es wohl, ſeitdem und fo weit 
biefe Angelegenheiten gefetlih den Verwaltungsbehörden überiviefen 
find, einem Gerichte zuläffig erfhienen, darüber zu urtheilen, 06 3.8. 
eine Gemeinheitötheilung ftatthaft oder zweckmäßig, ob die Anlegung 
eined Deichs nöthig oder rathfam fei u. f. w. Es fehlt daher aud) 
nicht nur an allen triftigen Gründen zur Abänderung des $. 10, 
jondern die dringendften Gründe fprehen für feine Aufredhterhaltung, 
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und er wird gewiß mit Recht als eine ber wichtigſten Beftimmungen 
unfrer Berfaffung hochgehalten 1). 


Die dem Budget ded Yuftiz- Minifteriumd angehörigen Ausgaben 
find folgende. 
1. Befoldungen. 


a. bed Ober-Appellationsgerichts. 

Die Befoldungen des Dber-Appellationdgerihtd haben wie vor 
1803 auf den Caſſen der einzelnen Zandeötheile, fo nad 1813 bis 
1833 und von 189% ,, auf der General-Steuer-Caſſe geruht 2). Sie 
wurden im Jahre 1818 auf diejenigen Beträge gebracht, melde fie 
bis zur neueften Zeit hin behalten haben, nämlid 3) 


für ben Bräfldenten....... 4000 Caſſ.⸗M. abgerundet in Eour. = 4400 „$ 
erſten unb zeiten 

Bice= Bräfldenten ....... 3000 » » » v 3300 » 
für jeden Rath ......:.... 2000 » „ v r 2200 » 
» ben Brotonotar höchſtens 1000 » ” » » 1200 » 
» jeden ber 4 Secretaire. 750 » „ v » 830 + 
» ben Wegiftrator ....... 700 ⸗ ” » r 770 


Als bei Errihtung des Griminalfenat® im Jahre 1840 Has 
Dber -Appellationögeriht um 5, und einige Jahre fpäter um nod 2 
Nathftellen vergrößert ward, wurde zu den neuen Befoldungen ntr 
die Summe von 14,000 4 Eour. neu beiilligt, und babei beftimmt, 
daß die Befoldungen eines jeden der 5 (7) jüngften Räthe nur 
2000 „PB betragen, im Falle der Erledigung einer etatsmäßig höher 
befoldeten Rathftelle aber ein Aufrüden in die höhere Befoldung Statt 


I) Stüve: An die Wahlmänner der Stadt Münden S. 54 (1852). 

2) Nur die Livree- Mequivalentgelder der Boten (für jeden 50 4 jährlich) 
trug die Königlihe General-Caſſe. Die Büreanfoften erfolgten, wie aud bie 
der Mittelgerichte, ebenfald aus der Königlihen Caſſe (Pofltion Büreaus und 
Eommifflonsfoften des Königlihen Juftiz- Minifteriums). 

3) Die Befolbungen ber Räthe, urfprünglih bon ungleihem Betrage, wur— 
den 1733 auf 1200 „B, 1253 aber auf 1600 4 Eaffen- Münze gefetzt. Die 
Befoldungen der Subalternen waren 1720 verbeflert, dann aber bis 1818 un— 
verändert geblieben. Actenftüde I. S. 402. 
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finden folle 1). Bei den Verhandlungen über die neue Gericdhtöber- 
faffung, melde zur Schaffung einer dritten Wice- Präfidentenftelle 
unter Einziehung ber jüngften Rathitelle führten, twurde die Befoldung 
für den meuen Bice- Bräfidenten auf 2500 „B feſtgeſetzt. Bei cben 
jener Gelegenheit beantragten Stände die Ermäßigung der Befoldungen 
beim Iribunale überhaupt, worauf die Regierung jedoh nur fo weit 
einging, daß fie vorſchlug, für die Zukunft die Befoldung des Präſi— 
denten auf 4000 »P, bed eriten und bed zweiten Bice-Präfidenten 
auf 3000 „P, und eined Rathes auf 2000 Cour. zu beitimmen, 
fo daß die damald (1851) ſchon angeftellten Räthe dad Recht zum 
Aufrüden in die höheren Befoldungen behalten follten. Damit er: 
flärten Stände ſich einverftanden, und zwar glei, fo weit bie Ges 
halte der Räthe in Frage famen, dagegen erft 1853, fo weit es bie 
Gehalte der Präfidenten betraf. Auch behielten fie fid) vor, die Frage, 
ob dieſe Befoldungen nody weiter zu ermäßigen, demnächſt wiederauf— 
zunehmen 2). Nad ber im Jahre 1848 getroffenen Beltimmung foll 
dad Gehalt ded Wrotonotars 1200 »P, das der Ganzliften 350 bis 
500 4 betragen 3). 

Dad Gehalt des Dber-Staatdanwaltd beträgt 2500 „P, und 
bad jeined Secretaird, gleid; dem Gehalte der Obergerichtd » Secretaire, 
300 biö 1000 45, durchſchnittlich 600 4). 

Das Gehalt der 6 Gerichtövoigte (ehemaligen Pedellen und Boten), 
deren ®ebührenbezug aufgehört hat, ift auf durchſchnittlich 300 „P 
angenommen >). 

Der Befoldungd-Etat deö Ober-Appellationsgerichts betrug bis 
1803 = 35,363 4 Gaffen- Münze, ftieg durd die Befoldungd- Er: 
höhungen und die Vermehrung der Stellen im Jahre 1818 auf 


I) Actenftüde VI. 3. S. 279: VI. 3. S. 1998. 

2) Actenftüde X. 1. ©. 368; X, 1. ©. 1814; XI. 2. S. 137, 1250: Xl. 5. 
E, 936. 

3) Actenftüde IX. 1. ©. 541, 1070. 

4) Actenftüde XI. 5. S. 227, 937, 959. 

5) Actenftüde Xl. 5. ©. 937. 
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58,514 „PB Eonv.-Münze (rund 60,240 Cour.), nad) Errichtung 
des Criminalſenats 1840 auf 70,153 „PB, nad Vermehrung der 
Mitglieder deöfelben im Jahre 1847 auf 73,925 , und fteht feit 
der neuen Gerichtöverfaffung auf 76,194 Cour. 

Als einer Eigenthümlichkeit ift hier noch zu erwähnen, daß bis 
zum Jahre 1833 ftetd die volle Summe des Befoldungd-Etatö ge 
zahlt erden mußte, auch wenn fie zu ben Befoldungen nicht ganz 
erforderli war. Bid 1746 wurde von Zeit zu Zeit der Ueberſchuß 
unter die Mitglieder ded Ober: Appellationögerichtd vertheilt, nachher 
aber in die damals errichtete Wittwen-Gaffe für dad Tribunal ge: 
zahlt, in welche auch die beim Dber-Appellationdgerichte auffommenden 
Gebühren floffen. Auf diefe Weile gewann die Wittwen-Caſſe fo 
reihe Mittel, daß fie nit nur ihren nächſten Zweck über das ur— 
ſprünglich beftimmte Maß hinaus erfüllen konnte, fonvern auch feit 
1321 mit landeöherrliher Genehmigung jedem der beiden älteften 
Räthe ſowohl auf der adlichen ald auf der gelahrten Bank eine Be- 
foldungd=- Zulage von jährlid 250 „PB leiftete. Mit Rückſicht auf 
diefen Zuftand der Wittwen-Caſſe fnüpften Stände feit 1833 bie 
Berilligung der Gehalte für dad Dber-Appellationdgeridt am die 
Bedingung, daß die vacanten Befoldungen der Landed-Gaffe verbleiben 
follten. Da ein Gleiches hinfihtli der Sporteln nicht thunlid war, 
weil diefelben damals nod, falld fie eingezogen wären, in die König- 
lihe General: Caffe gefloffen fein würden: fo mußten fie ſich auf den 
Antrag, daß diefe fünftig ebenfalld der General» Gaffe anheimfallen 
möchten, befchränfen; doch ward demfelben Negierungdfeitig erit 1852 
bei Ausführung der neuen Gerichtöverfaffung Statt gegeben ). 


b. der Obergeridte. 
Die Befoldungen der weltlichen Mittelgerichte betrugen 130,000 
bis 134,000 »P und nad Aufhebung der Pupillen-Collegien etiva 
128,000 P. Davon wurden bis zur erften Caffen» Vereinigung gegen 


I) Actenftüde IV. 1. ©. 247, 949, 1014; V.1. S. 335, Staatdhaushalt 1. 
©. 316, 


17,000 »B von ber General: Steuer-Eaffe getragen, weil ungefähr 
eben fo viel bis 1803 zu ben Koften der Hofgerichte zu Hannover, 
Celle und SHildeöheim und ber Juftiz» Eollegien in Osnabrück und 
Dftfriedland hatte beigetragen werben müffen !). 

Der Befoldungs -Etat für die feit 1. October 1852 beftehenden 
Obergerichte ift für jetzt folgendermaßen feſtgeſetzt 2): 


durchſchnittlich überhaupt 


für 16 Präſtdenten von........... 2000 —3000.P 2500. 40000 
v 12 Bices Präfidenten........... 1600 — 2400 » 2000 » 24,000 » 
» 156 Mäthe und Nffefforen3)..... 400 — 1600 » 025 » 152.100 » 
» 29 Unterfuhungsrichter Zulage 

von je 100 P................. — — — 2,900 » 


für 32 Staatdanmwälte und Vertreter 

derfeiben, Remunerationen von... 100— 300 — 200 » 6.400 » 
für 87 Secretaire ................ 300 — 1000 » 600 » 34,200 » 
» @erichtöveigte und Ganzliften... — — — 33,075 » 


zufammen — 292,675.ß. 

Die Zahl der Gerichtsboigte und Ganzliften iſt noch nicht feſt 
beftimmt; 1853 waren 71 Gerichtöboigte, darunter 46 für den innern 
Dienft mit Befoldungen von 200 bis 500 »P, und 25 für ben 
äußern Dienft mit Befoldungen von je 25 PB, jedod mit Recht auf 
Gebührenbezug und Garantie einer Dienfteinnahme von 200 „P, fo 
wie 46 Ganzliften mit Befoldungen von 200 bis 500 „P angeitellt. 


I) Actenftüde VI. 3. S. 928; vergl. I. ©. 245. Zu den Koſten ded pro= 
piforifhen Tribunal® und von 1823,. der ftandeöherrlichen Juſtiz-Canzlei zu 
Bentheim trug die Landes = Kaffe 2024 „P Conv.-Münge bei. Actenftüde II. 6. 
©.557. Der Herzog von Arenberg erhält zu den Koften der ftandeöherrlicben 
Verwaltung im Herzogthume Arenberg- Meppen einen jährlihen Zufhuß von 
7500 und für den Berluft ehemaliger Hoheitörechte cine jährlihe Rente von 
2500 4 aus der Königlihen General-Caſſe, weldhe dagegen biö 1833 und von 
1841/,5 aus der General-Steuer-Caſſe ſtatt aller derfeiben angefonnenen Aub— 
gaben im Meppenfhen und in Emöbüren eine Pauſchzahlung von jährlich 
12,500 „P Eonv.-Münze empfing. Wctenftüde II. 6. S. 550, 626. 

2) Actenftüde X. 1. ©. 368; XI. 1. ©. 1814, 1974, 2044; Xl 2. ©. 139, 231. 

3) Darunter 32 Staatdanmwälte und Wertreter der Staatdanwaltſchaft, 
29 Unterfuchungdrichter und 4 Meferenten beim Zuftiz- Minifterium, f. oben 
©. 37 und 223. Für die Befoldungen der Obergerichtöräthe und Aſſeſſoren 
find 10 Elaflen gemadt, 8 Elaffen mit je 15 und 2 Elaffen mit je 18 Stellen. 
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Bei den Koftenderanfchlagungen in den Jahren 1849 und 1851 
waren vorläufig 140 Gerichtövoigte und Canzliſten mit einer durch— 
ſchnittlichen Beſoldung von 300 „P, alfo mit der Gefammtfumme 
bon 42,000 4 in Anſatz gebradt, fo daß die ganze Etatsſumme 
meer 301,600 „PB 
Bemilligt aber waren 1850, unter Vorausſetzung einer 
ettvad andren ald ber fpäter auögeführten Einrichtung 
der Dbergerihte, 285,400 »P, und 1851 nachträglich 
nur 4425 und 3800 „P, mithin überhaupt mur..... 203,625 
alfo im Vergleich mit dem Anfchlage zu wenig — 7,975 4. 
Indeß forderte die Regierung nit mehr, meil fie fhon damals 
auf Erfparung an einzelnen Poften, namentli an der Ausgabe für 
Gerihtsvoigte und Ganzliften rechnete, welche denn auch mit ber 
Eumme von 8925 „PB vermwirflidt ift, fo daß nicht einmal die 1850 
und 1851 beiilligte ganze Eumme hat verivendet werden müffen }). 
Doch haben allerdingd Stände 1853 vorübergehend jährlid) 3000 „PB 
der Regierung zur Berfügung geftellt, um den jet angeftellten Ober: 
gerichts-Secretairen, melde durch ihre gegenwärtige etatsmäßige Be— 
ſoldung keinen Erſatz für ihre frühere Einnahme als Advocaten u. ſ. w. 
erlangt haben, zur Ausgleichung der Härten perſönliche Zulagen zu 
bewilligen; dagegen haben fie den Antrag des Miniſteriums auf 
Erhöhung des durchſchnittlichen Befoldungsfaßes für Secretaire auf 
700 ;B abgelehnt ?). Uebrigens fteden in der Summe von 292,675 »P 
auch die Ausgaben für dad gemeinſchaftliche Obergeriht zu Meppen, 
und da folhe zum Theil burd den vom Herzoge von Arenberg zu 
leiftenden Zuſchuß gededt werden: jo wird die Mirflihe Ausgabe um 
den Betrag cben diefes Zufchuffes (vielleiht 8000 bis 10,000 ) 
gemindert 3). 


1) Es ift daker auch nicht möthig geweſen, von der zur Herbeiführung des 
Gleichgewichts zmifchen der bemilligten und der etatömäßigen Summe der Res 
gierung ertheilten Befugniß zur Ermäßigung der Durchſchnittsſumme der Raths- 
befoldungen von 975 Gebrauch zu machen. 

2) Actenftüde X. 5. ©. 227, 937. 

3) Actenftüde XI. 5. S. 228. und oben S. 104. 


— 


Von den durch die neue Gerichtsverfaſſung herbeigeführten vor— 
übergehenden Ausgaben an Penſionen und perſönlichen Beſoldungs— 
zulagen iſt in Abthl. V., Aemter und Amtsgerichte, oben S. 110 ſchon 
die Rede geweſen. 


2. Büreau- und Commiſſionskoſten des Juſtiz-Miniſteriums. 


Dieſe Ausgaben ruheten während der Caſſentrennung auf der 
Königlichen Caſſe i). Sie zerfielen in Remunerationen und Gratifica— 
tionen, extraordinaire Ausgaben, welche ebenfalls meiſt in Gratifica— 
tionen an unbeſoldete ſtimmführende Mitglieder und an Subalterne 
der Mittelgerichte beſtanden, ferner in Prämien für die Entdeckung 
von Verbrechern, in Proceßkoſten in Lehnsſachen, und in die Büreau— 
toften des Dber-Appellationögerihtd und der Mittelgerihte. Sie 
find, tie fait alle Verwendungen diefer Art, nicht unbedeutend geſtie— 
gen; 1841 erfuhren fie eine Steigerung von mehr ald 5000 .P, 
wozu befonderd die Verwendungen für dad Hypothekenweſen in ber 
Niedergraffhaft Lingen Anlaß gaben, melde, wenn aud immer ab- 
nehmend, bis 1852/,3 fortgedauert haben. Die Gefammtfumme ftieg 
während der 18 Jahre von 183%,, von 13,162 auf 20,430 P. 
Durchſchnittlich haben diefe Koften im Jahre betragen von 183#/,, = 
14,068 »$, von 18%),, — 18,878 . An Remunerationen pflegten 
2000 bis 3000 „P, für Prämien und Procekfoften fehr ungleicye 
Beträge, zumeilen 5.P, zuteilen mehrere hundert Thaler, für Büreau— 
foften ded Tribunald 1200 bis 1500, und für Biüreaufoften ber 
Mittelgerichte 9000 bis 12,006 „P verausgabt zu werden. Seit Auf: 
hebung des Lehnd-Mlinifteriumd und Ueberweiſung der Geſchäfte des— 
felben an das Finanz-Minifterinm im Jahre 1348 ift die Ausgabe für 
Proceßkoſten in Lehnsſachen unter die Ausgaben ded Finanz Miniftes 
riumd (Abthl. XII. M 7. b.) geftellt, und feit 1852/,, find die Aus- 
gaben für Remunerationen, Gratificationen und für Prämien wegen 


ı) Nur hatte bis 1834 die General» Stener»Cafe zur Heizung und Mei: 
nigung des Ganzleigebäudes zu Dönabrüd, dem Zuſtande vor 1803 gemäß, einen 
jährlichen Beitrag von 180 ,$ atı leiften. 
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Entdedung von Berbredern zc. unter einer befondren Bubdgetpofition, 
wofür die Summe von 10,000 ausgeſetzt ift, vereinigt, fo daß 
aud der Poſition Büreau- und Commiſſionskoſten nur nod die etivai- 
gen Commiffiondkoften des Juftiz- Minifteriums, fo wie die Büreaus 
toften des Tribunald und der Obergerichte zu beftreiten find. Da 
fi ihr Betrag auch nidt einmal annähernd hat veranſchlagen laſſen, 
fo find dafür, mit Rüdfiht auf die Koften der Uebergangszeit, 3.8. 
für Meublirung der neuen Übergeridtölocale u. dergl., für jetzt 
25,000 in Anja gebradt ?). 


3. Griminalfoften. 


Die Audgaben an Griminalkoften ftanden bis 1853,, auf dem 
Budget ded Minijteriumd ded Innern, teil fie fait allein bei den 
Aemtern, die zunächſt dem Geichäftökreife diefed Minifteriumd anges 
hörten, vorfamen. Da aber bei der neuen Gerichtsorganiſation die 
Amtögerichte dem Juftiz-Minifterium untergeben find, fo hat man auf 
deffen Budget aud die Griminalkoften gebradt. Unter diefen Koſten 
find Üübrigend die Koften der Strafanftalten, . außer den Amtögefäng- 
niffen, nicht begriffen, iweldye vielmehr abgefondert berechnet werben 2). 


1) Actenfüde XI. 4. S. 239: XI. 5. S. 228. 


2) Auch bie Koften ber Amtögefängniffe rnhen nur zum Theil auf biefer 
Rofition, indem die Befoldungen der Befangenmwärter und des übrigen Berfonals 
unter der Bofition für Amtd= und Gerichtö-Unterbediente (Abtheil. V.), die 
Baufoften aber im Domamialbau= Etat (Einnahme Budget, Nubrif I. Amts— 
Caſſen) beredinet werben. Für die Amtögefängniffe, welche fi bi6 1803 und 
in ber erften Zeit nach 1813 meiltens in fehr fchlechtem Zuſtande befanden, 
geſchah befonderd nach der erften Eaffen- Bereinigung nicht Unbedeutendes, zu— 
mal am Site der Eriminalämter, wo in der Hegel ganz nene ®efangenhäufer 
erbanet wurden, in welchen auf beflere Einrichtungen, namentlih auch auf Tren— 
nung der Unterfuhungs= und Strafgefangenen. Bedacht genommen warb. In— 
deß blieb noch biel zu thun übrig, als der Beſchluß über die neue Gerichtöver— 
faflung zum Ginhalten auf dem biöherigen Wege zwang, da die neue Organi— 
fation der Gerichte und der neue Proceß größere Befängniffe an den Sitzen 
der Obergerichte, vor allem derer, bei weichen die Schwurgerichtöhöfe ſich be= 
finden, nöthig machte. Mit Aufführung und Einrichtung derſelben wird jett 
verfahren. Staatöhaudhalt I. ©. 94. 
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Die Eriminaltoften lagen während der Gaffentrennung der König: 
lihen GeneralsGaffe ob, in fo meit fie nit bon andren Gerichts— 
herren oder den Eingefeffenen einzelner Bezirfe unmittelbar getragen 
werben mußten. Es hatten fie aber nit nur die Standeöherren, 
fondern aud die Patrimonial- Gerihtöherrfhhaften in ihren Gerichts— 
bezirfen zu tragen, und ausnahmsweiſe beftand in den Herzogthümern 
Bremen und Verden, fo wie im Lande Kabeln für die Eingefeffenen 
hertömmlid die Berpflihtung zur Wufbringung der Griminalfoften. 
Auf ſtändiſchen Antrag übernahm die Landeöherrfchaft 1818 dieſe 
Koften, jedoch nur in fo weit als die Eingefeffenen unter landeöherr- 
liher Yurisdiction ftanden; und ald 1821 die Griminalgeridhtöbarfeit 
ber geiftlihen und gutöherrlihen Batrimonialgerihte aufgehoben 
wurde, die Stände aber dem nadträglid an fie gerichteten Berlan- 
gen, die Griminaltoften aus den Parrimonialgerihtd-Bezirfen auf bie 
General» Steuer» Gaffe zu Übernehmen, nicht mwillfahrten: fo verftand 
fih die Regierung, obwohl proteftirend und ihre Rechte vorbehaltend, 
zur Bezahlung derfelben aus der Königlihen General: GEaffe '). 

So ift ed bis zur Ginführung der neuen Gerichtsberfaſſung 
geblieben, in Folge der dadurd angenommenen Grundfäte aber mer: 
den alle Griminalfoften aus der General=Gaffe bezahlt 2). 


1) Die Laſt verblicb darnah nur den Standeöherren, den Grafen zu Etoi- 
berg. den mit Griminalgerihtöbarfeit verfchenen Städten, dem Lande Hadeln, 
den Lande Kehdingen und dem Alten Lande. Das letztere wurde davon frei 
bei Reform feiner Gerichtöverfaflung 1933. Für dad Land Hadein waren bir 
Koften 1818 einftweilen auf die Landes-Caſſe übernommen, weil man voraus— 
fetzte, daß fie bid 1803 aus der ſtändiſchen Gafle beftritten feien: als ſich aber 
diefe Vorausfegung ald irrig ergab, fo hörte die Zahlung aus. der Benerals 
Eteuer:Cafle wieder auf. Dem Fürſten von Bentheim wurde die Laft mit ber 
Gerichtöbarteit felbft 1848 abgenommen. Actenſtücke Bd. I. S. 456: IL. 1. 
S. 213, 352: I. 3. ©. 59, 423; VIII. 3. ©. 1233. 

2) Eine Ausnahme mahen nur etwa die Gefangenwache = Dienftgelder. In 
ben alten Provinzen beftand faſt durchweg in den Aemtern die Verpflichtung 
alter oder gewiſſer Claſſen von Eingefeffenen zur Bemadhung der Amtögefäng- 
niffe. Diefe Dienftpfliht hat bie Regierung. wenn auch allerbingd wohl gegen 
die Natur eines folhen gerihtöherriihen oder Hoheitsdienſtes, doch zur mefents 
lihen BVerbefferung der Gefängnigpolizei und zur Erieidhterung der Pflichtigen 
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Unter biefer Bofition fteden übrigend manche Polizei- Ausgaben 

(bid auf die meuefte Zeit durchſchnittlich etwa 18 Procent), deren 
Sonderung von den eigentlichen Griminaltoften noch gefchehen fol }). 
Die letzteren befaffen hauptfähhlic zwei Elaffen von Ausgaben, näm- 
lid; für Unterhaltung der in den Gefängniffen in Unterſuchungs- oder 
Strafhaft befindlihen Perſonen, und für gewiſſe Unterfuhungshand:- 
lungen. Die unter dem Namen Griminaltoften überhaupt begriffenen 
Audgaben aber zerfallen in folgende Abtheilungen : 
A. Allgemeine Polizei Ausgaben für 

1) Fortfhaffung, Unterhaltung und Bewadhung der Vagabonden 

in den Gefängniffen; 

2) Unterhaltung dürftiger Familien von Sträflingen 2); 

3) Sectionen von Selbſtmördern und Berunglüdten; 

4) Allgemeine Auögaben (Handhabung ber Polizei) ; 
B. Eigentlihe Eriminaltoften 

1) Atzungskoſten 3); 2) Lagerftroh; 3) Aufwartung; 4) Gebühren 
der Gefangenmwärter und fonftigen Ulnterbedienten %); 5) Transport⸗; 
6) Bewachungs⸗; 7) Arzt: und Arzenei:; 8) Kleidungs-; 9) Taxations⸗ 
foiten; 10) Zeugen-; 11) Defenfiondgebühren; 12) Reiſekoſten und 
Gebühren des gerichtsärztlichen Perſonals; 13) Neifefoften der Beam: 


vieler Orten feit den letzten 25 Qahren in eine (fehr mäßige) Geldabgabe vers 
wandelt, wenn bie Pflihtigen dazu bereit waren. Nachher int feibft die Ablö— 
fung diefer Geldleiſtung zugelaffen. 

I) Mctenftüde XI. 5. S. 228. 

2) Nah der Gellefben Zuchthaus-Ordnung von 1732 follen fäugende Kin» 
der, deren Mütter zum Zuchthaufe verurtheilt find, anderweit untergebracht, und 
die Koftgelder von denen, welchen die Erhaltung der Mütter in der Etraf- 
anftalt obliegt, getragen werden. Diefe Vorſchrift ift im Verwaltungswege auf 
alle noch nicht zwei Jahre alte Kinder der zu Zucht- oder Arbeitöhauäftrafe 
berurtheilten Mütter ausgedehnt. In den übrigen Fällen beruht bie Unter— 
ſtützung dürftiger Familien von Sträflingen aus der General: Caffe nicht auf 
geſetzlicher Vorſchrift. 

3) In der Regel erhalten die Gefangenwärter für die vorgeſchriebene Be— 
köſtigung der Gefangenen eine, mit Rückſicht anf die Lebendmittelpreiſe feſt— 
geſetzte Vergütung. Ausſchreiben der Rentcammer vom 23. September 1819 
und 2. April 1822: ber Landdroſtei Lüneburg vom 23. Ecptember 1834. 

4) Seit 1. October 1852 find alle Gebühren der Befangenmwärter aufgehoben, 


1 


ten, welche feine Fuhrbergütung im Ganzen erhalten; 14) verfchiebene 
ungewiſſe Ausgaben: Botenlohn, Feuerung, Erleuchtung, Copialien, 
Beerbigungsfoften und.bergl. 

Die jährlihe Gefammtfumme belief fih 1825/,, auf 41,000 .2 
und ftieg dann jährlih um etiva 5000 bis 1834, auf falt 
80,000 „PB. Im den 12 Jahren 183%/,; hat fie, wenn aud in ben 
einzelnen Jahren auf und abgeſchwantt, doch im Ganzen ſich nicht 
fehr geändert und im Durchſchnitte jährlich 81,969 „PB betragen }). 
In dem Ihenerungsjahre 1846,, aber ftieg fie, zum Theil aud 
twegen.der Zunahme von Verbrechern und Zanpdftreichern, auf 111,411 :$, 
fant aber im folgenden Jahre wieder auf 101,309 „P und 1845,,, 
auf 87,239 H. Als jedoch 1949,,, die Schmwurgeridte ind Leben 
gerufen wurden, und dadurch mamentlih die Ausgabe für Zeugen- 
gebühren wuchs, ohme daß die übrigen Ausgaben durd Abkürzung ber 
Unterfuhungen ꝛc. ſchon erheblid” abnehmen konnten, flieg die Gefammt- 
ausgabe auf 94,542 4 und ift ſeitdem theild aus demfelben Grunde, 
theild durch Zunahme der Bertheidigungdfoften, durd die hohen 
Lebenömittelpreife und aus ähnlichen Urſachen immer im Wachen 
geivefen, indem fie 1850%,,, = 117,022 und 1851,,, —= 119,032 „P 
betragen hat. 


4. Straf: Arbeits: Befferungs-: und Sicherheits: Anftalten, 
mit Einfluß des Staatsgefängniffes zu Hildesheim. 


Bor Einführung des Strafgeſetzbuchs von 1840 gab ed an 
öffentlichen Straf und ähnlichen Anftalten, außer den Gefängniffen 
und einigen ſtädtiſchen Werfhäufern, nur Karren-Anftalten (zu Zünes 
burg, Harburg, Stade, Hameln und Nienburg) und Zuchthäuſer (zu 


1) Davon fallen auf die allgemeinen Bolizei» Ausgaben etwa 15.000 .P 
und auf die eigentlihen Griminalfoften 67,000 F. Betrachtet man bie einzel: 
nen Abtheilungen, fo And die allgemeinen Polizeis Ausgaben bon 11,400,$ auf 
16,000 „£ oder um 18,6 Brocent geftiegen, und zwar die Wagabondenfoften von 
5600 auf 9000 .P. die Koften ber Alimentation von Aamilien der Verbrecher 
bon 1400 auf 3000 P. Dagegen haben, in einzelnen Jahren mehr, in andren 
minder, die Koften der Sectionen 3500 bi6 4500 4 und die allgemeinen Aus— 
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Celle, Emden, Dönabrüd, Peine und Moringen), indem die Regel 
war, daß von denen, welche zu einer härteren Freiheitsöſtrafe ald 
gewoͤhnlichem Gefängniffe verurtheilt wurden ober die von Landes— 
polizeitvegen in einem Werkhauſe gefangen gehalten werben follten, 
die gefunden männlichen Verbrecher in die Starren-Anftalten, alle übri- 
gen aber in die Zuchthäuſer abgeliefert wurden. Zwar hatte ſchon 
bie proviforifche Ständeverfammlung auf dad: Bedürfniß polizeilicher 
Zwangs- und Befferungshäufer aufmerkſam gemadt; allein erſt 1828 
machte die Regierung den Ständen Vorſchläge zur Errichtung folder 
Anftalten, und diefe twaren fo wenig begründet, daß Stände darauf 
einzugehen ablehnten, bi® ihnen genauere Mittheilungen gemacht fein 
würden. Darauf blieb die Sahe ruhen, bis bei Vorlegung bed Ent- 
wurfs zu einem allgemeinen Griminal-Strafgefegbuhe im Jahre 1831 
die Regierung einen umfaffenden Plan zur verbefferten Einrichtung 
ber Straf» und Arbeitsanftalten überhaupt zur ftändifchen Berathung 
bradte, welder aud im Wefentlihen angenommen und in ben näch— 
ften 9 Jahren ausgeführt wurde I). Das Criminal» Gefegbud von 
1840, welches aus jenem Entwurfe hervorging, fennt (Urt. 10— 23) 
folgende Arten von Freiheitöftrafen: 

1) Kettenftrafe, welche zwei Grade hat und gegen gefunde, über 
18 Jahre alte männliche Verbredyer auf mindeftend 6 Jahre bis auf 
Lebenszeit erkannt werden kann. Die BVerurtheilten follen mit öffent: 
lien Arbeiten oder im Innern der Anftalt, beides in Ketten, befchäf- 
tigt erben. 

2) Zuhthauöftrafe, die ebenfalls zwei Grade hat und auf melde 
nicht unter zwei, aber nicht über 8 Jahre erfannt erden foll, außer 
wenn Kettenftrafe verwirkt ift, aber nad; dem, was unter 1) bemerkt 


gaben 250 bis 800 „PB betragen. Die eigentlihen Eriminalfoften aber haben 
fih, zum Theil in Veranlaſſung der Webernahme der Griminalgerihtöbarfeit 
mehrerer Städte, des Alten Landes u. ſ. w. von 60,000 auf 72,000 „P oder um 
15,6 Procent vermehrt. 

1) Actenftüde 1. ©. 213: I. ©. 29; I. 1. ©. 256; 11. 3. ©. 91, 194; 
I. 6. ©. 376; V. 2. ©. 529, 788; V. 4. ©. 51, 554; VI. 1. ©. 129; VI. 2. 
S. 91; VII. 1. ©. 514; VIII. 2. ©. 490. 

Lehyen, Staatöhaushalt. II. 16 
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wurde, nicht angeivendet werden fann. Die Züchtlinge müffen, ohne 
Feffeln, im Innern der Anſtalt befchäftigt werden. | 

3) Strafarbeitöhaus, zuläffig von 3 Monaten bid zu höchſtens 
3 Jahren, wobei ebenfalld Befhäftigung der Regel nady im Innern 
der Anftalt Statt finden foll. 

4) Gefängnif, in drei Graden, von melden ber eine durch ein= 
fame Einfperrung gefhärft if. Wenn ded Sträflingd gewöhnliche 
Berufsbefhäftigung in Handarbeit befteht, fo muß er, fo weit es 
die Umftände geftatten, zu angemeffener Befhäftigung angehalten 
erben. 

5) Staatögefängnig. Dies ift feine felbftftändige in die Stufen- 
folge der übrigen Strafen eingereihete Strafgattung, fondern fann 
ftatt jeber der vier vorher genannten Arten von Yreiheitöftrafe alö- 
dann erfannt werden, wenn nad ber Perſönlichkeit des Verbrechers 
und borzüglid; nad) den Rüdfichten, tweldye aus dem fonftigen Lebens: 
wandel und der Natur des Verbrechens hervorgehen, die verwirkte 
andre Gattung von Freiheitöftrafe eine fo außerordentliche Härte ha- 
ben müßte, daß badurd dad richtige Verhältnig zwiſchen Verbrechen 
und Strafe ganz aufgehoben werden würde. 

Außerdem hatte dad Geſetz vom 27. Juni 1838 über die Ges 
fangenhaltung in polizeilichen Werkhäuſern Borfchriften getroffen, in 
Folge deren zu den aufgezählten Freiheitöftrafen noch 

6) die Haft in polizeilihen Werkhäuſern (Arbeits-, Beſſerungs— 
oder Sicherheits-Anſtalten) hinzukam. 

Mit Rüdfiht auf dieſe geſetzlichen Beſtimmungen wurden die 
vorhandenen Strafanſtalten, ſoweit ſie überhaupt beibehalten werden 
tonnten und ſollten, neu eingerichtet. Von den Amtsgefängniſſen iſt 
oben ſchon die Rede geweſen (S. 237); es ſind daher hier nur die 
übrigen Strafanſtalten noch in Betracht zu ziehen, zumal auch nur 
die Ausgaben für ſie unter der Budgetpoſition: Strafanſtalten u. ſ. w. 
begriffen werden. Bei der neuen Einrichtung und namentlich beim 
Neubaue der Kettenſtrafanſtalten, der Zucht-, Strafarbeits- und 
Werkhäuſer wurde möglichſt auf Bewahrung der Sträflinge während 
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der Nachtzeit in Einzelnzellen Bedacht genommen, indem man das 
Syſtem der vereinzelten Einſperrung auch bei Tage nicht wählen 
wollte, theils weil es noch nicht genugſam erprobt war, theils auch 
ohne faſt völlig neue Schaffung der Strafanſtalten ſich nicht aus— 
führen ließ, und überdies mit den Grundſätzen des Strafgeſetzbuchs 
nit ganz übereinftimmte. | 

Die Karren-Anftalten zu Harburg und Nienburg murden auf: 
gegeben, dagegen bie andren Anitalten fo umgewandelt, daß 

1) zu Züneburg eine sKettenftrafanftalt für 152 Sträflinge 
zweiten (härteren) Grades, 

2) in Stade eine Anftalt, melde zur Aufbewahrung von 220 
Sträflingen, und zwar theild der vor 1840 zu Karrenftrafe, theild 
der fpäter zu Ketten: und Zuchthausſtrafe erften Grades Verurtheils 
ten dient, 

3) in Celle ein Zuchthaus für 470 männlide und in Emden 
ein Zudthaus für 170 weibliche Sträflinge, 

4) in Hameln und Osnabrück Strafarbeitöhäufer für beyie- 
hungsweiſe 350 und 160 männlide, in Beine aber ein Strafarbeits- 
haus für 74 weibliche Gefangene, 

5) zu Moringen ein allgemeines polizeilihe® MWerfhaus (Ars _ 
beitö=, Beſſerungs- und Siherheitdanftalt) für 120 Gefangene, wel— 
ches einftweilen auch als Strafarbeitshaus für 80 weibliche Gefangene 
dient, eingerichtet ward. 

‚AUS Staatsgefängniß wurde die ſchon früher zu Hildesheim ein— 
gerichtete Anſtalt beibehalten. 

Die Gebäude in Lüneburg mußten ganz neu aufgeführt, die in 
Stade, Eelle, Emden und Hameln theild umgebauet, theil® bedeutend 
eriveitert und vermehrt erden, was einen Koſtenaufwand von 
160,000 verurſachte 2). 


I) Davon wurden etwa 10,000 4 aus den Ueberſchüſſen des Karrenanftal= 
ten= Fonds bis 1. Juli 1827 — nad biefer Zeit fielen dieſelbe der Kriegd-Eafle 
zu, oben ©. 141 — beftritten. Mctenftüde IV. 1. ©. 292; V. 2. ©. 531; V. 5. 
©. 209. 
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Zur Einrichtung ded Moringenſchen Zuchthauſes zum polizeilichen 
Werkhauſe wurden 20,000 bewilligt, von denen jedocd einige tau— 
fend Thaler zu diefem Zivede nicht erforderlih fvaren, die daher zur 
Anihaffung von Inventarien-Begenftänden für die Strafanftalten, welche 
übrigend aus der Poſition für Unterhaltungöfoften erfolgte, verivendet 
wurden. Actenſt. V. 4. ©. 51, 554; VII. 1. ©. 515. 

Die Eröffnung der Strafanftalten in Gemäßheit ihrer Beftim- 
mung nad dem Strafgefeßbudhe von 1840 erfolgte am 1. Novem— 
ber 1840. 

Die Koften der Strafanftalten wurden bis 1834 theild aud ber 
Königlichen theild aus der Landes-Caſſe beftritten. Bei den Karren: 
Anftalten mußten die Arznei- und Kleidungdfoften ber Sträflinge 
von dem verurtheilenden Gerichte, alle übrigen Koften dagegen von der 
Kriegs-Caſſe bezahlt iverden, weil urfprünglid die Militair-Verwal— 
tung die Karrengefangenen ausſchließlich für ihre Zwecke, namentlid) 
beim Feltungsbau, befhäftigt hatte. WBom 1. Juli 1833 an wurden 
diefe Koften vom Militair- Etat getrennt und unmittelbar auf die 
Beneral- Steuer- Eaffe übernommen I). Bei den Zudthänfern zu Eelle, 
Dönabrüd, Peine und Moringen mußten die fämmtlihen Alimenta- 
tiond=, Kleidungs- und Arzneikoften, in fo weit fie nicht aus dem 
Vermögen des Sträflingd oder aus feinem Arbeitöverdienfte in der 
Anftalt gededt werden fonnten, von dem verurtheilenden Gerichte, 
dagegen die Baufoften, die Befoldungen und die übrigen Adminiftra- 
tiondfoften aus der General: Steuer-Gaffe, bei dem Zuchthaufe zu 
Emden aber aus der Königlihen General-Caſſe bezahlt werden; doch 
hatte zur Befoldung ded Zuchthaus» Commiffaird in Dönabrüd die 
Königlihe General-Eaffe die Hälfte, zu den Unterhaltungskoſten des 
Emdener Zuchthauſes die General = Steuer-Eaffe jährlid 676 »B Eour, 


1) f. oben ©. 145. Die Landeöherrfchaft al6 Berichtöherrfhaft bezahlte 
jebod die Arznei und Kleidungsfoften erft feit 1818. Wetenftüde I. S. 213; 
und in Lüneburg wurden bis 1. Juli 1835 die bei den übrigen Karren-Anftalten 
der Kriegs-Caſſe obliegenden Koften zum Theil aus der dortigen Kallbruchb⸗ 
Eafle bezahlt. Actenftüde V. 3. ©. 132; Staatshaushalt I. S. 19. 
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beizutragen ). Wie viel die Nutritoren (bie zur Unterhaltung bes 
Sträflingd Berpflihteten) nit nur für Arznei und Kleidung, fone 
dern aud für Alimentation zu bezahlen hatten, war bei jeder Anftalt 
berfchieden, mas nicht lediglich auf Berfchiedenheit ber Lebensmittelpreiſe 
und bed Arbeitöverdienftes, fondern auch auf den Bergütungdgrund- 
fägen beruhete. Diefe Verſchiedenheit wurde 1840 bei Einführung 
des neuen Strafgeſetzbuchs befeitigt, indem unter Zugrundelegung einer 
Durchſchnittsberechnung ber letten 5 Jahre ein fefter Satz angenom- 
men ward, den die Nutritoren für jeden Sträfling zu bezahlen haben 2). 
Indeß hat auch diefe Anordnung jet den größten Theil ihrer Bebeu- 
tung verloren, feit 1838 durch dad Geſetz über die Gefangenhaltung 
in polizeilihen Werfhäufern die Koften des Unterhalts der Gefanges 
nen in dieſen Anjtalten mit wenigen Ausnahmen, wo Angehörige oder 
Gemeinden biefelben zu tragen haben, auf die Landes-Caſſe gelegt 
find 3), und 1848 die Pfliht der mit Criminal» Geridtöbarkeit ver- 
fehenen Städte, ded Landes Hadeln, bed Landes Kehdingen und ber 
Grafen zu Stolberg wegen der Grafihaft Hohnftein zur Bezahlung 
der Unterhaltungskoſten der von ihren Gerichten verurtheilten Ver— 
breder in ben Strafanftalten aufgehoben iſt y. Bei der Caſſen— 
Trennung im Jahre 1841 wurden die aus den öffentlihen Caſſen zu 


I) Died beruhete bei dem Zuchthaufe zu Celle auf der Zuchthaus-Ordnung 
bon 1732, bei den Anftalten zu Dönabrüd, Peine und Emden auf dem Her—⸗ 
fommen vor 1803, bei dem Zuchthauſe zu Moringen aber auf ftändifcher Be— 
twilligung vom Yahre 1818. Damals wurde dieſe Anftalt in dem ber Calen— 
berg » Grubenhagenfchen Landſchaft für 10,000 „PB abgefauften und mit einem 
Koftenaufiwande von mehr ald 18,000 4 eingerichteten Gebäude des ehemaligen 
Waifenhaufes zu Moringen begründet. Actenftüde II. ©. 33; I. 1. S. 356. — 
In die Beiner Zuchthaus-Eaffe floß auch der Erlös einer (zuleht für 90 .P 
Jährtih verpadteten) Sperrgeidd » Abgabe, melde 1845 aufgehoben wurde. 
Kctenftüde VII. 3. ©. 147, 1233. 

2) Actenftüde VIIL 3. ©. 148, 

3) Diefe Beſtimmungen hat dad Geſetz vom 22. November 1850 im We— 
fentlihen beftätigt. 

4) Actenftüde IX. 1. S. 658, 1072. Nah einem 5jährigen Durchſchnitte 
hatten jährlich bezahlt: die Städte 2843 „P, da6 Land Hadeln 130 “P, das 
Land Kehdingen 140 „PB, die Grafen zu Stolberg 103 „P. 
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bezahlenden Koften der Strafanftalten ganz auf die General: Steuer: 
Gaffe gelegt. 

So lange die Koften der Karren» Anftalten aus ber Kriegs-Caſſe 
beftritten waren, hatte auf deren Budget dafür ein die wirkliche Aus- 
gabe in der Regel überfchreitender Betrag geftanden !), weshalb denn 
auch, ald 1833 die Koften unmittelbar auf die General: Steuer - Eaffe 
übernommen wurden, derfelben dafür die Summe von 34,000 „PB ans 
gerechnet ward, ungeachtet die wirkliche Ausgabe in den nächſten Jah: 
ren nur etwa 28,000 4 betrug und erſt bid 1840 auf ungefähr 
jenen Betrag ſtieg. Zu den Koften der Zucthäufer waren bid 1834 
jährlih etwa 21,000 »B aus der General Steuer: Caffe und 19,000. 
aus der Königlihen Caſſe bezahlt; doc) ftedten in der Ausgabe für 
dad Zuchthaus zu elle auch Audgaben für die dort veriwahrten Gei- 
fteöfranfen, stwelde, und zwar die heilbaren 1827, die unheilbaren 
1833 in bie neue Anftalt zu Hildesheim verſetzt wurden. Bon 
1833/,, betrugen die Koften der Strafanjtalten überhaupt im Durch— 
fhnitte jährlid rund 67,000 „PB, wovon nit völlig 1000 „PB auf 
dad Staatögefängnif, und vom Uebrigen etwa die eine Hälfte auf 
die Karren=Anftalten, die andre aber auf die Zuchthäuſer fiel. Nach— 
dem jebody 1840 die neue Einrihtung und dad allgemeine Straf: 
geſetzbuch in Wirkſamkeit getreten war, ftiegen die Ausgaben beträcht— 
lich, erſt auf etwa 75,000 , dann auf 85,000 und in Folge ber 
Zheurung in den Jahren 1846/,, nod um ettva 10,000 . Im 
Jahre 1849/,, ſanken fie zwar wieder auf 76,000 „PB, ungeadtet fie 
badurd, daß einigen Geridtöherrfhaften die Laſt der Unterhaltung 
ber bon ihren Gerichten verurtheilten Berbreder abgenommen war, 
einen Zuwachs von reihlid 3000 „PB erhalten hatten (oben ©. 245); 
doch ſchon 1850/,, ftiegen fie wieder auf faſt 86,000 ,$, und 1851/,. 
felbft auf mehr ald 103,000 . 

I) Dur das, mas bis dahin weniger auögegeben war, hatte fi ein 
beträchtlicher Leberfhuß des f.g. Karrenanftalten= Fonds gebildet, der größten— 
theild zum Bau und zur Einrichtung der Irrenanftalt in Hildesheim (f. unten 


Abthl. X. AZ 6b.), zum Theil aber auch behuf des Baues der Strafanftaiten 
verwendet wurde (oben S. 243, Note 1). 
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Die nahfolgende Ueberſicht zeigt für die drei Jahre 1849/,., wie 
fid) die Gefammtkoften auf die einzelnen Anftalten vertheilen, wie viel 
ber General-Gaffe die Unterhaltung Eined Sträflingd in jeder Anftalt 
während Eines Yahred gefoftet, und wie viel durdfchnittlic der 
Arbeitöverbienft eined Sträflings in 365 Tagen betragen hat. 


2. 3. 4. 5. 


Zahl Zuſchuß Davon fallen Durchſchnittlicher 
Anſtalt der Sträflinge. [der Beneral-Eaffe durchſchnittlich auf Arbeitverdienſt 
zu den Gefammt: | jeden Sträfling. eined Sträfling®. 
zu foften. 
184970 11959, 1 18815, 154959 |1850;5 | 118514 |154 901185045 1 [155 | 189 | 1850; | 1851/54 
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Dabei ift zur Erläuterung nod) Folgende zu bemerfen. Die Spalte 2 
enthält nit das Mittel der höchſten und der geringften Zahl von 
Sträflingen, melde im Laufe eined Jahred in der Anjtalt verivahrt 
worden find, fondern die Gefammtzahl der Belöftigungdtage aller 
Sträflinge, getheilt durch 365. Eben fo brüdt Epalte 4 den Be- 
trag aus, welchen die Unterhaltung Eined Sträflingd in 365 Tagen 
von dem in Spalte 3 verzeichneten Zuſchuſſe erfordert hat. In der 
Spalte 3 aber ift derjenige Zufhuß angegeben, welchen bie General: 
Gaffe zu den Koften der Anftalt, nad Abzug alfo namentlid des 
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burd die Arbeit der Sträflinge für bie Gaffe Ertvorbenen, geleiftet 
hat. Es ift der Eaffe jebod nicht der in ber Spalte 5 aufgeführte 
ganze Arbeitöverdienft ber Sträflinge zu Gute gekommen, fondern nur 
nad) Abzug des ſ. g. Lleberverbienfted. Den Sträflingen felbft wird 
nämlid) zur Belohnung befviefenen Fleifed und guten Betragend ein 
Theil ihred Arbeitöverbienftes belaffen, den fie jedoch während ber 
Strafzeit nit in die Hände befommen, fondern nur mit gewiſſen 
Beſchränkungen zeitweiſe zu erlaubten Genüffen, 3. B. Kautabad, 
berivenden bürfen, übrigens aber erft bei der Entlaffung aus der An— 
ftalt erhalten. Im Staatögefängnifje zu Hildeöheim findet eine zwangs— 
weiſe Beihäftigung der Gefangenen nidt ftatt, mithin aud fein 
Arbeitö= und fein Ueberverdienſt. In der Kettenftrafanftalt zu Lüne— 
burg iverden die Sträflinge vorzugsweiſe zu den Arbeiten des dortigen 
Kalkbruchs gebraudt 1). Die Kettenfträflinge zu Stade werden zum 
Theil mit öffentlihen Arbeiten, namentlid bei den Feſtungswerken, 
fomweit died aber nicht angeht, mit Arbeiten im Innern der Anftalt 
beſchäftigt, gleichwie dies aud in den Zucht- und Strafarbeitöhäufern 
und in dem polizeilihen Werkhauſe geſchieht. Zunächſt erden die 
Bedürfniffe der Strafanftalten felbft, namentlid an Kleidungöftoffen, 
Arbeits- und Hausgeräth, dann aber auch Gegenftände zum feilen 
Berfaufe verfertigt 2). Der Arbeitöverdienft eined Sträflings ift in 
ben einzelnen Anftalten fehr verfcieden, was nit nur bon dem 


I) Staatöhaushalt I. ©. 198. 


2) Die Ka se vom 1. Auguft 1947, 8. 65 beitimmt, dafj der 
Zunftzwang in Bezug auf die Arbeiten in ben Strafanftalten unwirkſam fein 
folle. Diefe Beftimmung ift durh 8. 1 ded Geſetzes vom 1. Juni 1848 einft« 
meilen außer Kraft gefett. Doc hatten fhon 1847 die Stände bevormwortet, 
daß, mo burd Vertrag zwiſchen dem Landebherrn und ber Stadt, in welder 
die Strafanftalt ſich befinde, der Gewerbebetrieb in der Anftalt zu Gunſten beö 
ftädtifhen Gewerbebetriebes beichräntt fei, Died durch den 8.65 nicht aufgehoben 
werden folle. Auch hatten fle die Megierung erſucht, thunlid dahin zu wirken, 
daß der Gewerbebetrieb in den Anſtalten dem inlänbifchen Gewerbe fo menig 
als möglich Abbruch thue, und namentlih aus der Anftalt nicht im Detail, jeden- 
falls wenigſtens nicht unter ben geröhntiähen Marftpreifen verkauft werde. 
Actenftüde VII. 3. S. 1733. 
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Gegenftande und der Befhaffenheit der Arbeit, fondern aud von ber 
mehr ober minder günftigen Gelegenheit zur Verwerthung ber Er: 
zeugniffe abhängt.” Auf die erfteren Umftände wirft hauptſächlich die 
Körperbefchaffenheit und das Geſchlecht der Gefangenen ein, doch aud) 
die Dauer ber Haft und damit die Möglichkeit, den Sträfling an 
Gefhidlihteit, Ordnung, NReinlidfeit u. f. to. zu gewöhnen. Indeß 
erklären fid) hieraus die großen Unterſchiede in ben Beträgen des 
Arbeitöverdienftes, die in der vorftehenden Ueberſicht aufgeführt find, 
doch nidt völlig; vielmehr drängt fid) die Vermuthung auf, daß bei 
Berehnung des Arbeitöverbienftes nit in allen Anftalten nad gleichen 
Grundfäßen verfahren werde 1). 


Der Budget-Anfag für Strafz ıc. Anftalten ift zwar eine (plus- 
minus) ſolche Pofition, welche bei eintretendem Bedürfniſſe überfchrit- 
ten erden darf; doch befinden fih unter den Auögaben einige, bei 
denen feine lleberfhreitung des Anfchlages zuläffig ift. Dies find 
bie Befoldungen und NRemunerationen der bei den Strafanftalten An- 
geftellten 2). Nach den mit dem Budget für 1849,, vorgelegten Etat, 
deffen Innehaltung von Ständen zur Bedingung gemadt ift 3), follen 
bei den 8 Anftalten vorhanden fein 9: 


1) Zum Theil erflärt ſich die Verfchiedenheit wohl daraus, daß für die zu 
unmittelbaren Zmeden ber Anftalten felbft von den Sträflingen befchaflten 
Arbeiten und Leiftungen zwar ein Preis angeſetzt wird, berfelbe jedoch in ben 
Mechnungen nur vor der Linie erfcheint. 


2) Vor 1846 ließ die Regierung ohne ſtaͤndiſche Bewilligung ſowohl Gehalte 
und Remunerationen, ald auch Penſtonen und Unterftügungen an Angeftellte 
bei den Strafanftalten und an Angehörige berfelben zahlen. Als aber ben 
Ständen died zur Kenntniß fam, erklärten fle fi mit Erfolg dagegen. Acten— 
ftüde VII. 3. ©. 1233; IX. 1. ©. 691, 1072. 


3) Actenſtücke XI. 2. ©. 1202. 


4) 1849 war für einige Stellen theild mehr theild weniger als die etatd- 
mäßige Zahl von Angefteliten vorhanden. und Einige genoflen eine etwas höhere, 
Andre eine etwas geringere als bie etatömäßige Einnahme. Died Mehr und 
Weniger glich ſich aber bis auf 25 aus. 
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mit einer Beloldung bavon geniehen auferbem 


ober überhaupt eine Miethent⸗ 
Remuneration fhäbigung von je 
a. 8 Rorfteher........ bon 600 bis 1200 „P 2 - 100, 6800 
b. 7 Hausverwalter... » 350 »„ 450 v 3 40 » 2870 
ec. 5 Werkmeiſter ..... 300 » 3 30 » 1590 » 
d. 4 Zuchtmeifter ..... » 280 3 30 » 1210» 
e. 10 Oberaufſeher .... 200 » 5 18-20, 1892 , 
f. 35 Aufſeher ........ , 150 33 18, 5844 , 
g. 8 Auffeherinnen.... » 80 » 10 s . 10% 800 » 
h. 8 luther. @eiftlihe.. » 250,300 u.500 » R 2500 » 
i. 6 fathol. Beiltlihe.. » 20 bi6 150 » j 408 » 
k. 7 Küfter und 2chrer » 18 » 100 550, 
1 „» 100 2 250 » 1190 » 
m. 2 Wunbärste....... 25» 150 r 
Te 

Dazu fommt ein Zulage Fonds für die unter a—k aufgeführten 
erſöene een Eee R00 » 
| 26604.P 
Davon betragen die Miethentihädigungen. . . . . . . . . . . . ... ......... 1266 » 





mithin die Befoldungen und Memunerationen — 25338 .P 

Die unter a bid g genannten Angeftellten, welche feine Mieth- 

entfhädigung erhalten, haben Dienftivohnungen. ine folde hat aud) 

der Prediger zu Celle. Bon den Geiftlihen find nur 4, von den 

Lehrern aber nur 2, und künftig nur Einer, feft angeftellt; bie übri- 
gen, fo ie die Aerzte und Wundärzte, erhalten Remunerationen. 
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Noch ſpäter als bei dem Vorworte zur erſten Hälfte 
des zweiten Theils vorausgeſetzt wurde, erſcheint die zweite 
Hälfte; doch hat die Verſpätung, wie unerfreulich übrigens 
ihre Gründe ſein mögen, wenigſtens dazu gedient, dem Werke 
in einigen Abtheilungen größere Vollſtändigkeit zu geben, was 
allein durch die aufopfernde Unermüdlichkeit, womit die Be— 
förderer dieſes Werks die vom Verfaſſer gewünſchten Nachrichten 
herbeigeſchafft haben, möglich geworden iſt. Je lebhafter der 
Verfaſſer dies erkennt, deſto mehr fühlt er ſich verpflichtet, 
allen Freunden, die ihn bei ſeiner Arbeit ſo bereitwillig, aus— 
dauernd und wirkſam mit Rath und That unterſtützt haben, 
nochmals den verbindlichſten Dank auszuſprechen. Seinen 
Dank wiederholt er auch dem unbekannten Freunde ſeines 
Werks, der ihm einen argen Rechnungsfehler auf Seite 400 
des erſten Theils bemerklich gemacht hat. Der Fehler äußert 


IV 





auf Alles, was a. a. D. nachher noch geſagt tft, folchen 
Ginfluß, daß ed, um berichtigt zu werden, völlig umgeändert 
werden muß. Der Berfaffer bittet daher die Beſitzer des 
eriten Theile, das Blatt S. 399 und 400 durch den, dieler 
zweiten Hälfte beigegebenen Garton erfeßen zu laffen und den 
vorgefallenen Fehler mit der gleichen Nachficht, welche dieſem 
Werke überhaupt geſchenkt ift, entichuldigen zu wollen. 


Hannover, Ende December 1855. 
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Hennte Abtheilung. 


Das Minifterium der geiftlichen und Unterrichts: 
Angelegenheiten. 


Die Ausgaben für die Zivede des Minifteriums der geiftlichen und 
Unterrihtd Angelegenheiten werden nur zum fleineren Theile aus der 
Königlichen Generals Caffe, zum größeren Theile aus dem allgemeinen 
Kloiterfonds, fo fie aus dem Vermögen und den Gaffen von Kör— 
perfchaften aller Art, Stadt- und Landgemeinden, Stiftungen u. f. w. 
beftritten. Bon diefen letzteren wird hier nicht die Rede fein, außer 
in fo weit eö zum Verftändniffe durchaus erforderlich ift; dagegen 
müſſen die Leiſtungen ded allgemeinen Stlofterfonds hier mit erörtert 
erden, teil nicht nur diefer Fonds, wenngleich verfaffungsmäßig 
von allen übrigen Gaffen gänzlid) getrennt, dody nad) feinen Rechts— 
verhältniffen, feiner Verwaltung und feiner Beftimmung dem Kron— 
gute und dem Staatövermögen im engeren Sinne fehr nahe verwandt 
ift, fondern auch feine meiften Ausgaben mit den ähnlichen Ausgaben 
der General» Gaffe in fo enger Verbindung und Wechſelbeziehung ftehen, 
daß die Betrachtung der letzteren von jenen nicht gefchieden werden fann. 


Der allgemeine Klofterfonds !). 


Die unter dem Namen ded allgemeinen Kloftervermögensd oder 
Klofterfonds vereinigte, zur möglichſten Befriedigung der geiftlichen 


1) Spittler, Geſchichte von Hannover 1. 261, 461; 11. 215, 293, Beilagen 
©, 113; Havdemann, Gefhihte der Lande Braunfhmweig und Lüneburg (2te 
Auög.) 1. ©. 136, 139, 144, 214, 308, 332, 405, 463, 467, 505, 520, 531, 
533 u. a. m. 

Lehzen, Staatshauöhalt. IT. 17 
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Bedürfniſſe der Unterthanen beſtimmte Gütermaſſe verdankt ihre Grün— 
dung und Beſtimmung vornämlich der Großmuth und Milde unſrer 
Landesherrn, welche die vormals geiſtlichen Güter, ſtatt ſie, wie in 
andern Ländern regelmäßig geſchah, mit ihren Domainen zu vereinigen, 
großentheils ihren urſprünglichen Zwecken, jedoch auf eine den Erfor— 
derniſſen der Zeit entſprechende Art für immer widmeten. Den Stamm 
bildeten die Einkünfte und das Vermögen der aufgehobenen Klöſter 
und Stifter in den Fürſtenthümern Calenberg-Göttingen und Gru- 
benhagen. Die Reformation Luthers gewann in biefen Zandeötheilen 
ſchnell Boden. Herzog Erich I., obwohl ſelbſt die neue Lehre nit 
annehmend, hinderte bod ihre Ausbreitung nicht, welche darauf, nad) 
jeinem Tode 1540, von feiner Wittwe Elifabeth, ald Vormünderin 
ihred minderjährigen Sohnes Erichs II., angelegentlich gefördert wurde. 
Dod mußte die Fürftin aus Rüdfiht auf die Prälaten, deren Hülfe 
fie bedurfte, mit großer Schonung und Vorſicht verfahren. Daher 
ließ fie aud) die Klöfter beftehen und drang nur darauf, daß in ben- 
jelben der Römische Gotteödienft mit der Zutherifchen Xehre vertauscht 
wurde; was z. B. in dem reichen Stifte St. Bonifacii zu Hameln 
ihon 1542 und in dem Stifte St. Alegandri zu Einbet 1545 geſchah. 
Ihren Sohn mahnte die NRegentin !), den Klofterperfonen geben und 
reihen zu laffen, was billig; denn mit gutem Gewiſſen könne er folde 
Güter in feinen Nuten nicht ziehen. Welche Klöfter aber nicht befetzt 
wären, die möge er zu Schulen für Knaben oder Mädchen und für 
arme Jungfern von Adel und Bürger diefes Fürftenthums verordnen; 
auch fönnte man Armen, MWittiven und MWaifen daraus Handreihung 
thun, Stipendien für arme Knaben daraus ftiften und Siehenhäufer 
daraus bejjern. Eric II. befolgte diefe Mahnung zwar nicht und trug 
bei feiner fteten Bedrängniß felbft fein Bedenken, zum Verkaufe von 
Kloftergütern zu fchreiten; aber fein Nachfolger Julius wachte mit 
Ernft über zivedmäßige Verwendung der Sloftereinfünfte, deren Ber: 


— — 





1) Eliſabeths Unterricht und Ordnung für Eric II, in v. Strombecks 
Fürſtenſpiegel aus dem 16ten Jahrhundert, ©. 74 u. a. m. 
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waltung den fortbeſtehenden Klöſtern und Stiftern verblieb j. In 
mehreren ſtädtiſchen Klöſtern ließ er Schulen errichten, namentlich in 
Gandersheim eine ſolche aus dem dortigen Franziscanerkloſter bilden, 
welche reich ausgeſtattet bald nach Helmſtedt verlegt und 1576 in eine 
Univerſität umgewandelt ward, der 1629 von Friedrich Ulrich und 
1636 von Herzog Georg unter andren die Göttingenſchen ſtloſtergü⸗ 
ter Weende mit Reinholshof, Mariengarten und Hilwartshauſen mit 
Diemarden dergeſtalt überlaſſen wurden, daß die Profeſſoren deren 
Reineinnahme theilen ſollten. Bei dem Uebergewichte, welches die 
Kaiſerliche Partei durch Tilly's Siege errang, konnte das Reſtitutions— 
edict vom 65. März 1620 im ganzen Lande bolljogen werden, und 
bie Katholifchen fetten ſich wieder in den Beſitz vieler Klöfter, 3. 9. 
bon Loccum und Ilfeld, mußten fie jedoch zwei Jahre fpäter in Folge 
bed Glücks der Schwediſchen Maffen ben Proteftanten bon neuem 
überlaffen. Durd die Beitimmung des Normaljahrs im Weftphäli- 
Ihen Frieden blieben die Klöfter und Stifter, welche 1624 reformirt 
ober eingezogen getvefen waren, in diefem Zuftande. Der Herzog Ehri: 
ftian Ludwig (in Calenberg- Göttingen von 1641 — 1648) erklärte 
ausdrüdlid, von den Stiftern, welche zur Ehre Gotted und Aufer— 
ziehung der Jugend gegründet feien, für ſich nichts zu begehren, da 
Gott ihm aus Gnaden fo viel im Zeitlichen geſchenkt habe, daß er 
jener Güter nicht benöthigt ſei. Auch Herzog Johann Friedrich, 
obwohl ſelbſt zur katholiſchen Kirche übergetreten, duldete nicht, daß 
feine Glaubensgenoſſen die Kloſtergüter antafteten. Hinſichtlich diefer 
Güter hatte ſich übrigens allmälig Mandes anders geftaltet. Die 
Ktlofterpifitationen, wobei Herzog Georg Wilhem durch den Hannov. 
Landtagsabſchied von 1650 landſtändiſche Deputirte zuzuziehen verſprach, 
führten beſonders dahin, daß die eigne Güterverwaltung der Frauen— 
klöſter nad und mad; aufhörte, und daß die Landeöherrn das Vermö— 
gen und die Einfünfte derfelben einzogen, dagegen ben Gondentualinnen 


I) Kirdenordnung des H. Julius von 1569; vergl. auch Gonftitution dom 
12. Januar 1602. 
17* 
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Geld» und aud wohl Naturalcompetenzen ausſetzten !). Auch ward 
durch Vereinbarung zwifhen dem Herzoge Georg Wilhelm und den 
Landſchaften 1650 beftimmt, daß die Univerfität Helmſtedt ftatt ber 
bis dahin gehabten eignen Verwaltung der ihr überfviefenen obenge- 
nannten Kloftergüter künftig eine, ben bisherigen durchſchnittlichen 
Ueberſchüſſen derfelben entfpredende Summe von 1555 „B 20 mgr 
jährlid) erhalten follte?). In demfelben Jahre ward die Klofter-Eaffe 
in Hannover errichtet, welche die Ueberfhüffe der eben genannten Klo— 
ftergüter, fo mie der noch fortbeftehenden 5 rauenflöfter und ber 
aufgehobenen Klöfter Marienftein, Wiebrehtöhaufen und Fredelsloh 
zu verrechnen hatte. Im Jahre 1675), lieferte das bis dahin den Hrn. 
v. Mandeldloh verpfändet geweſene Stift Northeim 3) und 1776), das 
Klofter Burdfelde mit Lipprechterode, deffen Convent 1680 einging, ben 
erften Ueberſchuß in die Haupt-Kloſter-Caſſe. Im Laufe der Zeit mehrte 
fid) diefed Klofterbermögen ; zu feiner jegigen Erheblihfeit aber fam ed 
erit in diefem Jahrhunderte nad; Vertreibung der Kremdherrihaft, ald 
1818 der Prinzregent, nachmals Georg IV., mit ruhmwürdiger Libes 
ralität die durd den Reichsdeputationshauptſchluß den Landeöherrn 
über dad fecularifirte geiftlihe Gut eingeräumte Berfügungöfreiheit 
auf das fchönfte benutzend, dad Vermögen der aufgehobenen Klöjter 
und Stifter in den neu erfvorbenen Zandeötheilen, namentlid im Hil— 
beöheimfhen und Osnabrückſchen, dem Calenberg-Göttingenſchen Klo: 


1) Nur ein geringer Theil ded Vermögens (die Kloftergebänbe nebft etwas 
Barten= Acker- und Grünland und einige Gefälle und Geld-Capitalien) blieb 
ben Eonventen der Ktöfter zu den f. g. Binnen Intraden refervirt, und denſel— 
ben haben fle meiftens auch noch jetzt. — Die Klofterorbnung für bie 5 Calen« 
bergihen Jungfrauen-Klöſter Wennigfen, Barfinghaufen, Marienfee, Marien- 
erder und Wülfinghaufen von 1663 warb 1737 und zulett unterm 9. Decem= 
ber 1847 erneuert. Durch 8. 9 ber letzteren wurde dad aus ber Klofterorbnung 
bon 1737, 8.4 hergefeitete Erforderniß des guten und alten adlichen Geſchlechts 
für die Aebtiſſinnen befeitigt, deffen Aufhebung ſchon 1836 bie zweite Gammer 
auf Grund des 8.158 ded Staatégrundgeſetzes beantragt hatte, was aber da— 
mald am Widerfpruche der erften Sammer fcheiterte. Actenſtücke V. 4. ©. 619. 


2) Die Zahlung dauerte bis 1744 fort. 
3) Dem allgemeinen Ktofterfonds incorporirt den 29. December 1816. 
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fterfondö einverleibte, wodurch ſich deſſen Einkünfte im Vergleiche zum 
Jahre 1800 verbier- ja verfünffahten. Auch das von Kurheffen an 
Hannover abgetretene Klofter Hödelheim ward 1817 dem allgemeinen 
Klofterfonds übertviefen. Dagegen ift dad Kloftergut in den Herzog— 
thümern Bremen und Verden, fo weit cd überhaupt eingezogen wor— 
ben, ſämmtlich mit dem Landeöherrlihen Domanium vereinigt ); eben 
fo in Oftfriedland, mit Ausnahme der unbedeutenden Johannitergüter 
im Amte Stidhaufen 2). Aus dem Fürftenthume Lüneburg und ber 
Grafihaft Hoya bezieht die Haupt-Kloſter-Caſſe feit 1824 Einnahmen, 
nachdem die Gellefhe Beneficial-Caſſe, welche gleiche Zwecke mit ber 
Kloſter-Caſſe hatte, diefer Ietzteren einverleibt ift 3). Durch das Gefetz 
vom 6. Auguft 1850 wurde aud) dad Klofter St. Michaelis zu Lü— 
neburg aufgehoben und fein Vermögen mit dem allgemeinen Klofter 
fonds vereinigt 9). Daöfelbe fol zufolge ber verfaffungsgefeßlichen 
Borfhriften vom 5. Eeptember 1848 und des darauf fi) ftüßenden 


1) Die Klöfter wurden unter ber Schwebifhen Herrichaft aufgehoben; ihr 
Vermögen wurde von ber Lanbeöherrfhaft eingezogen und zur größeren Hälfte 
verfhenft, naher aber zum Theil zurüdgenommen. Bratje, Bermifchte hifto- 
rifhe Sammlungen. Stade 1842. I. ©. 449. 


2) Die übrigen Drdendgüter fo wie dad Vermögen ber zahlreihen Klöfter 
in Oftfriedfand wurden meift fhon im 16. Jahrhundert zu dem landeöherrlichen 
Domanium gefhlagen und nahher zum großen Theile in Erbpadt audgethan 
oder aber (mamentlih in den Städten) zu milden Stiftungen, hin und wieder 
auch zu weltlichen Zweden verwendet. — Geſchichte der Klöfter in Oftfriesland 
von Suur. Emden 1838. 


3) Nämlich Zehnt:, Geld⸗ und Korn= Präftationen aus den Aenıtern Medin—⸗ 
gen, Winfen a.d. Luhe, Alten-Bruhhaufen, Hoya und Nienburg. Bis 1682 
hatte die Gellefhe Beneficial-Caffe auch Einnahmen aus dem Amte Diepholz 
bezogen, die aber damals, ald Diepholz an die Calenbergſche Linie abgetreten 
warb, mit den Domainen berfelben vereinigt wurden. 


Ui Doch wurden mit bemfelben aud große Laſten, namentlich Baulaften 
und Penflonen für die Mitglieder ded Klofterbirectoriums und für bie Lehrer 
der Mitter-Academie übernommen (etwa 6500 jährlich). Der Lüneburgfchen 
Mitterfchaft mußten bei Aufhebung der Nitter-Mcabemie zur Abfindung für ihre 
Mechte an derfeiben 100,000 „P bezahlt werden, deren Erträgniffe fie zu Stipen— 
bien für Echüler auf inländifhen Schuien verwenden muß. 
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Gefehes dom 24. Januar 1850 mit dem Vermögen der zur Aufhe— 
bung beftimmten, einftweilen aber noch fortbeftehenden 6 Mannöftifter 
gefchehen 1). Der Verdener Domftructurs Fonds dagegen, welcher nad) 
Erflärung ber Negierung im Jahre 1836 bei der bamald bevorftehen- 
den Organifation der Givilverivaltung mit dem allgemeinen Kloiter- 
fonbd bereinigt werden follte, befteht nody abgefondert fort und wird 
unter Wuffiht der Landdroſtei zu Stade von einem Structuar ders 
mwaltet 2). Das Vermögen ded Etiftö Ilfeld endlich wird zivar ber- 
möge befondren Auftrages unter Auffiht der Klofter-Cammer verwal— 
tet, bildet aber feinen Beftandtheil des allgemeinen Klofterfonds 3). 
Die jährlihen Einnahmen und Ausgaben beöfelben betragen (1854) 
33 bid 34,000 „PB; nämlich 


I. Die Einnahmen. 
1) Grund und gutöherrlihe Gefälle 3,140 »P 


2) Vachigefälle..--.....2.-.0:.- 5,816 
3) Korft-Einnahmen .. . .. ...... 12,339 
4) Zinfen Does n nee 8,824 " 
5) Vom Pädagogium ........... 2,270 » 
6) Sonftige Einnahmen. . . . . . . ... 704 “ 


— 33,703 ,$ 


I) Actenftüde IX. 1. ©. 1164; X. 1. ©. 700; X. 1. &, 916. Die (bei 
ben Stiftern Bardomief und Wunftorf) vorfommenden Privatberechtigun— 
gen zur Verleihung von Pfründen dürfen nur nod zu Bunften von bebürftigen 
und würdigen Geiſtlichen oder Schulmännern des Königreihd ausgeübt werden. — 
1833 ward nur eine Reform der Mannöftifter und des (lediglich in einer Pfründe 
beftehenden) Kloſters Burdfelde beabfichtigt. Wctenftüde I. 6. S. 724: IV, ı. 
S. 129, 1207. 


2) Die Jahred= Einnahmen betrugen 1835/3, etwa 8000 4, und eben fo viel 
bie Ausgaben. Eine Ueberſicht derſelben enthalten bie Actenſtücke V. A. 
©. 202. 


A 8) v. Liebhaber, Beiträge zum Braunſchweig-Lüneburgſchen Brivatrechte, 
. 38. 
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= 33,103 .$ 
I. Die Audgaben. 
1) Für die Univerfität........... 3,359 .B 
2) » geiftlihe Zwede.......... 1,031 
3) " Schulzwecke ............. 14,213 — 
4) Verwaltungskoſten, Ausfälle .... 13,093 » 
5) Sonftige Ausgaben ........... 1,244 * 
32,940 . 


leberfhuß 763 „P 

Die Klöfter im Galenberg- Göttingen und Grubenhagenfchen 
ftanden auch hinfidhtlid ihrer Vermögensverwaltung ſchon im 16ten 
Jahrhundert unter Iandeöfürftliher Aufſicht ), wenngleich fie damald 
nichts zur landesherrlichen Gaffe lieferten. Vom Herzoge Friedrid) 
Ulrich wurde 1623 der erfte Klofterfecretair beftellt, welcher unter den 
fürftlähen Räthen bie Aufiiht und Nevifion in Betreff der abzulie- 
fernden Ueberſchüſſe von den Klöftern zu führen hatte. Bon 1650 
an, ald bie Klofter-Caffe errichtet ward, fam ein Rechnungsführer 
hinzu, und 1687 ward ein Stlofterrath angeftellt, deſſen Stelle jedoch 
1727 zur Erfparung des Gehaltd von 600 „PB wieder eingezogen 
wurde. Die Klofter-Cammer entftand 1696. In biefem Jahre näm- 
li) ward bie oberfte Verwaltung des Kloftergutd und bie Aufficht 
über beffen Verwendung einem Minifter (vd. Platen) übertragen 2), 
welcher mit Zuziehung des Kloſterraths und des Stlofterfecretaird 
und Rechnungsführers die Klofter-Cammer bildete. Seit 1137 mar 
die Zeitung der Klofterfahen im Minifterium: mit der der Univerfi- 
tätöfachen vereinigt; ed führte fie der Minifter G. A. v. Mündhaufen, 


1) Ihre Küchen» und Kornrechnungen mwurben bon Ianbeöherrlidden Com— 
miffarien geprüft und abgenommen. Die älteften Rechnungen (der Kıöfter 
BWülfinghaufen und Fredelbloh) in der Hegiftratur ber Kloſter-Cammer find 
bon 1542. 

2) Der birigirende Kiofterminifter erhielt von ben Kıöftern jährlidy 400 
Malter Hafer; nah 1771 befam jeder der vier Älteften Minifter davon ein 
Biertheit, 
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von 1728 bis 1731 gemeinfhaftlid) mit dem Geheimrathe von Ilten, 
von 1731 — 1771 allein. Nach diefer Zeit lag die Direction ber 
Klofterfahen dem ganzen Staatdminifterium ob. Zwiſchen 1736 und 
1754 waren zivei Klofterfecretaire angeftellt, feit dem zulegt genann— 
ten Jahre aber wurden deren Geſchäfte an einen oder zwei Miniftes 
rialreferenten (Geheim=Ganzleis Secretaire) übertragen. Ein befondrer 
Regiftrator var 1732 hinzugefommen. Die 1818 errichtete Klofter 
Gammer ward bamald mit 3 SKlofterräthen, einem Gecretair und 
einem Rechnungöführer beſetzt; fpäter wurden ihr zur Wahrnehmung 
der Baus und der Forftfahen zwei techniſche Räthe ber Domainen- 
Gammer beigeorbnet. 

Die gefammten vormals geiftligen Güter im Ddnabrüdfhen 
und KHildeöheimfchen wurden bei ber Secularifation 1803 von ben 
eintretenden meltlihen Negierungen in Befitz genommen. Nach Been- 
digung der Weſtphäliſch-Franzöſiſchen Herrſchaft ließ die hiefige Re— 
gierung bdiefelben durch befondre Behörden veralten, welche in Osna— 
brück Provinzials Verwaltung der geiftlihen Güter und in Hildesheim 
Stiftögüter-Verwaltungs-Commiſſion und General-Stifts-Caſſe hie- 
gen. So Meit der Landeöherr diefe Güter mit dem allgemeinen 
Kloſterfonds in den alten Provinzen vereinigte, wurden fie, wie diefer 
überhaupt, der Verwaltung der Klofter-Cammer, unter Oberaufſicht 
ded Minifteriumd übergeben. Die Provinzials Klofter »Eaffen zu Os— 
nabrüd und Hildesheim blieben jedoch beftehen, erftere aber nur bis 
1838. Diefer 1818 getroffenen Einrihtung fügte dad Staatögrunds- 
gefeg $. TI. und dad Landeöverfaffungdgefeg 8. 79. die Beftimmung 
hinzu, daß die Verwaltung des Klofterfonds allein der vom Könige 
dazu beftellten Behörde gebühren, ben allgemeinen Ständen aber im 
Anfange jeden Zandtagd eine Uleberfidht der daraus Statt gehabten 
Verfvendungen und der mit der Subftany borgegangenen Veränderun— 
gen zur Nachricht mitgetheilt werden folle }). 


I) Die Stände bezeugten 1819 der Regierung für bie durch das Patent 
vom 8. Mai 1818 verfündeten Befimmungen ihren Danf und beantragten 


259 


Die örtliche Verwaltung des Kloſterguts wird unter Zeitung der 
Kloſter⸗Cammer in ähnlicher Weiſe wie die des Domaniumd geführt. 
Bid auf die neuefte Zeit hin waren die Klofterbeamten der überwie— 
genden Zahl nad bei den Aemtern angeftellte Beamte, melde regel- 
mäßig aud) die Rentmeiftergefhäfte beforgten. Seit einigen Jahren 
aber werden grundſätzlich befondre Beamte und Rentmeifter angeftellt. 
Die Bauſachen erden von den DomanialsBaubeamten und Forft- 
fadhen von den Domanial- Forftbeamten wahrgenommen }). 

Zur Verwaltung ded allgemeinen Kloſterfonds beftehen dem: 
nad) jegt (1854), abgefehen von ber Theilnahme der Domanial⸗Land—⸗ 
bau- und Forftbeamten, die Klofter-Cammer nebft ber Haupt-Stlo- 
fter- Caffe zu Hannover und einer Neben-Eaffe zu Hildesheim, 14 
Klöfterämter (movon 8 im Galenberg: Böttingenfhen, 2 im Hildes⸗ 
heimfhen, 1 im Lüneburgſchen und 3 im Osnabrückſchen), 2 Stift: 
ämter (zu Northeim und Zlfeld) und 5 klöſterliche Recepturen, wovon 
2 für dad Hildeöheimfche, 1 für dad Osnabrückſche, 1 für dad Bent» 
heimſche und 1 für Dftfriedland beftimmt ift. 

Die Beftandtheile ded allgemeinen Kloftervermögend find von 
ziemlich gleiher Art ald die ded6 Domaniumd 2) und erden nad) 
gleichen Grundfäßen wie dieſes verivaltet 3). 


zugleich, daß die Verwaltung ded Klofterfonds unter Mitobhut der Stände ges 
ftellt werden möge. Dies lehnte die Megierung jedoch ab. Mctenftüde II. ©. 6, 
265; 11. 3. ©. 374. Die den Ständen mitgetheilten Ueberſichten f. Actenftüde 
V. ©. 213; V. 3. ©. 235; V. 4. © 182; V. 5. ©, 158; VII. 1. ©. 77; VII. 
2. ©. 141; RR. 1. ©. 17; X. 1. ©.405; Xl. 2. ©. 53, XII. 1. ©. 70. 


I) Staatöhaushalt I. ©. 63 und 68. Verordnung wegen ber Klofter-Forft= 
Verwaltung dom 3. Juli 1850. Die Kiofterforften im SHildeöheimfchen und 
Dönabrüdichen fanden fon vor 1850 unter Verwaltung der Domanial=Forft= 
beamten. 

2) Ein Inventar ift den Ständen auf beren Antrag 1851 mitgetheilt. 
Actenftüde XI. 2. ©. 53. 


3) Actenftüde IX. 1. ©. 1028; XI. 1. ©. 1796; XI. 2. ©. 1257. Veräu— 
Kerung einzeiner Theile des Kloftervermögend fann nur unter denfelben Bedin— 
gungen und Boraudfezungen wie die Veräußerung bon Domainen und Regalien 
gefhehen. Lanbdeöverfaflungdgefeh 8 79. 
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Nach den Aufnahmen behuf der Grumbdfteuer-Veranlagung beträgt 
dad Gartens, Ader-, Wiefen- und privative Weideland des Klofter- 
fondbd etwa 0,7 Procent und der Forftgrund 1,4 Procent der Ger 
fammtflähe diefer Bodenarten, der Grundbeſitz des Kloſterfonds 
überhaupt aber faſt O,o Procent von dem geſammten cultivirten Areale 
und Forſtgrunde im Königreiche }). 

Nach dem den Ständen mitgetheilten Inventare hielt das Flöfters 
lihe Grundvermögen am 1. Auli 1848 


1) Gartenland .. 2.222200. 1,165 M. 56 TR. 50 F. 
A 44,496 vr — v 214 * 
iR 114 1 PR EN SEO 6,668 » 52 » 103 n 
A: SERITMODE 4 ee 4,332 un 9 u — u 
5) Brivative Weiden... .... 4891» 8 » 124 


6) Uncultivirte Grundftüde . . . 3838» 16 u 128 


— 61,941 M. 43 IR. 107 DE: 
7) Forftgrund ?) 
a. privativien . . . 28,440 M. 
b. Intereffenten-Forften 6,945 " 


35,385 » 





— 97,3% M. 43 IR. 107 DE. 
8) MWeideberehtigungen auf Gemeinheiten für 6 Pferde, 938 Stüd 
Nindvieh, 1108 Schweine und 14,750 Schafe und Lämmer. 
Davon liegen in der Provinz: 


Garten», Acker⸗ Privative Intereffenten- 


und Grünland. zZorfmoor. Forſten. Forſten. 
Morgen. 
— — — ——7c— 
1) Calenberg. .... 6,754 324 6838 3,031 
2) Göttingen-Gruben» 
1 Be 27,885 — 7,164 1,982 


— 34,639 324 14,602 5,013 


1) Staatöhauöhalt J. S. 449, 458. 
2) davon Blößen 1139 und 181 Morgen. 
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@artens, Aders Privative Intereſſenten⸗ 
und Grünland. Torfmoor. Forſten. Forſten. 


Morgen. 
u 
— 34,639 324 14,602 5,013 
3) Hildeöheim ..... 12,633 — 8602 1,932 


4) Lüneburg u. Hoya 119 = — — 
5) Odnabrüd und Oft: | 
frieöland ... . . 9,830 4,008 5,236 — 
57,221 4,332 28,440 6,945 
Alſo beſitzt ber Kloſter⸗ 
fonds im Vergleiche 
mit dem Domanium . 15,2 2,9 4,5 Proc. 

Die Anlage 1 enthält eine vergleichende Meberfiht der Einnahmen 
und Ausgaben ded SKlofterfonds in den Jahren 1834,,, 1842/,, und 
1852/,3; die Anlage 2 eine Nahmeifung ber hauptfädlihften Aus- 
gaben der Haupt=Klofter-Caffe in den Jahren 1800 bis 1853. Ihr 
Inhalt und die folgenden Bemerkungen müſſen ſich wechſelsweiſe 
ergänzen. 

Die Grundftüde, mit Ausnahme der Forften, werben regelmäßig 
durch Verpachtung benutzt, wodurch 1852/,3 über 125,000 4 aufs 
famen !), darunter 63,000 4 für 30 größere Güter (Hauptpachtungen). 
Die Zehnten, welche 1834 mehr als 54,000 Pachtertrag gaben, 
liefern jet nur 6000 P. Die gutöherrliden Gefälle find feitbem 
von 25,000 auf 20,500 und bie Sorngefülle von 77,000 auf 
44,500 geſunken. Diefe Ertragdverminderungen in Folge ber 
Ablöfungen erden indeß reichlich ausgeglichen durch die Zinfen der 
Ablöfungs-Eapitalien, welche am Ende 1852/,, über 31/, Millionen Thlr. 
betrugen und durch Ablöfung aller dazu geeigneten Gefälle nody um 
etiva 11, Millionen Thlr. fteigen fönnen?). Die Forft-Einnahmen belaufen 





I) Ohne bie für Dienftwohnungen und Dienftgrundflüde bon ben Anges 
ftellten zu vergütenden 10,850 ,P. 


2) Won 1832/;, famen an Ablöfungs-Eapitalien auf....... : 3,264,825 „P 
an Einnahmen für veräußerte Grundftüde und Necdte.... 89,845 » 


— 3,354,670..$ 
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fi gegen 80,000 »P, mährend fie 183%, nur etwa 45,000 „PB 
betrugen. 
Die gefammten Aahred- Einnahmen der Haupt: Klofter- Eaffe 
betrugen 1800/,, gegen 50,000 4 Caſſen-M., 1818/,, nad Gründung 
bed allgemeinen Kloſterfonds über 300,000 „PB Gour.-M., und 
belaufen ſich jetzt auf 450,000 Cour. (nad dem Durchſchnitte ber 
3 Jahre 1850,35 — 442,141 PB T gr 798). Einigen Zuwachs 
erden fie von außen her durh Aufhebung der 6 Mannöftifter 
und durd inverleibung des Vermögens bderfelben in den allgemeinen 
Klofterfonds nod erhalten I). Auf fehr bedeutende Einnahme— 
Vermehrung aus dieſer Duelle ift indeß, zumal in den nädjften 
Jahren, fo lange nicht die Zahl der Präbendirten erheblih abnimmt, 
faum zu rechnen. Ende 1852 war der Zuftand etwa folgender: 
I) Die beiden Stifter St. Alexandri und beat. Mariae virg. 
zu Einbeck hatten einen jährlihen Ueberfhuß bon ungefähr 
3800 „PB, der ſich durd Abgang der Präbenbirten um etwa 
5200 „B vermehren wird. 

2) Dad Stift St. Cosmae und Damiani zu Wunftorf, welches 


— — 


= 33564670.4 
Davon wurden 
1) zum Ankaufe von Grundſtücken und zur Ablöſung 
bon Laſten verwendet. . . . . ..................... 295,474 » 
cutgellehee 4,046,847 ,P 
wieder eingezogen. . . . . .. .. ......... 1,110,417 » 
— 2936,130 
An verzinslichen Capitalten überhaupt befaß der Kloſter— 
fonds Ende Juni 1853 ......................... 3,828,268 » 
Bis 1933 Hatte er befeflem ........................ 487,023 » 


Die Capitalien aus der Zeit vor 1833 rühren meiftens aus dem Obna— 
brüdihen und Hildebheimſchen Kioftergute her. Das erfte Capital des älteren 
Kıofterfonds beftand in 20,000 .B Neuen Zmeidrittel, welche 1693 bei ber Ca— 
lenbergſchen Zandichaft belegt wurden. An Grunbfteuer » Egemtiond =» Entichäbi- 
gungö=-Eapitalien hat ber Klofterfonds 73,525 .f erhalten. Die Capitalien bed 
1850 aufgehobenen Klofterd St. Michaelis zu Lüneburg betrugen 128,655 .P. 

I) Die Einverleibung ded Vermögens diefer Stifter in den Klofterfonds 
und bie möglichfte Abfindung der Pfründner haben Stände beantragt Acten= 
ftüde XI. 5. ©. 939. 
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ald Damenftift beftehen bleibt, hatte einen Ueberſchuß bon 
etva 1700 „B, der durd Abgang ber Meltlihen Pfründner 
(die Hauptpfründner find die Geiftlidhen zu Wunftorf) um 
1000 .4 wachſen mag. Dod hat dad Stift einen Kirchenbau 
zu beftreiten, der den Ueberſchuß auf eine längere Reihe von 
Jahren wegnehmen mird. 

3) Tas Etift St. Bonifacii zu Hameln hatte 1849,, einen 
Ueberſchuß von 1395 ,P und durch Abgang der Präbenpirten 
eine Bermehrung deöfelben um 1400 zu erwarten; bod) ift 
aud dort ein bedeutender Kirchenbau im Werte. 

4) Dad Stift Namelöloh hatte ein Deficit im Structur-Regifter, 
und der Umfang der geringen Präbenden ließ ſich nicht genau 
überfehen, da die Präbendirten ſich in eigner Naturalver- 
waltung befinden. 

5) Beim Stifte St. Petri und Pauli zu Bardowiek geftattet 
die Verwickelung der Berhältniffe keine klare Ueberſicht; vor 
Anfall der Präbenden ift aber eher auf ein Deficit ald auf 
einen Ueberſchuß zu rechnen. 

Bon den Einnahmen gehen zunädjft die Verwaltungskoſten, Zaften 
und Ausfälle ab, welche jet gegen 130,000 jährlich betragen 
(nad) dem Durchſchnitte der 3 Jahre 18380533 — 121,142 »P 23 9 3 8). 
Diefe Ausgaben find feit Errihtung der Klofter- Kammer fortdauernd 
und beträdhtlidy geftiegen; zum Iheil erden fie vorausfihtlih noch 
wachſen, namentlid) die Gemeindelaften und ähnliche Ausgaben, fo wie 
die Baufoften, welche befonderd durch Einverleibung des Kloſters 
St. Midaelid zu Lüneburg neuerlich wieder geftiegen find und durch 
Einverleibung der 6 Mannöftifter noch weiter zunehmen werden. 
Dagegen ift auf Erfparung an ben Bertvaltungöfoften im engeren 
Sinne, ſowohl für die Gentral- wie auch vorzüglid für die Special- 
Verwaltung zu hoffen, worauf die Klofter-Cammer ernftlid hinwirkt. 

Was nad Abzug diefer Verwendungen übrig bleibt, foll laut 
bed Iandeöherrlihen Patents vom 8. Mai 1818, tie die Cinfünfte 
bed geiſtlichen Gutd in den älteren Provinzen auch ſchon bis dahin, 
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auf ewige Zeiten dazu dienen, nad der urſprünglichen Abſicht der 
Fundatoren der aufgehobenen Stifter und Klöfter, jedoch auf eine 
den Erforberniffen der Zeiten angemeffene Art die geiftlihen Be- 
bürfniffe ber Unterthanen nad) Möglichfeit zu befriedigen, und namentlid) 
für Kirhen, Schulen, höhere Gymnaſien und wohlthätige Anjtalten 
aller Art verivandt werden. Diefe Beltimmungen hat ſowohl das 
Staatögrundgefeg 8 TI, ald das Landeöverfaffungsgeieh 8 79 
durch die Vorſchrift beftätigt, daß die Einkünfte des allgemeinen 
Klofterfonds allein zu Zufhüffen für die Landes-Univerſität, für 
Kirchen und Schulen und zu milden Ziveden aller Art!) verwandt 
werden follen 2). Ein Theil der Ausgaben, welche hiernah ber 


I) Dem Ausdrucke milde Zwecke war bi6 1848 eine fehr lage Bedeutung 
beigelegt. Schon 1832 hatten Stände dad Vertrauen auögefprocen, daß bei 
jenen Zwecken inöbefondere und zunächſt die Verbeflerung ber Lage bes geift- 
lihen und Schulftandes ftetd werde im Auge gehalten werden (Actenſtücke IV.1. 
S. 1261). Aber erft 1848 wurde biefer Beflchtöpunft bei den aus dem Klo— 
fterfonds zu bemilligenden Unterftügungen ald Grundſatz angenommen, 


2) Aus dem Worte Zufhüffe haben Einige wohl herleiten mollen, daß 
verfaffungsmäßig ber Kiofterfonds niemald die gefammten Koften einer 
Anftait, Einrichtung 2c. tragen dürfe; body gewiß mit Unrecht. Denn abgefehen 
davon, daf ber Klofterfonds wirftih Tchon bie Ausgaben für einzelne Anftals 
ten 2c. ſämmtlich trägt, 3. B. die Competenzen ber Damenflöfter. die Ausgabe 
für dad Ober-Schul= Collegium u. f. w.: fo waren aud, ald 1833 bie ange 
führte Berfaffungsvorfhrift getroffen wurde, bereit6 mehrere Ausgaben für 
ſolche Anftalten, welche gar nicht aufhören bürfen oder fönnen, vorläufig auf 
bie Königlihe Generals oder bie General= Steuer= Eaffe übernommen, aber 
nur unter dem auddrüdlihen Vorbehalte, daß dies Lediglich fo lange bauern 
folle, bis ber allgemeine Klofterfondö bie erforderlihen Mittel zu ihrer Beſtrei— 
tung gewinnen werde. Man hätte alfo, wenn der Ausdruck Zufchüffe den 
angebeuteten Sinn hätte haben follen, eine mwefentlihe Aenderung ber beftehen- 
den Berhältniffe, namentlih eine Aufhebung jenes Vorbehalts herbeizuführen 
die Abfiht haben müffen. Allein davon findet ih in den Verhandlungen feine 
Spur, vielmehr heißt ed in dem Königlichen Reſcripte vom 11. Mai 1832, 
worauf jene Berfaffungsbefiimmung beruht, daß ber Klofterfondö zu ben be— 
zeichneten Zuſchüſſen wie biöher, fo auch fünftig allein beſtimmt bleiben folle. 
Actenftüde IV. ı. S. 16, Der Ausdruck Zuſchüſſe hat alfo offenbar nur die 
beftehende Regel auöfprechen follen, daß die Ausgaben bed Klofterfonds meiftend 
für folhe Anftalten ꝛc. geleiftet werben, deren Koften zunähft und hauptfüchlid) 
aud andren Quellen zu beftreiten find, 3. B. von Gemeinden u. f. w. 
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Klofterfonds zu tragen hat, Liegen ihm vermöge rechtlicher Ver— 
pflihtung oder dod in folder Art ob, daß ihre Leiftung wohl als 
eine rechtliche Verpflihtung angefehen werben fann. Dahin gehören 
etwa 34,000 zu geiftlihen Ziveden, namentlich für Befoldungen 
und Dienftwohnungen der Geiftlihteit, 19,000 PB zu Schulzwecken, 
30,000 zu milden Zwecken (für Stiftungen, Armenanftalten u. dgl.) 
und 18,500 „B zu Benfionen, namentlid etwa 12,000 in Folge 
bed Meichödeputationdhauptfhluffes und 6500 an bie Mitglieder 
bed aufgehobenen Klofterd St. Mihaelid zu Lüneburg und ber 
bortigen Ritter-Academie. Nach Beltreitung diefer Ausgaben von 
ungefähr 100,000 „B bleiben noch reihlid 200,000 zu mehr oder 
minder freien Bewilligungen über. Doch ift diefe Summe nidt 
genügend, um alle Auögaben zu beftreiten, die nit nur berfaffungd- 
mäßig auf den Slofterfonds gelegt werden können, fondern auch 
ald fo nothwendig oder dringend nützlich bereits ſich heraudgeftellt 
haben, daß zu ihrer Beftreitung, fo weit der Stlofterfonds dazu 
feine Mittel befitzt, andere Mittel haben herbeigefchafft werden müffen. 
Es hat nämlidy zur Zeit der Gafjentrennung ſowohl die Königliche 
General⸗Caſſe ald auch die General:Steuer-Caffe und während ber 
Gaffenvereinigung bie General= Gaffe mehrere foldyer Ausgaben 
borerft unter der Bedingung übernommen, daß died wieder aufhören 
folle, wenn der SKlofterfondd die Mittel zur Tragung berfelben 
gewonnen haben werdet). Diefer Umftand hat in den letzten Jahren 
zu einiger Mißhelligfeit ztoifhen den Ständen und ber Regierung 
geführt. Denn da trotz ber weſentlichen Berbefferung des Zuftandes 
ber Haupt= Klofter-Cafje die Regierung nicht nur die lediglich einft- 
foeilen auf die General-Eaffe übernommenen Ausgaben fortwährend 
auf berfelben Liegen laſſen zu mwollen fchien, fondern audy mehrmals 
bie Uebernahme neuer Audgaben gleiher Art und unter gleidyem 


1) Hierher gehören faſt fämmtlihe Ausgaben bed Minifteriumd der geift- 
lien und Unterrichtö-Angelegenheiten und bie (unter den Ausgaben bed Mini» 
fterium8 des Innern ftehende) Bewilligung für die Taubftummenanftalt, ins— 
gefammt ungefähr 200,000 -P. 
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Vorbehalte auf die General-Caſſe beantragte: ſo glaubten die Stände 
weder die bedingten älteren Bewilligungen fortdauern, noch neue 
ähnliche Bewilligungen machen zu dürfen, wenn fie nicht einige Sider- 
heit dafür erhielten, daß die Regierung von ihrer an ftändifhe Zus 
flimmung nicht gebundenen Befugniß zur Verwendung der Einkünfte 
bed Kloftervermögend innerhalb ber durch bad Verfaſſungsgeſetz 
gezogenen Schranken feinen folhen Gebraud machen werde, ber den 
Klofterfondd in die Unmöglichkeit ſetze, die nur fubfidiär auf bie 
General» Gaffe gelegten Ausgaben zu übernehmen. Indeß wollten fie 
weder eine Befhränfung der durd 8 79 des Verfaſſungsgeſetzes 
ber Regierung gegebenen Berfügungdfreiheit, noch auch durch firenge 
Prüfung der Zulänglichkeit der Mittel ded Klofterfondd denfelben 
Erfolg herbeiführen, welcher während der Gaffentrennung bie Noth- 
wendigkeit des Beweiſes der Unzulänglichkeit der Mittel der Königlichen 
General»Gaffe gehabt hatte), da fie die Vereinigung der Haupt— 
Kloſter-Caſſe mit der General:Caffe aus mehr ald einem Grunde zu 
vermeiden dringend wünſchten. Sie beantragten baher, baf, fo lange 
die nur vorläufig auf die General-Caſſe übernommenen Audgaben 
nod) von diefer getragen twürden, die Regierung neue Auögaben für 
die Univerſität, für Kirden und Eulen oder zu milden Jeden auf 
die Kloſter-Caſſe nicht legen möchte, ohne darüber den Ständen zuvor 
Mittheilung gemacht zu haben. Die Regierung erklärte fi aber 
außer Stande, eine foldhe, ihr verfaſſungsmäßiges BVBerfügungdredt, 
wie fie meinte, befchränfende Mittheilung zuzufihern, und fo glaubten 
die Stände, weil fie, obwohl die Grüude der Regierung ald richtig 
nit anerfennend, doch fein andre Mittel zur Erreihung bed ald 
unerläßlih erfannten Zweckes befaßen, fih in die Nothwendigkeit 
gefeßt, in jedem Jahre vor Bewilligung der nur bedingt übernom— 
menen Ausgaben ihre Prüfung darauf zu richten, ob neue Ausgaben 
in ber Zwiſchenzeit auf den SKtlofterfonds übernommen feien, und, 
falld died gefhehen, die neuen Ausgaben aber nicht ald nothivendig 


I) Etaatöhaushalt II. 4 und 5. 
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bon ihnen erfannt werden follten, einen verhältnißmäßigen Theil ber 
fubfidiär auf die Landes-Caſſe übernommenen Ausgaben abzufeten H. 

Uebrigend bezeugte die Regierung bei der erwähnten Veranlaffung 
ihr ernſtliches Beftreben, die Haupt-Kloſter-Caſſe zu den Ausgaben 
heranzuziehen, welche bei der erften Bewilligung wegen Unzulänglichkeit 
ihrer Mittel auf biefelbe nicht gelegt werden fonnten, und erklärte fid) 
zur Bethätigung diefed Strebend bereit, von ber zur Verbefferung 
der 2ehrergehalte einftiveilen aus ber General = Gaffe beivilligten 
Summe von jährlid) 12,000 „P zunädft (für 185%,,) 1000 4 und, 
falls nicht undorhergefehene ungünftige Umftände einträten, alljährlid) 
1000 „ mehr auf die Haupt = Klofter Caffe zu übernehmen 2). Hiermit 
waren die Etände um fo mehr zufrieden, ald fie fhon vorher ſich 
damit einverftanden erflärt hatten, daß die fveiteren Ueberſchüſſe vorerft 
theild zur Bildung eined Reſerve-Fonds für auferorbentlihe Aus: 
gaben von Bedeutung, die bei dem Klofter- Haushalte erfahrungsmäßig 
öfter vorkommen, theild zur Ausführung ded Wfarrverbefferungs- 
Pland benußgt würden. Edon 1825 nämlidy hatte die Negierung 
befchlofien, aud den damals, befonderd durdy Heimfall der reichd- 
deputationdfhlußmäßigen Penfionen erivarteten nadhhaltigen Leber: 
fhüffen einen allmälig bis auf 40,000 jährlich fteigenden Fonds 
zu ſammeln, mittelft deffen die Einfünfte der zahlreichen ſchlecht aus: 
geftatteten Pfarrer, zu deren genügenden Berbefferung die Kirchen⸗ 
gemeinden nicht die erforderlichen Mittel beſitzen, auf 400 oder 
mindeſtens 300 gebracht werden follten 3). Es wurde damit ſofort 
der Anfang gemacht, und der Fonds erreichte 183435 bie Höhe von 
mehr ald 10,000 P. Die ungünftige Lage, in meldye der Klofter- 
fonds von biefer Zeit an gerieth, hinderte aber ein weiteres Fort— 
fchreiten, und erft 1852/,3, als die Umftände wieder beffer geworden 


1) Xctenftüde XI. 5. ©. 938; XI. 1. ©. 856. 

2) Actenftüde XII. 1. S. 159, 856. 

3) Bei Bemeinheitd» und Marfentheilungen foll ebenfalld auf Verbefferung 
der Bfarr- Einnahmen Bedaht genommen werben; vergl. unten V. Bolföfchulen 
und VII. Verbefferung ber Einnahmen der Pfarren zc. 

Lehzen, Staatäöhaushalt. IT. 18 
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waren, fonnte der frühere Plan, wenn aud) mit einiger Beſchränkung, 
wieder aufgenommen erden. Nach ber jetzigen Abſicht der Regierung 
fol der Fonds jährlich um 1000 „P vermehrt und bis auf 22,000 „PB 
gebracht werden; 1852/;3 war er bis auf rund 12,200 gewachſen 1). 
Zur Bildung eined Reſerve-Fonds der von Ständen angebeuteten 
Art ſcheint dagegen der Regierung bie Zeit noch nicht gefommen; 
vielmehr glaubt diefelbe zunädyft ein Betriebd-Gapital von 100,000 5, 
wozu 1852,, etwa 20,000 * vorhanden waren, ſammeln zu 
müſſen 2). 


Abſchnitt J. 
Die Landes-Univerſität?). 


Die Univerſität zu Göttingen, vertragsmäßig zugleich Landes— 
Univerſität für die Herzogthümer Braunſchweig und Naſſau, nach 
ihrem erlauchten Gründer, König Georg II., Georgia Augusta genannt, 
die Ehöpfung und Lieblingötodter feined großen Minifterd G. U. v. 
Mündhaufen, 1734 geftiftet und am 17. September 1737 feierlid 
getveihet *), ift von jeher mit Recht als die Zier und der Ruhm bed 
Landes betrahtet worden. Stets eine der erften unter ihren Schweſter⸗ 
anftalten, ift fie für Unzählige eine geiftige Wohlthäterin geworden, 
und noch leben viele Iaufende, die ihren Namen nidt ohne Dant 
und Freude nennen. Hundert und zwanzig Jahre hat fie geblüht, 
hat die ſchweren Zeiten des fiebenjährigen Krieges und ber Fremd— 
hberrfhaft, den Mufitand von 1831, fo fie ben harten Schlag im 


I) Actenſtücke XL 5. ©. 938. — Anlage 2. — Ausſchreiben bed Conſiſto— 
riumsd zu Hannover vom 8. Februar 1825. 


2) Actenftüde XII. 1. ©. 70. 


3) Die Gründung der Univerfität Göttingen. Vom Dr. Emil F. Rößler. 
Göttingen 1855. 


4) Kaiferlihe8 Privilegium vom 13. — 1733, Zandeöherrlihes Privi— 
legium vom 7. December 1736. 
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Jahre 1837, ben härteften, von dem fie je getroffen ift, glücklich über: 
bauert und fteht fräftig in voller Lebensfülle da, durd ihre Ver: 
gangenheit und Gegenivart eine verheißende Zukunft verbürgend. 


An der Univerfität haben in ben erften hundert Jahren ihres 
Beſtehens 231 Profefforen gewirkt. Es betrug die Zahl 
1737 1787 1837 1854 
1) der ordentlichen Profeſſoren ... 17 46 42 49 
2) der auferordentlihen Profefforen — — 7 19 
3) ber Privat Docenten ...... 8 24 42 3l 
4) der Lehrer für Sprachen, ſchöne 
Wiffenfhaften, Künfte und Körper- 
HOMO 2.200 9 13 11 12 


Von den Profeſſoren und Privat-Docenten gehörten an 
der theologiſchen juriſtiſchen mediciniſchen philoſophiſchen Facultaät 
1837 1854 1837 1854 1837 1854 1837 1854 
I) ordentliche Pro⸗ 
fefforen. .... 5 1 8 717 9 11 20 24 
2) außerordentliche 
Profefforen...3 3 1 2 1 4 2 0 
8) Private Docenten 6 5 12 9 718 119 


Bei Eröffnung der Univerfität im October 1734 zählte man 
150 Studenten, ein Jahr fpäter fhon 400 und nad) abermals 
15 Jahren 600. 

Während des erften Jahrhunderts wurden faft 40,000 Studenten 
immatriculirt, nämlid 

von 1734 biö 1787 — 14,698, 
» 1187 „ 1831 = 25,038. 

Die Zahl der gleichzeitig antvefenden Studenten betrug durch— 

Ihnittlid im Zahre 
bon 1748 bis 1787 zwiſchen 600 und 1000 
„ 1187 „ 1816 » 600 „ 800 


»„ 1816 „ 18380 „1000 » 1500 
15° 


270 


von 1831 bid 1838 zwiſchen 800 und 900 
ſeitdem " 1700 » 800. 

Die kleinſte Zahl mährend der zweiten 25 Jahre des Beſtehens 
der Univerfität war 1767/,; antvefend (606), während bed zeiten 
halben ZJahrhundertd im Jahre 1809,, (508); die größte Zahl 
mährend des erfteren Zeitrauma im Jahre 1782 (947), während des 
letzteren im Jahre 1823), (1547). 

Bei dem erften Plane zur Gründung ber Univerfität (1732) 
fourden die jährlihen Koſten derfelben auf 9000 4 veranfdlagt ; 
bei weiterer Bearbeitung fand man aber, daß dod) mindeſtens 16,600 «B 
erforderlich fein würden. Davon übernahmen 

1) die Landſchaften 

a. von Galenberg- Göttingen 6000 «PB 

br Se BEE u 2500 " 

c. " Bremen und Berden 2300 „ 
d. « Srubenhagen .... 1000 u 
e. 
f 


" Hoya FE 4064 600 „ 
„Lauenburg ..... 200 ⸗ 
12,600 „$ 
2) Die AfErra 4000 
— 16,600 „P 


Später wurde der Grubenhagenfhe Beitrag vermindert, wogegen 
Diepholz mit 200 und Kabeln mit 100 eintraten. 

Die Koften der erften Einrihtung beliefen ſich auf etiva 
10,000 „$, mozu bie Landſchaften nad) Verhältniß ihrer laufenden 
Beiträge fteuerten }). , 

Im Laufe der Zeit wurden, je nachdem neue Bedürfniffe ent: 
ftanden, namentlih für Gründung oder Erteiterung befonderer Anz 
ftalten, neue einmalige ober fortlaufende Bewilligungen gemadt; 
3. B. bei Erridtung der Älteren und (1802) ber neuen Sternivarte. 


— — — — — 


1) Die Koften ber Erwirfung ded Kaiferlihen Privilegiums u. f. w. hatte 
bie Königliche Caffe beftritten. 
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Zu der letzteren ließ der König aus feiner Gafje 23,500 .B, aus der 
General» Caffe 9000 und aus der Lotterie-Caffe 3000, überhaupt 
35,000 »B zahlen und während der MWeftphälifchen Herrſchaft wurden 
zur Vollendung nod 200,000 Fred. verwandt. Bei Gründung ber 
geburtöhülflihen Klinit (1783) wurden zur erften Einrihtung aus 
ben Fisci- und Lotterie» Caffen 24,000 „PB hergegeben; die Unter- 
haltung follte mit den Zinfen eines Capitald von etwa 32,000 B 
- gebedt werden, wozu bie Landſchaften 22,500 „BP, bie Königlichen 
Gaffen den Reit beitrugen. 

Mit dem raſchen Aufblühen der Univerfität wuchſen aud) raſch 
die Ausgaben für diefelbe und blieben fat immer im Steigen. 
Mührend der Weitphälifcen Herrſchaft nahmen fie bedeutend zu; nod) 
mehr aber nad) Beendigung derfelben. Im Jahre 1814 beliefen fid 
die Gefammt- Ausgaben auf 77,000 P; feitdem find fie beinahe auf 
die doppelte Summe angewadhfen I). Dies rührt befonder& von ben 
Befoldungen und den Koften der Inftitute her 2). 


1) Eine Nachweiſung der fämmtlihen Ausgaben von 1814 bis 1852 und 
ber von der Haupt= Klofters Eaffe dazu geleifteten Zufhüfle giebt die Hannos 
verfche Zeitung vom 20. Februar 1853. AZ, 43. — Diefeibe Erfheinung zeigt 
fih übrigens auch, und felbft in noch höherem Grade, bei andren liniverfitäten. 


Es betrugen 3. B. die Gefammtfoften 
der 6 Univerfitäten Berlin, Bonn, 


Breslau, gel, Königsberg und ber lniverfität * 
reifsiwald. Berlin. Halle. Höttingen. 
1 ana 396,018 .B 80,840 .P 60,568. 83,511.B 
1834........ 451,176 » 99,846 „ 70,738 » 104,801 » 
1840 ......... 486,299 » 120,215 » 77,248 „ 106,888 » 
1887 ......... 550,876 » 152,673 » 83,423 „» 115,956 » 


Eie fliegen alfo in 27 Jahren für Berlin um 72,000 „P, für Halle um 
23,000 ,$, für Göttingen um 32,000 .$. Die Gefammtfoften für die Univerfität 
Leipzig betrugen 1852 — 103,641 .P, obwohl dort bie Foftipieligften Inſtitute, 
mie die Hodpitäler, auf ftädtifche Koften unterhalten werben. 

2) Auch diefe Erfcheinung wiederholt fh auf andren Lniverfltäten, z. 8. 
in Leipzig, welche an Zahl der Profefforen und Studirenden Göttingen ungefähr 


fei t. Es betrugen bie Befoldungen: 
BR * u zu Leipzig 1851 zu Böttingen 18505, 


in ber theologifhen Facultät......... 10,827, ,B 6618 4 
luriſtiſchen Do Hannes 12,614 » 10,100 » 
»v„ » mebicinifchen PEN ICEM — 106,298 » 15.309 »# 


» »  Philofopifchen - waren 25.168 » 24,966 » 


— 


Der. Beſoldungs-Etat enthielt 
1814,, —= 40,667 „$ 1820),, — 43,913 5 
1825, —= 51,080 1836/,5, — 56,688 » 
1829, = 60,370 n 185%, — 16,350 H 


Die Steigerung hat vorzugsweiſe in Vermehrung der Profeſſoren- 
zahl, welche durch Erweiterung der Wiffenfhaften in faft allen 
Ztveigen nothivendig geworden ift, ihren Grund I). Dod haben 
theilweife auch dic Befoldungdfäte erhöhet werden müffen, weil das 
Dienfteintommen der Profefforen aus den Gollegien= Honoraren 
fotwohl durdy Abnahme der Studentenzahl, wie durch Bertheilung der 
Honorare unter einer größeren Zahl von Lehrern fi) durchſchnittlich 
bedeutend vermindert hat 2). Während die Honorare 1823 bei 1500 
bis 1550 Studenten gegen 37,000 „PB in Gold betrugen, famen fie 
1854 bei 750 bis 800 Studenten auf wenig über 23,000 in 
Gold. In den 10 Zahren 184%,, hatten fie 226,6662, „PB, 
jährlidy alfo ettva 20,000 „PB in Gold betragen. Die Stubentenzahl 
war im Anfange und am Ende biefer Periode faſt gleid) (670); 
aber die Zahl der Wrofefforen betrug 1840 — 44 und 1850 — 66. 


Aehnlih verhält ed fi) mit den Koften der für die Zwecke der 
Univerfität dienenden befondren Anftalten, welche ſich theild vermehrt, 
theild fehr eriveitert haben. Es betrugen 3. B. die Koſten des bota- 
nifhen Gartend 1773 — 300 ,$, 1803 —= 574 , 1815 = 2000 ; 
bed hemifhen Zaboratoriums bis 1803 — 63 ,$, 1815 — 500,8, 
1850/,, = 1100 ‚$; des academifchen Hospitals bid 1803 — 2000 „P, 
1813 — 5000 .$, 1850/,, (bie mehreren Inftitute) = 11,000 P; 
ber ſämmtlichen mebicinifdhen Snftitute 1814 — 8630 „P, 1851j,. 


I) Noch erft 1851 ift die Sandtoirthfchaftlihe Lchranftalt gegründet. 


2) Die Honorar=Einnahme betrug nach mehrjährigem Durdfchnitte für 
jeden Studenten in jedem Halbjahre: 


in Berlin..... 331/, Fl. Rhein. in Halle...... 22 Fl. Mhein. 
» Bonn..... 3 v » Marburg .. 21lfg » » 
* Gottingen .. 291/, " " ’ Tübingen .. 171g " * 


Breblau ... 26014, » Würzburg . 161, » ” 
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— 19,226 „P; ber Bibliothet 1816/,, — 4772 8, 1849/,, = 7848 ‚$, 
185%/,, — 13,275 »ß; ber Eocietät der Wiſſenſchaften 1803 — 600 „P, 
1815 — 1250 ‚$, 1850/,, — 1886 »P. 1816 wurde die Thier: 
heilanftalt und 1851 die landwirthſchaftliche 2ehranftalt gegründet. 
Tie Gefammt-Ausgaben der Univerfität zerfallen in ordentliche 


und außerordentliche. 


Die ordentlihen Ausgaben waren }) 


1835, 1850), 

1) Befoldungen, Remunerationen und — — 

Gratificationen ......... 56,491 19 8 71,610 14 11 
2) Penſionen und Wartegelder. .. 2309 15 7 1155 38 
3) Freitiſche ............ 7391 17 8 7118 21 8 
4) Societät der Wiffenfhaften... 1069 1 4 1886 2 6 
SAD. ER 7848 13 2 12,470 16 4 
6) Medicinifhe und dirurgifhe In— 

IE a er 10,000 — — 11,000 — — 
T) Chemifches Laboratorium | 1100 — — 
8) Sternwarte und — .. 2182 14 8° 3320 — — 
9) Thierheilanſtait ..... 350 — — 
10) Gärten und Herbarium .... 3080 — — 3080 — — 
11) Theologiſches Repetenten » Golles | 

gium und Eeminare ...... 855 11 8 982 14 4 
12) Polizei?) ............ 4043 2 6 148 16 — 
13) Academifhe Preiſe ....... 4198 — 40 — — 
14) Bautoften. ........... 4300 — — 299 311 
15) Univerfitäts-Eafe ....... 670 — — 450 — — 
16) Zinſen auf Schuld-Capitalien. 1211 9 9 22 16 — 
17) Insgemein........... 981 4 10 1771 6 9 


— 103,199 7 2 120,462 20 1 


1) Actenftüde V.4. ©. 206; X. 2. ©. 341. 


2) Die bedeutende Erfparung, welche an dieſer Ausgabe eingetreten ift, 
rührt daher, daß bie Verwendung von Landgendarmen, welche der Univerfitätö- 
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Die aufßerordentlihen Ausgaben werden befonderd für 
größere Bauten geleiftet; wie z. B. 1835;, für den Bau bed 
Univerfitätd-Gebäudes (der Aula) über 60,000 H, wozu der König 
Wilhelm IV. ein Gefhent von 3000 2. Sterl. machte und 181450 
. für den Bau des Ernft-Auguft: Hoöpitald gegen 100,000 4 aufs 
getvandt worden find. 

Die Univerfität ift mit feinem Ertrag gebenden Vermögen von 
irgend einer Bedeutung auögeftattet!). Ihre Einnahmen fommen faft 
ſämmtlich aus der General: und aus der Haupt-Kloſter-Caſſe. Die 
folgende Ueberſicht ergiebt dad Nähere. Die Univerſitäts-Caſſe bezog 


18935 1850), 
ne Zu 5 
1) aus der Königlichen General=Gaffe 33,500 — — 36,500 — — 
2) aus der Haupt Klofter-Caffe . . 62,470 1 10 81,041 10 2 
3) vom Galande zu Lüchow. .... 114 4 8 114 4 8 
4) dom Stifte Ilfeld .... 2... 1265 13 4 — — — 
5) für Freitiſchſtellen, geſtiftet bon 

Städten, Corporationen und Pri— 

Dalyeripnel. ur 1484 23 10 1416 21 3 
6) Sporteln des Univerfitäts-Gerichtde 2000 — — 1200 — — 
T) vom Univerfitätd-Weinfeller?2).. 159 16 — 60 — — 
8) Indgemein - .. 00.06 2204 20 1 1308 — 


— 103,199 7 9 117,462 20 1 
Bid zur Unterbrechungözeit 1803 zahlten zur Unterhaltung der 


Caſſe einen Aufwand von Anfangs 3420 18 ggr 6 &, feit 1839 aber bon 
3268 .P 8 ggr 6 & jährlich veranlaßte, feit 1848 abgeftellt und die Polizei= 
Verwaltung der Stadt Böttingen und den academifchen Behörden znrüdgegeben 
it. Metenftüde VII. 2. ©. 489. 

1) Nach dem Plane von 1732 follten ihr die Klöſter Weende, Hilwarts— 
haufen und Mariengarten zugeiviefen werben; ftatt berfelben erhielt fie aber 
cine Jährlihe Geldzahlung aus der Kloſter-Caſſe. 

2) Das Privilegium von 1736, Art. 13 giebt der Univerfität bie Erlaubniß 
ur Anlegung eined Bier- und Weinkellers und einer Apothefe. Letztere ift 
von ber Landſchaft erbauet und der Univerſttäts-Wittwen-Caſſe geichenft. 
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Univerfität die Landes-Caſſen 12,598 $ 33 mgr !). Nad) Beendigung 
ber Fremdherrfchaft beantragte die Regierung wegen der geftiegenen 
Bedürfniffe eine Bewilligung von 24,000 P Conv.⸗M. (24,666 „PB 
16 997 Eour.) aus der Landes-Caſſe, welche von den Ständen hödft 
bereitivillig auögefproden wurde, jebod mit der Hoffnung, daß ein 
namhafter Theil davon demnädft auf die fecularifirten geiftlichen 
Güter erde übernommen werden können). In bdiefer Summe iſt 
die Bewilligung für 67 Freitifce, welche die Provinzial = Landfcaften 
verliehen, von denen bie Mehrzahl einft geftiftet ward, mitbegriffen3). 
Außerdem wurden aus der General: EteuersCaffe nody zu Stipendien 
gezahlt 200 Caſſ.“M. (228 .P 9 ggr 4 5 Eour.), melde ehemals 
aus der Gontribution der Bremenſchen Marfchen geleiftet ivaren, dad 
f. g. Stipendium Alten-Landes 9); ferner 86 PB 16 ya Gafj.M. 
(98 »B 23 gg 4 & Cour.) für zivei Stipendien, welche vor 1803 
dad Osnabrückſche Domcapitel zu vergeben gehabt hatte, und beren 
Verleihung 1820 ber dortigen Landſchaft beigelegt ward 5); und 
400 ‚2 für — urfprünglid 10 — Etipendien, über welde die Ver: 
fügung der Oftfriefifhen Landſchaft zufteht®). Diefe Zahlungen follen 
nad der bei der erjten Bewilligung gemachten Bevorwortung nur 
fo lange aus der General-Gaffe erfolgen, als nidyt die Provinzial 
Zaften den Provinzen wieder zugeiviefen fein werden. 

Die Königlihe General-Caſſe zahlte bis 1834 jährlich 7568 „P 
10 ggr 6 9 Eaff.-M. (8833 8 ggr Eour.) meift für beftimmte 
Zmede, und daneben an Stipendien Geldern 


1) Actenftüde 1. ©. 224. Etwas mehr ergiebt die Specification Acten- 
ftüde II. ©. 153, weil diefelbe audy zufällige Berilligungen und Stipendiens 
gelber begreift. 

2) Actenfüde I. ©. 224; II, ©, 159. 

3) Actenftüde I. ©. 224: V.4. ©. 210. 

4) Kür die Audirende Jugend Kaudmannöftandes 1674 gefäftet, 1683 
erneuert und 1735 landeöherrlich verliert. Annalen der Br.» 2üneb. Kurlande 
IV. 809. 

5) Actenftäde I. 1. S. 371, 373, 

6) Actenftüde 11.5. ©. 55, 176. 


Do 


Cour. gr 9% 
1) dad Gellefhe Etipendium .......... 025 — — 
2) m SKolzerfhe Stipendium... . 2... 0. 34 6 — 


3) ® Bremenfche ritterfhaftlihe Stipendium!) 1370 9 — 
4) » bon Georg II. geftiftete Stipendium .. 1141 23 8 


— 3471 14 8 
fo wie ald Nemuneration für ben Regierungs-Bevollmächtigten, 
welcher in Gemäßheit des Bundes» Befchluffes von 1819 die Univerſität 
überwachen follte, jährlid 300 „B Conv.-M. (308 „B 8 ggr Eour.) 


Die fämmtlihen Zahlungen der Generals&teuers und ber 
Königlihen General-Gaffe wurden bei der affenvereinigung 1834 
mit 38,007 »B T ggr 4 & auf bie neue General=Gaffe übernommen 
und blieben bei der Gaffentrennung 1841 der hergeftellten Königlidyen 
General-Caſſe. Im Jahre 1848 hörte mit dem Regierungd »Bevoll- 
mächtigten aud die Zahlung für denfelben auf; dagegen famen 1850 
für die Bibliothef zur Anfhaffung von Büchern 3000 PB hinzu, 
welche von Ständen aud eigner Belegung bid dahin, daß ber 
allgemeine Kloſterfonds diefelben zu zahlen im Etande fein fverbe, 
bewilligt wurden 2). 


Die jegige Budget Eumme der General: Caffe für die Univerfität 
fetzt fid) alfo folgendermaaßen zufammen: 


1) der alte Zuſchuß der vormaligen Königlichen 
Bone 8833.*3 895 -9 


1) Geſtiftet durch dad Privileglum ber Königin Eleonore vom 20. Mai 
1663 für vier eingeborne junge Adlige, zu je 300.B Eaffen- Münze. Pratje, 
vermifchte hifter. Sammlungen, Ausg. von 1842, I. 575, 

2) Actenftüde XI. 1. ©. 1833; XI. 2. ©. 277; Xl.4. ©. 946. Die Aus: 
gabe für die Bibliothek bis 1850 vertheilte ſich fo: 

1) Befoldungen und Remunerationen ........ 0352 —y —d) 
2) Zur Anfhaffung von Büchern ............ 520 r —» —ı 
3) Zu fonftigen Ausgaben, Buchbinderlohn ac... 105» 16» 4r 


= 9470 1695 43 
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2) der alte Zufhuß der vormaligen Generals 
BB aan ah 24,666 » 16» —ı 
3) die Zahlungen für Stipendien — 
a. aus der vormaligen 
Königlichen Caſſe. 3471 P145 83 
b. aus der vormaligen 


General⸗Steuer⸗Caſſe 727» Bu 8u 
— — — 4198, 230 40 


4) die Bewilligung von 1850 für die Bibliothek 3000, — nr —⸗ 
— 40,698 Bd 23gr 43 


Abſchnitt II. 
Vereine für Wiſſenſchaft und Kunſt. 


Bid zum Jahre 1851 leiftete die General-Caſſe, außer ben 
Verwendungen für die Univerfität und die Schulen, feine Ausgabe . 
zur Förderung von Miffenfhaft und Kunft. Es hatten ſich aber 
toährend der letzten 20—25 Jahre in mehreren Städten ded König. 
reichs Bereine für diefe Zivede gebildet oder erneuert und erfveitert, 
welche, wenngleich durd Beiträge ihrer Mitglieder beftehend, doch zu 
ihrer Sicherung und feiteren Entwidelung, namentlih zu Samm— 
lungen, deren allmählige Bildung mehrere biefer Vereine fih zur 
Aufgabe geftellt hatten, und zur Herausgabe von Urkunden für die 
Landesgeſchichte einer Beihülfe nicht entbehren fonnten. In Hinblid 
auf bie, für dad Allgemeine fehr bedeutfame Einwirkung diefer Ber: 
eine zur Nährung des Einnes für Wiffenfhaft und Kunft, zur Bes 
lebung der Iheilnahme für Geſchichte und vaterländiſche Zuftände, fo 
wie zur Verbreitung ihrer Kenntniß, nicht weniger auf-den Nutzen 
der Vereinsſammlungen, zumal der naturgeſchichtlichen, für die 
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Unterrichtd - Anftalten beantragte die Negierung 1851 eine jährliche 
Bewilligung von 1500 4 zu Unterftüßungen der bezeichneten Art; 
und die Etände entſprachen gern diefem Untrage, indem fie nur um 
dennädftige Nachricht über die Verwendung erfuchten !), die ihnen 
1854 (mündlid, bei den Verhandlungen über dad Budget) gegeben 
it. Darnach erhielt: 


1) der naturhiftorifche Verein zu Hannover. ....... 300 .B 
2) der Verein für öffentliche Kunftfammlungen daſelbſt. . 300 — 
3) der hiftorifche Verein für Niederfahfen......... 150 4 
4) der Verein für Kunft und Natur zu Hildesheim ... 150 — 
5) der Alterthumdverein für Yüneburg .......... 50 ⸗ 
6) der naturtiffenfhaftlihe Verein zu Lüneburg ..... 50 * 
7) die naturwiſſenſchaftliche Geſellſchaft zu Emden .... 150 " 
8) die phyſikaliſche Gefellihaft zu Leer .......... 50 * 
9) das dv. Hodenberg'ſche Urkundenwerk ..2..... 300 „ 

— 1500, 


Von den in der Stadt Hannover beftchenden Vereinen haben 
ber für eine öffentlide KRunjtfammlung gebildete Verein, die natur« 
hiſtoriſche Gefellfhaft und der hiltorifche Werein befondre Samm— 
lungen, die in neuerer Peit ſehr gewachſen find und fortdauernd 
zunehmen. Es fehlte aber an einem Gebäude, in welchem bie 
Sammlungen in geeigneter Weife aufgeftellt und öffentlich zugänglid) 
gemadt erden fönnen. Zum Baue eines folden bildete ſich 1851 
eine Gefellihaft, welche durh ein Geſchenk Seiner Majeftät des 
Königs, durd Bewilligungen der Negierung aus den ihr zur Vers 
fügung ftehenden Ueberſchußgeldern der Aachen-Münchener Feuers 
| verſicherungs-Geſellſchaft, durch Iheilnahme der Stadt Hannover und 
durd Actienzeihnung die auf 63,000 „P veranfchlagten Baufoften bis 
auf 15,000 .B Gold zufammenbradhte. Für den Fall, daß diefe aus 
Zandeömitteln hergegeben würden, erbot fi die Geſellſchaft, das 


-— — — - 


I) Actenftüde XI. 2. ©. 42, 233. 


279 


- Gebäude nad Tilgung der Actienfhulb I) auf den Staat unter fol: 
hen Bedingungen übergehen zu laffen, welche die Erhaltung deöfelben 
für feine Zwecke fiherten, bis dahin aber der Regierung die geeignete 
Mitwirkung bei Verwaltung der Anftalt einzuräumen. Dad Mini- 
fterium wünſchte dies Erbieten anzunehmen; allein die Stände gingen 
nidt darauf ein, indem zwar hohl die erfte Cammer die Bewilligung 
auöfprad), die ziveite aber fie ablehnte?). 

Die von dem Lüneburgſchen Landfhaftd- Director Herrn v. Ho— 
benberg unternommene Sammlung von Urkunden zur Geſchichte 
mehrerer Provinzen des Königreichs ward Anfangs (von 1842/55) 
auf Koften der KHannoverfhen Intelligenz. Comtoir=Caffe gedrudt, 
aus welcher bafür etwa 2000 »P veraudgabt wurden. Nach einem 
im December 1852 zwiſchen der Regierung und dem Herrn v. Ho— 
denberg getroffenen Uebereinkommen follen die Hoyaſchen und Ca— 
lenbergſchen Urkunden noch ferner, aber höchſtens noch 5 Jahre lang 
und mit gewiſſen Bejchränfungen, auf Koften der Regierung gedrudt 
werden. Died ift hinfichtlid) der Diepholzger und Hoyaſchen Urkunden 
geſchehen; der Drud der Calenbergſchen Urkunden ift nod im Gange). 
Zur Herausgabe von Urfundenfammlungen für andre Provinzen 
follen jener Webereinfunft zufolge dem Herrn vd. Hodenberg in ben 
Jahren 1853/,, jährlid 300 «P aus den hier in Rede ftehenden Fonds 
für Wiffenfhaft und Kunft zur Verfügung geftellt iverden, wenn dies 
in Folge ftändifher Bewilligung thunlid) ift. 


I) Die Verzinfung und Tilgung der Schuld foll vornämlich durch bie jähr- 
lichen Zahlungen der Bereine, welche daß Bebäude benutzen — außer ben drei 
genannten, der Kunftverein, der darin feine jährlichen Auöftellungen veranftalten 
wird, der Künfllerverein, melder feit 1848 eine fortwährende Auöftellung von 
Kunftwerfen unterhält, und der Architectenverein — befchaflt werben. 

2) Actenftüde XI. 5. ©. 889. 


3) Diepholzer Urfundenbuh. Hannover, Verlag der Hahn'ſchen Hof— 
buhhandiung 1842; Hoyer Urkundenbuch. Hannover 1848. 


Abſchnitt LIT. 
Die geiftlichen Oberbebörden. 


Nah unfren verfaſſungsgeſetzlichen Beftimmungen ?) gebührt dem 
Sönige, kraft der ihm zuftehenden Staatögetvalt, über die evangelifche 
fvie über die römiſch-katholiſche Kirche dad Oberaufſichts- und 
Schutzrecht; die Anordnung der geiftlihen Angelegenheiten bleibt, 
unter Oberauffiht ded Königd, ber in der Verfaſſung einer jeden die- 
fer Kirchen gegründeten Kirchengewalt überlaffen 2). Inder evanz 
gelifhen Kirche werden die Rechte der Kirchengewalt vom Könige, 
fo weit ed bie Kirchenverfaſſung mit fidy bringt, unmittelbar oder 
mittelbar durch die Gonfiftorials oder Preöbhterial-Behörden, melde 
aus evangelifhen geiftlihen und meltlihen Perſonen beftehen, unter 
Königliher DOberauffiht auögeübt. An der römifh=fatholifhen 
Kirche gebührt den Biſchöfen oder Adminiftratoren der Diöcefen Hildeö- 
heim und Dönabrüd die Ausübung der Kirchengewalt, in Gemäßheit der 
Verfaffung diefer Kirche; dad landeöherrlihe Oberaufſichts— und Schuß: 
reht wird aud in Hinfiht der Verwaltung ded Vermögens ber ein- 
zelnen römiſch-katholiſchen Kirchen und der kirchlichen und milden Stif- 
tungen vom Könige unmittelbar oder mittelbar durd die von ihm 
beftellten Behörden auögeübt. 


Zur Ausübung der Iandeöherrlidyen Rechte, welche der König 
nicht Sidy unmittelbar Selbſt vorbehalten. hat, ift zunädhft dad Mi: 
nifterium der geiſtlichen Angelegenheiten beftellt. Hier wird jedoch 


I) Verfaflungögefe bon 1840, 88 64, 65, 68 und Rerfaflungsgefet bon 
1848, 8 23. 


2) Bei den Verhandlungen über das Militair- Aushebungs» Beleg von 
1820 nahm das Minifterium, gegen ein von Ständen deshalb geäußerted Bes 
benfen, für die Regierung ald unzweifelhaft das Recht in Anſpruch, bie Ein- 
gehung einer Ehe in gewiſſen Fällen bei Eirafe der Nichtigkeit auch fatholifchen 
Unterthanen zu verbieten, und hielt diefen Anfprudh aufreht. Actenftüde 
11.1. ©. 136; 11.2. ©, 137. 


BEN 


nicht ſowohl von diefem alö vielmehr von ben ihm untergeordneten 
geiftlihen Oberbehörden die Nede fein ?). 


1. Die geiftlihen Oberbehörden evangelifcher Eonfeffion. 
Zu diefen gehören: 

1) die evangelifhen Konfiftorien zu Hannover, Etade, Otterndorf, 
Ddnabrüd und Aurich, melden nicht nur die Lutheriſchen, fon= 
bern aud in der Infpection Bovenden, in dem Herzogthume 
Bremen, in der Graffhaft Lingen und in Oftfriesland die Re— 
formirten untergeben find; dagegen 

2) für die Reformirten 

a. in den althannoverfhen Provinzen, namentlidy zu Hannover, 
Göttingen, Münden und Gelle die reformirte Conföderation 
oder Synode; und 

b. in der Graffhaft Bentheim der Oberkirchenrath zu Nordhorn. 


Die Errihtung bed erften Eonfiftoriumd für die hiefigen ande 
(zu Wolfenbüttel) beruht auf der Kirdyenorbnung ded Herzogs Julius 
bon 1569. Das Eonfiftorium zu Hannover wurde 1636 errichtet, 
und fein Gefhäftöfreid nad) und nad auf alle bis 1803 zum Kur— 


1) Zum befleren Berftändnig des Folgenden wird nachſtehende Tabelle bei— 
tragen, welche die Seelenzahl der Einwohner ded Königreih6 am 3. December 
1852 nah den Religiondverfchiedenheiten angiebt. 


** chriſt⸗ 


vranddroſtel⸗Bezirk Lutheraner. Reformirte, AKatholiken. che Secten. Juden. 
Hannover ......... 339,341 1,018 6,208 31 3,360 
Hiideöheim .......- 206,234 7,627 60,302 197 3,023 
Berghauptmannfchaft 
Glauöthal ....... 35,601 20 91 — 8 
Lüneburg ......... 336,274 406 1,007 96 981 
Stade ............ 271,280 6,838 500 76 1,140 
Dönabrüd......... 89,227 26,519 145,497 35 684 
Aurich ............ 125,676 52,792 3,262 633 2,366 





— 1,494.033 05,220 217,367 1,071 11,562 
U 094 nn — 
1,819.253 
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ftaate gehörigen Gebietötheile ausgedehnt )y. Während der Franzö— 
ſiſch-Weſtphäliſchen Herrſchaft befeitigt, ward ed im November 1813 
hergeftellt und 1818 mit dem evangelifhen Gonfiftorium zu Hildes— 
heim bereinigt. Für dad Bisthum Hildesheim hatte bid zur Secu— 
larifation vermöge befondrer Verträge zwiſchen dem Biſchofe, dem 
Domcapitel und den Ständen ein evangelifced Confiitorium mit be= 
ſchränktem Wirkungskreiſe bejtanden, welches von der Preußiſchen Re— 
gierung 1802 neu organiſirt wurde. Die von derſelben getroffenen 
Anordnungen dauerten auch während der Weſtphäliſchen Herrſchaft 
fort; 1815 aber ward bad Conſiſtorium in dem bis 1803 beſtandenen 
Umfange hergeftellt, und 1816 fein Gefhäftöfreid auf die Stadt Gos— 
lar und das Eichsfeld ausgedehnt. Nachdem ed mit dem Gonfiftorium 
zu Hannover bereinigt far, erhielt der Sprengel des Iekteren 1820 
nod einen Zuwachs, indem er auf die früher Heſſiſchen Landestheile 
im Fürſtenthume Göttingen erftredt wurde. 

Das Gonfiftorium zu Stade warb 1651 auf Betreiben der Land» 
ftände bon der Königin Chriftine von Schweden für bie fecularifirten 
Herzogthümer Bremen und Verden eingefetzt; wogegen für dad Land 
Habeln, iwenigftend ſchon feit 1558, ein eigned Eonfiftorium befteht, 
zu dem auch drei Mitglieder der Hadelnſchen Stände gehören. 

Dad evangelifche Eonfiftorium zu Ddnabrüd beruht auf ber im: 
merwährenden Gapitulation vom 28. Juli 1650, und erftredte ſich 
urfprünglih auf das Fürftenthum mit Ausnahme der Stadt Osna— 
brüd, melde ihr eignes Konfiftorium von jeher gehabt hat und zufolge 
ber Stadtverfaſſung vom 31. October 1814 nod) jetzt befigt 2). Im 





1) Auf die Graffhaft Hohnflein, woſelbſt zufolge der Ianbeöherriihen Zu» 
fiherung von 1733 ein bem Hannoverſchen Confiftorium untergebenes Conſiſto— 
rium befteht, erftredt fi die Zuftändigfeit bed erfteren nur auf Wahrnehmung 
ber landeöherrlihen Episcopalrechte und auf Appellation gegen die Erkenntniſſe 
bed Mebiat- Eonfiftoriumd. Seine bifhöflihen Rechte in der Grafſchaft Hohn 
fein läßt der Zandeöherr durch einen von ihm dort beftellten Superintendenten 
beachten. 


2) Beftätigt dur den vom Könige genehmigten Anhang zu bem Orts— 
ftatute der Stadt Dsnabrüd vom 14. Mai 1853. 


— 


Jahre 1817 ward feine Zuſtändigkeit auf die Niedergrafſchaft Lingen 
und dad Herzogthum Arenberge Meppen ausgedehnt. 

Für das Fürſtenthum DOftfriesland und das Harlingerland beftand 
feit 1751 ein Gonfiftorium, welches während der Holländiſch-Franzö— 
ſiſchen Herrſchaft aufgehoben, aber von der Preufifhen Regierung 
hergeftellt und bon ber hiefigen Negierung 1817 ganz in feinen alten 
Berhältniffen beftätigt ward. 


Tie reformirte Conföderation oder Ennode beruht auf der lan: 
deöherrlihen Declaration der Privilegien der Franzöfifhen Reformir: 
ten zu Hameln x. vom 1. Auguft 1690. Ihr foll ftetö ein landes— 
herrlicher Gommifjarius beivohnen, um darauf zu achten, daß den 
über die Zuftändigfeit der Synode erlaffenen landeöherrlihen Reſolu— 
tionen vom 13. Januar 1723 und 11. Eeptember 1725 gemäß ver- 
fahren und den darin ee Rechten auf feine Weife zuwider 
gehandelt iverde }). 


Der Oberkirchenrath für die Grafſchaft Bentheim findet feine 
Begründung in dem Anhange zu der 1709 erneuerten dortigen Kir- 
chenordnung von 1613. Während der Holländifch =» Kranzöfiichen 
Herrſchaſt wurde. er aufgehoben, aber durd die NWerordnung vom 
16. September 1818 hergeftellt, welche zugleih feine Beſetzung und 
feine Competenz regelte. 


Die evangelifhen geiftlichen Dberbehbrden haben nit nur die 
Kirhengewalt, mit Ausnahme derjenigen Rechte, welche der Landes— 
herr Sich vorbehalten hat ?), fondern aud mehrere ſtaatliche Functio— 
nen auözuüben. Die Gerichtöbarfeit, welche den Gonfiftorien ſonſt zuſtand, 
ift ihnen durd das Geſetz vom 12, Quli 1848, mit einftiveiliger 
Ausnahme der Eher und Verlöbnißſachen, genommen und auf bie ivelt: 


I) Pufendorf Observat. II]. 98, 99. Annalen ber Kurlande II, 358. 
Corp. const. Calenb. Tom. I. sect. 13. 

2) 3. 8, die Anordnung alles deffen. wad in den vormals Heſſiſchen Lan— 
beötheilen des Fürftenthums Böttingen den Glauben, die Liturgie und ben 
tirchlichen Ritus der Reformirten angeht. Gefetffammiung von 1820, I. S. 72. 

Lehzen, Etaatöhnuöhalt. II. 10 


lichen Gerifte übertragen !). Das Gerichts-Verfaſſungs-Geſetz dom 
8. November 1850 beftimmt, baf auch die Gerichtsbarkeit in Ehe: und 
Verlöbniffachen den Gonfiftorien abgenommen und durd) ein befondreö Ge- 
ſetz geordnet werden folle; und zu biefem Zwecke legte die Regierung 1853 
den Ständen einen Geſetzentwurf vor, welcher indeh über dad Stadium 
der Commiflionsberathungen nidyt hinausgefommen und, durd das 
Ende des Landtags erledigt, von der Regierung feitdem nicht erneuert 
it. Im der Diät von 1854 äußerten Stände hierüber ihr Bedauern 
und ridjteten unter Bezugnahme auf die gefetzlihe Zufage von 1850 
an die Regierung dad dringende Erſuchen, einen Entwurf über bie 
Gerichtäbarkeit in Ehe: und Verlöbniffahen ihnen fobald ald möglid) 
und fpäteftend in der nächſten Diät wieder vorzulegen 2). Im Uebri— 
gen ift die längft ald Bedürfniß gefühlte und beabfihtigte Reform 
der Gonfiitorien noch nicht zur Ausführung nefommen. Schon bei 
den Verhandlungen über dad Grundgeſetz ward, namentlich ftändifcher: 
feitö, die Nothivendigfeit einer befferen Einrichtung der Gonfiftorien 
hervorgehoben; dad Grundgefeg 8 60 wies auf die darüber zu irefe 
fenden weiteren Beltimmungen hin, und die Regierung entwarf dem— 
gemäß einen DOrganifationöplan, welchen fie 1837 zugleich mit den 
übrigen Plänen zur Neugeftaltung des Givildienftes den Ständen zur 
Berathung mittheilte. Allein wie diefe Pläne überhaupt, fo wurde 
auch jener nicht bermwirklidt 3). Das Verfaffungsgefeg von 1840, 
Ss 66 ſchloß die erforderlidien Reformen zwar nidt aus; dod) gefchah 
nihtd. Im Jahre 1848, bei Gelegenheit der Verhandlungen über die 


1) Mctenftüde IX. 1. ©. 922, 1204. Schon in Folge ber grundgefetlichen 
Vorſchriften hätte died gefcheben follen, war aber megen ber Ereigniffe bon 
1837 unterblieben. Das Landeöverfaffungögefeg bon 1840 gab dazu bie 
Befugniß, don weicher aber fein Gebrauch gemacht wurde. Wetenftüde IV. 1. 
©. 1257, 1307; V.5. S. 478; VII. 3. S. 1639. Eine Beſchränkung der fehr 
auögedbehnten ®erichtöbarfeit des Königlihen Conſiſtoriums zu Obnabrück war 
1819 und 1820 eingetreten. Geſetzſammlung von 1819, I. 167 und bon 1820 
IM. 35. Im Fürſtenthum Oftfriedtiand und in der @raffchaft Lingen hatten 
die Conſiſtorien fhon vor 1848 feine Berichtöbarfeit. 

2) Actenftüde XI. 1. ©. 1974, 2044; XI. 5. ©. 202; XII. 1. ©. 857. 

3) Actenſtücke V. 5. ©. 8, 9, 475. 
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in dem Landesverfaſſungsögeſetze zu treffenden Aenderungen, machte 
die Megierung in diefer Hinfict feine Vorfchläge zu neuen Beſtimmun— 
gen, teil fie bdiefelben ald faſt unabtrennlid von den Wenderungen 
der Kirdenverfaffung überhaupt betrachtete, zu Wenderungen dieſer 
letzteren Urt aber die Zeit und bie Umſtände nicht geeignet hielt. 
Eie ſprach ſich daher nur in Bezug auf die kirchlichen Verhältniffe 
dahin aus, daß es nad ihrer Anſicht nicht die Sache des Staats fei, 
in die ungemeinen Betvegungen, worin fid) diefelbe damals befanden, 
feinerfeitö einzugreifen; vielmehr folle derfelbe diefen Juftand der in- 
nern geiftigen Entwidelung ungeftört überlaffen und nur dahin fehen, 
daß fein Gebiet, nämlich dasjenige deö äußeren Lebens nicht beein— 
trädhtigt werde. „Was aber die Grängbeitimmung zwiſchen Kirche 
und Staat angeht,“ fette dad Minifterium hinzu, „fo fcheint die evan— 
gelifhe Kirche fih zu ähnlicher Selbſtſtändigkeit wie die fatholifche 
hinaufarbeiten zu wollen. Wir hegen die Ueberzeugung, daß Syno— 
dal-Ginridtungen zu unfrer Zeit, jedoch unter dem Schutze der landes— 
berrlihen Gewalt, wiederhervorgerufen werden müffen. Wie aber 
eine Entwidelung in der Richtung auf bloße Landeskirchen nad) der 
Art der letzten Jahrhunderte unmöglid; getvorden ift, fo halten fir 
dafür, daß die Beftimmungen einer einzelnen Zandeöverfaffung hier 
fehr wenig erheben werden, während der Streit über Modalitäten und 
Grundbegriffe, der bei feinem Gegenftande ein fo weites Feld findet, 
fehr leidht den Erfolg haben könnte, daß die nothwendigen Verbeſſe— 
rungen der (Landed-)Verfaffung darüber ſcheiterten.“ Obwohl bie 
Gründe der Regierung anertennend und deöhalb von einer weitgrei— 
fenden Umarbeitung der Iandeöverfaffungsgefeglihen Vorſchriften über 
die kirchlichen Verhältniffe abftehend, hielten die Etände dod) einige 
neue Verfaffungäbeftimmungen für fofortiged Bedürfniß, um ber hoch— 
geftiegenen Betvegung auf dem kirchlichen Gebiete eine ruhige und freie 
Entwickelung zu erleichtern, und insbefondere fie von denjenigen Hemm— 
niffen, welche die VBerfaffung ihr darbiete, au befreien, ſoweit Died ohne 
Gefährdung der Zwecke des Etaatd gefhehen fönne!). Nach Maaß— 


1) Mctenftüde IX. 1. ©. 165, 1162. 
19* 


gabe der ftändifchen Anträge wurde daher in dad Gefe vom 5. Septem⸗ 
ber 1848, $ 23 die Vorfhrift aufgenommen, daß über Abänderungen 
in der beftehenden Kirchenverfaſſung der König mit einer von ihm zu 
berufenden Berfammlung von geiftlihen und weltlichen Perſonen, 
welche theild von ihm beftimmt, theild von den Geiftlihen und Ge— 
meinden auf die durd Verordnung zu beftimmende Meife ertwählt 
iverden follen, berathen werde !). Zugleih drüdten die Etände ben 
Wunſch aus, daß die Negierung die zu den einzuführenden Synodal— 
Einrichtungen erforderlihen Vorbereitungen mii thunlichiter Beſchleu— 
nigung treffen möge. Die Regierung berief deötvegen nod im Yaufe 
bed Jahres 1848 eine aus weltlichen und geiltlihen Mitgliedern bes 
ftehende Commiſſion mit der Aufgabe, theild über die Zufammenfegung 
ber in Gemäßheit ded 8 23 zu berufenden Verfammlung, theild über 
die derjelben zu machenden Vorlagen zum Zwecke der Finführung und 
Ausbildung von Preöbhteriale und Synodal-Einrichtungen gutadytliche 
Vorſchläge einzureihen. Noch che die Commiſſion ihre Arbeiten voll— 
endet hatte?), wandte fih 1849 das Minifterum an die eben vers 
fammelten allgemeinen Stände mit dem Antrage auf vorſchußweiſe 
Bewilligung der Koften, welche durch die zu berufende Berfammlung 
erwachſen würden und demnächſt nad) toeiterer Anordnung der Kir— 
hengewalt von den Kirhengemeinden der General-Caſſe eritattet wer— 





I) Die fernere Vorfchrift des 8 23, daß den Kirchengemeinden eine allge— 
meinere Betheiligung bei der Anftellung ihrer Prediger eingeräumt werden 
folle, fo weit folhes von der allgemeinen Zandedgefchgebung abhänge, fuchte 
die Regierung durh Vorlegung eines Geſetzentwurfs zu verwirklichen; ders 
ſelbe fand jedoch bei der erſten Cammer Widerſpruch und trat daher nicht in 
Kraft. Actenftüde IX. 1. S. 982. Dagegen ward die Vorfchrift im 8238, daß 
Kirchenvorſtände zur Verwaltung des Wermögend der Kirchengemeinden ge— 
bildet werden follen, durdy das Weich vom 14. October 1945 zur Ausführung 
gebracht. Actenſtücke IX. 1. S. 974, 1221. 


2) Sie find nachmals im Drud erſchienen: Gommifftond» Entwürfe zur 
Einführung und Ausbildung von Preebyterial- und Eynodals Einrichtungen ꝛc., 
nebft dem begleitenden Berichte der Commiſſton und zwei (von den Brofefloren 
Dr. Emil Herrmann und Dr. theol. Ehrenfeuchter zu Böttingen verfaßten, 
hoͤchſt lehrreihen und anziehenden) Dentſchriften. Göttingen 1849. 
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ben follten. Bereittvillig gingen die Stände hierauf ein’), Zugleich 
legte die Regierung denfelben die Grundzüge für eine veränderte Ein— 
rihtung der evangelifchen Gonfiftorien vor, indem es dabei bemerkte, 
daß ein feiter Plan dafür zwar noch nicht habe aufgeftellt iverden fön- 
nen, teil ein folder in mehrfader Hinfiht durd dad Ergebniß der- 
jenigen Berathungen über Synodal- und Preöbpterial-Einrichtungen 
fvefentlid bedingt Werde, die auf dem durch $ 23 des Verfaffungs- 
geſetzes von 1848 vorgezeichneten Wege zu veranftalten fein würden; 
indeß habe doch ſchon die beablichtigte Umgeftaltung der Gerichts— 
und Verwaltungsbehörden, mit twelden bie Iandesherrliden evangeli— 
ſchen Kirhenbehörden ſowohl in gefchäftliher Hinfiht als aud) in 
Bezug auf dad Perfonal in mehrfaher Verbindung geftanden, zu 
einem vorläufigen Beſchluſſe über die Frage führen müffen, welche 
Anordnungen in Beziehung auf die Konfiftorien wahrſcheinlich demnächſt 
erforderlich oder zweckmäßig werden würden. Jenen Grundzügen zus 
folge, welche von den Ständen mit nur einer erheblichen Abweichung 
gebilligt wurden 2), follte ein unmittelbar unter dem Minifterium 
ftehended Landes» Gonfiftorium und, ihm untergeordnet, möglidft für 
jeden ZanddrofteisBezirf ein Provinzial: Gonfiftorium errichtet werben; 
der Bentheimfhe Dberfirhenraty aber beftehen bleiben3). Allein 
die Ereigniffe der nächſten Jahre, der mehrmalige Wechſel der Mini: 
fterien umd die daraus entfpringende Aenderung der Anſichten hinberte 
fowohl die Verfolgung ded Plans zur Einfügung von Presbyterial— 
und Ehnodal» Einrichtungen in die beftehende Kirchenverfaffung, als 
auch die beabfidhtigte Umgeftaltung der Gonfiitorialbehörden. Zwar 


1) Actenftüde X. 1. ©. 401; Xl. 1. ©. 9%. 

2) Nach Abfiht des Minifteriums follte die jetzt den Conſiſtorien obliegende 
Leitung ded Volföfhulmwefend befondren, ald collegialiihe Landes = Eollegien 
eingerichteten Provinzial-Schulbehörden übertragen werben; die Stände aber 
beſchloſſen, daß dieſe Behörden in genauer Verbindung mit den Provinzial: 
Eonfiftorien au belaflen feien, S. unten 9. Abtheilung, V. 2. 

3) In Bezug auf das Hadeinſche Eonfiftorium blieb der Beſchluß borbe= 
halten; binfihtlih der Grafſchaft Hohnftein follte nichts geändert werben, 
Actenfüde X. 1. S. 434: Xl.1. ©. 2039. 


— 


erflärte die Regierung 1851 den Ständen, daß fie nach wei— 
terer Erivägung nidt mehr für nöthig halte, die Anordnungen bins 
fihtlih der Gonfiftorien bis zur Erledigung der Berathungen über 
die Preöbpteriale und EHnnodal-Einrihtungen auszuſetzen, und daß 
fie daher die Abfiht habe, vorläufig wenigſtens mit Erridtung des 
Landes-Conſiſtoriums vorzugehen, da andre Rückſichten, 3. B. die 
Nothivendigfeit einer vorgängigen Negelung der Ehegeridtöbarfeit, bie 
vollftändige Einrihtung der Provinzial Eonflftorien vermuthlih nod) 
nicht zulaffen würden. Allein weiteren Erfolg hatte died nicht, obwohl 
Stände ſich damit zufrieden bezeugten und die bon der Regierung 
beanfpruchten ®eldmittel betilligten I). In einer Mittheilung, welche 
die Kegierung im Juni 1853 den Etänden machte, äußerte fie, daf 
die Errichtung des Ober-Conſiſtoriums nicht erfolgt fei, teil es er: 
wünſchter fcheine, daß fie gleichzeitig mit Errihtung der Provinzial— 
Gonfiftorien geichehe. Tiefe werde nun vor ſich gehen fönnen, fobald 
bad Gefe Über die Gerichtsbarkeit und dad Verfahren in Eheſachen, 
zu welchem der Entwurf den Ständen damals ebenfalld vorgelegt 
far, erlaffen fein würde. Indeß war die Regierung der Anfiht, daß 
fowohl dad DOber-Gonfiftorium ald aud bie Provinzial-Conſiſtorien 
ftärfer, ald ed früher im Plane gelegen habe, befetzt werden müßten, 
und daher mehr ®eldmittel, als ſchon bewilligt fein, erforderlich wä— 
ren. Die kurz nachher erfolgende Auflöfung der zeiten Cammer 
hinderte jedoch einen ftändifhen Beſchluß über diefe Angelegenheit, und 
auf dem neuen Zandtage 1854 hat die Regierung fie nicht tiederauf: 
genommen. Hierüber fpraden die Stände ihr Bedauern aus, und er: 
ſuchten dad Minifterium, da fie den jetigen Zuftand, namentlich der 
Heineren Gonfijtorien, für einen völlig unhaltbaren eradjteten, die mit 
Ständen vereinbarten Entwürfe über die Neorganifation der Confi- 
ftorien auszuführen oder, fald die Regierung Bedenken dagegen haben 
follte, ihnen diefe und die etivaigen neuen Organifationspläne zur 
Vereinbarung mitzutheilen 2). 


— 





I) Actenftüde XI. 2. S. 96, 212. 
2) Actenftüde X1.5. &. 891, 939: XII. 1. S. 857. 8:6 zum 1. October 
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Die Koften der Eonfiftorien und des Bentheimfdyen Oberfir- 
chenrathes wurden bis 1834 zum Theil und vornämlid aus der Kö— 
niglihen General=Caffe, zum minderen Theile aus der Haupt-Stlofters 
Caſſe und zu einem geringen Iheile aus ber General-Steuer-Caſſe 
bezahlt. Zur Zeit der erften Gaffenvereinigung trug bei 

1) die SKönigl. General-Eaffe, 14,250 P 13 gr 3 5 Cour. 
2) » General-SteuersGaffe. 2,650» In Tun 
3) m Klofter-Eaffe ..... 4853 u 6 Wr u 


— 21,753 239 8% Gour. 
Die General: —— zahlte unmittelbar nur 252 «P 20 ggr, 

welche den alten Zandeöbeitrag zu ben Koſten des Gonfiftoriumd zu 
Dönabrüd auömadhten; 2397 „PB 7 ggr T & dagegen an die Könige 
lihe General-Gaffe. Diefe Summe war eine Betvilligung wegen bed 
Hildeöheimihen Confiftoriums. Zu diefem war während der bifhöfe 
lihen Zeit aus der Landes-Caſſe ein Beitrag von T88 .P Tgg 49 
Gour. geleiftet; die von der Preukifchen Negierung getroffenen Conſi— 
ftorial-Einridtungen hatten bedeutend größere Summen erfordert, 
welche von der hiefigen Regierung bei Herſtellung des Conſiſtoriums 
zu Hildeöheim auf 2397 „PB T ggr 11% vermindert waren. Die 
Berilligung diefer Summe aus der General: Steuer-Caffe beantragte 
dad Minifterium im Jahre 1819, und die Stände verftanden fid) aud) 
dazu, jedod nur in der Art, daß fie lediglich den alten Beitrag bon 
183 BT ggr 4 & definitiv, den Reſt von 1609 „PB 3 & aber nur 
bid dahin bewilligten, daß die Haupt-Kloſter-Caſſe zu deffen Ueber: 
nahme im Etande fein würde. Das Minijterium verſuchte zwar fie 
von diefem Beſchluſſe zurüdzubringen; allein fie beharrten dabei !). 


— — — —— 


1854 waren bie weltlichen Mitglieder ber feinen Gonfiftorien regelmäßig 
Mitglieder der Juſtiz-Canzlelen geweſen: da dies nad ben Grundſätzen der 
- nenen @erichtöverfaffung, deren zufolge die Mitglieder der Obergerichte feine 
Nebenämter beffeiden dürfen, aufhören mußte, fo verloren dadurch jene Con— 
fiftorien einen mwefentlihen Beftandtheil, für den fle in der jetzigen Einrichtung 
feinen Erfatz befommen haben. 


I) Actenftüde II. ©. 3; 11.1. ©. 368. 
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Die Klofter-Caffe leiſtete urfprünglih nur bie Zulagen, welche 
die Mitglieder ded Conſiſtoriums zu Hannover zu ihren fonftigen Be: 
joldungen erhielten (1818 ungefähr 1500 „P), dann famen Ausgaben 
für die übrigen landesherrlichen Eonfiftorien hinzu). Won der Eumme 
aber, welde die Klofter- Gaffe 18343, zahlte, wurden ihr 1836), 
— 411 PB 2 gr 8 5 ab- und der General-Gaffe zugefeht. Die 
Kloſter-Caſſe hatte nämlich bis 1834 mehrere Zahlungen an bie Kö— 
nigliche General:Gaffe, und biefe wiederum mehrere Zahlungen an 
jene zu leiften. Bejde wurden bei ber Gaffenvereinigung, bis auf ben 
von der Klofter-Gaffe zu leiftenden Zufhuß für die Vertvaltung der 
Klofterforften, compenfirt. Unter den von der Kloſter-Caſſe früher 
geleifteten Zahlungen befanden ſich auch 1900 »P Gond.:M., für 
Fißcifreiheit der Klofterämter in Officialſachen. Etände aber bean 
tragten und die Regierung genehmigte 1836, daß dieſe Zahlung der 
Kloſter-Caſſe erlaffen twürde. Da dies nun ivegen der Statt gehab- 
ten Gompenfation nicht mehr durch bloße Nichterhebung geſchehen 
fonnte, jo übernahm die General-Caffe von den ber Kloſter-Caſſe 
obliegenden Zahlungen für die Confiftorien den Betrag don 411 PB 
2 gg 8% Cour. und außerdem die Entrihtung einer jährlichen Rente 
von 1500 „B Eour.?). 


Mährend der Gaffentrennung von 184,9 trug die Königliche 
Gaffe allein die Audgaben für bie Confiftorien. 


Im Jahre 184%/,9 betrug die etatsmäßige Ausgabe an Befol- 
dungen 3) für 


1) Bon 1643 bid 1671 waren bie den Gonfiftorialräthen zu Hannover bei— 
gelegten Befoldungdzulagen auf die Klöſter im Calenberg-Göttingenſchen und 
Grubenhagenfhen ſelbſt angewieſen. 


2) Actenſtücke V. 2. ©. 63, 68; V. 3. ©. 21, 25, 237. Staatöhaushalt 
Abthl. XIII. Abfchn. 2. 


3) Actenſtücke X. 1. ©. 444. 


9 





aus ber aus ber 
@eneral= Eafle Kloſter-Caſſe überhaupt 


4 4 d f 5 
1) das Conſiſtorium * ch gr 


zu Sannover... 15,294 10 8 4752 8 8 20,046 19 4 
2) das Conſiſtorium 

zu Stade. ... 33418 8 450 — — 3791 18 8 
3) dad Gonfiftorium 

zu Oönabrüd . 1,586 18 8 145 9 4 3,032 4 — 
4) das EConfiftorium 


zu lurid ... 116 — — — — — 116 — — 
5) den Oberkirchen⸗ 

rath zu Nordhorn 413148 — — — 413 14 8 
6) Dispofitiondfonde 550 — — 700 — — 1,250 — — 


7) Geiſtliches Com— 
miſſariat für 
Hohnſtein ... 110 — — — — — 110 — — 


22,412 14 8 7347 18 — 20,760 8 8 


Außerdem ftanden zur Befoldung ber Gonfiftorien nod aus ver— 
fhiedenen Provinzialfondd etiva 7250 „P zu Gebote, melde jetzt 
theild teggefallen find, theild nod fi vermindern Werben, fo baf 
in Zufunft aus bdiefen Quellen nur ungefähr 1370 4 verwendbar 
bleiben ?). 


Dad Eonfiftorium zu Dtterndorf verurſacht den öffentlidhen Gaffen 
feine Auögaben, da die landesherrlichen Mitglieder deöfelben in 
anderer Gigenihaft befoldet find und für die Nebenfunction beim 
Gonfiftorium feine Vergütung erhalten. 


Auch für die reformirte Synode iverden feine Koften aus ber 
General: Gaffe verwandt, wenn nicht etwa bie Abfendung eines 


I) Actenftüde X.1. S. 435: Xl.5. ©. 893. 
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Iandeöherrlihen Commiffarius zu den Synodal-Verſammlungen ſolche 
veranlaßt '). 


Der Befoldungs- Etat der Gonfiftorien von 185%,, enthält für 


aus ber aus ber 
General = Eafle Klofter » Eafle überhaupt 


4 * P Zr 2 
1) das Conſiſtorium F a 


zu Hannover... 18,049 20 4 4126 9 4 2,176 5 8 
2) dad Gonfiftorium 


zu Stade .... 424118 8 30 — — 449118 8 
3) dad Conſiſtorium 

zu Dönabrüd .. 1980 — — 58322 8 263 22 8 
4) dad Conſiſtorium 

zu Muri .... 1816 — — — — — 1816 — — 
5) den Oberkirchen⸗ 

rath zu Nordhorn 800 — — 60 — — 100 — — 
6) Dispofitionsfonde 400 — — — — — 400 — — 


— 21,287 15 — 5560 8 — 32,847 23 — 
Daneben aus Probinzialfonde 623 8 1 


— 33411 710 


Die Abmweihungen von dem Etat für 184359 —— ſo weit 
ſie Verminderungen ſind, hauptſächlich in der proviſoriſchen Beſetzung 
vieler Stellen, beſonders der weltlichen Mitglieder; die Vermehrung 
aber hat in den für 6 ſchulkundige Mitglieder hinzugekommenen 
5100 ‚2 ihren Grund, wovon nachher bei dem Volksſchulweſen die 
Rede fein wird ?). 








1) Die Franzöflfhe Colonie zu Hameln erhielt bid 1853 flatt ber Zinfen 
auf ein unablösliched Kapital jährlih 50.f Eaflen- Münze aus ber Generals 
Caſſe, weiche unter ben auferordentlihen Benfionen (XV. 3) berechnet wurden. 


2) Die über obige Abweichungen zwiſchen den Ständen und der Regierung 
entftandene Meinungsverfciedenheit ifl ARTEN Actenſtücke X1.5. S. 939; 
XIl.i. ©. 856. 
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2. Die geiftlichen Oberbehörden katholiſcher Eonfeffion. 


Die geiftlihen Dberbehörben katholiſcher Confeſſion find 
1) ber Bifhof und dad Domcapitel zu Hildesheim, 
2) das Generalvicariat dafelbft, 

3) das Generalpicariat zu Osnabrück, 
4) dad Eonfiftorium zu Hildesheim und 
5) das Gonfiftorium zu Dsdnabrüd. 


Den zuerft genannten drei geiftlihen Behörden fteht nad) ver- 
faffungögefeliher Vorfchrift die Ausübung der Kirdengewalt in der 
tatholiſchen Kirche innerhalb des Königreichs zu. 

Durh die Secularifation der Bisthümer Hildeöheim und Osna— 
brüd und dur die Anordnungen der zu ihrem Beſitze gefommenen 
weltlichen Regierungen, beſonders der Weftphälifchen und Franzöſiſchen, 
waren die dortigen alten Einrichtungen zur Ausübung der Kirchen— 
gewalt faft gänzlich zerftört, und felbft wenn fie noch beitanden hätten 
und fo feit fie noch beftanden, paßten fie vielfältig nicht mehr zu 
den nah dem Aufhören der Fremdherrſchaft eingetretenen Zujtänden. 
In Hildesheim hatte die MWeftphälifche Regierung 1811 das Dom- 
capitel aufgehoben; doch war der 1803 bdageivefene Bifhof nod 
porhanden. Im Dönabrüd hatte der Biſchof und dad Domcapitel 
mit der Gecularifation zu beftchen aufgehört. Da zu jener Zeit und 
fhon feit 1764 der Bifhof nad Maaßgabe der Beftimmungen des 
Weſtphäliſchen Friedens ein Evangelifher war: fo hatte, gemäß ber 
immerwährenden Gapitulation von 1650, der Erzbifhof von Göln 
ald Metropolitan des Hochſtifts, die für foldhen Fall ihm auftehende 
Kirdengetvalt durch feinen Vicarius in pontificalibus et spiritualibus 
überlaffen. Der 1813 lebende Generalvicar und MWeihbifhof war 
ebenfalld noch derfelbe, welcher zur Zeit der Eecularifation dad Amt 
verwaltet hatte. Aber cö bedurfte dringend der Negelung, wie ed im 
Falle der Erledigung des biſchöflichen Stuhls zu Hildesheim und beö 
Seneralvicariatd zu Dönabrüd gehalten werden ſolle. Außerdem 
mußten nicht nur wegen der jeit 1803 vorgegangenen territorialen 
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und ftaatörechtlihen Aenderungen die Grängen der Diöcefen Hildes— 
heim und Dsnabrüd, Sondern auch mande andere Berhältniffe, die 
Ausftattung der biſchöflichen Tafel, des Capiteld, der Seminare u. f. w., 
geregelt erden. Daher leitete die hiefige Regierung fo bald als 
möglid; hierüber Verhandlungen mit dem päpftlihen Stuhle ein, 
deren Ergebniß die Bulle Impensa Romanorum Pontificum vom 
26. Mürz 1824 tar, welche — fo weit fie Verfügungen über bie 
Einrihtung der Bisthümer und Gapitel, deren Befegung und Aus— 
ftattung, ie auch Begränzgung der Diöcefen der fatholifchen Kirche 
im SKönigreihe Hannover enthält — durch dad Königlihe Patent 
von 20. Mai 1824 die Tandeöherrlihe Genehmigung erhielt). Durd 
die Bulle wird, unter Aufhebung des vormaligen Weftanded ber 
Kirchen und Gapitel zu Hildesheim und Osnabrück, das Königreich 
in zwei, dur die Weſer geſchiedene Kirchenfprengel getheilt, bon 
benen der öftliche die Hildesheimfche, der weſtliche die Oönabrückſche 
Diöcefe bildet. Beide bifhöflihe Site erden für die Jufunft dem 
apoftolifhen Stuhle unmittelbar untertvorfen. Im Kalle einer Er: 
ledigung des bifhöflihen Sitzes zu Hildesheim foll dad dortige 
Gapitel feinen Nadfolger wählen; dad Capitel aber joll fünftig aus 
nur einer Würde, der Dedhanei, fo ie aus 6 Ganonicaten und 
4 Bicarien beftehen 2). Die SKirdenregierung des Osnabrückſchen 
Sprengeld wird dem dortigen Weihbiſchofe (Bifhofe in den Ländern 
ber Ungläubigen) auf feine Lebenszeit gelaffen; nad) feinem Abfterben 
fol! — weil die Zeitumftände eine Ausftattung beider Kirchen nicht 
erlauben und baher die Auöftattung der bifhöfliden Tafel, des Ca— 
pitelö und ded Seminars des Bisthums Dönabrüd fo lange auf: 
geihoben bleiben muß, bis die dazu erforderlihen Mittel vorhanden 


I) Geſetzſammlung von 1824, 1. ©. 87. 

2) Mon den Ganonicid (Domcapitularen, Domherren) fungirt Einer als 
geiftliiher Math der bifchöflihen Dberbehörbe, ein Andrer ald Beneralvicar. 
Dem Generalvicariate gehört auch der geiftlihe Rath, ferner ein Domfynbicus 
und ein Domfecretair an. Außerdem ift ſowohl der bifhöflihen Oberbehörde 
ald dem Beneralvicariate bad erforderliche Unterperſonal beigegeben. 
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find — ber zeitige Bifhof von Hildesheim aud) den Osnabrückſchen 
Kirhenfprengel verwalten und dazu einen Generalvicar für bie 
Epiritualien anftellen, welder in Osnabrück wohnen muß und dem, 
wenn er Mürdig und tauglid befunden fird, der Bapft ben Titel 
von einer bifhöflihen Kirhe in den Ländern der Ungläubigen ver- 
leihen will, bamit er die Pontificalhandlungen in feinem Sprengel 
ausüben fönne !). 


Die beiden katholifhen Eonfiftorien find Staatöbehörden, deren 
aus Geiltlihen und MWeltlihen beftehende Mitglieder der König 
ernennt, und burd die er dad auch über die Fatholifche Kirche kraft 
der Staatögewalt ihm zuftehende Oberauflihtd: und Schutzrecht auds 
üben läßt, fo weit er deſſen Ausübung nit unmittelbar ſich felbft 
vorbehalten oder dem Wlinifterium der geiftlihen und Unterichts— 
Angelegenheiten übertragen hat. Demnad haben die Gonfiftorien die 
Auffiht über dad gefammte Kirchen, Pfarr und Schulvermögen, 
fo tie die Auffidt über alle, an Kirden, Pfarren, Schulen und 
religiöfe Inftitute gemachte VBermädtniffe, dahin daß foldye nicht 
ftiftungstwidrig verfvandt werden, zu führen 2). Auch haben fie die 
Bolfsfhul: Angelegenheiten mahrzunehmen, und zur Zeit auch nod) 
die Geridhtebarfeit in Eher und Verlöbnißſachen zu üben 3), wo— 


1) Diefer Fall ift jetzt längft eingetreten. Dem DOödnabrüdfchen Benerals 
bicare aber find nit nur, worauf fhon die Bulle hindentet, zum Beiſtande in 
feiner Amtöführung mehrere (3) geifttihe NRäthe, fondern auch die nöthigen 
Eubalternen zugeordnet. 


2) Für Hildesheim: Verordnung vom 28. April 1815; für Dsnabrüd: 
Verordnung vom 14. April 1814, 8 5, vergl. mit bem Publicandum vom 
2. December 1802. ine Beſchränkung in diefen Angelegenheiten ift dur das 
Geſetz über die Kirchen- und Schulvorflände bom 14. October 1848 herbeis 
geführt. 


3) Außer in Dftfriestand, Lingen und (fofern über Scheidung gemifchter 
Ehen zu erfennen ift) auf dem Eichöfelbe. ine Beſonderheit ift, daß die Ap— 
pellation gegen GErfenntniffe des Dönabrüdfchen Eonfiftoriums nicht an das 
Ober- Appellationd=@ericht, fondern an eine aus zwei fatholiihen Rechté— 
gelehrten beftehende Commiſſion gehen, welche in jedem einzeinen Falle die 
Zanddroftei zu Ddnabrüd fraft Ianvdeöherrlihen Auftrages beftellt. Eine zweite 
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gegen bie übrige geiftliche Gerichtöbarkeit ihnen, wie allen Eonfiftorial« 
behörben, durch das Geſetz vom 12. Juli 1848 entzogen ift. 


Dad Eonfiftorium zu Hildesheim warb 1815 erridtet; in Os— 
nabrüd war bei der Secularifation eine intermiftifche außerordentliche 
Gommiffion in geiftlihen und Schulſachen angeordnet, welche, 
während der Meftphälifch » Franzöfiihen Herrichaft aufgehoben, 1814 
hergeftelt und der auch die im Jahre 1802 dem Dfficialat » Gerichte 
zugefviefene geiſtliche Gerichtöbarteit übertragen wurde. Bald naher 
ward fie in das fatholifhe Confiftorium vertwandelt, deffen Kompetenz 
1816 auf Lingen, Meppen, Emsöbühren und die Münfterfchen 
Abfpliffen, 1825 aber nad Ausführung der Gircumferiptionsbulle 
auf die ganze Diöcefe Osnabrück erftredt ward. Die Zuftändigfeit 
des Gonfiftoriumd zu Hildesheim, melde ſich urfprünglid auf das 
Fürſtenthum beſchränkt hatte, wurde 1816 auf dad Eichöfeld und 
Goslar, und 1825 auf die Pfarreien zu Hannover, Göttingen und 
Gelle audgedehnt. 


Die Drganifationspläne von 1849 erftredten fi) aud auf die 
fatholifhen Conſiſtorien ). Da fie in Kolge der Geſetze vom 
12. Juli und 14. October 1848 einen erheblichen Iheil ihrer Befchäfte 
verloren hatten und durd die beabfidhtigte Ueberweiſung der Volks— 
fhulfahen an befondere Behörden noch cine weitere Verminderung 
derfelben erleiden follten, fo beabfidtigte dad Minilterium, fie ganz 
aufzuheben, und zur Wahrnehmung der Iandeöherrlihen Rechte in 
jeber der beiden Diöcefen einen geiftlihen Hoheitscommiſſair zu 
beftellen. Hiermit erflärten fid) die Stände einverftanden und betvil- 
ligten aud 1851 auf Antrag der Regierung die zur Ausführung 


— — — — 


Abnormität liegt darin, daß für katholiſche Ehe- und Verlöbnißſachen, welche 
in der Diöceſe Hildeöheim außerhalb des Fürftenthumd Hildeöheim und bes 
Eichbfeldes vorlommen, fein Bericht vorhanden ift, und ed daher in jedem eins 
zelnen Kalle eined Commiſſoriums bedarf, welches dem Eonfiftorium zu Hildeds 
heim ertheitt zu werben pflegt. 


I!) Die Pläne don 1837 ließen fle beftehen. 
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erforderlihen Geldmittel. Allein die Regierung gab bald nachher 
diefen Plan, wenigſtens vorläufig, wieder auf und beſetzte die erle— 
digten zwei Stellen der weltlichen Confiftorialräthe in beiden Con— 
fiftorien wieder, worüber die Stände ihr Bedauern bezeugten }). 


Die Koften der katholiſchen geiftlihen Dberbehörden betrugen 
zur Zeit der erften Gaffenvereinigung 16,411 F 13 gr 49. Tazu 
hatte bid dahin die General: Steuer: Gaffe nur einen, früher aus der 
Osnabrückſchen Stiftö- Caffe gezahlten Beitrag von 205. Gonv.-M. 
geleiftet, nämlih 105 $ für den Weihbiſchof und 100 »B für den 
Generalvicar zu Odnabrüd. Won den Koften der Confiftorien trug 
die Haupt- Klofter- Caffe 50 »P, das Uebrige die Königliche General: 
Caſſe. Die Koften der bifhöflidyen Curie, des Domcapiteld zu Hilded« 
heim und der Generalvicariate wurden halb aus der Königlichen 
General Caffe und halb aus der Haupt-Kloſter-Caſſe getragen. 
Durd die Bulle Impensa war das jährlihe Einkommen des Biſchofs 
zu Hildesheim und der Mitglieder ded dortigen Domcapiteld be- 
ftimmt ?2), und dabei gefagt, daf der König das Verſprechen ertheilt 
habe, binnen 4 Jahren dem Biſchofe und Gapitel an Grundftüden, 
liegenden Gütern, Zehnten und Grundzinfen fo viel überweiſen zu 
tollen, daß die beftimmten jährliden Einfünfte daraus vollftändig 
beridtigt werden fönnten. Die einftweilen aufgefhobene Ausitattung 
der bifchöflihen Tafel, des Gapiteld und des Eeminard zu Osnabrück 
folle, wenn fie erfolge, gleihfalld in Gütern, Zehnten und Grund» 
zinfen gefchehen, und das jährliche Einkommen des Biſchofs und der 
Mitglieder des Gapiteld eben fo viel tie in Hildesheim betragen, 
dad bifhöflide Seminar aber fo viel jährlihe Einfünfte befommen, 
ald die Bedürfniffe und der Nuten ded Kirchenſprengels erforderten. 
So lange die Ausftattung aufgefhoben bleibe, folle der biſchöflichen 
Tafel und dem Dedanten zu Hildesheim eine jährliche Zulage (von 


— — — — — 


I) Actenſtücke X.1. ©. 433; X. 2. ©. 97, 213; X1.5. ©. 939. 


2) überhaupt 13,500 „P Eonventiond- Münze, nebft angemeflenen Dienft- 
wohnungen für ben Bifchof, die 6 Canonici und die beiden älteſten Bicarien. 
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beziehungdweife 2000 und 300 „PB gezahlt werden, der General« 
vicar zu Osnabrück aber jährli 3000 „B Conv.-M. theild zu 
feinem linterhalte, theild zur Belohnung der Geiftlihen, melde ihm 
bei feiner Amtsführung Beiftand leiften, empfangen. Des Einkom— 
mend der übrigen Mitglieder der bifhöflihen Curie und der General: 
bicariate erwähnt die Bulle nit; doch ward dasfelbe aud auf 
Grund von Verhandlungen mit dem päpftlihen Stuhle feitgefeßt "). 
Dad damald Beltimmte ift, abgefehen von fleinen Aenderungen, 
namentlid) bei den Befoldungen der Eubalternen, bis jetzt geblieben; 
nur ift 188253 dem Generalbicar zu Hildesheim, in Gemäßheit 
früherer Erklärung gegen den Bollftreder der Bulle Impensa, zu 
feinem ungenügenden Gehalte eine Kleine perſönliche Zulage gegeben ?). 
Der Etat von 185%,, enthält 


aus ber aus der 
General-Caſſe Kloſter-Caſſe überhaupt 


9 4 * N 
1) für die bifchöfliche ee Mr Ze 


Curie und das Dom⸗ 

capitel zu Hildes— 

DIN 9390 10 — 9390 10 — 18,780 20 — 
2) für dad General: 

bicariat dafelbt . 300 — — 300 — — 60 — — 


3) für dad General- 
bicariat zu Osna⸗ 
— —— —— 1541 16 — 1541 16 — 3083 8 — 
— 11232 2 — 11,232 2 — 2,464 4 — 








I) Der bei Befignahme des Fürftenthums Hildesheim von Seiten Hanno 
verd8 vorhandene Generalvicar daſelbſt erhielt eine Abfindung von Jährlich 
1800 „B, beren Bewilligung aus der Generals Steuer-Gafle die @tände ab— 
iehnten, tworauf die Wegierung biefelbe, fo wie auch die Beſoldung feines 
Secretaird auf die Königlihe Generals und Haupt=Klofter=Gafle übernahm. 
Actentüde I. ©. 108, 188, 197. 

2) Actenftüde Xl.4. ©. 239, 947. 

3) Darunter befinden ſich 130 „P Vergütung für zu zahlende Beſoldungd— 
feuer, da nah der Bulle Impensa die angewieſenen jährlihen Einkünfte von 
jeglicher Art der Beläftigung gänzlich befreiet fein follen. 
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aus der aus ber 
General-Caſſe Kloſter-Caſſe überhaupt 


$ ea 2 a Zu 0) 
— 11,232 2 — 11,232 2 — 2464 4 — 
4) für dad Conſiſto— 


rium zu Hildesheim 3542 20 — 30 — — 3572 20 — 
5) für dad Gonfifto- 
rium zu Dönabrüd 2645 18 — 20 — — 23665 18 — 


Tr — —— — 
— — 


— 17,420 16 — 11,282 2 — 28,702 18 — 


3. Büreau: und Commiffionsfoften der geiftlichen Ober: 
behörden. 


Die Ausgaben an Büreau- und Commiffionsfoften werben eben= 
fall8 zum Iheil aus der General=Caffe, zum Theil aus der Haupt⸗ 
Kloſter-Caſſe beſtritten. Aus der General-Caſſe wurden zur Zeit 
der erſten Caſſenvereinigung und in den nächſten Jahren etwa 3000 „B 
gezahlt !). Während der Gaffentrennung ftiegen diefe Ausgaben auf 
mehr ald 4000 „PB jährlich, weshalb 184%,, im Budget 4450 „B 
bafür angeſetzt wurden. 1851, ward die Pofition um 2600 B 
erhöhet, weil darunter die Reiſekoſten der fhulfundigen Mitglieder 
ber evangeliſchen Confiftorien, fo wie die Büreaufoften deö beabfihtigten 
Ober-Conſiſtoriums berechnet erden follten 2). Endlich wurde fie 
1852/,3 nohmald® um 820 »B hinaufgefeßt, weil die Büreaufoften 
des evangeliſchen Gonfiftoriums zu Osnabrück, welche bis dahin aus 
der dortigen Conſiſtorial-Caſſe beſtritten waren, aus dieſem Fonds 
ferner nicht mehr erfolgen konnten, da deſſen Ueberſchüſſe zu den 


— — — — — 


1) Vorher hatte die Königliche Caſſe dieſe Ausgabe zu leiften: die General— 
Steuer-Caſſe zahlte nur die Druckkoſten für das Obnabrückſche Generaivicariat 
(plus-minus 20 ,f). 


2) Der Anfat für Neifefoften der fchulfundigen Mitglieder (1000 ,P) warb 
1854/33 für eine Pius - Minus- Pofltion erklärt. Actenſtücke XI. 1. S. 160, 857. 
Lehzen, Staatshaushalt. II. 20 
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Koften des Dönabrüdfhen Schullehrer-Seminars angetviefen wurden ?). 
Die Gefammtfumme beträgt jegt (1854;,) = 7870 „P; außerdem 
trägt der allgemeine Klofterfonds 308 „B 16 ger. 


Abſchnitt IV. 
Shulen?. 


Die Auögaben für die Schulen ruhen nad) ben von der Regie— 
rung und den Ständen vielfältig ausgeſprochenen Grundfägen zunächſt 
nit auf den Staatd-Caffen, fondern müffen vorzugsweiſe aus den 
dazu beftimmten befondern Mitteln, wohin auch dad Schulgeld ge: 
hört, wenn aber folhe nit vorhanden find oder nicht ausreichen, 
bon ben Gemeinden, und zivar für die höheren Schulen von den 
Städten, wo fie ſich befinden, für die Volföfhulen von den Schule 
gemeinden beftritten erben. Beſitzen diefe feine genügende Kräfte, 
fo foll der allgemeine Klofterfonds, fo weit er ed vermag, die noth— 
tvendigen Mittel hergeben; und nur falld aud) dieſer dazu nicht im 
Stande ift, haben Regierung und Stände ausnahms- und aushülfs— 
fveife zur Uebernahme der Koften auf die Staats-Caſſen fid) ver— 
ftanden, in der Regel jedod mit dem ausdrücklichen Vorbehalte, daf 
died nur bis dahin gefhehen folle, daß die zunächſt Verpflidhteten zur 
Tragung ber Laſt befähigt werden würden 3). Aber auch dies ift erft 
in ber neueren Zeit in irgend erheblihem Umfange geſchehen; nod) 


I) Actenftüde XI. 2. ©. 278, 1201: XI. 4. ©. 240; Xl.5. ©. 228, 939. 
Weber die Verhältniffe der Osnabrüdfhen Eonfiftorial=Eaffe f. Actenftüde X1.5. 
©. 228, 288, 

2) Unter Schulen find hier nur die Gymnaſten und Proghmnaflen, fo wie 
die mit diefen verbundenen Nealfchulen und die Volfdfhulen zu berfichen. 

3) Actenftüde IV. 1. ©. 1057: V. 1. ©. 274: VIII. I. €. 938; VII. 2. 
©. 121, 1117, VI.3. ©. 294, 1072; IX. 1. ©. 1206; XI. 4. ©. 948; X. 5. 
©. 940. 
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zur Zeit der erften Caffenvereinigung gaben bie Königlihe General: 
und bie General» Steuer -Gaffe zufammen jährli nur etiva 18 ‚300 
für dad Schulweſen her, und felbft die Leiſtungen des Klofterfonde, 
ſoweit ſie nicht in feſten Verpflichtungen der Kloſtergüter beſtehen 
Gährlich etwa 19,500 ), find erſt ſeit den letzten 30 Jahren bedeu—⸗ 
tender geworden, nämlich von etwa 8000 auf 25,600 P geftiegen i. 
Im Budget der General-Caſſe für 185255 find zu Schulzwecken 
113,500 „B enthalten. 


I. Höhere Schulanftalten 2). 


Die höheren Schulen find theils Gymnaſien (gelehrte Schulen 
verſchiedenen Namens, von welchen die Schüler unmittelbar zur 
Uniberfität entlaffen erden), theild Proghmnafien, (höhere ftädtifche 
Schulen). Der erfteren Art gibt ed mit Einſchluß des Paͤdagogiums 
zu Ilfeld 16 3), der andern Art 139). 


Die 16 Gymnaſien befinden fih in 13 Städten, indem zwei 
Städte, Hildesheim und Osnabrück, je zivei Gymnaſien haben, und 
in bem Flecken Ilfeld. Die Gymnafialorte und ihre nädfte Um: 
gebung enthalten in runden Zahlen 168,000 Einwohner; die 13 Pro— 
gymnaſialorte 68,000 Einwohner, zufammen alfo etwas mehr als 
!g der Gefammtbeölterung des Königreih85). Auf bie weſtlichen 


I) Anlage 2. Bis 1818/,9 zahlte die Haupt-Kloſter-Caſſe nur 10 P 
Caſſen-Münze (für die Schule zu Burgdorf). Die älteſte auf die Celleſche 
Beneficial-Caſſe angerwiefene Zahlung beträgt jährlich 30.P und wird noch 
jetzt (für die Schulcoflegen zu Harburg) geleiftet. 

2) Das höhere Schulweſen des Königreih8 Hannover feit 1830. Hanne— 
verfche Zeitung, Juni und Juli 1855. 

3) Die Mitter- Academie zu Lüneburg; melde zuleßt mehr Lehrer als 
Schüler hatte, wurde 1850 aufgehoben. 

4) Dabei ift die erft in den Anfängen begriffene Schule zu Duberftadt 
mitgerechnet. 

5) Won den Bymnaflatfläbten, mit Ginfhluß der nächſten Umgebung, 
haben 


20* 
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Zandeötheile, links der Wefer, mit 597,000 Einwohnern kommen 
6 Gymnaſien in 5 Stäbten mit 36,000 Einwohnern, und 3 Pro- 
gymnaſien in 3 Städten mit 15,500 Einwohnern; auf bie öftlichen 
Zandestheile mit 1,222,000 Gintvohnern 11 Gymnaſien in 8 
Städten mit 132,000 Eintvohnern und in einem Flecken von 700 
Eintvohnern. 

Es betrug die Zahl ber 


Hauptiehrer Hülfsiehrer Schüler Claſſen 
bei den Gym— | 1830 117 34 2191 91 


nafien .... | 1855 174 33 3083 139 

bei ben Pro= [ 1830 32 13 493 33 

gymnaſien ). | 1855 63 16 1217 55 

1830 149 41 2684 124 

1855 237 49 4300 194 
Nach den ber allgemeinen Sculconferenz im Jahre 1848 amt- 

lich mitgetheilten Nachrichten betrug bei den 16 Gymnaſien die Zahl: 





zufammen . . 


1) der einheimifhen Edüler ....... . 1716 
2) » auswärtigen ven. ... 8892 
— 23608. 


Darunter nad; 10jährigem Durdfhnitte fünftig Studirende 512 
Einheimifhe (30 Procent der einheimifhen Schüler) und 428 Aus- 
foärtige (48 Procent der auswärtigen Schüler), zufammen 940 
(36 Procent der Gefammtzahl). 

Jährlich aufgenommen in die 16 Gymnaſien murden rund 500 
Schüler, mworunter 300 Einheimifhe und 20V Auswärtige. Der 





3 Städte... 1... 2 biö 5,000 Einwohner 
BE Seven 5 » 10.000 v 
er er 10 » 20,000 " 
1 Stadt ........ 50,000 " 

bon den Brogpnmaflalorten 
4 Orte .......... 2 bi 5.000 Einwohner 
Be 5 » W000 r 


1) Ohne das Proghmnaſtum zu Duderftadt mit 7 nicht vollbeihäftigten 
2ehrern in 3 Claſſen. 


303 


jährliche Abgang zur Univerfität hatte im Durdfhnitte jährlih 51 
Einheimische und 86 Auswärtige betragen. Won ven jährlid 
aufgenommenen Cinheimifchen ftubirten alfo N,, von den Auswär— 
tigen 2/5. 

In den 17 Jahren 1830,, widmeten ſich dem Studiren übers 
haupt 1336, im Durchſchnitte jährlih 146; dagegen in den 8 Jah: 
ren 18%), — 1053, im jährliden Durchſchnitte 133. Das 
Durchſchnittsalter ber Abgehenden betrug 19,8 Jahre. 


In den Jahren 1846,,, hatten * 
5 Gymnaſien (Hannover, Göttingen, Lüne— 
burg, Glaudthal und Osnabrück [evane 
200 bis 250 Schüler 
7 Gymnaſien (Celle, Hildesheim [beide], 
Stade, Emden, Aurich, Osnabrück 


Neal 100 „200 
3 Gymnaſien (Verden, Lingen, Meppen) . 90 „ 100 » 
1 Gymnaſium (Ilſeld) ........... 40 nr 50 u 


Dagegen hatten Ende 1853 
2 Gymnaſien (Lüneburg 369 und Hildes— 

heim fevangelifh] 365) ........ über 300 Schüler 
4 Gymnaſien (Clausthal, Göttingen, Hil- 

beöheim [fatholifh) und Dönabrüd 

Da 1) bon 200 bi8 250 
9 Gymnaſien (Aurih, Emden, Eelle, Hans 

nover [197], Lingen, Meppen, Döna= 

brüd [fatholifh), Stade und Verden) » 100 » 200 " 
1 Gymnaſtum (Ilfeld) -.. 222000. unter 50 * 


Die Progpmnafien find an mehreren Orten mit Volksſchulen 
oder ähnlihen Unterrichtsanſtalten verbunden, und die Schüler, 
welche den letzteren angehören, laſſen fi von den eigentlidien Pro— 
gninnafialfchülern nidyt immer genau trennen. Doch fann die Zahl 


' 304 


diefer letzteren 1) nad) dem Beftande von 1855 ziemlich zutreffend 
auf 1200 angenommen erben. Die Echülerzahl der einzelnen Pro— 
gymnaſien beträgt zwiſchen 40 und 180; die Zahl der Claſſen 
3 bis 6. 


Die Gymnaſien und Progpmnafien ftehen fämmtlih unter Leis 
tung und Auflict ded Dber-Schul-Collegiumid zu Hannover; doch 
nimmt bei einigen Proghmnaſien aud) das Eonfiftorium zu Hannover 
an der Aufſicht Theil. 


Das Ober: Ehel-Collegium ward 1830 errichtet), in Gemäf- 
heit der Beftimmungen, welche darüber im 8 12 der Verordnung 
vom 11. September 1829 über die Beförderung einer möglichſt 
forgfältigen Bildung der ftudirenden Inländer und über bie zu 
folhem Zwecke einzuführende Maturitätöprüfung getroffen waren 3). 
Dasfelbe fteht unmittelbar unter dem Minifterium ber geiftlihen und 
Unterridytd« Angelegenheiten; feine Stellung zu den höheren Schul— 
anftalten ift wegen ber großen Berfchiedenheit ihrer Verhältniffe eine 
jehr verfchiedene, bei den landeöherrlihen Anftalten mehr anorbnend 
und unmittelbar leitend, bei ben übrigen vorzugsweiſe bermittelnd 
und berathend. Doch ift auch auf dieſe letzteren fein Einfluß größer 


1) Die Schüler bed Proghmnaflums zu Duberftabt mit etwa 100 inbe= 
griffen. 
2) Batent vom 2. Juni 1830. 


3) Hinfihtiih der Maturitätöprüfungen wurden die theilmeife zu firengen 
und burd die Erfahrung als ſchädlich nachgewieſenen Beflimmungen der Ver— 
ordnung bon 1830 weſentlich geändert durch die Verordnung bom 5. Auguft 
1846. In Verfolg der Verorbnungen von 1829 und 1830 ward burd bie 
Verordnung bom 22. April 1831 eine Prüfung der Schulamts-Candidaten 
und ber Lehrer des höheren Schulfachs vorgefchrieben, welche in neuerer Zeit 
(1852) bei den Ständen, namentlih in zweiter Gammer, befonderd deshalb 
ftarfe Anfechtung erlitt, weil fie Grund bed Syſtems gemorden, daß zu ben 
Lehrern, aud in den unteren Glaflen, — mit Ausnahme für Mathematit und 
Naturwiffenfhaften — in der Hegel nur förmlich gebildete Philologen genom> 
men werben. (Won den 1855 augeftellten 237 Hauptiehrern haben 197 fludirt, 
44 nicht.) Uebrigens ift feitvem (14. Februar 1853) eine neue Bekanntmachung 
des Ober- Schul: Eollegiums zur Ausführung der Verordnung von 1831 erlaffen. 
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geworden, feitdem von 1846 an für die höheren Sculanftalten 
anfehnlihe Summen, zufammen jährlid 28,800 .B, aus der Generals 
Caſſe bewilligt find). Nah den Organifationsplänen von 1849 
follte dad Ober-Schul-Collegium durch eine Abtheilung für das 
Volföfhulwefen erweitert, und dieſe den beabfidtigten Provinzial: 
Edulbehörden borgefeßt werben. Da aber die letzteren, in Folge 
der ftändifhen Beſchlüſſe, nicht eingeführt wurden, fo unterblieb aud 
jene Erieiterung des Ober-Schul -Collegiums, obgleid; aus andren 
Gründen die Zahl feier Mitglieder von 3 auf 4 gebracht wurde. 
Dagegen ward ein fhulfundiger Referent im Minifterium der geiſt⸗ 
lichen und Unterrichts-Angelegenheiten angeſtellt. Die Koſten des 
Ober⸗Schul-Collegiums (jetzt 6610.P, worunter 5438 Bd Befol- 
dungen) trägt allein der Kloſterfonds. 


Ad landesherrliche Schulanſtalten find, tenigftend was bie 
Einwirkung des Ober-Schul-Collegiums betrifft, dad Pädagogium 
zu Ilfeld, die Gymnaſien zu Aurid, Emden 2), Lingen, Meppen, 
Verden, das proteftantiihe Gymnaſium zu Hildesheim und die Pro— 
snmnafien in Nienburg und Norden zu betradten. Das Pädago— 
gium in den Gebäuden ded ehemaligen Klofters zu Ilfeld ift nicht 
allein Unterrichts- fondern auch Erziehungsanftalt, in welcher bie 
Zöglinge wohnen und verpflegt werden. Dad Gymnaſium zu Lingen 
ward 1820 ftatt der dortigen f. g. Univerſität und lateiniſchen 
Schule erridtet 3); dad Gymnaſium zu Meppen war fhon zu 
Münfterfcer Zeit eine Landesanftalt. Das Gymnaſium Zofephinum 
zu Hildesheim, dad Garolinum zu Osnabrück und dad Gymnaſium 
zu Meppen find katholifhe Anftalten, dad Gymnaſium zu Lingen ift 





I) Die Stände empfahlen 1848 ausdrüdlih, die Zufhußbemwilligungen 
zu benußen, um den Einfluß bed Dber- Schul-Eollegiumd bei Beſetzung der 
2chrerftellen angemeffen zu erweitern. Wetenftüde IX. 1. ©. 1206. 


2) Die Koften des Gymnafiums trägt die Stadt Emden, die Stellen- 
befegung u. ſ. w. aber hat das Ober- Schul-Eollegium. 


3) Actenftüde II. 1. ©. 390. 


eine evangelifdy = fatholifhe Schule; alle übrigen Gnmnafien find 
ausſchließlich oder vorherrſchend proteſtantiſch. 

Die vielfachen Wünſche und Anträge in Bezug auf die Ver— 
beſſerung des höheren Schulweſens, welche 1848 ſowohl bei der 
Regierung und bei den Ständen, als in öffentlichen Drudjchriften 
zur Sprade gebradt wurden, veranlaften dad Minifterium im 
Detober 1848 eine große Zahl von Worftchern und Lehrern ber 
höheren Schulen, fo tie andre Sachkundige in Hannover zu ber: - 
fammeln und von ihnen die innere Organifation deö höheren Schul— 
tvefend, die Stellung der Eulen im Staate und zum öffentlichen 
Leben überhaupt, deö Lehrerftanded und feiner einzelnen Mitglieder 
berathen zu laſſen !). Dad Ergebniß der Berathungen ift bei den 
fpäteren Borfchlägen, melde die Regierung den Ständen machte, und 
bei den übrigen Maafregeln, die fie hinfihtlid) ded Schulweſens traf, 
berüdfihtigt worden. 

Die Gefammtkoften der höheren Ecdulanftalten 2) laſſen ſich 
nit völlig genau angeben, weil mande Zeitungen der Watronate, 
befonderd für Gebäulichkeiten, Inventar und Dienftemolumente der 
Lehrer fih nicht ganz beftimmt zu Gelde anfchlagen laffen. An— 
nähernd aber können die jährlichen Koften der 16 Gnmnafien zu 
160 bi8 170,000 ,$, die der 13 Prognmnafien zu 35 bis 36,000 .P 
angenommen Werden 3), Der Durdfchnitiöbetrag von 10,000 bis 
10,600 „B für die Gymnaſien wird nur von dem Pädagogium zu 
Ilfeld und dem Lyceum zu Hannover überfchritten, von. dem evan- 
gelifchen Andreanum zu Hildesheim gerade erreiht. Bei feinem 
Gymnaſium betragen die Ausgaben unter 6000 „P. Die Koften der 


1) Zur Beftreitung ber Koften biefer 2ehrerverfammiung bemilligten bie 
Stände 1000 „P. Actenftüde IX. 1. ©. 1208. 

2) Benauere Nachweifungen in ber Hannoverfhen Zeitung dom 6. Juli 
1855 A. 312. 

3) Dad Schulgeld beträgt jährlich bei den Gymnaſten 40,000 „$, bei den 
Progpmnaflen (ohne Duderftadt) 10.000 4. im Vergleich gegen 1830 In runder 
Summe mehr beziehungsmeife 12,000 und 5500 .f. 
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einzelnen Progymnaſien, zum Iheil mit Einfluß der Ausgaben für 
die damit verbundenen Volks- und Borbereitungsfhulen, belaufen 
fih auf 1300 bid 4600 „PB jährlih. Mehr wie 3000 „PB koſten bie 
Anftalten zu Goslar, Hameln, Harburg, Xeer, Münden, Norden und 
Dtterndorf. | 


Bid zum Jahre 1895/45, trugen zu den SKoften ber höheren 
Schulanſtalten die Gentralcaffen etwa 15,000 „B bei!), wovon 
ungefähr die Hälfte aud der Haupt-Kloſter-Caſſe und bie Hälfte 
aud der General-Steuer- und der Königlihen General-Caſſe erfolgte. 
Jetzt zahlt erftere über 17,000 »P, die General: Gaffe über 36,000 »$ 2). 


Unter den Zahlungen der Klofter-Gaffe befinden ſich zu Sti— 
pendien für Schüler einer höheren Lehranftalt in der Provinz Lüne— 
burg 816 .B, melde bei Aufhebung des Klofterd St. Michaelis ald 
Aequivalent für die von biefem unterhaltene lateiniſche St. Midaelid- 
fhule übernommen find. Die übrigen Zahlungen werden theils 
dauernd den Schulcaffen, theild - ald perfönlide Gehaltözulagen 
für einzelne 2ehrer geleiftet. Sie vertheilen ſich auf 14 Gymnaſien 
und Proghmnaſien; bad Andreanum zu Hildesheim allein bezieht faft 
5400 . 


Die Zahlungen der General Caffe zerfallen in 5 verſchiedene 
Theile: 


1) In den feftftehenden Zufhuf für Gnmnafien. 


Derfelbe fetzt ſich aus den Zahlungen zufammen, welche ehemals 
die General-Steuer- und die Königliche General: Gaffe leifteten; 
nänlid) : 


1) Weber die Bewilligungen aus ben Kioftergütern vor 1818 ſ. (Rehberg): 
Zur Geſchichte ded Königreihd Hannover, ©. 89, 93. 


2) Den Zahlungen der General» Cafe fann man auch den Zufhuß hinaus 
rechnen, weichen bad Minifterium aus der Auricher Inteligenzblatt = Gafle, deren 
Ueberſchüſſe größtentheild für diefen Zweck verwendet werben, behuf des Gym— 
nafiumsd zu Aurich leiſten läßt. 


1) Stipendien, 


a. Stipendium bed Her: 

3098 Friedrich für dad 

Stadt-Minifterium und 

bie Sculcollegen zu 

115. BR 85.P läge 69 
b. Stipendien für biefel- 

ben aus dem Kolze— 

fhen Vermädtnife.. dv 6" 2, 
c. Stipendien für 12 Gons 

bictoriften zu Stade 

und Verden... ... 657 Au Br 





2) Zufhuß für dad Lyceum zu Hannover... 1027 4 
3) m » » Gymnaſium zu Lingen... 3517 u 
4) " non " v„ Meppen. 616 „ 
5) m „ bie Tateinifhe Schule zu 


Aurid) RE EEE EEE ER 287 * 
7) Zufhuß für den Gonrector dafelbit .... Bu 
8) fixirte Gehalte für die Lehrer an den Gym— 

nafien zu Aurich, Emden, Leer und Nor: 


9) (urfprünglid) temporaire) Gehalte für Leh— 
FR VORDN u er 300 ⸗ 


18 
12 
16 


H 


" 


H 


— 805.9 2 45 


8 
8" 


— 7273 à 19 — 

Davon trug die General-Steuer-Caſſe einen Theil (2626 ,45 

13 9 5 3) des Zufhuffes für da8 Gymnaſium zu Lingen, 570 9 
bon dem Roften A? 8, und den Poſten A 9, fo mie bid 1820 
aud die Zahlung für dad Gymnaſium zu Meppen, welche aber auf 
Königliche General: Caffe übernommen ward, als 'diefelbe ftatt aller 
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der General-Steuer-Eaffe angefonnenen Leiftungen für das Herzog— 
thum Meppen eine Baufchfumme von 12,500 „d Conventiond- Münze 
erhielt }). 

Bei der Eaffentrennung 1841 ward die Zahlung ber 7273 „PB 
19 ggr auf die General-Steuer-Caſſe gelegt, und von biefer ift fie bei 
Miedervereinigung der Gaffen 1849 auf die jetige General-Eaffe 
übergegangen. Daß feit 185%,, im Budget 5 „B 22 ggr weniger 
angefetzt find, ift nur eine ſcheinbare Verminderung, welche lediglich) 
von einer veränderten Reduction ded Golded in Courant herrührt. 


2) Zur Erweiterung ded Realunterrihtd 13,000 £. 


Schon ehe dad höhere Schulwefen durch Eriveiterung des f. 9. 
Realunterrihtd das Bürgerfchultvefen in feinen Organismus zog, 
war bie Zahl der Schüler, welche die Gymnaſien beſuchten, unge: 
achtet fie feine Univerfirätöftudien machen wollten, die weithin über- 
iviegende, und betrug auf bie meiften diefer Schulanftalten 2/3 bis 
76, im Durchſchnitte aber wenigſtens 5/g bis 23 der Gefammtzahf. 
Für ihre Vorbereitung zu ben commerziellen, induftriellen und tech— 
nifchen Berufsarten, denen fie fid) regelmäßig mibmeten, war aber 
nad) dem Organismus ber, vorzugsweiſe für das fünftige Univer— 
firätöftudium berechneten Gymnaſien nicht genügend geforgt; es ftellte 
fid) immer mehr ald dringended Bedürfniß heraus, daß aud für diefe 
Lebensrichtungen mit ihren fi immer fteigernden Anforderungen in 
den höheren Schulanſtalten eine angemeffene Worbereitung geboten 
und zu bem Ende den ſ. g. Nealien (neuern Spraden, Natur: 
wiffenfhaften, Mathematik 2.) eine erweiterte Berüdfihtigung zu 
Theil würde. Zur Befriedigung dieſes Bedürfniſſes fonnte man 
entiveder befondere Schulen (höhere Bürgerfchulen), vie deren eine » 


1) Actenftüde I. 1. ©. 390. Die anfangs nur temporalr bemilligten 
300 wurden fpäter dauernd. Metenftüde I. S. 175, 189, 202; 11.2. ©. 78, 
178. Der Grund, weshalb die Generals Steuer-Eaffe diefe Zahlungen trug, 
war nur, daß vor 1803 aud der Landes-Caſſe gleihe Beträge gezahlt waren. 
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feit 1835 in Hannover beftcht I), errichten oder den Realunterricht 
an die fhon vorhandenen höheren Eculanftalten durch Hinzufügung 
einiger Realclaffen anfnüpfen, tie bei dem Johanneum zu Lüneburg 
bereitö mit gutem Erfolge gefhehen war. Man wählte ben letzteren 
Meg, thrild aus Rüdfiht auf den Koftenpunft, weil eine zweckmäßige 
höhere Bürgerfchule faft bdenfelben Aufwand ie ein Gymnaſium 
fordert, theild weil es fehr zweifelhaft ſchien, ob in ben kleineren 
Gpmnafialftädten die im Ganzen nur vorhandene Schülerzahl das 
gefiherte Beſtehen von zwei getrennten höheren Schulanſtalten 
erlauben toürde. Die Regierung glaubte, daß bie nothivendigfte Er- 
feiterung des Nealunterriht® auf dieſem Wege eine jährliche 
Auögabe von 10,000 „B verurfahen werde, und hoffte, daß etiva 
die Hälfte hievon durd die ftädtifhen Schulpatronate, Vermehrung 
des Schulgeldes u. f. w. herbeizufhaffen fein würde. Da nun ber 
Klofterfonds zur Zeit nichts beifteuern konnte, fo wurden vom 1. Juli 
1846 an einſtweilen, bid die Kloſter-Caſſe zur Leiftung dieſer Aus— 
gabe in den Etand fommen würde, jährlid 5000 -P aus der General- 
Steuer-Caſſe bemwilligt. Die Erwartung, daß bie örtlihen Hülfs— 
quellen 5000 4 liefern würden, erfüllte ſich jedoch nicht; vielmehr 
famen dadurch nur etwa 2200 „PB zur Verfügung; allein auh im 
entgegengefetten alle wären die Mittel für den Zwech felbft bei 
größter Befchränfung nicht genügend geweſen, indem ſich gezeigt hatte, 
daß zu befriedigender Ausführung ded Plans bei 20 bi8 30 Schul— 
anftalten 32 Lehrerſtellen geichaffen werden mußten, deren Beſoldun— 
gen, im Durchſchnitte auch nur zu 400 „PB angenommen, jährlid 
12,800 erforderten, wozu für Nemunerirung der ſchon vorhan— 
denen Lehrer wegen Vermehrung ihrer Arbeit, für Zehrmittel u. f. iv. 
mindeftend noch 2400 „PB kamen, fo daß zur Dedung des Bedarfs 
außer den örtlihen Zuflüffen nod 13,000 jährlich erforderlich 
waren. Bei fortdauernder Unzulänglicdfeit des allgemeinen Klofters 


— en 


I) Diefe rein ftäbtifhe mufterhafte Schule flieht nicht unter dem Ober: 
Edul-Eollegium, fondern nur unter dem Stadt» Magiftrate. 
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fonds wurden daher, bis dahin, daß derſelbe die nöthigen Mittel 
gewinnen werde, zu der 1846 bewilligten Summe 1848 noch 80005, 
im Ganzen alfo 13,000 auf die General-Caſſe übernommen, mit 
deren Hülfe gegenwärtig bie beabfihtigte Einrihtung ind Leben 
geführt ift "). 


3) Für die Turnanftalten bei den höheren Schulen. 


Auf eine von den Ständen im Jahre 1846 gegebene Anregung 
machte die Regierung 1848 denfelben Vorſchläge, bri den höheren 
Schulanſtalten aud auf eine vollfommenere körperliche Ausbildung 
der Qugend hinzumirken, welche ald Gleihgewiht und Ergänzung 
der geiftigen Ausbildung ald Sache von befonderer Wichtigkeit ange- 
fehen werden müffe. In Hinblid auf den Zweck follte jedoch durch 
die einzurichtenden Qurnanftalten nicht ſowohl eine große Turn— 
fertigfeit, ald vielmehr die Ausbildung und Kräftigung ded ganzen 
Körperd erftrebt werden, und daher, fo fie bei der Wichtigkeit des 
auszuübenden moralifcden Einfluffes, die Leitung der Uebungen in 
der Regel geeigneten Mitgliedern der Zehrercollegien felbft anvertrauet 
fverden. Zwang für die Schüler zur Benugung der Turnanftalten 
follte nicht eintreten. Die Stände waren mit der Wichtigkeit der 
Sache völlig einverftanden, hielten jedody nicht für nöthig, gleich fo 
weit zu gehen, als die Regierung follte, waren vielmehr der Mei- 
nung, baf bei den 10 Gymnaſien und 2 Progymnaſien, welche ſchon 
Zurnanftalten befaßen, nur die etwaigen Mängel zu verbeffern, bei 
den übrigen Anftalten aber allenfalld die Koften ber erften Einrich— 
tung aus der General» Caffe zu gewähren fein würden, die Unter: 
haltung aber den Sculanftalten um fo mehr auferlegt werden 
fönnte, ald ben theilnehmenden Schülern ein Beitrag dazu wohl 
angefonnen fverden dürfte. Sie beiwilligten daher einmal (für 1848/,,) 
2500 „PB, und fortlaufend jährlich S00.P, die zunähft zur Befoldung 


I) Actenftüde VIN.3. S. 294, 1072; IX. 1. S. 805, 1206. 
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einiger Qurnlehrer, welche im ambulanten Dienfte namentlih auf 
Unterweifung der Lehrer und KHeranbildung von Worturnern ihr 
Augenmerk zu richten hätten, demnächſt aber zur Remunerirung bers 
jenigen Mitglieder ber Lehrercollegien, welche an bie Stelle ber 
Qurnlehrer treten würden, dienen follten I). Demgemäß ift die Ein- 
richtung feit 1848 ausgeführt. 


4) Zur Benfionirung von Lehrern und 


5) zur Verbefferung ber Zehrergehalte. 


Dad Dienfteinfommen der Lehrer an ben höheren Schul— 
anftalten far bid vor wenig Jahren in ben meiften Fällen fehr 
gering, fo daß viele Lehrer fid) in höchſt drüdenden Berhältniffen 
und faft alle in einer Lage befanden, welche weder ihrem Dienftalter 
und ihren Bedürfniffen nod ihren Zeiftungen entfprad. Die Unzu— 
länglihfeit der Gehalte ivard befonderd durch zwei Umſtände nod) 
empfindlicher. Einmal nämlid findet eine regelmäßig fortfchreitende 
Dienftlaufbahn, namentlich ein regelmäßiged Aufrüden der jüngeren 
Lehrer in die höher befoldeten Stellen theild wegen der Präfentationd- 
rehte der Sculpatronate, theild wegen Verſchiedenheit der Unfors 
derungen für die verſchiedenen Schülerftufen und Unterrichtszweige 
bei den höheren Scdyulanftalten nidt Statt; fodann aber fehlte es 
fo gut wie ganz an Mitteln zur Benfionirung dienftunfähig gewor— 
bener Lehrer, daher folde zum Nadtheile ber Schulen wie ber 
übrigen Lehrer gewöhnlid im Amte gelaffen, oder wenn bied gar 
nit mehr zuläffig blieb, mit Hülfe von Abzügen an den ohnehin 
fnappen Gehalten ber neu eintretenden ober aufrüdenden Lehrer 
penfionirt werden mußten. Diefe längft ſchon ſchmerzlich empfundenen 
Mifftände machten eine Abhülfe befonderd bdringlid, ald 1846 bei 
Eriweiterung des Realunterrichts die Sculanftalten verbeffert, 


I) Xctenftüde IX. 1. S. 805, 1206. Zugleih empfahlen Stände bie Ein» 
rihtung von Turnanſtalten bei den Boltöfchullehrer- Seminarien, um das 
Turnen aud auf dem Lande einzuführen. 
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und die Zahl der Lehrer anfehnlicd vermehrt werden follte.e Damals 
wurden zu Lehrerpenfionen jährlich etwa 5000 „PB verivendet, beren 
Zahlung den Schulcaffen zu großem Berrude und Nacdhtheile 
gereihte. Sollte künftig Penfionirung in allen Fällen, io ber 
Dienft fie forderte, eintreten, jo war dad Bedürfniß zu mindeftens 
7000 8 jährlid zu veranfhlagen. Davon fonnten ohne zu große 
Beeinträhtigung der Schulzwecke die Schulcaffen gegen 1500 „P 
tragen, und auf eine glei hohe Beilteuer von Seiten der Patronate 
durfte man allenfalld rechnen, ſo daß nod 4000 .P zu decken blieben. 
Diefe Summe betoilligten Stände auf Antrag der Negierang und 
zwar fo, daß fie nur nah Bedarf gezahlt wird. In den erften 
Jahren war fie nidt ganz erforderlich; jetzt aber (1853/,,) ift fie 
beinahe völlig in Anfprud genommen }). 


Hierdurd und durd die mit Hülfe des Klofterfondd ermöglichte 
Aufnahme des Lehrerperfonald ber meiften höheren Schulen in bie 
Hof» und Givildiener-Wittven-Caffe wurde die Lage ber Lehrer 
allerdingd gebeflert; aber dies reichte doc längft nit zu. Bon 
rund 200 Lehrern 2) hatten nur 54 ein jährliches Dienfteintommen 
bon mehr ald 600 .., 75 zwiſchen 400 und 600,8 und 70 weniger 
ald 400... Keiner felbft der Directoren bezog über 1100.2, und 
nur 11 Directoren hatten 1000 bi 1100 „B. Die Regierung 
wünſchte nun nad) und nad die Directoren ſämmtlich auf 1000 bis 
1100 4, bie Lehrer aber in 4 Glaffen zu bringen, von denen bie 
erite 800— 1000, die zweite 600— 800, bie dritte 300 — 600 und 


I) Mctenftüde VII. 3. ©. 297, 1073. Da bie einzelnen Benflonen gewöhn— 
lich nur zum Theil aus der Staatö-Eaffe erfolgen, fo fahen Stände von ber, 
bei ben damaligen Gaflenverhältniffen für fie fo wichtigen Bewilligung in jedem 
Falle ab, was ihre große @eneigtheit zur Werbeflerung der Lage der Lehrer 
entſchleden befundet. 


2) In bdiefer Zahl find die Lehrer des Qifelder Pädagogiums und ber 
(damals noch beftehenden) Lüneburger Ritter-Academie, von melden bad im 
Texte Befagte nicht gilt, fo wie bie Lehrer von Elementarclaſſen an mehreren 
Vrogpmnaflen nicht mitbegriffen. 
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die vierte bid 300.8 jährlihen Eintommend gewähren follte. Hiezu 
waren, mit Einfluß der zu Xehrerbefoldungen biöher ſchon ver— 
wendeten 103,000 , überhaupt 123,850 .P nöthig. Davon hoffte 
man durch die Sculpatronate, angemeffene Erhöhung ded Schul— 
gelded und auf ähnlihem Wege etwa 8850 .P herbeizufhaffen, fo 
daß nod) für 12,000 »P jährlich zu forgen blieb. Der SKlofterfonds 
fonnte damald nichts beitragen; die Megierung beantragte baher 
(1848) die Bewilligung jener Summe bei den Ständen. Diele 
erfannten auch den vollen Bebarf ded Geforderten unumwunden an, 
bewilligten jedoh aus Rüdfiht auf bie damaligen finanziellen Ber: 
hältniffe vorerft nur die Hälfte). Als aber 1852 die Regierung, 
geftüttt auf die weiter gemachte Erfahrung, ihren früheren Antrag 
wiederholte 2), fprahen Stände die Bewilligung aus, obivohl bon 
mehreren Eeiten, und zwar diesmal bejonderd in zweiter Kammer, 
ernſtliche Bedenken, freilich nicht fowohl gegen dad Erforberniß einer 
Berbefferung der Lehrergehalte, ald vielmehr gegen dad Syſtem der 
Lehrerbildung und Anſtellung, welches gerade jened Bedürfniß zum 
heil herborrufe, zur Sprache gebradt murden. Uebrigens waren 
bie Bewilligungen ſowohl 1846 ald 1848 und 1852 nur unter der 
Bevormwortung gemadt, daß ber Klofterfonds dieſelben übernehme, 
fobald er dazu im Stande fei. Da derjelbe 1854 in beffere Zage 
gefommen tar, fo wurden ihm bon den zu Lehrerbefoldungen 
beftimmten 12,000 „B zuerft für 185%,, 1000 „B auferlegt, und 


- 


1) Die Cammern fonnten fi) nicht einigen; bie zweite wollte 12,000, bie 
erfte nur 6000 4 bemilligen. 


2) 1850 hatten von 216 2ehrern 106 weniger als 500 , 50 zwiſchen 
500 und 700, 39 zwiſchen 700 und 1000 und 21 über 1000 .P. 1855 mwurben 
zum 2ehrereinfommen verwendet: 





bei den Gymnaſten .............. 111,594 , mehr ald 1830 — 33,907 .$ 
.„ » zwölf Brogpmnaflen...... 305527 7 er u 14586. 
— 142,146 4 — 48,493 $ 


Das Dienfteinfommen beträgt durchſchnittlich bei den ftubirten Lehrern 
620 „P, bei den unftubirten 390 „P. 
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Gleiches fol ferner alljährlich gefhehen, wenn nicht befondere Umſtände 
ein Hinderniß entgegenftellen }). 


II. Volksſchulen 2). 


Die Ordnung und Leitung des Volksſchulweſens ging bis auf 
die neueſte Zeit faſt ganz und geht noch jetzt größtentheild von den 
firhlihen Behörden aus. Ta indeh die evangelifhen Gonfijtorien 
nit allein firdlidye, fondern auch Staatöbehörden find, fo ift ſchwer 
zu beftimmen, welchen Antheil an der Leitung und Ordnung des 
evangelifhen Volksſchulweſens die Kirche und Melden der Staat 
ausübt. Bei den fatholifhen Gonfiftorien, welche bloße Staats— 
behörden find, ift died zivar nicht der Fall; dagegen find die gegen: 
feitigen Befugniffe der firhliden und Staatöbehörden in Bezug auf 
die Ordnung und Leitung des Volksſchulweſens zum Theil ſchwan— 
fend, zum Theil principlo8 nad zufälliger thatſächlicher Geftaltung 
— und darım aud in den beiden Diöcefen verſchieden — bejtimmt. 
Das Staatögrundgefe (8 70) enthielt nur den Eat, daß der Unter: 
riht in den Volksſchulen zunächſt der Auffiht der Prediger anver: 
trauet bleibe. Das Landeöverfaffungägefch von 1840 8 77 über: 
ließ ihn lediglich der Aufſicht der Pfarrer und der kirchlichen Behörden, 
unter Oberauffict ded Königs. Bei Nevifion des Verfaſſungsgeſetzes 
im Zahre 1848 mollte die Regierung hierin eben fo wenig mie in 
den Beltimmungen über die Kirhengewalt (oben ©. 285) etwas 
ändern; die Stände fanden jedoch die Vorfchrift zu beengend, und 
auf ihren Antrag ward in den 8 29 des Geſetzes vom 5. September 
1848 die Beftimmung aufgenommen, daß zum Zivede ber Theilnahme 
an der Aufſicht über den Unterricht in den Volksſchulen in der Negel 


1) Mctenftüde IX. 1. S. 806, 1208; XI. 4. ©. 8, 949; XII. 1. ©. 150. 
oben ©. 267. 

2) Im Nachfolgenden ift nur don den riftlihen Vollbsſchulen bie Mede; 
die jüdifhen Schulen ftehen unter den Landdroſtelen und dem Minifterium deö 
Innern. Gefe vom 30. September 1842, 88 38 — 47, Belanntmahung don 
19. Januar 1844 (f. unten Abthl. X. Abfchn. 4). 

Lehzen, Staatöhaushalt. II. 21 
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in jeder Gemeinde ein Schulvorſtand beftehen, die oberfte Aufſicht 
aber unter dem Minifterium von anzuorbnenden Schulbehörden 
geführt werden folle. Zur Ausführung dieſer Grundſätze wurde 
unterm 14. October 1848 bas (am 5. November 1850 vervollitän- 
digte) Gefetz über die Kirchen- und Edulvorftände erlaffen 1); da 
aber hiemit dem Bebürfniffe einer angemeffenen Organifation der 
Behörden für dad Volföfhulivefen nur zum Theil genügt war, fo 
legte das Minifterium den Ständen im Februar 1849 die Grund» 
züge zur Geftaltung des chriſtlichen Volksſchulweſens dor, melde von 
den Ständen mit einigen Abweichungen gebilligt feurden und ſeitdem 
zum Iheil auögeführt find, zum-Iheil ihrer Ausführung nod ente 
gegenfehen 2). Darnad) foll der Volksſchule ihr hriftlich confeffioneller 
Gharafter verbleiben; die nächſte Aufliht über Schule und Edul- 
unterricht mit beſchränkter unmittelbarer Einwirfung dem Schul— 
vorftande, hinſichtlich des Meligionsunterridtd aber einem von der 
Kirchenbehörde zu beftimmenden Geiſtlichen zuſtehen. Die höhere 
Inftanz bilden Provinzial- Edyulbehörden, melde für die evangelifchen 
Schulen Abtheilungen der (beftehenden oder noch zu erridhtenden) 
Provinzial: Confiftorien ausmachen 3), für die fatholifhen aber in 
jeder der beiden Diöcefen abgefonderte Behörden fein follen 4). Sie 
müffen aus je 3 Mitgliedern zufammengefett fein, einem Rechtsver— 
ftändigen, einem Geiftlidien und einem, vorzugsweiſe aus ber Zahl 
der Lehrer auszumählenden Edultundigen. Bei den katholiſchen 
Edulbehörden fol der Bifhof dad Recht haben, felbjt ald geiſtliches 
Mitglied einzutreten oder bdiefed Mitglied zu präfentiren, fo fvie 
gegen die Anftellung des von der Regierung zum fhulfundigen Mit— 


1) Actenüde IX. 1. ©. 924, 1221; XL.1. ©. 2173. 
2) Actenftüde X. 1. ©. 426; Xl. 1. ©. 2031. 
3) Angeorbnet durch die Verordnung bom 5. Februar 1851. Auch bei dem 


Bentheimfchen Oberkirchenrathe befteht eine Abtheilung für die Volkoſchulſachen, 
nit aber bei bem Eonjlftorium bed Landes Habdeln. 


4) Diefe find nod nicht errichtet, vielmehr den vorerft beibehaltenen fatho= 
liſchen Gonfiftorien die Volfäfhulfahen noch verblieben. ©. oben S. 296. 


317 


gliede Ausgewählten Einfprud zu thun, wenn er mit getoiffen 
Beftimmungen der Grundzüge wegen der kirchlichen Ermächtigung 
zum Religionsunterrichte und ber Verleihung der mit Schuldienften 
verbundenen niederen Kirchendienſte fi) einverftanden erklärt. Im 
Minifterium der geiftlihen und Unterrichtd » Angelegenheiten, dem vie 
Provinzial» Schulbehörden unmittelbar untergeordnet find, ift ein 
fhulfundiger Referent für die evangelifhen Schulſachen angeftellt, der 
zugleidh dad Gefhäft eined General=Infpectord der Volksſchulen zu 
berfehen hat 9). 

Die Gefammtloften der neuen Organifation des Volksſchulweſens 
waren zu 9600 „PB jährlid) veranfchlagt, darunter 1400 „PB Reife 
foften. Bon der Gefammtfumme find die Befoldung und die Reiſe— 
foftenvergütung für den fhulfundigen Referenten (1500 und 2000 ) 
auf den Etat der Minifterien, bie Befoldungen und Neifekoften für 
die 6 fchulfundigen Mitglieder der Provinzial-Sculbehörden (5100 
und 1000 2) auf den Etat ber evangelifhen Eonfiftorien übernoms 
men; die Gehalte für die 6 Mitglieder der fatholifhen Schulbehörven 
aber (2600 „P), welche bereitö in dad Budget geftellt waren, borerft 
wieder abgefeit, nachdem dad Minifterium die erledigten Stellen in 
ben fatholifhen Confiftorien wiederbeſetzt hat 2). 

Für die Enttwidelung ded Volköſchulweſens Mar bis vor 
12 Jahren von Etaatötvegen weder im Wege der Geſetzgebung noch 
dur Bewilligung von Geldmitteln Erhebliches geſchehen, und dadurd), 
tie unter Eintirfung der großen provinziellen Verſchiedenheiten und 


I) Der Plan, ftatt dieſes Meferenten eine Abtheilung für die Vollsſchul— 
fahen im Ober» Shul=Gollegium zu errichten, fand nicht ben Beifall ber 
Stände und ward beöhalb aufgegeben. Die Anftellung aub eines Schulfuns 
digen fatholifher Eonfeflion im Minifterium, welche von Ständen zur Erwägung 
geftellt ward, ift nicht erfolgt, weit ihm eine genügende Beihäftigung nicht 
gegeben, und eine erfprießlihe Wirffamfeit von ihm nicht erwartet werben 
fönnte. 

2) oben S. 206. Der Sat von 1000 „B Neifefoftenvergütung für bie 
fhulfundigen Mitglieder der Gonfiftorien ift für eine Plus-Minus-Poſttion 
erflärt. Actenſtücke XII. 1. ©. 160, 857. 

21* 
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der eigenthümlichen Verhältniſſe unſres Landes waren bie Volks— 
ſchulen zum Theil hinter den Anforderungen der Zeit und den Fort— 
ſchritten einiger andren Deutſchen Staaten zurückgeblieben. Eine 
Haupturſache der Mängel lag im Mangel ber zur gehörigen Aus— 
ftattung der Schulen erforderlichen Geldmittel 1), doch fehlte ed aud) 
in andern Stüden an ben nöthigen Grundlagen, welche nur durch 
gefetzlihe Wnordnungen gefhaffen werden fonnten. Vornämliches 
Bedürfniß waren Vorſchriften über die Ehulverbände, ihre Regelung 
und ihre Obliegenheiten, beſonders hinfidtlid der Ausſtattung ber 
Lehrerftellen, über Schulzwang und ſchulpflichtiges Alter, über Schul: 
geld und über Nachweiſung der Befähigung anzuftellender Schullehrer. 
Leber biefe Gegenftände traf dad Geile vom 26. Mai 1845 die 
nothivendigften Beftimmungen 2). In Bezug auf die Schulverbände 
ließen fie zwar noh Manches zu münfden übrig, da weder bie 
Negierung noch die erfte Cammer die völlige Befeitigung der beftehen- 
den Eremtionen zugeben wollte; doch bradıte dad Geſetz aud in 
biefer Hinfiht unverkennbar einen Fortſchritt. Werner jehte es feit, 
daß bei mehr ald 120 Edulfindern die Zuordnung eines Edyul- 
gehülfen und bei mehr ald 200 Kindern die Errihtung einer zweiten 
Lehrerftelle oder die Iheilung ded Echulverbanded angeorbnet werden 
fönne; und ſchrieb vor, daß jedem Volksſchullehrer ausreichende und 
geeignete Räume, fo wie die fonft erforderlichen Einrichtungen zum 
Unterridte und bad zur Heizung erforderlihe Brennmaterial oder 


I) Bei Gemeinheitötheilungen foll für die Verbeflerung ber Einfünfte der 
Schutftellen geforgt werden. Geſetz vom 30. Juni 1842, 8 93; @emeinheitö- 
theilungd=- Ordnungen von 1802 u. 1824, 8 76, und von 1825, 8 74; Marfen=- 
theilungs- Ordnungen von 1822, Abſchn. 13 AZ 3, und von 1835. 


2) Actenftüde VI. 2. S. 121, 1117. Schon 1833 hatten Stände das 
dringende Bedürfniß einer mefentlihen Werbeflerung der Volksſchulen vorftellig 
gemacht; 1836 war in Anerkennung diefed Bedürfniffes von der Regierung der 
Entwurf zu einem Geſetze über das Volkbſchulweſen borgelegt, welcher jedoch 
wegen ber Ereignifle bon 1837 nicht zur Erledigung fam. Auf wiederholte 
Anträge der Stände ward ihnen 1844 der, allerdingd fehr vervolftändigte und 
berbefferte, nahmald zum Geſetze erhobene neue Entwurf mitgetgeilt. Acten— 
füde IV. 1. ©. 1057; V.4. ©. 213; VIII. 1. ©. 527, 938. 
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eine genügende Geldvergütung, außerdem aber an jährlihem Dienft- 
einfommen neben freier Wohnung mindeftend 30 P, wenn ein 
vollftändiger Reihetifh mit der Etelle verbunden fei, fonft aber 80.8 
gewährt erden follen, und daß eine weitere Erhöhung vom Schul— 
verbande befhloffen oder vom Minifterium bid auf 150.B in Land— 
und ledendgemeinden und bid auf 300 „B in Städten verfügt 
werden könne. Ferner ließ dad Gefetz die Erhöhung des Schulgeldes 
bis auf 1.P jährlid für das Kind zu, wenn fie nöthig fei, um dem 
Lehrer dad geſetzliche mindefte Einfommen zu verfchaffen, geftattete 
aber aud, wo ein höheres Schulgeld befteht, deffen Ermäßigung auf 
1,B gegen Entfhäbigung des Lehrers. Uebrigens behielt dad Geſetz 
ben Grundfatz bei, daß die Berpflihtung zur Beltreitung der Ber 
bürfniffe einer Volksſchule dem Schulverbande obliege, fo weit nicht 
einzelne Perſonen, Gorporationen oder Fonds dazu rechtlich ver— 
bunden und im Stande fein; ed erklärte jedodh, daß die Ausführung 
biefer Anordnungen, in Ermangelung andrer geeigneten Auskunft, 
vom Minifterium durch eine Beihülfe aus den dazu beftimmten 
Mitteln der Landes-Caſſe erleichtert werden fünne. 

Bid dahin hatte ſowohl die General⸗Steuer- ald aud bie 
Königliche General: Cafe und der Klofterfonds nur fehr Menig für 
die Voltsfhulen hergegeben. Der letztere zahlte zwar jährlich zwi— 
fhen 21,000 und 22,000 »P, allein davon über 18,000 „B vermöge 
Nedtöverpflihtung ald Reallaſt des Kloftergutd ftatt der Schul— 
verbände, und etwa 1500,P für Edullehrer-Seminare, den Reft 
von 1500 bis 2000 „B aber meift für beftimmte Anſtalten und 
Zwecke, Induftrier und Armenfhulen, Schulauffiht u. dgl., fo daß 
feine Zeiftungen wenig oder gar nicht bei der nad dem Geſetze bon 
1845 erforderlihen BVerbefferung des Volksſchulweſens in Betracht 
fommen fonnten 9). | 


1) Doch find darunter 2215.P 21 gr 4 begriffen, welche zufolge des 
Mecefles von 1786 über die Aufhebung des Etiftd Berßenbrück gezahlt, und 
bon denen etwa 1000.P für Beſoldungézulagen an Volkoſchullehrer, 1216 „P 


520 


Die General-Eteuer-Eaffe zahlte... . 1928 Br 89% 
und die KRöniglihe GeneraleGaffe.... 33T» In An 


zufammen . . . 11,305:.$ läge — 31), 
allein darin ſteckten: 
1) für Seminare . . 40799 22 8 
2) fürbeftimmte Schu— 
len und Zwecke im 
Züneburgfchen und 
in Dftfriesland. . 1770 5r 8m 
3) an Zulagen für bie 
fatholifhen Schul- 


— 5550, 49 45 


aber für das fatholifhe Seminar zu Odnabrüd verwendet werben. Actenſtücke 
V.2. ©. 286; X1.4. ©. 314. 


I) Diefe Summe warb geleiftet: 
1. Bon der General: Steuer: Cafe: 
1) für dad Seminar zu Hannover 1141 .P 23 gr 49 
2) =» 5 „ Stade... 1019 „ 10. 8. 
3) „ Scullehrer im Lüneburg 
ee 342 „ 14. 4» 
4) „Schullehrer in Oftfriestiand 285 „ 16 „ — „ 
5) zur BVerbeflerung bed Volls— 
ſchulweſens ............. 5138 21» 4r 








1928 .P 13997 89 
II. Bon ber Königlihen General-Caſſe: 
1) für dad Ecminar zu Sannover 685. dggr 85 
2) „ Schullehrer im Hannover— 
fhen und Stadeſchen Con— 
ſiſtorialbezirke ........... 141.23» 4, 
3) „ die katholiſchen Schullehrer 
im Meppenſchen und Emb— 
a TR 15499 . 21. 4. 


3377 1» 4» 

überhaupt. ... 11,305 P 15 gr —ı 

Die letztere Zahlung hatte anfänglih die General-Steuer-Caſſe geleitet, 

aber die Königlihe General-Caſſe übernommen, alö fie für alle der Generals 

Steuer» Gaffe angefonnenen Zahlungen behuf ded Meppenichen eine Pauſch— 

fumme von jährtih 12,500 .P Conv.» Münze erhielt. Aetenftüde 11. 6. S. 202; 
1. 1. ©. 390; IX. 1. ©. 541, 1071. 
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— 5850. 44 11,305.B läge — 3 
lehrer im Meppen- 
fchen u. Emöbühren 
nad) Borfchrift der 
Münfterfhen Schul- 
Ordnung bom 2. 


September 1801 . 1549 » 21» 4 v 
— — — 7400 1. 8% 


ſo daß für die Zwecke des Geſetzes von 1845 
nur verfügbar blieben .......... 3905 Br 45 
Dieſe Summe war der Reſt einer Bewilligung von jährlich 
5000 „B Eonventiond- Münze (51383 .B 21ggr 44 Courant), welche 
bie Stände 1833 zunähft auf 5 Jahre auögefproden hatten. Sie 
beantragten nämlidy damals dringend eine Verbeſſerung des Volks— 
ſchulweſens und erklärten fic bereit, obfhon die Verbindlichkeit ber 
Schulgemeinden und darnächſt ded SKlofterfonds zur Tragung ber 
Koften fefthaltend, aus der General-Steuer-Caffe die angegebene 
Summe zur Verfügung der Regierung zu ftellen, wenn diefelbe bei 
Bearbeitung ded Pland finde, daß bie Kräfte einzelner Sculgemein- 
ben zur Iragung der Laft ohne Beihülfe nidt im Etande fein, und 
ber Kloſterfonds zur Zeit nidt die Mittel zur Uebernahme der 
Koften befite. Bon ben beilligten 5000 ,d wurden 1200 .$ für 
die Seminare zu Dönabrüd und Alfeld, 3800 ,P aber vorläufig zu 
zeitveiligen Unterftügungen bevürftiger Zehrer verivandt. Die Pläne 
zu bauernder Verbefferung der Volksſchulen, welche das Minifterium 
1336 den Ständen mittheilte, blieben in Folge der Ereigniffe bon 
1837 unaudgeführt. Died veranlafte die Stände 1842 und 1844 
den Gegenftand nachdrücklich wieder in Erinnerung zu bringen, wobei 
fie fi zu anfehnliher Erhöhung der früheren Bewilligungen erboten, 
wenn ihnen über die zweckmäßige Verwendung Vorſchläge gemacht 
würden 1). Als nun 1844 die Regierung den Entwurf zum Edul- 


— m — — 


I) Actenſtücke IV. J. ©. 1057;3 V.1. ©. 289, V. 2. ©. 284, 618; V. 4. 
S. 213; VIII. 1. S. 527, 938. 
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geſetze vorlegte, vermehrten auf ihren Antrag bie Stände zur Aud- 
führung des Geſetzes die biöherige Bewilligung zuerft um mehr ald 
10,000 ,B und 1846 nodmald um 16,000 9. Allein bald zeigte 
fi, das auc die nicht genügte, fondern dak neben Durdführung 
des Schulgeſetzes noch für andre Bedürfniffe geforgt werden müffe, 
wenn die beabfidhtigte unerläßlide Verbefferung des Volksſchulweſens 
erreicht iverden ſolle. Dahin gehörten namentlich Anftalten zur Aus— 
bildung der Echullehrer; Verbeſſerung der Dienfteinnahmen bedürf— 
tiger und würdiger Lehrer über das gefehlihe Maak hinaus, welches 
die Echulgemeinden gewähren müffen; Mittel zur Penſionirung 
dienftunfähiger Lehrer und nothdürftige Berforgung der Wittiven 
und Kinder verftorbener Lehrer. Auch für diefe Zwecke wurden daher 
1343 und in den folgenden Jahren anfehnlide Summen bewilligt, 
und zwar zunächſt aus der General:Caffe, da zu ihrer Uebernahme 
die Schulverbände theild nicht geſetzlich verpflichtet, theild nicht im 
Stande waren, und der Kloſterfonds dazu ebenfalld nicht die Mittel 
hatte. Indeß fahen die Stände auch hiemit die Sache keinesweges 
als gefchloffen an, erklärten vielmehr 1854 eine Meitere und um— 
faffendere Verbeſſerung ded Schulweſens für ein unabweisbares Be— 
dürfniß, und erfuchten die Regierung, baldigft zu erwägen und den 
Ständen Mittheilung zu maden, wie unter Fefthaltung ded Grund- 
fatzed, daß die Erhaltung der Volksſchule zunächſt Gemeindeſache fei, 
und im Anfchluffe an dad Sculgefetz zweckmäßig eine fernere Ber: 
befferung der Volksſchulſtellen, inöbefondere auch eine Erhöhung der 
Minimalfüte für Lehrergehalte bewirkt werden könne). Die General- 
Gaffe zahlt demnach jet für die Volksſchulen zu fünf verfdiedenen 
Zwecken, nämlid: 


1) Kür die Voltöfdhulen überhaupt, indbefondere zur 
Ausführung des Gefeted vom 26. Mai 1845. 


Unter biefer Bezeihnung find im Ausgabe» Budget zufammen- 
gefaßt: 


1) Actenſtücke XI. 1. ©. 858. 
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N) die oben ©. 320 namhaft gemadten 
ültern Bewilligungen für  beftimmte 
Schulen und Edulzwede ....... 1,702 5 85 
2) die Zulagen für die fatholifhen Sculs 
lehrer im Meppenfchen und Emsbühren 
in Gemäßheit der Münfterfchen Schul: 
ordnung dom 2. Eeptember 1801, 
deren Betrag nidt völlig feitfteht, feit 
einer 1852 beivilligten Vermehrung aber 
berechnet wird I) U... 222220. 1,69 » Br 4» 
3) ber Reft der Betoilligung von 18332) 3905» 13» Av 
4) die Bewilligungen von 1844 und 
1846 zur Ausführung des Schulgefetzed 
10,094 »$ 10 997 85% und 16,000 4 26,094 » 10» 8 * 
; — 33,470. — gg — 93). 
Hier erden nur die unter 3 und 4 aufgeführten 30,000 ß 
noch einer näheren Betrahtung zu unterziehen fein. Der Bewilli— 
gung von 1844 hatten Etände die Befhränfung hinzugefügt, daß fie 
lediglih zu Beihülfen für folhe Eculgemeinden verwendet werden 
follten, deren eigne Kräfte nicht ausreihten, dad Dienfteinfommen 
der Lehrer bid zu dem durd dad Geſetz oder die Regierung feft: 
geſetzten Detrage zu erhöhen; allein 1846 nahmen fie nicht nur die 
felbe zurüd, fondern genehmigten aud auf Antrag ber Regierung, 
daß die gefammten 30,000 ,P, wiewohl immer nur beim Unvermögen 
des Schulverbandes zur Erfüllung der geſetzlichen Verpflichtungen, 
zur Ausführung des Schulgeſetzes überhaupt, alſo nicht bloß zur 
Verbeſſerung der Lehrereinnahmen bis auf den geſetzlichen Mindeſt— 
betrag, ſondern ebenfalls zu Beihülfen behuf Erbauung von Schul— 


I) Wctenftüde XI. 4. ©. 269. 

2) f. oben ©. 321. 

3) 185%/;, ift diefe Summe wegen veränderter Berechnung einer darunter 
begriffenen Goltzahlung um 54 2297, alfo auf 33,464 „PB 2 ggr vermindert. 
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häuſern und Lehrerwohnungen, zur Entſchädigung der Lehrer im 
Falle einer Veränderung des Schulverbandes, des ſchulpflichtigen 
Alters, einer Herabſetzung des Schulgeldes u. ſ. w. ſollten verwendet 
werden dürfen. Namentlich in Bezug auf den letzten Punkt erklärten 
die Stände ausdrücklich, daß, wenn dad Schulgeld auf 1. herab: 
geſetzt und beöhalb eine Entfhädigung ded Lehrerd, wiewohl feine 
Einnahme nidt unter den geſetzlichen Mindeftbetrag finte, geſetzlich 
erforderlich werde, auch hiezu jene Mittel beftimmt fein follten. Ja 
fie gingen nody Weiter. Im Osnabrüdfhen war 1818 zur Ver: 
befferung des Schulweſens dad Schulgeld anfehnlid, auf mindeftend 
11/3 für jedes Kind, erhöhet I), was den vorzugsweiſe zahlreichen 
Heuerleuten (Häuslingen) befonderd zum Bedrude gereihte und zu 
vielen Klagen aud in den allgemeinen Ständen Anlaß gegeben hatte. 
Auf Antrag ber Stände wurde daher. durch dad Gefez vom 15. Juni 
1848 bad Schulgeld im Fürftenthume Osnabrück allgemein auf 
5, 4 für jedes Kind herabgefet und dem Schulverbande die Ver: 
pflichtung zur Entſchädigung der zeitigen Lehrer und zu einer aus— 
reihenden Einnahme-Ausſtattung der Schulſtellen auferlegt. Hieraus 
entftand für die Sculgemeinden eine große Laſt, indem der zu 
bedende jährliche Ausfall gegen 16,000 „PB betrug, und feine Auf: 
bringung um fo härter fiel, ald er fid) auf die einzelnen Gemeinden 
höchſt ungleich vertheilte, fo daß einige dad Eiebenfadye wie andre 
zu zahlen hatten. Die Ddnabrüdfhen Provinzialſtände wünſchten 
daher eine theiltweife Aenderung des Geſetzes von 1848, und auf 
Antrag der Regierung gaben die allgemeinen Stände nit nur dazu 
ihre Einwilligung, fondern genehmigten aud, daß von den zur Aus— 
führung des Volksſchulgeſetzes beſtimmten 30,000 »P jährlih bis 
höchſtens 2000 »P zu Beihülfen gegeben würden, um die in einzelnen 
Gemeinden durd Ausführung ded Gefeed von 1848 eintretenden 
Mipftände und Härten zu befeitigen 2). 


— — 





I) Wenn zwei oder mehr Kinder einer Kamille gleichzeitig die Schule be— 
- fucten, fo zahlte das dritte und jedes fernere Kind nur die Hälfte. 


2) Actenftüde IX. 1. ©. 1006; XI. 1. ©. 1029, 2029, 2030. 
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Auch noch in andrer Hinfiht wurde der Regierung freiere Ber: 
fügung gegeben. Als nämlich die Ausführung ded Schulgeſetzes in 
ben erften Jahren faft gar nicht vorſchritt, was wenigſtens zum 
Theil in den großen Schwierigkeiten der Sadje feinen Grund hatte, 
fo ermädtigten die Stände 1847 dad Minifterium, bie beivilligten 
30,000 , fo weit darüber nod feine dauernde Beitimmung getroffen 
ivar, vorerſt zu temporairer Unterftügung der Lehrer zu verwenden; 
und biefe zuerſt durch ben damaligen Nothitand veranlafte Ermäch— 
tigung wurde nachher mit der Befchränfung verlängert, daß 1851/,, 
nod) 4000 „PB und 1852, noch 2000 zu ſolchen vorübergehenden 
Unterſtützungen follten bveriwendet werben dürfen. Endlich aber, als 
1854 die Ausführung bed Geſetzes fo weit vorgefchritten war, daß 
fih der zur vollitändigen Ausführung beöfelben nod erforderliche 
Geldbedarf aus der General» Gaffe liberfehen ließ, und fih dabei 
herausitellte, daß die beteiligten 30,000 „PB für diefen Zweck mit 
ganz im Anfprudy zu nehmen fein würden, erklärten fih die Stände 
damit einverftanden, theild daß die in jener Summe ftedende ältere 
Bewilligung von 3905 „PB 13 ygr 4 &, welche urfprünglich (1833) zu 
dauernder Verbeſſerung der Schulftellen bejtimmt, aber biöher immer 
zu temporairen Unterſtützungen von Lehrern verwandt Mar, hiezu 
auch ferner verwendet !), theild daß der zur Ausführung des Schul— 
geſetzes nicht erforderliche Neft der 26,094 „P 10 gr 8% zur Für: 
derung“ fonftiger Schulzwecke, für melde eine Beihülfe ſchon biäher 
fehr wünſchenswerth, aber nicht verfügbar zu maden geivefen ivar, 
3. B. zur Einführung guter Lehrbücher, zur Anfhaffung. nöthiger 
Lehrmittel (Wandkarten u. f. w.) und zur Artbarmachung uncule 
tipirter Schulländereien benutzt werde, fofern eine Heranziehung der 
Schulgemeinde unthunlic fei 2). 


— — — —— 


I) Dazu wurden verwendet in runden Summen 18% — 15,400 „$, 
1849/55 = 9000 .B, 1850/;; = 6000 .B, 1851/55 = 4000,ß, 185%/53 —= 2000 ,P. 


2) Actenftüde VII. 2. S. 121, 983, 1117; VI. 3. ©. 290, 1000, 1487, 
1562: IX. 1. ©. 886, 887, 987; X1.2. ©, 1088, 1244: X1.4. ©. 51. 
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Die jetzt im Wefentlichen beenbigte Ausführung des Geſetzes 
von 1845 ift mit großen Schivierigfeiten verbunden geweſen, ba 
vorſchriftsmäßig nit nur mit den Kirhenbehörden, fondern aud mit 
ben betheiligten Gemeinden, Lehrern, Patronen u. f. tv. darüber zu 
verhandeln, und zu allen LZeiftungen im Zweifel immer zunädhft der 
Schulverband heranzuziehen war. Diefe Schwierigkeiten wurden 
durch bie im BVerfaffungögefege von 1848 ausgefprodene Aufhebung 
aller Egemtionen, fo fie burd die in die Verhandlungen hinein- 
fallende Herabſetzung ded Schulgeldes im Dönabrüdfhen noch ver— 
mehrt und haben nur durch große Anftrengungen überwunden iverden 
fönnen !). Won ben überhaupt vorhandenen 3600 Sculverbänden 
mußten 2700 neu feftgeftellt, und gegen 1300 Scdulftellen, welche 
die gefehlihe Mindefteinnahme nicht hatten, bis zu dem Betrage 
berfelben verbeffert fverden. Died ift (bid April 1854) bei 921 
Schulſtellen mittelft einer Beihülfe aus der General-Caſſe ge— 
fchehen 2), wodurch eine dauernde Verwendung erforderlid geworden 
11 1 EEE EEORIEN 21392 9 65 





) Nah Grmittelungen von 18/5, (Metenftüde V.2. ©. 284; VII. 2. 
S. 139) waren überhaupt vorhanden: 

evangeliihe Scuiftellen...... 3085 

fatholifche Be ers 341 

aufammen.... 3426 
Das jährlihe Befammt- Einfommen, ohne Wohnung und ohne Feuerung 
für die Schulftuben, war veranfhlagt zu 351,544.P, betrug alfo im Durch— 
fhnitte für jede Schulftelle 102 .B: allein die wirkliche Vertheilung ftellte es 
ganz anders. Es hatten nämlich rin jährlihes Dienfteinfommen unter 30 4 


MI ROBENIB are kenne een 244 Etellen 
unter 80 P ohne Reihetiſch ............................... 1252 vr 

zufammen.... 1495 Stellen 

Sollte deren Einfommen auf ben nachherigen gefetlihen Mindeftbetrag 

erhöhet werden, fo waren für fle überhaupt erfordertih .......... 107,480 4 

Da aber ihr gefammted Dienfteinfommen nur. . .. ....... ....... 57.257 » 

betrug, fo mußten noch herbeigefchafft werben. .. .. .............. 50,223.P 


außer der Vervollftändigung des Neihetifches u. f. m. 
2) Das Nähere enthält die Anlage 3. 
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— 21,399. 9 63 
Dazu fommen: 
a. zur Dedung ber Edulgelbd - Ausfälle 
im Ddnabrüdfhen . „2222er 2022. 2,000» — u —ı 
b. der Diöpofitiondfondd zu einmaligen 
Unterftügungen bebürftiger Zehrer ... 3,905 u 13” 4, 
— 21,304 .$ 229 105 
fo daß von der Gefammtfumme noch zur 
Berfügung ftanden ... 2-2 0e rennen 2695 nr 1u 2 
Im Rehnungsjahre 1853/,, find jedoch, weil mehrere Berillis 
gungen noch im Laufe beöfelben Statt gefunden haben, überhaupt 
33,388. 9 gr 6% verwandt. 


2) Zu perfönliden Gehaltözulagen für Lehrer. 


Mar durd die geſetzliche Erhöhung der vielen ganz geringen 
Lehrers Dienfteinnahmen auf einen WMindeftbetrag von 30 „PB mit 
mit Neihetify und 80 4 ohne folhen, nebft freier Wohnung und 
Feuerung, aud ein weſentlicher Schritt zur Verbefferung der äußern 
Lage der Lehrer geſchehen, fo genügte er doch in vielen Fällen 
niht; allein eine allgemeine MWerbefferung des Mindefteinfom- 
mend fchien weder ohne zu großen Bedruck vieler Edyulgemeinden 
erreichbar, noch ftellte fie fid) ald das dringendſte Bebürfnif heraus, 
da eine Menge von Sculgemeinden und die Zahl der Edulfinder 
in ihnen fehr Mein, in andren größeren Berbänden dagegen bie 
Lehrer nod junge Männer, und ihre Bebürfniffe geringer fie in 
Heineren Gemeinden find. Wohl aber var ed höchſt nothivendig, 
befonderö verdienten Lehrern eine Gehaltövermehrung für ihr höheres 
Dienftalter in folhen Fällen zu gewähren, in welchen es durd Ber: 
fegung auf eine einträglidere Stelle nidyt gefhehen fann. Cine 
Berwilligung zu diefem Zwecke aus allgemeinen Mitteln empfahl fid) 
aber vorzugäweife, weil dad zu befriedigende Bedürfnif nidyt ſowohl 
ald das einer einzelnen Edyulgemeinde, wie vielmehr als ein foldyed 
zu betrachten iſt, was mit Nüdfiht auf die Gefammtheit hervortritt. 
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Stände beilligten daher, beim Un vermögen bed Klofterfonds zu 
Uebernahme biefer Zahlung, aud ber General-Gaffe (ftatt der bon 
der Regierung nur beantragten 10,000 9) jährlih 15,000 „$, damit 
berdienten älteren, mit verhältnißmäßig ungenügender Dienftein= 
nahme verfehenen Lehrern perfönlihe Zulagen bis hödftens 50 „B 
gegeben werden fönnten I). Won biefer Summe ift für jeden Con— 
fiftorialbezirt ein Maximalbetrag beftimmt, zu beffen Verwendung 
die Eonfiftorien Vorſchläge mahen. Bei der Bewilligung ber Zus 
lagen wird, nad) der den Ständen 1854 von der Regierung gemach— 
ten Mittheilung, im Wefentlihen nad folgenden Grundfäßen ver— 
fahren: 

1) Eine Zulage wird nur gegeben, wenn weder durch Verſetzung, 
noh durch Heranziehung ber Gemeinde geholfen Werden 
fann; und 

2) Würdigfeit, Dienftalter von mindeftend 25 Jahren bei wenig— 
ftend 45jährigem Lebensalter und Bedürftigfeit zufammen- 
treffen. 

3) Jede Zulage beträgt 10— 50 „P jährlid ; innerhalb dieſer 
Gränzen wird ihr Betrag abgemeffen unter Berüdfihtigung 
der Vorbildung, der fhulmännifhen Tüchtigkeit, des Umfangs 
ber Leiftungen nad) der Zahl der Unterrihtöftunden, Schul: 
finder u. f. w. 

4) Die Zulage wird in der Negel auf die Zeit bed dermaligen 
Dienfted verliehen, fann aber in geeigneten Fällen aud bis 
auf Weitered beigelegt; und bis zu !, der jährlichen Bewilli— 
gungsfumme darf zu einmaligen Bewilligungen verwandt 
werden. 


I) Actenſtücke X. 1. ©. 609; XI. 1. ©. 2027; XI. 1. ©. 858. Dieſe Bes 
mwilligung ift alfo hauptfächlidy zur Belohnung und Ermunterung des Verdienſtes 
beftimmt, während der oben erwähnte Diöpofitionsfonds don 30905 .P zu tem= 
porairen Unterſtützungen bebürftiger Lehrer dienen fol. Wctenftüde XI. 2. 
©. 1091. 
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3) Zur Emeritirung dienftunfähiger Lehrer. 


Ein fehr gmpfindliced Uebel für die Lehrer und dad Schul— 
tvefen Überhaupt war, daß alteröfhtwade oder fonft unfähige Lehrer, 
aud Mangel verfügbarer Mittel zur Sicherung ihred nothdürftigen 
Unterhalts, entiveder gar nicht oder nur auf Koften ihrer Nachfolger 
in Ruheitand gefet werden fonnten. Man verfchob baher gewöhnlich 
biefe Maafregel fo lange ald möglich, meiften® viel zu lange im Intereffe 
der Jugendbildung, und wenn endlidy dazu gefchritten ward, fo wurde 
dadurch nicht felten fotwohl ber abgehende ald ber antretende Lehrer 
in die drüdendfte Lage verſetzt. Als daher die Stände 1848 bie 
Befeitigung dieſes großen Uebels anregten, und die Regierung im 
folgenden Jahre Vorſchläge dazu machte, beilligten jene, in Hinblid 
auf die Unzulänglichkeit des Klofterfondd und auf den Umſtand, daß 
e8 fi hier nidyt fo fehr um eine regelmäßige, ald vielmehr um eine 
außergewöhnliche Schullaſt handle, aus der General-Eaffe jährlich 
5000 »P, um die durch vollftändige oder theilweife Entbindung dienft- 
unfähiger Zehrer vom Dienfte, inöbefondere aud durch etivaige Bei— 
ordnung eined Gehülfen entftehenden Koften in fo weit zu beftreiten, 
ald dazu die Echulgemeinde oder der fonft zur Tragung ber Schul— 
laſten zunächſt Berpflictete nicht herangezogen erden könne. Auch 
follen nad) Beborwortung der Stände die Beihülfen oder Ruhe: 
gehalte der Edhulftellen nur auf Zeit und jedenfalld nicht länger, 
ald bid durch die Gefchgebung die gleihmäßige Heranziehung der 
Gemeinden geordnet fein wird, beigelegt werden !). Verwendet find 
bis jeßt 1859, — 1847 ; 1851. =. 2514 ; 189°%3 
3330 ; 1853/,, —= 4628 ‚PB. 


4) Zur Begründung von Volktöfhullehrer-Wittwen- 
Gaffen. 


Die Berforgung der Hinterbliebenen verftorbener Volksſchul— 
lehrer wurde bis vor etwa 15 Jahren faft nur aus dem Geſichts— 


1) Xctenftüde X. 1. ©. 610; Xl. 1. S. 2027. 
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punfte der Armenpflege behandelt. Befondre Schullehrer-Witthümer 
waren fehr felten und die wenigen vorhandenen fehr ungenügend. 
Aus Älterer Zeit gab ed einige aus Privatvereinbarungen oder aus 
Stiftungen herborgegangene Berforgungdanftalten, welche jedoch 
auf meift kleine Bezirke beſchränkt waren. Die hauptfädlidhfte 
Unterftügung gewährte der Klofterfondd, doch genügte auch fie bei 
weitem nicht. Seit 1826 fing man baher an, Scullehrer- Wittiven- 
und Waifen: Caffen ald genoſſenſchaftliche Anftalten zu errichten, 
zuerft für die fatholifhen Schullehrer des Hildeöheimfhen Con— 
fiftorialbezirtö, 1827 für den Bezirk ded Conſiſtoriums zu Aurich, 
1828 für den des evangelifchen Gonfiftoriums zu Dönabrüd, 1836 
für den Gtader und 1845 für den Kannoverfhen Conſiſtorial— 
bezirt, fo daß ed nur für bie Fatholiihen Schullehrer der Osna— 
brüdfchen Diöcefe, für die Graffhaft Bentheim und dad Land 
Hadeln nod an folden Anftalten fehlte. Aber eine auf Anregung 
der Stände von der Regierung angeitellte Unterfuhung ergab, daß 
mit Ausnahme der Wittwen-Caſſe für die fatholifhen Scullehrer 
ber Diöcefe Hildeöheim alle übrigen Auſtalten) entiveder in ihren 
Einriditungen an weſentlichen Mängeln litten oder durd) ihre finan- 
ziellen Grundlagen große Bedenken für die Zukunft erweckten. Da 
nun die Erhaltung und Sicherung diefer Anftalten, fo wie auch ihre 
Ausdehnung auf die Bezirke, wo ed nod daran fehlte, dringend 
erforderlih, eine gründliche Hülfe aber nur durch einen Zufhuß 
(beim Unvermögen des Klofterfonds) aus der General: Gaffe zu erreis 
hen tar, jo beiilligten die Stände 1850 jährlid 5000 „B?), mit 
deren Hülfe in den nädjften Jahren die Hannoverfhe und die Oft: 
frieſiſche Mittiven- Caffe, nad) Werbefferung ihrer Statuten, auf 
zweckmäßigere und fidhere Grundlage gebradt find, die Hannoverſche 
auf die Bezirfe ded Oberfirdienrathed der Graffhaft Bentheim, des 





I) Die Privatanftalten, welche nicht zum @egenftande ber Unterfuchung 
gemacht waren, find bier nicht gemeint. 


2) Mctenftüde X. 1. ©. 610; Xl. 1. ©. 2028, 


evangelifchen Gonfiftoriumd zu Osnabrück und auf die Diöcefe Os— 
nabrück ausgedehnt, für den Bezirt des Stader Eonfiftoriums und 
dad Zand Hadeln aber eine neue Caſſe errichtet worden ift?). 

Die Iheilnahme an diefen Anftalten ift wenigſtens in der Regel 
und für die Zukunft Pflicht; die Penſionen ſind nach Verhältniß der 
Intereſſentenbeiträge beſtimmt. Die Hannoverſche Caſſe giebt Pen— 
ſionen von 13, 19 und 25 .P, die Stader von 8 4, die Oſtfrieſiſche 
von 3 und 18 ,P, mit Ausſicht auf Erhöhung der Penfionen um je 
12 97 bei der Hannoverfchen und Stader Caſſe und um 8 und 18 94 
bei der Oſtfrieſiſchen Gaffe, fobald der Refervefonds zur Leiſtung 
derfelben im Stande fein wird. Außerdem gewährt die Tftfriefifche 
Caſſe den Kindern unter 18 Jahren, falls feine penfionäberedjtigte 
Mutter vorhanden ift, den gleihen Penſionsbetrag, melden die 
Wittwe bezogen haben würde, und den Intereffenten der höchften 
Penſions⸗Claſſe Begräbnißgelder von je 15,F. Sollte auch durch 
die Übrigen Anſtalten den Waiſen bis zum vollendeten 18ten Lebens— 
jahre eine Penſion bon jährlich 12 „B für jede Familie gegeben 
werden, fo würde dazu nad) den 1849 den Etänden mitgetheilten 
Unterfuhungen ein fernerer Zuſchuß von jährlid) 2800 „B erforder: 
lid) fein. 

Die von den Ständen 1850 erbetene weitere Mittheilung über 
die Berhältniffe der Wittwen-Caſſe hat die Regierung 1853 ge: 
macht 2). 


5) Zu Volföfdhullehrer-Bildungsanftalten. 


Dad Jahr 1848, welches fo viele Schäden aufvedte, brachte 
aud) die großen Mängel der Anftalten zur Ausbildung der Volks— 


I) Die Dönabrüdiche Wittwen-Caſſe von 1828 ift für gefchloflen erktärt, 
fo daß vom 1. Januar 1852 an neue Intereſſenten nicht mehr haben aui- 
genommen werden dürfen. Den älteren find ihre Penſtond-Anſprüche garan- 
tirt. Die Stader Anſtalt von 1836 ift neben ber neuen beftchen geblieben. — 
Geſetzſammlung von 1851, I. 107, 110, 212, 213: von 1853, I. 123. 127; von 
1852, II. 23: von 1853, IH. 31. Actenſtücke X1.5. €. 807. 


2) Actenſtücke Xl.5. ©. 807. 
Lehzen, Staaishaushalt. II. 22 


fchullehrer zur Epradye, führte aber aud zu fräftigen Maafregeln, 
um biefelben zu befeitigen. 

In der Etabt Hannover beftand feit 1751 ein Seminar für 
den Bezirk ded dortigen Confiftoriums, durd; Wohlthätigfeit eines 
Privatinanned gegründet, jeboh als Gtaatdanftalt behandelt 1). 
Um fein Beftehen nidt nur, fondern aud feine Ausdehnung zu 
ermöglichen, betvilligten die Stände 1817 aud eigener Beivegung 
jährlih 1000 PB Gafjen-Münze aus der General» Steuer» Cafe und 
erfuchten, als diefe nicht genügten, 1819 die Regierung um Bewilli⸗ 
gung einer gleihen Summe aud der Klofter- Eaffe, worauf dad 
Minifterium, da der Klofterfonds allein nicht die Kräfte hiezu beſaß, 
600 P aus der Königlichen General» Eaffe und 400 „PB Eaffen- Münze 
aus der Klofter- Caffe anweiſen lief. Obwohl hierdurd eine bedeu— 
tende Berbefferung erreicht wurde, und dad Seminar fehr mwohlthätig 
wirkte, fo Maren doch feine Einrihtungen und Mittel viel zu 
befhränft, ald daß nicht feine Leiftungen, fowohl was die Zahl 
der Schüler ald die Ausbildung derfelben betrifft, weit hinter dem 
Bedürfniffe und den Anforderungen der Zeit hätten zurldbleiben 
follen 2). Nad) Bereinigung ded Fürftenthunnd Hildesheim mit dem 
Königreihe wurde ein dort beftehendes Heined Eeminar, welches feine 
Entftehung und fümmerlide Erhaltung dem Wohlthätigkeitöfinne von 
Privatperfonen verdanfte, 1813 zur Staatsanftalt gemadt; da es 
aber nur einen jährlichen Zufhuß von anfangs 260 „PB Gafien- 
Münze, nahher 500 .P Gourant aus der Klofter-Gaffe, und bon 
300 »P Gonventiond- Münze aud der Generale Eteuer-Eaffe erhielt, 
im Uebrigen aber faft ganz auf milde Beiträge und dad Schulgeld 
angewieſen far, fo konnte ed das nicht leiften, was man bon einem 
Seminare zu verlangen hat 3). Aür ben Etader Eonfiftorialbezirt 


1) Ausführlihe Nachrichten über Gründung, Fortgang und Zuflände des— 
ſelben bid gegen Ende des vorigen Jahrhunderts enthalten die Annalen der 
Braunfchweig = Lüneburgfhen Kurlande 11,4. S. 75. u. VI. ©. 87. 

2) Actenftüde II. S. 1, 202. 


3) Die Stände hatten fehon 1833 auf die Nothmenbigfeit einer befferen 
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hatten fhon 1794 bie Provinzialftände die Gründung eined Semi— 
nard beantragt und dazu aud den Leberfchüffen der Tribunals- und 
LandrätherBefoldungen, fo wie aus der Tabacks-Caſſe die Eumme 
von 3000 .P Gaffen-Münze angeboten; indeß der Drang ber Zeiten 
hinderte die Sache. Doch forgte die dortige Regierung nicht nur 
für Vermehrung ded Fonds, fondern der verdienftlihe uneigennüßige 
Eifer mehrerer Geiftlihen aud für Unterweiſung junger Leute, die 
fih zu Scullehrern auöbilden wollten. Erft 1822 aber wurde ein 
Seminar ald Staatdanftalt dort errichtet, wozu der König 3000 .d 
Gold ſchenkte, aus dem Verdener Structurfonds jährlih 250 „PB 
Gaffen-» Münze, und von den allgemeinen Etänden erft jährlich 700 
und dann noch 300 „B Conventiond- Münze befvilligt wurden 1). 
Obwohl dasſelbe Leiftete, was nad feiner Austattung möglid fvar, 
fo bedurfte es doch ebenfalld einer wefentlihen Erweiterung und 
Verbefferung, theild um mehr Zöglinge zu bilden, theild um ihnen 
eine genügendere Auöbildung zu verfhaffen. In Osnabrück mar bald 
nad; Beendigung der Fremdherrfhaft ein Edjullehrer-Seminar für 
den Bezirk ded dortigen evangelifhen Conſiſtoriums errichtet 2) und 
erhielt, 1824 zu einer öffentlihen Anftalt erhoben, bon. Klofterfonds 
ein Gebäude und einen fpäter auf 450 .B vermehrten jährlihen Zus 
fhuß, fo tie eine Zahlung von anfänglid 373,, nahmald 100 .B 
aud der Kriegs-Caſſe, weil ed mit der Garnifonfchule in Verbindung 
ftand, und einen Beitrag aus der ſ. g. Conſiſtorial-Caſſe von durch— 


Ausftattung hingewieſen und zur Bewilligung bon jährlih 300 .P fi erboten; 
1834 machte die Negierung bon biefem Erbieten ®ebraud, als bie Stände 
zuvor dad dringende Bedürfnif einer Verbefferung des Volkoſchulweſens über— 
haupt wieder in Anregung gebradt und dazu jährlih 5000 4 bewilligen zu 
wollen erflärt hatten. Actenftüde V.ı. ©. 410; V.2. S. 285, 678. 

1) Actenftüde 11.2. ©. 69, 538; 11.4. S. 221. Die Stände bebormors 
teten, daß der General-Steuer-Caſſe diefe Zahlung wieder abgenommen werben 
folle, nicht nur wenn der Klofterfonds fie übernehmen fönne, fondern auch wenn 
eine Sonderung der Probinzials und der allgemeinen Zandedlaften erfolge. 

2) Das mit dem academifchen ®@pmnaflum zu Lingen verbundene Seminar 
wurde mie jenes felbft 1820 aufgehoben. 
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ſchnittlich im Jahre 800 „P (jet nur nod etwa 550 „PB, ſ. oben 
©. 300). Obwohl ed aud ein Meined Gapitalvermögen beſaß, und 
feit 1834 aus den von Ständen für Verbefferung des Volksſchul— 
weſens bemilligten 5008 "D einen jährlihen Zufhuh von 300 „PB 
Gonventiond- Münze empfing, fo Maren feine Mittel dod zur Er: 
fülung feiner Obliegenheiten fo unzureidend, daß ed eine Weile ganz 
gefhloffen und darauf völlig reorganifirt werben mußte. Für die 
evangelifhen Schulftellen in Oftfriesland, im Bentheimſchen und im 
Lande Hadeln beftand feine Lehrer-Bildungsanftalt; die jungen 
Leute aus diefen Zandeötheilen, welche fich zu Lehrern auszubilden 
mwünfchten, fanden entiveder, jedoch nur verhältnißmäßig felten, auf 
andren Eeminaren, namentli in Osnabrüd und Hannover Auf 
nahme oder fuchten, was vorzugsweiſe bei den Dftfriefen der Fall 
far, dur eine Art zünftiger Ausbildung durd Lernen und Lehren 
bei andren Volksſchullehrern fidy für ihren Beruf vorzubereiten. 

Noch mangelhafter waren die Bildungsanftalten für die katho— 
lifhen Schullehrer. In Hildesheim und Dönabrüd beftanden f. g. 
Normalfhulen, in melden dort im Sommer: $albjahre, hier fogar 
nur in den Herbſtferien von ſchon angeftellten Lehrern und jungen 
Leuten, die fi) dem Schulfache widmen toollten, Unterricht ertheilt 
fvard. Daneben wurde 1835 in Dönabrüd ein Seminar errichtet 
und die Wirkſamkeit deöfelben, fo wie des Normalunterridts auf 
die ganze Diöceſe erftredt. Doch geihah dadurd; dem Bedürfniffe 
auf feine Weife Genüge. Die nothivendige Erweiterung und Ver— 
befferung der Anftalten aber ward durch Beſchränktheit der zur Ber: 
fügung ftehenden Mittel verhindert, da folde in Hildeöheim nur 
etiva 450 4 und in Osnabrück hödftend 1300 „B jährlid) betrugen }). 


I) Die Einnahmen ber Hildeöheimfchen Anftalt betrugen zwar etwas über 
600 „P. wovon aus dem Kiofterfonds 140 4F mund feit 1834 and der Generals 
Steuer-Caſſe 300 ‚PB Conventiond- Münze von den für das Volkoſchulweſen 
bewilligten 5000 4 erfolgten; doch mußten davon für fonftige Schulzwecke 
150 4 verwendet werden. Die Koften der Dönabrüdfhen Schule wurden aus 
den Gütern des 1786 aufgehobenen Stift Berßenbrück beftritten; aus der 





Die dringende Nothwendigfeit einer gründlichen und umfaffenden 
Reform ließ ſich alfo micht verfennen; es kam nur darauf an, bie 
beiten Mittel und Wege dazu ausfindig zu mahen und anzuwenden. 
Um jene zu erforſchen, berieth das Miniſterium nicht nur mit den 
Conſiſtorien, ſondern auch, hinſichtlich der ebangeliſchen Anſtalten, 
mit einer beſondern Commiſſion von Sachverſtändigen, hinſichtlich 
der katholiſchen Anſtalten aber mit den Kirchenbehörden dieſer Con— 
feſſion, und legte dann die Grundzüge für die künftigen Lehrer— 
Bildungsanſtalten den Ständen vor, welche fi damit im WMefent- 
lien einverftanden erklärten I). Der Plan ging der Hauptſache 
nad) dahin, die beftehenden Anftalten zu verbeffern und zu ertveitern, 
alfo namentlich nicht eine einzige Anftalt für das ganze Königreich), 
fondern Provinzial Seminare zur Befriedigung der VBebürfniffe 
getviffer Zandeötheile einzurichten, auch keinesweges die erziehliche 
Einwirkung aufzugeben, vielmehr mit Nüdficht hierauf ein Zufammen: 
wohnen und eine gemeinſame Epeifung der Eeminariften ald Regel 
beizubehalten oder einzuführen >), übrigens aber eine Eteigerung des 
Umfangs der Kenntniffe der fünftigen Lehrer enttveder gar nicht 
oder doch nur in höchſt befchränften Beziehungen, dagegen eine beffere 
Turdbildung und Tüchtigung der ganzen Perfon für den Lehrer: 
beruf zu erftreben. Demgemäß follen die beftehenden feminarifcen 
Anftalten vergrößert, einige neue angelegt, die Eeminarlehrer ver— 
mehrt, die Gehalte derſelben verbeffert, und für genügende Räum— 
lichteiten, ſo ie für die nothwendigen Lehrmittel geforgt werden. 


General» Steuer» Cafe aber ward feit 1834 von den eben erwähnten 5000 „PB 
Conventiondg- Münze ein Zufhuß von 300.P Conventions- Münze zur Unter- 
Rütung der Echüler aud den außerhalb des Füritenthumd Osdnabrüd beiegenen 
Theiten der Diöcefe Dsnabrüd gegeben. Actenftüde V. 2. ©. 286; XI. 4. ©. 313 

I) Actenftüde X. 1. S. 607; Xl.ı. S. 2026. 

2) Im Seminare zu Aurich erhalten bei beflen beichränfterer Einrichtung 
bie Seminariften weder Wohnung noch Veföftigung. Actenſtücke XT.4. S. 312 
Auch in Alfeld wohnen die Eeminariften, melde einen breifährigen Gurfus 
machen, außerhalb der Anitatt. Die beiden fatholifhen Anftalten haben eben= 
fall$ feine Wohnungen. 
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Außerdem foll, ſoweit erforderlid, bie vorfeminarifhe Bildung, To 
wie die Nachbildung bereitd angeftellter Lehrer, unter andren aud) in 
geeigneten Fällen durch Beihülfen zu Reifen, um fremde Seminare, 
Voltsſchulen u. f. w. fennen zu lernen, befördert und unterſtützt 
erben 1). 


Der Plan von 1849 iſt jetzt in der Hauptſache zur Ausführung 
gebracht. In Hannover iſt ein Hauptſeminar und ein Bezirks⸗ 
ſeminar eingerichtet, von denen jenes für die Landdroſteibezirke 
Hannover und Lüneburg Lehrer an den ſtädtiſchen und an ben biefen 
in den Anforderungen an Ausbildung gleidy zu adjtenden Schulſtellen, 
diefed aber für den Landdroſteibezirk Hannover allein die übrigen 
(ländlihen) Schullehrer ausbilden fol. Denfelben Zweck wie dies 
Berirköfeminar hat für den Lüneburger Lanbdbrofteibezirt dad in 
dem Gebäude der vormaligen Nitter»Academie zu Lüneburg errichtete 
Bezirköfeminar. In Wlfeld iſt für den ganzen Hildesheimſchen 
Landdroſteibezirk ein neues Seminar ind Leben gerufen; bie ebanges 
lifhen Seminare in Stade und Ddnabrüd find planmäßig eriveitert 
und verbeffert, und in Muri ift ein Seminar für Lutheriſche und 
für Reformirte gegründet, welches für Dftfriesland und zugleich für 
die Schulamtd-Gandidaten der Grafſchaft Bentheim, die eine ſemi— 
narifhe Durdbildung zu erftreben haben, beftimmt ift, fogegen 
Bentheim nur eine. Vorbildungsfcule erhalten hat 2). nblid find 
für die beiden fatholifhen Diöcefen zwei feminarifhe Anftalten in 
Hildesheim und Osnabrück den Ziveden und Bedürfniffen gemäß neu 
eingerichtet worden 3). 


1) Actenſtücke X.1. ©. 607; XI. 4. ©. 239, 301, 950. 


2) Dad Auriher Seminar bezweckt nur die Lehrer für die Hanptfchulftellen 
zu bilden, und will die bisherige zünftige Zehrerbiidung nicht verdrängen, ſon— 
bern ihr nur ben nöthigen Halt und bie erforderlihe Vollſtändigkeit geben. 
Diefeibe fol auch fünftig regelmäßig bei den Nebenſchullehrern Platz behalten. 
Actenſtücke XI. 4. ©. 303. 


3) Die Zahl der Seminariſten in den verſchiedenen Anſtalten 1854 weiſet 
bie Anlage 3e nad. 
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Die Koften biefer Maafregeln haben bei einigen Anftalten ganz 
oder zum Theil aus ihrem Vermögen oder aud andren ald Zanded- 
mitteln gededt fverden können ), zum Theil aber haben fie aus der 
General» Eafje beftritten erben müffen. Die Stände beivilligten 
dazu für 1849,, — 3000 und für 1850,, und 1854,, je, 
10,000 , 1852/;3 aber aus den Ueberſchüſſen der Worjahre ben 
bon ber Regierung veranſchlagten noch rüdftändigen einmaligen Be: 
barf von 30,360 „BP 2). Davon find (bid April 1854) verwendet 


1) für bie beiden Seminare zu Hannover... 494 .P 


2) » bad Seminar zu Lüneburg ....... 6118 — 
um " SD he 22,500 ⸗ 
N) mn " „ Stade... 2.2220. 8T10 „ 
5) m m evangelifhe Seminar zu Dönabrüd 6400 — 
6) » » LDftfriefifhe Seminar... ..... 200 „ 


T) » die Vorbildungsfhule zu Bentheim... — 
8) „ das katholiſche Seminar zu Hildeöheim. = 
9) nn " " „ Dönabrüd. 1700 u 


überhaupt — 46,122 „$ 





Der dauernde Bedarf an Unterhaltungdfoften ift folgender 
Maaßen veranfdlagt 


I) Dad Seminar zu Hannover hatte (1852) ein Eapitalvermögen bon 
etwa 100,000 in Golde, dad zu Stade befaß ungefähr 11.000 4, bie zu 
Alfeld, Ddnabrüd u. f. w. geringere Summen; dem Fatholifhen Seminare zu 
Hildeöheim ift durd die Munificenz Sr. Majeftät ded Königs bie Hälfte von 
dem übrig gebliebenen Vermögen der auögeftorbenen alt= hitbeöheimfchen Wittwen- 
Caſſe, dem Bezhföfeminare zu Lüneburg ein Flügel des Bebäubes der ehe— 
maligen Mitter-Academie überwiefen; zur Erbauung des Semmars in Alfeld 
hat die Stabt ben Platz gefchenft u. ſ. w. 


2) Actenftüde XI. 1. S. 2026; XI. 4. ©. 239, 951. 


3) Der Bau deöfelben und einige von beffen Vollendung abhängige Ein— 
rihtungen ſollten jedoch erft im Laufe des Jahrs 189/55 zum Abſchluſſe kommen. 
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für bie Anſtalt zu Beſoldungen Sonftiger Bedarfl) Zufammen 
1) Hannover (beide Seminare) 2985 P 4471 1456 »P 
2) Lüneburg 2... 0.00 1745 1548 » 3203 u 
3) 117] | ........ 2025 1630 — 3655 * 
Elbe... sun ſ 2075 » 2021 » 409 « 
5) Dönabrüd (evangeliih).. 1680 1496 „ 3176 » 
6)Aurih ». 2.200000. 1855 " 620 " 2475 » 
T) Neuenhaus ....... 425 „ 190 » 615 " 
8) Hildesheim... 2... 1280 „ 350 « 1630 „ 


9) Osnabrück (katholiih) .. 1490 — 807 2277 » 
— 15560. 13,133. d 28,693 .$ 
Die eigene Einnahme der Eeminare an Zinfen, 
Schulgeld u. dergl., mit Einſchluß der Zufhüffe aus 
der Haupt-Kloſter-Caſſe, der Structur-Caſſe und 
ühnlihen Fonds ?), ift angenommen zu.......* 9492 y 





fo daß aus ber Beneral=Gaffe noch zu deden bleiben — 1,201. B 


Da aber aufer den im obigen Etat berüdfichtigten 
Bedürfniffen nod einige Ausgaben behuf der vor— 
feminarifhen Ausbildung, der Nahbildung ſchon an— 
geftellter Zehrer u. dergl. zu maden fein erden, fo 
ift der jährlihe Gefammtbedarf angenommen zu ... — 20,000 .B 


— — ee — — 


1) Namentlich für Feuerung und Licht, öfſentliche Abgaben, Baukoſten, 
Erhaltung des Inventarb, für den Haudhalt, Speiſung und Zuſchuß zur Unter— 
haltung der Zöglinge, Lehrmittel, Arzt und Krankenpflege, Induſtrie-Unterricht, 
Seminarſchule, Prämien, Rehnungsführung und fonftige ungewiſſe Ausgaben. 


2) Der Klofterfonds giebt jährlih für dad Scminar 





zu Hannover. .......... 399. ı6r 7a 
- Dönabrüf........... 44» de —r 
TER Seren 40 22. Tr 
» Hübdeöheim .....:.... 102, 19» 8, 
— 1456,P 13 109 
Die Structur-Caſſe .................. 285 — ·—, 
Die Obnabrückſche Conſiſtorial-Caſſe. . .. 555. — —. 


— 22014 13 105 
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welcher vom 1. Juli 1855 au aus der General:Gaffe gezahlt wird, 
wogegen bie ältere Bewilligung für Seminare von überhaupt 4079 ,P 
20 997 10 & hinmwegfallen wird i). 


Abſchnitt V. 
Beibülfen zu Kirchen: und Schulbauten. 


Bid zum Jahre 1834 zahlte die Königlihe Caſſe alljährlich 
5050 an die Haupt Stlofter: Caffe zu Beihülfen bei Kirchen- und 
Schulbauten?). Während der erften Gaffenvereinigung fam dafür auf 
dad Ausgabe: Budget derfelben die Eumme von 5150 „P, melde bei 
ber Gaffentrennung im Jahre 1841 wieder auf die Königliche Caſſe 
gelegt warb und bei der neueften Gaffenvereinigung unverändert auf 
die jetzige General= Gaffe übernommen ift. Die Betoilligungen aus 
diefem Fonds gehen vom Minifterium der geiftlihen und Unterrichts— 
Angelegenheiten aus und haben in der Regel die Budgetpofition 
erihöpit 3). 


— — — — — — 


I) Actenſtücke XII. 1. S. 160, 227, 858. Für 1882/33 und 18%, waren 
außer der älteren auf 4000, abgerundeten Bewilligung jedeömal 10,000 „PB 
und für 18%; 15.000 bewilligt, da bei noch nicht völlig beendigter neuen 
Einrichtung der ganze fünftige Bedarf noch nicht nöthig war. 

2) Auf dem Budget der Klofter- Cafe fanden zu gieihem Zmede 1175,P. 
Actenftüde IV. 1. ©. 125. 

3) 1852 erfuhten Stände die Megierung, in Fällen, wo Etaatögebäube in 
Folge veränderter Einrichtungen (3. B. Verlegung der Poſt-Anſtalten nad den 
Bahnhöfen) verfügbar würden, den Gemeinden den Erwerb folder Bebäude zu 
Schulzwecken, falls Ne Ad dazu eigneten, thuntichft zu erleichtern. Acten— 
ftüde X1.4. ©. 952. 
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Abſchnitt VI. 


Verbeflerung der Einnahmen geiftlicher Stellen, und 
Beihülfen zu Kirchen: und Eapellenbauten. 


Der Anlaß und bie Zwecke der Bofition, melde unter dem 
obigen Namen feit 1850, jetzt (185%,,) mit 10,080 .2 im Ausgabe- 
Budget fteht, ift im erften Theile dieſes Werks bei Darftellung der 
Srundfteuerverhältniffe und namentlid) der Verhandlungen über bie 
Entfhädigung ber Geiſtlichkeit, für ihre 1848 aufgehobene Grunds 
fteuerfreiheit auseinandergefet '). 


I) Staatöhaushalt 1. 346. Ueber das Verfahren bei Berechnung biefer 
Ausgabe -Pofition f. Metenftüde X. 5. ©. 541. 


Behnte Abtheilung. 


Das Minifterium des Innern. 


Abſchnitt I. 


Eommifliond: und fonftige allgemeine Verwendungen 
in Polizei: und Sobeitsfachen. 


Die Poſition ded Ausgabe-Budgets, welche die vorftehende Bezeich⸗ 
nung trägt, befaßt fehr verfchiedenartige, theild ftändige theild unftän- 
dige Audgaben und ift in den verfhiedenen Perioden ded Staatöhauds 
haltd von fehr wechſelndem Inhalte und Betrage geweſen. Sie pflegt 
in folgende Linterabtheilungen zerlegt zu erden, wofür dad Budget 
von 189%,, nachbemerkfte Summen veranfdlagt: 

1) Commiſſions- und fonftige allgemeine Koften . 10,000 «PB 


2) für Hoheitöfahen im Innern. 22.22.2220. 6,000 
3) allgemeine BolizeisAuögaben .... 2.2... 1,000 » 
4) Aimentationdkoften Heimathlofer ........ 1,000 u 

5) für dad Arenberg-Meppenſche Hoheits-Commiſ— 
EEE ER ER 1,500 * 
19,500 $ 


Bis 1852,,, wurden auch die Zufchüffe der General- 

Gaffe für die Polizei-Verwaltung in ber Refidenz 

hier beredynet und müffen alfo, damit obiger Ans 

flag mit den Verwendungen ber früheren Zeit 

richtig verglichen werden fann, hier zugezählt werden. 

Dafür find 185%, bewilligt... rc c00 rn 0. 9,820 
Die Gefammtfumme beträgt alfo — 29,320 .P 
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Cie hat fid) feit den legten 20 Jahren gerade vervierfacht. Die 
Ausgaben betrugen nämlid 18343, — 7427 ,f, 18%, = 12,880 .£, 
1899,,, — 16,111 „$, 1852,35 — 24,793 „Bi ihr jährliher Durch— 
fhnitt var während der 7 Jahre von 183%/,, = 11,595 „f, wäh— 
rend der Gaffentrennung von 18?1/,, — 17,851 4 und feit der zwei— 
ten Gaffenvereinigung von 1829,35 — 19,940 P. don 1836),, 
belief fie fih auf 10,285 „B und iſt dann faft immer (außer bon 
1843,,,) im Steigen getvefen. Die höchſten Beträge erreichte fie 
1895/,, mit 25,109 »£, 1852/,3 mit 24,793 ,P, 1851, mit 20,325 ,$, 
1847/,; mit 20,229 und 1844,,, mit 19,155 . 

Mährend der Gaffentrennung ruhete diefe Pofition auf der Kö: 
niglihen General-Caſſe; doch wurden bei Theilung der Worräthe der 
vereinigten General: Gaffe in den Jahren 1840/,, einige Ausgaben, 
welche nad gefetzliher Vorſchrift aus der Staatd-Gaffe getragen 
werden mußten, mamentlid) die Verwendungen für Ausführung des 
Gefetzes über Maaß und Gewicht, fo tie die Kur- und ähnlichen 
Koften, welche nad) Vorſchrift des Gefezed vom 9. Auguft 1838 aus 
ber Staats-Caſſe zu zahlen getvefen waren, der General: Steuer: 
Caſſe zur Laſt gelegt. 

Zu den Vertvendungen, melde unter dem Namen Commiffionss 
und fonjtige allgemeine Koften oder ald Ausgaben für Ho— 
heitöfahen im Innern hier berechnet zu werden pflegen, gehören 
außer den Koften für Ausrichtung befondrer Aufträge im Geſchäfts— 
freife ded Minifteriumd des Junern die Koften ettvaiger Proceffe, fer- 
ner die Koſten der Wolfözählungen !), für Feftitellung der Normal— 
preife in Ablöfungsfadyen 2), der Vorunterfuhungen behuf Eifenbahne 


1) Volkszählungen haben Statt gefunden 1816 und 1821, dann nad 
Maaßgabe des Auöfchreibens dom 9. März 1833 bon 3 zu 3 Jahren 1833, 
1836, 1839. 1842. 1845, 1848, und zuletzt nah Maaßgabe des Ausichreibens 
vom 4. October 1852 im December 1852, und 1855. Die Berbältniffe ber 
Bevölferung und ber Lebensdauer im Königreihe Hannover; von (dem au 
im Fache der Boputationiftif ausgezeichneten Director der höheren Bürgerfchuie 
zu Hannover) Dr. 4. Tellfampf. SGannover 1846. 


2) f. unten Abthi. X. Abfchn. 10. 
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anlagen !), Remunerationen Nicdtangeftellter für befondre Arbeiten, 
3. 8. Gutachten; die Koften der Bau-Commiſſionen zu Hannover 2) 
und dergl. Einige andre der bebeutendften mögen hier noch etwas 
näher erwähnt iverden. 

Im Jahre 1836 wurde dad Maaß- und Gewihtöfnften des 
Königreichs gefetzlih geordnet. Durd die Maafregeln zur Ausfüh— 
rung der geſetzlichen Vorſchriften, namentlih durch Anfertigung der 
Driginal- fo fie der Normal: und Probemaafe und Gewichte wurde 
in den Jahren 1836/,, eine Ausgabe von 9959 4 veranlaft 3). 

Die Herausgabe der befannten, auögezeichnet fhönen Karte bed 
Königreidyd Hannover vom Ingenieur-Capitain Bapen hat die Re— 
gierung durch Verwendung anfehnliher Summen aud diefem Fonds 
während einer längeren Reihe von Jahren befördert, und nah Boll: 
endung ded Werks find die Supferplatten zur Sicherung ihrer Er: 
haltung und Berpollfommnung für 6000 „PB, gezahlt in den Jahren 
1850/,,, angefauft worden 9). 


1) Während der erften Eaffenvereinigung wurden dieſe Koften aus bem 
Bürcau- und Gommiffionsfoftenfonds des Gelammt = Minifteriums (f. oben 
S. 40), von 1841/,, aus der Eiſenbahn-Haupt- oder aus der Generals 
Steuers Cafe bezahlt. Für 18%5; find die Koften der Vorunterſuchung behuf 
einer Eifenbahnanlage ziwifchen Bremen und Geeftemünde aus diefer Rofltion 
bewilligt. Wctenftüde X. 1. €. 161, 858. 


2) Städte- Ordnung vom 1. Mai 1851 und Ausführung» Vorfchriften vom 
2. März 1853. Bei der Erftärung über den Entwurf eined Polizei Strafgefeh- 
buchs 1847 erſuchten Stände die Hegierung um Vorlage eined Entwurfs zu 
gefetlihen Vorſchriften, welche bie Befugniffe ber Vermaltungsbehörden zur 
Erlaffung baupotizeiliher Vorfchriften näher regele. Actenftüde VII.3. ©. 1528, 


3) Geſetz dom 19. Auguft 1836 und Auöführungs- Befanntmahungen vom 
21. September und 3. November 1836, 20, Mai 1838, 12. Februar und 
4. December 1840 und 2. September 1842. Metenftüde V.4. ©. 323, 538. 
Einführung des Zoll» Gentnerö (= 50 Kilogramm) ald Eifenbahn», Poſt- und 
Zollgewicht ſ. Befetge vom 6. Juli 1847; 9. Auguft 1850, Art. 8; 21. Februar 
1853, Art. 6 und 11. November 1854; Befanntmahung vom 10. Juni 1853; 
zu vergl. XM. 1. ©. 897. Geſetz wegen Einführung eined gleihen Wagengleifed 
vom 19. Auguft 1836 und 2, Februar 1842. Actenſtücke V.4. S. 335, 546; 
VII. 1. ©. 360; VIH. 1. ©. 109. 


4) Actenftüde VI. 3. S. 86. 
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Ebenfo werden feit 1840 die Koften der höchſt wichtigen tri- 
gonometrifhen Vermeſſung ded Königreichs und der Epecialvermef: 
fung einiger Zandeötheile unter Zeitung ded Generalftabd der Armee 
mit jährlich 2000 bis 3000 „PB aus jenem Fonds, der deöhalb feit 
1849%,, um jährlid 3000 „B erhöhet ift, beftritten !). 


Am Jahre 1838 ward (Hannover bei Edlüter) eine Sammlung 
ber Älteren Verordnungen für die Graffhaft Bentheim, und 1855 
(Hannover in Commiffion bei C. Meyer) eine Sammlung ber Ge: 
fee ꝛc. des vormaligen Bisthumd Miünfter und des jetzigen Herzog— 
thums Arenberg bis 1810 einfhließlih, vom Obergerichts-Vicedirector 
Bödifer zu Meppen, im Auftrage ded Minifteriumd heraudgegeben 2). 


Die Koften des Polizeiblatts, welches die Regierung bon der 
Polizei-Direction zu Hannover herausgeben und (Audjchreiben dom 
12. Auguft 1848) an alle Gerichte, Dbrigfeiten und an bie Land— 
gendarmerie vertheilen läßt, ruheten bis 1852/,, auf dieſer Pofition, 
werden aber feitdem aud dem Büreaufoftenfonds der Polizei-Direction 
getragen (Abtheil. X. Abſchn. 2). 


Für die Projectirung und Ausführung mehrerer umfaffenden 
Bau, Garten: und fonftigen Anlagen der Eeebadeanftalt Norderney 
find in den 18307 Jahren an Reife- und Commifjionstoften 2766 »P 
bezahlt. 


In den Jahren 184%/,, hatte die Regierung einigen Hauseigen— 
thümern in ber Refidenzftabt anfehnliche Entfhädigungen (im Ganzen 
über 18,000 ,P) zahlen Laffen, um fie zur Zurüdfegung ihrer Häuſer 
behuf Erbreiterung einer Straße zu beivegen. Dieß veranlafte 1850 
bie Stände, bei der Budgetbetwilligung zu bevortvorten, daß ſolche 


1) Bis dahin waren bie Koften aus ber Königlihen Schatull-Caſſe bezahlt. 
Actenftüde VI. 3. ©. 86. Die Vermeſſung ber Fürſtenthümer Hilbeöheim und 
Dönabrüd ift vollendet, die der Grafſchaften Bentheim und Lingen und bed 
Herzogthumd Arenberg- Meppen wirb jetzt bearbeitet. 


2) Actenftüde VI. 1. ©. 128; V1.3. ©. 86. 
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Ausgaben künftig nicht ohne fpecielle ftändifche Genehmigung geleiftet 
werden follten ?). 

Zur Unterdrüdung überhandnehmender gemeingefährlicher Wild: 
bieberei im Eollinge und am Harze wurden 1837/,, außerordentlider 
Weiſe Feldjäger aufgeftellt und ein Cavallerie-Detachement verivendet, 
wodurch 2100 „P Koften entitanden 2). 

Auch die Koften der polizeilihen und militärifhen Maafregeln, 
die wegen der politifchen Verhältniffe in den Jahren 1838, , ergriffen 
fourben, find, 3. B. 1839,, mit 2372 , aus dem Gommiffions- 
koſtenfonds bejtritten. ’ 

Die Koften der Hoheitözeihen, melde aus dieſer Poſition 
bezahlt werden, pflegen nur nad einem Thronwechſel von einigem 
Belange zu fein. 

Die allgemeinen Polizei-Ausgaben befaſſen hauptfädlid) 
Rettungdprämien, indem nad der beclaratorifhen Verordnung vom 
13. Zuli 1792 3) demjenigen, welcher mit Muth, Entfhloffenheit 
und befonderd mit eigener 2ebendgefahr einem Andern das Leben 
rettet, auf Antrag eine Geldbelohnung, gemwöhnlid von 10 .P, gegeben 
wird; 

ferner Kurkoften, befonderd in Fällen anftedender Krankheiten 
unter Menſchen oder Ihieren, wenn bie Koften fonft Niemanden auf: 
erlegt werben können; | 

fo wie in Fällen, two die Kurs, Verpflegungd- und Begräbniße 
foiten eined erfrankten Armen, welcher der Gemeinde, worin er 


1) Actenflüde XI. 1. S. 1834. Aehnliche Bervilligungen find übrigens auch 
fhon in älterer Zeit aus ber Königlichen Beneral=Eaffe gemadt, 3. B. 1786 
zur Anlegung der Beorgöftraße in Hannover 15,000 ,.P. Annalen der Braun 
fhweig=2üneburgfchen Ehurtande I. 2. S. 159. 

2) Staatöhaushalt I. S. 90 Note 2. 


3) Declaration ber Verordnung bom 24. October 1780, ausgedehnt auf 
das Fürftenthum Hildesheim und die Stadt Goslar (Geſetzſammlung von 1823, 
III. 34). Wenn verunglüdten Seelenten eine ſolche Hülfe geleiftet wird, fo 
pflegt die Prämie aus dem Fondé für See- und Flußſchifffahrt (Tonfulatös 
Erpenfen) geleiftet zu werben (Mbthl. XI.). 
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erfrantt ift, nit angehört, aus der General-Caſſe bezahlt werden 
müffen I); 


Audgaben zur Ermöglihung oder Erleichterung der Auswanderung 
von Perfonen, die dem Gemeinweſen Läftig oder gefahrlid find oder 
ed zu erben brohen 2); 


Belohnungen an Landgendarmen für befonder® ausgezeichnete 
Dienftleiftungen u. vergl. 


Sonft wurden unter biefer Rubrif aud die üblihen Geſchenke 
bei der Geburt eines Tien Eohned berechnet, welche feit 1849 die 
Königlihe Kron-Caſſe trägt 3). 


Die Koften für Unterhaltung Heimathlofer find folde, 
welche nad gefetzliher Vorſchrift von der General» Gaffe getragen 
erben müffen, wenn Verfonen, die zwar dem Königreiche, aber feiner 
beftimmten Gemeinde in demfelben angehören, ſich felbft zu erhalten 
außer Stande find %). Im der Lleberzeugung, daß den in den Zoll 
grängbezirf fallenden Gemeinden die feit der Vereinigung ded Steuer: 
und Zollvereind durd Beritärfung des Gränzperfonald ihnen drohende 
Vermehrung der Armenlaft unmöglid allein aufgebürdet, und daß die 
hieraus für fie entfpringende Gefahr anfcheinend nur durch Uebernahme 


I) @efe dom 9. Auguft 1838. Wetenftüde VI. 1. ©. 104, 382. Vertrag 
mit faft allen Deutfhen Staaten, Geſetzſammlung von 1853, II. 595. Acten» 
füde XII. 1. €. 685. 

2) Sofern dieſe Koften nit aus der Pofltion für Strafanftalten getragen 
werben. 


3) In gewöhnlichen Fällen je 10.P und indgefammt doch jährlih gegen 
900 $. 

4) Verordnung über Befimmung des Wohnrechts in polizeiticher Hinſicht 
(Domicit- Ordnung) vom 6. Juli 1827. Wctenftäde II. 2. ©. 134, 299. Im 
Jahre 1836 legte die Wegierung den Ständen den Entwurf zu einer neuen 
Domicit« Ordnung vor, der aber wegen ber Ereigniffe von 1837 unerledigt 
blieb und nicht erneuert ifl, obmohl die Stände wiederholt darauf angetragen 
haben. Actenftüde V.4. S. 275; VIN. 1. ©. 562; VIII. 3. ©. 1493. Vertrag 
mit faſt allen Deutfhen Staaten . wegen Uebernahme Audzuweiſender. Geſetz— 
fammiung von 1852, I. 39. 
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einer jehr weit gehenden Armenunterftügungspflicht auf die Staats— 
Gafje oder durd Abänderung der Domicilberehtigung der Gränz— 
beamten befeitigt werben fönne, erfuchten 1854 Stände die Regierung 
um Vorfchläge zur Befeitigung der hieraus ſich ergebenden Uebelſtände. 
Da die Negierung aber in Ermangelung genügender Erfahrung folde 
noch nicht maden fonnte, fo beantragte und erhielt fie auf das Jahr 
1855/;, verſuchsweiſe Ermädtigung, in befonderd dringenden Fällen 
den Gemeinden angemeffene Unterftügungen zu geben und biefelben 
unter ben außerorbentlidien Ausgaben (Abthl. XV, AZ 2) berechnen 
zu laſſen #). 

Zur AılBübung der höheren Hoheitsrechte in dem ftandeöherrlihen 
Herzogthume Arenberg- Meppen nah Maafgabe der Verordnung über 
bie WVerhältniffe des Herzoglich Arenbergſchen Hauſes im Kreiſe 
Meppen vom 9. Mai 1826 iſt, fo weit fie nicht durch die oberen 
Landesbehörden geichieht, ein Königlider Hoheitöcommiffair 
beftellt, deffen Befoldung und Büreaufoften bis 1852/,, unter ben 
Ausgaben für die Aemter berechnet wurden, ſeitdem aber unter diefer 
Pofition mit 1000 und 500 „P berechnet werden. Bevor ber Fürft 
von Bentheim-Steinfurty durd den Vertrag vom 10. Juli 1848 
feine ftandeöherrlihen Regierungsrechte an die Krone abtrat?), erftredte 
fid) der Geſchäftskreis des Hoheitscommiſſairs auch auf die Graf: 
fchaft Bentheim 3). 


1) Actenftüde XI. 1. ©. 817; X11.2. ©. 507. 
2) Actenftäde XI. 1. ©. 132. 


3) Der Herzog von Looz-Cordwaren trat feine ftandeöherrlihen Regie— 
rungdrechte in dem Kreife Emsbühren fhon 1826 an bie Landeöherrfchaft ab. 
Vergl. Abthl. XIII. Abſchn. 2, AR 3. 


Lehzen, Staatöhanäbalt. IT. 23 
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Abſchnitt IT. 
MHusgaben für Wolizeibehörden in einigen Städten. 


Edon vor ber erften Gaffenvereinigung trug die Königliche 
General: Caffe einige Ausgaben zum Zivede der Polizeiverfvaltung in 
den Städten Hannover, Gelle, Harburg und Osnabrück), wo be- 
fondere örtlide Verhältniffe oder Rüdfihten auf Verhältniffe allge 
meinerer Art, wie in der Reſidenz, zu mehr oder minder ausgebehnter 
Theilnahme Königliher Beamten an der ftädtifhen Polizeiverivaltung 
Anlaß gegeben hatten. Das Grundgefeg von 1833 fprad der Re— 
gierung allgemein dad Recht zu, nit nur unter den Mitgliedern bed 
Magiftratd die Perfon zu bezeichnen, melde die ftädtifche Polizei zu 
beforgen habe, fondern auch bei befondern Umſtänden eine eigene 
Polizeibehörde anzuordnen; ftellte zugleid für diefe Fälle die Grunde 
füge darüber -auf, welche Polizei-Angelegenheiten dem Magiftrate ver: 
bleiben follten, und beftimmte, daß der Geſchäftskreis der ftädtifchen 
Polizei durd; Verhandlung mit der Stadt genau feſtgeſetzt werden 
folle. Das Landedverfaffungsgefeg von 1840 ſtrich diefe letzte Vor— 
ſchriſt, während es die übrigen Beftimmungen beibehielt. Auf Grund 
derfelben ließ nun im den folgenden Jahren die Regierung in mehreren 
Städten theild befondere Königliche Polizeibehörden in Wirkfamteit 
treten, ohne felbft den Städten immer nur einmal bon den befonderen 
Umftänden, welche verfaffungägefeglid eine folde Maafregel lediglich 
redhtfertigen konnten, Kenntniß zu geben, theil® in der den Etädten 
verbleibenden Bolizeivervaltung feiter gehende Beſchränkungen zur 

-Ausführung bringen, fie fie den Städten und felbft den Ständen 
verfaffungsmäßig zuläffig fhienen?). Diefe Vorfälle trugen weſentlich 


I) Die Koften ber 1831 angeorbneten Königlihen PRolizeis Direction zu 
Böttingen trug bie Univerfitäts » Eaffe. 

2) Vorträge der Stände an bad Cabinet von 1842, 1844 und 1847, bie 
Beſchwerden der Stabt Stade betreffend. Actenftüde VII. 1. S. 316 (Antwort 
ber Regierung ©. 1018); VIII. 2. ©. 563; VII. 3. ©. 1574. Eine an bie 


Stände gebrachte Beſchwerde der Stadt Hannover fam bei biefen nicht zur 
Erledigung. 
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zu der Mißſtimmung gegen die Regierung bei, melde fih 1848 fund 
that, und führten zu der Beltimmung im 8 19 des Verfaffungs- 
gefeed vom 5. Erptember 1848, daß die Berfaffung und Verwal— 
tung ber Städte durd eine allgemeine Etädteorbnung geregelt und 
dabei bie Polizeiverwaltung den Magiftraten überlaffen werden folle. 
In der hiernädft erlaffenen Etädteordnung vom 1. Mai 1851 wurde 
nun zwar aud die Beibehaltung oder neue Anordnung befonderer 
Rolizeis Directionen geftattet, jedod nur in den Fällen, wo der Polizei— 
bezirf über die Gränzen des Stadtgebietd hinaus erftredt tverden muß, 
oder vom Magiftrate die gerichtliche und Eicherheitöpolizei ungenügend 
verwaltet wird, und unter Garantieen gegen eine zu leichte oder gar 
mißbräudlide Antvendung der deffallfigen Beftimmungen; hinſichtlich 
der Relidenzftadt Hannover aber wurde auf Antrag der Stände die 
Vorſchrift aufgenommen ($ 80), daß die Verwaltung der Polizei 
nad vorgängiger Berhandlung mit der Stadt durd) ein befondered 
Geſetz geregelt werden folle 1). Anlaß zu derfelben gaben bie eigen= 
thümlihen Verhältniſſe der Refidenz, welche man weder unberüdfidtigt 
laffen fonnte, noch auf die allgemeinen Beftimmungen über die Polizei— 
beriwaltung der anderen Städte zurüdivirfen laſſen wollte. Jene 
Gigenthümlichfeiten beruhen aber vornämlich in der Nothivendigfeit, 
bei der Polizeiverwaltung zu Hannover Geſchäfte der Landespolizei 
in gewiſſem Umfange zu centralifiren, und in dem limftande, daß 
bei der gehörigen Handhabung der Eicherheitäpolizei in der Haupt— 
und Reſidenzſtadt der Etaat unmittelbar mehr wie bei der Polizei— 
verwaltung in anderen Orten betheiligt ift. Zur Ausführung des 
8 80 legte bie Regierung 1852 den Ständen einen Geſetzentwurf 
vor, der — weil er wegen Auflöfung der zweiten Cammer nicht zur 
Erledigung fam — 1854 erneuert wurde. Die Etände gaben ihre 
Erklärung darüber ab: da bdiefe aber den Entwurf der Hauptſache 
nah in einem den Grundfäen der Negierungsvorlage geradezu ent= 


— —— — — — 


I) Actenſtücke XI. 1. S. 399, 2096; XI. 2. S. 467, 657, 1110. 
23* 
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gegengeſetzten Sinne umformte: fo ift der Entwurf nidt zum Geſetze 
erhoben ?). 

Hinfihtlid der Koften der Volizeiverwaltung in bem Falle, daß 
biefe nidyt dem ganzen Magiftrate verbleibe oder eine befondre 
Polizeibehörde errichtet werde, enthielt dad Grundgefetz feine Beftim- 
mung; dad LZandeöverfaffungdgefeg don 1840, 859 aber fchrieb vor, 
daß die Regierung, alfo die Königliche General: Eaffe, die daraus 
erwachſenden außerordentlihen SKoften tragen folle; und die 
Städteordnung von 1851, 8 78, madt von ber Regel, daß bie 
Stadt die Koften der Polizeiverwaltung zu tragen habe, nur zei 
Ausnahmen, die eine hinſichtlich derjenigen Koften, welche durch Ueber: 
tragung landeöpolizeiliher Gefchäfte veranlaft erben; die andre in 
ben Falle, daß der PVolizeibezirf über dad Stadtgebiet hinaus erftredt 
fverde. Alsdann foll die General Caffe einen verhältnigmäßigen 
Beitrag leiften, und berfelbe, wenn darüber feine Wereinbarung 
zu Etande fommt, durch ſchiedsrichterliche Entiheidung feitgeitellt 
erben 2). 

Die Berwendungen der Königlihen General-Caſſe für die 
Polizeiverwaltung in einigen Städten wurden bis 1852/,, unter zwei 
verſchiedenen Bofitionen ded Ausgabe-Budgets berechnet 

1) unter den Gommiffiond- und ähnlihen Koften des Minifteriums 

bed Innern (Abthl. X, Abſchn. 1) der Zuſchuß zu der Polizei 
in der Reſidenz, und 
2) unter der Rubrit: Befoldungen von Polizei-Commiſſären 
-  (Abfchn. 2), mworunter ſich ebenfalld eine Ausgabe für bie 
Polizeivertvaltung zu Hannover befand. 


I) Der Regierungd= Entwurf geht von dem Grundſatze aus, daß bie 
Polizeivermaltung ald Regel der Königlichen Polizei = Direction zuſtehen, und 
in Zweifelsfällen die Vermuthung für die Zuftändigfeit derſelben fprechen folle; 
ber ftändifhe Entwurf beruht auf dem entgegengefettten Principe. Actenftüde 
Al. 1. ©. 11, 838; XI. 2. ©. 44. 

2) Die Königliche Verordnung vom 1. Auguft 1855 erflärt, daß ber 8 59 
bed Verfaflungsgefetgeö von 1840 wieder in Kraft trete. 
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Der unter 1. erwähnte Zufhuß beftand mährend ber erften 
Gaffenvereinigung I) aus folgenden Roften 
1) Beitrag (3) zu den Ausgaben der Polizei— 
Directiond⸗Caſſe ............. 1027.P 189g 83 
2) Averfionalzahlung an das ftädtifche Kranken» 
haus für Aufnahme ſyphilitiſcher Mädchen 308» Sn —n 
3) Kür Auffeher zur Abftellung der Bettelei 


vor den I ie 300 » — rn —ı 
4) Für dad Volizeiarrefthaus pl. m. .... 1263 vr 21 in An 
5) Zur Unterhaltung einer Badeanftalt in ber 

JJ a aa ac J 


6) Zu außerordentlichen Polizeizwecken .2).. 500 u — —⸗ 


überhaupt 3500, — gr —95 

Nach eingetretener Gaffentrennung vermehrte er fih in Folge 

ber 1846 eingerichteten befondern Königlihen Polizei-Direction durd 
Erhöhung bed Beitraged zur Rolizei-Directiond » Eaffe auf 5200 H, 
verminderte ſich aber feit 1848 wiederum etwas und betrug 1851/,, 
— 4713 A8 95. AUS die Regierung 1852 Vorſchläge zur gefetzlichen 
Regelung der Polizeiverwaltung in der Reſidenz machte, verlangte fie, 
in der Abſicht die Gefammtloften auf die General: Caffe zu über- 
nehmen, gleichzeitig aber dad Perſonal anfehnlid zu vermehren und 
dad Dienfteinfommen deöfelben erheblich zu verbeffern, überhaupt zu 
Befoldungen jährlid) 14,380 „PB und an Büreaufoften, nad Abzug 


I) zum größten Theile aud fhon vorher. zum Theil felbft fhon vor und 
während der Franzöſtſch-Weſtphäliſchen Occupation. 

2) Daß diefe Ausgabe mit Megelung der Gemeindeverhältniffe ber vor 
den Thoren der Nefldenzftadt liegenden f. g. ®artengemeinden wegfallen müffe, 
ward von Ständen zu verſchiedenen Zeiten bevormwortet. Actenſtücke V. 5. 
©. 534: VI.3. S. 288. Sie hörte aber mit der 1843 erfolgten Regelung ber 
Bemeindeverhältniffe der Vorſtädte niht auf, vielmehr werden noch jeht 
(ledcch, feit 1852/;, für 6 Polizeidiener ftatt wie bis dahin für 5 Bettelei-Auf— 
feher) die Koften aus der General-Caſſe bezahlt. Actenftüde XI. 4. S. 1020. 

3) meift zu ®ratificationen für die Polizeibeamten verwendet. 
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ber Cinnahmen der Rolizei-Direction von etwa 1720 „PB N), einen 
Zufhuß von 1120 „B 2). inftweilen bewilligten die Stände, bevor 
fie fidy über den Gefegentwurf erklärten, nur die biöherigen Beträge 3) 
nebft einer Zulage von 2367 „PB für Befoldungen und Benfionen 
einiger unteren Bolizeibeamten, überhaupt 8999 „BP 10 gr 8 3; ald 
fie aber die Erflärung über den Geſetzentwurf abgaben und fi felbit 
nit verhehlen modten, daß derfelbe die landeöherrlihe Sanction 
nit erhalten würde, fo betvilligten fie, um den Dienft zu fichern, 
einftweilen nidt nur die eben angegebene Summe, fondern außerdem 
nod für einen weiter erforderlichen Polizei-Controleur 416 F, und 
den Bedarf an etiva zu zahlenden Benfionen nad) den Vorfcriften 
bed Etaatödienergefetzed, fo wie an Büreaufoften 1120 „B?). 


Für Polizei-Commiſſionen wurden aus der General: Gaffe 


gezahlt 
1834 ,, 1850, 


1) in Hannover 102,B 18 85 1366 ,.P 16 ggr 
2) » Dönabrüd 3 u 2lu Ar 00 m — » 

" Harburg . 513 21 Am 500 — * 
4) » Celle. .. 513 21 Iu 1035" 2 


— 16449 1097 85 3402.P I4gpr 





I) Die Einnahmen beftehen in dem Preife für Formulare zu den Meife- 
2egitimationdpapieren, deren Vertheilung ausfchlieflih von der Polizei-Direc⸗ 
tion zu Hannover erfolgt (Befanntmahung vom 9. Juli 1838), in Gebühren 
und in Etrafgeldern. 


2) Aud dem Büreaufoftenfonds erben die Koften ber Anſchafſung jener 
Meifepapier- Formulare und die Koften des Polizelblattes, welche bis 185%/53 
bon dem Commiffionsfoftenfonds des Miniſteriums bed Innern getragen wurden, 
beftritten, 


3) einfhliehlihb der aus andren Poſttionen geleifteten Zahlungen, alfo 
413 Pr, 1366 „P 16 ger und 552 „P 10 ggr 8 &, zufammen 6632 .P 
10 gr 8 9. 

4) Actenftäde X1.4. ©. 909, 1019; XI. 5. ©. 9412; XU. 1. ©. 839. Die 


Megierung aber hat diefe a. für nicht zureihend gehalten und meit 
überfchritten.. Actenſtücke XII. 2. ©. 44. 
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Die Zahlung für Hannover ift mit der oben erörterten Zahlung 
zufammengezogen; bie für Osnabrück feit Einführung ber Gtäbte- 
ordnung (1. October 1852) meggefallen; die für Harburg und elle 
aber feit eben biefem Zeitpunfte neu geregelt 1). An den beiden zuletzt 
genannten Drten ift die Erfiredung des Polizeibezirks über dad 
Stadtgebiet hinaus, und demzufolge nah $ 77 der Stüdteorbnung 
die Einrichtung gemifchter Polizeibehörden erforderlich) — Die 
Koſten derſelben find veranſchlagt?) 


in Harburg in Celle 
1) an Beſoldungen. ............ 2080 2 2021 „P 


2) für Gefhäftsräume und Büreaubebürfniffe 295 » 370 » 


— — — — 


— 2375.4 3391 $ 
Davon trägt die Stadt 11835 656 v 


alfo die General Eafie 1190 P 1735 PB 








Abſchnitt III. 
Wohlthätigkeitsanſtalten. 


Die unter X. 3. des Ausgabe-Budgets zufammengefaßten, ſehr 
verſchiedenartigen Bewilligungen waren ehemald nod zahlreicher, feit 
einigen Jahren aber find mehrere hiniveggefallen. Bor 1834 und 
von 1844, wurden fie theild aus der Königlichen General-Eaffe, 
theild aus der General-Steuer-Gaffe bezahlt. Jetzt ruhen auf der 
neuen ®eneral=Gaffe nody folgende Auögaben dieſer Art: 


1) Für bie zufammenhangenden Städte Clausthal und Zellerfeid beftcht 
feit 1844 ebenfalls eine Königliche Boligeis Direction, deren Koften aber (185/55 
an Befoldungen 1300 4 und zu fonfligen Verwendungen 250 „P) atıö ber 
Oberharziſchen Zehnt-Caſſe erfolgen. Actenftüde All. 1. ©. 278, 280. 


2) Actenftüde X1. 4. ©. 316, 1019. 
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I. $ür milde Stiftungen!) 

1) behuf ded Berumer Witttvenftiftö bie 

von ber Fürftin Chriftine Charlotte 

von Oftfriesland am 13. September 

1689 zur Unterſtützung von 7 be 

bürftigen Witten geftifteten?)... 23922 89 
2) für das Calenbergſche landſchaftliche 

Waiſenhaus, vormals zu Moringen ) 2598 » — ⸗— ⸗; 
3) für die Hardenbergſche Waiſenanſtalt 

u run 2313 u 4m 
4) für dad Maifenhaus in Einbet4). 904 » 10 vr 8" 


1. Für Armenanftalten®) 
1) für die Armenanftalt zu Hildeöheim6) 596» — u — nm 


I) Davon trug vor 1834 bie Königliche Caſſe die Ausgabe für das 
Berumer Wittwenftift und 228 .P 9 ger 6 5 Courant für dad Moringer 
Waiſenhaus. Was die Beneral= Steuer-Eafle zahlte, hatten fchon bor 1803 
die Landes-Caſſen getragen. Wetenftüde II. ©. 204; II. 2. ©. 520. Bon 
1841/,5 lagen die Ausgaben für milde Stiftungen fämmtlidy auf der Königlichen 
Caſſe. 

2) Berum mar der begünftigte Wittwenſttz dieſer im 19. Lebenbjſahre ver— 
wittweten Mugen herrfhfüchtigen Kürftin, weiche, als fle nad 25jähriger Re— 
gentfchaft die Negierung niederlegen mußte, fie doch thatfählih bis zu ihrem 
Tobe fortführte. Wiarda, DOftfrief. Geſchichte VI. 372. 

3) Diefe für hülfloſe Waifen aus den feinen Städten und vom platten 
Lande ber Kürftenthümer Ealenberg und Böttingen 17245 geftiftete, unter Zeitung 
des engeren Ausſchuſſes ber Catenberg = Brubenhagenfhen Landfchaft ſtehende 
Anftait wird theils aus ihrem eigenen Vermögen, theild aus Zuſchüſſen ber 
öffentlihen Caſſen erhalten. Sie befand fi fonft in den ihr gehörigen Gebäu— 
den zu Moringen; feit 1796 aber werben die Kinder in ländlichen Hauöhaltungen 
unter Auffiht untergebraht. Die Bebäude find 1818 an bie Regierung vers 
fauft, welche barin eine Strafanftalt errichtet hat. f. oben S. 245, Note 1. 

4) 1713 geftiftet, wirb aus ben früher von ber Brubenhagenfhen Land— 
{haft übertoiefenen Mitteln und aus fonftigen Yundationen erhalten. 

5) Vor 1834 trug die Königliche Eaffe die Voften 1, 2 und 3; von 18#/4o 
aber alle dieſe Ausgaben. 

6) Zugefihert durch die Stadtverfaffungsurfunde bom 29. April 1815, 
3 72 auf Grund früherer fandeöherrlicher Bewilligungen. 
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uk Au Sl 
2) für die Armenanftalt zu Gelle, f. g. 


Spendengelder !) .. 2.2.2220. 238 r 9 6 
3) zu Unterftügungen in ben Herzogthü— 

mern Bremen und Berden .... 140 — u — u 
4) bedgleihen im Landbrofteibezirte Os⸗ 

le A EEE 820 mr — nr —u 


5) zur Unterftägung der Armenanftalten 
und zu fonftigen milden Ziveden in 
Dftfriesland, die f. g. Stübergelder3) 1500» — » — n 


— 242 9 63 


Bid 1852 zahlte die General-Caſſe außerdem nod an die Ar— 
menanftalten zu Hannober 1813 „B 14 ge 2 &, wovon vor 1834 
die General-Steuer-Caſſe 228 PB 9 gar 6 5 getragen hatte; 400 „PB 
zu fleinen Unterftüungen in Oftfriesland; 300 „Ban die Armen- 
deputation zu Göttingen; und 500 4 ald Dispofitionsfonds für die 
Regierung zu temporairen Bewilligungen. Da aber die Stände fid 
für die Zufunft gegen foldhe nur zu Gemeindeztveden dienende Aus- 
gaben, falld der Landes-Caſſe bazu feine Verpflichtung obliege, er- 
Härten: fo wurden im Budget für 1851/,, und 1852/,, überhaupt 
3013 „B 14 ggr 2 abgeſetzt. Die übrigen Ausgaben bdiefer Art 
aber wurden, auch infomweit ihrer Befeitigung feine rechtliche Hinder— 
niffe entgegenftanden, beibehalten, damit nit den Königlichen Behörs 


I) eine ältere landesherrliche Bewilligung. 

2) Theite früherer Paufchzahlungen zu fehr verfchledenen Zmeden im 
Fürftentyume Osnabrück und in ber Grafſchaft Bentheim. Actenſtücke II. 1. 
S. 376 — 381, 396, 400: 11.2. ©. 28. 

3) &o benannt, weil bie Pächter der Mccife von jedem Gulden Pacht 
1 Stüber ad pios usus erlegen mußten. Bei Aufhebung ber Acciſepacht 1749 
übernahmen die Oftfriefifhen Stände zu gleichen Ziveden eine fefte jährliche 
Zahlung von 1500 P. Die allgemeinen Stände des Königreih6 bewilligten 
diefelbe, aber nur bis zu definitiver Megelung ber Provinziallaften. Actenſtücke 
11. ı. S. 408, 407: 11.2. S. 08. 212. 


den alle Mittel zur Bewilligung fleiner Unterſtützungen entzogen 
würden }). 


IM. Für die Taubftummenanftalt zu Hildesheim). 


Zum Unterrichte von Taubftummen fvaren im bhiefigen Zande 
vor 1830 nur von Zeit zu Zeit Seitend einzelner mohlmollender 
Perſonen Berfuhe gemadt, die aber, fo verdienftlid fie fein mochten, 
in fi und nad Zahl der Zöglinge durchaus ungenügend erfdienen. 
Deshalb fprahen bie allgemeinen Stände 1827 den Wunfd aus, daß 
Bildungd- und Unterrichtsanſtalten für Taubftumme unter öffentlicher 
Aufliht errichtet werden möchten), und erneuerten benfelben 1829, 
indem fie zugleid eine Bewilligung von jährlid 1500 bi8 2000 „PB 
anboten %). Nun richtete die Negierung eine Erziehungd= und Lehr: 
anftalt für Taubftumme in der Stadt Hildesheim ein, wo die nöthis 
gen Gebäude am leihteften zu erlangen waren, die Unterbringung ber 
Schüler, fo weit fie nicht in der Anftalt felbft Aufnahme fanden, und 
die Beköſtigung der Zöglinge überhaupt auf mohlfeile Weife zu be— 
fhaffen ftand u. f. m. Da aber das Minifterium mehr nicht als 
2000 jährlich zu verwenden hatte, fo fiel aud die Einrichtung nur 
fehr fnapp und dem Bedürfniffe längft nicht genügend aus. Es 
ward ein tüdhtiger Lehrer (der noch jetzt der Anftalt vorftehende ber 


1) Actenſtücke XI. 2. S. 1202; Xl.4. ©. 241, 953; vergl. Staathaushalt 1. 
3233 a. €. 

2) Actenftüde 111.4. ©. 498; 11.5. ©. 89; V.1. ©. 411; V. 2. ©. 319; 
XI. I. ©. 1835; X1.2. ©. 279, 1203; XII. 1. ©. 161, 859. Wusführlihe Nach 
richten über bie Anftalt im Hannoverfhen Magazine von 1831, AZ 96 — 99; 
bon 1844, „AZ 18— 22; von 1846, . M 28— 30. 

3) Auf dad Bedürfnig hatte fhon 1825 der Paſtor Schläger zu Hameln, 
berfeibe, von welchem aud ber Gedanke und die erfte Grundlegung ber Blinden» 
anftult auöging, in den von ihm herausgegebenen „gemeinnütigen Blättern“ 
aufmerffam gemadht und baburdy zu dem zwei Jahre fpätern ftändifhen Vor— 
trage den Hauptanftoß gegeben. 

4) bis ber allgemeine Kiofterfondbs dieſe ihm vorzugämeife obliegende 
Ausgabe übernehmen fünne. Das Minifterium ermiederte indeß, daß überall 
nicht abzufehen fei, ob und mann dies der Fall fein werde. 


33T j 
diente Director Kuhlgatz) berufen, dem eine Befoldung von 500 „P 
und eine Vergütung für Wohnung und Feuerung von 150 „PB beige- 
legt ward, daneben aber für 6 volle und 6 halbe Freiſtellen, bie 
jährlihe Penſion von beziehungdmweife 150 und 75 „P, überhaupt 
alſo 1350 „PB zugeficert wurden, mogegen berfelbe ſich verpflichtete, 
niht nur bie nöthigen Gebäulihfeiten und Inventariengegenftände 
(wozu ihm für dad erfte Mal eine Beihülfe gegeben ward) anzuſchaf— 
fen, fondern aud die öffentlihen Zöglinge für die Penſion von je 
150 »$ fomwohl zu unterrichten, ald aud völlig zu unterhalten. So 
ward bie Anftalt im Winter 1829,, eröffnet und nahm bis Mitte 
des nädjften Jahrs 16 Zöglinge und Schüler auf. Dem Bepürfniffe 
genügte bied aber bei weitem nicht; denn im Königreiche befanden fid) 
gegen 1000 Zaubftumme, foorunter gegen 300 zwiſchen dem 5. und 
15. Jahre, alfo im bildungsfähigen Alter ftanden. Auf Antrag ber 
mit Leitung ber Anftalt betraueten Commiffion erboten ſich daher 
1833 bie Stände zu einem weiteren Beitrage von jährlih 500 P, 
und die Regierung, melde ihn, wenngleich mit vielen Bedenken über 
diefe neue Belaftung der GeneralsGaffe zu foldhem Zwecke, im näde 
ften Jahre annahm, benutzte ihn zu möglichſter Eriveiterung der An— 
ftalt, die nun bald auf die doppelte Zahl von Zöglingen ihre Wirk: 
famteit erftredte. Doch aud damit war längft nit genug gethan. 
Als die Privativohlthätigfeit von neuem der Anftalt beträhtlid, wenn 
auch nod) immer nidyt hinreichend, zu Hülfe fam: fo beſchloß die Re- 
gierung ebenfalld eine Unterſtützung und beiilligte jährlich 600 „P 
aud der Königlihen Gaffe, auf melde bei ber Gaffentrennung verfaf- 
fungdmäßig dieſe Ausgabe überging. Cine Königlide Verordnung 
pom 9. Juli 1839 erklärte dad Inftitut für eine öffentlide Anftalt 
und die Zehrer an derſelben für Staatödiener; eine Befanntmadung 
des Minifteriumd vom 19. Auguft 1839 aber regelte im Uebrigen die 
Verhältniffe. Darnad) ift fie eine Erziehungsanftalt und eine Schule 
für taubftumme Knaben und Mädchen; in jener empfangen die Auf: 
genommenen Wohnung, Pflege, Koft und Kleidung, in dieſer aber 
erhalten die Zöglinge und die außer der Anftalt untergebraditen Schü- 
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ler Unterriht. Die Einrichtung hinſichtlich der Freiftellen ift beibe- 
halten; für ſolche Kinder aber, welde feine Freiftelle haben, die jähr- 
liche - Zahlung auf 52 für Zöglinge, und auf 40 und 35 für 
Schüler, je nahdem fie Knaben oder Mädchen find, feſtgeſetzt ). Auf: 
genommen werben in der Negel nur Kinder nad) vollendetem Tten 
und vor zurüdgelegtem 14ten Lebensjahre, melde förperlich geſund 
und bildungsfähig find; die Unterrichtszeit dauert in ber Regel 6 
Jahre. — Aber troß diefer günftigen Aufnahmebedingungen und der 
vorzüglichen Leiftungen ber Anftalt wuchs die Zahl der Zöglinge und 
Schüler nicht erheblich (1844 betrug fie 42), teil weit die meilten 
taubftummen Kinder den dürftigften Bolföklaffen angehören. Das 
Minifterium ſchrieb daher am 5. Kebruar 1345 vor, daß, wenn die Unter⸗ 
haltöfoften für taubftumme Kinder in der Anftalt zu Hildesheim aus 
Armenmitteln beftritten iverden müßten, und neben dem Armenver— 
bande der Wohnortögemeinde ein größerer Armenverband beftehe, fie 
bon dem letzteren getragen erden follten. Died wirfte aber nur 
wenig, denn in vielen Fällen fonnten die Koften einer fehr gewünſch— 
ten und wünſchenswerthen Aufnahme doch nicht herbeigefhafft werden. 
Auch die mittlerweile (1844) ind Leben getretene Tanbjtummen Ans 
ftalt zu Emden vermodte fhon nad) ihrer Belegenheit, aber auch 
wegen Unzulänglikeit ihrer Mittel dem Bedürfniffe nicht abzuhelfen 2). 


I) Außerdem muß jeder Zögling und Schüler beim Eintritte in die Anftalt 
und bei der erſten Gommunion eine vorſchriftsmäßige Ansftener an Kleidungs— 
Rüden haben. — Bei der Theuerung im Jahre 1859/54 ward das Koftgeld 
zeitweilig erhöhet, wozu die Stände auferordentliher Weife 608 ..P bemilligten. 
Mctenftüde XH. ı. S. 373, 859. 


2) Nachrichten über biefe Privatanftalt in dem (dom Lehrer Edzards 
verfaßten) Anhange zum Reglement vom 29. Auguft 1844, und in ben Jahreö« 
berichten über die Anftalt. Nach dem zehnten hatte 1853 die Anftalt 30 Zög— 
Iinge. Dad Koſt- und Schulgeld betrug jährlih 90 .P, das Schulgeld allein 
12 „PB für jedes Kind. Es gab 16 halbe Freiftelien, deren Koften die Provin— 
zialfandfchaft beftritt. Diefelbe feiftete außerdem einen jährlihen Zuſchuß von 
830 P. die Stadt Emden, welche auch das Local hergegeben und eingerichtet 
hat, einen foldhen von 200 „BP und dad Minifterium der geiftliben Angelegens 
heiten 50 P. Der übrige Bedarf (1853 etwa 1100 „P) ward durch milde 
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Die Stände befchloffen daher 1850 abermald der Sadıe ſich anzunehmen. 
Sie jtellten dbemnad zur Erwägung der Regierung, ob und tie die 
Anftalt zu Hildesheim allen aufnahmefähigen tanbftummen Kindern 
zugänglich gemadt erden könne; und ald dad Minifterium darauf 
eingehend eine jährliche Mehrbewilligung von 1450 4 forderte, fo 
ſprachen fie nicht nur diefe von 1851/,. an gern aus, fondern betvils 
ligten auch auf fernern Antrag 1854 zur Vermehrung der Zehrerzahl 
eine weitere Erhöhung um 300 H. Nun kam die Zahl der Zöglinge 
und Schüler 1852 auf mehr ald 70, 1854 auf 92, 1855 auf 104. 
Da indeh die Zahl der bildungsfähigen Taubjtummen im Königreiche 
etwa 220 beträgt !) und beide Anftalten zufammen für höchſtens 130 
Zöglinge und Schüler eingerichtet find, fo erfuhten Stände 1854 
die Regierung wiederum, erwägen zu wollen, ob vielleiht durch ähn— 
lihe Provinzialanftalten wie zu Emden dem Bebürfniffe abzuhelfen 
fei, indem fie zugleid ihre Geneigheit zur Bewilligung angemeffener 
Zufhüffe ausfprahen. Darauf hat dad Minifterium 1855 die Er- 
höhung des jeßigen jährlihen Zufhuffes der General-Caffe von 4850 
auf 7500 in Antrag gebradjt, um mittelft deöfelben die Hildeöhei- 
mer Anitalt zur Aufnahme von 120 Kindern in Stand zu bringen 
und ber Emdener Anftalt eine veränderte Einrichtung zu geben 2). 
Sehr wahrſcheinlich würden die Stände dieſem Antrage entfproden 
haben, ivenn nicht ihre Vertagung und Auflöfung hindernd dazwiſchen 


Beiträge herbeigeſchafft. Nachher fol die Provinziallandſchaft bie Fortbewilli— 
gung ihres Zufchuffes verfagt haben und dadurch der Fortbeftand der Anftalt 
fehr zweifelhaft geworben fein. 
1) Es betrug im Königreiche die Zahl der Taubftummen 
überhaupt unter je 10,000 Einwohnern 


1836 1100 7,05 
1839 1074 6,4 
1842 1112 6,3 


Nach einer Zählung am 1. Juli 1853 Maren 94 Taubftumme unter 
7 Jahren und 327 im Alter von 7— 16 Jahren vorhanden, wovon ſich in ber 
Hildeöheimer Anftalt 83 und in der Emdener 19 befanden. 


2) Actenfüde All. 2. ©. 46. 


getreten foäre. Neuere Unterfuhungen follen jebod zu der Erwägung 
geführt haben, ob ed nicht rathfamer fei, ftatt der in ihrem Beftehen 
gefährdeten und nidt zweckmäßig eingeridteten Anftalt zu Emden 
einige andre, günftiger belegene Anftalten, etwa in Berbindung mit 
den Schullehrerfeminaren zu Osnabrück und Etade zu gründen. 

Die jährlihen Gefammtfoften der Hildeöheimer Anftalt haben 
185%/,, rund 8600 „PB betragen, wozu aus der General-Eaffe 4850 »P 
erfolgt find. 


IV. Für bie Blindenanftalt zu Hannover). 


Auf eine von dem Paſtor Schläger zu Hameln 1836 eindring: 
li auögefprodene Hinteifung auf die Nothivendigfeit einer Bildungd- 
anftalt für Blinde, die und mod) fehlte, beftimmte der damalige 
Ober⸗-Conſiſtorialrath Sextro zu Hannover die Eumme von 1000 „P 
Gold ale Anfang eined Fonds zur Gründung einer foldyen Anftalt, 
und bald fchloffen ſich diefen beiden Männern andre an, die zum Iheil 
fhon vorher auf baöfelbe Ziel hingearbeitet hatten, nun aber auch 
dur Anregung der ITheilnahme in weiteren Streifen dad Unternehmen 
fräftig förderten. Der Fonds mehrte fi) und bald nahm auch bas 
Minifterium des Innern ſich der Sahe an, indem ed nit nur eine 
Commiffion mit der Aufgabe, die bezweckte Anftalt ihrer Verwirk— 
lihung näher zu führen, nieberfettte, fondern aud) bie ihm bon ber 
Aachen-Münchener Feuerverfiherungs: Gefellfchaft behuf gemeinnüßiger 
Verwendungen zur Verfügung geftellten Ueberſchußgelder in ben 
Jahren 1837/,4 mit 12,497 „B dem Fonds überwies. Hierdurch, fo 
fvie durch fernere milde Gaben und Zinfengetvinn 2) wuchs derſelbe nad) 
einigen Jahren auf etwa 32,000 an, fo daß nun (1842) an Ein- 
rihtung der Anftalt Hand gelegt werden fonnte. Des Königs Maje— 


1) Gefhichte der Blindenanftalt zu Hannover. Vom Director berfeiben 
Dr. $lemming. 1836. Wctenftüde VIII. ı. S. 496, 728, 1020. 

2) Der noch beim Finanz- Minifterium angeftellte Oberrevifor Marbach 
unterzog ſich ſowohl den Vorarbeiten ald auch der Verwaltung bed Fonds mit 
ausdauernder Treue und Eorgfalt, und trug dadurch nicht wenig zu dem bal- 
digen Belingen des Wertes bei. 
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ftät gab aus der General=Eaffe einen jährlichen Zuſchuß und aus der 
Schatull-Caſſe did auf Weitered ein jährliches Kefhent von 500 9; 
bie Stände aber beiilligten auf Antrag der Regierung zum Baue 
bed KHaufed 24,000 aus den Ueberſchüſſen der General: Eteuer- 
Gaffe. Dabei ftellten fie in Hinblid auf den Umftand, daf von Has 
meln aus der Gedanke zuerft angeregt var, und in Rückſicht auf die 
Wünfhe diefer Stadt zur Erwägung der Regierung, ob nicht in 
Hameln die Anftalt zu erridhten fei. Die Regierung entſchied ſich 
indeß für Hannover, teil in der größeren Stadt die der Anftalt 
nöthige fortdauernde öÖffentlihe Iheilnahme und die ihr unent— 
behrlide fortwährende Mitwirkung von Kräften der verfchiedenften 
Art cher und in höherem Grade zu erwarten ſei. Die Reſidenz, 
welche mit Hameln nicht hatte in Mitbeiverb treten wollen, unter: 
ftüte nun auch das Unternehmen durd ein Geſchenk von 1000 5 
Gold und andre Begünftigungen. In den Jahren 1842/,, wurde der 
Bau ausgeführt I), am 24. April 1345 dad Reglement für die An— 
ftalt erlaffen und am 27. des folgenden Monatd diefelbe feierlidy ein: 
geweihet. Sie ift für eine öffentlihe, frommen Zwecken geivibmete 
Anftalt ded Landes erflärt, die beiden erjten Lehrer find Staatödiener. 
Die Zöglinge erhalten in der Anftalt neben Wohnung, Koft, Pflege 
und Kleidung religiöfen, fhulmwiffenfhaftlihen, mufitaliihen und ges 
fverblichen Unterricht; fie müffen bei der Aufnahme mindeſtens 7, höch— 
jtend 16 Jahre alt fein und wenigſtens 4 bid 8 Jahre in der Anftalt 
bleiben, da fie audy vorbereitet werben follen, demnächſt im bürger: 
lichen 2eben ihr Fortlommen zu finden. Zu diefem Zwecke foll die 
Mufif, mit Ausnahme des Drgelfpield, wegen ber Gefährlichkeit dieſes 
Eriverböztveiged in fittliher Hinfiht, in der Regel nicht dienen; viel 
mehr foll die Betreibung eines Handwerkes, namentlid; der Korbs 


1) Die Koften, mit Einfhluß der Ausgaben für den Baupla und bie 
erfte Einrichtung des Haufes und Bartens, beliefen ſich auf 39,000 4, fo daß 
zu den aus der Generals Steuer=Caffe bemwilligten 24000 4 nod 15,000 4 
aus dem Vermögen der Anftalt, welches ih dadurch auf etwa 27.000 „P ver⸗ 
minderte, zugefchoffen werden mußten. 
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macherei, Seilerei und allenfalld der Schuhmadjerei die Zöglinge dazu 
fo viel ald möglid in Stand fegen !). Beim Eintritte in die Unftalt 
muß jeder Zögling für erftmalige Belleivung 16 „P und für ein Bett 
eben fo viel entrichten; die demnächſtige jährlihe Zahlung beträgt für 
ben Kopf 70 . Es beftehen 24 Freiftellen, die aud) getheilt wer— 
den können 2), Die Anftalt ward mit 24 Zöglingen eröffnet, fpäter 
ift die Zahl (1854 auf 37, 1855 auf 48) geftiegen, immer jedoch 
weit unter der Zahl der im Königreiche vorhandenen bildungdfähigen 
Blinden 3) und unter der Zahl geblieben, welche die Anftalt ohne 
tvefentlihe Vermehrung ihrer jegigen Cinridtungen und Xehrmittel 
aufnehmen fann. Die Urfahen find die nämliden mie bei der Taub- 
ftummenanftalt; indem die blinden Kinder faft immer ben ärmften 
Familien angehören, weldye die Unterhaltötoften in der Anftalt nicht 
erfhwingen können. Den öffentlidyen Armenmitteln aber lajien fi 
biefelben nur im dem feltenften Fällen auflegen, obwohl zur Erleich— 
terung der Armenverbände hier, wie hinfihtlidy der Unterhaltungstoften 
für arme Taubftumme, von der Wegierung 1845 beſtimmt ift, daß 
wenn größere und fleinere Armenverbände neben einander beftehen, 
jene die Koften tragen follen. Sehr zu wünſchen wäre daher, daß 
durch Vermehrung der Geldmittel der Anftalt eine Vermehrung ber 
Freiftellen ermöglicht würde, bamit die 30 bis 40 aufnahmefähigen 
blinden Kinder, melde von ber Wohlthat diefer Anftalt jet ausge— 


I) Zu @unften blinder Zandeseinwohner, melde auf der hiefigen Blinden 
anftalt ein Handwerk erlernt haben, ift die Regierung von den Vorſchriften 
ber ®Bemwerbe- Ordnung zu dispenſtren durch ftändifhe Erklärung ermächtigt. 
Actenftüde Xl.ı. ©. 2176. 

2) Anfangs nur 18. 

3) Es betrug im Königreiche 

die Zahl ber Blinden alfo unter 10,000 Einwohnern 


1836 938 5,5 
1839 1016 5,9 
1842 977 5,5 


Bei einer Zählung am 1. Juli 1853 fanden fih 61 Blinde unter 7 Jahren 
und 67 im Alter von 7 — 186 Jahren. Die Zahl der bildungsfähigen blinden 
Kinder gab die Megierung 1855 auf 70 bi6 80 an. Mctenftüde XI. 2. ©. 46. 
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fhloffen find, an derſelben Iheil nehmen fönnten. Da dies aber 
durch milde Beiträge allein ſchwerlich zu erreichen fein wird, fo hat 
bie Regierung 1855 eine Erhöhung des Beitraged ber General: Gaffe, 
ber jetzt noch wie zu Anfang in 2000 „P jährlich befteht, auf 3000 f 
bei ben Ständen beantragt, und ed läßt ſich wohl annehmen, daß 
biefe ohme bie eingetretene Wertagung und Auflöfung ihn bemilligt 
haben würden !). Im Jahre 185%,, betrugen bie Geſammt⸗Ausga— 
ben der Blindenanſtalt 5000 P. 


Abſchnitt IV. 
Jüdiſches Synagogen: und Schulwefen. 


Die Zahl der Juden im Königreiche beträgt nicht völlig 12,000, 
welche in allen Zandeötheilen zerftreut leben (oben S. 281 Note 1). 
Ihr Rechtsverhältniß mar bis 1842 im Weſentlichen dasfelbe wie 
früher in faft allen Deutfhen Staaten 2): fie waren bloße Schutz⸗ 
genoſſen und als ſolche vielen Beſchränkungen hinſichtlich der politiſchen 
und bürgerlichen Rechte unterworfen. Eine Verbeſſerung ihrer Lage 
war ſowohl in Rücſicht auf fie ſelbſt als wegen der Rückwirkung auf 
bie chriſtliche Bevölkerung unabweisliches Bedürfniß. Das Grundgeſetz 
bon 1833 ſchrieb daher vor, daß bie Rechtsverhältniſſe der Juden 
durch ein befondered Geſetz beftimmt erden follten. Zur Ausführung 
diefer Vorſchrift, auf welche die Stände wiederholt drangen, legte 
ihnen die Regierung 1836 einen Geſetzentwurf vor, welcher zivar feine 
böllige Gleichſtellung der Juden mit den Ehriften herbeiführen, bod) 
beide einander näher ftellen, die in den jeigen Verhältniffen nicht be- 
gründeten Befchränfungen aufheben, die Juden von dem Nothhandel 





I} Actenſtücke XII. 2. ©. 46. 

2) nur in Oftfriestand, Lingen, Meppen und Hildesheim hatte «6 fd _ 
etwas günftiger geftaltet. 

Lehzen, Stantshaushalt. IT. 94 
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(f. 9. Schacher) moͤglichſt entfernen und für ihre fittlihe, religiöfe und 
intellectuelle Ausbildung forgen follte. Die Stände, obwohl in einigen 
wichtigen Beziehungen hinter den weiter gehenden Vorſchlägen ber 
Regierung zurücbleibend, genehmigten den Entivurf; doch erhielt er 
nad) dem 1837 eingetretenen Thronwechſel nicht die Königliche Sanction, 
und dad Verfaffungögefeg von 1840 überging die Regelung bed 
Nechtözuftanded der Juden mit Stillſchweigen. Indeß legte die Re: 
gierung 1842 den Ständen einen neuen Gefegentivurf bor, ber in 
einigen Punften zwar mehr Beihränfungen ald der frühere beibehielt, 
im Weſentlichen aber auf derfelben Grundlage ruhete und, nachdem 
er bie ftändifhe Zuftimmung erhalten hatte, zum Geſetze erhoben 
wurde (30. September 1842). Ein paar von jenen Beihränfungen, 
namentlich die Pfliht zur Zahlung des unter der Bezeichnung Do— 
manialabgabe beibehaltenen Schutzgeldes N) befeitigte hiernädhft 
dad auf Antrag ber Stände erlaffene Geſetz vom 15. April 1847, 
eine böllige bürgerlihe und politifche Gleichftellung der Juden mit 
den Chriſten fprad aber erft der $ 6 des Verfaflungsgefeßed vom 
5. September 1848 aus. Durch denfelben wurden faft alle noch be— 
ftehende Befhräntungen aufgehoben; die Verpflichtung der Juden zur 
Entrihtung der Stolgebühren an die chriftlidye Geiſtlichkeit, welche 
fhon 1836 aufgehoben erden follte, ward ihnen durch dad Geſetz 
bom 4. Juni 1850 abgenommen, den damaligen Inhabern der berech— 
tigten Stellen aber für ben Auöfall an ihrer Ginnahme eine aus ber 
General-Caſſe zu zahlende Entfhädigungsrente zugeſichert, welche 
1851/,, im Ganzen 700 „PB betrug, jetzt aber ſich fhon um etwa 
100 „PB vermindert hat. Dagegen wurde die Abſicht der Regierung, 
die durch dad Geſetz von 1842 den Juden aufgelegte Verpflichtung 
zur Bildung befondrer Armenverbände ald Regel aufzuheben, von 
Ständen nicht genehmigt, welche vielmehr in diefer Beziehung eine 
neue Vorlage erbaten, die bis jetzt nicht erfolgt ift 2). 


1) Staatöhandhalt I. 75. 
2) Actenftüde V.4. ©. 449; V.5. ©. 484; VII. 1. S.253; VII. 1. ©. 999; 
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Ganz befonders bedurfte das jüdifhe Synagogen- und Schul— 
weſen einer Verbefferung, bie aber nicht zu erfvarten war, wenn nicht 
der Staat den Judengemeinden die Mittel zur Herftellung und Hands 
habung der Ordnung gab. Dad Gefeh vom 30. September 1842 
und die zur Ausführung feiner Vorfchriften erlaffene Bekanntmachung 
bed Minifteriumd ded Innern vom 19. Januar 1844 traf daher die 
zunächſt nothivendigen Beftimmungen, welche zur Hebung des jüdiſchen 
Ennagogens und Schulweſens bedeutend beitrugen, jedoch zur Beſei— 
tigung der Mängel in erforderliher Maaße nicht genügten. Jenen 
Anordnungen gemäß beftehen im Königreiche vier Landrabbinats— 
Bezirke, deren jedem ein Zandrabbiner vorfteht, welchem felbftftändig 
und unabhängig von den übrigen, unter Auffiht der Landdroftei und 
in höherer Inſtanz des Minifteriumd ded Innern, die Leitung des 
jüdifhen Synagogen- und Schulweſens zufteht. Diefer Mangel ein- 
heitliher Zeitung zeigte fid einer übereinftimmenden ortbildung der 
Verhältniffe und einer gleihmäßigen Anwendung der Gefetze hinderlid. 
Zur Abhülfe diefed Mangeld eine jüdiihe geiftlihe Oberbehörde zu 
errichten ſchien nad den hiefigen Verhältniffen nicht empfehlenswerth; 
dagegen durfte man gemadter Grfahrung zufolge wiederkehrende 
Zufammenfünfte der Zandrabbiner zu gemeinfamer Berathung, nöthigen- 
falld unter Zuordnung ſachkundiger Perſonen, ald ein einigermaßen 
genügended Erfahmittel betrachten. Die zur Durdführung einer 
folhen Maafregel erforderlihen Geldmittel fönnen aber von ben 
Judengemeinden nicht oder doch nur mit großem Drude herbeigefchafft 
fverden, da fie großentheild zu unvermögend find, um felbft nur bie 
Koften ihrer Schuleinridtungen überall aus eigenen Kräften zu bes 
ftreiten. Das Gefeh don 1842 geftattet nämlidy den Juden die Er— 
richtung eigener Schulen, legt ihnen dann aber aud die Tragung ber 
Koften für einen befähigten und geprüften Zehrer und für die fonftigen 


vi. 3. €. 1217, 1460, 1558, 1560, 1595, 1598; IX. 1. ©. 1157, 1182; X.1. 
©. 635; Xl.1. ©. 1633. Ausgabe» Budget, Rubr. XV. fünftig mwegfallende 
Ausgaben AL. 18. Staatöhaushalt I. S. 135 Note 1. 

24° 
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Bedürfniſſe ver Schule auf!). In den vorhandenen 140 Synagogen— 
gemeinden gab ed aber (1852) in Folge bed vereinzelten Wohnens 
der Juden und der Vermögendlofigkeit ihrer Mehrzahl nur 47 bie 
allgemeinen Unterrichtögegenftände befaffende Schulen und außerdem 
nit mehr ald 49 jüdifhe Neligionsfhulen, fo daß die Borfchrift 
bed Geſetzes, wornach den jüdiſchen Kindern genügender Religiond- 
unterricht ertheilt werden fol, nur fehr unvollftändig erfüllt werben 
fonnte. Ueberdies war nicht nur die Ginrihtung ber Mehrzahl 
diefer Schulen mangelhaft, fondern es fehlte auch an tüchtigen jüdiſchen 
Lehrern. Dem letzteren Mangel fonnte die vor einigen Jahren in 
Hannover errichtete Bildungsanftalt für jüdifhe Lehrer vorausſichtlich 
nad und nad begegnen. Diefe Anftalt ift durch Stiftungen und 
freitvillige Beiträge der Juden, fo wie durch Beiwilligungen der Nes 
gierung aud ben Leberfhußgeldern der Aachen-Münchener euer: 
berfiherungd-Gefellfhaft gegründet, bedarf aber fortwährend einiger 
Unterftügung. Noch nothivendiger aber war bdiefe für die Schulen 
felbft; denn ſchon die vorhandenen Anftalten fofteten jährlich gegen 
13,500 „B, und diefe mußten von 1650 Beitragöpflictigen aufgebracht 
fverden. Da alſo aud hier eine Beihülfe aus Staatömitteln unent- 
behrlidd war, wenn den geießlihen Beftimmungen genügt terden 
follte: fo bemilligten die Stände auf Antrag der Megierung vom 
1. Zuli 1853 an zur Verbefferung des jüdifhen Snnagogen- und 
Schulweſens jährlih 1500 „B aus der General=Gaffe 2); und nun 
erließ die Regierung unterm 5. Februar 1854 eine umfaffende jüdische 
Schulordnung, melde an bie bereitd beſtehenden Vorſchriften an— 
ſchließend die äußeren und inneren Berhältniffe der jüdifhen Eulen, 
fo wie die Berhältniffe der Lehrer orbnet, wobei die Beftimmungen 


1) Wo eine ordnungdmäßige jüdifhe Schule nicht befteht, müffen die jüdi— 
fhen Kinder während bed ſchulpflichtigen Alters an den chrifttiihen Schulen 
Theil nehmen, vorbehältlih bed Rechts und der Pflicht ihrer Eltern, fie in ber 
Meligion burd geprüfte jübifhe Lehrer unterrichten zu laffen. 

2) Wctenflüde XI. 5. S. 8725, 942. Die 2ehrer-Bildungdanftalt erhält 
babon jett jährlich 400 P. 
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bed Volksſchulgeſetzes von 1845, fo weit nicht deffen Vorſchriften 
gerade ein chriſtliches Volksſchulweſen vorausſetzen und nicht 
ſonſtige Umſtände Aenderungen nöthig machen, in der Hauptſache zum 
Grunde liegen. 


Abſchnitt V. 
Das Landgendarmerie: Corps !). 


Das Landdragoner- oder, wie ed feit 1838 heift, das Land— 
gendarmerie-Corps ward 1815 für den Dienft der Ordnungs- und 
Sicherheitspolizei im Innern des Landes errichtet 2) und hat nad) 
tieberholter Anerkennung der Regierung fvie der Stände feiner Be— 
ftimmung entfpredend nicht nur fehr nüßlihe fondern felbft ausge— 
zeichnete Dienfte geleiftet. Dasfelbe fteht hinſichtlich feiner militairifchen 
Ginrihtung und Disciplin unter den Befehlen ded commandirenden 
Generald der Armee, hinſichtlich feiner inneren Verwaltung aber (feit 
1836) und hinfitlid feiner Vertendung unter dem Minifterium des 
Innern. 

Anfangs ward dad Corps durd Werbung gebildet und ergänzt. 
Es wurde zwar, felbft hinfichtlidy feiner inneren Verwaltung, als 
Militair behandelt, machte aber feinen Theil des Heered aus. Im 


I) Actenftüde I. ©. 243, 246, 247, 250; 1.2. ©. 560; 1.3. ©. 287, 378; 
IV. 1. ©. 1216; V.1. ©. 89; V. 4. ©. 348, 560; VII. 1. S.297; VII 1. 
©. 699, 1016, 1041; VII. 2. ©. 489, 983, 997; VIII. 3. ©. 147; XI. 4. 
S. 245, 959. Meglement vom 30. Auguft 1822. Dasfelbe it zwar noch 
gültig, doh in Folge der fpätern Verhandiungen zwiſchen Regierung und 
Ständen in fehr vielen Stüden geändert. 

2) Bei der neuen Organifation des Eorp6 1836 und bei Beroilligung der 
neuen Ordonnanz für dadfelbe 1842 ward von Ständen auddrücklich bevor— 
wortet, daß, wenn die Armee auf den Kriegöfuß fomme, die bundeögefetzlich 
erforderliche Armeegendarmerie dem Lande nicht entzogen werden dürfe, fondern 
aus dem Mititairetat zu unterhalten und, falls le aus der Randgendarmerie 
genommen werde, letztere fofort zu ergänzen fei. 
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Jahre 1822 dagegen ward beſtimmt, daß nicht nur die Landdragoner 
regelmäßig aus den noch dienenden oder bereitö entlaffenen Militaire 
genommen fverden follten, fondern daß aud der Dienft in diefem 
Corps zur Erfüllung der Militärpflicht eben fo wohl wie ber Dienft 
im Heere genügen folle. Aud führte don dieſer Zeit an jebeö ber 
8 GavalleriesRegimenter 40 Mann und 20 Pferde ald beim Land— 
dragoner-Gorps commandirt in feinem Etat, was jedoch nur auf bie 
Koften fi) bezog, da übrigend Mannſchaft und Pferde lediglich dem 
Landdragoner-Corps angehörten. Bei der Verminderung und neuen 
Drganifation der Armee 1833 wurde dieſe Ginrihtung aufgehoben; 
auch 1836 die innere Verwaltung ded Corps unter dad Minifterium 
des Innern geftellt, übrigen® aber dasfelbe in feinen biöherigen Ber: 
hältniffen gelafjen, ja im fofern dem Heere noch näher gebradht, als 
bejtimmt wurde, daß es ſich hinfort nur aus nod) dienenden Militairö 
im Alter ztoifhen 22 und 32 Jahren ergänzen, und die Aufnahme in 
bad Corps als Auszeihnung betrachtet werden ſolle. Nach Abſicht 
ber Regierung ſollten die Officiere, mit Ausnahme des Commandeursé 
und des Quartiermeiſters, dem Heere noch mehr angehören, nämlich 
durch Officiere aus den übrigen Armee-Abtheilungen dergeſtalt beſetzt 
werden, daß ſie in ihrer Waffe aufrückten und dann wieder in dieſe 
zurückträten; allein die Stände erklärten ſich dagegen, weil das Land— 
dragoner-Corps nad feiner Beſtimmung keinesweges den Charakter 
einer reinen Militairgewalt habe, ſondern mehr den Verhältniſſen 
einer Civilgewalt ſich nähere, daher denn ſein Anſehen weniger in der 
factiſchen Gewalt als in dem beſondren geſetzlichen Schutze und in 
dem daraus folgenden moraliſchen Uebergewichte begründet fei; beſon— 
ders aber weil bei dem großen und discretionären Umfange der den 
Landdragonern übertragenen Polizeigewalt eine befriedigende Dienft- 
tüchtigfeit ganz befonderd theild durch Erfahrungen und Kenntniffe 
des gemeinen Lebens und diefe wieder durch längere Dienftzeit, theils 
durch Erhaltung einer getwiffen Selbitftändigfeit und GSelbftthätigfeit 
bedingt ericheine. 
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Der Beitand des Corps war }) 
berittene Unterofficiere unberittene Unterofficiere 


Dfficiere und Gemeine und Gemeine 
bon 1815—1822 = 9 234 4 
„ 1822—1827 = 10 160 160 
„ 1827—1842 = 10 170 150 
v„ 1842—1848 = 10 170 215 
„ 1848 — W 162 254. 


Die Regierung wollte 1842 dad Corps auf 192 berittene und 
234 unberittene Ulnterofficiere und Gemeine bringen, befonderd um 
die größeren Städte und namentlid) die Zanddrofteifige fo ftarf zu 
belegen, daß von dort aud nad) anderen Orten und Gegenden hin 
kräftig getoirft werden könnte. Stände fanden dies aber, zumal unter 
den damaligen Verhältniffen, weder nöthig noch angemefjen, da in 
ben größeren Städten fid) noch andere wohlgeordnete polizeiliche In— 
ftitute befinden; hingegen erfannten fie die Vermehrung ded Corps 
durch Umberittene ald ein Bedürfniß an, damit in vorzugsweiſer Ber 
rüdfihtigung des platten Landes denjenigen Gerichtöbezirken, namentlid) 
den Griminalgeridten, two nod feine Yandgendarmen ftationirt waren, 
eine Station gegeben und jede Station auf mindeftend 2 Mann 
gebradyt werden fönne?). Den früher mehrfah auögefprodenen 
Wunſch einer noch weiteren Verminderung der Berittenen und einer 
entſprechenden Vermehrung der Unberittenen wiederholten damald die 


— — — — 


I) Darin find die 15, nachher 14 Mann und 8 Pferde, welche zur Hands 
habung der Polizei in Böttingen von 1837 — 1843 auf Koften der Univerfitätd- 
Caſſe gehalten wurden, nicht mitbegriffen. 

2) Stände bemilligten diefe Vermehrung nur unter einigen Vorauöfegungen, 
namentlih der, daß von einer ihrer Seits aufgeftellten Vertheilung ber Land— 
gendarmen auf dem platten Lande nicht ohne dringende Veranlaffung abge— 
wichen werde. Darin erblidte die Regierung eine Meberfchreitung der fländifchen 
Befugniffe, mas indeß die Stände nicht anerfannten, obwohl le ben Antrag der 
Regierung genehmigten, daß die mehr bewilligten Geldmittel zur Verſtärkung 
bed Gorps auf Berittene und Inberittene nah Maafgabe der bisherigen Etatö= 
. berhältniffe verwandt werden bürften, da das Eabinet die möglichfte Berückſich⸗ 

tigung der ftändifhen Wünfche zugeiichert hatte. 
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Stände zwar nicht; 1848 aber brachte die Regierung ihn aus freiem 
Antriebe in Erfüllung. 

Das Corps zählt (1854) außer dem Etabe (einem Commanbeur, 
einem Quartiermeifter, einem Adjudanten unb einem Stabswachtmeiſter) 
7 Diftrierö - Commandanten (Rittmeiiter und Lieutenants), 100 Sectiond: 
Gommandanten (9 erfter, 21 ziveiter, TO dritter Claſſe) und 315 Land» 
gendarmen. Es ift über dad ganze Land fo vertheilt, daß an bem 
wichtigeren Orten ſich Stationen (Sectionen) von regelmäßig wenigſtens 
2 Gendarmen befinden. Dad Land zerfällt in 7 Diftricte, welche mit 
den Landdroſteibezirken üibereintreffen, außer daß der Diftrict Hildes— 
heim nur das Kürftenthum dieſes Namens befaft, und die Aürften- 
thümer Göttingen und Grubenhagen mit Einſchluß des Harzed einen 
befonderen Diftrict bilden, deffen Hauptort Northeim ift. Die Sectionen 
correfpondiren unter ſich an beftimmten Tagen jeden Monats, indem 
je zwei oder mehrere an einem ztoifchenliegenden Orte zufammentreffen, 
um fi gegenfeitig Nachrichten mitzutheilen, über alles ihren Dienft 
Betreffende zu befprehen, Gefangene fortzufhaffen u. dergl. !). Neben 
diefem regelmäßigen Dienite aber haben fie den ihrer Beltimmung 
entfprehenden, nicht an beftimmte Zeiten und Orte gefnüpften Dienft 
zu verrichten. 

Die Koſten des Corps haben während der Caſſentrennungen 
immer auf der General-Steuer-Caſſe geruht. Dieſer hatte die Re— 
gierung ſie zugetheilt, weil das Corps auf den Wunſch der Stände 
errichtet worden war. Den Grund wollten die Stände jedoch nicht 
gelten laſſen, meinten vielmehr, daß, da die Yandeöherrfhaft die Koſten 
der Landespolizei ftetd allein ohne Concurrenz der Landes » Gaflen 
getragen habe, die Königliche General=Gaffe einen verhältnigmäßigen 
Theil um fo eher werde übernehmen fünnen, ald dad Landdragoners 
Corp dem Domanium unmittelbar und durch Werminderang ber 
Griminaltoften ꝛc. mittelbar große Vortheile zu Wege bringe. Da 


I) wegen Benutzung der Eifenbahnen zur Beförderung der Correfpondenzen 
bei Gefangentransporten f. Actenftüde XII. 2. €. 48. 


— 
aber dieſe Aeußerung mehrmaliger Wiederholung ungeachtet feinen 
Erfolg hatte, ſo ſtellten die Stände für den Fall, daß die Regierung 
die Beibehaltung des Corps für unerläßlich halte, den directen Antrag 
auf Uebernahme der halben Koften auf die Königliche Caſſe. Nun 
madte dad Minifterium den Vorfhlag, einen anfehnlihen Theil ber 
Koften auf den Militair- Etat und zwar auf den Gavallerie- Etat zu 
legen I), womit bie Stände zufrieden Maren. Diefe Einrichtung 
dauerte bid 1833; bei der damaligen neuen Militair- Drganifation 
wurden die gefammten Auögaben für dad Landdragoner-Corps birect 
auf die General» Steuer Caffe übernommen. Folge davon var eine 
neue Organifation des Landdragoner« Corps und eine ganz neue Or— 
donnanz (ein neuer Audgaben- Etat) für dasfelbe im Qahre 1836. 
Bei der Verftärfung ded Corps im Jahre 1842 ward diefe nur zum 
Theil geändert, und befteht mit der damald getroffenen Modification 
noch jetzt, nur daß vom 1. Juli 1854 an eine Erhöhung der Gagen 
von jährlih 121, „PB für jeden Linterofficier und Gemeinen einge: 
treten iſt. 


Die etatsmäßige jährliche Geſammt-Ausgabe betrug 


von 1815—1822 ......... 85,482.P 5ggr 4% Conv.:M. 
von 1822—1833 
Zahlung aus 
der* Generals 
Steuer: Caffe . 44,889: Id — 5 


————— —— nn 


1) f. oben H. 141, 145. Das Minifterium beredynete die Erleichterung ber 
General: SteuersCafle in Folge diefer Moafregel auf 40,592 . Da aber 
bie Kriegs-Caſſe zu dem Koften ded Landdragoner= Corps 24,482 „P hergab, 
weiche fie, wenn fie diefeiben zu ihren Zwecken nit nöthig hatte, auch aud ber 
General-Steuer-Caſſe nicht zu befommen brauchte, fo ift Mar, daß die Erſpa— 
rung für die Landes-Caſſe nur 16,110 „P betrug. Außerdem mußten die 
Quartierftände für die Gavalleriften, welche nicht gehalten wurden, bie Quartierd- 
portionen an bie Caſſe ded Zanddragoner= Corps mit mehr ald 9500 .P jährlich 
bezahlen, fo daß von einer Erfparung in Wahrheit faum nod die Rebe fein 
fonnte, 
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— 44,889.4 149 - 5 85,482.P 595 45 Eond.:M. 
Zahlung aus 
berStriegö-Gaffe 24,481» 18» 8 
Zahlung ber 
Duartierftände 9,530» 16» —ı 
— — 78902 —r Bu " 
oder 81,093» 18» — u Gourant I) 





von 1836—1842 ......... 86,801 7 — » —, " 
von 1842 -1846......... 99,.334/ — 9 2) 
bon 1846—1854 ..... .... 99464 — u 9 " 
BESTBBE EA 104,660 u» — nr —ı " 3) 


Die ftändifhe Bewilligung fowohl von 1836 mie von 1842 
ift zwar auf Grund eined fpeciellen Bedürfnißanſchlages erfolgt; doch 
hat deſſen Mittheilung fein befondered Intereffe, da durch bie ſeitdem 
eingetretene Verminderung der berittenen und Vermehrung ber unbes 
rittenen Mannfhaft die Anſchlagsſätze weſentlich verändert find. 
Auch wird die Zahlung aus der General-Gaffe an die Corps: Gaffe 
ftetö dem vollen Betrage nad (mit Ausnahme einer gleich näher zu 
erfwähnenden Summe von 400 „P) geleitet, indem ettvaige Erfparungen 
an derfelben und einige unbedeutende Einnahmen bed Corps für ver— 
faufte Abſetzer, unbrauhbare Equipageftüde u. vergl. der Corps: Gaffe 
zur Beftreitung auferordentlidyer, nicht mitveranfdlagter Auöggben 
verbleiben. Im Uebrigen aber ift die Budgetfumme feine Aoerfionals 
zahlung in dem Einne vie der ordentliche Beitrag für das Militair 9); 


* 


I) Die wirkliche Ausgabe hatte in den letzten Jahren vor 1833 durch— 
fhnittli 85,000 „P betragen. Das Mehr gegen die Etatöfumme mar mit 
Hülfe außerordentlicher eignen Einnahmen deö Corps beftritten. 

2) Im Jahre 1842 wurde zur Mudrüftung ber Verftärfungsmannfchaft eine 
einmalige Ausgabe von 2958 „P bewilligt. 

3) Der Abrundung wegen find 4 BP — gr 9 & mweggelaffen. 

4) Sie warb von ben Ständen ald dad erfte Givilbienftregulativ nad 
Vorfchrift im 8 140 bed Staatögrundgefehes bezeichnet. Wetenftüde V. 4. 
©. 650. 


313 


benn 1836 haben die Stände jährliche Nehnungsablage über den 
Haushalt ded Corps ausdrücklich bedungen und, wiewohl dad Gabinet 
diefe verfagte, doch ihre Anſicht aufreht erhalten. Weil aber bie 
Prüfung der Rechnungen durch die Stände felbft nicht zweckmäßig 
erfcien, fo erfuchten fie die Regierung, diefelben dem Schatz⸗Collegium 
mitzutheilen, was denn auch nachmals geihehen ift }). 

Mit den vorhin erwähnten 400 4 aber hat ed folgende Ber 
wandniß. Wenn Landgendarmen außerhalb ihres Standortd über- 
nahten müffen und Quartier (bei den Gaftivirthen) angetviefen 
erhalten, fo befommen die Wirthe dafür nad; den bei der Gavallerie 
feit 1334 geſetzlich beftchenden Grundfäßen eine Vergütung von 8 & 
für den Mann und von 2 & für das Pferd auf jede Nadt. Zur 
Bezahlung derfelben ift in der Budgetpofition für dad Landdragoners 
Corps feit 1837/35 die Summe don 300, und feit 1346,,, die Summe 
bon 400 4 begriffen, welche nad; Bedürfniß gezahlt wird und aud 
überfhritten werden barf. 

Außer diefer eben angeführten Duartierlaft der Gaftwirthe muß 
in der Negel nody eine Leiftung für die Landgendarmen von den 
Landeseinwohnern unmittelbar getragen werden. Die Zandgendarmen 
haben nämlid die Befugnif, falls fie für ihren Service 2) eine ange 
meſſene Wohnung nicht ermierhen fönnen, die Anweifung einer ſolchen 
von ihrem Standorte gegen Abtretung des Services zu verlangen. 
Machten fie von diefer Befugniß Gebrauch, fo führte dad regelmäßig 
nit zur Anmweifung eined Naturalquartierd, fondern zur Leiſtung 
eined Servicezuſchuſſes, und da foldye für kleinere Standorte oft läftig 
fourde, fo ward in mehreren Zandeötheilen nad) freiwilliger Ueber— 
einkunft der Zufhuß von ſämmtlichen Ortſchaften eined obrigfeitlihen 
Bezirks aufgebradt. Wo dies nicht gefhah, kamen zuiveilen Be— 
ſchwerden vor, zu deren Abſtellung das Geſetz vom 16. Juni 1851 
vorſchrieb, daß, wenn die Leiſtung des Naturalquartiers oder des 





I) Actenſtücke V.4. ©. 650; VIII. 3. S. 147, 1232: IX. 1. ©. 1071. 
2) beziehungdmeife 311/, und 371/, „B jährlich. 
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Serpicezufhuffes dem Standorte zu erheblihem Bedrude gereiche, auf 
Antrag deöfelben die ſämmtlichen Ortſchaften des obrigkeitlihen Bezirks 
zu den Kojten der Duartierlaft im Verwaltungswege herangezogen 
werben follen }). 


Auch die General: Eaffe hat neben der oben befprodenen Haupts 
zahlung nod einige unbedeutende Zahlungen für dad Landgendarmerie— 
Corpô zu leiften, von denen eine bauernd ift, die anderen aber 
porübergehend find. Jene befteht in einem jährlichen Zuſchuſſe von 
200 „B zu der Officiers-Penſions-Caſſe, welcher 1850 bewilligt ift, 
um die außerordentlich ungünftigen Berhältniffe der Landgendarmerie— 
Dfficiere (mit Ausnahme ded Commandeurs) den Anforderungen der 
dringendften Billigfeit gemäß etiwad zu verbeffern 2). An fünftig 
tvegfallenden Ausgaben wurden bei Feltftellung der Ordonnanz von 
1836 überhaupt 785 PB 17T gr 3 & übernommen; in Folge der 
Ordonnanz von 1842 verminderten fie fi auf 434. — ger 109. 
Darunter befand fid eine perfönlihe Zulage für den Commandeur 
bon 177 .ß, melde 1853 ,, hintvegfiel, da die Stände deren Fortbewilli— 
gung ablehnten 3). Der Reit von 257 .P — ggr 105 befteht in einer 
perfönlihen Zulage von 17 ,B — ger 10% und in 240 „Pau temporairen 
Benfionen. Bon biefen letzteren haben aber mehrere (72 „P) bereitö 
wieder aufgehört. Bei der Ordonnanz von 1836 wurde nämlich für 
die 20 älteften ohne Anftellung im Givildienfte penfionirten Land— 
genbarmen eine perfönlihe Zulage von je 12 4 jährlich betoilligt, 
doch zufolge einer ſtändiſchen Bevorwortung nur bis dahin, daß beim 
Militair eine Erhöhung des Penfions Etats, welche auch den Lande 
gendarmen zu Gute fomme, möglich fein würde. Diefe Erhöhung trat 


— — — 


I) Actenſtücke XI. 1. S. 2022: XI. 2. ©. 34, 210. 

2) Actenſtücke XI. 1. S. 1625, 2147. Der Zuſchuß wird im Budget nicht 
rihtig, unter den fünftig wegfallenden Ausgaben (Mbthi. XV. „NE. 8) berechnet, 
was wohl nur in dem zufälligen Umfande feinen ®rund hat, daß er gleiches 
zeitig mit dem vorübergehenden Zufhufe zu der Dfficier = Benflond = Eaffe 
bewilligt wurde. Staatéhaushalt II. 167. 

3) Actenftüde X1.4. S. 245, 959. 
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1845 ein !); die bamald ſchon beigelegten Alterszulagen erlöſchen 
daher nun allmälig. Im Ganzen betragen die fünftig megfallenden 
Ausgaben alfo jetzt (185%,,) noh 185 »$ — gr 10 3. 


Abſchnitt VL 
Medicinalwefen - 


Dad Mebicinalivefen ift nicht durd eine allgemeine Mebicinal- 
orbnung geregelt, obwohl die Stände died fhon 1817 und nachmals 
wiederholt als fehr wünſchenswerth beantragten; doch find die widhtig- 
ften Gegenftände deöfelben nad und nad) durch befondre Geſetze, Ver— 
ordnungen und Abreden zwiſchen Regierung und Ständen feftgeftellt. 
Died gilt namentlich: 


1. Bon den Behörden und Perfonen zur Leitung und Beauf: 
ſfſichtigung des Medicinalwefens 2). 


Bid zum Jahre 1847 beftanden einige Medicinal- entralbe- 
hörden, aber nur für wenige beftimmte Zwecke und ohne genügenbe 
Verbindung mit den Regierungd-Behörden und den übrigen Mebici- 
nalperfonen. An ihre Stelle wurde durd die Verordnung vom 18. 
März 1847 ein Ober-Medicinal- Collegium geſetzt, welches dem Minis 
fterium bed Innern unmittelbar untergeorbnet und ben Landdroſteien 
und ber Berghauptmannfhaft coorbinirt ift 3). Dasſelbe befteht regel= 
mäßig aud 5 Mitgliedern, von melden zwei abwechſelnd ben Vorſitz 
führen, und aus einem Gecretair. Es hat feine Verwaltungsbefug— 
niffe, fondern ift eine begutadhtende und berathende Gentralbehörbe, 


— — — — — 


I) Geſetzſammlung von 1845, I. 7. Staatöhauöhalt II. 168. 
2) Mctenftüde IE. ©. 16, 220; VIII. 3. ©. 959, 1391; X1.2. ©. 279, 1202, 


3) Kür dad Militair und deffen Einrichtungen befteht eine befondre obere 
Medicinalbehörde. 


— 


welcher neben Prüfung der Aerzte, Wundärzte, Zahnärzte und Apo— 
theker, ſo tie Erſtattung der von den oberen Verwaltungs- und 
Juſtizbehörden erforderten Gutachten die Beachtung des geſammten 
Medicinalweſens ſowohl in Beziehung auf die Medicinalperſonen als 
die Medicinaleinrichtungen, mit Ausnahme derer für die Landes-Uni— 
berfität, obliegt, und welche über alle darauf fid beziehenden wichtige: 
ren Verfügungen zu Rathe gezogen wird. Auch hat fie, befonders 
durch den Secretair, die Oberauffiht auf dad Kuhblattern-Impfweſen 
und die Berforgung der Impfenden mit frifcher Lymphe wahrzunehmen. 


Jeder Landdroftei und der Berghauptmannſchaft ift ein Phyſicus 
chne Stimmredt beigeordnet, welcher gefundheitöpolizeilidhe Gutachten 
zu erftatten und bei der von jenen Regierungöbehörden und dem Ober: 
Medicinal-Collegium zu führenden Auffiht über die Mebicinalperfonen 
und Medicinalanftalten ded Verwaltungsbezirks Hülfe zu leiften hat. 


Zur Wahrnehmung ber örtlichen medicinalpolizeilihen und ge: 
rihtöärztlihen Gefhäfte waren in faft allen Iheilen des Königreid)s 
ihon in früherer Zeit Aerzte und Wundärzte (Landphyſici und Land— 
hirurgen oder unter andren Namen) angeftellt; jo weit ed noch nicht 
der Fall getvefen, geihah es nad dem Aufhören der Fremdherrſchaft ). 
Doh Maren die Bezirke meift zu flein und die Zahl der Aerzte zu 
groß, daher häufig weder ihre Erfahrungen noch aud) ihre Dienfteinnahmen 
genügten. Nad einem im Jahre 1847 Regierungöfeitig den Ständen 
vorgelegten und von bdiefen genehmigten Plane follten deshalb bie 
Phyſicatsbezirke nad) und nad) auf höchſtens 66 und die Landchirur— 
gate auf höchſtens 67 beſchränkt, die Befoldungen dagegen det Ge: 


1) Ihre baldigſte Anftellung im Bentheimfchen, wo fle fehlten, beantragte 
die probiforifhe Ständeverfammiung 1817. Dem gleichzeitigen dringenden 
Antrage der Stände auf durchgängige Ordnung biefer Angelegenheit auf Koften 
ber Zanded-Eafle fetzte bad Minifterium den Einwand entgegen, daß daburd) die 
Hinterfaffen der Gut- und Patrimonial-Gerichtöherren, welche in ihren Be— 
zirken bie G@erichtöärzte felbft falariren müßten, zu ben aus ber @enerals 
Steuer= Eaffe zu zahlenden Befoldungen aud herangezogen werden würden. 
Actenftüde I. ©. 19. 
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fhäften und ben weit größeren Anforberungen der Jetztzeit gemäß ers 
höhet werden. Die Ausführung bed Plans war fchon ziemlich fort: 
gefhritten, ald 1852 die neue Organifation der Gerichts- und Ber: 
altungöbehörben eine Aenderung nothivendig Machte. Damald wa— 
ren die zu treffenden neuen Einrihtungen zwar noch nidyt vollftändig 
zu überfehen; dod mußte vorausſichtlich die Zahl der Phyſici an ben 
Eihen ber Obergerichte vermehrt, dagegen fonnte das Inſtitut der 
Landdirurgate, wad fi nit ganz bewährt hatte und zu dem neuen 
Einrihtungen noch weniger ald zu den früheren zu paffen ſchien, ent— 
weder völlig aufgehoben oder doch fehr befhränft werden. Auch ließ 
fih fon erfennen, daß die Wahrnehmung geridtsärztliher Geſchäfte 
ben den Zandbrofteien beigeorbneten Phyſikern wegen der in allen 
Bezichungen erhöheten Anforderung an ihre dienftlihe Ihätigkeit fünfs 
tig nicht immer möglich fein würde. Um nun die Regierung zur 
Vorbereitung ber erforderlihen inrihtungen in Stand zu feßen, 
ohne bie General-Caffe fofort mit neuen Ausgaben zu belaften, 
ermädtigten die Stände fie, die gefammte Bewilligung für die den 
Landdroſteien beigeorbneten Aerzte, für Landphhfici und für Chirurgen, 
ald eine einzige bergeftalt zu behandeln, daß durd; die Erfparungen an 
bem einen der darunter begriffenen Ausgabezweige die Mehraudgabe 
an ben andren gededt werde, jedod ohne Ueberſchreitung der 1847 
feftgeftellten höchſten Gehaltsſätze. 


Bon den Koſten der Medicinalbehörden trug vor 183/;, die 
Königlihe General-Caſſe nur die Befoldungen einiger Aerzte, zum 
Theil in Folge früherer Dienftverhältniffe und in Rüdfiht auf ihre 
befondre Zage !), zum Theil aber wegen ihrer Eigenihaft ald Mit: 
glieder der ärztlihen Prüfungsbehörde und der Generalvaccinationds 
committee. Die General-Steuer-Eaffe zahlte ebenfalld ein paar ſolche 


1) 3.8. für einen Arzt in Eibingerode und einen Wunbarzt auf ber Inſel 
Borkum, wo diefe Mebdicinalperfonen nicht zu entbehren waren, doch aber nad) 
ben Ortöverhältniffen vom Ertrage ihrer Praxis nicht leben fonnten. 
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Gehalte wegen früherer Dienftverhältniffe I), trug aber außerdem alle 
Befoldungen der Landphyſici und Landdirurgen 2. Zur Zeit ber 
erften Gaffenvereinigung betrugen die jährlihen Zahlungen 


1) an Befoldungen einzelner Aerzte 
aus der Königl. General=Eaffe 2,443 Pd ggr 49 
nn General: Steuer: Eaffe 15)9 3 nr Ar 
2,602 PB 119 85% 
2) an Befoldungen der Landphyſici und Lande 
hirurgen aus der General-Steuer-Eaffe3) 13,572 u 2. 5m 


Zufammen — 16,174 à14 ggr 19. 


Mährend der Eaffentrennung von 1891/,, lagen die Befoldungen 
ber Aerzte und Chirurgen fümmtlid auf der General Eteuer - Caffe 
und betrugen bis 1846 


1) für die Ärztlihe Prüfungsbehörde ... 650 „$ 
2) » Berfendung der Kuhpodeniymphe *) 200 u 
3) " Landphnfici und Landchirurgen .. 13,437 » 10 gr 49 
4) vorübergehende Beloldungen und Gratis 
ficationen für Werzte und Wundärzte . 1,154 » 11 8. 


Zufammen — 15,442 8 4. 
Vom 1. Juli 1846 an aber wurden befoilligt Befoldungen 


1) für das Ober-Mepicinal= Collegium 
a. für 5 Mitglieder. ... 1,500 $ 








1) an zwei Merzte, fo wie (eine Penflon von 60 .P) an bie Wittwe eines 
vormaligen Landphyſicus zu Bentheim, und an einen Thierarzt in Salzgitter. 

2) mit Ausnahme einer aud der Königlihen General-Caſſe erfolgenden 
- Befoldung für den Landphyſicus zu Stade, was gleihfalld in früheren befondren 
Verhältniffen feinen Grund hatte. 

3) Die Bewilligung für 1819 betrug 13,652 .P Gonventiond- Münze und 
war feitbem faft unverändert geblieben. Actenftüde II. S. 220. 

4) Der mit diefem ®efhäfte beauftragte Arzt genoß eine Beſoldung von 
150 .P Gonventiond- Münze, welche 1844 auf 200.P erhöhet ward. Actenftüde 
VIII. 2. ©. 084. 
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— 1,500 P 

b. Zulage für die beiden 
DIEADER 2.4 200 
c. für den Secretair ... 200 


— — 1900 »B 
2) für die den Landdroſteien und 


ber Berghauptmannfcaft 

beigeordneten 7 Aerzte zu 

ie 0 P......... 2,100 ,»B 
3) für Landphyſici und Land: 

dirurgen mit einem hödjften 

Befoldungsfahe von 250 ,P 

für erftere, und von 60 PB 

für letztere )J ....... 16,400 — 





- 18,500 , 
4) für Verſendung der Kuhpodeniymphe . 200 ⸗ 
20,500 

5) an künftig tegfallenden Wefoldungen, 

Gratificationen und Benfionen, außer der 

biöherigen Summe, noch 275 “$, alfo 1,4292 17T 89% 

überhaupt — 22,029 P IT gr 8 5 

Die Büreaufoften ded Obermedicinalcollegiums trug eben fo tie 
früher die Büreaufoften der ärztlihen Prüfungöbehörde und ber 
Generalvaccinationscommittee, bie Königliche General = Gaffe. Eie 
werden jeßt im Budget unter den Ausgaben für übrige Mebdicinal: 
anjtalten berechnet und beitehen dem Haupttheile nad) in Miethe für 
eine Regiſtratur 2). Ihr Anſchlag acht auf jährlid 600 »P; die wirk— 
liche Ausgabe hat 1850,,, — 481 „P, 1852,32 — 641 „P betragen. 

Die im Jahre 1846 dauernd bewilligten Summen find bis jeßt 
unverändert geblieben und vertheilen ſich nad dem Anſchlage für 
15°%,, fo: 
I) Nur der Landchirurg auf der Inſel Borkum darf bi6 200 4 erhalten. 
2) Die übrigen ®cfhäftsräume hat dad Kollegium im Gebäude ber vor— 
maligen irurgiihen Schule. 
Lehzen Stoatshausbalt. Li. 25 
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1) für dad Obermebicinalcollegium ... 1,900. — gr — 9 


2) » WBerfendung der 2pmphe.... . 200 2» — — u 
3) » Merzte, die den Landdroſteien 

beigeorbnet find... ......- 2,000 #» — n — u 
4) » Dbergerihtd- und Landphnfici.. 12,886 „» 22» 8 u 
5) » Landdirurgen .. 22er... 334 u In Am 
0): DEEBODEE ae 58 ua 22 — 


Die temporairen Zahlungen dagegen haben ſich bis auf 473 „P 
12 ggr vermindert. 


I. Ausbildung und Prüfung der Medieinalperfonen. 


Die Aerzte müffen zufolge der Verordnung vom 12. October 
1829 ftatt deö früher vorgefchriebenen dreijährigen jet einen vierjäh: 
rigen vollftändigen medicinifhen Curſus auf einer Univerſität gemadt 
haben; der Befuh einer größeren dirurgifhen Schule kann unter 
geeigneten Umftänden darauf, jedoch höchſtens für ein Jahr angeredynet 
werden. Ueber die Ausbildung der Wundärzte, Bader und Zahn: 
ärzte find durch bad Geſetz vom 21. Januar 1855, betreffend bie 
Ausübung der MWundarzneifunde und die Prüfung der Wundärzte, 
fo wie durd die Ausführungs-Verordnung vom 6. Februar 1835 
und bie Befanntmahung vom 4. März 1844 ausführliche Vorfchriften 
getroffen I). Darnach müffen Wundärzte, melde die Wundarzneifunit 
in ihrem ganzen Umfange (ald unbefchräntte Wundärzte) ausüben 
“ wollen, der Chirurgie ein bierjähriged Studium, wenigſtens zum Hälfte 
auf einer Univerfität und zur andren Hälfte auf einer vollftändig 
eingerichteten Schule; diejenigen aber, welche die Wundarzneifunft nur 
in befchränfter Maafe ausüben mollen, ein dreijähriges Etudium 
entiveder auf einer Univerſität oder auf einer ſolchen Echule gewidmet 
haben?). Die Zeit, melde: fie als Lehrlinge oder Gehülfen andrer 

I) Actenftüde V. 2. ©. 501, 804. B 

2) Die von ben Ständen nachgeſuchte gefetzliche — der Vorſchrift 
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Wundärzte zugebracht haben, kaun darauf nicht angerechnet werden. 
Auf welche Weiſe die Bader ſich ihre Ausbildung erwerben ſollen, iſt 
nicht vorgeſchrieben; rückſichtlich der Zahnärzte aber iſt durch die 
Miniſterial-Bekanntmachung vom 4. März 1844 die Anordnung getroffen, 
daß ſie neben der Unterweiſung durch einen Kunſtverſtändigen min— 
deſtens Ein Jahr lang dem Studium der Anatomie und Chirurgie 
auf einer vollſtändig eingerichteten chirurgiſchen Schule ſich gewidmet 
haben ſollen. Eine Specialſchule für Aerzte beſteht im hieſigen Lande 
nicht; dagegen beſtand bis auf die neueſte Zeit eine chirurgiſche Schule 
zu Hannover, welche 1825 durch Verbindung des Collegium chirur- 
gicum zu Celle und des, von den Wundärzten in der Stadt Hannover 
gegründeten am 5. Mai 1716 landesherrlich beftätigten Collegium 
anatomico-chirurgicum gebildet und den damaligen Anforderungen 
entfpredyend eingerichtet var. Da fie indeh, um zweckmäßiger Weife 
bejtehen zu bleiben, einer fehr weſentlichen Verbeſſerung bedurfte, dann 
aber neben der Univerſität für ein Bedürfniß nicht gehalten werden 
fonnte, fo ward fie 1853 aufgehoben }). 2 

Sämmtliche Mevicinalperfonen müflen, bevor fie zur Praxis 
zugelafien werden, ſich einer Prüfung unteriverfen 2). Zur Vornahme 
derielben tward für Aerzte durd die Verorbnung vom 18. December 
1313 eine befondere Behörde beftellt, bei welcher Gelegenheit auch die 
Gegenftände der Prüfung näher beftimmt wurden 3). ben biefer 
—— —— 


über die Ausübung der Wundarzneitunſt in beſchränlter Maaße ift nicht erfolgt. 
Actenftüde VII. 3. €. 1492. 

I) Zu den Koften gab vor 1834 die Königlihe General-Caſſe 500 ,$ 
Caſſen-Münze und die General-Steuer-Caſſe eben fo viel, weil bi6 1825 eine 
aleihe Summe für das coll, chir. zu Celle aus der Yandescaffe bezahtt war. 
Ron 1841/45 trug die Königlihe Cafe die Koften, welche zulettt auf 1370 .P 
9agr ſich beliefen. Actenſtücke III. 1. S. 154, 254. | 

2) Verordnung vom 8. Mai 1731. Die auf der Landes-Univerſttät Pros 
movirten Doctoren der Medicin find nah den landeöhrrrlichen Privilegien vom 
7. December 1736 hievon anögenonımen, was bie Verordnung vom 18. Des 
cember 1818 dem Namen nad beftehen läßt, in der That aber aufhebt. 

3) Die Regierung erbot ich 1819, die Hälfte der Prüfungékoſten, melde 
für jeden Eraminandus auf 20 „F Boid feftgeftellt waren, aus der Königlichen 


2 * 


25 
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Behörde ward durd das Geſetz vom 21. Januar 1835 die Prüfung 
der Wundärzte und der Zahnärzte, falls Letztere ihre Kunft auch 
außerhalb ihres Wohnortd üben tollen, übertragen. Sonſt haben 
die Zahnärzte gleich den Badern nur der Prüfung durdy den Phyſicus 
des Bezirks, in welchem fie ihr Gefhäft üben wollen, ſich zu unter: 
werfen. Seit Errihtung ded Obermebicinalcollegiumd ift biefem das 
Geihäft der Prüfungen übertiefen. 

Diejenigen Aerzte und Wundärzte, welche Landphyſici oder Land— 
hirurgen werden oder zu andren Ärztlihen Dienftitellen gelangen 
wollen, müffen nody eine befondre Prüfung durd das Dbermedicinals 
collegium bejtehen ). Außerdem ſchrieb die Verordnung vom 6. Fe— 
bruar 1835 vor, daß zu Landchirurgen in der Regel Wundärzte erfter 
Glaffe (mit unbefchränfter Praxisbefugniß) ernannt werden follten. 
Died hob die auf ftändifchen Antrag erlaffene Berorbnung vom 
19. April 1847 auf und beftimmte, daß zu jenen Stellen vorzugsweiſe 
zur Wundarzneifunft befähigte Merzte, befonderd ſolche, melde die 
Phyſicatsprüfung beftanden, zu nehmen fein ?). 

Das beftandene Examen allein berechtigt aber noch nicht zur 
ärztlihen oder mwundärztlihen Praxis, fondern es bedarf dazu außer— 
dem einer Erlaubniß (Conceſſion) der Landdroſtei (beziehungäweife der 
Berghauptmannfchaft oder des Magiftrats in den Städten, welchen 
ſolche Erlaubnißertheilung herkömmlich zuſteht 3), bei deren Ertheilung, 
— — J 


General-Caſſe bezahlen zu laſſen, wenn bie andre Hälfte aus der General— 
Steuer-Caſſe bewilligt würde. Stände lehnten died aber ab, da aud von den 
Theologen und Juriften die Koften ihrer Prüfung feibft getragen werden müßten. 
Actenſtücke II. S. 23, 24. Die jetige Tage für die Prüfungen enthält das 
Refe vom 21. Januar 1835. XV. 8. Die Gebühren fallen den Brüfenden zu. 
Actenſtücke VIII. 3. S. 960. — MWiederholt, aber ohne Erfolg ifi von Ständen 
zur Erwägung ber Wegierung verftellt. ob nicht angehende homöopathifce 
Aerzte in der homöopathifchen Speilmittellehre zu prüfen feien. Actenſtücke 
VIII. 3. S. 1395; IX. 1. S. 1217; XI. 1. ©. 1648. 

I) Verordnung vom 18. December 1518: Belanntmachung vom 17. No— 
bember 1844. 


2) Actenſtücke VIN.3. S. 1393. 
3) Die Eonceffionen für Bader ertheilen feit 1854 die Obrigfeiten. Auch 
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wie die Verordnung vom 18. December 1818 hinſichtlich der Aerzte 
ausdrücklich vorſchreibt, auf das Bedürfniß des Orts, in welchem der 
Arzt ſich niederlaſſen will, geſehen werden ſoll. Nur in den größe— 
ren Städten (worunter ſolche von wenigſtens 5000 Einwohnern zu 
verſtehen ſind), ſoll die Erlaubniß ohne beſondre Umſtände nicht leicht 
verſagt werden i. 

Eine allgemeine Taxe für die Medicinalperſonen (Aerzte, Wund— 
ärzte, Geburtshelfer und Zahnärzte), wodurch deren Belohnung, falls 
darüber feine Vereinbarung getroffen ift, ſowohl für ihre Hülfeleiftungen 
in der Privatpraxis ald auch für ihre Dienite in medicinifch=polizeis 
licher und gerichtsärztlicher Hinſicht beftimmt wird, iſt durch die Geſetze 
vom 21. Januar 1835 und 20. April 1844, jo wie durch die Aus— 
führungöverordnung dom 6. Februar 1835 und die Minifterial- 
befanntmahung vom 13. April 1854 feſtgeſtellt. Dadurch ift die 
unentgeltlide Behandlung der kranken Armen den Medicinalperionen 
auferlegt, wenn fie von den Obrigfeiten oder Armenbehörden dazu 
aufgefordert erden, und nicht etwa eine Vergütung mit ihnen ver— 
abredet oder herkömmlich aus befondren Fonds, 3. B. für erfranfte 
Handwerksgeſellen aus der Gildecaſſe zu leiften iſt 2). 


Il. Apotheken. 


Das Apothekenweſen und der Handel mit Arzeneien, fo wie mit 
andren zur Wrzeneibereitung dienenden Waaren ift durd die Ber: 
ordnung dom 19. Tecember 1818 geregelt. Darnach darf die 
Apothekerkunſt felbftftändig nur der ausüben, welcher nad vorſchrifts— 
mäßiger Ausbildung eine dom Ober-Medicinal- Collegium mit ihm 


bedürfen fie einer fotchen Konceffion nur, wenn fie die ihnen verftatteten wund— 
ärztlichen Verrichtungen vornehmen mwollen. Die Ausübung bed Barbiergeſchaͤfts 
richtet ſich nach den Beſimmungen der Gewerbeordnung vom 1. Auguſt 1847. 
Geſetzſammlung von 1854 IN. ©. 5. 

I) Auf dem Harze findet dies jedoch in Betracht der dortigen eigenthüme 
lihen Berhättniffe feine Anwendung. 

2) Actenhüde V.2. ©. 501, 804: VI. 2. S. 47, 501. 
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angeftellte Prüfung beftanden hat!) und ein auf feine Perſon 
fautended Privilegium befit oder von der Landdroſtei (beziehungs— 
weiſe Berghauptmannfdaft) die Erlaubniß (Conceflion) erhalten hat. 
Dei Ertheilung derjelben foll die Landdroſtei dafür forgen, daß bie 
Apotheten zweckmäßig im Lande vertheilt feien 2). Gin Apotheken— 
inhaber, der durd irgend eine Urſache gehindert ift, der Apothefe 
genügend vorzuftehen, muß fih durch einen zur Ausübung der 
Apothekerkunſt geeigneten Provifor vertreten laffen und darf ftörende 
Nebengefhäfte nit ohme Erlaubniß der Regierungsbehörde über 
nehmen. Den Aerzten und Mundärzten ift dad Halten von Winfel- 
apothefen und das Eelbitdiöpenfiren verboten 3), der Gebraud einer 
tleinen Neife-Apothete für dringende Fülle jedoch geftattet %). Für 
die Ausbildung und Beauflihtigung der Lehrlinge und Gehülfen zu 
forgen find die Apotheker verpflidtet. Die vorſchriftsmäßige Ein: 
richtung ber Apothefe und der Arbeitöräume, dad Dafein und bie 
Güte der erforderlidyen Arzneimittel und der Etoff zu deren Be: 
reitung, der Geräthſchaften, Bücher u. f. w. unterliegt einer befondren 
Gontrole, welche theild vom Phyſicus des Bezirks, theild von einem 
General=- Inspector der Apotheken durch periodifhe Wifitationen und 
auf andre angemeffene Weife geübt wird. Den Medicinalperfonen oder 
ihren Kunden Geſchenke in Beziehung auf ihr Gefhäft zu geben, ift 


I) f. auch Minifteriats Befanntmahung vom 18. April 1842. 


2) 1852 ftellten die Stände, durch cin Geſuch mehrerer Apothefen : Xomi- 
niftratoren veranlaßt, zur Erwägung der Regierung, ob und wie die Erlangung 
bon Apothekenconceſſtonen zu erleichtern fei; erfannten aber felbft die Bedenken 
sum boraus an, melde aus der nothmendigen Rücſicht anf den geficherten 
Beftand der Apotheken entipringen. Actenflüde XI. 4. &.1023. Die Zahl der 
Aipothefen im Lande beträgt 217 ſelbſtſtändige und 54 Filialapothefen, alio 
durchſchnittlich Eine auf 6700 Einwohner. 

3) Dad Geſuch einiger homöopathifhen Aerzte um Erlaubniß zum Selbſt— 
diöpenfiren iR von Ständen zur Erwägung der Negierung verftellt. Actenſtücke 
VIII. 3. ©. 1395; X. 1. ©. 1648. Die Megierung bat ibm aber nicht Statt 
gegeben, fondern nur die Anlegung homöopathifher Apotheken erlaubt. 

4) Näher beftimmt dur die Bekanntmachung vom 18. October 1833. 
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ben Apothefern bei Strafe unterfagt I). Zur Bereitung ber Arznei 
“mittel giebt bie Pharmacopoea Hannoverana Anweiſung, deren 
neuefte 1833 veröffentlicht if. Mit derfelben ift eine Arzneitage 
verbunden, melde die Apotheker genau befolgen müffen 2). Eine 
General-Infpection fümmtlider Apotheken ward ſchon 1818 vom 
Minifterium angeordnet, dies Gefhäft ift biöher immer einem Pro: 
feffor der Chemie und Pharmacie zu Göttingen anvertrauet geivefen. 
Zur Unterfuhung der Apotheken muß alljährlid eine Reife von dem 
General» Infpector in Perſon, und eine zweite von ihm oder von 
einem ihm beigeorbneten Stellvertreter gemadt, und ber Befund 
ſowohl der zuftändigen Zanddroftei, ald dem Ober-Medicinal-Colle—⸗ 
gium zur Anzeige gebracht werden?). Der General-Infpector erhält 
eine jährlihe Bejoldung oder Remuneration bon 300 bis 450 „P, 
fo fie Neifefoften und Diäten aus der General-Caſſe y. Der 
Gehülfe befommt nur die letzteren. Diefe Ausgaben erden im 
Budget unter den ‚Koften der übrigen Medicinalanftalten (X. 6. c.) 
berehnet. Der Budget-Anfchlag beträgt 900 „P, wovon 450 “P 
zur Beftreitung der Diäten und Reiſekoſten beftimmt find. Die 
wirkliche Ausgabe betrug 1850,, —= 812 ,P 10 gg, 185253 
— 7148 22 ger. Der Phyſicus erhält für feine Unterfudhungen 
Gebühren, welche der Apothefer bezahlen muß >). 


— — 


1) Das Verbot iſt ernenert, geſchärft und ausgedehnt durch die Miniſterlal— 
Bekanntmachung vom 4. Februar 1842. 

2) Minifterial- Belanntmahung vom 31. Januar 1833. Die Taxe hat 
indeß feitdem im Einzelnen viele Menderungen erlitten, welche jebeömal durch 
die Geſetzſammtung befannt gemacht worden. Das Gleiche geſchieht hinſichtlich 
des Preiſes der Blutegel, weihe bie Apotheken nad der Miniſterial-Bekannt⸗— 
machung vom 22 October 1841 vorräthig haben müſſen. Die urſprünglich in 
Conventiond-Münze feſtgeſetzte Arzneitaxe if 1834 auf gleſche Beträge in 
Courant ohne Aufgeld geſetzt. Actenſtücke V. 2. S. 809. 

3) Miniſterial-Bekanntmachungen vom 26. Juli 1836 und 20. März 1850. 

4) Vor 1834 erfolgten bdiefe Zahlungen aus der Generals Steuer = Eafle. 
Actenſtücke II. ©. 20. 21, 230; 11.2. ©. 330; 11.3. ©. 17, 210. 

5) Geſetz dom 21. Januar 1835, die Tage für bie Medicinalperfonen 
betreffend, Abfchn. AV. M 5. 
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IV. Entbindungs: Lehranftalten. 


Außer dem der Univerſität angehörigen großen Entbindungshaufe 
zu Göttingen giebt cd im hiefigen Lande noch 5 öffentliche Entbindungs— 
Anftalten zum Unterrichte für Hebammen. Die Aufnahme von Schwan— 
gern in bdenfelben, welche urfprünglih mit zu dem Zwecke geſchah, 
dürftigen Perfonen diefer Art die nöthige Hülfe und Pflege zu vers 
ſchaffen, gefchieht jetzt mehr aus Rüdfiht auf die Unterrichtszwecke. 
Die unter Auffiht der Panddrofteien ftehenden Anftalten haben 
ihren Sit 

1) in Hannover, gegründet 1780, zunächſt für den Bezirk der 
dortigen Landdroſtei, 
in Gefle, 1784 errichtet, zunächſt für die Yanddrofteis Bezirke 
Lüneburg und Stade, 

3) in Hildesheim, fhon unter Fürftbifhöflicher Zeit gegründet, 
aber 1816 hergeiteflt und erweitert, für dad Fürſtenthum 
‚Hildesheim und die Stadt Goslar beitimmt; 

in Emden, für Ditfriesland und das Karlingerland, 1792 zu 
Aurid don den Ständen gegründet, feit 1799 als landes— 
herrliches Inftitut erhalten, während der Franzöſiſchen Kerr: 
fhaft eingegangen, von der Holländifchen Regierung bergeitellt, 
1819 aber von der hiefigen Negierung nah Emden verlegt 
und fehr erweitert }); 

5) in Osnabrück, 1824 für den dortigen Landdroſtei-Bezirk 

errichtet. 


Die älteſte Vorſchrift hinfihtlih des Hebammenweſens findet ſich, 
bei den Anordnungen über die von den Hebammen vorzunehmenden 
Nothtaufen, in der Kirdenordnung von 1569, der zufolge don ben 
Aemtern jeden Orts fammt dem Paſtor und den Diderleuten (Kirchen: 
geſchworenen) mit Rath verftändiger Frauen allenthalben Hebammen 
berordnet erden follen. Uebrigens ift dad Hebammenweſen durch 


D) 
— 


4 


— 


1) Wiarda Oſftfrieſiſche Geſchichte 10. S. 111. Actenſtücke I. S. 25. 
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feine allgemeine Verordnung, fondern nur für einzelne Yandeötheile 
durch Regierungöverfügungen geregelt ). Sie ftimmen darin überein, 
daß in allen obrigfeitlichen Bezirken eine dem Bebürfniffe entiprechende 
Zahl von Hebammen angefetzt, daß jedod feine Hebamme zugelaffen 
erden folle, welche nicht neben den fonftigen nothivendigen perfönlichen 
Eigenfchaften vollftändigen Unterricht in einer Hebammenſchule ge 
noffen habe und Zeugniffe ihrer Kenntniffe und Geſchickllichkeit bei- 
bringe. Die Anftellung erfolgt von den Obrigfeiten. Für die Aus: 
wahl der Hebammen-Schülerinnen gilt in den Landdroſtei-Bezirken 
Hannover und Lüneburg, fo wie in den Fürftenthümern Göttingen 
und Grubenhagen nod die Vorſchrift der Kirdenordnung von 1569, 
in den übrigen Landeötheilen haben die Obrigfeiten die geeigneten 
Berfonen auszuwählen. Regel it, daß die Schilerinnen in den Ans 
ftalten nicht nur Unterridt, fondern auh Wohnung und Beföftigung 
erhalten. Wie viel fie dafür bezahlen müffen, ift in den einzelnen 
Anftalten, und bei einigen derfelben au, je nachdem die Schülerinnen 
den Anitalten von den Übrigfeiten zugetviefen oder aus anderen 
Gründen aufgenommen iverden, ziemlich verfcdieden. Eben dies ift 
der Fall hinfihtlid der Unterhaltd« und Werpflegungöfoften für bie 
Schwangern, welche in den Anftalten entbunden werden 2). 


I) Für Galenberg- ®rubenhagen und Hoya: Verordnung vom 22. Sep— 
tember 1778: für Züneburg Verordnung vom 6. Auguft 1784 und Belfannt- 
machungen vom 24. November und 2. December 1840: für Bremen und Verden 
Ausfchreiben vom 7. December 1789 und 16. Eeptember 1796; für den Land— 
drofteibezirt Osnabrüf Belanntmahung vom 6. Auguft 1824; für das Fürſten— 
thum Hildesheim Wusfchreiben vom 26. Mai 1818 und 3. April 1843; für 
Oſtfriebland Audfchreiben vom 11. November 1819. 


2) Es wurden in ber Anftalt 


entbundben Schülerinnen unterrichtet 

1852 1854 1552 1554 

1) zu Hannover.....» 20? 220 21 30 
vs re 1 21 PEN 154 166 36 30 
3) » Hildeöheim..... 25 60 4 10 
4) „Oonabrück ..... — 65 — 12 


5) » Emden........ — 35 — 12 


— 


Die Koften der Anſtalten werden theils aus den Beiträgen, 
tweldye die aufgenommenen Cdjülerinnen und Schwangeren zahlen 
müffen, theild aus Abgaben, welche im Fürſtenthum Hildesheim und 
im Landdroſtei-Bezirke Odnabrüd bei der BVerheirathung zu dieſem 
Zwecke zu entrichten find, theild aus den Auftünften deö eigenen Wer: 
mögend, vorzugsweiſe aber aus der General: Gafje beftritten I). Bis 
1834 trugen dazu fotwohl die Stöniglihe General-Caſſe als die Ge: 
neral-Steuer-Caſſe bei 2); von 184146 ruhete die ganze Ausgabe 
auf der Königlihen Caſſe. Sie beträgt anſchlagsmäßig 6835 „PB 
159. Die wirkliche Ausgabe aber betrug für die Anftalt zu 


1350 ;, 135? 53 
1) Sannover 261 — a 59% 30. 2m — 
2) Celle... 2164 » 15» Ir 245. IT u I 
3) Emden... 100» — "„ — » Wr —ı —ıa 
4) Dönabrüd 23657 — m — nr 265 
5) Hildesheim 35T» Br" 8n 357 Bm Bu 


— 6443, 10 45 618 PB 9 


[7] — mn — ı 


1) Das Gebäude der Anftalt zu Emden iſt 1819 aus der Oftfrieflfchen 
Provinzial-Reſt-Caſſe angelanft: das Dönabrüdiche aber 1824 aus dem Klofter: 
vermögen überwieſen. Actenftüde II. S. 25. 


2) Im Budget der Generals Steuer= Caffe ſtanden 3180 „P 20 gar Eonv.s 
Münze, wovon 1572 ,P 5 gr 49 aldö Plus-Minus-Poſition für die Anftait 
zu Gelle und den Hebammenunterriht im Hoya-, Diepholz- und Hadeinfchen, 
1608 FJ. 14 gar 8 & aber für die 4 übrigen Anſtalten und zur Unterſtützung 
der Hebammen im Bentheimfchen beftimmt waren. Actenftüde II. ©. 26; 11.3. 
2. 320. 386: I. 1. ©. 284; III. 2. S. 27: V.1. ©. 34%. 
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V. Anftalten zur Heilung und Pflege von Kranken. 


1) Die Irrenanftalt zu Hildesheim). 


Bid zum Jahre 1827 gab ed zur Aufnahme von Geiſteskranken, 
außer einigen ftädtifhen Kranktenhäufern, feine andere öffentlihe Anz 
ftalt im biefigen Lande als eine Abtheilung (der fogenannte Zoflgang) 
im Zuchthauſe zu elle. Auf das dringende Bedürfniß einer Heil— 
und Aufbewahrungsanftalt für Geifteöfranfe machten ſchon die pro— 
piforifhen Stände aufmerffam, und die Regierung wollte 1819 
darauf eingehen; allein der Zuftand der Landes-Caſſe, welcher das 
Minifterium die Koſten aufzulegen beabfidtigte, machte nah Anficht 
der Stände die Uebernahme des erforderliden Aufwandes einftiveilen 
nicht möglid. Grfreulicer Weiſe fanden ſich indeh die Mittel, ohne 
das die Landes-Caſſe belaftet zu werden braudte. Won ded Königs 
Majeftät wurden nämlich die Gebäude, Gärten ıc. ded vormaligen 
St. Michaeliskloſters und ein Iheil des aufgehobenen St. Magda— 
lenentlofterd zu Hildesheim für jenen Zweck überwiefen, und zu den 
Koften des Ausbaues der im Mauerwerke nody tüchtigen Gebäude und 
zu den Koften der eriten Einrichtung der Anftalt die Ueberſchüſſe des 
f. g. Karrenanſtaltenfonds beftimmt ?). Die Anjtalt follte zwei Ab» 
theilungen, bie eine für heilbare, die andre (Pflegeanftalt) für unheil— 
bare Geifteöfranfe erhalten. Jene, als die nothwendigſte, wurde zuerft 
in Angriff genommen, und nad 4 bis 5 Jahren vollendet, jo daß Sie 
im Eommer 1827 eröffnet werden fonnte. Die Herftellung der Prlege: 
anftalt verzögerte ih im Folge der Zeitumftände, und fonnte erit 
1833 in Benußung genommen werden. Dad Michaeliskloſter war 
zur Heilanftalt, dad Magdalenenklofter zur Pflegeanſtalt eingerichtet. 
Bei dem erften Plane hatte man auf etwa 150 heilbare und eben jo 
viele unheilbare Kranke gerechnet; nod während der Ausführung aber 





1) Actenftüde I. S. 9; 11.3. S. 209, 280; II. 1. ©. 136, 276; IV. 1. 
&,292, 540; VII. 1. S.483, 808; VIII. 2. &.985, 1066, 11103 IX. 1. ©. 170, 
642, 1073. 

2) Etaatöhaudhalt I. S. 246, Note 1. 
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erfannte man, daß die Zahl der Aufzunehmenden größer fein werde, 
und richtete daher beide Abtheilungen für je 200 Kranke ein. Aber 
auch Died genügte nicht. Wan ergriff daher das Syſtem ber Beur— 
laubungen, d. h. diejenigen Kranfen, melde fo weit genefen ivaren, 
daß fie ihren Angehörigen, wenn auch tmter einiger Auffiht von 
Seiten der Anftalt, zurüdgegeben werden fonnten, wurden zunächſt 
probeweife aus der Anſtalt entlaffen, im alle ded Erforderniſſes 
aber fofort tvieder aufgenommen. Diefe Maafregel beivährte fid in 
Bezug auf die Kranken felbft; allein den Zweck, die Meberfüllung der 
Anftalt zu verhüten, erreichte fie nit. Denn obwohl bis gegen Ende 
des Jahrs 1841 von den Aufgenommenen 106 beurlaubt waren, fanden 
fih doch noch 458 in der Anftalt, und viele Aufnahmegefudye hatten 
abgefhlagen tverden müſſen. Beſonders fehlte der Raum zur Auf: 
bevahrung der ganz unbheilbaren. Es wurde daher in den Jahren 
184218 eine Ertveiterung der Anitalt vorgenommen, wodurch man 
Gelaß für mindeitens nod 150 Kranke zu gewinnen beabfidtigte. 
Es bedurfte dazu eined Neubaued, der auf den Grundftüden des ganz 
in der Nähe der Anftalt belegenen und bderfelben vom allgemeinen 
Kloſterfonds überiviejenen !) vormaligen Sültekloſters auögeführt wurde. 
Nachdem diefe dritte Abtheilung im Sommer 1848 in Benugung 
genommen war, wurde endlid noch in den nädjiten beiden Jahren 
eine große, allen drei Wbtheilungen gemeinfhaftlide Waſchanſtalt 
erbaut, durd) deren Vorrichtung eine namhafte Erfparung an den 
Unterhaltungdfoften beivirft ward. 


Die Anftalt enthält jet planmäßig Naum für 610 Kranfe; 
dody waren im Frühjahre 1854 etwa 650 in derfelben aufgenommen ?). 


I, Die Landes-Caſſe follte nah der anfänglihen Forderung dc6 Mini- 
ſteriums dafür eine jährliche Mente von 100 „PB bezahlen; doch ftand auf Ein- 
wendung der Stände die Wegierung wieder davon ab und behielt fi nur vor, 
bie Zahlung in Anfpruch zu nehmen, wenn die Kloſter-Caſſe fle zur Erfüllung 
ihrer nächſten Wflichten bedürfen follte., Actenftüde VIII. 2. S. 1066, 1110. 

2) Die Zahl der @eifteöfranfen in der Anſtalt zu Celle beticf fih 1786 
(Annalen der Braunfhweigfhen Kurtande IM. 347) auf 142. 1826 auf 219. 
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Die erſte Abtheilung, im Michgeliskloſter, iſt für 200 muthmaaßlich 
heilbare männliche und weibliche Kranke, die zweite Abtheilung im 
Magdalenenkloſter für 218 unheilbare männliche, und die dritte Ab— 
theilung im Sültekloſter für 198 unheilbare weibliche Kranke beſtimmt. 
Ueber Aufnahme, Ablieferung, Verpflegung, Beurlaubung und Ent— 
laffung der Kranken giebt dad Minifterialausfchreiben vom 19. Fe: 
bruar 1853 Anteifung I). Die Anftalt ift dad geivorden, was fie 
nach der von Anfang an gehegten Abficht werden follte; fie darf den 
beiten Anitalten dieſer Art in andren Ländern an bie Seite geſetzt 
werden, died Verdienſt hierfür gebührt, wenn aud Vielen, die bei 
Gründung und Erhaltung der Anitalt mitgewirkt haben, dod) vorzugs— 
tveife dem erften Arzte und Director derfelben, Hofrathe Dr. Berg- 
mann, welder ihre Einrichtung geleitet und ihr vom erften Tage an 
bis dor ganz kurzem borgeftanden hat. 


Die Koften der erften Einrichtung haben in runden Summen 
betragen ?). 


I) für den Bau 


a. für den Ausbau des Michaeliskloſters. 46,600 „PB Conv. M. 
b. u» " des Magpdalenenklofterd 20,700 — n 

ec. m m Neubau der 3. Abtheilung . . 88,900 » Gour. 
dv " der Wafchanftalt .. 11,600» 


68 fanıen alfo, die Bevölkerung in den Jahren 1786, 1826 und 1854 zu 
600 000, 1,440,000 und 1,820,000 angenommen, auf 20,000 Einwohner 1786 
— fait 5, 1826 reichlich 3, und 1854 über 7 @eiftcäfranfe. Diele Abnahme 
bid 1826 und die Zunahme bi6 1854 hat aber wohl mehr in der Befchaffenheit 
ber Anftaiten, aid in einer relativen ®erminderung und Vermehrung ber 
Beifteöfranfen überhaupt ihren ®rund. 


I) Sefeßfammiung bon 1853, I. ©. 55. 


2) Actenftüde N. 3. ©. 209: HL. 1. ©. 137: IV. 1. S. 2935 IX. 1. 
&, 172, 173. 
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— 150,000 4 Gour 
2) für dad Inventar 
a. der eriten Abtheilung 19,000,.P Conv. M. 
b. » zweiten m 11,000 " 
GC. » dritten m 9,400 „ Cour. 
d. » Waſchanſtalt .. 500 vn m 
rund — 41,000 4 Eour. 
3) für den Anfauf von Gärten bei Ertveis 
terung der Anftalt 1342... ..... 6,000 Cour. 
4) für Abfindung Berechtigter u. dergl... 3,000 — m 
—iuſfammen — 200,000 4J Eour. 
Die geſammten Unterhaltungskoſten der Anftalt belaufen ſich 
jährlih auf reihlid) 80,000 ‚P; davon trägt die General: Gaffe etwa 
ein Drittheil !); das Uebrige wird von den f. g. Nutritoren, d. h. denen, 
welche zur Unterhaltung der in der Anitalt befindlichen Kranken ſchul— 
dig find, bezahlt. Da die Heil- und Pflegeanſtalt aus der mit dem 
Geller Zudthaufe verbundenen Einrichtung zur Aufbewahrung von 
Beiltesfranfen hervorging, bei welcher hinſichtlich der Koftenbezahluna 
diefelben Grundjäte fie bei dem Zuchthauſe zur Anwendung kamen, 
jo wurden diefe aud auf dad neue Injtitut in Hildesheim übertragen, 
fo daß die Nutritoren getviffe felte Beträge für die allgemeinen Un— 
terhaltungs= und Verwaltungskoſten, für die Walch: nnd Kocheinrich— 
tungen (die |. g. Hauögelder), ferner nad) Bedarf die Ausgaben für 
Feuerung, Wäſche, Arznei und Kleidung, die Verpflegungskoſten 
bezahlen mußten). Im neuerer Zeit ift died dahin geändert, daß 
bie Nutritoren Eind für Alles eine feite Summe an Verpflegungs— 
geldern zu entrihten haben, wofür die Kranken vollftändigen Inter: 
halt, Wäſche, Wartung und ärztliche Behandlung erhalten. Nur die 
Verivendungen für Kleidung, Arznei und auferorbentlibe Bedürfniffe 


I) 185/,, beliefen fih die Geſammtkoſten auf 81,054 „P. der Zuſchuß ber 
General-Caſſe auf 26,800 4. 


2) Actenftüde II. 3. ©. 17; Staatöhaushalt I. S. 24. 


werden daneben jedem Kranken befonderd beredinet. Hinſichtlich der 
Verpflegung (Belöftigung) beftehen in der Anftalt drei Stufen (Ab- 
theilungen), von denen die erjte die gewöhnliche ift, an der auch die 
untere Hauödienerfhaft Iheil nimmt, die zweite und dritte aber 
ftufenmeife Verbefferungen find. Die Berpflegungöfoften betragen 
jährlid) 
I. für Inländer 
1) in der erften Glaffe 
der Heilanſtalt . . 56 .$, der Pilegeanftalt 46 PB, 

2) in der zweiten Glaffe 144 » 

3) in der dritten Glaffe 180 „ 

11. für Ausländer je nad Werfchiedenheit der Glaffe 100, 200 und 

300 4. 

Eie find indeß bei den jetzigen Preifen ungenügend, ungeachtet 
feit 1853 Iheurungdzulagen (von täglih 1, 11, und 2 gar oder 
jährlid 30 »P 10 gr, 22 19 gr 6% und 15 »P 5 ger nadı 
Verfhiedenheit der Glaffen) aufgelegt worden find. Statt berfelben 
fol für die Zukunft eine Erhöhung der Verpflegungöbeiträge angeord- 
net erben. 

Von dem Beitrage der General Gaffe trug dor der eriten Caſſen— 
vereinigung die Königliche Gaffe etwa 2, nämlid) den erforderlichen 
Zuſchuß zu den Belöftigungs-, Kleidungs- und Arzneifoften; die 
GeneraleSteuer:Caffe dagegen etiva 5/,, nämlich die Baufoften, die 
Befoldungen und die übrigen VBerwaltungsausgaben. Bon 18%1/,, 
hatte die General-Steuer-Gaffe allein den ganzen Beitrag zu leiften. 
Im Budget ftanden als plus-minus-Rofition von 1834/,, jährlich 
14,900 »P, von 1848/,, — 21,000 „$ und feit 185%,, — 22,000 »P, 
welche ſich anſchlagsmäßig folgendergeftalt vertheilen I): 








1) Actenftüde IX.1. ©. 319, 1073: Xl.4. S. 241, 953; XIHI. 1. ©. 162, 
859. In dem Etat find die zutäffigen höchſten Befoldungsfake angenommen, 
welche ohne ftändifche Zuſtimmung nicht überfchritten werben dürfen. Acten— 
ftüde VII.3. ©. 1235. Daher mwirb an der Etatſumme gewöhnlich etwas 
geipart und die Budgetſumme etwas geringer als der Etat angefeht. — Der 
ältere Etat ſteht Actenftüde V. 1. S. 89, 125. 
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1) Beſoldungen 
a. für dad Ärztliche Verfonal.. 4750 PB 
b. „ den Xnfpector, die Haus— 
verivalter und den Rechnungs— 
JJJJ 2920 





2) Befoldungen und Dienftlöhne für das untere 

Dienfinerfonäl.. 2,5 4.0 4494 6 47 
3) Beköſtigung und Koſtgeld für daffelbe... 2,70 — “ 
4) Feuerung und Erleuchtung für daſſelbe .. 10 » — “ 


 Biraslölen 22442 5.20 500 m — 
6) Allgemeine Verivaltungsausgaben ..... 600 — “« 
7) Unterhaltung der Gebäude ........ 2,000 m — u 
8) Beleuchtung derfelben ... 22.2000. 1,000. — * 
9) Neinigung 500 — u 
10) Unterhaltung des Inventars .. ..... 1,200 — « 


11) Waſchanſtalt, Dienſtlöhne und Beköſtigung 561 15 








2) Geſundbrunnen und Bäber). 


Das Königreidd Hannover befitt eine ziemlide Zahl von Mine— 
ralquellen, deren feine zwar große Bedeutung oder Berühmtheit hat, 
einige jedoch als Gefundbrunnen und zu Bädern benußt tverden. Won 
letzteren find aber aud nur drei ald Stantsanftalten zu betradten. 

1. Die Schwefelbäder zu Zimmer bei Kannover, jeit 1779 
in Gebrauch, vorzugsweiſe von Bewohnern der Reſidenz und der 


I) Epictbanfen werden feit 1848 nicht mehr geduldet. Die Stände hatten 
fhon 1847 ihre Unterdrückung gewollt, wogegen die Regierung dad Recht, fle 
zu geftatten in Anfpruh nalm,-mwa6 — da eö gegen bad Rolizeiftrafgeich vom 
25. Mai 1847 geübt wurde — ohne die Greigniffe des Jahrs 1848 ficher zu 
einem unerfreulichen Conflicte zwifchen Regierung nnd Ständen geführt hätte, 
mobei erſtere fchwerlic im Vortheile gemwelen wäre. &ctenftüde VII.3. ©. 1521, 
2009. 
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Umgegend als Bade und BVergnügungsort befugt, doch aud von 
Austwärtigen, befonderd von Mermeren, die mehr ober minder auf 
Öffentlidye Koften dort fi aufhalten. 


2. Dad Rehburger Bad in der Nähe der fleinen Stadt 
Nehburg und ded Steinhuder Meered, mit ben erdigfalinifchen Eifen- 
waſſern am Babdeorte und der Schivefelquelle bei Winzlar. Erſtere 
find fhon feit länger ald hundert Jahren befannt, werden aber haupt: 
ſächlich erſt ſeit 1750. mo ein Badehaus angelegt wurde, benußt. 
Die Schmwefelquelle ward 1799 entdedt. Seit etwa 15 Jahren ift 
auch eine Ziegenmolfe=Guranitalt, nad) dem Vorbilde der Sreuthfchen 
bort eingerichtet, und neben dem älteren Badehaufe nody ein neues 
erbauet !). Der ftille freundlihe Aufenthalt in dem hübfchen Rehbur- 
ger Ihale, von dem fhon Hufeland rühmte, daß er Seelenfrieben 
und dadurch neuen Lebendmuth und Lebensſinn eriveden könne, welcher 
oft mehr ald die Kraft der ftärtften Mineraltvaffer zur Herftellung 
der Gefundheit zu wirken vbermöge, bdicfer Aufenthalt trägt ohne 
Zweifel zu dem noch immer ziemlich zahlreihen Befuche des Rehburger 
Bades weſentlich bei. 


Zu dem Limmer und dem Rehburger Bade erfolgt aus ber 
General-Caſſe ein jährliher Zufhuß von 2470 „PB, der unter ber 
Auögaberubrit: für die übrigen Medicinal-Anftalten, berednet 
wird und zur Zeit der Caffentrennungen aus der Königlichen General: 
Gaffe gezahlt wurde. Bon 185%,, an wollte die Regierung denfelben 
auf 3200 „PB erhöhen, aber die Stände gingen darauf nidt ein, da 
fie die Anftalten für nicht fo wichtig im allgemeinen Intereffe hielten, 
um zu ihren Gunften die General-Gaffe und folglid die Steuerpflich— 
tigen mit einer, wenn auch fleinen, neuen Laſt zu belegen 2). 


I) Die Friederifencapelle ift in den 1840r Jahren auf Koften der Krone 
Gaffe gebauet und deren Eigenthum. Actenſtücke X. 1. ©. 128. 

2) Mctenftüde XI. 1. ©. 163, 860. Zum Baue in Mehburg bemilligten 
die Stände auf Antrag der Megierung 1836 einen außerordentlihen Zuſchuß 
von 3500 „PB mit der Bedingung, daß derſelbe in ben näcften 4 Jahren an 

Zehzen, Stantöhausbalt. IL. 26 
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3. Der Soolbade-Anftalt zu Rothenfelde ift ſchon bei einer 
andren Gelegenheit gedacht 1). Sie erhält aus Staatömitteln feine 
weitere Beihülfe, als daß ihr die Soole der dem Krongute gehörigen 
Saline Rothenfelde unentgeldlidy verabfolgt wird. Das Badehaus ift 
auf Actien erbauet und die feit 1853 eröffnete Anftalt erfreuet fi 
eined günftigen Fortganges. 


4. Die vielbefuchte KaltivaffersHeilanftalt in dem am füdlichen 
Harzrande in fhöner Gegend und in unmittelbarer Nähe der Ober: 
harziſchen Eifenhüttenwerfe zur Königdhütte belegenen Flecken Zauter- 
berg, eine Schöpfung des dortigen Arztes Dr. Ritfcher, ift ebenfalld 
Privatunternehmen und. von ber Regierung nur dadurch gefördert, 
daß dem Gründer verfelben 1838;,, die Mittel zum Beſuche bon 
Gräfenberg aus der General:Eaffe gewährt wurden. 


5. Weit wichtiger ald die biöher erwähnten Anftalten ift das 
Seebad auf Norderney, der bekannten Inſel an der Dftfriefifchen 
Küſte 2). Sie wurde in den Jahren 1797 bis. 1800 von Seiten der 
Dftfriefifhen Stände durd den Medicinalrath dv. Halem gegründet, 
fam rafh in Flor, fanf aber von 1806 in Folge ber kriegeriſchen 
Unruhen eben fo raſch wieder, bis fie unter Franzöſiſcher Herricaft, 
ald der Verkehr des Reftlanded mit den Infeln, melde militairifc 
befeftigt und beſetzt wurden, fehr erfchwert tvar, ganz aufhörte 3). 
Nah 1814 aber wurde fie hergeftellt und blühete nicht nur bald 
wieder auf, fondern erhielt ſich aud in ertwünfhtem Zuftande, da die 


dem gewöhnlichen Zuſchuſſe gefürgt werden folle. Diefe Bedingung erfüllte die 
Regierung nur in den Jahren 1837/45 und ließ 183%4, ohne fändifhe Bemwilli- 
gung feibft einen neuen anferordentlihen Zufhuß von 800 „P zahlen. Die 
bald nachher eintretende Eaffentrennung verhinderte die Stände, dawider Maafe 
regeln zu ergreifen. Wctenftüde V.4. ©. 52, 554. 

I) Staatöhaushalt I. S. 203. Nachrichten über diefelbe giebt die Hanno— 
verfche Zeitung von 1853, AZ 91 und 92. 


2) Die Infel Norderney, gefhildert von €. ®. Reino, Hannover bei 
Eulemann. 1858. 


3) Wiarda Oſtfrieſiſche Geſchichte, 10. S. 214. 
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hiefige Regierung, melde diefelbe fehr verbeffert 1818 zwar den 
Ständen zurüdgab, aber auf deren Wunſch fie wieder übernahm, 
ihr fortwährend fteigende Sorgfalt widmete ). Schon bei Gründung 
der Anjtalt und in den erften Jahren ihred Beſtehens war ein Con— 
verfationd- und ein Badehaus aufgeführt, und das erftere etwas 
fpäter bedeutend berbeffert und erweitert worden. Die hiefige Regie- 
rung ließ neben fonftiger weiteren Entwidelung der Anftalt befonders 
durch Bau eined kleinen Logirhauſes und durd) Unterftüßung der 
Infelbetvohner zu befferer Einrichtung ihrer Wohnungen für zweckge⸗ 
mäßes Unterfommen der Gäſte forgen. Als aber bamit dem Bes 
bürfniffe nicht genügt ſchien, wurde 1837/,, ein neued großes Logir—⸗ 
haus erbauet, und für Wervollftändigung und Verſchönerung der 
übrigen Einrihtungen Vieles gethan. Auch fpäter, und namentlid 
in den 1840r Jahren, wurde damit fortgefahren, fo daß allen notl- 
fvendigen und billigen Anforderungen an eine folde Anftalt genügt 
fein dürfte. 


Die eignen Einnahmen der Anſtalt deden in der Regel ihre 
Ausgaben?). Bon 1820 bis 1836 gaben fie einen Ueberſchuß, der 
ſich durdfchnittlid) auf 2100 .B jährlidy belief und zu Neubauten und 
Verbefferung ded Inventars verwandt wurde. Doch erhielt die An— 
ftalt mährend deöfelben Zeitraums zu gleihen Zwecken auch noch 
21,000 aus der Königlichen General-Caſſe. Zum Bau und zur 
Einrihtung ded großen Logirhaufes wurden 53,920 „PB angeliehen, 


N) Von 1817/;5 ließ die Regierung der Seebadeanftalt zur Beftreitung ihrer 
Bedürfniffe einen unverzinstihen Vorſchuß von 22 bi 23,000 „P aus ber 
Polder-Caſſe zahlen, worauf aus der Seebade-Caſſe etwa 1900 „P und mit 
Hülfe eincd Geſchenks aus der Königlihen General-Caſſe noch 5000 4 er⸗ 
ftattet wurden. Da aber 1830 bie Polder-Caſſe zur Erfüllung ber ihr aufs 
eriegten Zahlung von Zinfen für da8 der Hauptbanf ın Berlin zuftehende, auf 
den Bunderpolber radicirte Capital noch 7600 „PB haben mußte, fo wurde ihr 
diefe Summe aus dem Gommerzcapitalienfonds als ein der Seebade-Caſſe zur 
Laft faltended unverzindliches Darlehn gezahlt, was file noch jetzt verfchuibet. 
Staatöhanshalt I. S. 323, Note 3. 

2) Regelmäßig im Jahre 25 bis 30,000 „P. 


26” 


N, 


wovon für die Summe von 30,000 „B die General-Caſſe Garantie 
leiftete, der Reft aber aus dem Domanial-Ablöſungsfonds vorgefhoffen 
ward !). Den bei der Garantieleiftung gemadten Bedingungen zufolge 
muß die angeliehene Summe aus den Mitteln der Babeanftalt ver- 
zinfet und allmälig getilgt werben. Nad dem 1841 den Ständen 
vorgelegten und biö jetzt innegehaltenen Plane wird fpäteftens 1865 
die Schuld abgetragen ſein?). Endlich find während der Gaffen- 
trennung von 18#/,, der Seebabeanitalt außerordentlicer Weife zur 
Verbefferung ihrer Einrihtungen aus den Ueberſchüſſen der König: 
lihen General-Caſſe 10,000 „P bewilligt, fo tvie aud dem Gommif- 
fiondfoftenfonds des Mlinifteriumd ded Innern einige minder bedeu— 
tende Summen zu ihrem Beften verfvendet worden 3). | 


VI. Manfregeln und Anftalten gegen gemeingefährliche 
Krankheiten. 


Unter den Maafregeln und Anftalten zur Verhütung oder Unter: 
brüdung gemeingefährlidher Krankheiten find in der Daritellung de 
Staatshaushalts zu erwähnen: 


1. Die auf Antrag ber proviforifchen Stände durd Verordnung 
pom 24. April 1821 eingeführte Zwangspflicht zur Cinimpfung der 
Kuhpoden, fo wie die im Falle des Ausbruchs der Wlattern zur Ans 


I) Nachdem die Stände 1836 die Garantie für 30,000 „B übernommen 
hatten, nahm bie Regierung 1838 nod deren weitere Garantie für 18,000 „P 
welche einftweilen ohne fländifhe Ermädtigung aus der General-Caſſe vor— 
gefredt waren, in Anſpruch, und als ſolche verfagt wurde, ließ die Hegierung 
aus bem Domanial»Abiöfungsfonds niht nur jene 18,000 .f der General-Caſſe 
erftatten, ſondern noch einen ferneren Vorfhuß von 6000 „B zahlen. Acten— 
ftüde V.4. S. 525, 554; VI.1. ©. 109, 302, 

2) Actenftüde VII.1. ©. 295; X.1. ©. 150: X1.2. ©. 41. Die Nach— 
teilung des Fortganged der Verzinfung und Tiigung ſoll eigentlih alljährlich 
den Ständen mitgetheilt werden. Wei ber Einfachheit der Operation pflegt es 
aber nur in längeren Zeiträumen zu gefchehen. 


3) Staatöhaushalt I. S. 406 und II. ©. 344. 
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wendung fommenden Sicherungsmaaßregeln!)y. Die Formulare zu 
den alljährlich aufzuftellenden Jmpfungsliften werden auf öffentliche 
Koften gedrudt und ben Geiftlihen durd die Obrigfeiten zugeftellt 2). 
Die Revifion der Impfungdtabellen gefchieht durd das Ober-Medicinal⸗ 
collegium, defjen Secretair hauptfählih mit Nüdfiht auf diefen Zweck 
angeftellt if. Unter Auffiht und Leitung diefer Behörde fteht bie 
in Hannover errichtete Anftalt, aus welcher jederzeit echte und frifche 
Kuhpodeniymphe an die Impfer umentgeldlid verabfolgt twird, und 
für die im Auögabebudget jährlid 200 „P berechnet werben 3). 


2. Die Duarantaine:Anjtalt zu Bremerhafen, welche nad Art. 9 
ded Staatövertraged zwiſchen der Krone Hannover und ber freien 
Hanfeeftadt Bremen über die Erbauung eined Hafens an der Wefer 
und Geefte vom 11. Januar 1827 auf gemeinfchaftliche Koften beider 
Staaten angelegt ift und unterhalten wird. Zu diefem letzteren Zivede 
dienen zunächſt die Quarantaineabgaben; fo weit ſolche aber nicht 
binreihen, muß der erforderlihe Zufhuß von jedem Staate zur Hälfte 
getragen erden. Der dieöfeitige Antheil, twelder unter den Aus» 
gaben: für die übrigen Medicinalanftalten beredinet wird, 
pflegt jährlidh 500 bis 1000 „PB zu betragen. Er belief fi 18395, 
auf 766 „B 16 ygr; 1839), auf 483 „PB 8ggr; 1850),, auf 451 ,P 
11 gr 105; 1852/,3 auf 200 P. Bor 1834 und von 1891/,, 
hatte die Königliche General-Eaffe diefe Ausgabe zu Leiften. 


3. Bedeutende Ausgaben für die öffentlihen Caſſen veranlaßten 
die im Jahre 1831 gegen die Cholera ergriffenen umfaffenden Maaf- 
regeln und Ginsihtungen. Da aber die Erfahrung fie zum größten 
Theile fehr bald ald vergeblidy und felbft zweckwidrig ergab, fo wur: 
den die darüber erlaffenen Vorfchriften faft ſämmtlich ſchon 1832 


1) Mctenftüde I. S. 15. Ergänzende und theilweife abändernde Ver— 
ordnungen vom 6. Auguft 1833 und 15. Juni 1839. 

2) Minifterials» Befanntmahung vom 29. Auguft 1839, 

3) Staatshaushalt I. ©. 379. Geſetzſammlnng von 1843, Im. €. 63, 
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tiederaufgehoben und durch andre minder beläftigende und minder 
foftfpielige Anordnungen erfeßt }). 

4. Nach 8 8 der zur Auöführung des Geſetzes über die Taxe 
für die Mebicinalperfonen erlaffenen Verordnung vom 6. Februar 
1835 ift jeder Arzt und Wundarzt fchuldig, den ihm zur Kenntniß 
gefommenen Ausbruch anſteckender Epidemien fojort der Obrigfeit anzu— 
zeigen, welche ihrer Seitö nidt nur ber Landdroſtei darüber Bericht 
zu erftatten, fgndern aud mit dem Phyſicus zu berathen hat, ob bie 
Umftände eine feitere Ärztlihe Unterfuhung und melde fonftige 
Maafregeln nöthig madhen?). Dieſe Unterfudhung ift in ber Regel 
vom Phyſicus vorzunehmen, welcher dafür die burd das Geſetz vom 
21. Zannar 1835 beftimmte Vergütung erhält. Zur Bezahlung der— 
felben, tie überhaupt der Koften für medicinifch polizeiliche Untere 
fuhungen, ift im Ausgabebudget (unter der Rubrif für übrige Medicinal— 
anftalten) eine Summe enthalten, welche mit Einfluß der anſchlags— 
mäßigen Verwendung für die Duarantaineanftalt jetzt 1574 4 beträgt. 
Die wirkliche Ausgabe betrug 1850/,, = 3907 PB 5 ger 4 d, dod) 
fvaren darunter 2214 8 ggr an außerordentlihen Verwendungen 
wegen der Cholera begriffen; 1852,, wurden 968 P 3997 2 
auögegeben. 


1) Verordnung vom 26. Juni 1832. In Kraft find außertem nod bie 
Verordnung vom 1. October 1831 über mehrere ®egenftände in Bezug auf bie 
Nchtöpflege im Kall des Ausbruchs der Cholera, weldhe unterm 9. Auguſt 1850 
authentifh declaritt iſt (Metenftüde XI. 2. ©. 38, 211), und die Verordnung 
über bie Bezahlung der Arzneimittel gegen die Cholera dom 2. November 
1831. 


2) Von den hierher gehörigen Maafregeln, bie unter Umſtänden befondre 
Ausgaben veranlaffen, find etwa nod zu nennen: die Vorfehrungen gegen Aus: 
breitung und Unterbrüdung der Kräte (Geſetzſammlung von 1840, III. 165, 
253), der Syphilis u.f. w.; das Verbot des Verkaufs von Arzneien ohne ärzt— 
liche Vorfhrift, von @iften, fhädlichen Karbeftoffen u. vergl. (Mpotheferorbnung 
bom 19. December 1820, Pollzeiſtrafgeſetzbuch von 1847, 88 186—198); bad 
Erforterniß obrigfeittiher Erlaubnig zum Betriebe gefundheitögefährlicher Ge— 
werbe (Gewerbeordnung von 1847, 8 25): die Vorfchriften über dad Verhalten 
beim ®ebrauche bon Betreide, worin fi viel Mutterforn findet (Befehfammiung 
bon 1828, I. 87). 
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Abſchnitt VII 
WBafferbau)). 


Das Wafferbaumwefen ift für dad Königreich Hannover in Ver: 
hältnif zu feiner Größe von einem Umfange und einer Wichtigkeit 
tie, mit Ausnahme Hollands, wohl für feinen andren Staat des 
Europäifhen eftlanded. Dies ift Folge feiner Lage und Boden—⸗ 
beichaffenheit, da ed im Norden am Meere liegt, von brei großen 
Etrömen, der Elbe, Wefer und Ems, in einer Zängenerftredung von 
mehr ald 30 Meilen theild begränzt thelld durchſchnitten, und außer: 
dem von 112 Haupt und Nebenflüffen und von zahlreihen Ganälen 
in allen Rihtungen durchzogen wird. Vom Flußgebiete der Elbe 
gehören über 160, von dem der Wefer 360 und von dem Flußgebiete 
der Ems über 120 Duadratmeilen dem Königreihe an. Ebbe und 
Fluch diefer Ströme wirken bid nad) Lauenburg, bid Bremen und 
bis über Holte hinauf, durdy die Nebenflüffe aber ſelbſt noch bis tief 
ind Binnenland. Zunädft an ber Nordfee und an ben in biefelbe 
fi) ergießenden Strömen, fo mie aud zum Theil noch an den übrigen 
Flüffen, befonderd in ihrem unteren Zaufe, liegen bie fruchtbaren 
Marfchen, gegen dad von Außen eindringende Waffer auf 134 Mei- 
len Länge durch See- und Fluß-Hauptdeiche gefhüßt, über 56 Quas- 
dratmeilen (fait 1,200,000 Morgen) mit 20,000 Feuerftellen und 
112,000 Einwohnern enthaltend. Hinter ihnen und meift durch 
fünjtlihe Anlagen (Achterdeiche 2c.) getrennt folgen die Moore, welche 
gegen 60 Duadratmeilen (1,250,000 Morgen) umfaffen, von vielen 
Ganälen und Gräben durchſchnitten, zum Iheil mit Colonieen befetzt 
find und in großer Auödehnung zur Torfgewinnung, ald Wiefen, 
Weiden und Aderland benuit werden ?). An diefe Moore flieht 


— — — —— 


1) Bemerkungen gegen die Beſchlüſſe der deutſchen Reichsverſammlung 
über Flüffe, Canäle und Seen. (Amtliche Schrift. Als Manuſcript gedruckt 
1848). Actenftüde VIIL 3. S. 1116. ; 


2) f. unten Abthi. X. Abichn. 9. AZ 7. 
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fi) bie Geeft, ein ebened oder flahhügeliged Land von fehr verſchieden— 
artiger Beſchaffenheit und Fruchtbarkeit, fi ind Innere bis zu einer 
Linie erftredtend, die oberhalb Hannover an den nördlichen und nord: 
öftlihen Abhängen über Minden ins Osnabrückſche hinläuft. Südlich 
von dieſem Landſtriche endlich Liegt dad Berg: und Hügelland, welches 
befonderd dad Göttingen» und Grubenhagenfche mit dem Harze umd 
einen Iheil des Galenbergfhen und Osnabrückſchen begreift, und eben- 
falls reich an Gemwäffern aller Art ift, namentlid) zum großen Theile 
die Quellen der die fläheren Gegenden durdftrömenden Flüſſe enthält 
und vorzugsweiſe aus feinem Schooße ſpeiſet. Damit nun die Bo— 
denfläche des Königreichs !) urbar gemaht und ihrer Befdaffenheit 
wie ben Bedürfniffen gemäß benutzt werden könne, ift nad Verſchie— 
denheit der Gegenden bald Entwäfferung bald Beiväfferung vor allem 
nothivendig. Die eingedeihten Gegenden müffen in Folge der Eins 
deihung unabweislich Entwäſſerungsanſtalten haben, weil fie fonft 
durch dad aus dem hinterliegenden Gegenden ihnen zufliekende und durch 
dad aus der Atmosphäre niederfchlagende Waffer verfumpfen würden. 
Für die Moor» und Bruchgegenden ift Entwäfferung nothivendige 
Bedingung der Eultur und für viele, ja die meiften andren Gegenden 
wenigſtens eind der wichtigſten Erforderniffe aller Gulturverbefferung. 
Die meiften Flächen aber, melde der Abwäſſerung bedürfen, müffen 
zur Erhöhung der Fruchtbarkeit in gewiſſen Zeiten auch beiväffert 
werden; andre ausgedehnte Stride, namentlich Sand» und Haid— 
gegenden, können nur durch Bewäſſerung culturfähig gemacht oder doch 
auf eine höhere Eulturftufe gebracht erden; und felbft viele Grund» 
ftüde in dem füdlihen Berg- und Hügellande können Bewäfferung 
nit entbehren. Zur Abführung des Waſſers müffen zunächſt die 
natürlihen Wafferabzüge (Flüſſe, Bähe u. f. w.) in Stand geſetzt, 
verbeſſert und erhalten werden; aufer ihnen aber find nod) eine Menge 
fünftliher Anlagen erforderlih, vornämlic der Hauptcanäle (Schleu— 
jenflethe, Sieltiefe u. ſ. w.), welche bei ihrer Ausinündung in die Flüſſe 


1) Staatshaushalt I. S. 448. 
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oder in bad Meer mit Echleufen (Sielen) verfhloffen zu fein pflegen; 
die Zuleitungdgräben, die Kajebeiche, welche die Enttwäfferungd -Abtheis 
lungen von einander oder von ben hinterbelegenen höheren Gegenden 
trennen und fie vor dem Wafferzulaufe von dorther hüten, und fon- 
ftige Zubehörungen. Abwäſſerungs-Hauptſchleuſen giebt ed in den 
Marien an 250. Die Abwäfferungsanftalten dienen zum Theil und 
Zeitenweife aud zur Bewäſſerung; doch find dazu auch viele befondere 
Anftalten vorhanden, welche ſich feit den letzten 10 Jahren fehr ver- 
mehrt haben und mit dem größten Nuten noch außerordentlich ver— 
mehren fönnen und müffen. 


Die natürlihen und fünftlihen Gewäſſer haben jedody nicht 
lediglid) für die Bodencultur, fondern aud für die vorzugsweiſe f. g. 
Induftrie große Bedeutung, indem fie theild zu gewerblichen Zwecken 
unmittelbar oder mittelbar, 3. B. ald XIriebfräfte, benutzt werden, 
theild in auögedehntem Umfange zum Betriebe der Schifffahrt dienen. 
Diefer letztere Zweck erfordert eine Maffe von Arbeiten und Anlagen 
in und an den Gemäffern. Das Königreich hat mehrere Ganäle, 
die hauptſächlich der Schifffahrt wegen angelegt find. Won ihnen ift 
zum Theil fhon bei andren Gelegenheiten die Rede geweſen, 3. B. von 
dem Emscanale zwifhen Lingen und Meppen, von dem Tredtiefe 
zwifhen Aurih und Emden, und don dem neuen Fahrwaſſer ber 
Stadt Emden !); von andren wird nody nachher die Rede fein. Auch 
der Schifffahrtöverfehr muß Später noch (Abthl. XI.) erörtert werden 
hier mag in Bezug auf dad Wafferbauivefen nur die Bemerkung Platz 
finden, dak das Königreid gegen 60 Häfen und Ediffölicgepläße 
(die Heineren in den Moorcolonien und an den Inſeln der Norbfee 
ungerechnet) beſitzt, von denen 16 auf Oftfriedland, 11 auf die Eib- 
ufer, 10 auf die Ufer der Nebenflüffe der Elbe, 10 auf dic Weſer— 
ufer, 9 auf die Ufer der Weſer-Nebenflüſſe fommen und 1 an der 
Vechte liegt. 


I) Staatshaushalt I. S. 231, 234, und II. S. 69. 
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Die Wafferbauten find, nah unfrem geſetzlichen Sprachgebrauche, 
entiveder Staatd = oder IntereffentensBafferbauten. Unter erfteren 
werden ſolche Waſſerbauten verſtanden, deren Koſten aus Staatömit- 
teln beſtritten werden. Einen Zweig derſelben bilden die Domanial- 
Waſſerbauten, welche zur Erfüllung von Verpflichtungen des Doma— 
nial-Grundeigenthums oder zur Erhaltung und Verbeſſerung beöfels 
ben auögeführt werben. ntereffenten- Wafferbauten aber nennt das 
Geſetz alle unter Auffiht der Staatöbehörden ftehenden Waſſerbauwerke, 
deren Anlegung und Unterhaltung Körperfhaften, Gemeinden ober 
Verbänden, fo wie Privatperfonen obliegt, ohne Unterſchied ob aus 
der Staatöcaffe ein Koftenbeitrag dazu geleiftet wird oder nicht. 


Die Staatötvafferbauten im engeren Sinne (alfo mit Ausſchluß 
der Domanial-MWafferbauten) erden, abgefehen von Brüdenbauten 
ber Chauſſee- und Eifenbahnverwaltung, faft ohne Ausnahme der 
Schifffahrt wegen vorgenommen und beftehen vorzugsweiſe in Stroms 
und Flußuferbauten, welche unmittelbar zu Schifffahrtöszwecken ausge— 
führt werden oder doch biefen förderlih, aber nicht von der Beſchaf— 
fenheit find, daß Grundeigenthümer oder fonft dabei Betheiligte zur 
Uebernahme der Koften angehalten werden fönnen. Bon den ziem— 
lich regelmäßig alljährlidy wiederkehrenden Bauten diefer Art pflegen 
die Anlagen zur Befeitigung von Edifffahrtöhinderniffen und zur Er— 
haltung der Sciffbarfeit der Elbe, Wefer und Ems, hinſichtlich 
deren die VBerpflihtung auf Staatöverträgen beruhet !), am bedeutend 
ften zu fein. Als mehr außerordentlihe Werte find die Hafenbau— 
ten und ähnliche Anlagen zu betrachten, obwohl fie in neuerer Zeit 
viel häufiger und die Auögaben dafür faft ftehend geivorden find. Zur 
Erleihterung bderfelben ift über die Veräußerungöverpflihtung behuf 


I) Staatöhaushalt I. ©. 216, 225, 230. Zur Verbollfommnung des Fahr— 
wailerd der Unterweſer, um badfelbe der überfeeiihen Segel- und Dampf 
Ihifffahrt zugänglich zu machen, find vorbereitende Maafregein verabredet durd) 
den Staatövertrag zwifchen ber Krone Hannover und der freien Stadt Bremen 
bom 14. April 1845. 8 11. Geſetzſammlung von 1847, I. ©. 573. Die Ber: 
handlungen darüber mit den Ständen find vertraulich geführt. 


— 


Anlage von Schifffahrtöcanaͤlen und Häfen und behuf Schiffbarmachung 
von Flüffen am 16. September 1846 ein Geſetz erlaffen, welches 
unter getwiffen Borausfegungen aud auf folde Anlagen von Privat: 
perfonen für anwendbar erflärt erden kann }). 


Die Domanial-:Wafferbauten find fehr verfchiedener Art; fo weit 
fie rein Öconomifche oder gewerbliche Zwecke verfolgen, ift ſchon bei 
der Domainenverwaltung davon die Rede geweſen 2). . 


Unter den Intereffenten« Wafferbauten find die Deihe und Ent— 
wäſſerungsanlagen die wichtigſten, ſowohl wegen ihres Zwecks ald 
auch wegen des ſtetigen Aufwandes, den ſie veranlaſſen. Die Anle— 
gung und Unterhaltung der Deiche regelt ſich meiſtens nach beſondren 
Deichordnungen und dem Herkommen 3). Sie verurſacht alle Jahr 
regelmäßig einen Aufwand von etwa 450,000 „PB, wozu die Gene— 
ralcaffe fvegen ded Domanialgrundeigenthumd einen anfehnlichen Theil 
beitragen muß. Bei auferordentlihen Befhädigungen, namentlid in 
Folge hoher Sturmfluthen, die befonderd früherhin oftmals Deich— 
brüche verurfadhten, ehe die Teiche nach der großen Fluth vom 3/4. 
Februar 1825 zu ihrer jeßigen Höhe und Stärke gebradt Maren, 
pflegen Unterftüßungen aud der Staatdcaffe nicht vermieden erden zu 


— — — — — 


1) Actenſtücke VIII. 3. S. 988, 1357. 

2) Staatöhaushalt I. ©. 85. 

3) v. Berg, Polizeireht I. S. 100 für dad Herzogthum Bremen, Deich— 
ordnung vom 29. Juli 1743; für Oſtfriebland Deich- und Sielorbnung vom 
12. Juni 1853, Die Eibdeihordbnung für das Fürftenthum Lüneburg (neuefte) 
vom 12. Juni 1748 (und für dad Lauenburgiihe vom 2. Februar 1752) ift 
durchaus ungenügend und einer Verbefferung dringend bebürftig. Zu derfeiben 
hat das Dlinifterium fhon vor mehreren Jahren Einleitungen getroffen, die 
aber ind Stoden gerathen zu fein feinen. Folge der unvollftändigen Geſetz— 
gebung ift, daf, da die Deihe von den Deihpflichtigen nicht gehörig unter= 
halten werben können, aber ohne gemeine ®efahr nicht vernadläfflgt werden 
dürfen, die öffentlichen Caſſen die Koften tragen müſſen. Auf diefe Weile find 
feit 150 Jahren und länger hundert Taufende aus ‚den Königlihen Caſſen 
hergegeben, freilich zunächſt vorfhußmeiie; doch hat fih nur fehr wenig davon 
wieder einziehen laflen und der größte Theit ift niedergeichlagen. Im Jahre 1851 
waren noch etwa 142,000 „PB rüdftändig. Actenſtücke XI. 2. S. 715. 


AS. 


fönnen, welche bisweilen zu fehr bedeutenden Eummen hinangehen 1). 
Mit den Deihordnungen pflegen auch Sielordnungen verbunden zu 
fein; doch regeln fie nur die innern Verhältniſſe der der Eindeihung 
wegen nothivendigen Eielverbände. Im Uebrigen richten ſich die Ver: 
hältniſſe diefer letzteren, fo tie die Werhältniffe der Entwäſſerungs— 
und Betwäfferungsanlagen in den nicht bedeichten Gegenden des Kö— 
nigreih® überhaupt nad dem Geſetze vom 22. Auguſt 1847, welches 
fih aud auf Stauanlagen erftredt 2). Ueber die Uferbaulaſt fehlt 
ed faſt ganz an geſetzlichen Vorſchriften, und die wenigen, welche ges 
legentlich bei andren Gegenftänden vorfommen, find wie dad gemeine 
Reht und dad Herkommen, auf welche jeßt in der Regel zurüds 
gegangen erden muß, völlig ungenügend und werben es fortſchrei— 
tend um fo mehr, je ſchwieriger und nothivendiger der Uferbau von 
Jahr zu Jahr wird. Die Etände lenkten defhalb, zunächſt auf An— 
laß der durd die Dampffhifffahrt auf der Weſer entitehenden Ufer— 
befhädigungen, 1847 die Aufmerffamfeit der Regierung auf dieſen 
Gegenitand, welche auch, deſſen Wichtigkeit wie das Bedürfniß einer 
geſetzlichen Regelung anerkennend, vorläufig den Ständen mittheilte, 
daß ſie zur Ausarbeitung eines Geſetzentwurfs über die Unterhaltung 
und Benutzung der Flußufer Einleitungen ſchon getroffen habe. Die 
in Ausſicht geftellte weitere Mittheilung ift aber, wahrfcheinlid) durch 
die bald nahher eingetretenen Greigniffe verhindert, bis jetzt leider 
nicht erfolgt, obivohl die Stände wieder daran erinnert haben 3). 
Die Verwaltung des Mafferbaumefens mar, trot feiner großen 
Wichtigkeit, früherhin fehr mangelhaft. Der erfte weſentliche Schritt 
zur Berbefferung gefhah 1823 durch Grridtung einer techniſch— 
abminiftrativen Gentralbehörde, der Generalbirection des Waſſerbaues. 


1) z. B. 1825 gegen 500,000... Staatöhaushalt I. S. 320; 1855 bis 
100,000 ,f. Actenſtücke XII. 2. S. 534. Nachrichten über die Sturmfluthen bid 
“ zum Ende des vorigen Jahrhunderts: Annalen der Braunfchtweigihen Kurlande 
IV. 42; V. 760. 

2) Actenftüde VII. 3. S. 1116, 1794. Auf den Harz findet feiner befons 
bren Werhältniffe wegen dies Befetz feine Anwendung. 

3) Actenftüde VII. 3. 1181, 1556; IX. 1. S. 884. 
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Durd bad derfelben ertheilte Reglement vom 18. April 1823 wurde 
bad Verfahren einigermaßen geordnet; doch litt ed an vielen Män— 
geln, die dad Wegulativ vom 17. October 1826 längſt nicht voll 
ftändig befeitigte. Da die Unvolltommenheit der Verwaltung großen 
Iheild aud dem Mangel an Beamten und biefer wieder aus dem 
Mangel an Geldmitteln hervorging, welcher befonderd in der Eaffen- 
trennung feine Quelle hatte: fo konnte eine weitere weſentliche Ver: 
befferung erit bewirkt werden, als die Regierung mit den Ständen 
1829 über die Herbeiſchaffung größerer Geldmittel und über einen da— 
durch möglich gemachten Organiſationsplan ſich einigte I). Da man 
aber nicht fo viel that, wie nöthig war: fo erreichte man auch nichts 
Befriedigendes, was der Verwaltung, in der Hauptfadhe ohne Grund, 
biele Ungunft zuzog, welche 1832 felbft zu einem Antrage der Stände 
auf Befeitigung der Generaldirection führte. Doch ging die Regie— 
rung darauf auch bei den Organifationsplänen von 1836, nicht ein; 
ba aber diefe Pläne nicht zur Ausführung famen, fo blieb ver frü- 
here ungenügende Zuftand beftehen. Bei den neuen Plänen zur Dre 
ganifation der Verwaltung in den Jahren 1899/,, wurde daher aud) 
auf eine Neubildung biefed Dienftziveiges Bebacht genommen, und 
folhe nadymald durch die Verordnung vom 1. September 1852 feit- 
geftelt 2). Darnach ift die Ihätigfeit der Etaatöbehörden beim Waf- 
ferbaumefen theild, eine anordnende und ausführende, theild eine leis 
tende und beauffichtigende. Die oberfte Behörde ift dad Minifterium 
bed Innern; unmittelbar unter demſelben fteht für die Staatswaſſer— 
bauten und die technifche Bearbeitung der Waſſerbauſachen überhaupt 
die Generaldirection ded Waſſerbaues, neben welcher die Landdrofteien 
die Deich-, Siel:, Fluß- und Uferpolizei zu üben, und außerdem beim 
Staatöwafferbaue in fo weit mitzutwirfen haben, als die ihnen anders 
traueten öffentlihen Intereffen oder die Jntereffen der Unterthanen 


1) Actenftüde 11.4. S. 141, 499; 11.6. S. 368; vergl. 1. ©. 507, 1. 
176, 202; IV. 1. ©. 831. 
2) Wctenftüde XI. 1. S. 465, 2119; XII, 2. ©. 758, 
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dabei in Betraht kommen, weßhalb in ben drei Zandbrofteibezirten, 
wo die Bedeutfamfeit ber Waflerbau-Angelegenheiten es erfordert (Aus 
ri, 2üneburg und Stade) ihnen ein Wafferbaudirector beigeorbnet 
ift (oben U. ©. 81). Die Landoroftei, bei welcher ein Wafferbaus 
Director niht angeftellt ift, fann einen MWafferbau-Infpector ihres 
Bezirks zugiehen. In gewiſſen Fällen können die Landdroſteien dad Guts 
achten der Generaldirection des MWafferbaued einholen, in andren müfe 
fen fie es hun, fo wie fie aud ihre etwaigen Anträge auf Ausfühe 
rung oder Berbefferung don Staatöwaflerbauten durd die Generals 
Direction an dad Minifterium deö Innern zu bringen haben. Die 
Zandbrofteibezirfe find in Infpectionen getheilt, denen Waflerbau » Ans 
fpectoren vorftehen, welche mit den Aemtern die unterfte Inſtanz für 
fämmtlihe Wafferbaufachen bilden. Ahnen und den Wafferbau - Di- 
rectoren find nad Bedürfniß Conducteurs beigeordnet, die Deihvoigte 
und andre ähnliche Wafferbanbeamte aber untergeorbnet. Der Be: 
trieb der IntereffenteneWafferbauten ift den Betheiligten, und zivar, 
wo dafür Verbände beftehen, den Beamten derfelben nah Maaßgabe 
der für fie geltenden Berfaffung überlaffen. Die Behandlung der Ent:, 
Bewäſſerungs- und Stauanlagen richtet ih nah dem Gefege vom 
22. Auguft 1847. Die Regierungsaufſicht führt das Amt und der 
Wafferbau » Infpector I), wobei im Hohaſchen, in Bezug auf Deich— 
und Schlachtaufſicht, bie von ben dortigen Provinzialftänden gemwähl- 
ten Zandeommiffarien nad Borfchrift der Verordnung vom 29. Sep- 
tember 1775, und im Lande Kabeln die Etände in hergebradter 
Weiſe Theil nehmen. Die Landdroftei iſt die zunächſt vorgeſetzte Ber 
hörde und Recursinſtanz; doch hat die Generals Direction und in 
höchſter Inſtanz dad Minifterium dabei in gewiſſen Källen mitzuwir— 
fen (oben II. ©. 34). 


Kein öconomifhe und geiverblihe Domanial = Wafferbanan: 
lagen fann die Domainen-Cammer felbft anordnen und auöführen 


I) in den ſelbſtſtändigen Städten die dafür beftimmten Behörben berfelben. 
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laffen, in fofern diefelben nicht nad) dem Geſetze vom 22. Auguft 
1847 der Zuziehung von Wafferbauverftändigen bedürfen ; indeß fteht 
ihr frei, aud bei andren Domanialtvafferbauten jener Art die Mit: 
wirkung der General» Direction und der übrigen Wafferbaubeamten in 
Anſpruch zu nehmen. 

Die Prüfung gerjenigen, melde fi dem Waſſerbaufache widmen 
wollen, richtet fid) nad der Befanntmahung der Minifterien ded In— 
nern und der Finanzen über die Prüfung der Baubefliffenen über- 
haupt vom 21. Auguft 1850. 

Die Koften für das Waſſerbauweſen, melde aus der Generals 
Gaffe getragen erben, find theild ordentliche, melde im Budget 
regelmäßig, fei ed auch mit Abweichungen im Cingelnen und mit 
Schwankungen, jährlid; wiederfehren; theild außerordentlihe, bie 
nur bei befondren Beranlaffungen vorkommen. 

Die ordentlihen Audgaben für dad Waſſerbauweſen befaffen : 


» 1. Die Befoldungen. 


Bis zum Jahre 1829 wurden die Befoldungen theild aus der 
Königlichen theild aus der General-Steuer-Caſſe gezahlt, je nachdem 
zufällige Umftände zu dem einen ober andren geführt hatten; 1829 
aber bei der neuen Organifation diefed Dienjtziveiged übernahm von 
den Befoldungen für die höheren Wafferbaubeamten jede Gaffe bie 
Hälfte h), mit der Ausnahme jedoch, daß die Befoldungen der Gene: 
ral=Direction und der für den Emöcanal beftimmten Beamten von 
der Königlichen General-Caſſe allein getragen wurden 2). Hinſichtlich 
der Befoldbungen für die unteren Wafferbaubeamten blieb ed bei dem 
Bisherigen, wonach diefelben zum bei weitem größten Theile auf der 





1) auch der perföntihen Befoldungszulagen, welche 1829 = 3167 4 5 gqr 
4 5 betrugen, jetzt aber größtentheild weggefallen find. Außerdem hatte die 
Beneral » Steuer» Eaffe noch einftweilen eine Zahlurg don jährlih 888 .P 21 yer 
4 an VBefoldungen der Bremenfchen Regierungdmitglieder für Deichaufſicht 
zu leiften, weiche jetzt aufgehört hat. Actenftüde III. a. S. 500; VII. 6. ©. 368. 


2) Die Königlihe Eaffe bezog die Auffünfte vom Emöcanale. 
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Königlichen GeneralsGaffe lagen '). Bei Wiedertrennung der Caſſen im 
Jahre 1841 wurden ſämmtliche Befoldungen auf bie Königliche General- 
Gaffe gelegt. Die neue Drganifation der Verwaltung von 1850, 
nod mehr aber die Unzulänglichkeit des Befoldungdetats von 1829, 
welcher faft unverändert geblieben war und dahin geführt hatte, daß 
die Wafferbaubeamten ungeachtet ihred höchſt mwigtigen und fchivieri- 
gen Dienfted nit nur im ihren Dienfteinnahmen hinter den fonftigen 
Baubeanten zurüdftanden, fondern auch feineötveged ben an fie ger 
machten Anforderungen und ihren Leiftungen gemäß befoldet twaren, 
beide Umſtände machten eine neue Regelung ber Befoldungsverhält- 
niffe nothtvendig, welche feit 1. Juli 1850 zur Ausführung gefom- 
men ift und nur in unbedeutenden Punkten nachher eine Aenderung 
erlitten hat 2). 
Die Befoldungen betrugen nad) den Etatö von 


1854 1820 

Gour. Gonv.» Münze. 

*P59 5 95 

I. für die General-Direction 3,8350 — — * 2550 — — 
II. für die höheren Waſſerbau— 

beamten 

(1850) 3 Directoren zu 

1400 $ .... 4200 — — (6) 6,800 — — 
”v 17 Inſpectoren 
von 600 bis 

1200 $... . 13,300 -- — (14) 7,500 — — 

= 4,350 — — 16,850 — — 


1) Dod wurden 1829 für 11 Stadmeifter, weil ſie für dad ganze König: 
reih nad Bebürfniß beftimmt waren, 600 .P je zur Hälfte auf beide Caſſen 
übernommen. . 

2) Arctenftüde XI. 1. S. 480, 1835; X1.2. ©. 280, 1203: Xl.4. ©. 241, 
954. Die Unzulänglichfeit der damals feitgefehten Beamtenzahl, in Folge der 
großen @elchäftszunahme durch Vermehrung der Flußcorrectionen, Canals, 
Ent». Bemwäflerungd=, Staus, Eifenbahn- und andrer Anlagen, bei melden 
die Zuziehung von Waflerbaubeamten nothwendig ober doch bringend wün— 
fhenöwerth und daher Regel geworben ift, hat ſich fchon fehr fühlbar gemacht. 
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1854 1829 
Eourant Eonp. » Münze. 
*57 95 Ze 0 
— 21,350 — — 16,850 — — 
(1850) 14 Conducteurs 
von 200 bis 


500 P. .... 4,200 — — (10)- 3,000 — — 
Remunerationd- 
fonds. ..... 500 — — — — — 
III. für die untern Waſſerbau— 
4: ae 7,341 10 9 5,939 21 6 


— 38,311 10 9 25,789 21 6 
Eour. = 236,506 6 7 
Außerdem beziehen die höheren Wafferbaubeamten firirte Kourage- 
gelder, wofür fie die möthigen Transportmittel zu halten ſchuldig 
find, und welche für die Directoren und einige Anfpectoren, beren 
Berhältniffe die Haltung von Fuhrwerk nöthig maden, jährlid 
300 H, für die übrigen jährlich 120 .P betragen. Der Gefammt: 
betrag der Fouragegelder, welcher nah dem tat von 1829 
— 4320 „B GConventiond- Münze (4440 „B Courant) betrug, beläuft 
fid) jet auf 4920 „PB Gourant. Auch erhalten jene Beamten bei 
Reiſen, aber nur im auferordentlihen Dienfte, alfo nicht für die 
regelmäßigen Deihfhauungen, Diäten zum Betrage von 3, 2 und 
11/5 „PB je nad ihrem Dienftgrade. Diefe follen in der Regel aus der 
General:Eaffe, und namentlid) dann niemald bon den Intereffenten gezahlt 
fverden, wenn den Mafferbaubeamten für Reifen zur Ausübung des 
Dberauffihtörehtö ded Staats ohnehin Diäten zu zahlen find }). 


2. Die Wafferbaufoften und fonftige behuf des Waſſerbauweſens 
erforderliche Ausgaben und Vorſchüſſe. 


Diefe Budgetpofition begreift, wie fhon ihr Titel andeutet, Aus— 
I) Diefe Beftimmungen rühren von ben Ständen ber. Das Minifterium 
mwohte den Waflerbaubeamten für auswärtige Geſchäfte überhaupt Diäten bei— 
legen. Metenftüde XL. 1. S. 483, 1835. 
Lehzen, Stantähaushait. I. 27 
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gaben verſchiedener Urt, welche zunächſt wohl nur zufällig unter dieſe 
eine Rubrif gebracht find, und die während der Caffentrennung bis 
1834 zum Iheil auf der General» Steuer»Caffe, zum überfviegenditen 
Theile aber auf der Königlihen General-Caffe ruheten !). Auf ber 
letzteren lagen fie fämmtlid) von 18%1/49 2). 

Bon 1834/,, wurden dafür im Budget jährlich 127,153 „B 21 ggr 
45 angefet, jedoh im Durdfhnitte nur 97,000 P veraudgabt, 
weshalb bei der Caffentrennung von 1841 der Königlichen General» 
Gaffe ald ftändige Ausgabe nur 112,000 „B angeredynet wurden. Allein 
die wirkliche Verwendung hielt fid) faum ein Jahr in dieſem Betrage; 
bald flieg fie, befonderd in Folge der durch die Vereinbarungen bei 
den Elb- und Wefer- Schifffahrtö » Revifionscommiffionen nothivenbig 
getvordenen Strom=Correctionen, bon Jahr zu Jahr fehr beträdt: 
lich, zuletzt 1846,47 auf die Summe von 213,500 F, wurde nun 
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1) Die General-Steuer-Caſſe hatte bis 1834 zu zahlen: 

1) Die Hälfte der Deihbaufoften im Hoyaſchen (plus-minus 300 4). 

2) !/z der Baufoften der Weierbrüde bei Hoya. Die Königliche Caſſe trug 
das zweite und die Unterthanen das letzte Drittheil. Seit 1850 find 
die Unterhaltungdfoften ganz auf die General= Eaffe übernommen. Acten— 
ftüde XI. 1. ©. 453, 996. 

3) Die Deich- und Uferbaufoften im Bremenfchen bi6 zur Summe von 
höchftens 2000 „PB (da8 f. g. ſtändiſche Marimum). 

4) Einen Zufhuß von 20 4 Eaffen- Münze zu ven Unterhaltungöfoften 
der Dftebrüde bei Bremervörde. Actenitüde II. 3. S. 62, 271. 

5) Eine Averfionaljahlung von 2000 „B für verfchiedene Ausgaben im 
Dönabrüdfhen, darunter auch für Flußräumungen und Begradigungen. 
Actentüde I. ı. ©. 376: 11.3. ©. 270: IM. 1. S. 287: 1.2. ©. 28: 
v.3. ©. 145. 

6) Die Diäten (zu 4 4 Caffen- Münze) und Auslagen der Hoyaſchen 
Zandeommiffarien (oben ©. 408). Actenſtücke 111.6. S. 252, 645. 

7) In Folge der Vereinbarung bon 1829 bie Hälfte der für Beanffihtigung 
und Erhaltung der Oſtfrieſiſchen Juſeln beflimmten 500 „B Eonv.= Die. 
und der (urfprünglich nur für dad Bremenſche) zur Anfhaffung wichtiger 
Bücher und Inftrumente ausgeſetzten 100.f. Actenſtücke III. 4. S. 153, 
449. j 

2) Das Gabinet machte 1842 den Verſuch, von dieſen Koften jährlich 

27,540 der General: Gafle aufzulegen; bod liefen die Stände fi darauf 
nicht ein. Wctenftüde VII. 1. S. 940: VIII. 2. ©. 490; VII. 3. S. 1704. 
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zivar bei den ungünftigen Berhältniffen der Königlichen Gaffe erft 
auf 193,000, bann auf 160,000 4 heruntergebrüdt, ging jedoch 
feit 18%9,, (163,800 „Pi 180,300 „P) bis 1852/,, Mieder auf 
192,000 4 in die Höhe, und ald die Negierung den Anſchlag von 
1853/,, von 190,000 „P für dad nädfte Jahr auf 150,000 herab— 
ſetzen wollte, erflärten fi) Stände nidt nur dagegen, fondern geneh- 
migten fogar zum Voraus bie Leberjchreitung der Summe bon 
190,000 :$ im Falle des Bedürfniffed. Denn ungeachtet der bedeu— 
tenden Anftrengungen und Verwendungen, welche für die Verbefferung 
ded Kahrivafferd der Elbe, Wefer und Ems bisher fhon, namentlid in 
Bezug auf die beiden erfteren Ströme, feit den legten 15 Jahren gemadıt 
find, bleibt doch noch fehr viel zu thun übrig, und ed tritt immer dringender 
die Nothmwendigfeit hervor, dad Fahrwaſſer der unteren Theile jener 
Ströne fo wie ihrer Nebenflüffe den jegigen Schifffahrts- und Ber- 
kehrsanſprüchen gemäß zu verbeffern. Die früheren Bermendungen 
find hauptfählid den oberen Etromitreden, fo meit fic den Beftim: 
mungen der Scifffahrtöacten unterliegen und der Flußſchifffahrt dienen, 
zu gute gefommen; dagegen ift für die untern Streden, fo Weit bie 
Seeſchifffahrt hinaufgeht, wenig gefcheben, hier aber eine Verbefferung 
niht nur aus diefem Grunde, fondern aud um deßwillen dringend 
erforderlich, weil die Seeidhifffahrt in ftetem Zunehmen begriffen ift, 
und jeßt, nod immer fteigend, mit weit größeren Schiffen als früher 
betrieben wird, aud in Folge deö Eijenbahnbaued, fo wie der Ver: 
einigung ded Eteuer= und Zollvereind in den Hafenpläßen jener Strom- 
ftreden zahlreidye Werke im großartigiten Maafftabe, wie er dem ſchon 
eingetretenen und nod zu erwartenden Aufſchwunge der Schifffahrt 
und ded Handels entſpricht, theild bereitö ausgeführt find, theilö noch 
beabfichtigt werden. Die Stände haben daher bei vielen Gelegenheiten 
ber Regierung die entichiedenfte Bereittilligfeit zur Betvilligung ber 
erforderlihen Gelbmittel bezeugt, und mehrmals felbft ohne Antrag 
der Negierung bedeutende Summen zur Verbefferung ded Fahrwaſſers 
und der Schiffahrtsanftalten zur Verfügung geftellt. Died geihah 
namentlid 1854. Als nämlih die Etände die Verbefferung bes 
27° 
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Fahrwaſſers der unteren Ems und der Leda dringend empfahlen, bie 
Regierung aber nicht geneigt war, zur Zeit ſchon darauf einzugehen, 
weil eine größere Kahrtiefe nur mit Aufiwendung fehr erheblicher Mit- 
tel zu erreichen fein würde, die dermalige Fahrtiefe aber für die gegen— 
wärtigen Bebürfniffe genügend fei: fo waren die Stände hiermit kei— 
neöfveged einderftandeu, fondern erſuchten die Regierung, die erforder- 
lihen Maafregeln nicht mweiter verfchieben zu mollen, damit nicht bie, 
aus Rüdfiht auf den jetigen Zuftand und in Erwartung eined fer- 
neren erheblihen Aufſchwunges der Oſtfrieſiſchen Seeſchifffahrt in den 
dortigen Häfen gemadten und nod beabfihtigten Anlagen ihren Zweck 
verfehlten ). Es pflegen daher für Stromcorrectionen und ähulidhe 
Werke zum Beiten der Schifffahrt jetzt in das laufende Budget jähr: 
lih 30,000 bis 50,000 „PB und mehr aufgenommen zu fverben. 


Bon der Schiffbarmachung der Ems in den Jahren 1819 und 
folgende, fo mie von dem dadurd verurſachten Koftenaufiwande ift 
früher fhon Nadrict gegeben 2). Für den Emscanal und die feften 
Bauwerke der Emsſchiffbarmachung (Schleufen, Wehre x.) find feit 
ihrer Vollendung nur Unterhaltungskoſten aufgeivendet; und in der 
durch Buhnen ıc. corrigirten Emöftrede von Meppen bid Rhede oder 
Bapenburg bie Buhnenanlagen ausgedehnt und verbollftändigt. 
Die für letztere Arbeiten auögegebenen Eummen find mit den Unter: 
haltungöfoften vermiſcht berechnet und daher abgefondert nit anzu— 
geben. 


Bei der Elbe und Wefer in denjenigen Streden, auf melde 
fi) die Schifffahrtsacten beziehen, find zu neuen Gorrectiondanlagen 
im Shifffahrtöintereffe und zur Vervollftändigung vorhandener 
Anlagen biefer Art in den 10 Jahren 184%,, folgende Summen 
verwendet 3): 


I) Actenſtücke XI. 4. S. 954; Xl.5. ©. 943: XII. 1. S. 163, 860. 
2) Staatöhaushalt I. S..231. 


3) Die eingeflammerten Zahlen enthalten die Anfchlagsfummen der Ver— 
befierungstoften überhaupt, mit Einfluß der Unterhaltungsfoften. Durd Ab 
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Elbe Wefer 

1844,, 45,096 (51,206 $) 17,121 8 

1845/46 38,937 » (40,324 ») 18,758 

1846) ,, 26,802 » ‚ 13,647 — 
' die Angaben fehlen i 

1897/48 18,615 " i ſeh 12,671 " 

1849/,4 13,878 u (31,118 8) 6,781 » 

1849,, 15,346 „ (26,254 v) 1219 » 

1850/,, 20,416 » (40,524 „) 10,525 » 

185%,,, 17,305 » (29,161 r) 3,664 » 

185253 18,246 » |, 12,008 » 

die Angab I ; 

1853, 19,217 » | — a! 4,197 u 

233,858 »B (218,587 $) 107,191 8 

im Durchſchnitte jährli 23,386 » (36,431 ») 10,719 » 


An den übrigen Flüſſen find zum Iheil auch Scifffahrtdanlagen, 
doch im Ganzen von feiner großen Bedeutung gemadt ti. Die erheb: 
lichſten derfelben werden nachher noch abgefondert erwähnt erden 2); 
von den andren find folgende die bemerfenötwertheften: 


1. Die Jeetzel ift einige Jahre hindurd in einzelnen Streden 
durch Einzäumung und Baggerung corrigirt; nachher find nur unbe— 
beutende Verwendungen zur Unterhaltung gemacht. 


ziehen der Gorrectiond=-Renbaufoften von jenen gefammten Berbeflerungätoften 
erhält man jedob nicht genau den Betrag der linterhaltungsfoften, da die 
Merbefferungöfoften überhaupt nad den Anſchlagsſummen, die Neubaufoften 
aber nad den mirflih verwandten Summen angegeben find, erftere aud hin 
und mieder Uferbaufoften mit befaffen. Die mwirfiih verwandten Unterhaltungs 
foften laffen fih nicht angeben, da fie mit allen übrigen Unterhaltungdfoften 
der Domaniale und Staatd-Strom= und Uferbaumerfe ungelrennt berechnet 
find. 

1) Hier ift nur von Anlagen auf Staatöfoften die Rede. Für die Ilmenau 
beforgt die Stadt Lüneburg die Edifffahrtöanlagen. 

2) Die Correction der Efte bei der Hafenanlage von Burtehude, die Gor- 
rection der Schwinge bei dem Wümme - Dfte- Schwinge= Canale, bie Verbeffes 
rung der oberen Ofte, der Hamme, ber Wümme und der Wörpe bei eben biefer 
Gelegenheit und bei den Moorculturen im Bremenfchen 
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2. Die Dite hat in der Strede unterhalb Bremervörde jährliche 
Verwendungen von 500—800 „B erfordert. 

3. Un der Zune find im ber letzten Zeit etwa 700 „P, und 
an ber Geeſte ebenfalld einige Koften, jedody von nod geringerem 
Betrage zur Verwendung gekommen. 

4. An der Aller von Celle abwärts werden zur Erhaltung 
des Fahrwaſſers alljährlid regelmäßig Arbeiten mit einem Aufivande 
bon 1200 bi8 2000 „PB vorgenommen, die übrigend auch zur Ufer: 
defung bienen, weshalb ein Theil der Materialien dazu bon ben 
Uferbaupflihtigen geliefert werden muß. Dagegen pflegt dad Fahr— 
twaffer der Zeine fih von ſelbſt gut zu halten und madt nur mit— 
unter Nachhülfen, aber feine regelmäßige Verwendungen nöthig. 

5. Auch an der Werra und Fulda fommen zuweilen Arbei— 
ten zur Verbeſſerung ded Fahrwaſſers vor. Namentli find bie 
vielen Fiſchwehre, melde dort vorhanden Maren, auf Koften be& 
Mafferbau- Etats zum Iheil tweggeräumt, zum Iheil wenigftend unnad)- 
theiliger für den Durdgang der Schiffe eingerichtet. 

Die Berbefferung des Fahrmwafferd der Zeefum und der Vechte 
wird beabfidtigt !). 

Nah den Budget-Anfhlägen umfaßt die hier in Rede ftehende 
Poſition 





I) Actenſtücke X1. 4. ©. 1024: Xl.5. S. 280. 
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Unter dem Anfage A 5 (Beihülfen u. f. to.) befindet ſich bie 
chemald aus der General-Eteuer-Gaffe zu Unterftüungen bei Waſ— 
ferbauten im Bremenfchen gezahlten 2000 „B (oben E. 412 Note 1 
JR 3); der Neft pflegt vorzugsweiſe zu Unterftügungen bei Deid- 
und Uferbauten im Lüneburgfchen verwandt zu werden, wo ber uns 
genügende Zuftand ber Geſetzgebung alljährlih große Opfer fordert 
(oben ©. 405). Die Vorfhüffe (Anf. 6) follen da gegeben erben, 
wo Unterfuhungen und andre Unternehmungen nothivendig oder 
befonverd wünſchenswerth erfheinen, ein zur Tragung der Koſten 
Verpflichteter aber noch nicht ermittelt if. Selten pflegten jedoch 
diefe Vorſchüſſe erftattet zu werden I). 


3. Canal: und andre größere Wafferbauten. 


Diefe Pofition, welche fidy feit 18363, im Budget befindet, und 
zumächft gerade zu dem Zivede aufgenommen wurde, damit feine neue 
ftändige Poſition in dad Budget füme, befaßt mandye Ausgaben, 
welche zu andren Zeiten unter der Bofition 2 (Mafferbautoften u. f. w.) 
oder auch auferhalb ded Budgets unter den außerordentlichen Waſſer— 
baufoften berechnet find. Es follten auf diefe Nubrif befonderd die 
Ausgaben in Waſſerbauſachen gebradyt werden, melde nad der 
früheren Beſtimmung des ordentlichen Etats aus diefem nicht erfolgen 
konnten und deöhalb von den Ständen befonder& bewilligt werden würden. 
Diefe Bedeutung hatte die Vofition vornämlich von 18%4/,,, in welcher 
Periode fie im Budget der General» Steuer-Gaffe ftand, während alle 
übrigen Wafferbaufoften von der Königlichen General: Gaffe getragen 
werden mußten. 

Schon 1833 empfahlen die Stände der Regierung möglichſte 
Begünftigung der Ganalbauten überhaupt in den Landedtheilen, wo 
hauffirte Zandftraßen nicht befindlih und nicht ausführbar oder min: 


I) ctenftüde II. 4. S. 154. Leber die Befugniß der Regierung zur 
Erlaſſung und Niederfhlagung diefer Vorſchüſſe f. Actenſtücke VII. 3. ©. 1329; 
IX.3. ©. 221; XI. 2. S. 247. 


419 





ber zweckmäßig ald Ganäle feien. Nachdem fie diefen Wunſch, mit 
Rückſicht auf Pläne zu Canalbauten, die bei ihnen eingereicht Maren 
und eine nähere Unterfuhung zu verdienen ſchienen, mehrmals erneuert 
hatten, erklärte die Regierung fi nit nur im Allgemeinen geneigt, 
darauf einzugehen, fondern bezeichnete aud einige Anlagen diefer und 
ähnlicher Art ald folde, deren Ausführung fi ald nöthig oder fehr 
nützlich darftelle, aber einer Beihüfe aus der Landes-Caſſe bedürfe, und 
beantragte zu diefem Zwecke eine Bewilligung von jährlid) 40,000 .P 
auf eine Reihe von Jahren. Allein eine ſolche Bewilligung, wobei 
faft Alles dem Ermefjen der Regierung überlaffen blieb, hielten Stände 
um fo mehr für bedenklich, ald nicht einmal die Anlagen, welche das 
Minifterium namhaft gemadt hatte, fo weit vorbereitet ivaren, um 
ein irgend fichere® Urtheil über fie zu geftatten. Indeß betvilligten 
die Stände doc zur Beförderung ber von ihnen lebhaft gewünfchten 
Ganalbauten für, zwei jener Anlagen (zur Entwäfferung des Landes 
Hadeln und zum Schuße der Stadt Emden gegen Sturmfiuthen) 
beitimmte Eummen, welche in den Jahren 1836, zahlbar gemadjt 
werden follten. Die -erfte Nate derjelben ward unter der neuen Nubrif: 
Zuſchüſſe zu Canal» und andren größeren Wafferbauten, in das Bud— 
get von 1836/,, aufgenommen !). Während der Gaffentrennung von 
189,9 Stand nichts auf diefer Pofition; denn obwohl mehrmald 
große Eummen für foldhe Zwecke, wie diefelbe fie bezeichnet, aus der 
General-Steuer-Caſſe beivilligt wurden, fo erfhienen fie doch nicht 
im Budget, da fie aus den Lleberfhüffen der Vorjahre gezahlt wur: 
den. Erſt feit 1850,,, find für eine Reihe von Jahren Ausgaben 
auf diefe Rofition gelegt. Da ed aber bei diefen Werhältniffen 
unzweckmäßig fein würde, die aufßerordentlihen Waſſerbaukoſten bon 
den Ausgaben diefer Pofition zu trennen, fo follen beide im Kolgen- 
den zuſammengefaßt werben. 


1) Actenftüde IV. 1. &. 1067: V. 1. ©. 403, 422, V. 2. ©. 682: V. 4. 
S. 251, 648. 
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A. Ganalanlagen. 


Hier iverden nur ſolche Ganäle zu berüdfichtigen fein, welche auf 
Koften der General-Gaffe oder mit Beihülfe derfelben in neuerer Zeit 
und nidt vornämlidy zum Zwecke der Moorculturen angelegt find !). 
Von denen, welche darnach hier in Betradht zu ziehen fein würden, 
ift ded Emscanals und ded neuen Kahrmwafferd der Stadt Emden 
früher fhon erwähnt ?2); von dem Sdywingecanale wird in Berbin- 
dung mit dem Löſch- und Liegeplate bei Brundhaufen gleih noch zu 
reden fein. Es bleibt demnad nur übrig 


a. der Hadelnſche Canal. 


Dad Sietland oder der niedrige (füdlihe) Iheil des Landes 
Hadeln und einige angränzende Bezirke litten durd mangelhafte 
Abwäſſerung dergeftalt, daß diefe Gegenden, welche zu den fruchtbar— 
ften und mwohlhabendften ded Königreich hätten gehören können, mit 
der Zeit in einen ertraglofen Sumpf verwandelt zu erden Gefahr 
liefen. Der Grund lag theild® in dem Andrange ded Wafferd aus 
den höher belegenen Gegenden, welder in Folge der dort fid immer 
mehr auödehnenden Urbarmahung von Heiden und Mooren alljährlid) 
zunahm, theild in dem ohnehin ungenügenden Wafferabzuge, der durch 
ftete allmälige Aufhöhung der Außendeihöländereien, durch welche der 
alte Schleufencanal führte, je länger deſto ungureihender fvard. Der 
durchſchnittlich-jährliche Verluſt an dem Ertrage, welchen die Grund: 


I) Letztere werden im Zuſammenhange mit den Moorculturen unter Abs 
theilung X. Abfchnitt 9. „A 7 vorkommen. — Unter den älteren Canalanlagen 
hat der im vorigen Jahrhunderte ausgeführte Sumter Canal im Amte Neuhaus 
an der Eibe zu viclen Beſchwerden und auch den Ständen 1844 zu einer 
Verwendung bei der Regierung für deren Abflellung Anlaß gegeben. Acten— 
ftüde VIII. 2. S. 909. MWielfahe Verhandlung und mehrmalige @efuche ber 
Stände an bie Regierung um Auskunft hat ebenfalls die beabilchtigte, mit einer 
Ganalanlage verbundene umfaflende Eorrection der Dberaller herbeigeführt. 
Actenſtücke XI. 1. ©. 1028. 


2) Staatöhaushalt I. S. 230, 234. 
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ftüde bei genügenber Abtwäfferung, aber bei ungeänderter Eultur häte 
ten haben fönnen, ward auf 31,027 4 gefhäßt, der Vortheil aber, 
welcher ſich bei zureihender Entwäſſerung in Folge von Eulturverbef- 
ferungen erwarten läßt, auf jährlih 15 bis 20,000 „B angefchlagen. 
Eeit 1831 wurden daher zur Abftellung diefes großen Uebels Pläne 
gemadt, deren Ausführung 20 Jahre lang -durd die Höhe ded erfor- 
derlihen Aufwandes verhindert wurde, zumal da die Beitragäpflidtigen 
in fehr ungleihem Grade dabei betheiligt waren. Die Regierung 
beantragte und erhielt 1836 die Bewilligung einer Beihülfe aud der 
General» Eafjfe von 58,000 „P, welche mit Rüdfiht auf die beabſich— 
tigte Einrihtung ded Ganald zur Schiffahrt gemadt wurde. Allein 
die Hinderniffe waren damit nicht befeitigt, ja mehrten ſich fort- 
mährend, da der Koftenbedarf, welcher urfprünglid auf 245,000 „B 
berechnet war, in Folge ded Steigend der Arbeitö- und Materialien« 
preife, hauptſächlich aber der Grundentfhädigungen 1850 mit Einſchluß 
‘ der zu 19,480 „B veranfchlagten Verwendungen für Schifffahrtöanlagen 
auf 440,00U P angenommen iverden mußte. Zwar rechtfertigte ſich, 
in Hinblid auf die zu erwirkende Verbefferung, auch dieſer höhere 
Aufwand; allein die Intereffenten waren zur Kerbeilhaffung der nad) 
Abzug jener Beihülfe der General: Gaffe nod) erforderlidien 382,000 .4 
nicht im Stande. Während der Verhandlungen hatten fie 20,000 4 
aufgebradjt oder an Zinfen gewonnen; 242,000 „B follten durd ein 
auf ben Gredit ded Abwäſſerungsverbandes von der Landes-Creditanſtalt 
vorzuftredended Darlehn herbeigefhafft werden; dann fehlten nod) 
120,000 $. Hievon wollten die Intereffenten des Sietlandes allein 
nod 70,000 „B übernehmen, wenn ihnen diefe Summe aud ber 
General: Caffe darlehnömweife mit der Bedingung gegeben würde, daß - 
fie, mit Vollendung der Anlage beginnend, diefelbe in 70 Jahren 
erftatten, bis dahin aber mit 3/, Procent jährlich verzinfen follten. 
Auf Antrag der Megierung betoilligten Stände in Anerkennung ber 
Nothivendigkeit des Werks und feiner Unterftügung durch Staatömittel 
nicht allein diefed Darlehn von 70,000 „P, fondern aud eine fernere 
- Beihülfe von 50,000 P. Darauf wurde dad Werk im Frühjahre 
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1852 in Angriff genommen und far im November 1853 fo weit 
vollendet, daß der Canal zum Wafferabzuge in Wirkſamkeit geſetzt 
und der Edifffahrt eröffnet werden fonnte; 1854 aber jind noch einige 
Vervollitändigungen hinzugefommen. Die wirklichen Koften haben den 
Anfhlag noch um etiva 60,000 „P überftiegen; doch follen die Anla= 
gen ihren Zweck erfüllen, fo daß felbft dieſe höhere Summe für den 
erlangten Bortheil nicht zu groß erfcheint. 

Die Wichtigkeit der Anlage wird eine etwas nähere Befhreibung 
berfelben rechtfertigen. 

Die Aue, ein Flüßchen, welches aus dem Bederkefaer Ere kommt 
und in dad Land Kabeln tritt, vereinigt fi dort mit der aus dem 
Stinftedter See fommenden Göſche und bildet mit diefer die Medem, 
die mittelft dreier Scyleufen durd den Elbdeich und weiter in bie 
Elbe geführt wird. | 

Die Aue und Göfche nehmen dad Maffer nit nur von ausge— 
behnten Niederungen, fondern aud von etwa 4 Duadratmeilen höherer 
Geeſt- und Moorgegenden auf. Dadurd wird ihr Spiegel bei naffer 
Zeit fo erhöht, daß das Hadelnſche Waſſer, welches diefe Flüſſe eben- 
fall8 aufnehmen follen, nicht abfliefen kann, fondern das Sietland 
und einzelne Iheile des Hochlandes Hadeln (der höheren Marſch) 
überfhivemmt. Es kam alfo darauf an, das Oberwaſſer der Aue 
und Göſche abgefondert fortzuleiten, und zu dieſem Zwecke ift an der 
Dftfeite ded Landes Hadeln ein Canal gezogen, der auf feiner linfen 
Seite bedeiht it, damit fein Waſſer in dad Sietland x. audtreten 
fann. In Kolge hievon bleiben die Medem mit den Binnenmettern 
(Abzugsgräben) und die drei Dtterndorfer Schleuſen allein für vie 
Abführung ded Hadelnſchen Binnentvaffers, wozu fie völlig ausreichen. 

Der Ganal geht nun feiner Hauptbeftimmung gemäß aus der 
Aue ab, bevor diefe in das Land Hadeln tritt, und nimmt ihr 
Maffer, fo mie fpäter dad Waffer ver Göſche vollftändig auf. Bis 
zum Einfluffe der Göſche und nod etwas weiter zieht fi der Canal 
durch Moorländereien, die fo hoch find, daß fie in den Ganal abmwäf- 
fern fönnen, dann fvendet er fih an die Landmark (Gränge) zwiſchen 
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bem Lande KHadeln und dem Amte Neuhaus, folgt diefer bis zum 
Elbdeiche, geht dann binnen deöfelben bis in die Nähe der Otterndorfer 
Scleufen, wo er mittelft einer maffiven Schleufe (von 120 Fuß 
Länge, 21’ Breite, 4° MWaffertiefe unter Ebbe und 3° MWaffertiefe 
unter Fluth) durd den Deidy geht und in die Außen-Medem (bad 
Dtterndorfer Außenfleth) einmündet. Seine Dimenfionen find folgende: 


ia he Tiefe 
Sohlen: mittlerem mittierem Wa ers 
Länge. breite. Waſſerſtande. ftande und bei Ebbe. 
Ruthen. Fuß. 
1) Bon der Aue bis zur Böfche 
am Stinftedbter See ....... 1000 28 40 4 
2) Bon ba bis zum Eibdeihe.. 4000 42 54—57 4-5 
3) längs des Elbdeichs biö zur 
Schleufe, erweiterte Baffin- 
firede zur Aufnahme des 
Waflers, während die Schleufe 
durch die Fluth gefchloffen it 814 54 99 5 
4) Außencanat bi6 zur Außen— 
WERE een 67 44 59 5 


5881 oder faft 4 Meilen. 
Die Oberbreite ded Canals in der Terrainflähe ift nad der Höhe 
des Terrains verſchieden. 


Die Aueſtrecke vom Ausgange des Canals aufwärts bis zum 
Bederkeſaer See iſt (1854) vertieft worden. 

Zum Hadelnſchen Canalverbande gehören 60,500 Morgen Lan- 
des, wovon (in runden Zahlen) 28,000 im Sietlande und 27,000 
Morgen im Hodlande Habdeln, 5500 Morgen Niederungen aber in 
ben Wemtern Bederfefa und Neuentvalde liegen. Vom Hochlande 
haben wenigſtens 7000 Morgen ihrer niedrigen Lage wegen Entmwäf- 
ferung nöthig. Alſo entwäffert der Kanal indirect (durd Ableitung 
ded Außenwaſſers) 35,000 Morgen im Lande Kabeln und direct 
5500 Morgen in den Aemtern Bederfefa und Neuenwalde; außerdem 
aber führt er dad Waſſer von etwa 80,000 Morgen (4 Duadrat- 
meilen) höherer Moor» und Geeftländereien ab. 

Neben der Entwäfferung dient der Canal aud zur Schiffahrt. 
Da er nad ber Breite und Tiefe, die er der Abtwäflerung halber 
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bekommen mußte, für Schiffe von 10 Laſt fahrbar ift, fo hat eö, um 
ihn zur Schifffahrt einzurichten, andrer Anlagen nicht bedurft, ald daß 
Ziehtuege — Mo nicht ohnehin Wege vorhanden waren — vorgerichtet 
und dur Beſodung x. befeftigt find. Auch ift im Linkfeitigen Ganal- 
deiche bei dem Durdigange des Mühbachs zwiſchen Aue und Göſche 
eine T Fuß weite Schleufe erbauet, Melde nicht nur zum Zuleiten 
von Maffer in das Land Hadeln bei trodner Witterung, fondern auch 
für die Kahnfahrt dorthin und nad) der Medem beftimmt ift. Die 
Vertiefung der Aue oberhalb des Ganald bis zum Bederkeſaer See ift 
gleihfalld der Schifffahrt wegen geichehen, wie denn auch zu eben die— 
fem Zmede ein Ziehpfad längs bderjelben angelegt iſt. Endlich find 
auch die 14 Ganalbrüden fo hody gelegt, daß die Schiffe durchfahren 
fönnen, und bie Schleuſe hat eine zweckmäßige Einrichtung zum 
Durdjlaffen der Schiffe erhalten. 

Bis jetzt ift die Canalſchifffahrt nicht erheblich; fie verſpricht aber 
Bedeutung zu erlangen, wenn ein Canal — tie ed im Plane liegt — 
vom Beberfefaer See bis zur Geeſte (Geeftemünde) geführt, und 
dadurd die Elbe mit der Weſer verbunden wird. 

Gine Poligeiordnung für den Hadelnſchen Ganal und ein Iarif 
über das für Benußung des Ganald und der damit verbundenen 
Anlagen zur Schifffahrt zu entrichtende Canal-, Schleufen- und Liege: 
geld ift am 28. Februar 1855 erlaffen }). 


c. Ter Wümme:-DOfte-Shmwinge-Canal. 


Dad Herzogthum Bremen, zwiſchen zwei großen, hier ing Meer 
fi) ergießenden Strömen belegen und von einer anfehnlidien Zahl 
mehr oder minder jhiffbaren Nebenflüffe durchſchnitten, befteht feiner 
Bodenbeihaffenheit nad aus Marſch, Geeit und Moor. Die Mari 
zieht fih an der Elbe und Weſer in einer Breite von durchſchnittlich 
einer halben bis einer ganzen Meile und an den Ufern ber Neben» 
flüffe hin; die Geeſt ift von ihr eingefhloffen, aber in der Mitte vom 


1) Gefegfammtung IN. ©. 14. 
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Moore durchzogen, welches zum Theil auch zwiſchen der Marſch und 
der Geeft eingelagert if. So tie dieſe beiden leßteren Bodenarten 
(an 500,000 Morgen Aderland und 400,000 Morgen Grünland) 
reih an landmwirthidaftlihen Erzeugniffen, befonderd an Getreide und 
Vieh -find: fo enthält dad Moor einen unerfhöpflihen Schatz von 
Torf, der zum Iheil don vorzüglicer Beihaffenheit ift ). Die Pro— 
buction überfteigt anfehnlic den eignen Bedarf der Bevölkerung von 
210,000 Seelen ; für den Abſatz des Ueberſchuſſes bieten die beiden 
großen Handelöftädte Hamburg und Bremen den günftigiten Martt. 
In vollem Maaße aber fommt diefer Vortheil nur den unmittelbar 
an, oder in nädhfter Nahbarfhaft der Elbe und Weſer und den an 
ben Nebenflüffen mwohnenden Eingefeffenen zu Etatten, da die andren 
Gegenden, namentlid die Niederungen und Moore im Innern, ente 
weder gar feine oder doch nur höchſt mangelhafte Wafferverbindung 
mit den Warftorten haben, und die Zandivege zu denſelben meift 
fhhleht find, oder die Verfahrung der Producte auf denfelben fo foft- 
fpielig ift, daß deren Abſatz dadurd fait gehindert wird. Es find 
aber jene Gegenden zur Anlegung fünftliher Waffertvege ſowohl 
wegen ihrer ebenen und miedrigen Lage ald aud wegen ihred Waſſer— 
reihthums fehr geeignet; und außerdem gewähren Ganäle noch den 
Bortheil der Abführung des überflüffigen Waffers, wodurch erft die 
Torfgewinnung bid auf den Untergrund und die Urbarmachung dieſes 
letzteren möglid wird. Bei Gelegenheit und aud Rüdficht auf bie 
Moorculturen (Abthl. X. Abſchn. 9, ART) find zwar Canäle, Schiff: 
gräben und andre Wafferzüge in ziemlidy bedeutender Zahl vorgerichtet, 
allein längft nicht genügend für dad Bedürfniß und nod weniger für 
die mögliche und dringend wünſchenswerthe Verbefferung. Um gründ- 
lihe und ausreihende Hülfe zu gewähren, bebarf es einer durchgehen— 
den Mafferverbindung von folder Befhaffenheit, daß fie ſowohl den 
Bedürfniffen des Verkehrs ald der Entwäfferung genügt. Schon im 


I) Bei der Grundſteuer-Veranlagung ift der jährlihe Torfertrag auf 
132.842 uber, jedes zu 2000 Soden geſchätzt. 


vorigen Jahrhunderte hat man Pläne zu einer derartigen Ganal- 
anlage gemadt und felbft mit deren Ausführung begonnen; allein fie 
find nad fleinem Anfange wieder Liegen geblieben, theild weil fie nicht 
gehörig vorbereitet wären, theild weil die Mittel fehlen mochten. Erit 
in den 1830r Jahren wurde wieder ein neuer Plan ernftlidy bearbei— 
tet; aber ehe man zur Ausführung beöfelben beftimmtere Schritte 
thun konnte, ergab eine meitere Prüfung, daß er feinen Zweck nicht 
erfüllen könnte. Es wurde daher auf Grund neuer Unterfuhungen 
ein andrer Plan aufgeftellt, demzufolge ein für Edjiffe von 10 Lait 
Tragfähigkeit fahrbarer Canal von der Wümme ab, dem Punkte gegen: 
über, wo ber von der Stadt Bremen ausgehende fdiffbare ſ. g. Kuh— 
graben im bdiefen Fluß einmündet, durd die Niederungen an ber 
Mümme, durd das zwiſchen diefem Fluſſe und der Oſte belegene 
ausgedehnte Hodymoor !) etwa eine Meile oberhalb Bremervörde in bie 
Dite, dann aber, ungefähr 200 Ruthen von Bremervörde entfernt, 
aus der Oſte durd die Moore der Aemter Bremervörde, Harfefeld 
und Himmelpforten bei Böfenhorn in die Schwinge geführt werden 
fol. Der eigentlihe Ganal würde darnach eine Länge von etiva 
13,300 Ruthen erhalten, die Oſte aber auf einer Strede von 1500 
Nuthen und die Schwinge auf einer Strede von 1200 R. zur Schifffahrt 
dienen 2). Zu bdiefem Behufe müffen beide Flüſſe corrigirt (vertieft 
und begradigt) werden. Außerdem foll ein Verbindungscanal, jedod 
nur zur Torfihifffahrt, von dem Wümme-Dfte-Ganale ab bei Lüring: 
fee in ſüdöſtlicher Richtung durd die Moore des Amts Lilienthal nad 
der Wörpe vorgerichtet, und mit Einrehnung deöfelben alfo ein Waſſer— 
weg von faft I1 Meilen Länge entweder neu oder in verbefferter 
Beſchaffenheit hergeftellt werden. Da übrigens der Kanal weſentlich 
aud die Abtwäfferung fördern foll, fo find die dazu erforderlichen 


1) In diefer Strede fällt der neue Canal mit dem borhandenen Hamme— 
Dfte- Canal zufammen, der jeboh 7 Fuß im Spiegel und damit 8 Fuß in der 
Sohle gelenkt werden foll. 

2) Diefe Strede der Schwinge, welche jetzt 2062 Nuthen mißt, foll plans 
mäßig dur Begradigungen auf 1212 Ruthen verfürzt werden. 
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befondern Anlagen ebenfalld mit in den Plan gezogen. Die Gefammt- 
foften find auf 700,000 „B veranſchlagt. Die demnädftige jährliche 
Einnahme an Ganalgeld ift auf 11 bis 12,000 .$, die Erfparung 
an Tranöportloften aber, nur umter Zugrundelegung ber jetzigen Ab- 
fatzverhältniffe, auf mehr ald 40,000 jährlich beredinet. Schon 
jetzt werden nämlich jährlid) über 50,000 Laft Torf zu Lande oder 
in fleinen Kähnen nah Bremen und Bremervörde, von letzterem 
Drte aber nah Hamburg und andren Orten des In- und Auslandes 
verfahren, aud eine nicht unbedeutende Menge andrer Gegenftänbe, 
namentlih Heu, Holz und Ziegelfteine dorthin geſchafft. ine fehr 
bedeutende Vermehrung diefer Erzeugniffe und ihred Abſatzes läßt fi 
mit Sicherheit voraudfehen, wenn 40 bid 50,000 Morgen (21, Qua— 
dratmeilen) Moor auf beifere Abwäfferung gefett werden, fo daß 
der großentheild fehr gute Torf bis auf den Untergrund abgeftodyen 
und diefer dann zu Ader- und Grünland umgefhaffen werden fann. 
Auch ift wohl die Benutzung des Ganald für einen Iheil (vielleicht jz) 
deö geſammten Waarenwechſels zwiſchen Bremen und Hamburg (jähr: 
lid etwa 6000 Laſt), zumal bei etiwaiger Etörung der Schiffsöverbin— 
dung über dad Meer und der Benutzung befjelben für den übrigen 
Verkehr, in auögedehntem Grade anzunehmen. Wenn fo aber bie 
Waſſerfahrt das KHauptverfehrömittel diefer Gegenden aud für ben 
fleineren Verkehr zu werben verfpridt, dann fann man erfahrungd- 
mäßig die begründete Hoffnung hegen, daß fie zur Edule für die 
Schifffahrt und alle mit bdiefer verbundenen Gewerbe fi enttvideln 
werde, wie ed in Holland und Dftfrieöland der Fall geweſen  ift. 
Damit übrigens die Vortheile diefer Ganalanlage vollitändig ſich zeis 
gen können, wird eine, aud ohnehin längſt ald Bedürfniß erfannte 
BVerbefferung des Fahrwaſſers der Schwinge von Stade nad) Brund- 
haufen dringend erforderlih. Zu den auf 45 bis 50,000 „B wohl 
zu gering veranſchlagten Koften berfelben will bie Stadt Stade 
10,000 „PB hergeben. 

Unter diefen Umftänden hat das Minifterium im Jahre 1850 den 


Ständen die Ausführung ded Unternehmens von Etaatöwegen empfohlen 
Lehzen, Staatähaushait. 1. 28 
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und die Bewilligung der nöthigen Geldmittel von 700,000 „PB und 
35 bis 40,000 „PB beantragt. Bei den Ständen ift die Sache aber 
noch nidyt erledigt, weil nachmals von einigen Betheiligten Bedenken 
gegen einen Theil ded Plans erhoben find, die der Wegierung zu 
einer eiteren Unterfuhung Anlaß gegeben haben, deren Ergebnif 
(1855). noch nicht vorliegt 9). 


B. Hafenanlagen. 
a. Geeſtemünde. 


Bid auf die neueſte Zeit fehlte dem Königreiche ein Hafen fo- 
wohl an der unteren Weſer ald an der unteren Elbe; auch entitand 
ber Gedanke, einen folhen anzulegen, ernftlid) erft dann, als durch 
den Staatöbertrag mit der freien Stadt Bremen vom 11. Januar 
1827 diefer letzteren die Gründung von Bremerhafen möglich gemadt 
war. Schon im Artikel III. diefes DVertraged war auf eine Hanno— 
verſche Hafenanlage am linken Geefteufer hingeiviefen, und faum be— 
gann der Bremenfhe Hafenort fih zu entwideln, ald Bedürfniß und 
günftige Ausfiht auf Erfolg zur Anlegung eines Hannoverſchen Hafens 
aufforderten. Dad Domanium befaß dort einige Grundftüde, andre 
faufte die Regierung an und ließ nun in den 1830er Jahren einen 
Plan aufftellen, der aber durch Hinderniffe mander Art feinen rechten 
Boden gewann 2). Erſt im folgenden Jahrzehent wurde die Angeles 
genheit mit Entihiedenheit wieder aufgenommen und raſch gefördert 3), 


1) Actenftüde XT. 1. ©. 1004. Bei diefer Sachlage ift die Eorrection der 
unteren Edywinge don dem Ganalprojecte getrennt und auf Empfehlung der 
Stände mit ihrer Ausführung begonnen. Actenſtücke XI. 1. S. 860; XII. 2. 
©. 4. . 

2) 1834 und 1835 ward durch Eindeihung des Vorlanded an der Geeſte 
der f. g. Nurtepolder angelegt, welcher nachher durch Abtragung bed alten 
Schaudeihs dor dem Theelande mit dem Binnenlande vereinigt wurde, Der 
gleichzeitig mittelft einer Holzfajung angelegte alte Löfhplatz ift jetzt burdh 
den Bau ber Brüde zwiſchen Geeſtemünde und Bremerhafen wieder befeitigt. 

3) 1846 und 1847 wurde bie noch vorhandene hölzerne lange Hafenfajung 
mit einem Koftenaufiwande von 56,800 4 erbauet, 1849/59 der dahinter belegene 
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was dadurch erleichtert war, daß die Regierung den Plan borerft 
etwas beſchränkt und die Koften auf die Königliche General = Gafje 
übernommen hatte. Gegen Ende des Jahred 1847 war die Hafen 
anlage fo weit gebradht, daß fie dem Verkehre eröffnet und zu den 
Anbauungen in dem KHafenorte, der den Namen Geeftemünde erhielt, 
gefhritten erden konnte. Durd das Geſetz dom 19. Juni 1847 
wurde derſelbe zum Freihafen erklärt )y. Ungeachtet die Verhältniffe 
ber gleidy folgenden Jahre für ben Handel und den Schiffsverkehr an 
ben Norddeutſchen Strömen ungünftig waren, nahm doch die Ent- 
twidelung ded neuen Hafens und Hafenorts einen fo rafchen Fortgang, 
daß Ende 1849 don den 100 Anbaupläßen im Nurtepolder, worauf 
man bie erfte Anlage berechnet hatte, ſchon 40 vergeben und meiften- 
theild bebaut waren. Da nun aud die baldige Befegung der übri— 
gen Plätze um fo mehr erivartet werben durfte, ald auf dem gegen- 
überliegenden, ohnehin nicht fehr umfangreihen Gebiete von Bremer: 
hafen die Gelegenheit zur Erwerbung gleich guter Anbaupläge immer 
feltener ward 2), fo ließ die Regierung 181950 dad Geeftendorfer 
Theeland, eine Fläche von 37 — 38 Morgen, antaufen, deffen Beſitz 
die Erweiterung des Hafenorts auf geregelte und dem Verkehr ent: 
ſprechende Weiſe ſichert 3). 


— — 


Loöſchblatz gepflaſtert, und bald nachher ein großer eiferner Krahn bort auf» 
gefelt, mas beziehungäweife etwa 6000 und 3300 koſtete. 


I) Die Verhandlungen darüber bei den Ständen vom März und April 
1847 find vertraulich gepflogen. Nach den Zolleinigungdverträgen vom 7. Sep⸗ 
tember 1851 und 4. Aprii 1853 (Separ.-rt. 4) foll ber Freihafen beftehen 
bleiben, fo lange nicht Bremerhafen dem Zollverbande einverleibt Wird. — 
Wegen Einfriedigung des Freihafengebiets f. Actenftüde XI. 4. ©. 922. 


. 2) Dies gilt auch jetzt noch, obwohl der Vertrag zwiſchen Hannover und 
Bremen vom 21. Januar 1851, 8 16, bie fhon im Vertrage bon 1827 zuge⸗ 
ſtandene Erweiterung des Bremerhafend vervollſtändigt und erleichtert hat. 


3) Vertraulihe Verhandıungen in den Ständen vom December 1849. Be— 
zahlt find für das Theeland 22,050 P. Metenftüde X1.2. ©. 225. — Das 
Theeland ift in 100 Anbaupläte, das angefaufte Meithfampstand in 60 folder 
Plätze getheilt, fo daß jetzt überhaupt 260 Bauplätze vorhanden find. 


28” 
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Seitdem ift mit Bervollftändigung der Hafenanlagen und mit 
ben Anbauungen zu Geeftemünde fortgefchritten ; erftere find jetzt im 
MWefentlihen ald fo weit beendet anzuſehen, tie fie dad zeitige Ber 
bürfnif erfordert )y. Der Gefammtaufwand dafür (dem Kaufpreis 
für die Grundftüde ungerechnet) hat ſich bis 1854 auf etwa 132,000 „PB 
belaufen 2). Bon den Anbauftellen (im Nurtepolder) find 75 bebaut; 
auf 8 andren ift der Bau in Angriff genommen. Die Unterhaltungö- 
foften der Hafenanlagen haben feit 1848 jährlid) 1000 bis 2000 +P 
betragen. 


- 


Eine für diefen neuen Hafenplatz und für Bremerhafen gleich 
wichtige Anlage ift die zur Verbindung beider Orte über die Geeſte 
führende Brüde, mit deren Erbauung 1853 der Anfang gemadt ift, 
nahdem die vielen Schwierigkeiten, melde dem Angriffe des Werkes 
entgegenftanden, durd den Wertrag zwiſchen Hannover und Bremen 
bom 21. Januar 1851 und durd die zur Ausführung desſelben 
getroffenen teiteren Berabredungen befeitigt waren. Zu den auf 
156,889 »B veranfdlagten Koften trägt Hannover 23 und Bremen 
I, bei; außerdem hat Hannover noch einige Verwendungen zum 
Belaufe von 13,000 „P zu maden, an denen die Etadt Bremen, 
welche ihrerfeitd Äähnlide Ausgaben ohne Iheilnahme Hannovers 
maden muß, feinen Antheil nimmt 3). 


Bon nod größerer Wichtigkeit ift die, fhon 1851 don Ständen 
ber Regierung zur Erwägung empfohlene Erbauung einer Eifenbahn 


[mm — — 0 


I) In den Jahren 185)/,, wurde bad Hafenbollwerk vollendet, wozu Stände 
bie Verwendung von 32— 33,000 4 genehmigten. Actenftüde XI. 2. ©. 1203: 
XI.4. ©. 241, 954. Die Koften haben 28,300 .P betragen. Zur Verlängerung 
beöfelben bis zu der neuzuerbauenden Geeſtebrücke wurden 1854 nachträglich 
9500 „PB bemilligt. Metenftüde XII. 1. S. 360, 843. 


2) Diefeibe ift bi6 1849 aus der Sönigliben General-Caſſe beſtritten, 
meiſtens aus dem gewöhnlichen Waſſerbauetat, zum Theil aber auch aus den 
Ueberfhüflen von 18#1/,;. Staatöhaushalt I. ©. 406. 


3) Actenftüde Xl. 4. S. 928, 1022: X. 1. ©. 360, 843. Vergl. Note 3. 
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bon Bremen nad Geeftemünde. Kurz vor Vertagung der Etände 
im Juli 1855 fprad die Megierung fidy für die Nothivendigfeit und 
Dringlicfeit derfelben aus; über die beantragte vorläufige Bewilli— 
gung von 500,000 konnten fich jedoch die Etände nicht mehr 
erklären I). 


Zur Wahrnehmung der SHafenangelegenheiten befteht eine der 
Landdroftei zu Stade untergeordnete, aus dem Beamten des Amtd 
Lehe und dem Wafferbauinfpector ded Bezirfd gebildete Commiſſion; 
zur Beforgung der örtlihen Geſchäfte aber ift ein Hafenmeiſter ans 
neitellt, der aud der Generals Eaffe an Befoldung und Miethentſchä— 
digung jährlidd 260 »B?) und von den Sciffern einige Gebühren 
erhält 3). 


Die Größe und fteigende Bedeutſamkeit ded Scifföverfehrd zu 
Geeſtemünde ergiebt ſich aus machftehender Ueberſicht Y: 


I) Actenſtücke XII. 2. S. 736. vergl. X1.3. S. 99. Die Koften der Vor— 
unterſuchung waren 185%; bewilligt. Actenſtücke XII. 1. ©. 161, 858. 


2) Souſt wurden dieſelben unter den Wafferbaufoften, ſeit 185435 werden 
fie unter den Ausgaben bed Handeld-Miniſteriums berechnet. Actenſtücke XI. 2. 
S. 1204. 


3) Hafenordnung vom 30. Juli 1852; Nachtrag mit Tarif vom 2. Kebruar 
1855. 


4) Die Lat zu 4000 Pfund gerechnet. 


— 




















Eingelaufen: 
Jahr. Schiffe überhaupt Darunter Hannoverſche 
unbeladen. beladen. unbeladen. beladen. 
Zahl. Laſt. Zahl. Laſt. Zahl. Laſt. Zahl. Laſt. 
I. See 
iso | 17 | 1182 | 66 | 3053 | ı | 54 | 12 1057 
1850 | 1a 12a | 88 | arıa | ı ı 27 | 26 1012 
1851 | 26 | 2052 | 130 | 6764 | 2 | 106 18 | 1327 
1852 | 26 | as9ı | 158 | 8766 | 2 | 124 24 | 1602 
1853 | 31 | 3844 | 115 | 5971 | ı | 84 27 | 1667 
1854 | 58 | 6029 | 117 | 6907 | — — 2 — 
u. WBatt: und 
ısa9 | 39 ! Ass | 170 ! 2ıso | 12 | 122 | sı | 105 
ı850 | 65 | 568 | 608 | 1000 | 33 | 280 | 319 | 3989 
ıssı I 7 | 887 11136 Jısı87 | 36 | 358 | 647 | sı20 
1852 | 17 | 156 | 522 | 6391 8| 17 1293 | 3724 
1853 | 65 | 773 | 636 | 8387 | 25 | 343 | 362 | 4840 
1854 | 109 | 1496 | 926 | 7214| — | Sl, 
AII. Dampf 
1353 a. ee — | — 
1854 ie ee 


— — — — — — 
⸗ 
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Ausgelaufen: 








Shiffe überhaupt 





unbeladen. belaben. unbeladen. 
Zahl. Laſt. Zahl. Laſt. Zahl. Laſt. 
ſchiffe. 


4| 255 | 3ı | 1833 | 8 | 513 
70 | 4513 | 46 

ı23 | 1682 | 33 | 1343 | 18 1303 
138 | 9046 | 55 | 3851 | 233 | 1618 
106 | 7253 | a7 | 013 | 3 | 1516 
ı09 | 707 | 6 | sa | — | — 





Flußſchiffe. 


143 mo | 6 81a | 74 | 969 
544 | 6116 | 120 1348 | 293 | 3609 
1066 | 12257 | 142 1780 | 617 | 7733 
431 | 5351 | 121 1475 | 249 | 3296 
575 | 708 | 150 2005 | 331 | 4340 


843 | 6090 | 200 | 2720%]| — | — 
ſchiffe. 
1) 160 — — u 


3l -|-| - — — 


Darunter Hannovberſche 


beladen. 
Zahl. Laſt. 
3 130 
10 381 
2 111 
4 | 124 
8 | 340 
— | — 
19 219 
51 564 
76 901 
65 833 
68 | 1005 
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b. Harburg. 


Harburg ift durd feine Lage zu einem Handelshafen befonderd 
geeignet, da ed eineötheild an dem’ Punkte der Elbe liegt, über wel— 
chen hinaus die Seefhifffahrt aufwärts und die Flußſchifffahrt abwärts 
in der Regel nicht gelangen kann ?), und andrentheild ein großes 
Hinterland hat, mit welchem ed durch zahlreihe und bequeme Land- 
und Waſſerwege in Verbindung fteht. Das Fahrwaſſer der Elbe bis 
Harburg ift felbft an den feichteften Stellen bei mittleren Waſſer— 
itande für Seefhiffe von 10 Fuß Tiefgang und 100 Laſt Tragfähig- 
feit genügend 2); die nah Harburg führende Eüderelbe aber bietet der 
Flußſchifffahrt geringere Hinderniffe ald die nah Hamburg führende, 
der Berfandung mehr auögefehte Norderelbe. Es hat fidy daher in 
Harburg aud ſchon feit längerer Zeit ein nicht ganz unbedeutender 
Schifffahrts- und Handeldverfehr gebildet; doch ward bis auf die neuefte 
Zeit jener faſt ausfchlieglih don fremden Schiffen getrieben und diefer 
beitand übertviegend in Epeditiondhandel 3). Dem Edifffahrtöverfehre 
entfprahen die Hafen» und Handelseinrichtungen, welche ſich in Har— 
burg gebilder hatten. Der Gedanke einer größeren Hafenanlage ent= 
ftand bereitd im vorigen Jahrhundert, blieb aber unter den damaligen 


1) Wenigftend war dies der Fall, ald die Anlegung des Harburger Hafens 
beichtoffen wurde; nachher hat die andgebehntere Anwendung der Dampfſchiffe 
Aenderungen herborgebradt. 


2) Won Hamburg abwärts hält das Fahrwaſſer nicht überall dieſe Tiefe. 
Die Bemühungen unfrer Regierung zur Verbefferung ded Fahrwaſſers ftoßen 
bei der Stadt Hamburg auf viele Hinderniffe, die theils aus beanfpruchten 
Hoheitörechten, theild6 aud (ungegründeten) Beforgniffen vor wafferbanlichen 
Nachtheilen in Folge der dieöfeitigen Eorrectionen entipringen follen. 


3) Im 17. Jahrhunderte war der Echiffd- und SHandelöverfehr weit be— 
trächtlicher al6 im 18,, wo er in Folge mangelhafter Einrichtungen und Ham— 
burgfcher Maafregeln verfiel. Hannovers Seeihifffahrt. Leer bei Zopfä 1853. 
Nadhrihten aus den Jahren 178266 |. Annalen der Braunſchweig-Lüneburgſchen 
‚ Kurlande H.3. ©. 164; III. 960; IV. 488. Die eigne Schifffahrt befchränfte 
id damals fat auf den Verkehr mit Hamburg, welcher vorzugämeife durd bie 
privifegirten Fähren und durch die Meinen Ever vermittelt ward. Staatöhaus- 
halt I. 224. Nachrichten über den Hanbeld= und Schifffahrtöverfehr Harburgs 
in biefem Jahrhundert bis 1838; f. Neben, das Königreich Hannover I. 95. 


435 


Umftänden ohne Folge; erft in den 1830er Jahren rief ihn der auf: 
blühende Wohlitand des Landes, die wachſende Nührigfeit bei Han— 
dels- und induftriellen Lmternehmungen, die immer mehr fteigende 
Neigung zur Edifffahrt, der Bli auf den neubegründeten Bremer: 
hafen und bdeffen überrafchend günftige Entwidelung ernſtlich wieder 
hervor; die Cijenbahnbau- Pläne aber waren ed, die ihn zeitigten 
und zur Reife bradten. Regierung und Stände trafen im ber 
Anficht überein, daß die in ber Richtung auf Hamburg zu erbauende 
Eifenbahn an einem zur Anlage eines KHafend geeigneten Punkte 
am bieöfeitigen linfen Elbufer ausmünden müffe, und ed Mar 
nur einen Augenblid die Frage, ob als biefer Punkt Harburg oder 
ein weiter unterwärts belegener zu betradten ſei. Man entfdieb ſich 
aber für Harburg fowohl aus den vorhin angedeuteten Gründen, als 
aud) weil die Nähe Hamburgs einerfeitd dem Harburger Verkehre 
die Benußung der Hamburger Handels- und Scifffahrtsanftalten, 
andrerfeitdö dem Hamburger Handelsſtande die in manchen Fällen mit 
Koftenerfparung verbundene Benutzung der Harburger Hafenanlagen 
zugänglich macht; weil ferner in Harburg mit Hülfe der dort fhon 
vorhandenen Anlagen ein zweckmäßiger Hafen mit gerigeren Koften 
ald an irgend einem andren Punkte des diedfeitigen Elbuferd einge: 
richtet werden fonnte, und weil die Ausmündung der Hannoverſchen 
Eifenbahn nah dem Norden deö Königreichs, fo ie die Richtung 
der Kiel Altonaer Eifenbahn vorzugöweiſe Harburg zum Hafenorte 
empfahl, Die Regierung ließ daher nad) vorgängig erwirkter ftändifcher 
Zuftimmung !) inden Jahren 18%5/,9 den Hafenbau in Harburg ausführen. 
Der Hafen befindet fid) an der Nordfeite der Stadt Harburg und ber 
dortigen Gitadelle, deren nördlider Graben zum Hafenbaſſin erweitert 
it, in welches die Schifffahrt aus dem KHauptitrome der Elbe durd 


1) Die erften Verhandlungen (vom Jahre 1844) Mind vertraulih geführt. 
Die Stände genehmigten mit richtigem Blicke den bon der Regierung borge- 
fchlagenen umfaflenderen Plan, ungeachtet ihr Ausfhuß den von einer Minorität 
der Regierungscommiffton angeregten kleineren Plan empfohlen hatte. — 
Spätere Verhandlungen Aetenftüde VIN.3. S. 299, 1319, 1340. 1373: IX. 1. 
€. 631, 1133: XI. 4. &. 564. 1011. 
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einen, mit einer großen Echleufe verfehene Außencanal hineingeht, und 
aus welchem ein anal nah dem Berfehröhafen unmittelbar am 
Eifenbahnhofe führt, an deffen öſtlicher und weſtlicher Seite ſchiffbare 
Canäle herlaufen. Außerdem find noch andre Theile des Feſtungs— 
grabens für die Hafenzwecke in Stand geſetzt; der früher ſchon vor— 
handene Außen- oder Vorhafen und der ältere ſ. g. Holzhafen iſt, 
beſonders zur Benutzung für Fahrzeuge (Holzflöße und oberelbiſche 
Kähne), welche nicht gern in den Binnenhafen einlaufen, oder die ihr 
Einlaufen nicht ſogleich bewerkſtelligen können, durch weſentliche Ver— 
beſſerung zu einem ſicheren Liegeplatze umgeſchaffen, und eine Waſſer⸗ 
verbindung iſt mit der Stadt und namentlich mit den Kaufhäuſern 
(öffentlichen Niederlagen) hergeſtellt. Dem Eiſenbahnhofe aber iſt eine 
ſolche Einrichtung gegeben, daß einerſeits er mit der Stadt durch 
Waſſer- und Landwege in Verbindung ſteht, andrerfeild die am Kai 
deöfelben anlegenden Schiffe unmittelbar in die Eiſenbahnwagen aus— 
laden umd von denfelben ab beladen erden fünnen. Das KHaupte 
baffin bietet für mehr ald 100 größere Geefhiffe Lagerräume von 
je 112 Fuß Länge und 28 Fuß Breite. Zur Errihtung von Hans 
deld- und Edifffahrtögebäuden im KHafengebiete, indbefondere aud) 
neben den beiden Ganälen zur Seite ded Bahnhofed, fo fvie zum 
Lagern der einer Ausbeſſerung bedürfenden Edjiffe und felbft zu einer 
Eriveiterung des Hafens ift Raum vorhanden. 


Der Hafen wurde 1849 eröffnet, nahdem er durch dad Gefet 
vom 10. Auguft 1848 zum Kreihafen erklärt war. Da aber diefe 
feine Gigenfhaft in Folge ded Vertrages über die Vereinigung des 
Steuer und Follvereind aufhören mußte, fo ward fie durd dad Ger 
fe vom 21. Februar 1853 wieder befeitigt 1). Un ihre Stelle trat 
zufolge derfelben Beftimmungen eine freie Niederlage an ber Weſtſeite 
des öftlihen Bahnhofscanald, welcher zu diefem Zivede bid auf 200 


— — mr mau 


1) Actenſtücke X. 3. ©. 24. 116, 118; Xl.5. ©. 430, 449. Wegen Be- 
freiung ber aus See nad Harburg geführten und dort audgeladenen @üter 
vom Brundhäufer Zolle f. Staatöhaushalt I. S. 215. 
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Fuß erbreitert, mit einer Kaimauer verfehen und mit den erforderlichen 
Gebäuden befeßt wird }). 


Die Koften der Hafenanlage mit ihren Folgeeinrihtungen haben 
(bid 1852) betragen... oo ee oem une. 489,431 P 2) 
Rechnet man aber, fie ed richtig fein dürfte, die auf | 
den Eifenbahnbaufonds übernommenen Stoften der 
Kaimauer und der Vertiefung des — ins und 
des a 107,370 " 
DIN. 10 TO 596,801 ws 
und menn man aud, wie gleichfalls wohl geſchehen 
muß, die fvegen der einzurichtenden freien Niederlage 
aufzumendenden SKoften für die Erweiterung bed 
Hafenbaffind und bie Verlängerung der Kaimauer 
mit anfhlagsmäßig .. ... EEE EEE 59,200 * 
berüdfichtigt, fo ergeben fih im Ganzen ...... 656,001 »$ 3). 


Für Unterhaltung des Hafens und feiner Zubehörungen, wobei 
jebody auf KHauptreparaturen und Erneuerungen der größeren Werke 
nicht mitgerechnet war, wurden 1848 jährlid) 4000 „P bewilligt, fo 
meit dazu die auf jährlid 1244 „B beredneten Hafenauffünfte nicht 


— — 


I) Actenſtücke XII. 1. S. 693, 892; XII. 2. ©. 689. Die Koſten find auf 
374,000 „B veranfdlagt, und davon 80,000 „PB aus ben Ueberſchüſſen ber 
Beneral= Eaffe bewilligt. Verordnung vom 3. October 1854. Rroviforifc bis 
Ende 1856 ift eine freie Riederlageanſtalt am meftlihen Bahnhofscanale er= 
rihtet. Befanntmahung vom 13. October 1854. 

2) Davon find 468,656 „P aus den Weberfchüffen der General=Eafle und 
20,775 ,P aus dem Erlöfe wieder verfaufter Baugeräthe ꝛc. beftritten. Staats— 
haushalt I. 24, 408. Der dort angegebenen Summe von 459,433 4 find 
nadträglid gezahlte 9223 „PB Grundentfhädigungdgelder hinzuzufeten. 

3) Actenftüde VII.3. S.244, 209, 1319, 1348, 1349, 1375; X1.4. ©. 864, 
1011; XI. 1. ©. 698; XII. 2. ©. 689. Vielleicht ließen nod einige andre, auf 
ben Eifenbapnbaufondö gelegte Verwendungen von geringerer Bedeutung ſich 
als Hafenbaufoften betrachten; doch laſſen fie fih von ben Bahnhofäfoften nicht 
wohl trennen, und ber Verſuch einer Scheidung möchte faum einen Nuten 
haben, ba beide Anftalten ein verbundened Ganzes bilden und aus derfelben 
Caſſe errichtet worden find. — Staatöhaushalt I. ©. 281. 
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audreichen würden. Davon waren 2600 „PB für die bauliche Unter: 
haltung und 1400 „P zur Beloldung und Nemunerirung ded Hafen: 
perfonald beitimmt. Aber ſchon in den eriten zivei Jahren erreichten 
die Hafenauffünfte, ungeadhtet die Schleuſen- und Edifföliegegelder 
fehr mäßig beftimmt twurden, einen folhen Betrag, daß jener Zufhuf 
von 2600 ſeit dem 1. Juli 1851 wegfallen konnte; dagegen wurde 
bei der Nothwendigkeit befferer Bezahlung des KHafenperfonald in 
Folge ded wachſenden Verkehrs die dazu ausgeſetzte Summe auf 
1300 4 jährlich erhöhet ®). 





Eingelaufen: 








Jahr. Schiffe überhaupt Darunter Hannoverſche 
unbeladen. beladen. unbeladen. beladen. 

Zahl. Lat. Zahl. Laſt. Zahl. Laſt. Zahl. Laſt. 

I. See 

1849 si 2331 37! 9441 6| ısil a7! 650 


4576 | 19 | 630 | 83 | 2886 
10853 | 52 | 1280 | 156 
14158 | 208 | 4221 | 147 | 3216 


1850 23 | 799 | 129 
1851 62 | 1642 | 280 
1852 | 223 | 5020 | 409 
1853 | 200 | 7607 | 554 |19079 | 254 | 6790 | 218 
1854?)| 265 | — 1403 | — — — — — 





nn. Watt: und 


1 


1349 669 | 3295 51199 | 7530 | 495 | 2298 | 759 4580 
1850 925 | 7214 |2462 21218 | 682 | 5100 11490 ‚11160 
1551 885 | T151 12657 122489 | 735 | 5145 |1709 |11968 


3148 
6837 


| 





1552 [1311 14872 |2771 24812 [1012 | 7089 [1909 [13374 
1853 11497 18561 |2744 24342 [1118 | 9735 12030 |14910 
| | 


I) Sie wird unter den Auögaben bed Handels— — ————— (Abthl. X. a. J— 


berechnet. Actenſtücke IX. 1. ©. 631, 1133: XI. 2. ©. 279, 1203, 


2) Die beladenen und unbeladenen (1032) ** zuſammen hielten 42,371 Laſt. 
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Die Verwaltung ded Hafens wird durd) eine Hafencommiffion 
geleitet, weldhe aus einem Beamten und einem MWafferbaubeamten, 
denen der Kafenmeifter zugeordnet ift, befteht. Die unmittelbare 
Hafenverwaltung führt ber Hafenmeifter, der zugleich Schleufenmeifter 
ber großen Hafenſchleuſe ift; für die alte Schleufe ift ein befondrer 
Schleufenmeifter angeftellt. Ihnen ift dad erforderliche Unterperſonal 
beigegeben. 

Den Auffhtwung und den Umfang ded Schifföverkehrs im Har— 
burger Hafen madt die nadfolgende Tabelle anfdaulid) : 








AHusgelaufen: 


beladen. 
Laſt. 


beladen. unbeladen. 
Jahl. 


unbeladen. 
Zahl. 

















Laſt. 





Laſt. 





Jahl. Laſt. 





ſchiffe. 


36 920 9 256 27 660 6 161 
115 4021 29 1031 13 | 2524 | 24 828 
238 9473 91 2303 1285 | 3880 | 76 1828 
333 | 12905 266 | 5867 98 | 2456 | 246 | 4920 
530 | 17513 341 8498 | 206 | 5994 | 287 1079 
679 — 348 — — — — — 


| 
Schiffe überhaupt Darunter Hamnoverſche 


Flußiſchiffe. 


884 | 5342 | 083 | 3517 
1897 | 17749 | 1490 | 10683 

1648 14633 | 1878 | 14929 
| 27142 
| 
| 


1537 | 12471 | 2539 
1794 | 14848 | 2416 | 24225 
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Bei dem Seeſchiffsverkehre war unter den eingelaufenen Schiffen 
nähft der Hannoverſchen Flagge am ftärkften vertreten: 
Zahl der Seeſchiffe 
1850 1851 1852 1853 1854 
Die Engliſche ⸗ 4 37 134 170 152 
„ Holändiie ...--.00 0. 11 2 58 64 84 
» Dänifhe (Schleswig Holfteinfhe) 10 37 63 90 135 


Die Seefhiffe famen aus 60— 70 Hafenpläßen, und fuhren 
nad eben fo vielen verſchiedenen Beftimmungdorten. 


Die Ladungen beftanden: 
1850 1851 1852 1853 1854 
1. Zahl der eingegangenen Seefdiffe !) 

1) in diverfen Stüdgütern . . 16 56 101 138 
2) in Getreide... 0-00.» ı 21 2 8 
3) in Eifenbahnfhienen .... — 20 64 74 
4) in Steintohlen (Cinderd ıc.) 78 104 120 89 
5) in Eifen und Eifenwaaren . 10 35 60 54 


6) in Rohellen. .....» -» 10 21 692 6 
7) in Häringen......:... l 3 23 54 
8) in Shiefer . =... ++ | 4 — 11 17 
9) in Ziegel, Flieſen. ..... 14 33 
10) in Buano.. san 2 0. — — 1 17 
II. Zahl der auögegangenen Seeſchiffe?) 
1) in Auöwandren ...... — 2 4 4 
2) in Stüdgüten ....... 3 12 14 23 
3) in Getreide (Mehl)... - - 5 3 — — 
4) in Heede.......... 2 2 14 23 





1) Hier find nur folhe Ladungen angegeben, mit denen in einem Jahre 
menigftensd 6 Schiffe eingingen. 


2) Hier find nur folhe Ladungen angegeben, mit denen menigften® 3 Schiffe 
audgingen. 
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1350 1851 1852 1853 1854 


5) in Knohen .. 2 2 222.2. 3 2 2 1 
6) in Delfuhen ........ 5 6 1 10 
TR EU. nn 10 — 4 4 
8) in Duabderfteinen!) ..... — 39 52 46 
Er.) 1 OR Er rg 1 20 174 260. 


Im April 1854 fam das erfte fremde Schiff (ein Hamburger 
Schooner) mit überfeeifher Ladung (Zuder von Pernambuto) nad} 
Harburg für einen dortigen Kaufmann. 


Zur Verbindung mit Hokand (Amſterdam) ift, ald Actienunternehmen, 
feit Herbit 1853 eine Dampffhifffahrt im Betriebe. Die dazu benutzten 
Schraubendampffhiffe können die Harburger Hafenfchleufe und Brüden 
pafliren und in den Ganälen der Stadt anlegen. Cine zweite Geſell— 
haft unterhält feit etwa 1 Jahre eine Dampfidifffahrtöperbindung 
mit Hull. Beide Unternehmungen feinen ſich eined guten Erfolges 
zu erfreuen. 


Die Zahl der Harburger Rhedern gehörigen und meiſtens auf 
Harburger Werften gebaueten Seefhiffe betrug 1852 — 10, 1853 
— 12; 1854 = 192). 


Im Harburger Hafen lagen zu Anfang ded Jahres 
1850 1851 1852 1853 1854 
Geefhie 4 12 30 47 34 


Der Verkehr mit Hamburg wird, abgefehen von den beftändig 
hin= und hergehenden Heinen Ruderfahrzeugen (Ever, Jollen ꝛc.), theils 
über Wilhelmöburg mittelft der nenangelegten Chaufjee und Dampf: 


I) Gröftentheil® zum Baue der Nogat» nnd Weichſelbrücken ıc. für bie 
Preußiſche Oftbahn (nad Königöberg). 

2) f. muten Abthl. XI. Einleitung und IM. 5. I. (Schiffbau), aud Ant. 6. 
Hannoverfche Zeitung von 1853. N 178. 
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fähre, theils mittelft der regelmäßigen Dampfidifffahrt unterhalten !). 
Die Zahl der zu diefem letzteren Zwecke benutzten Schiffe pflegt 3—5 
und die jährlihe Zahl ihrer Kahrten 2000—2500 zu betragen; 1854 
waren weniger ald fonft, im November und December nur 2, in den 
übrigen Monaten regelmäßig 3 Boote in Fahrt, daher die Zahl der 
Fahrten etwas geringer ald im vorhergehenden Jahre war. Die 
badurd beförderte Perfonen= und Güternenge war aber dennod und 
trotz der neueröffneten Baffage über Wilhelmsburg größer ald früher. 
Es wurden nämlid befördert: 


1350 1851 1352 1853 1354 
Perſonen .. 253,629 200,640 289,517 255,538 269,164 
Verde ... 2,521 4,639 6,232 3,129 2,585 
Schlachtvieh. 8,061 6,900 7,971 5,956 8,805 
Wagen ... 163 1712 153 887 664 
Colli Waaren 95,362 5,166 4,047 17,164 5,418 


Mit der Eifendahn wurden von Harburg aus verfandt: 


Gentner 


|, — — — — 

Eilgut Frachtgut Producte 
titer 2ter Claſſe 
1399%,, 7,421 241,097 20,876 28,789 
185%,, 8,157 281,084 41,861 42,051 
1851, 8,767 382,389 111,725 76,029 
1852,53 9,122 390,820 70,568 108,427 
1853/,, 6,515 404,339 218,633 162,790 


c. Brunshaufen. 


ALS bei Gelegenheit deö Eifenbahnbaues von Hannover in nörd— 
liher Richtung ertvogen wurde, ob und an welchem Punkte deö dies- 


I) f. unten Abthl. X. Abfchn. 8. I. Chauffen. — Staatöhaushalt 1. 
S. 223, 224. 
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feitigen Elbufers ein Seehafen anzulegen fein werde, kam aud Bruns⸗ 
haufen in Frage, umd wenngleich die Entſcheidung für Harburg 
ausfiel, fo ward doch auch die Vorrichtung eines für Seefhiffe taug- 
lidyen Liege- und eineö gehörigen Löſch- und Ladeplatzes bei Bruns: 
haufen beſchloſſen. Die von Stade abwärts für kleine Schiffe fahrbare 
Schwinge mündete ehemals in einen Elbarm, der zwei große, nur 
dur eine fchmale Ninne geſchiedene Infeln, den Stader und den 
Bürflether Sand, welde fid) in einer Länge von einer bid anderthalb 
Meilen vor dem Ufer herzicehen, vom Feftlande trennte. Um bie fehr 
beſchwerliche und hinderliche Fahrt durd diefen Elbarm von dem 
Hauptitrome bis zur Brunshäuſer Zollſtätte und umgekehrt zu erleich⸗ 
tern, ward 1766 durch den Stader Sand auf 180 Ruthen Länge 
ein Canal gezogen, deſſen Breite 90 bis 100 und deſſen Tiefe 
6 bis 7 Fuß bei mittlerem Waſſerſtande beträgt. Das Fahrwaſſer des 
Hauptſtroms der, Elbe, welches unmittelbar dor der Mündung bed 
Schwingecanals vorbeigeht, hat eine fehr bedeutende Tiefe, die feit 
langen Jahren eher gewachſen ald vermindert ift, foogegen bie Neben- 
arme und ber alte Schwingeausfluß theils natürlich, theild fünftlid) 
immer mehr verlandet und unfahrbar geivorden find. Auch der Stader 
Sand hat fid) fo aufgehöhet, daß er felbft vor der Bedeihung von 
ben ordinairen Yluthen nicht mehr überftrömt ward, und der Ganal 
einen gegen Südivelt: und Nordweſtwinde ziemlich geſchützten Liegeplat 
darbot, welcher mandmal benußt wurde. Im Falle einer Verbefferung 
aber durfte man ſich eine noch häufigere Benutung desſelben vers 
fprehen. Denn bis Brunshaufen ift die Elbſchifffahrt von der See her 
faft niemald unterbroden, weil unterhalb der Strom nur felten zufriert. 
Außerdem finden bei Brundhaufen die meiften Ein- und Audladungen 
von folhen Seeſchiffen Statt, welche wegen ihred Tiefgangd völlig 
beladen nicht über die Untiefen bei Schulau und Blanfenefe gelangen 
tönnen. Zu diefen Umladungen wählen aber bie aus See kommenden 
Schiffe um fo eher die Gegend von Brundhaufen, ald fie gewöhnlich 
in einer Fluthzeit von Cuxhafen bis zum Schingecanale und in 


gleiher Zeit von da bis Hamburg ober ‚Harburg gelangen können, 
Lehzen, Staatthauohalt. U 29 
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ohnehin aber des Brundhäufer Zoll wegen in der Regel bafelbft 
anzuhalten genöthigt find. Als Loöͤſch- und Ladeplatz für die hinter: 
liegende Gegend eignet fih Brundhaufen, da ed nit nur den (ber 
Verbefferung freilich fehr bedürftigen, aber auch fähigen)!) Waſſerweg 
der Schwinge nah Stade hat, fondern aud mit diefer Etadt und 
weiter mit Bremen, Cuxhafen und Harburg durch Chauffeen verbun- 
ben if. Demnach fourden bie erforderlihen Einrichtungen 1844 
gleichzeitig mit der Harburger KHafenanlage von Megierung und 
Ständen befhloffen und. in den nächſten Jahren mit einem Koften- 
aufivande bon etiva 44,000 „B2) zur Ausführung gebradt. Sie 
beftehen barin, daß am linken (nördlichen) Ufer des Schwingecanals 
neben ber bort liegenden Stader Ehauffee ein Schirmdeich angelegt, 
dad Ufer mit einem Bolliverfe zum Anlegen der Schiffe eingefaßt, 
ber Vorgrund vertieft und der Pla zwiſchen Bollwerk und Chauffee 
gepflaftert worden ift3),. Im Jahre 1848 hat eine Verlängerung 
des Löſch- und Liegeplaed auf Koften der Zoll»Caffe mit einem 
Auftwande von 7500 „P Statt gefunden, um den Zollbehörden ihrem 
Verlangen gemäß einen ausſchließlichen Liegeplag für die Zollboote 
und die zur Verzollung anlegenden Kahrzeuge zu verſchaffen. 


Da ber Stader Sand dem Domanium gehört, fo konnte ein 
zweckmäßiger Plan zur Befegung der Grundftüde hinter dem Schirm: 
deiche mit Anbauſtellen entivorfen und deffen Ausführung eben fo fehr 
erleichtert ald gefichert werden. Auch mar 1844 viel Ausfiht vor— 
handen, daß fih rafc ein Meiner Hafenort bilden fvürde, da ſchon 


— — — — —— 


I) ſ. oben ©. 427. 


2) Sie find aus der Beneral= Steuer» Caffe bezahlt. und zwar 32.000 „P 
aud den laufenden Einnahmen von 18%/,;. und 12,000 ,$ ans den Neberfchüffen 
bid 1. Juli 1846. Außerdem hat die Königliche Beneral= Kaffe aus dem damals 
ihr obliegenden Wafferbaus Etat etwa 3000 „B zur Befeftigung des rechten Ganal- 
ufer6 hergegeben. Staatshaushalt I. S. 408. 


j 3) Die Verhandlungen mit den Ständen von 1844 waren vertraulich; die 
fpäteren f. Actenſtücke VII. 3. ©. 305, 997. 
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zahlreihe Anmeldungen zu Niederlaffungen eingegangen waren. Die 
Ungunft der Verhältniffe in den Jahren 1846 bis 1850-verhinderte 
aber die Entftehung eines folhen Hafenorts, und auch nad) bdiefer 
Zeit find dort feine Anfiedelungen gegründet. 

Der Edifföverkehr ift ebenfalld hinter den Erwartungen zurüde 
geblieben und im Ganzen unbedeutend geweſen. Er hat ſich folgender 
Maaßen geftaltet: 


29” 


—— 





Jahr. 


1849 
1850 
1851 
1852 
1853 
1854 


1849 
1850 
1851 
1852 
1853 
1854 


Schiffe überhaupt 


unbeladen. 
Zahl. Laſt. 
| 
220 |; 1074 
247 | 1266 
304 | 2012 
269 ı 1058 
217 806 





@Eingelaufen: 


beladen. 


Zahl. 


10 


12 


Laſt. 


Darunter Hannoverſche 


unbelaben. 
Zahl. Laft. 
ER, 
u Ba 
211 997 
236 | 1138 
274 | 13883 
269 | 1058 
217 | 806 
230 — 


| beladen. 
Zahl. Laſt. 
Il. See 
7) 134 
5 134 
6 208 
4 108 
3 | 9 
10 | — 

| 

tt: und 
681 | 4227 
694 | 4502 
657 | 4191 
122 | 4764 
616 | 3819 








Husgelaufen: 










Schiffe überhaupt Darunter Hannoverſche 
beladen. 
Zahl. Laft. 





belaben. unbelabden. 
Zahl. Lat. Zahl. Laſt. 


unbeladen. 
Zahl. Laſt. 























ſchiffe. 
| 2» | I -| — I! miI-|- 
| 8 409 — — 5 1341 — — 
0 05 | - — 6 | | — | — 
u, al — — et ee 
3 ıa| - — sl a|l- | - 
12 | Ze | mE um wen gen 
| 


Fluſſchiffe. 


203 | 1277 | 697 


232 1601 715 
176 1231 181 


| 
3983 | 197 | 1246 | 689 | 3915 
179 1462 | 807 | 4324 | 179 


4230 | 226 | 1504 | 705 | 4118 
1184 | 151 | 4338 
1462 | 807 | 4324 
1300 | 655 | 3313 
— 620 — 


4949 174 





1300 | 655 3313 176 
188 — 634 — 188 





— 
— 
— 
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Ron den 3 Dampffchiffen der Stader -Altländer Befellfchaft fährt 
täglid) eind don Brundhaufen und beziehungsmweife Wilhhafen nad) 
Hamburg und zurüd, im Sommer aber wöchentlich 3mal zwiſchen 
Neuhaus a.d. D. und Hamburg. Die Zahl der Fahrten von und 
nad) Brunshaufen betrug 1853 — 452, 1854 — 521. 

Die Gefhäfte des Hafenmeifterd zu Brunshaufen beforgt ein der 
Landdroftei zu Stade untergebener Hafenauffeher. Eine Hafenordnung 
und ein Tarif für dad Hafen-, Liege- und Safenmeiftergeld iſt durd) 
die Bekanntmachung der Zanddroftei vom 19. Januar 1855 (Befehl. 
II. ©. 4.) erlaffen. Die Auftünfte follen nad) der von Etänden 
1346 gemachten Bevorwortung lediglidh zur Unterhaltung der Hafen: 
einrichtungen, mit Ausfchluß der Befeltigung des rechten Ganaluferd, 
berivendet erben. 


d. Burtehude und bie Efte. 


Einen wichtigen Waſſerweg aus dem SHerzogthume Bremen 
nach der Unterelbe bildet bie Eſte, die einen lebhaften Handelöverfehr 
und Cdifffahrtöbetrieb vermittelt, welcher vorzüglid don der Etadt 
Burtehude aus Etatt findet. Bei den mehrerwähnten Erwägungen 
über Hafenanlagen an ber Unterelbe ward auch dieſer Puntt in 
Betracht gezogen, und dad Bedürfnif anerkannt, dad ftellenmweife fehr 
ſchlechte Fahrwaſſer der Efte von Buxtehude bid zur Elbe, fo wie 
den verſchlammten Hafen dieſer Stadt zu verbeſſern. Auch ward 
1846 wirklich die Austiefung des Hafens bis auf T Fuß unter täg— 
liche Fluth und die Einſchränkung des Hafens, um die Wirkſamkeit 
der Strömung zu vermehren und die Aufſchlickung zu vermindern, ſo 
wie die Aufräumung und die Beſeitigung verſchiedener Schifffahrts— 
hinderniſſe im Fahrwaſſer der Eſte, im Jahre 1850 aber ferner noch 
die Vorrichtung eines geräumigen Löſchplatzes und die Erbauung einer 
neuen Kajung am Burtehuder Hafen, ſo wie einer die Stadt und 
Umgegend gegen Hochfluthen ſichernden Schleuſe beſchloſſen. Die 
Koſten jener erſteren Anlagen waren auf 36,000 „PB, die der letzteren 
auf 15,000 veranſchlagt. Davon übernahm die fleine, aber 
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gewerbthaͤtige und ftrebfame Stadt !), trotz ihrer ohnehin ſchon großen 
Belaftung, 10,000 4 und 5000 „PB; ben Meft von 26,300 „B aber 
zu ben 1846 beſchloſſenen Verbefferungen gab bie General» Steuer: 
Gaffe aud den Ueberſchüſſen bis 1. Juli 1848 her, und die Koften 
ber 1850 beſchloſſenen Anlagen wurden auf das laufende Bubget der 
General-Caſſe gelegt, indem für die 5 Jahre 1850/,, jährlid 2000 -P 
auf die Bofition Canal- und größere Waſſerbautoſten gefetzt wurden. 
Die Koſten der Ausführung ſind noch etwas unter dem Anſchlage 
geblieben. Die Anlagen halten ſich gut und erfüllen ihren Zweck. 
Zur Unterhaltung der Hafenanſtalten und des Fahrwaſſers ſollen 
keine Zuſchüſſe aus Landesmitteln gegeben werden 2). 

Den Schiffsöverkehr auf der Eſte (an der Fährſtelle von Cranz 
und im Hafen von Buxtehude) mit Ausnahme der Dampfichiffe, zeigt 
die folgende Ueberſicht: 


I) Unter den neuen gewerblichen Unternehmungen befindet ih auf einer 
Infel im Burtehuder Hafen eine Kabrif von Steingut, zu welchem dad Material 
aud England bezogen wird, 

2) Kctenftüde VIN.3. S. 983, 1704; XI. 1. ©. 1083, 2144. Sdifffahrtö- 
ordnung für den Ecifffahrtöbetrieb auf der Efte zwiſchen Buxtehude und Eranz 
(Geſetzſammlung von 1854, IM. S. 10). 
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@ingelaufen: 


















Jahr. Schiffe überhaupt Darunter Hannoverſche 
unbeladen. | beladen. unbelaben. beladen. 
Zahl. Lat. Zahl. Loft. Zahl. Laft. | Zahl. Lat. 








l. See 
1849 38 | 629 29 575 35 531 20 387 
1850 42 1315131 50 1599 35 987 27 792 





1851 35 1084 58 | 1645 | 31 
1852 19 | 552 69 | 2074 15 
1853 36 1110 671 17231 233 


949 | 36 , 946 
446 | 36 | 955 
704 | 30 | 715 


— — — — — — — — 


II. Watt- und 


1849 | 724 4947 | 944 | 5651 | 647 | 4320 | 932 | 5400 
1850 | 857 |83174,| 822 | 8001 | 748 | 7083 | 796 | 7239 
1851 | 749 |17395 | 694 | 7014 | 680 | 6761 | 687 | 6938 
1852 | 741 16914 | 688 | 7289 | 665 | 6082 | 661 | 6653 
1853 | 572 15563 | 681 | 6901 | 535 | 5212 | 661 | 6388 













Schiffe überhaupt 
beladen. 
Zahl. Laſt. 


Darunter Hannoverſche 
unbeladen. 
Jahl. Laſt. 





beladen. 
Zahl. Laſt. 


unbeladen. 
Laſt. 























ſchiffe. 
| 
4 | 846 3 sol 3 al 6 | 1m 
6 | Ms 8 23 | a In] 5 114 
ss m | mw #1 | 35 | wol 7 | 161 
2 | 00 | 13 35 | 138851 10 261 


569 33 944 10 286 





Flußſchiffe. 





367 4147 850 | 7385344 | 3001 | 708 | 6945 
436 | 5233 | 836 | 7444 | 401 | 4520 | 768 | 6680 
379 | asıs | 1a3 | 8164 | 353 | 3019 | rıı | 6506 


598 | 4505 | 912 | 5142 | 571 | 217 | 88ı | 
547 | 70874,| 1060 | 9102 | 497 | 6075 [975 | 

| 
| 
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Mittelit eined (Harburger) Dampfichiffed wird eine regelmäßige 
Verbindung über die Elbe zwiſchen Buxtehude und Hamburg (Har: 
burg) unterhalten. Im Jahre 1854 lief dasfelbe 531mal auf der 
Eſte ein und aus. 


e. Freiburg im Lande Kehdingen. 


Der Fleden Freiburg, Hauptort ded Landes Kehdingen, ift mit 
der Elbe durd ein, das vorliegende Außendeichsland durchſchneidendes 
Tief (einen Abwäſſerungs- und Edifffahrtdcanal) von 540 Ruthen 
Länge verbunden, welches allmälig in einen fo verfhlammten und 
verlandeten Zuftand gerathen war, daß nur noch Ediffe von gerin- 
gem Tiefengange mit äufßerfter Anftrengung bei Fluthzeit bi® zum 
Flecken gelangen fonnten, und derfelbe von der Elbe abgefchnitten zu 
erden Gefahr lief. Hierdurch würden aber nit nur die auf den 
Schifffahrtöbetrieb als hauptſächlichſte Erwerbsquelle hingetviefenen 
Bewohner des Fleckens Freiburg in höchſt Üble Lage gerathen fein, 
ſondern auch die Bewohner der Umgegend in einem ziemlich weiten 
Kreiſe empfindlichen Schaden gelitten haben, da die von Freiburg 
ausgehende Schifffahrt den Abſatz der Erzeugniſſe eined der fruchtbar— 
ften Landestheile, deſſen Verbindung nad) Außen auf dem Landwege 
zufolge feiner Bodenbefhaffenheit während eined großen Iheild des 
Jahre ganz unterbroden it, vermittelt. Zur Abftellung des vor— 
handenen Uebels und zur Verhütung einer Wiederkehr deöfelben war 
theild die Vertiefung und Begradigung bed Fahrwaſſers, theild bie 
Anlegung einer Spülfchleufe mit einem Spülbaffin von bedeutenden 
Umfange erforderlid !). Die Aufbringung der zu 27,000 4 veran- 
ſchlagten Koften überftieg die Kräfte bed etiva 1500 Einwohner hal- 
tenden Fleckens Freiburg. Der bei Verbefferung ded Außentiefs eben: 


I) Dem Fahrwaſſer follte eine Tiefe von 7 Fuß bei gewöhnticher Fluth 
in der oberen Strede gegeben werden: in der unteren war eine folhe und felbft 
größere Tiefe fhon vorhanden, aber nicht geregelt. 


43 
falls, wegen der Abwäſſerung, betheiligte Freiburger Schleuſenverband 
erbot ſich zu einem Beitrage von 3000 „PB; eine gleiche Summe 
beivilligte die Zandeöverfammlung ded Landes Kehdingen » Freiburg 
und der Reſt ift durd eine auf ben Credit der Kledendgemeinde 
aufzunehmende Anleihe herbeigeihaftt, zu deren allmäliger Tilgung 
die General-Caſſe in Rüdfiht auf die bei dem Unternehmen in 
Betracht kommenden allgemeinen Jnterefien auf 8 Jahre (von 1850/,,) 
einen jährlihen Beitrag von 2000 „PB, welcher auf die Poſition 
„Canal- and andre größere Wafferbauten« des Laufenden Budgetö 
gelegt ift, übernommen hat }). 

Die Berbefferung des Fahrwaſſers und die Erbauung der Spül- 
ſchleuſe it im Sommer 1851 auögeführt und hat vollftändigen Erfolg 
gehabt 2); dagegen foll eine nahher von dem Flecken vorgerichtete 
Hafenkajung ſich nicht gut gehalten haben, fondern übergewichen und 
Ihabhaft geworden fein. 

Der Edifföverkehr im Freiburger Hafen ijt bisher unbedeutend 
geweſen, jedoch jetzt im Steigen begriffen. Im Durchſchnitte der 
5 Jahre 1899 ,, liefen jährlid ein und aus 13 Ecejdiffe von 273 
Laſt und 330 Watt» und Flußſchiffe von 2871 Laſt; 1854 dagegen 
14 See- und 926 Watt: und Flußidiffe von 8816", Laſt. Auch 
die Rhederei und Edjifffahrtdunternehmungen find im Wachſen; 1854 
befaß der Flecken 2 See» und 14 Watt» und Flußſchiffe, und bie 
Bildung einer Gefellfhaft zur Anſchaffung eined Dampffciffes, welches 
regelmäßige Fahrten zwiſchen Freiburg und Hamburg maden follte, 
ward beabfictigt. 


— — — — — — — 


1) Actenſtücke XI. 1. S. 1681, 2045. 
2) Die Koſten find etwa 1000 „PB unter dem Anſchlage geblieben, 
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Abſchnitt VII. 
Wegbau. 

Nach unſren geſetzlichen Beſtimmungen ſind alle öffentlichen 
Wege d. h. alle ſolche Wege, welche dem öffentlichen Gebrauche nicht 
kraft Privatrechts entzogen werden können (mit Ausnahme der Lein— 
pfade), entweder Chauſſeen oder Landſtraßen oder Gemeindewege. 
Chauſſeen find diejenigen kunſtmäßigen öffentlichen Wege, deren Ans 
legung und Unterhaltung Staatdlaft iſt. Landftrafen heißen bie 
hauptfädhlicd; für den größeren Verkehr dienenden Wege, melde ſchon 
bisher für Landſtraßen erflärt oder doch als foldye behandelt find oder 
in Zufunft von der Regierung nad) Anhörung der Verbandövertres 
tung und mit Genehmigung der Provinziallandfhaft für Landſtraßen 
erflärt werden. Gemeindeivege aber find alle übrigen öffentlichen Wege. 

Der Gebrauch der Ehauffeen, die Wegepolizei in Bezug auf die— 
felben und die Ghauffeegelohebung regelt ſich nad) dem Gefetze vom 
4. December 1834 }), der Chauffeebau nad; dem Geſetze vom 20. Juni 
1851 2). Ueber Landftraßen und Gemeindeivege ift ein allgemeines 
Geſetz unterm 28. Juli 1851 erlaffen. Daß dies Gefet trotz feiner 
‘ allfeitig anerfannten Nothivendigfeit erft nad) faſt 4 Jahren ind 
Leben trat, hat darin feinen Grund, daß mehrere feiner Borfchriften, 
welche die Mitwirkung der Provinziallandfhaften bedingen, auf die 
Provinziallandihaften in ihrer gegetwärtigen Zufammenfegung nicht 
antvendbar find, die borgängig nothwendige Reform der Provinzial 
landfhaften aber aus den früher dargelegten Urſachen Hinderniffe findet. 
Meil cd aber bei der fortdauernden Entwickelung des Landſtraßen— 


1) Staatöhaushalt I. S. 303. 

„2 Actenftüde X. 1. ©. 495; Xl.1. ©. 409; XI. 2. ©. 2600. Das Gefeh 
von 1851 hebt die Ehauffeeordnung von 1824 auf. Verhandlungen über die— 
felbe, Actenftüde I. ı. ©. 126, J. 1.4. ©. 425; II. 6. S. 725: IV. 1. ©. 455, 
1062: V.2. ©. 613, 834; VI. 3. ©. 291; VII. 1. S. 337; VIII. 3. ©. 1669; 
vergl. auh VIII. 1. ©. 941; VII. 2. ©. 9, 1074; VII. 3. €. 1386; IX. 1. 
S. 1002, 1004. 


— 


"und Gemeindeiwegbaued als unabweisliches Bedürfniß erſchien, die 
Wirkſamkeit des Geſetzes nicht länger und ganz aufs Ungewiſſe hin— 
auszufchieben, fo ermächtigten Stände 1854 die Negierung, jene Vor- 
ſchriften zu ſuspendiren und vorerſt theilmweife durd andre zu erfeßen !). 
Dies ift durd das Gefeg vom 13. März 1855 und die Verordnung 
vom nämliden Tage (wenn aud nit völlig der ftändifhen Ermäch— 
tigung gemäß) geſchehen, und bemzufolge dad Gefe von 1851 feit 
den 1. Mai 1855 in Kraft getreten. 


Mad die Verwaltung ded Megbaued betrifft, fo fteht 


1) in Ehauffee- Angelegenheiten bem Minifterium ded Innern 
die obere Leitung der Verwaltung, die obere Aufliht über die An- 
geftellten und den Gefchäftsbetrieb, die obere Vertretung und bie 
obere Verwaltung des Vermögens berfelben zu; den Zandpdrofteien 
dagegen die Vorbereitung der Baupläne, die Anordnungen zur Aus— 
führung der Bauten und die Meberwahung ihrer Vollziehung, bie 
Auffiht Über die Angeftellten und über den Zuftand ber Ehauffeen, 
die Verwendung der etat= oder crebitmäßigen Bewilligungen, bie 
unmittelbare DBertretung der Ehauffeeverwaltung und bie unmittelbare 
Verwaltung ihreö Bermögend, dad Caſſen- und Rechnungsweſen, die 
Beachtung aller den gehörigen Zuftand der Verwaltung betreffenden 
Verhältniffe, und die Anordnung ber zur Aufrechthaltung desſelben 
erforderlihen Maaßregeln 2). 


I) Actenftüde Xl. 1. S. 409; XI. 2. S. 1023, 1093, 1110: XI, 1. S. 861, 
Meltere, auch die Landftraßen und Gemeindewege umfaflende Entwürfe zu all« 
gemeinen Wegeorbnungen von 1820, 1834 und 1842 famen nidt zu Stande. 
An Bezug anf den erften Entwurf erflärten die allgemeinen Stände 1823 den 
Begenftand nur zur provinziellen Behandlung geeignet. Der Entwurf von 
1834 warb von Ständen wegen vorerftiger Beibehaltung der Ehaufleedienfte 
nicht ertedigt; der Entwurf von 1842 ward von erfler Gammer angenommen, 
von zweiter abgelehnt, befonder6 wegen der Dienftpfliht und der Eremtionen 
von berfelben. Actenſtücke 1.2. ©. 125, L. 11.4. €. 426; V.2. ©. 613, 834; 
VIII. 1. S. 337; V11.3. ©. 1669. 


2) Werorbnung vom 11. December 1849. Die 1817 als Gentraibehörde 
für den Chauſſeebau eingeſetzte Generai-Wegbaucommifflon warb durd Ver— 


456 


2) Hinſichtlich der Landſtraßen ſteht die unmittelbare Aufſicht 
und Verwaltung den Chrigfeiten oder den für vereinigte Wegenerbände 
zu beftellenden Wegebehörden zu; die obere Aufſicht und Zeitung aber 
geht von den Landbrofteien aus, melde die allgemeine Ridytung der 
Straßen mit den Provinziallaudfchaften feftzuftellen haben }). 

3) Sinfihtlih der Gemeindewege gebührt die unmittelbare 
Auffiht und Leitung in den ländlichen Bezirken den Gemeindebeamten, 
in den Städten der Obrigkeit; die höhere Aufſicht und Leitung aber 
den vorgeſetzten Verwaltungsbehörden. Die in den ländlihen Bezir- 
fen nöthigen Dienfte und Geldmittel find von der Obrigkeit nad An— 
hörung der Gemeindevertretung alljährlich feftzuftellen. 


Auf dem Harze ftcht die Verwaltung der nicht der Chauſſee— 
verfvaltung übertviefenen Mege dem Berg: und Korftamte zu 2); das 
Befeh über Lanpdftrafen und Gemeindewege gilt dort nur in ſoweit, 
ald die Regierung ed unter den durd) die befondren Berhältniffe des 
Harzed gebotenen Abweidhungen in Anivendung zu bringen für an: 
gemeffen hält. - 

Zur Bearbeitung der Wegbaufahen von Eeiten der oberen Be— 
hörden find denfelben technifdye Beamte zugeordnet. Bei dem Mini: 
fterium ded Innern ift ein techniſcher Referent (Baurath) angeftellt; 
den Zanddrofteien find MWegbaumeifter beigegeben, welche zugleid die 
unmittelbare tedhnifhe Xeitung des Wegbaues im Landdrofteibezirte 
haben und die nächſten Oberen der, gewiſſen Diftricten vorgeſetzten 
Infpectoren find. Letztern zur Hülfe find Gonducteurd angeftellt 3). 


ordnung bom 17. Mai 1843 aufgehoben. Ihre Beichäfte murben zum Theil 
bem Minifterium bed Annern, zum Theil den Landdroſteien überwiefen. Die 
Verordnung "von 1849 erweiterte hauptfählid den Wirkungékreis der Land— 
drofteien. Actenſtücke I. S.85; VI. 2. S. 347; VII. ı. &.338; VIII. 2. S. 10; 
xl. 1. S. 509. . 

I) Diefe Beftimmung ift durch dad Geſetz vom 13. März 1855 fuspendirt. 

2) Etaatöhandhalt I. ©. 102, Note 1; S. 105, Note 1, ©. 159. 

3) Staatöhaushalt I. S. 33, Note 2: ©. 80, 81. Verordnung vom 
12. Mai 1843, 





Diejenigen, welche fih dem Wegbaufache widmen mollen, haben 
fid) einer Prüfung zu unterwerfen, über welche durch die Minifterial- 
befanntmadhung fvegen Prüfung der Baubefliffenen überhaupt vom 
21. Auguſt 1850 Beftimmungen getroffen find. 


Der Befoldungsetat für die höheren Wegbaubeamten }) ift feit 
1. Juli 1852 nahftehender Maaßen proviſoriſch feftgefett 2): 


1) für 6 den Landbrofteien beigeordnete Wegbaumeiſter, 





durchſchnittlich 1200, höchſtens 1300.B ....... 7,200 4 
2) für 22 Anfpectoren, von 600— 900 P ...... 16,800 » 
3) m 10 Gonbducteurd, bie Hälfte mit 300 .B, bie 
Hälfte mit 200 .B befoldet .... 22-2000. ' 2,500 „ 
4) zu aufßerordentlichen Remunerationen ........ 350% 
26,850 „P 


Daneben wird unter den fünftig Megfallenden Ausgaben eine 
jährlihe Zahlung von 450 „P geleiftet, welche ein Wegbanmeifter 
wegen früherer Dienftverhältniffe bezieht. 


Im Jahre 183%,, betrug die Auögabe anſchlagsmäßig 14,345 ,P; 
1899,, — 236,000 „B, die Auögaben für die General-Wegbau— 
Eommifjion und die Generale WegbausGaffe ungeredhnet 3). Bis zur 
Aufhebung diefer letzteren lagen ihr, tie überhaupt alle Ausgaben 
für den Chauffeebau, fo auch die Ausgabe für die obere Verwaltung ob ?). 


— — 1 — — 


1) mit Ausnahme der Beſoldung des beim Miniſterium des Innern ange— 
ſtellten Referenten, welche aus dem Beſoldungsetat der Miniſterien erfolgt. 

2) Die Stände lehnten bie definitive Feſtſtellung 1852 ab, weil ſolche nicht 
füglich geſchehen fönne, ohne zugleih die Befoldungäverhältniffe der andren 
Baubeamten zu orbnen. Actenſtücke XI. 4. ©. 242, 319, 955. 

3) Die Befoldungen der Wegbaucommifftond- Mitglieder betrugen etiwa 
2700, die der General-Wegbau-Caſſe und des Unterperſonalé dieſer Behörden 
3220 . Durch Aufhebung derfelben ift jedoch nicht die ganze Summe gefpart. 
Staatéhaushalt IE S. 83. 

4) Auch die dem vormaligen Wegecommiffarius im Osnabrüdfhen lebenb— 
länglich zu zahlende Entfhädigung von jährlih 200 „P mußte aus diefer Caſſe 
entrichtet werben. Metenftüde II. ©. 95. 
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l. Ehanffeen. 

Der Chauffeebau begann in den hiefigen Landen, zuerft im nörde 
lien Deutſchland, bald nad dem fiebenjährigen Kriege. Indeß 
fchritt er aus Mangel an verivendbaren Geldmitteln, Kräften und 
Material in einigen Zandeötheilen, fo wie wegen der Schwierigkeiten, 
die fih ihm nad) dem damaligen Stande ber Kenntniß und Uebung 
im Chauſſeebaue entgegenftellten, nur fehr ivenig vor. In den Kur: 
landen murden die Strafen von Hannover nad Hameln und Göt: 
tingen, fo tie von Lüneburg auf Braunſchweig, bie erftere ganz, bie 
letztere ftredenweife, überhaupt 20 — 25 Meilen Chauffeen, in den 
-Fürftenthümern Osnabrück und Hildesheim aber ward je die Hälfte 
diefer Meilenzahl gebauet. Während ber Fremdherrſchaft kam das in 
die hiefigen Zande fallende Stüd ber großen Militairftraße von Wefel 
nady Harburg hinzu !); dagegen verfielen die übrigen Ghauffeen in 
Folge ſtarken Gebrauchs und faft völliger Vernadjläffigung fo fehr, 
daß fie beim Miedereintritte der Hannoverſchen Regierung nahezu als 
vernichtet anzufehen waren. In den erjten Jahren darauf Fonnte 
wenig für den Chauffeebau gefchehen ; aber von 1817 an wurde er 
ernftlidy Mieder aufgenommen. Die Negierung ließ durch die neu: 
errichtete General: Megbau-Gommiffion einen allgemeinen Ghaufjee- 
bauplan aufftellen, der befonderd aus Nüdfiht auf den Durchgangs— 
handel dahin ging, zunädft die Straßenzüge herzuftellen, welche einer: 
feitö die Häfen und SHandelöftädbte Bremen, Hamburg und Lübed 
(aud; Emden) mit dem Königreiche und deffen Hinterländern verbin- 
ben, und anbrerfeitö das Königreid” von Welten nad) Dften durch— 
fhneiden und den Berfehr weſtlich nad) Holland, öftlid nad) Braun— 
ſchweig, Magdeburg, Nordhaufen u. f. w. vermitteln und zugleich ald 
Militairftrafen dienen 2). Die Gefammtlänge diefer Etraßenzüge, fo 
weit fie dad Köninreih berühren, war veranfchlagt 

I) Wegen Bezahlung der rüdftändigen Forderungen für diefen Bau f. 
Actenftüde I. ©. 96 — 104. 


2) Staatöhaushalt U. ©. 197. Der Plan ift im Wefentlihen ausgeführt. 
Eoweit ed noch nicht der Fall, werden die Chauffeen nunmehr, nachdem bie 


an Hauptftraßen ......... zu 324 Meilen 
” Nebenftraßen Pa « 227 " 
überhaupt . . zu 551 Meilen. 

Man nahm jedod an, daß davon in den Sandgegenden 1711, Meile 
unbefteint bleiben könnten, fo daß nur 3791, Meile wirklicher 
Ehaufjeen blieben und, da hievon bereits 981, Meile befteint waren, 
nod 281 Meilen hauffeemäßig gebauet werden mühten. Indeß Mar 
auch diefe Zahl nody viel zu bedeutend, ald daß man fie ganz in 
den zunächft zu berfolgenden Bauplan aufnehmen zu dürfen geglaubt 
hätte, und man mählte daher 183 oder 19 der wichtigſten Strafen 
aus, auf denen indgefammt noch etiva 186 Meilen zu bauen waren. 
Die Koften der Ausführung waren, je nachdem nur für baared Geld 
ober mit Benutzung don umentgeltlid zu Leiftenden Ehauffeedienften 
gebauet werden follte, für ben umfaffenderen Plan auf 13,426,000 »$ 
oder 3,900,000 »P, für den zuletzt erwähnten eingefhränften Plan auf 
6,421,000 „PB oder 1,744,000 „PB berechnet. Mit den Plänen und 
deren allmäliger Ausführung erklärten fid) die allgemeinen Stände 
völlig einverftanven ; ed fragte ſich nur, welche Mittel man dazu her— 
beifhaffen fönne und tolle, 


Bis dahin war der Chaufjeebau, wenigſtens was die erite An: 
legung der Etraßen betrifft, faft ausſchließlich mit Dienften befhaftt, 
die theild auf Grund befondrer Wegeordnungen theild ald Zandfolgen 
aufgeboten wurden I. Nur im Hildeöheimfchen waren die Dienſte 
feit 1778 in eine Geldabgabe verwandelt, welche nah und nad bis 
auf 10,666 „P 18 mgr 4 & Conv.-Münze erhöhet wurde, aber kaum 
zur Unterhaltung der dortigen Chauſſeen ausreihte. Dad Minifterium 
hatte den Ständen ſchon in einer vorläufigen Mittheilung über den 


Eifenbahnen die Hauptdurdhgangsftraßen eingenommen haben, vorzugäweife In 
foihen Richtungen gebauet werden müflen, welche die Eifenbahnen mit einander 
verbinden. ; 
1) f. unten Landſtraßen und Gemeindewege. Lüneburgfhe Wegeorbnung 
bom 4. August 1797, Obnabrüdfhe Verordnung vom 3. Wat 1800. 
Lehzen, Staatshaushalt. II, 30 


0 


Ghauffeebau vom October 1816 als erfte Bedingung eines mit dem 
möglich geringften Geld» und Kraftaufivande zu befdaffenden Etra- 
ßenbaues die Aufhebung der Zwangsdienſte bezeihnet; und die Stände 
erfannten aud die Zivetmäßigkeit der Dienftaufhebung an, glaubten 
aber bei dem damaligen Zuftande der General» Steuer: Eaffe nicht 
darauf eingehen zu können. Auch im folgenden Jahre, ald fie dem 
Ghauffeebauplane ihre Billigung ertheilten, glaubten fie die Dienfte 
nicht befeitigen zu fönnen, und. fo wurden dieſe vorerft in bisheriger 
Maafe beibehalten, einige Zeit nachher aber durd die Chauffeeord- 
nung von 1824 näher geregelt. Da jedoch die Klagen über ben 
Drud derfelben, fo fie über die foftfpielige und wenig zweckmäßige 
Ehauffeebauverwaltung immer lauter wurden N), fo ordnete die Res 
gierung auf ftändifhen Antrag eine Unterfuhung des geſammten 
Chauſſeebauweſens durch Negierungd= und’ ftändifhe Mitglieder an, 
wobei die Stände fi zum Voraus für Aufhebung der Dienfte erflär: 
ten, fobald die pecuniären Hülfsmittel ded Landes fie erlauben wür— 
den. Indeß fah das Minifterium noch 1834 diefen Zeitpunft als 
nicht gefommen an, und die Stände waren damit einveritanden. Erft 
1839 ftellten fie in Hinblid auf die günftige Lage des Staatshaus— 
halts die Aufhebung der Dienfte wieder zur Erwägung der Regie: 
rung; als diefe aber nit darauf einging, fondern nur Audficht dazu 
machte, wenn die Finanzverhältniſſe nad) der beabfidtigten Caſſen— 
trennung geregelt fein würden, fo beſchloſſen Etände die Aufhebung 
vom 1. Januar 1841 an und genchmigten nur die Seranziehung der 
nothivendigen Hülföfuhren gegen billige Vergütung,” wenn hinreichende 
Lohnfuhren nicht zu erhalten fein folten. Die Regierung gab durd 
dad Geſetz dom 19. November 1840 diefen Beſchlüſſen ihre Zu: 
ftimmung; freilich nur vorläufig, doc ift der Dienft nicht twieder ein- 


1) Die ſchon in der proviforifchen Ständeverfammiung wiederholt beantragte 
Aufhebung der Eremtionen vom Chaufleedienfte wurde durch die Stimmen der 
Kitterfchaftömitglieder verworfen und erft, in Kolge der Königlichen Entſcheidung 
vom 18. Januar 1822, durch die Chauffeeorbnung von 1824 verfügt. Staatb— 
haushalt I. S. 336. 
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geführt, vielmehr durd) dad Gefetz über den Chauffeebau vom 20. Juni 
1851 definitiv abgeftellt 9. 

Der durd Aufhebung der Dienfte für ben Chauffeebau entjtehende 
jährlihe Ausfall ward 1834 von der Negierung zu 160,000 »B, 
1840 auf 170,000 angeſchlagen; die Stände dagegen glaubten 
1840 mit Rüdfiht auf die Befeitigung der für Leiftung der Dienfte 
gewährten Weggeldöfreiheiten einen Grfaß von 100,000 „Bald 
genügend anfehen zu fönnen; doch betvilligten fie nadträglih auf 
Gegenvorftellung der Regierung jährlich 140,000 »P, eine Zahlung, 
bie nod) jetzt fortdauert. Indeß war der größte Iheil diefer Summe 
zur Chauffeeunterhaltung nöthig, und fhon 1846 fonnten davon nur 
noch 10,000 „B zum Neubau veriendet werden; 1848 aber nahm 
die Unterhaltung nit nur die ganzen 140,000 „P, fondern noch 
weit mehr in Anfprud). 

Es war daher unumgänglich nothivendig, für den Chauſſeeneubau 
bedeutendere Geldmittel zur Verfügung zu ftellen, wenn dem immer 
noch fehr großen Bedürfniffe irgendivie genügt erden folltee Dies 
geſchah denn aud). 

In Bezug auf die Bewilligungen zum Chauffeeneubaue Laffen 
fi) demnadh drei Werioden unterfheiden. Die erfte reiht bon 
1817 bis zum 1. Juli 1826, die zweite vom 1. Juli 1826 bis 
bahin 1842, und bie dritte vom 1. Juli 1842 bid jekt. In ber 
erften Periode waren außer den Dienften jährlid 75,000 „PB Eon: 
bentiond » Münze verwendbar, wovon die Königliche General: Gaffe 
50,000 „P und die General: Steuer-Caffe 25,000 hergab. Bom 
1. Quli 18326 an wurde, bei unverändert fortdauerndem Beitrage 


1) Actenftüde I. ©. 81; IV. 1. ©. 1064; V.2. ©.615, 835; VI.2. € 347; 
v1. 3. ©. 66, 290; VII. ı. ©. 102, 538, 577, 838: VIII. 2. ©. 985. 990; 
vn. 3. ©. 661, 1386. Mit den Dienften wurden and die für unentgeltlidhe 
Leiſtung derfelben bemilligten Weggeldöfreiheiten aufgehoben. Die unabhängig 
von den Ghauffeedienften in Nothfällen, 4. B. zum Schneeihaufeln, ald Land— 
folge unentgeltlich zu leiftenden Dienfte blieben beftehen. Sagen über Heran— 
ziehung berfeiben ohne Noth veranlaßten die Stände 1846 zu dem Befuce, 
biefe Dienfte nur in Nothfällen aufzubieten, was nach Erflärung der Regierung 
auch bi8 dahin nur gefchehen war. Metenftüde VIIL 3. S. 1388; IX. 1. &. 709, 
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ber GeneralEaffe, die Leiftung der General» Etener:Caffe auf 50,000 „PB 
erhöhet, fo daß jährlid 100,000 „B zur Verfügung ftanden. Zwar 
ward von 1836/,, diefe Summe auf 80,000 „PB heruntergefegt 1); 
dagegen wurden in biefer Periode mande Mittel für den Chauſſee— 
neubau außerorbentliher Weife verfügbar gemadht. Theils nämlid) 
erhielt die Verwaltung, um den Bau einzelner Straßen raſcher zu 
fördern, ald ed mit den gewöhnlichen Mitteln hätte geſchehen können, 
zu verfdiedenen Malen Vorfhüffe und Darlehne, die demnächſt aus 
ben orbentlihen Bewilligungen und zum Theil aud durch den Ertrag 
erhöheter Weggelder getilgt werden follten 2); theild fvurden zur wün— 
ſchenswerthen Beſchleunigung des Chauffeebaued überhaupt oder zu be: 
ftimmten Zwecken, namentlidy zur fchnelleren und befferen Verbindung 
des Königreichs mit dem zum Steuervereine verbundenen Nachbarländern 
anfehnlide Beträge neben ben laufenden Beivilligungen angetoicfen. 
So wurden indbefondere 1837/,, für Ghauffeeverbindungen mit dem 
Herzogthume Oldenburg 160,000 „PB, zum Baue einer Chauffee von 
Epiffingöhole (im Lippe-Schaumburgfchen) nad Leeſe 25,700 „P und 


— — — — — 


1) zuerſt nur für 1836/38, da bie erſte Cammer feine größere Summe 
bemwilligen wollte. In ben folgenden Jahren wäre man mwohl zu der früheren 
Bewilligung zurüdgefehrt; da aber für 183%/;, wegen ber Berfaflungswirren 
fein neues Budget bewilligt, fondern nur das für 1837/44 verlängert wurde, fo 
fam auch erft für 1890/,, die Summe von 100,000 A wieder ind Budget. 
Actenftüde V.4. ©. 647; VI. I. ©. 300, 302; VI.2. ©. 92, 312. 


2) Solhe VBorfhüfle wurden gegeben aud ber a Gafle 1826 
— 59,566 ,P 10997 45, 1831 — 15,000 und 1832 — 33,5931/3 .B, zufammen 
108,149 „PB 18 4 &, wovon nah ber erften Gaffenvereinigung 69,149 „P 
18 ggr 4 5 erlaflen find (Mctenftüde IV. 1. ©. 313; V.1. ©. 317), 1827 aus 
ber General-Steuer-Caſſe 50.000 „P. Angelichen wurden 1827 zum Serpen— 
tinenbau über die Qutterberger Höhe 34,000 .B, wovon nachmals 3000 ,P Bold 
und 7300 .$ aus dem Capitalienfondö der General-Caſſe getilgt find (Actenſtücke 
xl. 1. ©. 1037); 1828 zum Baue der Chauffeen von Bremen nah Obnabrück 
und nah Lehe, fo wie zur Verlegung ber Strafe um die Hube bei Einbed 
166,524 „PB (Actenftüde 11.3. S. 125, 199; V.4. ©. 224); 1836 —= 50,000 4 
(Actenftüde V. 5. ©. 203); 1837 — 50,000 (Actenſtücke V. 5. ©. 531). 
Aud) zu dem Baue der Mhumebrüde bei Northeim wurden Anleihen gemadt, 
welche nahmald zum Theil aus andren Mitteln getilgt find. - Actenftüde Xl. 1. 
©. 1037. Staatöhaushalt I. ©. 338; deögl. Abthl. XIN. Abſchn. 1. 
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zum Umbau der Ammenſer Straße 15,000 „B verivendet !), 1840 
aber außerdem noch 212,490 „P Iediglih zum Neubaue (nicht blof 
Umbaue) von Chauffeen, vorzüglid in den Landeötheilen, melde bis 
bahin weniger berüdfichtigt waren, bewilligt 2). Die noch fortdauernde 
dritte Periode beginnt 1842. Damals beabſichtigte die Regierung mittelft 
einer Anleihe von 3,000,000 die in den Chauffeebauplan auf: 
genommenen, aber noch nidyt "vollendeten Chauffeen (ettva 54 Meilen) 
in den nächſten 5 Jahren, die in den Etat noch aufzunehmenden 
Ehauffeen aber (etwa 82 Meilen) in 10— 12 Jahren zu bauen, und 
außerdem auf Landſtraßen und Gemeindewege jährlih 50,000 F zu 
verivenden. Das anzuleihende Capital follte, neben der Verzinfung, 
in 43 Jahren zurüdgezahlt werden, zu welchem Zwecke dad Minifterium 
eine jährlihe Bewilligung don 135,000 „B beantragte. Allein die 
Stände fanden niht nur gegen den Plan überhaupt, fondern vor— 
nämlich auc gegen eine Betilligung, die für faft ein halbes Jahr— 
hundert ausgeſprochen erden follte, fo erheblihe Bedenken, daf fie 
den Negierungsantrag ablehnten. Dagegen beivilligten fie für die 
nähften 5 Jahre jährlich 300,000 „PB zum Chauffeeneubaue und 
100,000 zu Beihülfen beim Landftraßen und Gemeindeivegebaue; 
fnüpften died jedodh an die Worauöfegungen, daß zu Anfange einer 
jeden Diät ihnen eine Ueberſicht deffen mitgetheilt werde, was wirklich 
verwendet fei und was zunädft ferner gebauet werden folle; daß bor= 
zugsweiſe in den Zandeötheilen, welche bis dahin am wenigſten Chauſ— 
feen gehabt, gebauet, und daß zunächſt auf Berbefferung der Verbin— 
bungen mit den Hafenplätzen der an der See gelegenen Provinzen 
und auf Inftandfezung derjenigen Strafen Bedadıt genommen werde, 
auf denen ein, durd die Verbeflerung der Straßen im benadbarten 
Auslande bedroheter Verkehr fhon Statt finde3). Auch fpraden fie 


I) Actenftüde V.5. S. 536; VI. 1. ©. 302; VI.2. S. 67, 347. 

2) Nur 55081/3 ſollten zur Abtragung älterer Schulden ber Chauffees 
verwaltung benutzt werden dürfen. Actenftüde VI. 3. ©. 286. 

3) Actenftüde VIN. 1. ©. 577, 835; vergl. VI. 2. ©. 1077; VIII. 3. 
©. 659, 1383. 
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dabei mehrere Wünſche aus, von denen der eine hier Bemerk verdient, 
daß nicht ohne die dringendſte Veranlaſſung Chauſſeen und Eiſen— 
bahnen neben einander in gleicher Richtung gebauet werden möchten !). 
Indeh konnten nur bid 1848 die 300,000 „PB aljährlih insgefammt 
zum Neubaue verwendet fverden, ba bon jener Zeit an die Mittel 
zur Unterhaltung der Ghauffen vermehrt werden mußten und zu 
biefem Zwecke jährlid 60,000 4 von fener Summe beftimmt wurden. 
In den folgenden Jahren wurden aus gleihem Grunde die Neubaumittel 
nod) weiter vermindert, fo daß, wenn man die früher zum Theil daraus 
mitbeftrittenen Bauverwaltungskoſten abfetzt, feit 1850,, alljährlid 
nur etwa 200,000 „B zu Neubau verwendet worden find 2). 


Ed murden daher zum Chauffee-Neu- und Umbaue außer den 


unentgeltlihen Dieniten 


_ ed foftete die 
etwa verwandt, dafür hergeftellt .. etwa 


von 1817,, 712,000 PO 55 Meilen 13,000 2 
» 1826/,5 1,812,000 » 3) 10 ” 16,500 - 
„18424 2,951,000 9) 135 » 21,100 - 


überhaupt — 5,475,000 2 300 Meilen 18,300 4 


I) Died war einer der Gründe, weähalb nad befchloflenem Bau der Welt: 
bahn die Erbauung einer Chauflee von Leer nah Rapenburg aufgegeben wurbe. 
Actenſtücke XI. 1. S. 1559, 2056. 


2) 18/5, wurde jedoch wegen ber Chanffeeanlage auf Wilhelmsburg 
(swifhen Harburg und Hamburg) die gewöhnliche Bewilligung um 15.000 PB 
erhöhet. Actenffüde X1.5. ©. 943. Nach Anlegung bdiefer Straße pafirten 
in der Richtung von und nah Hamburg und Harburg 1854 mehr wie 1853 
— 98,849 Berfonen, 559 Pferde, 1143 Stüdf Hornvieh, 12.341 Wagen, darunter 
3000 aud den Aemtern Harburg, Hittfeld 2c. mit landwirthſchaftlichen Erzeug— 
niffen. 


3) Dabei ift nicht mitgerechnet, was zur Tilgung einiger Anteihen durd 
beiondre Eonftructionsabgaben aufgefommen. ift. 


4) Von dem Ehaufleedienft-Aequivalente find für 1842/46 50,000 „P, und 
an Bauberwaltungäfoften, die feit 1850,, im Budget abgefondert berechnet 
werben, für 195%/,, = 40,000 „B angefetzt. 
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Am 1. Juli 1854 betrug die Gefammtlänge der Chauſſeelinien 
im Königreide !) 
€s tamen alfo 


— — — — — — 
im Landdroſtei⸗ 1 Meile Chauſſet 
be zirke mit Steinbahn ohne Steinbahn auf je 1 Meile mit lub eur 


Aurih ... 15 Meilen 21/,Meilen 0,25 Meilen Steinbahn 3,63 ee 
Hannover. 65 4 „ 0.59 u n 1.68 
Hildesheim 78 ” 23/4 ” ” 1,04 v 
Lüneburg. 73 — 2! » w 2,50 " 
Stade.... 56 » 12% u 0,45. " 2,20 “ 
Dönabrüf 52 „ 2 ” " 2,19 m 

im SKönigreiche er * 

(ohne den Harz) 339 Meilen 26 Meilen 0, Meilen Steinbahn 2,03 Meilen. 


365 Meiten. 

Doch darf man bei diefen Angaben nicht überfehen, daß die großen— 
theild chauſſeemäßig gebaueten Landſtraßen den Ehauffeen, außer in 
Bezug auf die Pfliht zur Anlegung und Unterhaltung, ziemlich gleich— 
ftehen. Rechnet man biefelben, fo keit fie mit Steinbahnen verfehen 
find (unten S. 472), den Chauſſeen hinzu, fo fommen auf den Zand- 
drojteibezirf 


befteinte Chauffeen 
und Landftraßen auf je 1 T’Meite 


Aurich . . 16 Meilen 0,29 Meilen 


Hannover. 114 104 — 
Hildeeheim 104 u" 1,36" 
Züneburg. 11 0583 * 
Dsdnabrüd 120 » 1,05  » 
Stade .. 6 — 0,0 * 


in allen 6 Zandprofteibezirten 551 Meilen 0,30 Meilen. 


Zur Unterhaltung der Ghauffeen waren immer und find nod) 
jetzt zunächſt die Chauffeegelder beftimmt, von denen bis 1850),, aud) 
die Erhebungäfoften, fo wie überhaupt alle Chauſſeebauverwaltungs— 
foften beftritten wurden. Neben den Chauffeegeldern dienten haupt: 
ſächlich die Chauffeedienfte zur Chauffeeunterhaltung. Bis zum 1. Juli 


1) Actenftüde XII. 2. ©. 551. 


— 


1826 bezog die Wegbau-Caſſe zu gleichem Zwecke einen jährlichen 
baaren Zufhuß aus der Königlihen General-Caſſe von 22,555 P 
13 997 45 (den f.g. alten gewöhnlichen Wegbaufonds von 20,300 „PB 
Caſſen-Münze) und aus der General-Eteuer-Gaffe 25,005 „PB 12 ggr 
GCond.-Münze, nämlid an Beiträgen der früheren Landes-Caſſen 
14,338 F 23 ggr 8 5 und bie Hildesheimſchen Dienitreluitionsgelder 
von 10,666 „PB 12 ggr 4 & Eomd.- Münze. Diefe Zufhüffe hörten 
zu der angegebenen Zeit auf, da die Weggelder nad) der 1823 ver: 
fügten Tariferhöhung nebſt den Dienften zur Unterhaltung der Ehaufs 
feen für genügend gehalten wurden I). Nad Aufhebung ber Dienfte 
mußte die Geldvergütung, welche dafür aud der Beneral- Steuer »Eaffe 
gezahlt wurde, fofort zum überiviegenden Theile-und von 1848 an 
ganz zur Unterhaltung vertvendet werden, ja ed wurden dazu bon 
ben biäherigen Neubaumitteln noch anfehnlihe Eummen (zuerft jähr: 
lih 60,000 „PB, jetzt etwas meniger) zu Hülfe genommen. Im ber 
Zeit vom 1. Januar 1841 bi 1. Juli 1851 find von den für 
Chauſſeen aus der General-Eteuer- und General-Caſſe bemilligten 
6,286,340 „PB auf die Unterhaltung 3,304,688 „PB, durchſchnittlich 
alfo 1000 4 jährlid) auf die Meile, und 2,981,652 PB zum Neubaue 
verwandt?). Für 185%,, find die Umterhaltungstoften auf überhaupt 
374,000 $, nämlid) an eigentlihen Baufoften auf 330,000 „B und 
an Bauverwaltungskoſten auf 44,000 »$ veranfhlagt 3). Zu den 
Baufoften gehören aud die Ausgaben für angeftellte Chauffeetvärter, 
welche nad) und nad) durch Tagelöhner erfetzt werden follen. Die 
Bauverwaltungskoſten begreifen vornämlich die Reifefoften der höheren 
MWegbaubeamten, die Befoldung der Chauffeeauffeher, die Vergütung 
für Rendanten, und die Büreaufoften. 


—— — nenn 


I) Actenſtücke II. ©. 78, 82; II. 2. ©. 204; II. 1. ©. 118, 384. 
2) Hannoverfhe Zeitung von 1853, Januar 9. 


3) Bon dem Budget» Anfchlage für Bauverwaltungsfoften von 54,000 Re) 
ind etwa 10,000 „P auf den Neubau zu rechnen. 
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Seit 1899,, find mit Rüdfiht auf die der Verwaltung zu 
Gebote geftellten größeren Mittel neue Normalunterhaltungsanfchläge 
aufgeftellt, die fid) ald vortheilhäft bewährt haben. Die Ehauffeen 
find darnad in Stärke, Glätte, Wölbung u. f. w. auf einen Normal— 
zuftand gebradt, der nicht nur für die Benugung derfelben erwünfcht 
ift, fondern aud eine Verminderung der Unterhaltungsfoften für die 
Zufunft erwarten läßt). Diefe hatten ſich auch vorher fhon all: 
mälig vermindert. Cie betrugen nämlid, einfhlieflid der Verwal— 
tungdfoften, für die Meile 


1817 an baarem Gelde 117113 „PB oder den Werth der Dienfte (zu 
überhaupt 85,000 „P) mitgeredhnet 20741, „PB; 
1830 an baarem Gelbe 10492, „PB oder den Werth der Dienfte (zu 
überhaupt 140,000 »P) mitgeredhnet 18361, 2); 
1895/,5 im Ganzen 1303 Pi; 
1850, , " 1261 Zr 
Diefer Durdfchnittöbetrag weicht jedoch von dem wirklichen 
Betrage auf den verſchiedenen Ehauffeen fehr ab, indem diefer hin und 
wieder nur 300 bis 400 „PB, auf andren Streden dagegen 3000 bis 
4000 »B beträgt. 


Der Ertrag der Chauffeen (Wege: und Brüdengelder) hat, wie im 
Iften Iheile dieſes Werks dargelegt ift 3), feit Eröffnung des Eifen- 
bahnbetriebed abgenommen; bie eingetretene berminderte Benußung der 
Straßen aber hat feine verhältnifmäßige Verminderung der Unterhal— 
tungöfoften herbeigeführt. Vergleicht man nämlid die Jahre 18%5/46 
und 1850/,,, fo findet man eine Verminderung 


— — 


I) Actenſtücke X1.2. S. 278. Ausführliche Nachrichten über die Chauſſee— 
unterhaltung giebt die Hannoverfhe Zeitung von 1853, M 83—86. 


2) Xctenftüde IV. 1. ©. 467. 
3) Staatöhaushalt I. S. 311. 





ber Unter— ber Chauſſee⸗ 
haltungskoſten geldserträge 
— —— — 


bei der Chauſſee von von 
Hannover nach Hildesheim... 35 Procent 43 Procent 
Hildesheim » Braunſchweig.. 23 41 


Celle „Braunſchweig.. 12 62 
Celle „Harburg .... 19 " 49 „ 
Hannover » Bremen..... 5 " 31 


durchſchnittlich bei allen Chauſſenn 31, » ll u 

Endlich find unter den Ausgaben der Ehauffeeverwaltung nod; 
die Koften der Ehauffee- und Brüdengeldöhebungen zu erwähnen, für 
welche im Budget für 185%,, — 30,000 „PB veranfhlagt find. Eie 
befaffen Iediglic die Koſten der Specialerhebungen. Die Zahl der 
Hebungen ift der Zahl der Kebeftellen nicht immer gleich, da unter 
Umftänden eine Stelle fowohl eine halbe ald eine anderthalbfadhe 
Hebung erhalten darf. Im Jahre 1850,, betrug die Zahl ber 
Hebungen 30815, die ber Hebeftellen 307. Bon den Erhebern 
gehörten 149 ber eriten Claſſe, melde im Staatödienerberhältniffe 
fteht, und 158 ber zeiten Glaffe an. Die Erheber erfter Claſſe 
hatten Dienftwohnungen, von denen 102 Eigenthum der Bertvaltung 
und 47 gemiethet waren. Für Unterhaltung der erfteren find jährlich 
etwa 1000 4 erforderlid, die unter den Chauſſeebau-Unterhaltungs— 
foften berechnet werden. Die Hebungäfoften betrugen, jenachdem dieſe 
Koften mitgerechnet werden oder nicht, 17 — 18 oder 14— 15 Procent 
der Chauffee- und Brüdengelds- Einnahmen. 


Die ordentlihen Bervilligungen aus der- Generals und General: 
Steuer-Caſſe für den Chauffeebau find feit 1842 unverändert geblie- 
ben; die Erhöhung feit 1899/,, ift nur ſcheinbar, indem die Chauffee- 
und Brüdengelder, welche feitdem hinzugefommen find, auch früher 
fhon für den Chauffeebau verwendet wurden, und nur nicht im Budget 
erfchienen, weil fie nit in die General-Caſſe, fondern in die Beneral- 
Wegbau-Caſſe floffen. Die Geſammtſumme der jährlichen gewöhnlichen 
Bewilligungen befteht nämlid in den 18%2/,, zuerft für den Neubau 
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bewilligten 300,000 “P, in ber Vergütung für die Chauffeedienfte 
von 140,000 und in dem Brutto:Ertrage der Chauffee- und Brüden- 
gelder, deren Anſchlag wechſelt, daher au bie Gefammtfumme nicht 
ftändig ift. Für 185%,, ging der Anfhlag auf 206,000 »P, mithin 
die Gefammtfumme der Bewilligungen auf 646,000 “P, nämlid: 


1) Befoldungen ıc. der höheren Wegbaubeamten 26,850 ,P 
eine vorübergehende perfönlihe Zulage... 450 » 





— 27,300 ,P 
2) Ehauffeebaufoften 

a. Neu- und Umbaukoſten ....... 204,700 

b. Unterhaltungöfoften ......... 330,000 „ 
534,700 
3) Bauverwaltungdfoften 222222200 54,000 » 
4) Ehauffee» und Brückengelds-Erhebungskoſten . . .. 30,000 — 
— 646,000 $ 


Da übrigend die Bewilligungen in der Regel erft um die Mitte 
des Jahrd und oft noch fpäter erfolgen, fo würde die zum Baue 
meilt günftigfte Jahrözeit entiveder, zum Nachtheile des Verkehrs auf 
den Ghauffeen, faum noch oder dody nur mit großem Schaden für 
die Caſſe benutzt werden fönnen, wenn nidt der Verwaltung Mittel 
zu Gebote ftänden, fhon früher bie Vorbereitungen zu treffen und 
dadurd einer llebertheurung oder gar einem Mangel an Material in 
der fpäteren Zeit vorzubeugen. Bid 1850 hatte fie diefe Mittel in 
den MWeggelddeinnahmen. Seitdem aber diefe in die General: Eaffe 
fließen, haben auf Antrag ber Regierung die Stände der Verwaltung 
einen ftändigen Gredit von jährlich 60,000 »B für Neu: und Umbau— 
ten und 100,000 4 für Unterhaltung bewilligt 9). 


1) Actenftüde XI. 1. S. 41, 1836; XI. 4. ©. 243, 956. 
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1. Landftraßen: und Gemeindewege. 


Dad Gefe vom 28. Juli 1851 1) legt ald Regel die Weges 
pfliht bei Gemeindeivegen der Gemeinde, bei Zandftraßen dem obrig- 
feitlihen Bezirke auf. Zur Belhaffung der Gemeindeivegepflicht 
müffen bon den Gemeindegliedern die nöthigen Arbeiten verrichtet und 
die nöthigen Geldmittel aufgebradt, dod können erftere in der Regel 
mit Gelde abgelöfet werden. Zur Anlegung und Unterhaltung ber 
Lanpdftraßen find die nöthigen Mittel in Gelde vom MWegeverbande 
aufzubringen, dod darf in ber Regel jeder Berpflichtete ftatt der 
Beldzahlung Arbeit mit dem Spanne oder der Hand verrichten. Die 
Erhebung von Wege- und Brüdengeldern fann zur Erleidyterung ber 
Pflidhtigen betilligt werden. Nach den älteren Vorſchriften durften 
Geldbeiträge den Wegepflichtigen entiveder gar nicht oder dod nur 
‚ganz ausnahmdteife auferlegt werden, woraus für den Megbau viele 
Hinderniffe und DVerlegenheiten entitanden. Aus den öffentlichen Gaffen 
erfolgten dazu regelmäßig feine Beihülfen,; nur im Ddnabrüdfchen 
wurden die Ueberſchüſſe der dortigen Lotterie und im Bentheimfchen 
auf Grund älterer Betvilligungen jührlih 1240 „PB dazıı gegeben ?). 
Um die hieraus entfpringenden Webelftände menigftend einigermaaken 


1) Dasfelbe hebt die älteren Vorfchriften nur in fo weit auf, ald fle ihm 
wiberftreiten. Die hauptfählihfen älteren Wegeorbnungen find: 1) für ben 
Landdroſteibezirk Hannover Megulativ vom 20. Juli 1827; 2) SHildeäheim, 
a. Fürſtenthum Hildeöheim Wegeordnungen vom 30. Mai 1702, 1. October 
1772 und 4. März 1774; b. Göttingen, Verordnung vom 28. März 1738; 
3) Lüneburg, Wegeordnung vom 14. December 1719, Inftruction vom 1. Auguft 
1826; 4) Obnabrück, Auöfchreiben vom 18. December 1829, Verordnung bom 
18. September 1713, 29. November 1804; 5) Stade, Verordnung vom 8. April 
1716, Ausichreiben vom 6. Juli und 17. November 1818, 18. December 1826. 


2) Actenflüde 11.4. ©. 359; V.2. S. 129. Auch zu einigen Brüdenbauten 
zahlten die Weneral= Steuer= und die General-Caſſe 1) für die Brücke zu Bres 
merbörde, Äctenſtücke 11.3. S. 271; 2) zur Herftellung der Weferbrüde bei 
Nienburg (einmal), Actenftüde 111.2. S. 93, 294; 3) für die Brüde bei Hona, 
deren Unterhaltung, fo meit fie nicht aus ben Brüdengeldern erfolgen fann, 
feit 1848 ganz au® ber Beneral= Gaffe getragen wird. Mctenftüde IX. 1. S. 453, 
996. Staatöhaushalt I. S. 412, 
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zu befeitigen, beantragte bie Regierung und bewilligten die Stände 
vom 1. Juli 1826 an jährli 3000 P aus ber General-Steuer- 
Gaffe unter der Bedingung, daß die Königliche General: Gaffe eine 
gleihe Summe zahle I). Diefe Beihülfe wurde 1832 auf 12,000 ,P 
aus jeder Caſſe erhöhet, nach der Gaffenvereinigung aber vom 1. Zuli 
1834 an auf 25,000 „P überhaupt geſetzt, wogegen die Zahlungen 
für dad Osnabrückſche (damals jährlid 3215 „PB Eond-M.) und für 
das Bentheimfche megfielen 2). Das fteigende Intereffe für den Weg 
bau beivog die Stände, nit nur 1840, auferordentlicher Weife aus 
den Ueberſchüſſen 75,000 zu bemilligen, fondern aud vom 1. Juli 
1842 an ben ordentlidien jährlichen Beitrag auf 100,000 »$ zu er: 
höhen und überher noch faſt alle Jahr erheblide Summen aus den 
Ueberfhüffen außerorbentliher Weife der Regierung zur Verfügung 
zu ftellen, nämlih von 18%/,, jährlid 60,000 „$, 18525, jährlid 
25,000 »B und 185%,, — 50,000 „B3). Diefe außerordentlichen 
Bewilligungen waren befonderd zur Verwendung in den Zandeötheilen, 
wo die wenigſten Chauffeen und feine Eifenbahnen fid) fanden, be= 
ftimmt 9. Auf diefe Weife find feit den letzten 30 Jahren ungefähr 


I) Als 1821 die Megierung den Ständen auf Antrag der probiforifchen 
Ständeverfammiung den Entwurf zn einer, aud die Landftraßen und Gemeinde— 
wege befaffenden allgemeinen Wegeordnung vorlegte, erflärten diefe den Gegen— 
ftand nur zur probinziellen Behandiung geeignet und führten damit feibft die 
Norhwendigfeit jener Bewilligung herbei. Actenftüde 11.4. ©. 426. 

2) Actenftüde V. 2. ©. 701, 716. Auch die in ber Note 2 erwähnten 
Zahlungen für den Brüdenbau zu Bremervörde, weiche fonft unter den Renten 
berechnet wurde, und für Unterhaltung der Brüde bei Hoya find jetzt unter 
der allgemeinen Berwilligung für Landftraßen und Gemeindewege mitbegriffen. 

3) Actenftüde IM. 1. ©. 123, 170; IV. 1. ©. 316, 542; V.2. ©. 60, 122; 
vi. ı. ©. 836; VII.2. ©. 1078. Auch wurden 1830 bie Vorräthe der Bre— 
menfden Taback-Caſſe und 183%, die Zinfen ber Gapitalien biefed Fonds 
zum Wegbau bewilligt. Actenſtücke II. 5. ©. 200; IV. 1. ©. 542. Staatd⸗ 
haushalt II. ©. 67. 

4) In den Jahren 184/44 famen über das Verfahren bein Landſtraßen— 
und Gemeindewegbaue viele Beſchwerden bei den Ständen vor, bie zu wieder— 
holten Anträgen bei der Regierung führten, 3. B. Actenflüde VII. 1. ©. 1013 
VIII. 2. S. 623, 1078; VI1.3. ©. 1397. Die Regierung erfannte jebod bie 
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2 Mill. Thaler (ſeit 1840 faſt 1,600,000 ) aus den öffentlichen 
Caſſen zum Landſtraßen- und Gemeindewegebau beigeſteuert. 

Für die Bewilligung aus dem Landſtraßenfonds gilt ſchon ſeit 
geraumer Zeit der Grundfat, daß die den Landſtraßenpflichtigen zu 
gewwährende Beihülfe den eignen Leiftungen derfelben entſprechen müſſe; 
und 8 Al des Geſetzes vom 28. Auli 1851 hält denfelben im Mes 
fentlibhen aufrecht, beftimmt ihn aber noch näher dahin, daß zur Un— 
terhaltung nur bei geficherter Verwendung der höchſten eignen gefeß- 
lihen oder ermäßigten Leiſtung, und zum Neubaue in der Art eine 
Bewilligung erfolgen könne, daß foldhe mit der eignen Leiſtung des 
Verbandes im Berhältniffe ftehe. Dabei foll auf Bewilligung eines 
der Neubauleiftung ded Verbandes gleihen Betrages in fo meit ges 
fehen werden, als die verfügbaren Geldmittel e8 zulaffen. 

Uebrigens ift aud für den Landſtraßenbau ein jährliher Grebit 
von 40,000 auf die fünftigen Bewilligungen deö folgenden Red: 
nungsjahrd der Negierung zur Verfügung geftellt I). 

Die Wichtigkeit und der raſche Fortſchritt des Landftraßenbaued 
wird aus nachſtehender Meberfiht anſchaulich werden. Es betrug 2) 


die Befammtlänge danon Maren mit 
ber Landſtraßen Steinbahn verfehen 
am 14. Juli 1850 4371), Meilen 179 Meilen 
" „ 1851 447 „ 182 wo. 
; „» 1852 438 .. 1901, 
" " 1853 486 " 201 I, " 
" „ 1854 638 5 213 n 


Beſchwerden meiftens nicht ald richtig an, wogegen aub Stande theitweile ihre 
Anträge erneuerten. Actenftüde IX. 1. S. 709, 1002, 1104. 
I) Actentüde XIl. 4. S. 243, 956. 

2) Actenſtücke X1.2. S. 805; XI. 4. ©. 149; XI. 6. ©. 815: XI. I. S. 67 
XII.2. ©. 515. Die Verminderung der angegebenen Geſammtlänge im Jahre 
1852 rührt daher, daß befonders im Zanddrofteibezirfe Donabrück Strafen nicht 
mehr ald Landſtraßen behandelt wurden, die bi6 dahin als ſolche betrachte 
waren. Die ungemwöhntih große Vermehrung in den Jahren 1853 und 1854 
aber hat ihren ®rund darin, daß 1853 im Landpdrofteibezirfe Aurich, und 1854 
in den Zauddrofteibezirfen Hannover, Lüneburg und Stade mehrere Wege unter 
die Zandftraßen aufgenommen wurden. 
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Sie vertheilten ſich am 1. Juli 1854 auf die einzelnen Land— 
droſteibezirke wie folgt: 


Geſammtlaͤnge mit Steinbahnen 
Aurich ... 56 Meilen 1 Meilen 
Hannover . 1183, " 49, 
Hildeöheim. AT m 33 " 
Züneburg . 172 " 31 
Dönabrüd . 12381, u 68 " 
Stade... 115 " 30 " 


Abſchnitt IX. 
Landwirthſchaft. 


Man nennt Hannover häufig einen Ackerbauſtaat, und wenn 
aud vielleiht nidyt ganz mit Recht in dem Einne, welcher gewöhn⸗ 
lid mit jenem Ausdrude verbunden wird, fo dod gewiß nicht ohne 
Grund, Das Königreich, welches auf 700 [IMeilen 1,820,000 Be: 
wohner zählt, enthält nad den Grundfteueraufnahmen von 1849 }) 


Grundfteuercapital 
Morgen (geſchätzter Neinertrag) 
Garten= und Aderland ... . 4,131,816 8,184,805 Cv.⸗M. 


Wieſen und Privative Weiden 2,443,541 2,607,195 „ 
Forſten Eee 2,036,379 574,192 " 


— 8,611,736 
Torfertrag, Fuder 
zu 2000 Soden 
-EOTTIDDE 2 u an 321,557 93,942 * 
nn — 11,420,134. 9 &.-M. 
I) Zur Statiftit des Königreihd Heft II. Abthl. 1 u. 2. Staatöhaushalt 1. 
©. 343, 449, 459. Verglihen mit dem Ichrreichen Auffatge bed 1854 leider zu 
früh von der Erde gefchiedenen Vorſtandes des ftatiftifchen Bürcaus H. Abefen: 
lieber den Kortfchritt der Bodencultur im Königreihe Hannover (im Journal 
für Landwirthichaft, herausgegeben von Henneberg J. 1. ©. 27). 


@rundftenercapitat 
(gefhähter Reinertrag) 
— 11,420,134 9 €. WM. 
Kuhmeiden, Stüd 
Gemeines und Koppeliveiden.. 641,596 1,053,619 „ 
— 12,413,153 »P 
oder nad) Abſatz der MWafferbaufoften . . 418,845 
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— 12,054,908 4 
Dod kann dad Eteuercapital keinesweges ald Ausdruck bed Reiner: 
traged gelten, und felbft wenn man ed um ein Drittheil oder bie 
Hälfte höher (alfo zu 18 Mill. Thaler) anſchlagen wollte, fo würde mit 
diefer Summe gewiß nod immer nicht der wirkliche Reinertrag genü- 
gend bezeihnet. Denn zieht man audy nur die am hödjften geſchätzte 
Bodenart, dad Garten» und Aderland, in Betradht, fo darf man 
wohl ohne Gefahr eined irgend erheblichen Irrthums annehmen, daß 
die ermittelten 4,132,000 Morgen, den Bau verſchiedener Früchte in 
Anſchlag gebradyt, durchſchnittlich vom Morgen 11 Himten, über: 
haupt alfo 451, Mil. Himten oder den Werth Eined Himtens zu 
16 997 gerechnet, einen jährlidgen Brutto-Ertrag von 30 Mill. Ihaler 
liefern Y. Als Gefammtertrag ded Garten- und Aderlanded aber wird 
man diefe Summen um fo unbedenklider veranfhlagen dürfen, als feit 
der Grunpfteuerveranlagung bie Bodencultur nit nur ihrer Beſchaffen— 
heit, fondern auch ihrer Ausbehnung nad) fehr geftiegen ift, wie unten bei 
Darftellung ded Erfolgö der Gemeinheitstheilungen, Ablöfungen u. f. iv. 
noch vorfommen wird 2). Noch ungleid; bedeutender aber möchte fid) ber 
Ertrag des Grünlandes und der Forften in ben leiten 30 Jahren 
gehoben haben, und felbft die gebliebenen Gemeineweiden haben an 





1) Nah ber Brunbfteuerberanlagung beträgt ber burdfchnittlihe Brutto— 
Ertrag 4,6 Korn oder 9,2 Himten vom Morgen. 


2) Weit nicht alles neu urbar gemachte Land geht fofort in die Steuer: 
rollen über, viele erſt nadı Ablauf der Kreijahre, oft erfi nad) 20 Jahren. 
Ständifcher Antrag auf Abhülfe der hieraus entftehenden Uebel Actenſtücke XI. 2. 
S. 1182, 


a 





manden Orten eine Verbefferung erfahren. Man wird baher faum 
zu viel zu thun fürchten dürfen, wenn man ben jährlichen gefammten 
Reinertrag auf die doppelte Summe ded Grundfteuercapitald anſchlägt. 
Derfelbe wird aber noch ungleich höher fteigen, wenn die jetzt meift 
ald Weide fehr ungenügend benutzten Gemeinheiten erft alle getheilt 
und die in privativen Beſitz übergegangenen Grundftüde in Gultur 
gebradht fein werden !). 


Was die Bodenvertheilung betrifft, fo befinden fid) don dem 
Gartens, Acker- und Grünlande 


1) bei größeren Zandgütern aller Art .... 613,485 Morgen 
2) bei bäuerlihen und ftädtifchen Höfen und 


CN u ann 4,624,1737 
3) im Befite von Häudlingen. ....... 112,668 u 
4) n " » Auswärtigen... .... 17,462 » 


— 5,368,352 Morgen 


Die Zahl der größeren Güter beläuft fih auf mehr ald 1000, 
die der Höfe auf 166,372, unter denen ſich 61,507 befinden, welche 
an Gartens, Ader- und Grünland 20 Morgen und mehr befiten. 
Die Zahl der Häuslinge beträgt etiva 118,000. Nimmt man nun 
an, daß die Befiter der größeren Güter und der Höfe von 20 Mor: 
gen oder mehr audfchlieflid oder doch vorzugsweiſe, die Fleineren 
Hofbefitzer aber der übertviegenden Zahl nad, und bie Häuslinge 
foenigftend zum Theil eine Haupt» oder jedenfalld eine Nebenquelle 
ihre Erwerbes in der Landiirthfhaft haben, fo wird man zu bem 
Shluffe fommen, daß gegen Ztveibrittheile der 300,000 Familien, 
welche dad Königreich zählen mag 2), auf die Landwirthſchaft als 
Beihäftigung und Nahrungdzmweig hingefviefen find. 
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1) Schon 1831 warb bie Productionésvermehrung nach ſehr mäßiger 
Schaͤtzung auf einen jährlihen Geldwerth von 340,000 4 angeſchlagen. Acten— 
ftüde II. 6. S. 398. 

2) 1,820,000 Einwohner in 256,000 Wohngebäuben. 

Lehzen, Staatöhaushalt. II. 31 


— ⸗— 

Da von ber Forſtwirthſchaft ſchon im erften Theile dieſes Werts 
gehandelt ift !) und über die Viehzucht im nächſten Abſchnitte nod) 
Nachrichten gegeben werden müffen, fo foll hier nur bon der Land— 
mirthihaft im engeren Sinne (dem Landbaue) Einiges, fo weit bie 
Darftellung des Staatshaushaltes ed erfordert, beigebradt werden. 

Die Landwirthfhaft hatte früher und hat noch immer mit vielen 
Hinderniffen zu fümpfen. Die natürlihen Hinderniffe liegen haupt« 
fählid in der Bodenbeſchaffenheit und im Weberfluffe oder im Mangel 
an Wafler. Was befonderd die Fortichritte der Landwirthſchaft 
hemmte, war hier nit nur fie in den meiften Zändern, Mangel an 
Einfiht, Kenntniffen, Unternehmungdgeift und Capital, fondern außer: 
bem aud namentlich die Gemeinfhaftlihkeit bei Benutzung eines 
großen Theils der Bodenfläche (der Gemeinheiten, Marten ıc.), das 
gutöherrlihe und igenbehörigfeitöverhältnif, fo tie die Belaftung 
bed Grund und Bodens mit Zehnten, Dienften, grund und guts— 
herrlichen Zeiftungen, Weideberehtigungen u. f. w. Zur Befeitigung 
oder Minderung dieſer Hinderniffe und zur Förderung der Land— 
wirthſchaft find, vorzüglidy feit den leßten 30 Jahren, von Staatös 
fvegen manche Maaßregeln ergriffen, die unbeftreitbar großen Erfolg 
gehabt haben. Die meiften berfelben dauern nod fort, und dba fie 
ſämmtlich mit Ausgaben aus den öffentlihen Gaffen verbunden find, 
fo werden fie mit Rückſicht hierauf einzeln barzuftellen fein. 


1. Die Königlihe Landwirthichaftsgefelichaft und die 
Landwirthfchaftlichen Provinzialvereine. 

Gleich nady dem fiebenjährigen Kriege bildete fih, mit dem Site 
in Celle, eine Gefelfchaft zur Beförderung der Landwirthſchaft. König 
Georg III., der ihr Entftehen veranlaßt hatte, erflärte ſich zu ihrem 
Beſchützer, verlieh ihr den Namen Königliche Landwirthſchafsgeſell— 
Schaft und beftätigte am 29. Mai 1764 ihre Statut. Von 1804 
bis 1816 hörte fie thatfählic auf, dann aber begann fie ihre Thätig— 





I, Staatöhaushalt I. S. 61, 158. 


feit wieder und erweiterte ſich 1849 durd) zeitgemäße Umgeftaltung 1) 
zu einem landwirthſchaftlichen entralvereine für das Königreich, 
worauf ihre neuen Statute am 3. April 1850 die Beftätigung der 
Regierung erhielten. Es hatten ſich nämlich ftatt der im Lande ver— 
theilten |. g. Affociationen oder Provinzialausfhüffe der Landwirth— 
ſchaftsgeſellſchaft ſeit 1830, zuerft in Uelzen für den Landoroftei- 
bezirk Lüneburg, felbftftändige landwirthſchaftliche Vereine gebildet, bie 
eine große und immer fteigende Wirkfamfeit getvannen, deren engere 
Verbindung unter fid) und mit einem gemeinfamen Mittelpunfte fid) 
ald Bedürfniß herausftellte 2). Diefen Mittelpuntt macht jet bie 
Königliche Landivirthfchaftögefellfhaft, deren Organ ein engerer Aus- 
ſchuß ift, welder aus 21 Mitgliedern befteht, von denen 14 durch 
die 7 landwirthihaftlihen Provinzialvereine, 7 aber durd ben 
Gentralausfhuß felbft erwählt erden. Des Königs Majeftät ift 
Brotector der Gefellfhaft. Diefelbe verfolgt ihren Zweck, Beförde- 
rung der landwirthſchaftlichen Intereffen, jetzt noch wie ehemals theild 
dur Belehrung mittelft Beröffentlihung geeigneter Aufſätze, wozu 
ein beſondres periodifche® Gentralblatt gegründet ift 3) theild durch 
Bertheilung von Belohnungen, Eümereien, Pflanzen, Geräthen, und 
dergl.; nur / äußert die Geſellſchaft durch Maafregeln diefer letzteren 
Art ihre Einwirkung gegenwärtig mehr mittelbar durch die Provin— 
zialvereine 9). Wenn ihre Wirkſamkeit, zumal in den letzten Jah— 
ren bor ihrer Neugeftaltung, den Erwartungen, die man mit oder 


1) Von den Ständen empfohlen Actenſtücke IV. 1. ©. 702: IX. 1. ©. 1074. 

2) Für fleinere Bezirke beftehen Kreis- und für nod engere Filial- oder 
2ocalvereine. Den Zuftand diefer Vereine im Jahre 1854 ſtellt dar die Nord— 
deutfche Zeitung vom 28. November 1855. 

3) Journal für Landwirthſchaft. Herausgegeben von dem Gentralausichuffe 
der Königlihen Landwirthihaftögelellihaft, unter der Redaction von Dr. W. 
Henneberg, Secretair der Königlihen Landwirthſchaftégeſellſchaft. Celle. 
feit 1853. — In diefem Rournale Heft 1. S. 9 find die älteren beriodifchen 
Bublicationen der Geſellſchaft angegeben. 

4) Auch die Megierung pflegt Beförderungdmittel dieſer Art dur die 
Iandwirthichaftlihen Bereine anzumenden. 
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ohne Grund hegen mochte, aud nit ganz entfprodyen haben mag, 
fo läßt fid) body ein heilfamer Einfluß derfelben in mehreren Stüden 
nit verfennen, und namentlich ift hervorzuheben, daß fie im vorigen 
Fahrhunderte um die Gemeinheitötheilungen und Berfoppelungen, in 
diefem Jahrhunderte um die Benutung des Mergeld, den Anbau des 
Kleed und die Gewinnung guten Sleefamens, fo tie um die Obſt— 
baumzucht ſich wefentlihe Verdienſte erivorben hat !). 


Seit 1766 hat die Geſellſchaft einen jährlichen Zufhuß aus den 
Öffentlichen Gaffen gehabt ; zuerft erhielt fie 300.9 Gaffen- Münze aus 
bem Lüneburgſchen Schatzärar, und von 1767 an außerdem 1000 „B 
Gaffen- Münze aus der Königlichen Sammer: Caffe. Im Jahre 1817 
wurden ftatt jener 300 „B für die Zufunft jährlich 1000.P Caſſen-Münze 
aus der General-Steuer-Gaffe bewilligt; und diefe 2000 4 (2233 „PB 
23 ggr Cour.) bezieht die Gefellfhaft nod jetzt 2). Während der 
Gaffentrennung von 18%1/,9 lag die Ausgabe ganz auf der General- 
Steuer-Eaffe. Daneben befommen die landwirthfdaftlihen Provinzial: 
vereine regelmäßige Beihülfen, melde aus der jetzt 18000 4 betra- 
genden Bubdgetpofition für Unterftügungen in Gemeinheitötheilungd- 
ſachen ꝛc. (X. 10. c.) gezahlt werden. Aus derjelben werden aud) die 
Koften für Anfhaffung landwirthſchaftlicher Muftergeräthe, von Sä— 
mereien zu Verſuchen u. dergl. beftritten; dagegen erfolgen die Koſten 
für landwirthſchaftliche Schriften, welche die Negierung vertheilen 
läßt, aus der Pofition für Aderbaufhulen u. f. tv. (X. 10. d.) 3). 


!) Eine Darftellung der Wirffamfeit der @efellihaft bis 1832 enthalten 
die Actenftüde V.2. ©. 299. Ueber bie fpätere Zeit f. angeführte Journal 
Het J. S. 1. — Albrecht Thaer gehörte feit 1380 der Geſellſchaft und 
feit 1284 ihrem engeren Auöfchuffe als Mitglied an. 


2) Actenftüde 1.2. ©. 165, 176. 


3) Für die Verfammlung Deutfcher Forſt- und Landwirthe, melde im 
September 1852 zu Hannover Statt fand, bewilligten Stände aus den Ueber—⸗ 
fhüffen der General-Caſſe 3000 „P. Actenſtücke XI. 4. ©. 1021. 
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2. Zandwirthfchaftliche Lehranftalten. 


An befondren landwirthſchaftlichen Lehranftalten fehlte es bis 
auf die neuejte Zeit im Königreiche völlig. Das Bedürfniß derfelben 
wurde längft und von vielen Seiten gefühlt; die Mittel, ihm abzu— 
helfen, waren auch wohl in Erwägung gezogen, aber man war zu 
feinem Befchluffe gefommen. Um nun die Sache zu fördern, bewil— 
ligten die Stände 1848 jährlid 5000 „PB zur Erridtung von praf: 
tifhen Aderbaufhulen für den Stand- der Hofbeſitzer und mit 
Berüdfihtigung der propinziellen Eulturmethoden I). Indeß tar die 
Megierung außer Stande, die ihr zur Berfügung geftellte Summe 
fogleih und unmittelbar zu dem Zwecke, für melden fie beftimmt 
far, zu verwenden. Einmal nämlid herrfchten über die Art der zu 
gründenden Schulen Bedenken, da der Erfahrung zufolge die jungen 
Leute durd die Ausbildung auf ſolchen Anftalten regelmäßig in einen 
andren Stand Übergeführt iverden, ald der ift, für melden man fie 
ausbilden will. Außerdem aber erihien ed durchaus nöthig, bie, 
welche ſich eine höhere Ausbildung verihaffen follen, dazu auch zu 
befähigen, alfo diefelben von dem Zeitpunfte an, wo fie gewöhnlid 
bie Schule verlaffen (von dem vollendeten 14. Lebensjahre) bid zu 
dein Alter, two fie in eine derartige Schule zweckmäßig erft aufgenom— 
men werden fönnen (mithin ettva bis zum 18. oder 19. Zebensjahre), 
in den erworbenen Kenntniffen fortzubilden. In Oftfrieöland hatten 
foldye Fortbildungsfchulen ſchon länger beftanden, in ben übrigen 
Landdrofteibezirfen find fie feit 1849 in großer und immer fteigender 
Zahl eingerichtet 2). Ihre Beftimmung ift, die Jugend auf dem Lande 





1) Actenftüde IX. 1. ©. 1024. 
2) Es betrug, abgefehen von Oſtfriebland und dem Harze, die Zahl 


der Schüler 
ber Schulen im Binter im Sommer 
1849/;0 115 — — 
1850/51 265 — — 
186132 438 6341 741 
1852/57 427 5724 670 


1853/54 436 5639 599 


— 


nach der Confirmation im Leſen, Schreiben, Rechnen und in einigen 
allgemeinen Keuntniffen zu unterrichten; hie und da wird auch Unter: 
richt im deutfher Eprade, in Geſchichte, Geographie und Natur: 
tiffenfchaften gegeben. In einigen Eulen übt man ebenfalld Gefang. 
Vielfältig werden landivirthihaftlihe Schriften gelefen. In der Regel 
findet der Unterriht nur im Winter, gewöhnli Abends in 6— 8, 
ausnahmsweiſe in 3— 4 oder 10 — 12 Stunden wödentlih Statt. 
Meiftens unterrichten die Volksſchullehrer, nicht felten aud) die Pfarrer, 
fo wie Landwirthe und Freunde der Landwirthſchaft. Als Lehrzimmer 
werden in der Kegel die Schulzimmer benutzt. Geldbeiträge erden 
von den Schülern oder Gemeinden nur ausnahmsweiſe geleiltet ; in 
einzelnen Fällen zahlen eritere für den Unterriht Eines Winters 
8 bis 16 ger. Häufiger haben die Schüler Beiträge zu Feuerung 
und Licht, auch wohl die Gemeinden Feuerholz geliefert. Die aud 
ber General-Caſſe erfolgenden Zuſchüſſe werden zur Anſchaffung von 
Schulgeräthen, Lampen, Büdern, Karten u. dergl.,- nöthigenfalls auch 
zu mäßigen Vergütungen für die Lehrer verwandt. Im Jahre 1853/,, 
erhielten die Zandprofteibezirfe Hannover, Hildesheim, Lüneburg, Osna— 
brüd und Stade 653, 736, 750, 855 und 800, zufammen 3794.$ }). 
Es iſt indeh nicht Abficht, diefe Beihülfen dauernd zu geben; biel- 
mehr find fie nur auf 3 Jahre bewilligt, und follen lediglich die 
Schwierigkeiten der erften Einridtung überwinden helfen, indem vors 
auögefeßt wird, daß nad) Ablauf einiger Jahre dad Intereffe der Gemein: 
ben groß genug fein müffe, die Schulen felbft zu unterhalten, widri— 
genfalls diefelben nicht würden erhalten werben fönnen. Cine fort: 
gehende Unterſtützung der Fortbildungsſchulen ift auch fhon deshalb 
nit thunlich, weil die dazu einſtweilen verwendeten Geldmittel für 
ben Zived, zu welchem fie beivilligt find, verwendet werden müffen. 
Dazu bietet ſich jetzt Gelegenheit, indem nad) und nad) einige der: 
baufhulen, zu Pattenſen, Haunhorſt bei Osnabrüd, Lehrte und 


—— nn 


I) Nähere Nachrichten für 19495, In der Hannoverfchen Zeitung vom 
9. Februar 1853, AR 34. 
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Ebitorf !) gegründet find, und die Erridtung nod einiger in Ausficht 
fteht. Die Regierung hat jeder zivedentfpredend eingerichteten Schule 
biefer Art, welche wenigſtens 20 Schüler hat, eine jährliche Beihülfe 
von 1000 „PB zugelichert. 


Als die Aderbaufhulen noch nit vorhanden oder erft im Ent- 
ftehen ivaren, gab bie Regierung folhen Landwirthen, die geneigt 
waren junge Leute in ihre Wirthihaft aufzunehmen, um ihnen beffern 
landwirthſchaftlichen Unterricht zu ertheilen, zu dem Zwecke Beihülfen, 
damit fie jungen Leuten aud dem Bauernftande folden Unterricht zu 
Theil werben liefen. Auch murden jungen Zandivirthen Beihülfen 
gegeben, um durd Beſuch andrer Länder von höherer landwirthſchaft— 
liher Entwidlung ihre theoretifhen und praftifhen Kenntniffe zu 
erveitern 2). 


Die der Regierung zur Verfügung geftellten 5000 »B find fols 


gender Maafen vertheilt : 
18854 189/55 


1) für Aderbaufhulen 2... ..... 1074, 11748 
2) » bie Wieſenbauſchule zu Suderburg Tör 80 ⸗ 
3) » Fortbildungsfhulen ....... 3837 u 3630 » 
4) » einen Lehrling „2... 2000. ln — «“ 


— 4997.B 48848 


Eine landwirthſchaftliche Academie, entiveder felbitftändig oder in 
Verbindung mit der Univerſität oder mit der Polytechniſchen Schule 
zu Hannover, ift wiederholt in Frage gefommen, jebod für zweck— 


1) Die Aderbaufchute, landwirthſchaftliche höhere Zehranftait und Verſuchs— 
ftation anf der Domaine Ebftorf (Director Fifcher) ift Anfangs 1855 gegründet. 
Die Schuie zu Lehrte ift Oſtern 1855 nad Peine verlegt. Eine Ackerbauſchule 
am Piesberge bei Dönabrüd ift wieder eingegangen. 


2) 1850 ermächtigten Stände die Regierung, bie betilligte Summe von 
jährlih 5000 „PB, fo meit fie ihre Verwendung für den urfprünglihen Zweck 
nicht finde, andermweit zur Hebung und Körderung der Landwirthſchaft über— 
haupt zu verwenden. Actenſtücke M. 1. ©. 1837. 
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mäßig nicht gehalten. Dagegen ift feit 1851 bei der Zandeöuniver- 
fität ein befondrer landwirthfdaftliher Lehrcurſus eingerichtet, deffen 
Koften, wie die Ausgabe für die Liniverfität überhaupt, aus der 
Univerfitätd » Caffe beftritten erben. 


3. Flora hanoverana. 


Die natürlihe Befhaffenheit des Königreichs, feined Bodens und 
der Erzeugniffe desfelben ift noch feineötveged genügend erforſcht. Als 
man einige Jahre nad) Herftellung der rechtmäßigen Regierung diefem 
Begenftande Aufmerkfamfeit zuwandte, fhien der Negierung zunädft 
und befonderd die Erforfhung der Pflanzenerzeugniffe unfre® Landes 
erforderlid. Sie beſchloß daher 1920, mit ftändifher Zuftimmung, 
zu diefem Zwecke die Anftellung eines Profefford in Göttingen als 
Phyſiographen des Köoͤnigreichs, welcher alle Zandeötheile nad und 
nad in jener Beziehung an Ort und Stelle genau unterfuchen und 
die Ergebniffe in einer vollftändigen wiffenfhaftlihen Darftellung 
(Beichreibung und, fo weit nöthig, Abbildung) aller im Königreiche 
enzutreffenden Gewächſe ded Landes durd den Drud befaunt machen 
follte. Tas Unternehmen begann; wie aber biö 1826 feine dem 
bisherigen Zeit: und Koftenaufwande entiprehende Grfolge fihtbar 
wurden, fingen die Stände an, Beſchränkung der Ausgaben zu empfehlen. 
Das Minifterium ſuchte die entftandenen Bedenken durd ausführliche 
Mittheilungen ded Phnfiographen über die Wichtigkeit, den Nuten, 
die Hinderniffe and Schwierigkeiten, fo fie den zeitigen Stand des 
Unternehmens zu beſchwichtigen und zur ferneren Betilligung der 
nöthigen Geldmittel zu beivegen, was aud, wiewohl die Stimmen 
gegen die Nüklichfeit und Zweckmäßigkeit des Unternehmens, tenig- 
ftend in feiner biöherigen Art, immer häufiger und entfchiedener wur— 
den, zu wiederholten Malen gelang. Als aber von 1836 bis 1840 
gar feine weitere Nadrichten über den Fortgang des Unternehmens 
gegeben wurden, Iehnten die Stände jede weitere Bewilligung ab. 
Bei der damals eintretenden Gaffentrennung übernahm nun die Regie 
rung die Ausgabe für die Flora hanoverana ganz auf die König— 
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lihe General: Caffe, ald deren Laft fie bei der Wiedervereinigung der 
Gaffen auf die neue General» Gaffe überging. In der Diät von 
1850 famen jedoch Regierung und Stände überein, die Verivendungen 
für die Flora hanoverana aufhören zu laffen, fobald die abgefhlof- 
fenen Verträge (namentlih über den Stich der Kupferplatten) es 
geftatten würden, und die dadurch erfparten Summen zu Unterfuchungen 
der phyſikaliſchen Bodenbefhaffenheit des Königreichs zu benutzen"). 
Die Auögaben für die Flora hanoverana beftanden und beftehen 
zum Theil noch in 
1) der Befoldung bed Phyſiographen von jährlih 1000 .$ 
Eond.» Münze, | 

2) den Reiſediäten, deren Jahresbetrag nad) der urfprünglicdhen 
Bewilligung die Summe von 500 »B nicht überfchreiten follte, 
zuleßt aber auf 350 „B ermäßigt war, und 

3) in den Koften des Kupferiverfö, des Drudd und in ähnlichen 

Verwendungen. Ihr jährlider hödfter Betrag ward 1828 
auf 1315 P Conv.- Münze, und 1836 auf 1200 Cour. 
feſtgeſetzt. 
Davon trug bis 1834 die Königliche General-Caſſe die Beſoldung, 
die General-Steuer-Caſſe die übrigen Ausgaben. 

Die Geſammtausgabe wurde 1850 auf mehr als 80,000 „ 
angegeben. Erfchienen find von der Flora hanoverana (in fol.) 
3 Bände des bejchreibenden Iheild und 2 Bände bed Kupferwerks, 
fo wie (in 80.) die Chloris hanoverana und bie Flora hanoverana 
excursoria. Jedem obrigkeitlihen Bezirke ift ein Exemplar mitge- 
theilt; der zur umentgeltlihen Vertheilung nicht nöthige Reft ber 
Auflagen aber dem Buchhandel übergeben. 

Für die Unterfuhung der phyſikaliſchen Bodenbeihaffenheit des 
Koͤnigreichs ift von ben dazu beftimmten Mitteln erft wenig verfügbar 


— — nn 


1) Actenſtücke II. 1. S.277, 279: 11.3. S. 106, 196; IV. 1. ©. 548, 742: 
V. 4. S. 399 660; VI. 43. 2. 201: Xl.ı. ©, 1195. 1837. 
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geworden). Was aber zu diefem Zivede bis jetzt hat verwandt werden 
fönnen, hat fhon reihe und fhöne Frucht gebradt, indem dadurd) 
die geognoftifhen Unterfuhungen gefördert wurden, ald beren Ergebnif 
die beiden eriten Blätter deö Römerfchen Kartenwerks, die Gegend 
um Einbet und Hildeöheim darftellend, erſchienen find 2). 


4. Gemeinheitstheilungen und Berfoppelungen. 


Die Gemeinheiten (Marken, Debungen, Wüiteneien 2c.) d.h. bie 
uncultivirten Grundftüde, an welchen eine gemeinfame Benußung 
Mehrerer, namentlich zur Weide, zum Plaggen- und Bültenhiebe, 
zum ZTorfftihe, in Bezug auf dad Holz u.f. w. Statt findet, waren 
in den hiefigen Landen von fehr großer Bedeutung und find auch 
noch jetzt erheblih. Die zur Weide benugten Flächen allein enthalten 
nah der Grundfteuerveranlagung, alfo gewiß zu niedrig gefhätt 
642,000 Kuhweiden oder, die Kuhweide durchſchnittlich nur zu 6 
Morgen gerechnet, 3,850,000 Morgen. Im der Regel haben an einer 
Gemeinheit nicht nur mehrere einzelne Perſonen (Hofbeliter u. |. w.), 
fondern mehrere Körperfhaften (Gemeinden, Domainen, Nittergüter 
u. f. 10.) gemeinfame Nutzungsrechte 3). Ihrer rechtlichen Beihaffenheit 
nad aber find fie entiveder Eigenthum der Nutzungsberechtigten, oder 
eined oder einzelner Grundherrn. In einigen Zandeötheilen fteht, 
entweder fchlehthin oder wenn fein andrer Grundeigenthümer nad) 
geiviefen werden fann, dem Landeöherrn dad Grundeigenthum zu. 


I) Nah Eriöfhung ber Eontracte in Bezug auf die Flora hanoverana 
werden jährlid 1550 „PB zur Verfügung ftehen. 

2) Actenſtücke Xl.4. ©. 957. Die Ergebnifle der Römer'ſchen geognoftis 
fhen Unterfuhungen find auf die Biätter AZ 55 und 60 der Papen'ſchen 
Karte des Königreihd Hannover aufgetragen. Dazu gehört eine Profilfarte, 
die Gegend von Alſeld bis norpöftiih von Hildeöhein darftellend. Dem Ver— 
nehmen nad find bald 4 andre Blätter zu erivarten. 

3) Die Theilung einer Gemeinheit unter die berechtigten mehreren Körber: 
ihaften (Beneraltheilung) geht meiſtens der Theilung ded einer Körperihaft 
gehörigen Antheild unter bie einzelnen Mitglieder derfeiben (Specialtheilung) 
boraud, 
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Als im Teßten Drittel ded vorigen Jahrhunderts das Streben 
nad) Hebung und Förderung der Landwirthſchaft faft überall erwachte 
und in ben hiefigen Zanden befonderd durch Einwirkung ded Königs 
Georg III. gewedt wurde: ſuchte man auch bie, ald ein nothivendiged 
und wichtiges Mittel dazu erkannte Aufhebung ber Gemeinheiten 
herbeizuführen I). Indeß fand dieſe Maafregel ſowohl in den 
Anfihten der Berheiligten ald in der Unzulänglichkeit der geſetzlichen 
Vorſchriften große Schwierigkeiten. Zur Befeitigung derfelben wurde, 
zuerft verſuchsweiſe für dad Lüneburgiche, unterm 25. Juni 1802 
eine vollſtändige Theilungsordnung erlaffen, eine eigne Behörde zur 
Leitung und Ausführung der Iheilungen (Zandedöconomies Collegium) 
angeorbnet und nod die eine und andre fonftige Einrichtung getroffen, 
von der man fi die Erleichterung der Iheilungen und eine beffere 
Benutzung ber getheilten Flächen verfprad. Die Theilungsordnung 
war, wenn auch niht von Mängeln frei, doch ein für die damalige 
Zeit vorzüglides Gefetz, welches nachher nicht nur hier im Lande, 
fondern auch im Auslande vielfältig ald Mufter gedient hat. Den— 
noch fonnte es bei der Ungunft der Zeiten, welche gleih auf feine 
Grlaffung folgten, zuerſt feine große Wirffamfeit gewinnen; deſto 
größere aber geivann ed nach Pefeitigung der Fremdherrſchaft. Im 
Jahre 1816 wurde der Gefhäftötreis des Landesöconomie-Collegiums, 


I) Kür die Kurlande Verordnung über dad Verfahren in Landesöconomie- 
fahen vom 22, November 1768, in Bezug auf das Hergogthum Bremen ergänzt 
durch den Receh der Nentcammer mit den dortigen Ständen vom 30. September 
1380 und deſſen Declaration vom 5. November 1784 (Geſetzſammlung von 
1819, II. ©. 164); für Osnabrück Markftheitungsordnung vom 4. Juni 1785; 
für Oftfriestand Verordnung vom 22. Juli 1765. Dies f. g. Urbarmachungs— 
edict ift die noch nicht verfiegte Duelle unzähliger Beſchwerden und Streitige 
feiten geworden, indem dadurch der Landebherr das Eigenthum an ben Wüſte— 
ncien ꝛc., foweit e6 nicht ermeislich den SHerrlichfeiten und Gütern zuftand, für 
fi in Anfpruch nahm, um den Grund und Boden an Coloniſten zur Cultur 
auözuthun. Doch wurden die Grad- und Weideänger In der Nähe der Dörfer 
den Dorffchaften gelaffen, aud die einftweilige Nutung als Weide ıc. den 
bisherigen Nutznießern bis dahin, daß eine Verleihung an Goloniften erfolge, 
geftattet. 
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und 1824 (30. April) die Lüneburgſche Theilungdordnung mit einigen 
Aenderungen auf Galenberg-Göttingen-Grubenhagen, auf Hildeöheim 
und auf Hoya-Diepholz erftredt. Die Herzogthümer Bremen und 
Verden erhielten am 26. Juli 1825 eine, im Wefentlihen der Lüner 
burgſchen nadgebildete Gemeinheitötheilungsordnung. Kür Osnabrück 
war fhon am 25. Juni 1822 eine Marfentheilungsordnung erlaffen, 
welde am 12. Auguft 1835 1) auf Meppen, Bentheim, Lingen und 
Emsbühren auögedehnt wurde. 

Die Theilungsordnungen bezielen zunächſt Aufhebung der gemein— 
ſchaftlichen Hut und Weide auf eigentlichen Gemeinheiten, in Forſten 
und auf Wieſen und Feldern, Aufhebung der Bültenhiebs- und 
Plaggenſtichs-Berechtigungen, fo tie Torfmoortheilungen; nebenbei 
aber auch Berfoppelung und Zufammenlegung der Grundftüde, 
Befreiung derfelben von der Zehntlaft oder doch Regelung diefer Laft, 
und Befeitigung andrer Eervituten, namentlich der Weideredhte und 
indbefondere der Schäfereiberehtigungen auf fremden Grunpdftüden. 


Im Ganzen beivährten ſich jene Gefehe, wenigſtens was die 
Theilungsgrundſätze betrifft; dagegen ftellte fi) dad Verfahren, welches 
die Gemeinheitötheilungdordnungen vorſchrieben, je länger deito mehr 
ald nicht zweckmäßig heraus. Auch zeigten ſich die Beftimmungen 
über Ablöfung der Zehntlaft und der Weideberehtigungen auf fremden 
Grundftüden ald ungenügend, und in Bezug auf Abftellung der marken— 
herrlihen und marfenrichterlihen Rechte machte fid) eine Yüde führbar. 
Während nun dem Bedürfniffe hinſichtlich der Zehntabftellung durd 
die Ablöfungägefeße von 1831 und 1833 Befriedigung verfchafft wurde, 
ward ein zivetmäßigered Verfahren in Gemeinheitötheilungsfadhen durch 
dad Gefeß vom 30. Juni 1842 eingeführt, und an demfelben Tage 
ein Verkoppelungsgeſetz erlaffen 2). Die Aufhebung der Marten: und 


I) Zufäte enthält die Verordunng vom 19. November 1840. 

2) Entwürfe zu beiden Geſetzen waren ſchon 1836 ben Etänden vorgelegt 
und 1837 von ihnen genehmigt. Die GEreigniffe von 183°/4, veranlaßten aber 
bie Megierung. fle nicht zu verkünden, fondern den Ständen die etwad ver— 
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Holzgerihtöbarfeit und die Ablöfung der markenrichterlichen, holagraf- 
lien und marfenherrlihen Beredtigungen wurde durd) dad Geſetz 
vom 13. Februar 1850 geregelt !). Ferner geftattete dad Gefe vom 
15. Juli 1848 eine theilweiſe Abjtellung der Wiefenbehütung und die 
Berfoppelung der enifretteten (von ber Weide befreieten) Grundftüde 
and) ohne Verfoppelung der übrigen Feldmark?); ein zweites Geſetz 
vom nämlihen Tage aber gab im Fürftenthume Calenberg und im 
Landdroſteibezirke Hildedheim, too die Wiefen und Weiden von gerins 
gem Umfange find, dem dort um fo nothivendigeren, dod dur die 
fehr ausgedehnten Weiderechte Dritter ftarf beſchränkten Yutterfräuter- 
baue größeren Schutz 3). 


änderten Entwürfe nochmals vorzulegen, worauf file nad einigen Zwiſchen— 
verhandiungen von neuem genehmigt wurden. Mctenftüde V.4. S. 577, 604; 
V.5. ©. 367, 394; VI. 1. ©. 331; VII. 1. &.7, 54, 159. 278, 633, 729, 840. 
Später ift bad Verfoppelungögefe erweitert und ergänzt durch bie Geſetze 
bom 22. Auguft 1847, 15. Juli 1848 und 12. October 1853. Actenſtücke 
VIII. 3. ©. 1087; IX. 1. ©. 1049, 1154. 1623, 1652: XI. 5. S. 915, 1025. 
Auf die von Ständen zur Ermägung berftellte noch größere Erleichterung ber 
Berfoppelungen im Osnabrückſchen if die Megierung nicht eingegangen. In 
Bezug auf das Verfahren in @emeinheitötheilungd= und Verfoppelungöfaden 
erfuchten Stände 1848 die Regierung, dasfelbe zu vereinfachen, zu befchleunigen 
und die Koften zu ermäßigen, ALS die Negierung ihnen über die zu ſolchem 
Zwecke durch die Befanntmadung vom 11. September 1849 erlaffenen Vor— 
ſchriften Mittheilung machte, erftärten fie fih unter Hinzufügung einiger Wünſche 
damit einverfianden, Wctenftüde IX. 1. ©. 992; Xl. 1. S. 121, 367. 
I) Xctenftüde X. 1. ©. 596; XL. 1. ©. 991. 


2) Actenftüde IX.1. ©. 1049, 1154. Died Geſetz ſchließt fih im Wefent- 
lihen an das Capitel 19 der Bemeinpeitötheilungdordnungen. Da aber in ben 
Landedtheilen, two dieſe nicht gelten, namentlid im Landdroſteibezirke Dönabrüd 
in den Marfentheilungsordnungen, feine gefetzlihe Beftimmungen über die Abe 
ſtellung von Weidefervituten beftehen, fo erfuchten Stände um Erlaffung folder 
Vorſchriften, ftellten auch fpäter eine Erleichterung der Ablöfung von Weide» 
gerechtfamen, inöbefondere von Schäfereiberehtigungen zur Erwägung ber Re— 
gierung. Mctenftüde IX.1. ©. 1154; Xl. 1. ©. 918; X1.2. ©. 258. 

3) Das Gefetz enthält eine Erweiterung und Vervolftändigung der Grund— 
fäte, welche den älteren Borfchriften über die Echonung ber Autterfräuter bon 
1800, 1802, 1807, 1816 und 1821 zum Grunde liegen. — Stände genchmigs 
ten zugleih die Ausdehnung des Geſetzes auf andre Landedtheile, wo nicht 
fhon binfichtlidy der Autterfräuter eine größere Beihränfung für die Weide 
beftehe. 
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Die Ausgaben der GeneraleGaffe für Gemeinheitötheilungen und 
ähnliche Zwecke begreifen theild die Auögaben für die Zandedöconomie- 
beamten, theild Unterftügungen zur Beförderung jener Angelegenheiten. 


A. Landedöconomiebeamte. 


Dad Landedöconomie-Eollegium konnte nad) der Erweiterung feines 
Geſchäftökreiſes 1816, feiner Einrihtung nad, der ihm geitellten 
Aufgabe nicht mehr genügen, weshalb die Stände fhon 1831 auf 
feine Reform antrugen. Indeß fchien der Negierung feine völlige 
Befeitigung angemeffener. Ed wurde daher mittelft Verordnung 
vom 18. September 1833 aufgehoben, und feine Gefchäfte gingen 
auf die Zandbrofteien Hannover, Hildesheim und Lüneburg über. Die 
andren Zanddrofteien tvaren fhon bis dahin zuftändig im Gemeinheits- 
und Markentheilungs-, fo mie in den bamit zufammenhangenden 
Sachen geivefen. Dad Gefetz über dad Verfahren bei Gemeinheitd- 
theilungen und fonftigen Auseinanderjegungen, welche einen Gegenftand 
der Iheilungsordnungen bilden, fo wie bei Verkoppelungen ordnet das 
Behördenverhältnig folgendermaaßen !). Die Leitung, Entfheidung und 
Ausführung in erfter Inſtanz gehört vor befondre Commiffionen, 
welche die Yanddroftei, in deren Bezirke der Gegenftand belegen ift, 
für die einzelnen Saden ernennt. Die Commiffion muß aus einem 
Rechtskundigen (in der Regel aus dem Vertvaltungsbeamten) und einem 
Techniker beftehen. Die Landdroſteien bilden die zweite, umd die 
Abtheilung ded Minifteriumd ded Innern für Verufungen bie 
legte Inftanz 2). Techniker (Zandesöconomiebeamte) find die Landes— 
öconomie-Commiffaire und Conducteurd, aus deren Zahl die techniſchen 


I) Im 2andbrofteibezirfe Osnabrükt fommen bei Theilungen fortwährend 
die Beſtimmungen der Marfentheilungsordnungen, bei Verfoppelungen und kei 
den mit folden zufammenhangenden Theilungen aber die Vorfchriften des 
Geſetzes von 1542 zur Anwendung. Die Marfentbeiiungsorbnungen ſtimmen 
hinſichtlich des Behörbenverhättniffed mit dem Geſetze von 1942 im Wefent- 
lihen überein. 

2) Staatöhaushalt I. ©. 34, 79. 
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Eommiffiondmitglieder genommen werden müffen, fo tie die Kelbmeffer. 
Bon den Commiffairen ift jeder Landdroftei Einer oder nad) Bedürfniß noch 
ein Zweiter (Oberlandesöconomie-Gommiffair) beigeordnet !). Den tech: 
nifhen Commiflionsmitgliedern find die übrigen Landesöconomiebeamten 
(Conducteurs und Feldmeffer) ald Unterarbeiter zugegeben. Das Dienit- 
einfommen der Zandeödconomiebeamten befteht theild in Befoldungen, 
theild in Gebühren 2). Bon den Feldmeffern find jedody nur diejenigen 
befoldet, welde zu den ſchwierigeren Eintheilungögefhäften ſich beſon— 
derd eignen und verwandt zu fverden pflegen, weil die Vergütung für 
diefe Gefchäfte im Vergleich zu der Vergütung für Vermeffungen und 
leihtere Eintheilungen zu geringe ift, aber aus Rüdfiht auf die den 
Betheiligten obliegende Pfliht zur Bezahlung der Koften nicht mohl 
erhöhet werden fann. Ceit 1850 ift die Zahl der Commiſſaire auf 
22, der Conducteurs auf 34, und der befoldeten Feldmeſſer auf 46 
erhöhet. Die Zahl der unbefoldeten Feldmeſſer fteigt über 100. Die 
jährlihe Befoldung eines Commiffaird beträgt 300 bis 600, eines 
Conducteurs 200 bis 250, eined Feldmefferd 50 bi8 100... Die 
ben Zanddrofteien beigeordneten Commiffaire erhalten aus dem Beſol— 
dbungdetat jener Behörden eine Zulage von je 600 ,P3). Bon biefer 
abgefehen beträgt die Etatjumme für Befoldungen der Landes— 
dconomiebeamte 22,500 P, und für Nemunerationen 1000 4, zuſam— 
men alfo 23,500 ; doch ftehen jetzt nod 23,883 8 ggr im 
Budget, da einige Beamte, deren Befoldungen fhon vor 1834 in 
Eonventiond- Münze feſtgeſetzt waren, noch ein Agio beziehen, und der 
Agiobetrag für andre bereitd neu verliehene Befoldungen von der Etatö- 
fumme nody nicht abgefegt ift 9. 


I) mit Ausnahme der Landdroſteien Aurih und Dsnabrüd, bei melden 
die Befchäfte durch commiffarifche Arbeiter wahrgenommen werben. 

2) Befeh vom 30. Juni 1842, 8 150; Verordnung bom 19. November 
1840; Bekanntmachung vom 11. September 1849, 8 27. 

3) So Sollte e8 fein; doch ift es nicht durchweg fo, webhalb Stände um 
Vorfchläge zur Regelung des Verhältniffes erfuchten. Actenftüde XII. 1. ©. 950. 

4) Actenftüde V.2. ©. 293, 785: X. 1. ©. 121, 367. Die 1834 feſt— 
geftellte Zahl der Eonducteurd ward 1840 um Ginen vermehrt. Bis 1834 trug 
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Zur Beltreitung der Büreaufoften der Landedöconomiebeamten, 
fo wie der Reifetoften für die bei den Landdroſteien angeftellten Landes— 
dconomie-Commiffaire ift feit 1851/,. eine befondre Poſition im 
Audgabebudget (X. 10.b.) von jährlid 1500 „P enthalten, die jedoch, 
ba fie aud zu Verwendungen für außerordentliche Arbeiten in Gemeins 
heitötheilungd= und Berfoppelungsfahen beftimmt ift, zu Zeiten, wenn 
folche vorausſichtlich bevorftehen, entſprechend erhöhet wird, 3.8. 1853/;, 
zur Beftreitung der Koften für Audmittelung der Ablöfungd-Normal- 
preife zu 5500 »B angefeßt war }). 


B. lUnmterftügungen in Gemeinheitötheilungd=- und 
Verkoppelungsſachen, fo wie zu fonftigen Landes— 
culturberbefferungen. 


Je geringer zuerft die Neigung der Betheiligten zu Gemeinheits— 
und ähnlichen Audeinanderfegungen war, und je mehr foldye häufig 
borzugömweife aus Scheu vor den mit folden Maafregeln verbundenen 
Koften entiprang, defto nothivendiger war bei der ald höchſt wünſchens— 
werth erfannten örderung der TIheilungen 2c. die Betvilligung von 


bon den Befoldungen die Königliche General» Eafle die eine und die Generals 
Steuer» Gafle die andre Hälfte. Bon 18#1/;, lagen die Befoldbungen ganz auf 
der Königlichen General-Caſſe. Wegen der früheren Bewilligungen f. Acten— 
ftüde II. 2. ©. 17, 235; 11. 4. ©. 291, 346; 1. 6. ©. 173, 195, 556; II. 6. 
S. 639, 641: IV. 1. ©. 280, 695, 1209; V. 1. ©. 257, 400; V.2. ©. 288, 
785; V. 3. ©. 342. Ueber die Kortdauer der Beſoldungen der beim Landed- 
dconomie= Collegium angeftellt gemwefenen Ober » Landeööconomie= Commiffaire 
und beren Aufhören 1844 f. Actenftüde V.5. ©.,212; VII.2. ©. 491, 985. 


1) Von 1841/;, fanden im Ausgabe-Budget ber Beneral- Steuer» Cafle 
1500 „P Eonventiond= Münze für außerordentlihe Arbeiten, Diäten und Keiſe— 
foften ber Landebsöconomie-Commiſſaire, veranlaft durd ihre Zuzichung zu 
den Sitzungen ber Lanbbrofteien. Zu biefem Zwede war feine fo große Summe 
erforberlih, und da Stände bie von der Regierung beabfichtigte Verwendung 
berfeiben zu andren, der Königlichen General» Caffe obliegenden Ausgaben nicht 
geftatten wollten, fo ward fie auf 500..P herabgefetzt, 1851/55 aber angegebener 
Maaßen wieder auf 1500 gebracht, damit die Vüreaufoften ıc. davon be= 
firitten werben fönnten. Mctenftüde VIN.3. ©. 149, 1235; IX. 1. ©. 543, 
1073; Xl.2. ©. 280. ; 
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Beihülfen. Gleich nad Erlaß der Lüneburgſchen Theilungsordnung 
gab daher der Landesherr aus ſeiner Caſſe auf die nächſten 6 Jahre 
jährlich 5000 .4 Caſſen-Münze; und eine gleiche Summe wurde aus 
der Landes-Caſſe zugeſagt. Indeß konnte davon wegen der gleich nad): 
her eintretenden feindlichen Beſetzung des Landes faſt nichts zur Zah— 
lung und Verwendung kommen. Nach Herſtellung der rechtmaͤßigen 
Regierung ließ dieſe aber nicht nur den rückſtändig gebliebenen Betrag 
nachzahlen, ſondern veranlaßte auch 1820, daß bie frühere Bewilli— 
gungsſumme ſowohl der Königlichen Caſſe als der General-Steuer— 
Caſſe auf 8000 4 Caſſen-Münze erhöhet wurde. Doch wurde, 
weil die Erſtreckung des Wirkungskreiſes der Landedöconomie— 
behörden auf die (nachherigen) Landdroſteibezirke Hannover und 
Hildesheim eine Vermehrung bed Perſonals nothivendig gemadt 
hatte, ein Iheil der Befoldungen aud jenem Fonds bezahlt. Hier— 
durch fourde immer mehr dem Unterſtützungsöfonds entzogen, fo baf 
für denfelben 1833 aus beiden Gaffen nur noch etiva 5700 „PB Gonv.- 
Münze jährlid) verfügbar fvaren I). Bei der neuen Organifation der 
Landedöconomiebehörden im Jahre 1834 ward ber Unterſtützungs— 
fonds auf 8000 „B Gonv.- Münze (3222 5 ggr 4 9) beftimmt, 
fpäter aber noch dreimal erhöhet, nämlidy 1844 auf 10,000 Courant, 
1848 auf 11,000 4 und 1852 auf 18,000 „PB, melden Betrag er 
noch jetzt hat?). Im Jahre 1844 mard feine Beltimmung auf 


I) Die urfprüänglihe Bewilligung jeber Caſſe betrug: 
zu Befoldbungen... 3930 Caſſen-Münze — 4366 ,P 16 gr — H Conb.⸗M. 





» linterftügungen 5000 » rv r = 5555,13, 4r » 
8930 .B Eaffen- Münze — 9922,B 5ggr 45 Eonv. Wi. 

Dazu famen 1820 3000» »  „ = 3333, 8r —r " 

1823 für Lanbesöconomie + Gommiflaire...... 1800» — # — ” 


— 15055, 13974 Conb.⸗M. 

Diefe Berilligung beftand bis zur Aufhebung des Landesdconomies 
Eollegiumd. Wctenftüde 11.6. ©. 172, 195, 556. 

2) Doch haben die Stände feine einftweilige Erhöhung auf 20,000 .$ . 
genehmigt zur Beſtreitung der Koften, welche bie temporaire Serbeiziehung 
techniſcher Arbeitöfräfte zur Befhleunigung ber Ent- und Bewäſſerungbſachen 
nöthig machen mödte. Aclenſtücke XI. 2. ©. 760. 

Lehzen, Staatshaudhalt. U. 32 
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Unterftügungen zu den, feit dem Geſetze von 1842 fehr viel häufiger 
gewordenen Berfoppelungsfahen und zu fonftigen Landesculturver— 
befferungen auögebehnt ; die Erhöhung von 1848 aber gefhah befon- 
derd aus Rückſicht auf die durd dad Gefe vom 22. Auguft 1847 
erleichterten Ent» und Bewäſſerungsſachen. Durd) die Erhöhung von 
1852 follte die Regierung in den Stand geſetzt werben, aud in 
andren zur Hebung und Förderung der Landwirthſchaft geeigneten 
Fällen, namentlid behuf der Trainirung, ber Einführung von Schlag— 
wirthſchaften auf Bauerhöfen u. f. tv. mäßige Beihülfen zu bewilligen 
und dadurch auf Cinführung der noch erforderlichen vielfahen Ber: 
befferungen des landwirthfchaftlihen Betriebes helfend und ermunternd 
hinzumirfen N). 

Ueber die großen Kortfchritte und die Bedeutung der Iheilungen 
für dad Königreich, fo wie die Wirkfamfeit der Iheilungsbehörben 
fann die in der Anlage 5 enthaltene Ueberſicht eine ungefähre Vor— 
ftellung geben 2). Darnach wurden bon 1803/,, 1844 Theilungen 
und Werfoppelungen auögeführt 3); die Generaltheilungen umfaßten 
über 13), und die Specialtheilungen über 24, Millionen Morgen ; 
in Privatbefiz der Iheilenden gingen in Folge von Generaltheilungen 
128,117, in Folge von Specialtheilungen 1,305,706 Morgen über. 
Außerdem wurden im Gefchäftötreife des bormaligen Zandedöconomier 
Gollegiumd don 1803,, 9) 


I) Actenſtücke 11.2. &. 16, 235; IV. 1. ©. 280, 695. 1209; VII. 1. S. 941; 
VIII. 2. ©. 491, 985; IX. 1. S. 543, 1023; XI. 4. ©. 243, 957. Eine Nach— 
mweifung der aus dem Unterſtützungsfondo von 18%/,, gegebenen Beihülfen 
f. Actenftüde IV. 1. S. 257. 

2) Benauere Auffhlüfle giebt bad 3. Heft zur Statiſtik des Königreichs, 
Aufſchlüſſe, die trotz vieler Mängel und Lüden, deren Befeitigung nicht in der 
Macht deö ftatiftifhen Büreaud lag, höchſt anzichend und wichtig find. 

3) Die Zahl der zu Ende geführten Theilungen 2c. flieg, namentlid von 
1816 an, in außerorbentliher Weife. Die erften wurden 1806 beendigt, nicht 
mehr ald 2; im Jahre 1851 dagegen 144. Vergl. übrigens Bemerkung 1 zur 
Anlage 5. 

4) Von 17609, wurden in ben Kurlanden, befonderd auf Grund der Ver— 
ordnung bon 1768, 4315 neue Anbauftellen gegründet und dazu 48,530 Morgen, 


— 


1) Feldbehütungen aufgehoben auf ...... 171,588 Morgen 
2) Wiefenfrettungen  " BE 31,233 
3) Schäfereiberehtigungen abgelöfet auf... . 8306 „ 9 


4) die Naturzehntpflicht u . 20,109 " 
5) Forften getheilt und von Serbituten befreit 97,710 m 
6) Verfoppelungen und Zufammenlegungen von 

Grundftüden ausgeführt, haltend ...... 391,228  ” 


Im Landdrofteibezirfe Stade wurden von 1823, 
a. ferbitutifche Berehtigungen abgelöfet auf ... 2,9394 u 
b. Verfoppelungen und Zuſammenlegungen bors 

BENDER BOB: Ana 64,694 u 


Bon den Landdrofteibezirten Aurich und Osnabrück liegen aus 
diefer Periode Feine Nachrichten über auögeführte Berkoppelungen, 
Theilungen und Ablöfungen jener Art vor. 


In der Periode von 1832/,, find die Verfoppelungen und Zu— 
fammenlegungen, fo wie die bei Gelegenheit oder in Verbindung mit 
Gemeinheitötheilungen und Berfoppelungen ausgeführten Ablöfungen 
ſervitutiſcher Berechtigungen und der Naturalzehntpflidt nicht mehr 
abgefondert verzeichnet, hauptfählid wohl weil die Verbindung jeder 
Specialtheilung mit einer Berfoppelung und Abftellung der Servitut— 
berehtigungen die Negel ausgemacht haben möchte, und die Aufhe- 
bung der Naturalgehntpflicht gewöhnlich ohne Verbindung mit einer 
Iheilung oder Berfoppelung nad) den durch die Ablöfungägefehe 
ertheilten Borfchriften geſchehen fein wird. 


Bon der fortdanernden Wichtigkeit der Iheilungsfahen mögen 
folgende Thatſachen zeugen : 
Im Anfange des Jahrs 1852 Maren anhängig 


für vorhandene Stellen aber 18,234 Morgen aus den Bemeinheiten ausgewieſen. 
Annalen der Kurlande V. €. 365. 

1) Hinfihtiih Einer Echäfereiberehtigung. die mit Gelde abgelöfet wurde, 
conftirt die Fläche nicht, auf welche fie ſich erftredte. 


32" 


156 Generaltheilungen, deren Dbject nicht vermeffen war, 
142 / von 460,371 Morgen, 
264 Specialtheilungen und Berfoppelungen, deren Object noch nicht 
vermeſſen tar, 
592 Specialtheilungen von 1,335,808 Morgen. 
Anfang 1853 waren noch anhängig 





- 1) Generaltheilungen 2.2200 cenen nn. 240 
Dazu famen im Laufe des Jahrs......... 25 

— 2668 
beenbigt wurdenn 27 
blieben Ende 1853 noch anhängig ........ — 238 
2) Specialtheilungen und Berfoppelungen ..... 1126 
Dazu famen im Laufe ded Jahrd . 2:22.20... 139 
— 1265 
beenbigl MUEHER 14 
blieben Ende 1853 no anhängig ........ = 1191 


In Privatbefig gingen 1853 über 
1) durch Generaltheilungen (in Calenberg, 

Hoya, Grubenhagen und Lüneburg) .. 59,655 M. 26 [_|R. 
2) durch Specialtheilungen (im ganzen König— 

reihe, außer in Göttingen, Hohnftein, Has 

bein, Zingen und Bentheim) ... . - .. 241472 » 2% 


zufammen 297,127 M. 28 _|R. 


Die Zuftände zu Anfang 
1853 waren folgende; e8 
betrug die Zahl 


1) ber Feldmarken über- 
DORDE 2 2045 


2) der Feldmarken, wo 
nad) den Zuſtänden 
vor Erlaf der Theis 
lungd= und Ablö— 
fungögefeße — er⸗ 
forderlich ift . 

3) der —— wo 
ſeitdem durchgreifend 
zur Ausführung ge- 
tommen itt..... 


4) der Feldmarfen, wo 
nur theilmweife zur 
Ausführung gekom— 
1 1113 || OPER 


der Feldmarfen, mo 
in Folge eined mit 
Erfolg angebradten 
Antraged Worberei- 
tungen getroffen iver« 
dern GE 


der Feldmarken (mit 
Ausschluß der unter 
„ME 2 verzeichneten), 
too nod feine Vor: 
bereitungen getroffen 
morden ....... 


T) der Feldmarken (aus 
den unter A 6 auf: 
geführten), in welchen 
die Obrigfeiten nad) 
den Statt findenden 
Zuftänden thunlich 
hielten ....... 


Ss 
— 


6 


— 

















im Sperial: Y b 
König: — | Zehnt: 
oe m | foppelung| Gemein- — ablöfung 
—* beit ee 
| u 
sol — — 
— | 1132 , 1265 | 1720 | 2403 
— | 1201 | 1857 | 1569 | 2412 
| 
— | 155 | 327 | 230 | 130 
— I | 2 61 
— | 1828 | 1337 102 | 292 
| 
| 
— | 1604 | 117 |) 05 | ı51 


108 


5. Ablöfungen }). 


Wie wichtig und heilfam die Gemeinheitötheilungen und Ver— 
foppelungen für dad Königreid; auch geivorden und fortwährend find, 
fo haben dod die Ablöfungen, befonderd die Ablöfungen der grund- 
und gutöherrlihen Laſten noch tiefeingreifender und fegendreicher, und 
zwar nicht bloß für die landwirthſchaftlichen, fondern aud für faft 
alle übrigen volks- und ftaatöwirthihaftlihen, ja man darf fagen 
felbft für faft alle Privat- und-öffentlihen Verhältniſſe des äußeren 
Lebens gewirkt, und ihr großer mohlthätiger Einfluß macht ſich nod 
immer in fortfchreitendem Maaße geltend. 


Dad bäuerlihe Grundeigenthbum, mehr ald 63 Wrocent der 
gefammten Bodenflähe des Königreichs befaffend, ftand in den mehr— 
ften Zandeötheilen zum größten Theile in grund», guts- und bienft- 
herrlihen Abhängigfeitöverhältniffen der verfciedeniten Art und war 
mit, beinahe durdgängig hohen, hie und da an das Unerſchwingliche 
gränzenden Laſten an ben Grunde, Guts- und Dienftherrn, namentlid 
mit Zehnten, Dienften, Korn= und Geldzinfen, fo wie mit andren 
Beihränfungen in der Gebrauchs- und Verfügungdfreiheit beſchwert. 
Im letzten Drittel des vorigen Jahrhunderts fing man die Nothiven- 
digkeit einer Aenderung diefer Zuftände zu fühlen an und fann auf 
Mittel, fie in genügender und zweckmäßiger Weife herbeizuführen. 
Die Schwierigkeit, foldye zu finden, twied zunäcft auf den Weg güts 
licher Ulebereinfunft hin. Der mit ruhmmürdigem Beifpiele voran— 
gehende König Georg II. fuchte auf diefem Wege vornämlid bie 


I) Weber die Laften ded Grundeigenthums und Verminderung bderfeiben in 
Rüdiiht auf dad Königreih Hannover. Bon Dr. Carl Stüve. Hannover 
1830 (gefhrieben 1829). Dem Verfafler, welchem das Land fo viel verdankt, 
ift dasſelbe auch vornämlich feine Ablöſungsgeſetze fchuldig, zu denen Stüve's 
Anträge und Arbeiten in den Ständen, fo wie bad genannte Werf die vor— 
nehmften Yörberungömittel geworden find. — Die Nblöfungsgefehe ded Könige 
reih8 Hannover, berglihen mit der Ablöfungdgefetgebung andrer beutfcher 
Staaten, vom Univerfitätsrathbe Bardhanfen 1851, in Rau und Hanffen 
Archiv für polit. Deconom. Neue Folge. Bd. 9, ©. 189. 


a1 


Abftellung der DomanialsHerrndienfte zu beiirfen !), und ihm folgten 
einige wohldenkende Privatgutöherrn. Während ber Fremdherrſchaft 
far ein Theil jener Laſten unentgeltlid aufgehoben, der übrige Iheil 
ablöslich gemacht; nad) Heritellung der rechtmäßigen Regierung aber 
fehrte bie alte Laft zurüd und wurde wieder umablößlih. Dazu 
famen neue Zaften, befonderd die Grundfteuer. Wie nun überdied in 
den 4820er Jahren die höchſt ungünftigen Verhältniffe für die Land— 
foirthe eintraten, da wurde die Befreiung bed Grund und Bodens 
von ben feiner Bewirthſchaftung nadptheiligen Privatlaften immer 
dringendered Bedürfniß, ja unabweisliche Nothivendigfeit. Doch bie 
Regierung zögerte, die erforderliden Maafregeln zu ergreifen, und 
foiederholte Anträge, die in der zeiten Gammer ber allgemeinen 
Ständeverfammlung geftellt wurden, fcheiterten an dem hartnädigen 
MWiderftande der erften Cammer. Endlich im April 1830 verjtand 
fid) auch dieſe dazu, der Megierung die Ertvägung von Maafregeln 
zur Ablöfung der Zehnten und andrer befonderd drüdenden grund 
und gutöherrlihen Abgaben zu empfehlen. Das Minifterium felbit 
hatte mittleriveile die Geftattung einer Ablößbarfeit ber Bobenzehnten 
in Berathung gezogen; allein ber Widerwille, auf welchen eine folde 
Maafregel in den Megierungätreifen und bei ben Beredtigten faft 
überall ſtieß, wären wohl felbft durch den hödft vorſichtigen und 
befchräntten Antrag der Stände nicht überwunden, wenn nicht bie 
Greigniffe der Jahre 1830 und 1831 helfend mitgewirkt hätten. 
Nun entfchloß ſich die Regierung zur Geftattung der Ablöfung in weit 
größerem Umfange, ald die Stände fie beantragt hatten; und ba bie 
Zeit weder einen langen Auffhub noch auch die Ausarbeitung poll: 
ftändiger Beſtimmungen über diefe wichtige und umfafjende Angelegenheit 
erlaubte, fo legte dad Minifterium im April 1831 den Ständen zunädft 
einen Gefeßenttourf über die Grundfäße vor, nad) welchen die Ablö- 


1) Daß die, meift auf 30 Jahre an ihre Stelle geſetzte Geldabgabe den 
Pflihtigen oft fat noch drüdender ald die Dienftleiftung wurde, lag vorzüglich) 
in den Zeitereigniffen. 
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fungen künftig zugelaſſen werden ſollten. Tiefer in vielen weſentlichen 
Punkten von ben Ständen umgeſtaltete Entwurf ward am 10. Novem— 
ber 1831 als das Geſetz verkündet, welches die Grundlage unfrer 
Ablöſungen geworden und geblieben iſt. Seine rechte Anwendbarkeit 
und weitere Ausführung erhielt ed aber erft durch bie Ablöſungs— 
ordnung vom 23. Quli 1833, ein Geſetz, das die genaue Sachkenntniß, 
den reblihen Ernft und bie treue Ausdauer, welche darauf von 
Regierung und Ständen über ein Jahrlang verwandt wurden, mit 
den fhönften Früdten belohnt hat). Während eined 22jährigen 
Beftehend hat ed feine Wenderung nöthig gemacht und erlitten?). Die 
nad Aufhebung ded Staatögrundgefeße® von 1833 auftaudenden 
Befürhtungen, daß bie Ablöͤſungsgeſetze ebenfalls wieder beſeitigt 
werden möchten, führten dazu, daß die Aufrechthaltung derſelben durch 
8 41 des Landesverfaſſungsgeſetzes feierlich zugeſichert wurde. 


Jenen beiden Geſetzen zufolge ſind alle Laſten von Grundſtücken, 
die in einem gutöherrlichen Verbande ſtehen oder mit Zinſen, Zehnten, 
Dienſten oder ſonſtigen Reallaſten behaftet ſind, ſo wie die Erbenzins— 
und Erbpachtverhältniſſe, außer in den Fehn- und Moorcolonien 3), 
der Ablöſung unterworfen; dagegen 


— — — — 


1) Actenſtücke III. 5. ©. 218; 11.6. ©. 467, 685: IV. 1. ©. 571, 1068. 
Eine beiläufige Erklärung ber Stände über den Einn ded 8 134 der Ablöſungs— 
ordnung bon 1833 f. Actentüde VII. ı. S. 505. Zuſätze zu den 88 237, 240, 
und 241 ber Ablöfungdorbnung enthält dao Gefe dom 16. September 1844, 
die Beſtimmung von Xriften für die Eintragung ber Darlehne zu Ablöfungen 
u. f. m. betreffend. Actenſtücke VII. 2. ©. 882, 1104. Die in Folge einer 
Beſchwerde des Fürften von Bentheim beim Bunde verfügte einftmeitige Nicht: 
anmwendbarfeit der Ablöſungsgeſetze auf deflen gutöherrlihe Rechte ift 1848 
durch Vereinbarung gehoben. Actenftüde VI. 1. ©. 318, 690; VII. 3. ©. 1186; 
XI. 1. ©. 132. 


2) abgefehen von einigen wenig erheblihen Ausnahmen bei den Eigen 
behörigkeitö- und ungemiffen @efällen. 


3) Auf eine GBefchedporlage, betreffend die Ablösbarfeit ber Erbpadts 
verhättniffe in den Fehn- und Moorcolonien haben die Etände angetragen, 
doch ift fie noch nicht erfolgt. Actenſtücke IX. 1. S. 995. 
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1) die Martenberehtigungen, 

2) die forftherrlihen Gerechtfame, 

3) die Jagd» und Fiſchereigerechtigkeiten, 

4) die Serpituten, 

5) die Rechte der Forftintereffenten, 

6) die Abgaben von gewiffen geiverbartigen Betrieben, 

7) der Lehnsverband, und 

8) Etaatd-, Gemeinde und Cocietätdlaften, wohin aud) bie 

aud ſolchen Berhältniffen entfpringenden Kirchen», Pfarr-, 
Schuls, Deich- und Uferbaulaften gehören, 
bon der Ablösbarfeit ausgenommen. 

Dad Recht, die Ablöfung zu fordern (ein Provocationsrecht) 
hat nur der Pflichtige I); er kann die Ablöfung durd den 25fachen 
Betrag des reinen nadhaltigen Ertraged, Melden der Berechtigte 
aud dem biöherigen Rechte gezogen hat, bewirken. Unter Umftänben 
it auch Abfindung durd; Land und Verwandlung der 2eiftung in 
Geld» oder Fructrente zuläſſig. Die Feltftellung der Ablöfungs- 
(ſ. g. Normal-) Preife ded Getreided, der Übrigen Naturalien und ber 
Dienfte gefhieht von den Landbrofteien durch befondre Bezirks— 
commiffionen, an denen Mitglieder aus der Glaffe der Berechtigten 
und der Verpflichteten Theil nehmen. Für dad Getreide werden bie 
Marktpreife der legten 24 Jahre zum Grunde gelegt, die Preid- 
auömittelungen für die übrigen Gegenftände haben während 10 Jahre 
Gültigkeit, und follen von 10 zu 10 Jahren von neuem vorgenommen 
erden 2). 








1) 1839 mollte die Regierung auch den Berechtigten ein Provocationsrecht 
beilegen; indeß erflärten die Stände fofort died für weder nothwendig nod 
wünſchenswerth. Actenſtücke VI.2. S. 313, 345. 

2) Dies int bis jetzt dreimal gefchehen, 1834 (1835), 1844 und 1854. Die 
zuletzt ermittelten Preife find abgebrudt in der Geſetzſamml. 1854, Abthl. II. 
Zur Beftreitung der Koften find das erfte Mai 12,000 4., nachher jebeömat 
4000 bewilligt worden. Actenſtücke V.2. ©. 690; Xl.5. ©. 971. Während 
ber Eaffentrennung lagen dieſe Koften anf der General-Stener-Caſſe. Artenftüde 
VIII.2. S. 998. 


Die Behörden für die Ablöſungsſachen find in unterfter Inftanz 
bie Ablöfungdcommiffaire, deren in der Negel für jeden Amtöbezirt 
Einer (meiftentheild der Amtörichter oder ber Amtmann) beftellt ift; 
in zweiter Inſtanz die Landdrofteien und in höchſter Inftanz bie 
Abtheilung des Minifteriumd ded Innern für die Berufungen I). Die 
Ablöfungdcommiffaire und ihre Iinterbedienten erhalten zur Ver— 
gütung Gebühren; in höherer Inſtanz werden die Ablöſungsſachen 
fportelnfrei behanbelt. 

Obwohl die Entfhädigung der Berechtigten hier höher als in 
faft irgend einem andren Lande beftimmt ift, und die Staats-Caſſe 
diefelbe fveber ganz nody zum Theil ftatt der Pflihtigen übernommen 
hat 2), fo find dody die Ablöfungen nidyt nur raſch vor fi) gegangen, 
fondern au für beide Theile dergeftalt zum Gewinn ausgefdlagen, 
daß felbft die urfprünglihen Gegner derfelben jetzt wohl mit ihnen 
berföhnt fein werben. 

Die ablösbaren Gefälle ded Domaniumd und des allgemeinen 
Kiofterfondd hatten zufammen einen Gapitalwerth von 37,000,000 
bid 38,000,000 »B 3); die der übrigen Berechtigten mögen ungefähr 
eben fo viel betragen haben. Bon den Gefällen bed Domaniums 
find bis 1853 etwa 40 Wrocent, von denen des Klofterfonds etiva 
69 Procent, von beiden zufammen burdihnittlid alfo 54 bie 55 
Procent abgelöfet. Die Ablöfungen haben zunächſt vorzugsweiſe die 
Zchnten und die Dienfte betroffen 4); ba aber auf beide Arten von 


I) Staatöhaushalt II. ©. 34, 79, 106 Note 2. 

2) Die 1849 geſetzlich verfügte Aufhebung der Häuslingsdienfte und 
Häuslingsdienftgeider, gegen Entfhädigung der Berchtigten aus der Staatb— 
Caſſe, ift nur eine fcheinbare Ausnahme, und mar befonderd Folge der 1838 
auf gleihe Weile verfügten Aufhebung der Häuslingsfhutgelder. Actenſtücke 
IX. 1. ©. 801, 1116, 1147. 

3) Staatöhaushalt I. S. 52, II. S. 261. 

4) Nah der oben ©. 495 mitgetheilten Tabelle waren 1831 von den 
5307 Feldmarken des Königreihs 2901 mit Zehnten belaflet; 1853 aber 2551 
Felbmarfen fchon von bdiefer Zaft befreiet, Die Eredit: Caffe gab in den 3 Jahren 
1842 — 1844 jährlih 11/, bis 11/, Million und 1845 nod 750,000 „B Darlehne, 
meift nur zu Zehnt» und Dienftablöfungen, ber. 
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Laſten, wenigſtens in mehreren Landeötheilen, die Berechtigung vor— 
zugsweiſe dem Krongute und dem Klofterfonds zufteht, jo wird man 
faum annehmen dürfen, daß die ablösbaren Gerechtſame der Privat: 
berehtigten aud ſchon bis etwa zur Hälfte abgeftellt fein. Bon 
1346/,, find die Ablöfungen minder zahlreich geweſen, worauf erft die 
Iheurung, nachher die Unruhen und, da hauptfählic Getreideabgaben 
abzulöfen geivefen wären, die nah einem 24jährigen Durchſchnitte 
beftimmten, alfo im Berhältniffe zu den wirklichen Preiſen der Jahre 
18°3,,, hohen Ablöfungäpreife eingetwirft haben. Auch mag in den 
Jahren 18%3/,, bei einigen Pflihtigen wohl die Hoffnung, daß hier 
wie in andren Ländern die Ablöfung unter ihnen günftigern Bedin— 
gungen geitattet oder vom Staate beihafft werden würde, nicht ohne 
Einfluß geblieben fein. Seit 1849 aber ift die Zahl und der Werth 
der Ablöfungen wieder geftiegen und 1854 ift die Mblöfung der 
Korngefälle, da folhe im Verhältniß zu den hohen Getreidepreifen 
feit 1853 den Pflichtigen fehr vortheilhaft war, ganz außerordentlich) 
groß geweſen }). 


— — — 


I) Ueberſicht der bei den Ablöſungöbehörden vorgekommenen Ablöſungen 


— Für die abgeftellten | Bon dem Capital kommen auf 
F Laſten iſt bedungen 
beftätigten 8 * 
Abloͤſungẽ· | Gerprente. | Capital. gZehnten. Dienſte. Raften. 


m | 9 e) s» |»| . 


3754,9 346838 | 132133 | 18142 | 196563 
4010,2 410713 | 1383714 | 24569 247430 
4954,8 540410 | 138239 | 42684 350487 
7976,7 668459 | 135926 | 55676 476857 
. 1941 678171 128758 | 55646 443767 
3189 1673177 | 163205 | 94662 | 1415220 





Außerdem find in den 5 Jahren 189%; zur Ablöfung 156 Morgen Land 
gegeben, und eine Fruchtrente von jährlich: 36,5 Himten ift conflituirt. Hannov. 
Zeitung vom 18. September 1855, “Ad 438. 
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Einen weſentlichen Antheil an der rafhen und leiten Durch— 
führung der Ablöfungen hat die Greditanftalt für Ablöfungen ober, 
wie fie feit der Erweiterung von 1842 heißt, die Zandedcredit- 
anftalt gehabt !). Als die Ablösbarkeit der grund- und gutäherr: 
lihen Laſten geſetzlich ausgeſprochen var, mußte ben Beredtigten mie 
den Pflichtigen gleihmäßig daran liegen, daß die Ablöfungen bald 
und zwar möglichſt durch Gapitalyahlung beivirft würden. Um dies 
zu befördern, ward auf ftändifhe Empfehlung im Februar 1841 eine 
Greditanftalt errichtet und zu vier verfchiedenen Malen bid auf ihren 
jetzigen Umfang erweitert 2). Diefelbe giebt Darlehne, theild zur 
Ablöfung von Grundlaften aller Art, theild zu fonftigen Ztveden. 
Wegen der Darlehne erfterer Art genieht die Anftalt dad Vorzugs— 
recht, welches der abgelöfeten Laſt zuftand; die Darlehne der ziveiten 
Art müflen durch fruchttragended Grundeigenthbum von boppeltem 
Werthe (mindeftend 60 „PB jährlidher Rente) gebedt fein. Zur Eicher: 


1) Eine Mare, erfhöpfende Darftellung der Entiiehung, Verfaſſung und 
Wirffamfeit diefer bedeutenden heillamen Anſtalt giebt ein Aufſatz ihres mehr: 
jährigen Vorftanded: Bening, Die Hannov. Landes-Creditanſtalt; in Hau 
und Hanffen Archiv für pol, Decon. Neue Kolge 14, S. 273. 


2) Der Plan dazu war fhon 1836 bon ber Kegierung ben Ständen vor: 
gelegt und dur diefe 1837 genehmigt. Ihm zufolge follte die Anftalt nur zu 
Zehntabtöfungen Dariehne geben. Die Stände bedauerten biefe Beſchränkung 
und erfuchten, wenigftens auch zur Ablöfung der Dienfte und ungewiflen Gefälle 
Darlehne geben zu laffen. Die Regierung ließ aber die Anftait überhaupt 
nicht ind Leben treten, fondern legte erfi 1839 den Ständen von neuem einen 
Plan, und zwar nun in bem bon biefen empfohlenen erweiterten Umfange, 
vor. Als er fo die ftändifhe Benehmigung erhalten hatte, wurden die Statuten 
der Anftalt durch Verordnung vom 8. September 1840 verfündigt. Wctenftüde 
Vv.1. S. 406; V.4. €. 371; V.5. ©. 455; VI.2. €. 313, 345; V1.3. ©. 349. 
Schon Ende 1841 aber beantragte die Regierung felbft die GErmeiterung ber 
Anftait niht nur auf alle ablödbare Brundlaften, fondern auch auf Darlehne 
zu andren Zmweden; und die Stände genehmigten dieſelbe gern. mit dem 
Wunſche, daß die Befugniß der Anftalt zu Darlehnen biefer zweiten Art noch 
mehr audgebehnt werben möge. Died geihah 1844, 1846 und 1848. ers 
orbnungen vom 18. Juni 1842, 26. Auguft 1844, 12. Auguſt 1846 und 9. Juni 
1848. Mctenftüde VII. 1. ©. 67, 503, 841; VII. 2. ©. 874, 1086; VII. 3. 
E. 1161, 13105 IX. 1. ©. 648, 992. 
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heit der Gläubiger dient, aufer den der Anftalt gegen ihre Schuldner 
gebührenden Rechten, das Vermögen bed Inſtituts, namentlid) der 
Nefervefonds, welcher jetzt gegen 65,000 „P beträgt und allmälig bis 
300,000 ſteigen kann; eventuell ift bi8 zur Summe von 500,000 »$ 
die Staatd-Gaffe verhaftet. Die Schuldner müffen jährlich mindeftens 
41, Procent ihrer empfangenen Darlehne zahlen, wovon zunädjft die 
Zinfen und die Verwaltungskoſten berichtigt erden, der Reſt aber 
zur allmäligen Abtragung der Schuld verwendet wird. Lim die Til- 
gung rafcher zu bewirken, fteht den Schuldnern die Leiftung höherer 
Beiträge frei. Die Anftalt hat die ihr erforderliden Gapitalien bis— 
her immer mit Leichtigfeit und zu einem Zindfuße von burdfchnittlid) 
nicht ganz 3%, Procent herbeifhaffen können I), und da die Admini— 
ftrationdtoften faum I, Wrocent der Geſammiſchuld betragen, fo 
wird eine Schuld von 100 „PB bei einem Yahredbeitrage von nur 
41, Procent in ettva 50 Jahren, und bei einem Jahreöbeitrage von 
5 Brocent, wie er häufig geleiftet wird, fhon in 36 Jahren getilgt. 

Die Anftalt hat fehr ſchnell eine bedeutende Wirkſamkeit gewon— 
nen, dod eine fehr ungleihe in den verſchiedenen Landeötheilen, bie 


I) Der durchſchnittliche Zinsfug der Jahre 184/55, betrug 1854 — 3 .P 
7 15. Die Anftalt zahlte an Zinfen für 100 „P burdfchnittiih 1841 
3.8.1847 > 3 4 10 gr 34, 189 — 3 4 10 gr 10 9, 1852 = 3 ,P 
8m 9, 18439 99H. Von 1841/;5 befam fle große Darlehne 
aus dem Domanialablöfungd » und dem allgemeinen Kiofterfondd gegen 
3 Procent Zinfen. Grftere betrugen Anfangs 1848 etwa 21/, Million Thaler. 
Davon zahlte fie, zum großen Vortheile ber General-Caſſe, ald diefe 1848 und 
1849 bedeutender Summen bedurfte, mehr als ı Million Thaler zurüd, weiche 
die Erebitanftalt, völlig unerfchüttert von dem damaligen Ereigniffe, zu 31/g Pros 
cent noch mit beträchtlichem Aufgelde anleihen fonnte. ine meitere halbe 
Million zahlte fie 1850 zurüd, empfing aber feitbem nur Darlehne zu 31/, Bro- 
cent; fo daß ſte jetzt im Ganzen rund 11/, Million dem Domanlalablöfungss 
fonds verſchuldet. — Statutenmäßig muß die General» Caffe der Anftalt auf 
Erfordern Vorſchüſſe bi6 100,000 „PB geben, welche mit 3 Procent verzinfet 
werden. Dies ift mehrmals gefhehen. — Die bei den ®erichten vorhandenen 
Depofitaigelder müſſen unter gewiffen Voraubſetzungen bei ber Grebitanftalt 
gegen Verzinſung mit 2 Procent (ftatt deren die Anſtalt jedoch freiwillig 21/, 
und 3 Procent giebt) einftweilen untergebraht werden. Gefe vom 8. Juni 
1843. Mctenftüde VIII. 1. ©. 327, 986. Solcher Depofltalgelder hatte bie 
Anftalt 1854 = 215,000 f. 
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ftärkfte in den alten Provinzen und in Hildesheim, eine geringe im 
Landdrofteibezirfe Dsnabrüd, fat gar feine in Dftfriesland. Ende 
1850 betrug die Zahl der Darlehne 3260, die Zahl der Schuldner 
(da bei Einem Darlehne, befonderd zu Zehnt- und Dienftablöfungen 
oft Viele betheiligt find) über 20,000. Am Schluſſe des Jahres 1854 
waren (die Darlehne in Gold mit 10 Procent auf Gourant berednet) 
überhaupt auögeliehen !) 





1) zu Ablöfungen ............. 8,382,895 »£ 
2) « andren Zwecken «casa. 2,525,418 » 
— 10,908,313 $ 


Davon waren jedoch fhon wieder getilgt. 1,285,536 " 
alfo noch geblieben — 9,622,71717.P 


Die Anftalt wird unter Leitung bed Minifteriumd ded Innern 
von landeöherrlih ernannten Mitgliedern veraltet 2). Der Direction 
ift ein Hauptcaffirer und dad erforderliche Unterperfonal beigeorpnet. 
Außerhalb Hannover läßt fie ihre Gefchäfte durd) befondre Agenten 
tvahrnehmen. Zur Beftreitung der Vertvaltungöfoften foll von den 
Beiträgen der Schuldner nöthigenfalld N, Procent der gegebenen 
Tarlehne verivendet werden dürfen, und wenn dies nidyt reiht, aus 
der General: Steuer: Caffe Borfhuß gegeben werden. Im den erften 
Jahren des Beftehend der Anſtalt geſchah dies aud ; doc find die 
porgeftredten 8600 „B ſchon 1848/,, erftattet ; und jetzt betragen die 
Koften längft nidyt jenes Mayimum ; 1852 beliefen fie ſich auf etwa 
8800 . 


1) Ueber die Erfolge werden vorfähriftsmäßig in jeder Diät den Ständen 
bon ber Regierung Nahmeifungen gegeben. Wctenftüde VII. 2. S. 855, 913; 
VI. 3. ©. 066, 1619; IX. 1. ©. 833; X. 1. ©. 703; Xl. 1. ©. 335; Al. 2. 
S. 214; XI. 4. ©. 36, X. 5. ©. 909; X. 1. ©. 21. Hannod. Zeitung vom 
27. Juli 1855, AR 348. 

2) Daß die Stelle des Vorfitgenden 1854 dem @eneralfecretair des Finanz— 
Minifteriumsd aufgetragen wurde, gab Ständen zu einer Beſchwerde Anlaß. 
Actenftüde XI. 1. S. 850. 


Einen ähnliden, wenn auch beſchränkteren Zweck wie die Landes— 
creditanſtalt feit 1842, haben die drei ritterſchaftlichen Credit— 
bereine für Lüneburg (feit 1790), für Calenberg - Göttingen, Gru— 
benhagen und Hildesheim (feit 1825), und für Bremen und Verden 
(feit 1826). Letzterer nimmt feit 1827, der Golenbergifche 2c. feit 
1836 auch Bauerngüter zum Werthe von ienigftend 5000 und 
beziehungsweiſe 6000 „B auf !). 

Privatcreditanftalten dürfen nad dem Gefche vom 24. Dcto= 
ber 1840 nit ohne Genehmigung des Minifteriumd deö Innern errich— 
tet werden, da fie, wenn auch unnadtheilig oder nützlich bei zwec— 
mäßiger Einrihtung, dod im entgegengefeßten Falle leicht gemein- 
gefährlich fverden können 2). Es ift nur eine foldhe Anftalt im 
Königreihe vorhanden, melde ſchon vor jenem Geſetze beftand und 
vor Erridtung ber Landedcreditanftalt ein nicht unbedeutendes Feld 
gewonnen hatte, was ſich nachher einfhränfte 3). 

Durd die Ablöfung wird dad bäuerlide Grundeigenthum von 
den aus der Grund-, Guts- und Dienftherrfchaft entfpringenden Befchräns 
fungen frei, bleibt aber den aud dem Staatdinterefje an Erhaltung 
der Höfe hervorgehenden Beihränfungen unterworfen ; nur ift zur 
Ablöfung der Laften die Veräußerung eines Sechſtels der Grundftüde 
geftattet. Einſtweilen richtet ſich aud die Erbfolge, die Abfindung 
ber dad Gut nicht erhaltenden Kinder, dad Vermögensverhältniß der 
Eheleute, die Beitimmung der Altentheile, Interimswirthſchaften und 
ähnlicher Berhältniffe nad) den vor der Ablöfung gültig geweſenen 
Grundfägen %. Die Nothivendigfeit, diefe WVerhältniffe und die 


— — — — 


) Bening a. a. D. ©. 290. 

2) Actenftüde V.4. ©. 394; V.5. ©. 455; VI. I. ©. 25; VI. 3. ©. 603. 

3) Ziemlich gleiche Geſchaͤfte mit der Ereditanftatt macht die f.g. Sparcaffe 
zu Kallingboftet, deren Statuten ihr dazu bie urfprünglih wohl nicht beabfidy= 
tigte, nachher aber in fehr ausgedehntem Umfange benutte Belegenheit geben. 
Bening a.a. D. ©. 288, 302. 

4) Verordnung dom 10. November 1831, 8 33; Veroronung vom 23. Juli 
1833. 
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Gränzen der Theilbarfeit und Zufammenlegung (Anhäufung) des 
Grundeigenthumsd gefelid zu ordnen, ward gleih Anfangs von 
Regierung und Ständen anerkannt; auch follte dad Minifterium 
fofort bei dem Ablöfungägefege von 1831 dieſe Regelung eintreten 
lafjen ; allein die von ihm vorgeſchlagenen Beftimmungen erhielten 
nicht den Beifall der Stände; und bid zum Erlaſſe der Ablöfungs- 
ordnung von 1833 fand man zur Bearbeitung andrer Gefeßentivürfe 
feine Zeit. Man traf daher einftiveilige Anordnungen, wohl in ber 
Hoffnung, daß ihre Erfeßung durch geeignetere Vorfchriften bald 
möglih fein würde. Leider ift diefe Hoffnung nicht in Erfüllung 
gegangen, und ed ift fehr zu fürdten, daß dem Bebürfniffe, tie 
wohl es fid) immer dringender fühlbar macht, nod) lange feine 
Abhülfe werden wird 1). 


Seit 1833 ift die erbliche Mebertragung von Gütern oder Grund» 
ftüden unter Vorbehalt einer Abgabe nur unter Befhränfungen geftate 
tet. Namentli muß der Erwerber dad volle Eigenthum erhalten, 
und die Abgabe darf nur in feften Beträgen baaren Geldes oder 
reiner Körner von Feldfrüchten beftehen, auch weder durd die Bedin- 
gung des Verluſts ded Guts zur Strafe noch durch andere Eon: 
ventionalftrafen geſichert werden. Verſtöße hiegegen maden den 
Vertrag nichtig oder die Abgabe ablösbar 2). 


Bon den Laften, melde die Ablöfungögefege von 1831 und 1833 
aus dem Bereiche ihrer Wirkſamkeit ausſchließen, waren fhon zu jener 
Zeit mehrere abftellbar, wie oben bei Darftellung der Gemeinheitd« 





I) Xctenftüde II. 6. ©. 467, 685; IV. 1. ©. 1099; V.4. ©. 395; Erinnes 
rungen ber Stände VIII. 1. ©. 691; IX. 1. ©. 993; XI. 2. ©. 357; XII. 1. 
S. 830. Bon höchſter Bebentung für dieſe eben fo wichtige als ſchwierige 
Geſetzgebung ift, wad Stüpde in: Wefen und Berfaffung der Landgemeinden, 
©. 206 — 245 fagt. 

2) Verordnung vom 23. Juli 1833, Actenſtücke IV. ı. ©. 587, 1101. 
Ueber Gründe und Bedeutung ber gefetzlihen Anordnungen f. Bening: Die 
Verleihung bon Grundeigenthum unter Vorbehalt eines Grundzinſes. In 
Mau und Hanffen Archiv f. polit. Decon. Neue Folge 15, ©. 202. 
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theilungen und Berfoppelungen vorgefommen iſt. Ebenbafelbft wurde 
aud die 1848 zugelaffene Erleichterung der Weideablöfungen und bie 
1850 gejtattete Ablöfung der markenrichterlichen und ähnlichen Berech— 
tigungen erwähnt. Andre jener Laften find nahmald für ablösbar 
erklärt, nämlid): 


1) Der Lehndverband durch dad Geſetz vom 13. April- 1836, 
welches auch über die Verhältniffe der bleibenden Lehne und 
die Errihtung bon Kamilienfideicommiffen Beftimmungen traf. 
Das Gefch vom 19. Juli 1848 dehnte die bis dahin beſchränkte 
Alopificationdfähigteit auf alle im Königreiche belegenen Lehne 
aus !). Für dad Allodificationdverfahren find die Ablöfungs- 
behörden, welche bei diefen Eaden in unterfter Inftanz Allo— 
bificationd- Commiffionen heißen, zuſtändig. 

Die Entfhädigung ded Kronguts für allodificirte landed— 
herrlihe Lehn betrug am Schluffe des Jahrs 1852/,, an 
Gapitalien 155,515 „P und an SJahreörenten 50T 4. 


2) Dad Jagdrecht auf fremdem Grund und Boden ward durch 
dad Geſetz vom 29. Juli 1850 gegen Entfhädigung ber 
Jagdberechtigten dur die Beſitzer der Grundftüde, auf denen 
bad Jagdrecht auögelbt werden durfte, theild aufgehoben, 
theild für ablöslich erklärt. Auch die Ausübung der Jagd 
ift durch jenes Geſetz geregelt 2). 

Ein Gefetz über Vergütung der Wildfhäden, welches bie 
Stände 1834 und nahher faft in jeder Diät immer dringen: 
ber beantragten, war unterm 21. Zuli 18348 erlaffen, verlor 


1) ctenftüde V. 2. €. 269; V.3. ©. 349; V.4. ©. 219; IX. 1. ©. 1026, 
1122. 1215; vergl. V.4. ©. 660; VII. 1. ©. 507; VIII. 2. ©. 1086. Declara= 
torifhe Gefete vom 16. September 1844 und 24. Januar 1851. Metenftüde 
VI. 3. ©. 53, 596; Xl.1. ©. 598. , 

2) Actenftüde IX. 1. ©. 626, 1134; X.1. ©. 626: XI. 1. ©. 19, 1685, 
2140, 2149. Die Vorlegung eines Geſetzentwurſs über bie Mblöfung ber 
Fifchereiberechtigungen ift von den Ständen beantragt, aber noch nicht erfolgt. 
Üctenftüde XL. 1. ©. 919, Xl.4. ©. 1017. 

Lehzen, Staatöhaushalt. U. 33 
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aber durch dad Jagbablöfungsgefeg von 1850 großentheild 
feine Bedeutung 9). 

3) Die Abgaben von gewiſſen getverbartigen Betrieben wurden 
durch dad Geſetz über die Ablöfung ber Bann- und aus— 
ſchließlichen Gewerbrechte vom 17. April 1852 meiftens für 
ablödbar erklärt 2). 


6. Ent: und Bewäfferungen. 


Der Ent» und Bewäſſerungen ift ſchon oben in der Einleitung 
zum 7. Abfchnitte der X. Abtheilung beim Waſſerbauweſen gedadıt. 
Sie waren in früheren Zeiten vorzugsweiſe Folgeeinrihtungen bed 
Deichtvefend in»den Marfchen oder Theile der Mooreulturen, bon 
denen noch die Rede fein wird. Doc wurden aud in andren Gegen: 
den des Landes fhon im vorigen Jahrhunderte einige große Abwäſſe— 
rungdanlagen gemacht, die aber zum Theil trotz des beträchtlichen 
Koftenaufiwandes, den fie veranlaßten, wegen fehlerhafter Anlage den 
erivarteten Nutzen nit nur nicht fchafften, fondern ſelbſt nod) großen 
Schaden anrichteten; 3. B. der Sumter Canal im Lauenburgſchen Amte 
Neuhaus, für deffen Nadıtheile die Königlihe General» Gaffe noch in 
diefem Jahrhunderte große Opfer bringen mußte 3), und der Nebecanal 
im bormaligen Amte Scharnebed, deffen Koften mit etwa 20,000 »$ 
Gaffen-Münze aus der Königlichen General Eaffe vorgefhoffen wurden 
und nad einem 1823 per rescriptum ad mandatum feitgefeß- 
ten Goncurrenzfuße von den betheiligten Grundbeligern aufgebradt 
werden follten, aber nur zum geringen Theile erftattet find. Beſſeren 
Erfolg, wiewohl neben manderlei Nadıtheilen, hat der auch zur 
Schifffahrt beftimmte Menslager Canal im Fürftenthume Osnabrück 
gehabt. Unter den in neuerer Zeit auf Koften der Königlichen 





I) Actenſtücke V. 2. ©. 14: VII. 3. S. 1082, 1173, 1218, 1395, 1456, 
2007. 


2) Actenftüde Xl.1. ©. 29; X1.2. ©. 249. Staatöhaushalt II. Abthl. X. 
Abſchn. 12. 


3) Mctenftüde VIII. 2. S. 909. 
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GeneralsCaffe gemadten bedeutenderen Entwäfferungsanlagen ift die 
in Gemeinfhaft mit der Großherzoglih Mecklenburgſchen Regierung 
in den 1840er Jahren ausgeführte Correction ber Sude, Rögnitz und 
Krainke im Amte Neuhaus a.d. Elbe zu nennen. 
"Bewäfferungdanlagen, außer den Marfchen, wurden ebenfalls 
fhon im vorigen Jahrhunderte hin und wieder gemadt. Namentlid) 
wurde im Lüneburgſchen zur Vorrichtung von Wiefen die f. g. Flößung 
angewandt I). In Suderburg, Amtd Bodenteich, entwickelte ſich nad) 
und nad dad Miefenmahen ald ein audgebehntes Gewerbe; von bort 
aus gingen und gehen in großer Zahl noch jetzt alljährlich Perſonen, 
die dad Anlegen von Schwemm- und Wiefeltviefen geiverbmäßig be- 
treiben, (die j.g. Wifchenmafer) nad) faft allen Gegenden des König— 
reichs und ind benadbarte Ausland. Auch hat fid) dort feit einigen 
Jahren eine Wieſenbauſchule gebildet, die dem bid dahin bloß empirifch 
und nicht felten fehr undolltommen betriebenen Getverbe nachhelfen foll 2). 
In den letzten 15 bis 20 Jahren haben die fünftlihen Wiefenanlagen in 
beinahe allen Zandestheilen, vorzugsweiſe aber im Züneburgfhen, Döna- 
brüdfchen und Bremenſchen auf das erfreulidhite zugenommen, und der 
Sinn dafür fheint no immer im Steigen zu fein. Zu ihrer Körderung 
hat dad Gefetz über Ent: und Bewäfferungen vom 22. Auguſt 1847 
unmittelbar, wie es fcheint, wenig beigetragen; doch ift feine mittelbare 
Wirkung nicht gering getvefen, indem Widerfprüce, welche ehemals 
den Berväfferungsanlagen fehr hinderlid waren, aber auf Grund bed 
Gefetzes befeitigt werden fünnen, num häufig nicht erhoben werden 3). 


I) Annalen der Kurlande III. S. 299. 

2) Eie hat 18%/,, von der Regierung Beihülfen von 75 und 80 „P er= 
halten. 1854 empfahlen Stände dem Minifterium dad Augenmerf auf Beför— 
derung von Anftalten zur Erlernung bed Wiefenbaued zu richten. Wetenftüde 
XI. 1. ©. 862. 

3) Von Ständen ift der Regierung neben Bewilligung der etwa erforder= 
lihen Geldmittel empfohlen, auf Befeitigung der Verzögerungen Bedacht zu 
nehmen, mweldhe die Ent» und Bewäſſerungéſachen anfcheinend aus Mangel an 
techniſchen Arbeitöfräften bei ben Behörden erleiden follen. Actenſtücke XII. 2. 
©. 760. 
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Ein daburd möglich getvordened großartiges Unternehmen ift z. B. 
die beabſichtigte Ent» und Bewäſſerung des Wietzenbruchs, einer von 
den Flüffen Leine, Aller und Wefer eingefhloflenen Niederung von 
mehr ald 6 Duadratmeilen Ausdehnung, von der gegen 33,000 
Morgen (1, Duabratmeile) dur Abmwäfferung und beziehungsweiſe 
Ueberftauung mit Leinewaſſer culturfähig gemadt und zu höherer 
Gultur gebraht erben follen !). 


Beihülfen zur Anlegung von Niefeliviefen und zur Ausführung 
zweckmäßiger Ent= und Bewäfferungsanftalten find in neueren Jahren 
verſchiedentlich aus dem oben (S. 490) erwähnten Fonds zu Unter: 
ftügungen bei Landesculturverbeſſerungen beiilligt. 


7. Moorculturen. 


Der Moorboden nimmt in der nördlihen Hälfte des Königreichs 
einen bedeutenden Theil, nad) ungefährer Schätzung gegen 11, Mil 
lionen Morgen ein 2). Ein Theil davon fteht im Privateigenthume; 
dem Krongute gehören privativ über 155,000 Morgen 3); der bei 
weiten beträchtlichſte Iheil aber ift Gemeinheit oder befindet ſich doch 
in einem Berhältniffe, dad der Gemeinheit ähnlich ift, und unterliegt 
bann häufig einer mehr oder minder audgedchnten Verfügung der 
Zandeöherrfhaft als folder oder ald Grund» oder Gutöherridaft %). 
Dad Moor wird hauptfählid zur Torfgewinnung, zum Getreidebau 
und zur Weide benußt. Sein Torfgehalt ift von fehr ungleicher 
Stärke und Befhaffenheit. Die Mächtigkeit der Lager fteigt von 


I) Die Melioration des Wietzenbruchs. Vom Lanbcommiffair v. Honſtedt. 
Hannover 1853. 


2) Im Süden ded Landes finden ſich auf dem Harze bedeutende Torflager, 
bon denen aber hier nicht die Rede fein wird. Staatöhaushalt I. ©. 150; 
il. Borwort S. VI. 


3) Staatdhaushalt I. ©. 134, 150; U. Vorwort ©. VI. 


4) Receß zwifchen der Mentcammer und ben Bremenfhen Ständen von 
1780; Oftfriefifches Urbarmahungsedict von 1765 u.f.mw.; f. oben IL. ©. 485. 


511 


1—25, ja 30 Fuß und mehr; und ber Torf wechſelt vom leichteſten 
weißlichen mit fehr geringer bis zum fehiverften dunflen mit fehr 
ftarfer Heiztraft; jener dient befonderd zum Betriebe von Ziegeleien, 
Brennereien und ähnliden Gewerben, dieſer vorzugsweiſe zur Heerd⸗ 
und Stubenfeuerung. An Getreide wird überwiegend Buchweizen und 
Rocken auf dem Moore gebauet, meiſtens durch Brandcultur, indem 
bie Heidnarbe abgebrannt und in die warme Aſche geſäet wird; doch 
wird aud; der abgetorfte Untergrund, wo die Umftände und Sträfte 
es zulaffen, in Ader- und Grünland umgefchaffen und zur Frucht: 
und Heugewinnung benußt. Die Benutung der Moore fowohl zum 
Zorfitihe als zu landmwirthfchaftlihen Ziveden geſchieht theild von 
Anfiedlungen aus, die eigend zu diefem Zivede gemacht werden (Moore 
colonien, Fehne), oder bon ben Bewohnern vorhandener fonftiger 
Niederlaffungen. Bon Seiten ded Staats wird auf die Moorculturen 
in zwiefacher Weiſe eingewirkt, theild indem die Domanialvermwaltung 
bie dem Krongute eigenthümlid gehörenden Moore auf Rechnung ber 
General-Caſſe unmittelbar, namentlich durch Torfgräberei oder mittelbar 
durch Verpachtung bewirthſchaften läßt, theild indem die Gründung 
und Entwidelung ber Moorcolonien gefördert wird. Died letztere 
gefchieht auf doppelte Art, dadurd) daß die der Landeöherrihaft ald 
Gigenthum gehörigen oder zu ihrer Verfügung ftehenden Moore an 
Goloniften verliehen, und daß die von Privatperfonen gegründeten 
Moorcolonien befhütt und begünftigt werden. Soldye Moorcolonien 
giebt ed vorzugsweiſe in Oſtfriesland und im Landdroſteibezirke Stade. 
Im Meppenfchen befinden fid zwar ebenfalld einige, und aud im 
Lüneburgihen Amte Gifhorn find zwei oder drei Colonien vorhanden; 
bod) werden und biefe hier nicht befchäftigen, da fie, mit Einer Aus- 
nahme, von feiner Bedeutung find, und bie Fürſorge des Staatd 
ihnen als Golonien überhaupt nicht oder dody nit auf dem Wege 
wie den übrigen zu Gute fommt. Die erwähnte Ausnahme ift bie 
Meppenfche Colonie Papenburg, im letzten Viertel des 17T. Jahrhuns 
dertd auf einem Privatbefigthume der Freiherrn von Lardöberg— 
Velen gegründet und allmälig zu einer Gemeinde von 771 Mohn- 
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häufern mit 5250 Einwohnern herangewachſen, welche nicht nur 
bedeutende Torfgräberei, Aderbau und Biehzudt, fondern aud aus— 
gebehnte See» und Flußfhifffahrt, fo mie Handel und mandherlei 
Gewerbe freiben. Bei der jetzigen Veranlaffung wird nur Einiges 
über die Moorcolonien in Dftfriesland und im Landdroſteibezirke 
Stade zu fagen fein. 


Ihre Entftehung und Enttvidelung find dort und hier verſchieden. 


In DOftfriedsland ift die Gründung der Moorcolonien ober 
Fehne !) meiftens von einer Geſellſchaft Unternehmer (Obererbpädter) 
ausgegangen, melde die Moore gewöhnlich unter läftigen Bedingungen 
von der Landesherrſchaft ertvorben, die erften Einrichtungen, nament— 
lid die Grabung des Hauptcanalg, die Vorrichtung der Schleufen und 
der übrigen Waffertverfe auf ihre Koften getroffen und dann bie 
einzelnen Anſiedelungen (Golonate, Pläte) an Coloniften erbpachts- 
weiſe verliehen haben, jedoch manche Berbindlichfeiten in Bezug auf 
die don ihnen hergefteflten erften Einrichtungen noch jett erfüllen 
müffen 2). Bier Fehne find auf. landeöherrlihe Koften angelegt: dad 
Spetzerfehn 1745, die beiden Georgöfehne 1825 und dad KHolterfehn 
1829; doch ift das erftere demnächſt an Privatperfonen verkauft. 
Die Gefammtzahl der Fehne beträgt 19; davon liegen 13 faft in der 
Mitte Oftfrieslande, 2 an der Oftgränge, 3 im Eübdoften und 1 im 
Nordiveften. 9 find im 17. Jahrhundert, 7 im 18. und 3 in diefem 
Jahrhundert gegründet. Die Anlage des älteften fällt in dad Jahr 
163233. Die fämmtlidhen Fehne umfaffen einen Flädengehalt von 
16,027 Diemat oder 34,673 Morgen. Obwohl fie urfprünglid zur 
Zorfgräberei angelegt find, fo ift doch diefer Eriverbäztveig bei weitem 


I) Hier werden unter Fehnen nur diejenigen Moorcolonien verftanden, 
welche eigend zum Zwecke der Torfgräberei angelegt find und einen fhiffbaren 
Ganat (ein Tief) haben. 


2) Dies iſt auch der vornämlichfte Grund, weshalb die Erbpactverhättniffe 
in den Fehnen von ber Abiöfung ausgeſchloſſen wurden. Actenftüde IV. 1. 
S. 574; vergl. jedoch IX. 1. ©. 995. 
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nicht der einzige geblieben, ja hat bei einigen ber Älteren, 3. B. bem 
Lübberd« und dem Hüllenerfehne faft ganz aufgehört. Der vom Torf 
befreiete Untergrund (8516 Diemat ober 18,423 Morgen haltend) 
ift großentheild zu Ader- und Grünland umgefhaffen und bringt gute 
Ernten oder nährt anfehnlide Viehheerden. Daneben werben auf den 
meiften Fehnen bedeutende Geiverbe (Brauereien, Branntieinbrennereien, 
Kalkbrennereien, Mühlen, Shifföbauereien u.f. tv.) getrieben. Mehrere 
Fehne treiben ausgedehnte Schifffahrt, nicht nur mit Heinen Fahrzeugen 
zur Fortfchaffung ihrer Erzeugniffe und zur Heranholung ihrer Bebürf- 
niffe in und aus der Nachbarſchaft, fondern auch mit Seefdiffen. 
Das Nähere über diefe Berhältniffe iſt aus ber nachfolgenden Zuſam— 
menftellung erſichtlich. 
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3ahl der 1854 vor: Beman- 
handenen .. 


ber 


dung Ein- | See |Torf-| See: | Torf: 
Es liegen Häufer | wohner ſchifft Schiffe ſchifft ſchifft 





. In der Mitte der Brobing: 


1) im Amte Timmel: 


1) Broßefehn, Weftenbe 
2) Broßefehn, Dftende 
3) Lübberdfehn...... 
N üllenerfehn ..... 
R Re 
6) Iheringöfehn ..... 
7) Neuefehn ........ 
8) Speterfehn ...... 
9) Ihlowerfehn..»... 


2) im Amte Remels: 


10) Stidelfamperfehn.. 
11) Beningafehn ..... 


3) im Amte Leer: 


12) Warfingöfehn..... 
13) Rorihmoor ...... 


I. im Süboften (mit Bapen- 
burg gränzend) 


im Amte Stidhaufen: 


II. im Often (Amt RemeIs) 


17 (Sa) Georgsfehn 
18) (Süd) Georgoͤfehn. 


IV. im Nordweſten (Amt 
Berum) 


19) Berumer oder Nor- 
dener Fehn ...... 





Im Ganzen 
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Die Länge der Canäle ſämmtlicher Fehne beträgt 16,603 Ruthen 
zu 20 Fuß Rheinländifh (13,370 Ruthen Hannoverſch oder 8,, Meile) 
Hauptwieken und 8396 Nuthen Rheinländifc (6766 Ruthen Hanno— 
verſch) Inwieken. Edifföiverften zählte man (1854) überhaupt 31, 
nämlid) auf dem Großefehn-Oſtende 6, auf dem Ihlomwerfehn 4, auf 
bem Großefehn» Weftende, auf dem Lübbers-, Neue-, Warfingd- und 
RhaudersWefterfehn je 3, auf dem Spetzerfehn 2, auf dem Iheringö-, 
Rhauder-, Oſter-, Nordgeorgs- und bem Berumer Fehne je 1. 

Niht alle Fehne aber find in günftigen Verhältniſſen, und nicht 
immer find die Berhältniffe derer, welche fich eined fräftigen Gebei- 
hend erfreuen, fo günftig geivefen. Zu jenen gehört befonderd bad 
Georgöfehn und vorzugsweiſe defien ſüdliche Abtheilung, da der Torf, 
welcher dort gewonnen wird, von feiner guten Befchaffenheit und 
zum Abſatze beöfelben wenig Gelegenheit, der Untergrund aber weder 
zum Wderbau nocd zur Grasgewinnung geeignet it. Regierungs— 
feitig iſt daher ſchon wiederholt die Aufhebung ded Fehns in Frage 
geitellt, und fie würde auch wahrſcheinlich bewerkftelligt fein, wenn fie 
mit weniger Härten und Schwierigkeiten verbunden Mär. Doch 
ſcheint fid) in neuerer Zeit die Lage des Fehns etwas gebeffert zu 
haben. Im letzten Viertel ded vorigen Jahrhundertd war die Lage 
der Fehne, ſoweit fie von der Torfgräberei ihren Haupterwerb ziehen 
mußten, faft durdgehendd nicht befriedigend, da der Torf wegen ſtarken 
Mitbeiverbed vieler Torfprobucenten ded In- und Auslandes in gerin— 
gem Preiſe ftand. Ungeachtet num die Fehne den Iorfbedarf Längft 
nit befriedigen fonnten, legte doch auf Andringen der Fehnbeſitzer 
die Regierung 1789 eine hohe Abgabe auf allen außerhalb der Fehne 
im Inlande gegrabenen oder vom Auslande eingeführten Torf. Diefer 
Impoſt veranlaßte große Beſchwerden, melde endlid) dahin führten, 
daß die Megierung fih zur Aufhebung der Abgabe bereit erklärte, 
wenn die Stände zur Aufhülfe der Torfgräbereien andre geeignete 
Mittel in Borfchlag und Ausführung bringen würden. Durd Ber: 
einbarung zwiſchen Regierung und Ständen wurde dann 1792 feit- 
gefetzt, daß 1) zur SHerftellung des (dem Fehnen in Mitte der Pro: 
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vinz gemeinfamen) Hauptcanald die durch den Jmpoft aufgefommenen 
3478 „PB verwendet und bie dazu außerdem nod) erforberlihen 6503 
aus der Landes-Caſſe gezahlt, 2) zu der nöthigen inneren Einrihtung 
der vorhandenen Fehne 5000 aus der Königlidyen und eben fo viel 
aus der Landes-Caſſe hergegeben, 3) daß für jede in ciner Haupt- 
wieke (einem Ganale) andgegrabene Rheinländifhe Ruthe eine Prämie 
von 21, „B und für die Gultivirung von je 5 Diematen (10%, Mor: 
gen) eine Prämie von 25 „B aus der Landes-Caſſe gezahlt, und 
daß 4) zur Beauffihtigung der Verwendung diefer Unterftügung eine 
gemeinihaftlihe Gommiffion aud der Gammer und dem landfdaft- 
lichen Adminiftrationd- Collegium beftellt werben folle. - Daneben ver— 
fprad) der König, den auf dem Gammeretat ftehenden Goloniftenfonds 
von jährlid 800 „PB zur Unterftügung der Fehn- und Torfcultur 
(vorerft auf 6 Jahre) fortdauern zu laffen y. Die 5000 P, welde 
aus der Landes-Caſſe hergegeben werden follten, wurden jebod nicht 
völlig bezahlt und daher, fo Weit fie rückſtändig blieben, verzinfet. 
Während der Fremdherrihaft fam die Prämienzahlung ind Stoden ; 
nad Miederbefiguahme Oſtfrieslands aber ließ die Preußiſche Regie 
rung die Canal» (Wiet-) Prämien nit nur fvieder eintreten, fondern 
erhöhete “fie no und bewilligte auch für Häuferneubau eine Bergü- 
tung. Die hiefige Negierung fetzte died von 1816 an fort und erbot 
fi, zu diefem Zwecke jährlih 1000 „B aus der Königlichen General: 
Caſſe zahlen zu laffen, wenn aus der General» Steuer-Gaffe eine 
gleiche Summe beigetragen würde. Da aber bie allgemeinen Stände 
nicht mehr ald den von 1803, durchſchnittlich geleifteten, auf 700 „PB 
abgerundeten Beitrag beivilligten, fo ward aud der Beitrag der 
Königlihen Caſſe auf eine gleihe Summe befdräntt 2). Außerdem 


1) Wiarda, Offrief. Geſchichte Thl. 10, ©. 39 — 107. 


2) Actenftüde 11.1. S. 407, 410. Diefe 1400 F„ fließen in bie zur Ver— 
fügung der Landdroſtei fichende Fehnmeliorationd=Eaffe, welche außerdem von 
ben vorhin erwähnten Zahlungen und aus Erfparungen einige Gapitalien 
befitzt, deren Zinfen zur Beförderung der Moorculturen und zeitweife auch für 
Goloniflrung der Heidfelder benutzt werben. 
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übernahm diefe fpäter noh nad Gründung des Georgsfehns zur 
Beftreitung Feiner Ausgaben für baöfelbe und insbefondere zur 
Bezahlung eined Fehnmeifterd die Summe von jährlih 250 f. 

Die Moorcolonien in den Herzogthümern Bremen und Berden 
find jünger und zahlreicher, aber nicht zu gleicher Enttvidelung und 
Bedeptung wie die Oftfriefiihen Fehne gelangt. Es giebt überhaupt 
88 Moorcolonien I), von denen die Mehrzahl (69) in den Aemtern 
Bremervörde, Ofterholz und Lilienthal 2) im Innern des Landdroſtei— 
bezirt8 anf dem großen Moorftriche liegen, der ſich von der Dfte 
unterhalb (nordwärts von) Bremervörde bis zur Wümme bei Lilien: 
thal und Fifcherhude erftredt. Etwas füdlicher im Amte Achim 3) 
liegen nody 7, ferner meitlid) im Amte Hagen 5, öftlih im Amte 
Stade 2, im Amte Harfefeld ebenfalld® 2 Colonien und endlidy ver: 
einzelt je Eine Golonie in den Aemtern Dtterndorf, Bederfefa und 
Rotenburg. Die Moorcolonien find ſämmtlich von Eeiten der 
Landesherrſchaft (Rentcammer) gegründet, auf deren Koſten auch die 
erſten Einrichtungen (Schiffgräben, Schleuſen, Dämme u. ſ. w.) 
getroffen ſin. Die Größe der Colonate iſt in den verſchiedenen 
Colonien ungleich, pflegt dagegen in jeder Colonie gleich zu ſein und 
nicht über 60, fo wie nicht unter 25 Morgen zu betragen 9). In 
der Regel find die Colonate den Inhabern zu Meierreht gegen Ent» 
rihtung eines Geldzinfes und des Zehntend nah Ablauf gewiſſer 
Freijahre übertragen. Dem Namen nad find diefe Gefälle fehr 
beträchtlich, doch hat dom jeher ein großer Theil davon erlaffen 


— — — 





I) Außer ihnen find zwar noch manche Anſtedlungen im Moore vorhanden; 
fle werden jedoch nicht zu den Moorcotonien gerechnet, wenngleich zumeilen fo 
genannt. Dies ift nicht zu überfehen bei dem intereffanten Auffage von 
Abefen: Mari und Geeſt deö Lanbvrofteibezirtd Stade, im Journal für 
Landmwirtbfchaft von Henneberg, Jahrg. 1. ©. 49. 

2) Vor der neuen Wemtereintheilung im Jahre 1852 gehörten biefe Colo— 
nien den 4 borzugömeife Moorämter genannten Aemtern Bremervörde, Lilien— 
thal, Oſterholz und Dtteröberg an. 


3) vor 1852 zum Theil den Nemtern Rotenburg und Verben angehörig. 
4) Der Durchſchnitt beirägt 38,3 Morgen. 
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erden müffen. Auch haben die GColoniften die auf herrfdaftliche 
Koften gemachten erften Einrichtungen zu unterhalten N), indeß erden 
ihnen dazu fortwährend nit unbedeutende Beihülfen aus den öffent 
lihen Caſſen gegeben. 


In den 88 Golonien befanden fid im Jahre 1854 überhaupt 
2182 Wohnhäufer, davon faft %, (1713) in den 3 Moorämtern. 
Die Einwohnerzahl betrug 15,325. Im Ganzen ausgewieſen zu den 
Golonaten waren 83,6051, Morgen Moorland, wovon ald Zaat: 
land in Dung 9268 und in Brand 34953, Morgen, ald Grünland 
in Dung 59323, und durch Bewäfferung 1858? Morgen benutzt 
wurden. DObftbäume wurden 19,186 gezählt. Die Eolonilten befaßen 
667 Pferde, 7535 Stüd Hornvich, 4749 Schafe, 141 Schweine, 
300 Ziegen und 3237 Bienenftöde. 


An grund» und gutöherrlihen Abgaben mußten fie dem Doma— 
nium entrichten 149 Malter Zinsroden, wovon 272; Malter mit 
5915 »P bezahlt wurden, 31923 Zehntrente (ftatt des urfprünglid 
bedungenen Frucht- und Blutzehntens) und T64T1/, „B Grundzins. 
Die Steuern waren beſchrieben zu 333314 Grundſteuer, 42872, P 
Berfonenfteuer, 26223 »B Geiverbfteuer und 23 „PB Eintommenfteuer. 


Der Torfabſatz aus fümmtlihen Golonien ward für dad Jahr 
1854 zu 64,933, Tagewerk und der Brutto-Ertrag deöfelben zu 
115,6372/3 „PB angegeben. 

Die erfte Golonie ward 1714 im Amte Achim gegründet ; bie 
nädhltälteften ftammen aus dem Jahre 1720. Damals wurden T im 
Amte Ottersberg (jet Lilienthal) und 5 im Amte Ofterholz ange: 
legt; dod waren bdiefe erften Verſuche nur ſchwach und blieben eine 
geraume Zeit ohne Folge. Wieder aufgenommen wurde die Sade 
1750; bald aber unterbrahen die Creigniffe in den eriten Jahren 
bed fiebenjährigen Krieged dad Unternehmen, bis es von 1759 an 





I) Damm-, Graben» und Brüden- Ordnung für die herrfchaftlihen Moor: 
colonien im Landdrofteibezirfe Stade vom 20. November 1826. 


. 
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wieder ernftliher angegriffen und bis in den Anfang dieſes Jahr- 
hunderts fortgeſetzt wurde. Auch fpäter (zwiſchen 1823 und 1830) 
ſind noch fünf Colonien gegründet, die letzte größere, Auguſtendorf im 
Gnarrenburger Moore Amts Bremervörde, im Jahre 1828. Die 
Lage der Coloniſten iſt im Ganzen keine ſehr befriedigende; am 
geſicherteſten und beſten befinden ſich meiſtens die Bewohner der 
älteren Anſiedlungen, beſonders in den Moorämtern !). Als Regel 
fann man annehmen, daß die Verhältniſſe der Coloniſten um fo 
günftiger fi ftellen, je weniger fie zu ihrer Erhaltung auf Torſſtich 
und Brandeultur angetviefen find, und je mehr ber Untergrund nad) 
Abgrabung ded Moord zur Artbarmahung fid) eignet und zu Ader- 
und Grünland umgefhaffen if. Schifffahrt treiben die Coloniften 
auf den Schiffgräben (Eanälen), fo wie auf den Binnenflüffen, 
namentlid auf der Hamme und Mörpe; do faft nur zum Zwecke 
des Torftransports und meiltend in fehr kleinen Fahrzeugen bon 
I, bis 4 Laſt Trächtigteit. Zur Ermöglihung einer bedeutenderen 
Edifffahrt und befferen ausgedehnteren Benutzung der Moore foll 
der beabfihtigte Canal von der Wümme nad der Dfte und ber 
Schwinge dienen, von dem vorhin (S. 424) die Rede geweſen ift. 
Zur Leitung der Moorculturarbeiten und der damit zuſammen— 
hangenden Anlagen ift ein der Landdroftei zu Stade untergebener 
Moorcommiffair angeftellt, welcher aus der General-Gaffe eine Befol- 
dung bezieht. Zu den übrigen Ausgaben behuf der Moorculturen im 
Bremenfhen ftehen im Budget jährlid 5400 „PB, welche jet vor: 
zugötveife zur Berbefferung der ben Coloniſten gemeinfhaftlichen 
nothivendigften Einrihtungen (Schiffgräben, Dämme u. f. w.) ver« 
wendet iverden. Seit 18330 ift eine geraume Zeit hindurd ein 
beträchtlicher Theil davon zur Berbefferung de8 Hamme-Dftecanald 


I) Die 1801 angelegte Colonie Borchel Amts Notenburg befindet ſich in 
fo tranriger Lage, daß fhon mehrmald ihre Aufhebung zur Frage gefommen 
und nur wegen ber bamit verbundenen Schwierigfeiten unterblieben ift. Manche 
andere Colonien find in faft eben fo fhlimmer Lage. Actenftüde XI. 1. ©. 1905. 
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benutzt, welcher dadurd für Schiffe von 4 Laft Tragfähigkeit fahrbar 
gemadt ift. 
Die budgetmäßige Gefammtausgabe der General-Caſſe für die 
Mooreulturen und Fehne beträgt 
1) Befoldung für den Moorcommiffair ... 308.9 8gr—d 
2) für Moorculturen im Bremenfhen. ... 5400 m — » —r 
3) „ BleinededfallfigeAuögaben in Oſtfrielland 250 » — u —ır 
4) behuf der Fehnmelioration in Tftfrieöland 1438 „ 21» u 


Überhaupt — T39T.P -Sggr 49 

Mährend der Gaffentrennungen ruheten diefe Ausgaben ſämmt— 

li auf der Königlichen General Gaffe; nur trug bis 1834 die 

Generals Steuer Caffe die Hälfte der Oſtfrieſiſchen Fehnmeliorations— 
foften mit jährlich 700 „PB Gonventiond - Münze. 


8. Obftbaumzudt. 


Die jetzt nicht unbedeutende Obſtbaumzucht mar nod in der 
letzten Hälfte deö vorigen Jahrhundertd von feiner Erheblidhfeit }). 
Ihre Aufnahme verdanfen wir hauptfählid) dem Könige Georg IH, 
auf deſſen Befehl 1767 die Plantage bei Herrenhaufen angelegt wurde, 
welde bald nadher eine große Obftbaumfchule erhielt, aud der Ans 
fangd unentgeltlich, fpäter zum Iheil gegen Bezahlung eine große 
Menge junger Bäume abgegeben wurden. Daneben munterte die 
Landwirthſchaftögeſellſchaft Gärtner und Gartenliebhaber zu eigner 
Anzudt von Obftbäumen durch kleine Prämien auf. Beider Bemü- 
hungen litten während ber Fremdherrſchaft und der Kriege Unter— 
brechung; nach Befeitigung bderfelben aber wurden fie fortgeſetzt, und 
jivar, was die erftere Maufregel betrifft, in der Art, daß auf Koſten 
ber Königlihen Generals Caffe, in deren Budget dazu die Summe 


1) Mit Ausnahme einiger Begenden, namentlih des Alten Landes, beflen 
audgedehnte Obſt- und befondersd Kirfchenpflanzungen fchon damals einen weiten 
Kreis mit ihren Früchten verforgten. 
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bon jährlid 1000 „PB aufgenommen war, junge Obftbäume aus ber 
Plantage zu Herrenhaufen gekauft und durch die Aemter an Gemein— 
den und einzelne Grundbefiger, welche für den Obſtbau Intereſſe 
beiwiejen, bertheilt wurden. Die Landwirthſchaftsgeſellſchaft dehnte 
ihre Wirkſamkeit zwar auf dad ganze Königreich aus, konnte aber 
aus Mangel an zureihenden Mitteln feine große Erfolge zu Wege 
bringen. Bon größerem Einfluffe waren die Unterſtützungen der 
Negierung zur Anlegung von Privatbaumſchulen, deren bald eine 
anfehnlihe Zahl entftand. Auch auf andre Meife fuchte die Regie: 
rung den Obſtbau zu vermehren, indem fie 3. B. durdy die General: 
Wegbau:Commiffion für Anpflanzung von Obftbäumen an den Chauffeen 
forgte !), ein Beifpiel, dem mande Gemeinden bei ihren Wegen folg- 
ten. Nod mehr Einwirkung übte der 1832 begründete Gartenbau- 
verein für bad Königreich mit den ihm angehörigen Provinzial: und 
Zocalvereinen, durch Belehrung, Ausſtellung von Krüdten, Berfuce 
u. ſ. w.2). Da unter folden Umftänden die frühere Ihätigfeit der 
Regierung für diefen Zweig der Landwirthſchaft nicht mehr nöthig 
und, weil fie der Privatinduſtrie nachtheilig wurde, nicht einmal mehr 
zweckdienlich war: fo ward fie feit der Mitte der 1830r Jahre ein- 
geſchränkt. Namentlih ließ man die unentgeltliche Vertheilung von 
Obſtbäumen aus den Königlihen Plantagen ald Regel aufhören und 
wandte die Mittel, welche aus der öffentlichen Gaffe für den Dbftbau 
nod) ferner berivendet erden follten, vorzugsweiſe der Emporbrin: 
gung von Privatbaumſchulen und der Ausbreitung ihrer Erzeugniffe 
zu. Nah einigen Jahren konnten diefelben auf jährlih 500 PB 
herabgeſetzt erden, und diefer Betrag findet ſich nod jetzt im Aus— 
gabe-Budget. Jede Landpdroftei befommt davon einen Iheil. Die 


I) Chauſſeeordnung von 1824, 8 104, Berbot des KHanfirend mit Obſt— 
bäumen. G®efetfammiung 1835, II. 109; 1836, III. 9. 


2) Verhandlungen ded Gartenbauvereins. — Anweiſung zum Obftbau, im 
Auftrage ded Bartenbauvereind verfaßt und herausgegeben vom Königlichen 
Bartenmeifter (jetzt Hofgarteninfpector) Bayer. Hannover 1836. u. m. 4. 
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Zanddroftein Hannover, Hildesheim und Dönabrüd geben bavon 
Beihülfen an Gemeinden und Befiger von Baumfchulen ; die Zand- 
brofteien Züneburg, Stade und Aurich laſſen die Mittel durd bie 
Gartenbau» oder landwirthſchaftlichen Vereine verivenden. Als Regel 
gilt, daß nur dann Beihülfen betilligt werden, wenn die Empfänger 
aud aus eignen Mitteln eine entfprehende Vertvendung madıen. 


Abſchnitt X. 
Viehzucht. 


Die Viehzucht iſt für das Königreich Hannover nach ſeiner 
Bodenbeſchaffenheit und landwirthſchaftlichen Entwickelung von großer 
Wichtigkeit. Ueber den Viehbeſtand des Landes liegen ſichere Nachrichten 


erft aus neuerer Zeit vor I); derſelbe betrug 
Verde?) Minbvich Schaſe iger Ziegen 
229,493 773,688 1,982,577 80,851 110,682 
1853 205,001 820,011 1,905,983 90,017 117,023 
Die Hannoverfhe Pferdezucht hat fhon feit Jahrhunderten 
Bedeutung und großen Ruf gehabt. Sie hob fid befonderd durch 
dad 1735 auf Koften der Königlihen Gaffe eingerichtete Zandgeftüt 
zu Gelle und durd Aufitellung der zu Beſchälern geeigneten Hengſte 
des Königlihen Marftalld und der dazu gehörigen beiden Geftüte zu 


— — — — 


1) Eine Zählung der Pferde ward im März 1841 und im Mai 1845, eine 
Zählung des fonftigen Viehes im December 1848 vorgenommen. Eine allge= 
meine Vienzählung fand im December 1853 Statt. Die Zufammenftellung 
ihrer Ergebniffe: Zur Statiftif bed Königreih6 Hannover, Heft II. Abthl. 2. 
S. VI, 33; Hannoverfhe Zeitung vom 10. Auguft 1853, AZ 371. 

2) In der Befammtzahl find die Pferde des Heeres (3505), der 2anb» 
genbarmerie (187), des Zandgeftütd (198) und der Königlihen Marftälle und 
Geſtüte nicht begriffen. 
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Memfen im Hoyaſchen und zu Neuhaus im Eollinge 1); in neuerer 

Zeit aber waren ed hauptſächlich die ungünftigen Verhältniffe des Ader- 
baues in den 182007 Jahren, welche die Aufmerkfamteit und Bemühun- 
gen ber Landwirthe mehr ber Viehzucht und namentlid) der Pferde: 
zucht zuwandten, was die Folge hatte, daß ſowohl nad) Veredelung 
ber Race, vornämlich durch Züchtung von Engliſchen Vollbluthengſten, 
ernſtlicher geſtrebt, als auch eine ſorgfältigere Behandlung, Wartung 
und Fütterung der Pferde überhaupt ſo wie der Füllen insbeſondere, 
allgemeiner eingeführt wurde 2). Schon die Kurlande erzeugten mehr. 
Pferde, ald für den eignen Bedarf nöthig waren; jet fann die jähr- 
lie Ausfuhr auf 8 bis 10,000 Stück und vielleiht höher ange 
[lagen werden 3). Bei den letzten Zählungen fanden ſich nämlich 


Füllen, Ausgewachſene Pferde, 

1: 2: 3: 4: 
— — im im 
jährig Ganzen Hengfte Ballahe Stuten Banzen 


1845 18,476 15,769 18,229 18,303 720,707 4790 50,006 103,920 158,716 
1853 14,241 14,431 15,332 13,017 57,021 3515 47.888 96,577 148,176 

Die Zahl der im Jahre 1853 lebendig geborenen Füllen betrug 
rund 19,000 Stüd. Rechnet man nun, daß zur jährlihen Ergänzung 
des Abganged an den 1853 gezählten 148,176 Pferden etiva ber 
zwölfte Iheil erforderlidy fei, fo würde ſich ein Ueberſchuß von 7000 
Stüd ergeben. Wahrſcheinlich aber ift er größer, da nit nur feine 
12,000 Stüd jährlid zur Ergänzung, fondern auch die erwachſenen 
Pferde nicht fümmtlid für dad Bedürfniß bed Landes erforderlich 





1) Das Geftüt zu Memfen ift vor einigen Zahren aufgehoben und ein 
neued Geftüt zu Herrenhaufen bei Hannover eingerichtet. Die Königlihen Ge— 
ftüte züchten auch Weißgeborne, Zfabellen und andre Pferde, die fih durd ihr 
Haar (die Farbe) audzeichnen, fo wie Maulihiere. 

2) Seit 1816 befanden fih einige Engliſche Vollbiuthengfte, die als Be— 
fhäler dienten, in den Königlichen Marftällen und Geftüten. Von ihnen fielen 
bis 1835 — 2492 Füllen. Bei der Zählung von 1845 fanden fi) 217 Englifche 
Vollbiutpferde, worunter 22 Hengfte und 90 Stuten, im Befige von Brivats 
perfonen. 

3) Die Einfuhr von Pferden und Füllen beträgt jährlih 4000 — 4500 Stüd. 
Den übermwiegendften Antheil daran hat dad Lüneburgſche. 

Lehſen, Staatshaushalt. U. 24 
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fein dürften. Außer den im Lande felbft erzeugten Hüllen wird aber 
auch, namentlih von Oftfriesland ab, ein Iheil ber eingeführten 
Pferde miederauögeführt. ine Bergleihung der Beftände von 1845 
und 1853 mit der Zahl ber lebendig gebornen Füllen zeigt, daß in 
den letzten Jahren eine ſehr ſtarke Ausfuhr, namentlich eine ſtärkere 
als früher Statt gefunden hat; denn die Beſtände haben ſich 1853 
durchgehends gegen 1845 vermindert, ungeachtet eine Abnahme ber 
Production, trotz der höheren Futterpreiſe, anſcheinend nicht eingetreten 
ift. Verhältnifmäßig am ftärkften ift die Ausfuhr der Füllen, Hengſte 
und Wallahen gemwefen, wogegen bie Stuten meiften® im Lande 
geblieben find. 


Die Pferdehaltung in Hannover ift abfolut (von den Deutſchen 
Staaten haben nur Defterreih, Preußen und Baiern mehr Pferde) 
und relativ fehr groß, indem auf jede Quadratmeile 1845 —= 327 
und 1853 — 293 Stüd (die Militairpferde ungerehnet) fielen. 
Ferner fam ein Pferd 1845 auf den 8. und 1853 auf jeden 9. Kopf 
der Bevölkerung, jo mie ein ausgewachſenes Pferd auf je 26 und 
beziehungdweife 283 Morgen ber Gefammiflähe des Ackerlandes 
(4,132,000 Morgen) }). 


An Rindvieh ergaben die Zählungen: 
Kühe 
und Winber Stiere Ochſen Maſtvieh Im Ganzen 
18348 684,301 10,671 59,359 19,353 773,688 
1853 732,728 11,521 30,706 18,283 793,238 


Die bedeutende Zunahme des Beſtandes in den letzten 5 Jahren 
hat faft alle Landeötheile (am wenigſten DOftfriesland) getroffen 2). 


I) Dabei ift zu berüdfichtigen, daß auch jüngere ald Aährige Pferde und 
eine beträchtlihe Zahl von Hornvieh zur Arbeit mitbenutzt werben. 

2) Sie ift wahrſcheinlich noch bedeutender gewefen als die Tabelle ergiebt, 
indem die Zahl der Etiere und Ochfen für 1853 vermuthlih zu gering ans 
gegeben if. Denn mährend im 2andbrofteibezirfe Lüneburg bei ber Zählung 
bon 1848 1583 Stiere und 28,758 Dchfen gefunden wurden, find 1853 nur 


Die Vermehrung der Milhfühe und Rinder um 48,427 Stüd ift 
vorzugsweiſe wohl Folge der Gemeinheitötheilungen und Berfoppelungen, 
welche den Weidegang befhränft und den, auch durch andre Maaf- 
regeln noch begünftigten Yutterfräuterbau vermehrt haben. Uber ed 
hat nit bloß die Etüdzahl des Viehes zugenommen, fondern eben= 
falld feine Befchaffenheit und fein Ertrag ſich erheblich verbeffert. 
Auch bei diefer Viehgattung ift in dem letzten 10—15 Jahren für 
Berbefferung der Racen, befonderd durd inführung fremder aus— 
gezeichneter Zudjfthiere und durch verbefferte Fütterung und Wartung 
biel gefchehen. 

Der Beftand an Schafen ward ermittelt 

Rheinische veredelte 
Schnucken ordinäre Schafe Schafe im Ganzen 
1848 835,584 888,493 258,500 1,982,577 
1853 833,825 805,696 266,462 1,905,983 


Die Schafzucht wird befonderd in den Fürftenthümern Galenberg, 
Hildesheim und Lüneburg betrieben; doch erden Schnuden und 
ordinaire Schafe auch viel in den Landdrofteibezirfen Stade und 
Dönabrüd (Arenberge Meppen) gehalten. Bon den veredelten Schafen 
hat der Landprofteibezirt Hildesheim allein 3,, der Reſt fällt faft 
ganz auf die Fürftenthümer Galenberg und Lüneburg, zum fleinern 
Theile auf das Osnabrückſche. Die Veredelung ber hiefigen Schäfe- 
reien beginnt im letzten Zehnt ded vorigen Jahrhundertd, wo einige 
Gutöbefiger und Domainenpädter im Göttingenfchen Widder aus ben 
Sächſiſchen Merino-Stammfchäfereien fommen liefen. Beſondern 
Aufſchwung aber nahmen die Ecjäfereien, als in den 1820er Jahren 
die unerhört geringen Preife der Aderbauerzeugniffe den Landwirth 
zur Schafzudt drängten. Der damals geftiftete Schafzüchterverein 


27 Stiere und 545 Ochſen gezählt. Mag nun aud der Beftand in Kolge der 
höheren Futterpreife und befonders der ftarfen Ausfuhr fih gegen 1848 etwas 
vermindert haben, fo fcheint doch jedenfalld ein Irrthum, der 15,000 Stüd und 
mehr betragen mag, eingetreten zu fein. 
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zu Einbeck ſoll zum Emporbringen der Schäfereien im hieſigen Lande 
ſehr wohlthätig gewirkt haben. 


Die Abnahme des Schafpiehbeſtandes von 1848 bis 1853 fällt 
vorzugsweiſe auf die Landprofteibezirfe Hannover, Lüneburg und 
Stade, in melden die Weidebefchränfungen, hauptſächlich durch Gemein» 
heitötheilungen und Werfoppelungen am umfaffenditen geweſen find 
und eben fo fehr auf Verminderung der geringeren Schafarten ald 
auf Vermehrung und Berbefferung des Rindviehed hingewirkt haben. 
Die gefammte jährlihe Wollproduction mag auf 40 bid 45,000 
Gentner anzufhlagen fein. Die vorzüglidften MWollmärfte werden zu 
Hannover, Hildesheim und Cinbed gehalten. Ausgeführt wurden 
von 184%,, burdfnittli im Jahre 20— 25,000 Eentner Wolle, 
eingeführt in demfelben Zeitraume jährlid 2500 — 5000 Eentner. 


Die Zahl der Zuchtſchweine belief fi 1848 auf 80,851 und 
1853 auf 90,017 Stüd, worunter im erfteren Jahre 4147 und im 
Ieteren 4810 Eber (Kempen) waren. * Die Vermehrung ift in allen 
Landpdrofteibezirfen, mit Ausnahme des Hildesheimſchen, wo wahr— 
ſcheinlich die mangelhafte Ernte des Jahrs 1853, welche dort beſon— 
ders ungünſtig war, eine Verminderung bewirkt hat, ziemlich gleich— 
mäßig, jedoch mit einigem Uebergewichte des Osnabrückſchen eingetre— 
ten. Cine Zählung der Maſtſchweine hat aus Rückſicht auf den 
häufigen fchnellen Wechſel dieſer Viehgattung nicht Statt' gefunden. 


Auch die Zahl der Ziegen iſt in den letzten 5 Jahren anſehnlich 
gewachſen, indem 1848 — 108,311, bei der neueften Zählung aber 
115,203 vorgefunden wurden. Cie werden vorzugsweiſe von ben 
ſ. g. Meinen Leuten (An= und Beibauern, Häudlingen 2€.) gehalten, 
und zivar überviegend im Landbrofteibezirte Hildeöheim ). Nur ein 


— — 


I) Intereſſante Angaben hierüber und über die Verhältniſſe der Häub— 
linge ꝛc. überhaupt enthalten die amtlichen Beiträge zur Statiftif, Heft 2, 
Abthl. 2 Erläuterungen. Die Ziegen vertheilten fih folgendermaafen auf bie 
Zandbrofteibezirfe und den Harz: 
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Theil wird im Lande felbjt gezüchtet, und die Züchtung ſcheint abzu= 
nehmen, da die Zahl ber Böde in den letzten 5 Jahren durdtveg 
(außer in Oſtfriesland) erheblih, von 2371 auf 1823 gefunten ift. 
Die Einfuhr findet befonderd aus dem Paderbornſchen Statt. 

Die Maafregeln ded Staatd zur Beförderung der Viehzucht find 
theild mittelbare, theild unmittelbare. Erſtere haben meiftend bie 
Landwirthſchaft überhaupt, zum Theil aber aud die Viehzucht insbe— 
fondere zum Gegenftande. Die hauptfählichften find die geſetzlichen 
Vorſchriften und fonftigen Maafregeln in Bezug auf Gemeinheitd- 
theilungen, Berfoppelungen, Weideablöfung, Beförderung des Futter⸗ 
fräuterbaued, Entwäfferungen, Bewäſſerungen u. ſ. w, bon denen im 
9. Abſchnitte diefer Abtheilung X. die Rede geivefen it. Auch bie 
Unterftüßung der Landwirthſchaftsgeſellſchaft und der landwirthſchaft— 
lihen Vereine (Abſchnitt 9 M 1) läßt ſich hierher redhnen. Zmeifel- 
lofer aber gehört dazu die Thierarzneifhule, von der gleid einiges 
Nähere angeführt werden fol. Die unmittelbaren Maafregeln find 
faft ſämmtlich auf die Beförderung der Pferdezucht gerichtet. Unter 
ihnen ift das Landgeftüt weit die wichtigſte. Bid 1826 zogen die 
allgemeinen Stände biefe Angelegenheit nicht in den Kreis ihrer 
Verhandlungen; aud Rüdfiht auf die damalige Bebrängniß ber 
Landwirthe aber bezeugten fie der Regierung ben Wunſch, daß zur 
Beförderung der Pferdezucht außer den bid dahin auf Kojten ber 
Königlihen Gaffe fhon getroffenen Maafregeln, deren borzügliche 
Wirkung fie volltommen würdigten, nody andre Einrihtungen möchten 


— 


ed famen auf je 1000 Morgen bed Arcald 
(14,673,000 Worgen) 


Ziegen 

1848 1853 — Ts 
Sannover.... 29,190 28,894 12,7 12,6 
Hildeöheim... 39,339 42,388 23,1 259 
Lüneburg .... 21,370 23,866 5,0 5,6 
Stade ....... 7,461 8,612 2,9 3.4 
Dsnabrüd 8,834 8,474 3,7 3,5 
Aurih....... 599 1,090 0,5 0,9 
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getroffen erden, zumal die Königlichen Geſtüte nicht auf alle 
Zandeötheile hatten wirken können. Die Regierung theilte biefen 
Wunfh; da fie aber eine dem Bedürfniſſe entſprechende Erweiterung 
des Landgeftütd für zu koftfpielig hielt, fo beantragte fie eine fort« 
laufende Bewilligung aus der General-Steuer-Caffe von jährlid 
6000 ‚PB, um durch Ausſetzung angemeffener Prämien die Pferde 
züchter ded Landes zur Anfhaffung ausgezeichneter Beſchäler aufzus 
muntern. Allein da die Regierung einen Plan zur Ausführung bdiefer 
Maafregel weder vorgelegt, noch auch nur einmal aufgeftellt hatte, 
fo fahen die Stände fidy nicht in der Lage, fofort auf die Geldbewillis 
gung einzugehen, fondern erſuchten erft um Mittheilung der Grunde 
füge über die Prämienvertheilung. Che ed aber hiezu fam, änderte 
ſich die Anfidt der Regierung über die Art der zu ergreifenden 
Maafregeln, indem fie die Grundfäge über Pferdezucht, welche befon« 
ders in den erften 1830er Jahren von England her fih auf 
dad Feſtland verpflanzten, als die richtigen und aud hier zu 
befolgenden anerkannte, wonach lediglich durch Anwendung folder 
Zudtthiere, Melde nit nur aud einer mit den vorzüglidften 
Eigenihaften (Kraft, Ausdauer und Schnelligkeit) begabten, feit lan« 
gen Jahren ohne Beimifhung fremden Bluts fortgepflanzten Race, 
abftammen (alfo erfahrungsmäßig Englifher Bollblutpferde), fondern 
bei denen auch dad Vorhandenfein jener Eigenſchaften durd) Leiftungen 
und zwar in ben zur Prüfung am geeignetften befundenen Rennen 
an ben Tag gelegt worden, eine zuverläffige und bedeutende Verbefferung 
ber Landespferdezucht zu erreihen if. Der im hiefigen Zande begrün- 
bete Verein zur Verbefferung der Pferdezucht hatte nad) den als richtig 
bezeichneten Grundfäßen jührlihe Nennen zu Celle, aud eine zur 
Vorbereitung der Pferde nöthige Trainiranſtalt eingeridhtet und 
Neunpreife geftiftet. Indeß mar nad) Anfiht der Regierung eine 
Vermehrung der Preife, um zur Anfhaffung und Anzucht von Boll- 
blutpferben anzureizen, fo fvie eine Unterftüßung der Trainiranftalt, 
damit dieſe nicht zu hohe Vergütung von den Benußenden fordern 
müffe und dadurch von ihrer Benutzung abfchrede, dringend erforberlid) 
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und fie beantragte daher 1837 zu diefen Zwecken eine jährliche Betwilli- 
gung von 3000 „P; die Ereigniffe von 1837/,, bewirkten aber, daß 
erft 1840 die ftändifhe Erklärung erfolgte. Durch diefelbe wurden 
nun zwar 2000 4 (auf diefe Summe hatte die Negierung damals 
die Anforderung befhränft) auf ein Jahr beivilligt; ald aber bie 
Negierung 1842 ben Antrag erneuerte, lehnten Stände ihn ab, ba 
nad) der mittleriveile eingetretenen Gaffentrennung diefe Ausgabe ber 
Königlichen Caffe oblag. Letztere fetzte darauf jührlih 3000 „PB zu 
Rennpreifen und für ITrainiranftalt, fo wie 2000 4 zu Prämien für 
Viehzucht aus, welche nod) beim Eintritte der Gaffenvereinigung bon 
1849 gezahlt wurden. Im folgenden Jahre erklärten bie Stände 
jedoch, daß die Zahlung des Zufchuffed für die Rennen und die Trainir— 
anftalt mit dem Ablaufe der Bewilligung 1852 aufhören werde, 
dagegen ließen fie die Zahlung der 2000 „PB zu Prämien für die Vieh— 
zucht fortdauern, welche von jetzt an mit der mährend der Caffen- 
trennung aus der Königlichen Caſſe erfolgten älteren Bofition von 
300 zu Prämien für Beſchäler und Zudhtftuten in Dftfriedland 
bereinigt wurde. Da diefe Summe aber zu den Prämien, welche ber 
Berein für Verbefferung der Pferdezucht vertheilt, und zu den Prämien 
für die Oftfriefifhe Pferdezucht erforderlich, gleihtwohl fehr zu wün— 
fhen war, daß ber Verein feine Wirkfamkeit nicht nur, tie er bid 
dahin fchon gethan, auf die Gegenden erftredie, wo die Pferdezucht 
zu einem anerkannt guten Zuftande gebradt ift, fondern fie aud auf 
die andren zur Pferdezucht geeigneten Landestheile auddehnte, und daß 
auch die Berbefferung der Hornviehzuht durd Prämien für Zucht— 
ftiere und Erleihterung der Einfuhr vorzügliher Viehſtämme aufges 
muntert würde: fo ward 1853 die Bewilligung auf jährlid” 4000 „PB 
erhöhet !). Won berfelben wurde 185%,, angewieſen: 


1) Actenftüde 11.3. ©. 99, 195; V.5. ©. 177, VI.2. ©. 53, 347: V1.3. 
©. 87, 291, 365; VII. 1. S. 493, 525; XI. 1. ©. 1836; XI.4. ©. 243, 956; 
Xl.5. ©. 231, 944. Auch die Armee⸗Remonte-Commiſſion vertheilt Prämien 
und wirft hierdurd wie durd den Auffauf von Pferden für bad Heer vortheils 
haft auf die Pferdezucht ein. Der Memontepreiö ift 104 „B bei ber leichten 
und 116 „B bei der ſchweren Gavallerie, wird aber oft überſchritten; 1865 
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1) für den Geller Verein zur Berbefferung der Pferdezucht 2000 „PB 
2) zu BVerbefferung der Viehzucht, Credit für die Land— 


droftei 

3. Hannober =». ee 00000. 250 

b. Hildedheim Pa Er Er 250 » 

o. Lüneburg «sooo 0er nenn nn 70 ⸗ 

u. Sion are 70» 

5: INES EEE 250 

J 250 " 

g. für en Hat)... sc 200 » 
— - 1340 $ 

3) Zufhug zu den Koften der Hengſtköhrungen im 
Lüneburgfchen 1853; .. 2000er nen 750 
4) für Hengitprämien in Oſtfriesland. ........ 287 * 
— 3702 4 


So ſehr übrigens die Regierung von der Richtigkeit der Grund— 
ſätze zur Beförderung der Pferdezucht, welche fie 183740 den Stän— 
den vorlegte, überzeugt war, ſo erkannte ſie doch völlig, daß es weder 
ſofort noch ſelbſt in einer langen Reihe von Jahren möglich ſein 
werde, nur durch Leiſtungen geprüfte Vollbluthengſte als Beſchäler 
zu verwenden, und daß ed daher ganz unvermeidlich ſei, auch andre 
gute Hengfte zugulaffen. Eine Commiffton zur Prüfung der Taug— 
lichkeit von Hengſten, die ald Beſchäler dienen follen, bejtand in 
Ditfrieöland fhon feit 1756 1). Für die übrigen Landeötheile, mit 


mwurben 16 bi8 45 Biftolen gezahlt, mweähalb nah den in Bezug auf die Er— 
höhung des Militairetatd überhaupt gemahten Anträgen bie NRemontefätze 
einftweilen anfehnlich erhöhet werden follten. 


1) Diefe Köhrungd= und Prämienaustobungd-Commiifion befteht noch; 
ihre Mitglieder werden theild bon der Megierung, theils bon ber Provinzials 
landfchaft beſtellt. Die Prämien erfolgen halb aus der General-Caſſe, halb 


and dem ftändiihen Dispofltionsfondde. Vergl. Wiarda, Oftfriefifhe Geſch. 
10, S. 89— 106 u. f. w. 
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Ausnahme des Lüneburgſchen und des Harzes, wurde 1824, 1825 
und 1827 die Anordnung getroffen, daß Niemand einen Beſchäler, 
der nicht von Sachverſtändigen geeignet befunden ſei und für ben 
die Landdroſtei eine Gonceffion ertheilt habe, zum Bedecken verwen⸗ 
ben dürfe. Da dieſe Einrichtung aber nicht ganz zweckmäßig tar, 
jo wurde 1844 die Befugniß, einen Hengſt zur Bedeckung fremder 
Stuten gegen Bezahlung zu halten, von einer befondren Erlaubnif 
abhängig gemadt, melde nur für Hengſte ertheilt werden fol, bie 
bei einer Prüfung für geeignet zur Zucht erflärt find. Diefe Prüfung 
geſchieht durch Köhrungscommiffionen, welche jede Landdroftei in ihrem 
Bezirke in einer, dem Umfange der Pferdezucht entfpredenden Zahl 
einfet. Sie beftehen aus zwei bis'drei Pferdezucht treibenden Land: 
wirthen und einem Cavallerie-Dfficiere, denen ein Thierarzt beigegeben 
ift, und entſcheiden ohne Berufung über die Zuläffigfeit eines Heng— 
fted zum Bedecken. Die Koiten berfelben werden bon ben für Unter: 
fuhung der Hengſte zu entrichtenden Gebühren beftritten 1). Diefe 
Einrihtung hat ſich als fehr zweckmäßig bewährt 2). Die Zahl ber 
geköhrten Privatbefhäler hat 1850 — 259, 1851 — 2365, 1852 
— 260, 1853 — 2384 Stüd betragen. 


I. Landgeftüt zu Eelle. 


Dad Landgeftüt zu Celle wird von einem Vorftande (Ober: 
landftallmeifter), in höherer Inftanz bon der Domainen-Gammer 
unter Leitung ded Minifteriumd ded Innern verwaltet. Es ward 
1735 gegründet und, da feine nützliche Einwirkung fit) bald und 
zweifellos zeigte, immer mehr erweitert. Anfangs nur auf 12 Befchä- 
ler berechnet ftieg deren Zahl fhon 1743 auf 40, 1765 (nadydem 








I) Verorbnungen vom 27. April 1844 und 23. Auguſt 1845. Am Land— 
drofteibezirfe Lüneburg wurde dazu 1895; jährlih ein Heiner Zuſchuß von 
30—40 „PB gegeben. 

2) Died warb 1854 in den Ständen von vielen Sachverſtändigen erflärt. 
ald in einer Petition aus dem Hoyaſchen um Abfhaffung der Köhrungen 
gebeten wurde. 
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während des Tjährigen Krieges ein Rüdgang eingetreten war), auf 
51 und nad 50jährigem Beftehen der Anftalt auf 86. Nach Beſei— 
tigung ber Frembdherrfhaft wurde die Anftalt auf bad ganze König: 
reich ausgedehnt; doch war die Befchälerzahl, obwohl auch Hengſte 
aus den Königlihen Marftällen zu Hülfe genommen wurden, nicht 
groß genug, um alle Zandeötheile nad) Bedürfniß zu berforgen, ald 
die Neigung zur Pferdezucht, zumal in ben 1820er Jahren, allgemeis 
ner und größer ward. Im Jahre 1828 betrug die Zahl 180, das 
Minifterium beredynete aber den Bedarf, jenahdem alle oder nur bie 
für Pferdezucht geeigneteren Landestheile berüdfichtigt werden follten, 
auf 430 oder 280 bis 300. Als mit der Nefidenz ded Königs im 
Lande feit 1837 die Benutung der Marftalldhengfte ald Landbeſchä— 
[er aufhören mußte, wurde die Zahl der Landgeftütd: Hengfte auf 
210 gebradt, welche noch gegenwärtig die normalmäßige ift !). Seit 
dem Anfange der 1830er Jahre tvurden grundfäßlih Englifhe Voll 
bluthengfte angeſchafft; jetzt Pflegen 30 und einige vorhanden zu 
fein. Bon Mitte Februar bid Ende Juni find die Befhäler im 
Lande an den f. g. Bededftationen aufgeftellt. Im Jahre 1855 
befanden fid) auf 63 Bededitationen 205 Hengſte, darunter 34 Voll: 
bluthengfte ;. auf je 8 Stationen 2, und auf 1 Etation 3 Vollbtut- 
hengſte. Die Zahl der von den Landgeftütöbefhälern aljährlid 
bebedten Stuten beträgt jetzt über 13,000, und die Zahl der Füllen, 
melde davon fallen, über 6000 2). 


— — — — 


1) 1836 betrug bie Zahl der Beſchäler des Landgeftütö 128, die bed Königs 
Iihen Marftalld und ber dazu gehörigen beiden ®eftüte zu Memfen und Neu— 
haus 75. Unter den letzteren befanden ſich feit 1816 aud GEnglifhe Vollbint« 
und Orientalifhe Hengfte. Marcard, Hannoberd Nationatwohiftand, ©. 24. 

2) Die Ergiebigkeit ver Ernten bringt Schwanfungen in den Zahlen hervor. 
Es betrug bie Zahl 

. ber bededten Stuten ber lebendig gefallenen Füllen 


1844........ 7,811 — 

1845. ....... 7,849 4856 
1886 ........ 8,034 4587 
1847 ........ 7,006 4577 


1848 ........ 8,891 4444 
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Die Koften ded Landgeftütd werden zum größten Iheile aus der 
° Generals Eaffe, zum kleineren aud den eigenen Einnahmen der Anftalt 
beftritten. Letztere beftehen vorzugöweiſe in den Bedeckungsgebühren }) 
und in dem Crlöfe für den Verkauf von Hengften, bie zu ben Zwecken 
ber Anftalt nicht mehr taugen. In den erften 50 Jahren des Be- 
ftehend wurden aus der Königlihen Caſſe 337,088 Caſſen-Münze 
auf dad Landgeſtüt verwandt und an Bedeckungsgebühren 123,624.9 
Caſſen-Münze aufgenommen 2). Die Ausgaben betrugen alſo im 
Durchſchnitt für 1 Jahr etwa 9000 P. Setzt betragen fie ungefähr 
65,000 „PB, wovon etwa 23,000 „BP burd die eignen Einnahmen des 
Inftitutd gedeckt werden. Der Zufhuß der General: Gaffe, welcher 
während ber Gaffenvereinigung von 1834,, 32,000 „PB betrug, bei 
Erteiterung ded Landgeftütd im Jahre 1840 aber um 8000 „PB 
erhöhet wurde, beläuft ſich jetzt auf 41,800 -P. 


II. Thierarzneifchule zu Hannover. 


Allgemeine gefetlihe Vorſchriften über das Thierarzneiweſen 
beftehen nidyt. Won den Landpdrofteien waren in den Jahren 1824, 
1826 und 1836 Anordnungen über die Ausübung ber thierärztlicen 
Praxis getroffen, welche zu manden Beſchwerden Anlaß gaben und 
aud die Stände zu Miederholten Gefuhen an bie Regierung um 
gefetlihe Regelung diefed Gegenftanded beivogen. Dad Minifterium 


ber bedeckten Stuten ber lebendig gefallenen Füllen 


18490 ........ 9,235 5248 
I860......... 10,451 5517 
1861........ 9,763 6258 
1852 ......00 9,896 5535 
1853........ 10,772 5562 
1854 ........ 11,617 — 

1855 ........ 13,151 — 


Darunter 400 — 600 Stuten aus dem Aublande, beſonders aus Hamburg und 
Bremen. Hannoverfhe Zeitung vom 20. September 1855 A 442. 


1) feftgeftellt zu erhöhten Beträgen burh bie Belanntmadhungen ber 
Domainen » Gammer vom 11. December 1838 und 12. Kebruar 1844. 


2) Annalen ber Braunſchwi-Lüneb. Kurlande 9, ©. 58. 
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erklärte fi 1850 dazu bereit, hielt aber die Sache einer reiferen 
Ertvägung, wie fie damald Statt finden fonnte, für bedürftig. Die 
in Ausficht geftellte und von Ständen erbetene Vorlage eined Geſetz— 
entwurfs ift jedoch nicht erfolgt ; dagegen hat dad Minifterium bed 
Innern durd eine Belanntmahung vom 11. Auguft 1853 für bie 
Zufunft allgemein die Ausübung der Ihierheilfunde von einer lands 
brofteilihen Gonceffion abhängig gemacht, melde nur folden Beiver- 
bern ertheilt werden fol, die eine thierärztliche LZehranftalt drei Jahre 
lang befuht und ihre Befähigung in einer Prüfung der zu dieſem 
Zwecke beitellten Commiſſion nachgewieſen haben !). Als thierärztliche 
Zehranftalten beftehen im Königreiche dad Ihierhospital zu Göttin: 
gen, bon befchränkterem Umfange, beſonders für foldhe Studirende 
beitimmt, melde, ohne Thierärzte werden zu tollen, doc einige 
Kenntniß von ber Ihierarzneifunde zu erlangen wünſchen; und. die 
Thierargneifhule zu Hannover. Letztere, 1778 errichtet und dem 
DOberhofmarftallde Departement untergeben, 1846 aber unter obere 
Leitung des Minifteriumd ded Innern geftellt, hat 1847—1851 eine 
ben Kortfhritten in der Ihierheilftunde und in den badurd begrüns 
beten erhöheten Anforderungen entſprechende Erieiterung und ers 
vollftändigung erhalten. Die Schülerzahl, welche früher im Durch— 
fhnitte jährlich 38 betrug, ift feitdem etwas (im Durchſchnitte ber 
Jahre 1845/,, auf jährlid 43) geftiegen. Sie pflegt jedoch im Win- 
terhalbjahre größer ald im Eommer zu fein. Unter den Schülern 
befanden fidy etwa 3), Ausländer 2). Die Koften der Anftalt mit 
Ausfhluß der Baufoften, welche aus dem Domanialbauetat beftritten 
erden, belaufen ſich jährlih auf 5400— 5600 , wovon für bie 
angeftellten 4 Lehrer, den Schulfchmied, den Redhnungöführer und 
den Schuldiener etwa 4300 „PB, der Reſt aber für Heizung, Erleuch— 
tung, Erhaltung ded Inventard, Ankauf und Futterung von Ver— 
fuchöpferden, Medicamente u. dergl. erforderlid find. Durd die 


— — 





I) Actenftüde XI. 1. ©. 124, 1546. Gefehfamminng bon 1853, I. ©. 244. 
2) Specielle Nahweifungen. Hannoverfhe Zeitung von 1853, „HZ 305. 
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Einnahmen der Anftalt, namentlih die Sculgelder, für verkaufte 
Häute, bezahlte Arzneien 2c. werden ungefähr 2000 4 gededt, fo 
daß ber Zufhuß aus der Generals Caffe jährlid) 3500 bis 3600 „PB 
beträgt }). 


Abſchnitt XL. 
Linnenleggen. 


Die Erzeugung und Verarbeitung von Flachs und Hanf tar 
feit Alterd und ift nod immer für die hiefigen Lande von außer: 
ordentlid; großer Bedeutung, fo daß man bie Beſchäftigung hiemit 
nod vor wenig Jahren amtlich ald das Midtigfte Gewerbe des 
Königreihd nächſt dem Aderbauc bezeichnete. 


Flachs wird in faft allen Theilen des Königreihd in beträcht— 
liher Menge weit über -den eignen Bedarf, Hanf fenigftens in 
einigen Gegenden, namentlid; ded Bremen, Lüneburg: und Osnabrück— 
fhen, gebauet. Den Samen bezieht man großentheild aus ben 
Dftfeeländern (jährlid) gegen 45,000 Gentner); nur im einzelnen 
Gegenden, befonderd ded Lüneburgfchen, Hildesheimfhen und Osna— 
brüdfhen, gewinnt man ihn felbft in genügender Beſchaffenheit und 
Menge. Boden und Klima fol der Erzeugung eined guten Samend 
meiftend nicht günftig fein. 

Der gewonnene Rohftoff wird faft ſämmtlich im Lande ver- 
arbeitet?). Es gefchieht dies theild gewerbmäßig 3), theild ald Neben: 
befhäftigung, hauptfählih auf dem platten Lande, wodurch eben 
diefer Fabricationszweig eine fo hohe Wichtigkeit erlangt hat. 





1) Actenftüde Xl. 1. ©. 126. | 
3) Audgeführt werden jährlih 5000 — 10,000 Centner Flachs. 
3) Man zählt über 7000 2einetweber mit mehr ald 1500 Gehülfen. 
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Das Spinnen wird nur mit der Hand bewerkſtelligt ). Bon 
dem Garne geht ein Theil ind Ausland, dad meifte aber wird hier 
zu Linnen berfchiedener Art, zu Drell, Damaft, Schiertuch, Segeltud) 
u. f. w. verwebt 2). In den letzten 20—25 Jahren hat die Ber: 
fertigung feinerer Gewebe fid) vermehrt und vorzüglich durch Anwen— 
bung der Echnellfhüte und der Jacquartmaſchine fid) fehr verbeffert. 
Bleihen find in großer, aber doc faum genügender Zahl vorhanden; 
eigentliher Kunftbleihen mögen gegen 100 im Betriebe fein. Un 
guten Appreturanftalten fehlt ed in den meiften Zandeötheilen, und 
auch die Färbereien und Drudereien laffen, twenngleih fie fih in 
neuerer Zeit gehoben haben, doch viel zu wünſchen übrig. 


Die audnehmende Wichtigfeit ded Garn- und Leinengewerbes 
hat zu verfchiedenen Zeiten NRegierungdömaaßregeln veranlaft, um 
badfelbe zu fördern und, wenn ed bedrohet war, eö zu erhalten und 
ihm wieder aufzuhelfen. Die Stände haben fid ebenfalls, namentlid 
in den Jahren 1833, 1844 und 1846 feiner fehr ernjtlih ange 
nommen, und in neuerer Zeit find aud die Gewerbevereine vielfad 
nit ohne günftigen Erfolg für die gleichen Zwecke thätig geworden 3). 
Jene Maafregeln find theild vorübergehend geivefen, theild dauern 
fie noch fort. Als die hauptfädlidften mödten zu betradhten fein, 
daß nad) andren Ländern, in denen der Anbau und die Bearbeitung 
ded Flachſes und Hanfes zu einem hohen Grade der Bolltommenheit 
gelangt ift, Sadjverftändige gefandt und die Ergebniffe ihrer For— 


I) Eine Mafchinenfpinnerei in ber Nähe von Hannover ift wieder ein— 
gegangen. 

2) Auch Zwirn wird, befonders in Oftfrieöland, berfertigt. Das Spiten- 
flöppeln, welches zu Liebenau bei Nienburg und zu Andreasberg auf dem 
Sarze getrieben wird, hatte ehemals mehr Bedeutung mie jet. Dagegen find 
die (350) Seilereien und Reepfchlägereien, letztere namentlih in den Küftens 
gegenben, bon Wichtigfeit. Sie gebrauden jedoh auch viel ausländifchen Hanf. 

3) Auf die in einigen biefer Vereine gegebene Anregung bat ſich 1855 ein 
Actienverein zur Einrichtung von (vorläufig brei) Fladhöbereitungsanftalten 
gebildet. 
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fhungen mit Rüdfiht auf die hiefigen Berhältniffe veröffentlicht ), 
auch andre geeignete Schriften über diefe Gegenftände hier zugänglich 
gemadt und verbreitet find 2); daß für Kerbeifhaffung guten Lein— 
und Hanffamend mittelft Anzucht im Lande und Einführung bon 
Außen her durd Belohnungen und durd Begünftigung des Handels 
mit bemfelben geforgt 3); daß bie Benutzung der Gewäſſer zum 
Flachs- und Hanfröten, welded aus gefundheitöpolizeilichen Rückſichten 
und der Sicherung ber Fifchereien hie und da übermäßig beſchränkt 
war, erleidtert ift %); daß Spinn= und Webeſchulen in den Landes— 
theilen, wo dad Garn- und Xeinengeiverbe vorzugsweiſe betrieben 
wird, hervorgerufen oder verbeffert, Vorfchriften über das Bleich— 
verfahren erlaffen 5) und Mufterbleihen angelegt find 6); daß man 
zivedmäßige Geräthe fowohl zur Bearbeitung des Rohſtoffs, Hecheln, 
Epinnräder, Brechmaſchinen ꝛc., ald auch, zur meiteren Verarbeitung 
des Garnd, MWebeftühle u. dergl., durch Vertheilung und auf andre 
Weiſe allgemeiner befannt zu maden und in Anwendung zu bringen, 
fo wie durd Anordnungen mander Art den Garn- und Leinenhandel 
zu fihern und zu heben, namentlid; Betrügereien und Unordnungen 
bei demfelben zu verhüten und dadurd eben ſowohl die Käufer zu 
fhüßen, ald befonderd den Abſatz im Auslande, vor allem nad) den 
überfeeifchen Ländern zu bewahren und zu befördern fidh bemüht 


1) Meifebericht über den Bau und die Bearbeitung des Flachſes in Bel: 
gien u.f.w. Bon Arnemann, Ledebur und Lütje. Weröffentlicht durch 
dad Königlihe Minifterium deö Innern. 1846, 


2) Das Flachöbereitungäverfahren des Profefford Gaultier de Elaubry 
zu Paris. Weröffentiiht durch das Königlihe Minifterium ded Innern, Hans 
nover 1846. ’ 


3) Verordnung bom 10. December 1736; für dad Dönabrüdfhe vom 
24. Juli 1767, 6. Juni 1769 und 29. April 1779. 


4) Befeg dom 6. Juni 1846. Mctenftüde VII. 3. ©. 378, 1169. 


5) in faft allen 2eggeorbnungen und auch fonft 3. B. Geſetzſammlung bon 
1825, III. 72; von 1839, III. 123. 


6) zu Sohlingen Amts Uslar 1829, zu Melle 1333. 


—— 





hat )y. Zu dieſen Maaßregeln find aus ber General-Steuer-Caſſe 
wiederholt anſehnliche Summen bewilligt. Schon 1833 boten die 
Stände dazu auf 5 Jahre jahrlich 4000 „PB an; doch wollte bie 
Regierung hievon aud Nüdfiht auf die damalige Bebrängniß ber 
Landes» Eaffe feinen Gebrauch machen, dagegen nahm fie es bereitwillig 
an, ald die Etände 1844 und 1846 aud dem Ueberſchuſſe ber 
Vorjahre erft 20,000 und dann 5000 .P zu jenen Zweden zur Ber: 
fügung ftellten und ſetzte mit Hülfe diefer Mittel die Mehrzahl der 
Maafregeln ind Werk, die eben aufgezählt wurden 2). 

Zu ben dauernden Anordnungen, welche die Beförderung bed 
Leinenhandeld und befonderd bed Ausfuhrhandeld bezweden, gehören 
vorzüglih die Schauanftalten oder Leggen. Sie beftehen nidt im 
ganzen Königreiche, fondern nur für einzelne Theile beöfelben, in 
denen Leinenverfertigung und Leinenhandel vorzugsweiſe betrieben 
wird. Obgleich die Einrihtung nicht bei allen Leggen ganz gleich 
ift, fo ftimmt fie dod im Wefentlihen dahin überein, daß an den 
Leggeorten und in ben dieſen zugetviefenen leggepflichtigen Bezirken 
bei Strafe Niemand dad felbftverfertigte Zeinen (Schiertuh, Segeltuch 
u. f. mw.) verfaufen und Niemand badfelbe kaufen darf, bevor es 
niht zur Legge gebradt, dort befichtigt, gemeffen, claffificirt und 
geftempelt ift 3). Auch pflegt, gleih nachdem died gefchehen ift, eine 








I) Vorfchriften über den Garnhabpel, Geſetz vom 19. Auguft 1836, 
Art. 19, und Ausführungsvorfchriften Geſetzſammlung von 1838, IN. 159; von 
1839, I. 38, 55: von 1840, II. 131; zu vergl. Geſetzſammlung bon 1834, 
11. 33. Ueber den Barnhandel, Erneuerung und Ergänzung älterer Vor: 
fhriften Gefehfammiung von 1819, III. 20, 98; von 1820, II. 136; von 1823, 
II. 136: bon 1829, II. 29; von 1834, II. 33. Ueber den 2einenhantrel f. die 
Leggeorbnungen. , 

2) Actenftüde IV.1. ©. 1219: V.1. ©. 269; VIII. 2. ©. 1111; VI. 3. 
S. 821, 1305; XII. 2. S. 240. 


3) Für das Dönabrüdfhe, Verordnung bom 21. Mai 1816 (ergänzt und 
erneuert 3. März 1840 und 14. Juni 1844); für das Böttingenfhe und Gru— 
benhagenfhe, Verordnungen vom 2. Mai 1774, 18. März 1777 u.f.mw.; für 
bad Lüneburgfche, Verordnung vom 29. Juni 1790. In ben alten Landeb— 
theilen und im Hildesheimſchen ift faft für jede Legge eine befondere Legge— 
ordnung erlaffen. 
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Verfteigerung des zur Legge gebraten Leinend Statt zu finden; 
bod) ift Niemand gezwungen, es auf diefe Weiſe oder überhaupt an 
ber Legge zu verkaufen. 

In der Stadt Osnabrück befteht eine Legge feit undordenflicher 
Zeit; ſchon die den Leggezwang einführende Verordnung vom 20. Juli 
1580 fagt, daß fie von undenflicyen Jahren her beftanden habe. Sie 
war immer und ift noch jetzt ftädtifche Anftalt; nad; ihrem Vorbilde 
find die übrigen Leggen im hiefigen Zande eingerichtet. Cine meitere 
Gründung don Leggen erfolgte, zuerft in Iburg, von 1770 an. Sn 
ben althannoverfdien Provinzen wurden feit 1774 Leggen, bie erften 
in Münden, Göttingen, Northeim und Einbeck, dann (1782) in 
Hoha, Bruchhauſen und Wilfen, hierauf (1790) in Lüchow, Wuſtrow 
und Vergen a. d. D. gegfündet. Mehrere find in neuerer Zeit, 
namentlid feit 1825, hinzugefommen, im Ganzen aber jeßt bor- 


handen 
Hauptieggen Nebenieggen 





im Fürftenthume Osnabrück. ...... 7 2 
. n Lüneburg ....... 8 l 
" " Calenberg. . ..... —1 — 
E Goöttingen. ...... 6 2 
. " Grubenhagen ..... 3 l 
Hildeöheim ...... 3 l 
in der Grafſchaft Hoha . . ....... 4 5 
"ou " Diepholz a ren 2 — 

— 34 12 


| Bei jeder Hauptlegge und zuweilen auch bei einer Nebenlenge 
ift ein Leggemeifter, nach Bedarf auh ein zweiter und felbft ein 
dritter Leggemeifter oder ein Gehülfe angeitellt; ihnen find Legge⸗ 
diener untergeordnet. Die nächſte Aufſicht über die Leggen wird von 
Legge-Inſpectoren geführt, welche alle Leggen jährlich wenigſtens 
zweimal viſitiren müſſen. Für die Osnabrückſchen Leggen iſt ein 
Inſpector zu Osnabrück angeſtellt, für die Leggen in den drei andren 


Landdroſteibezirten aber eine feit -1826 aus zwei Mitgliedern 
2ebzen, Staatshaushalt. II, 35 
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beftehende Infpection angeordnet, deren Eined feit 1846 zur Beför- 
derung größerer Gleihmäßigkeit aud die Oonabrücker Leggen einmal 
im Jahre befuhen muß. In höherer Inſtanz ftehen die Leggen 
unter den Zanddrofteien und dem Minifterium ded Annern; bi8 1846 
ftanden fie unter dem Handels-Miniſterium. 

Die Koften der Leggeanftalten werden aud der General» Gaffe 
beftritten; früher fanden hinfihtlid ihrer Bezahlung fehr verjdiedene, 
nur auf der verfdhiedenen Entitehungszeit und Art der Leggen 
beruhende Berhältniffe Statt. Die Legge der Stadt Dönabrüd 
wurde auf ftädtifche Rechnung verivaltet; fie ſowohl wie die übrigen 
Zeggen im Dönabrüdfchen konnten durd die Leggegebühren, welche 
bei jeder Legge nad) einem verfchiedenen Iarife erhoben wurden und 
— mit Audnahme der Gebühren bei der Stadt-Legge — in eine 
Hauptlegge:Gaffe floffen, fih erhalten, ja in früherer Zeit nod 
einige Gapitalien fammeln, welche zur Beförderung des Garn= und 
Leinengetverbed verwandt wurden. Die LZeggen im Göttingen» und 
Grubenhagenfhen waren auf Koften der Königlichen Caffe, die Zeggen 
im Züneburgfchen auf Koften der dortigen Landes-Caſſe angelegt, und 
wurden von eben diefen Gaffen unterhalten, indem Leggegelder nicht 
erhoben wurden. Bald nad Gründung der Lüneburgſchen Leggen 
ward jedoch ein Theil ihrer Unterhaltungstoften auf die Manufacturs 
Gaffe (den nadmaligen GCommerzcapitalienfonds) gelegt. Bei den 
Hoyaſchen Leggen wurden die Befoldungen aus der Landes-Caſſe und 
die Nebentoften aud den dort zur Hebung kommenden Leggegelvern 
betritten. Als aber 1826 die Wegierung zur Anftellung eines 
zweiten Legge-Inſpectors und zur Errihtung neuer L2eggeanftalten 
im Göttingen und Grubenhagenfhen eine Bewilligung aus der 
Generals Steuer: Eaffe nachſuchte, ließen die Stände zwar ſich hiezu 
bereit finden, empfahlen aber Einführung eined Leggegeldes, die dann 
aud bei den Göttingenfhen und Grubenhagenſchen Leggen erfolgte. 
Bei den Lüneburgſchen Leggen aber ward die Erhebung von Legge— 
geldern erft 1829 angeordnet, als ed fi um die Herbeifhaffung der 
Mittel zur Gründung neuer 2eggeanftalten im $Hildeöheimfchen, 


a 





Diepholzſchen und LZüneburgihen handelte. Zu jener Zeit vereinigten 
fi) nämlid; Regierung und Etände dahin, daß für fümmtlide fhon 
vorhandene oder noch anzulegende Leggen in den Landdroſteibezirken 
Hannover, Hildesheim und Lüneburg eine Haupt Eaffe (zu Hildesheim) 
errichtet erden und diefe alle Gebühren, Etrafgelder u. f. w. beziehen, 
diefe Einnahmen aber theild zu den Koften der Leggen, fo meit fie 
niht aus der Königlichen General, der Manufactur= und ber 
General»Steuer= Gaffe beftritten werden mußten, theild zur Ver— 
befferung und Belebung ber Weberei und der Bleidyerei verwenden 
folle Y. Der Leggegelvstarif ward gleihförmig für den Landdroſtei— 
bezirk Hildesheim und gleihförmig für den Zanddrofteibezirt Lüneburg, 
dagegen verfchieden für die einzelnen Leggen im Landdroſteibezirke 
Hannover bejtimmt ?). 


Tiefe Ungleihmäßigkeit, weldye mehr vielleicht wie die Leggegelds— 
erhebung an fih hin und wieder Beſchwerden hervorrief, veranlafte 
1844 die Etände die Abjtellung derfelben oder auch die völlige Auf- 
hebung der L2eggegebühren zur Erwägung der Regierung zu verftellen, 
welche darauf die gänzlidhe Befeitigung der Leggegelder empfahl, weil 
cd eine Anomalie ſei, daß der Weber für die bei Etrafe ihm auferlegte 
Schauſtellung feiner Waare überher noch eine Gebühr entrichten folle. 
Die Stände gingen bereitwillig auf diefen Vorſchlag ein, wozu außer 
jenem Grunde und der Rückſicht auf die bedrängte Lage des Leinen- 
gewerbed wohl die günftigen Berhältniffe der General= Steuer» Eaffe 


I) Actenftüde 11.3. S. 182, 278; I. 1. €. 97, 169; 111.4. ©. 234, 487; 
11.5. ©. 128; IV.1. S. 151, 702. — Zur Anlegung der Runftbleihe zu 
Sohlingen mwurten aus ber Haupt» Eafle zu Hildesheim 10,000 F, und dem 
Fleden Melle zur Antegung der dortigen Kunftbleiche 4500 „P aus der Haupt» 
Caſſe zu Dsnabrüd vorgefhoflen. Jener Vorſchuß, am 1. Juli 1852 noch 
8006 „P, wird aus den Auffünften aflmälig getilgt; diefer foll dem Flecken 
Melle, fo lange die Bleihanftalt in zroedentiprechender Weile befteht, unver— 
zinslich gelaffen werben. Actenftüde VIN.3. E.830, 1454, 1574; IX. 1. ©. 543, 
1074; Xl.5. ©. 759. 


2) Actenflüde V.5. ©. 151. Ueberſicht der Einnahmen und Ausgaben der 
Hildesheimer Haupt: Eaffe von 1829/35 daf. S. 156. 


35” 
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foelhe den durd Aufhebung der Leggegebühren erforderlid) werdenden 
jährlichen Mehrauftvand ohne Beſchwerde tragen zu können ſchien, nit 
fvenig mitwirken mochten. Seit der Caſſentrennung von 1841 waren 
nämlich alle Ausgaben für die Leggen, ſo weit ſie nicht aus den 
Haupt⸗Legge⸗-Caſſen beſtritten wurden, auf die General-Steuer-Caſſe 
gelegt; fie beliefen ſich 1846 auf 7929 „B für Befoldungen und etwa 
1500 4 für Leggetoften. Die Leggegebühren dagegen hatten zuletzt 
inögefammt ungefähr 11,000 ‚B jährlid) aufgebracht ). Das Mini: 
fterium veranfchlagte aber den fünftigen Bedarf 


1) an Befoldungen : 
a. für Legge-Infpectoren zu ... 140, — 9 — 9 
b. für Zeggemeifter, Gehülfen und 

Diener... rer 00. 18866 » 8» 1-9) 
c. Remunerationdfonde .... . 500 — » — “ 


20,166 Sg 19 
2) an fonftigen Leggekoſten gi 


a. der Anfpectionen, 
behuf der Bifita- 
tionen, Büreaus 
koften ꝛc. .... 1,200 „P 
b. ber Zeggeanftalten, 
2ocalmiethe, Feuer 
rung, Licht, Inven⸗ 
tar, Tagelohn ꝛc. 3,800 . 
— 5,000 — —— — 
zuſammen = 25,166 — Sg 19 
Dabei ging die Regierung davon aus, daß nit nur den Legge— 
Infpectoren zu Münden, deren Befoldung von 450 und 350 .P dem 





1) die Zeggegelder ber Stadt DOsnabrüdfchen Legge inbegriffen, , wodurch 
die nad einem 5jährigen Durchſchnitte 1260 „B betragenden jährlichen Koften 
mehr als gebedt waren. 


2) darunter für die Stadt Ddnabrüdfhen 781 PBggrid. 
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Umfange ihrer Arbeit nicht mehr entfprad, eine Zulage gegeben, 
fondern aud die Dienfteinnahmen der Leggemeifter, welche früher 
gewöhnlih 300 „PB betragen hatte, fpäter aber bei wachſender Zahl 
der Leggen ohne verhältnißmäßige Zunahme der verivendbaren Mittel 
in der Regel auf 200 herabgeſetzt war, fo wie aud dad Dienft- 
einfommen der Gehülfen und Diener auf eine der Menge und Bedeu— 
tung des Gefchäftd entfprechende Weife verbefjert werden folle Y. Die 
Stände erfannten die Billigfeit und Nothivendigfeit diefer Einnahme 
bermehrungen an, beiilligten aud die ganze von der Regierung 
beantragte Summe, fanden aber Bedenken, ben über die bisherigen 
Befoldungen hinausgehenden Mehrauftvand ohne Weiteres als befini- 
tive Gehaltöberbefferung eintreten zu laffen, und beiilligten ihn daher 
nur zu aufßerordentlihen Remunerationen für die durd) eifrige und 
nüglihe Pflichterfüllung fid) auszeihnenden Dfficianten. Hierbei ift 
es bis jetzt geblieben. 

Da unter diefen Umſtänden die Haupt-Legge-Caſſen ihre Bedeu— 
tung verloren, ſo wurden ſie aufgehoben, und ihr Vermögen, was 
jedoch faſt nur in den Vorſchüſſen an die Bleichanſtalten zu Sohlingen 
und Melle beſtand, mit der General-Caſſe vereinigt. Die tranſitori— 
ſchen Ausgaben an Wartegeldern, Penſionen und Unterſtützungen, 
welche auf ihnen geruht hatten, (jährlich etwa 230 PB) wurden auf 
die General-Steuer-Caſſe übernommen. Auf dieſe ward auch dauernd 
eine Summe bon jährlich 500 zur Unterſtützung Hinterbliebener 
von Leggebedienten gelegt ?), und endlich eine Entſchädigung ber beiden 
Rehnungsführer der Haupt-Eaffen (150 und 80 4 jährlid)) bis dahin 
angeiviefen, daß die Empfänger in ihrer fonftigen Dienfteinnahme auf 
andre Weiſe entfprechend verbeffert fein würden 3). 


I) Nach Abfiht der Negierung follte ein 2eggemeifter 200 bis 350, ein 
Gehülſe 125 bid 175, ein Diener 75 bis 150 „PB jährlicher Befoldung erhalten. 

2) feit 1843 auf den Unterftügungsfonds, jet Budget Mubr. XIV. AZ 5, 
übertragen. . 

3) Actenftüde VII. 3. S. 827, 1308; IX. 1. S. 5#. 


Die wirtliche Ausgabe hat den Budgetanſchlag biöher nicht ganz 
erreiht. Es find verwendet 
1850);, 1851/52 1852/53 188 ];, 
zu Befoldungen .. 18,255 „P 17,992 „PB 17,737 4 18,508 $ 
an fonftigen Koften 3,182 v 3,494 » 3,455 vr 93,542 


= 3,037 4 21,486 .4 21,192 P 22,050 .4 

Ob die Aufhebung der Leggegebühren eine richtige und angemeffene 
Maafregel getvefen, ift twohl mal in Ziveifel gezogen; dagegen wohl 
nie in Frage geftellt, ob, wenn feine Leggegebühren erhoben werden 
follten, nit aud die Zeggen felbft aufgehoben und dadurd) die anfehn= 
lihen Auögaben für diefelben erfpart tverden könnten. Denn über ben 
Nutzen der Leggen find Regierung und Stände ftetd gleicher Anficht 
geivefen !), und aud) die Zeinenverfertiger und die Zeinenhändler möchten 
benfelben wohl ziemlich allgemein anerkennen, fo daß, felbit wenn man 
ben Leggezwang aufhöbe, die Benubung der Leggen wahrſcheinlich 
faft unverändert fortdauern würde. Der Verkehr bei den Leggen hat 
fih, nit nur folange die Zahl der Zeggen felbft (befonderd bis 1830) 
vermehrt wurde, fondern auch nachher bis 18350 beinahe immerfort 
bedeutend gehoben und ift aud in den letzten 4 Jahren nicht biel 
geringer geworden, namentlid immer noch bedeutender ald im Jahre 
1831 geivefen, tie die folgende Nachweiſung, bei der jedod nur die 
Jahre, in denen eine erhebliche Veränderung eintrat, angeführt find, 
barthun wird 2): 








Es famen auf fämmtlihen Leggen zur Schau 
Jahr Stücke Ellen Werth P 
1827 141,207 8,031,145 952,326 
1831 193,343 10,250,376 994,195 


1) Nur einmal ftellten die Stände aus Müdfihten auf beſondere örtliche 
Verhältniffe die Befchränfung bed Leggezwangs in der Nähe von Bremen zur 
Erwägung ber Regierung. Mctenflüde V.5. ©. 537. 


2), Eine bvollftändigere Ucberfiht f. Hannoverfhe Zeitung vom 4. Februar 
1854, .M 59; Bremer Handeldblatt vom 12. Mat 1854, AZ 135. 
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Jahr. Stüde Ellen Werth 4 

1833 218,530 15,160,660 1,201,638 
1838 230,721 19,935,898 1,856,238 
1840 214,529 18,139,174 1,489,812 
1346 197,251 15,563,526 1,311,891 
1847 223,608 18,043,585 1,564,777 
1848 195,435 16,391,388 1,327,127 
1849 233,609 19,238,620 1,585,112 
1350 249,418 20,800,677 1,183,533 
1851 241,758 19,655,446 1,640,296 
1352 219,246 17,875,366 1,460,116 
1353 207,094 16,935,673 1,446,553 
1354 214,919 17,439,209 1,536,480 


Co tie dad Jahr 1850 in allen Beziehungen bie höchſte 
Zahl zeigt, fo bietet von 1834 bis 1846 dies letztere Jahr bie 
geringfte Stüd- und Ellenzahl; dagegen ftand e8 im Geldiverthe dem 
Jahre 1344 noch voran, welches nur 1,288,522 „P bot. 

Der Gefammtverfehr vertheilte ſich folgendergeftalt auf die Leggen 


1852 1854 1852 1852 1854 
im Landbrofteibezirte " Stüde Ellen Bertb PB 
Hannover ...... 26,303 23.574 2.131,571. 2,029.336 171.210 180,291 
Hilbeöheim...... 83.032 77.024 6059.100 5.828.970 468,117 467,010 
Lüneburg....... 64,610 65,692 4.389.671 4573.482 343,174 370,820 
Dönabrüd ...».. 45,292 48579 5.205.024 5.007.421 477,615 538,459 
— 219246 214,919 17,875,366 17,439,209 1,460,116 1,536.480 


Der Umfang ded Leggeverkehrs ftellt ziemlih genau den Umfang 


bed Handels, namentlich ded Ausfuhrhandeld dar. 


Diefer Handel ift 


feit dem Mittelalter von hoher Wichtigkeit und eine Zeitlang von ber 
allergrößten Bedeutung für die hiefigen Lande geweſen 1). Befonders 
hob er fid) ald gegen dad Ende bed 17. Jahrhundertd die Amerifa= 
nifhen Golonien aufblüheten, und erhielt fih fo, zum Theil ſelbſt 
wachſend, bis gegen dad Ende des vorigen Jahrhunderts. Der Abfatz 


1) Hınnoverfhes Magazin von 1847, NZ 40. 41. 
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ging faft ganz über England und Spanien. Als er in dem erfteren 
Lande zur Beförderung der dortigen Zeinenerzeugung durch Schutzzölle 
befchränft wurde, nahm er nad) den Spaniſchen Eolonien hin noch zu, 
und litt auch wenig durch den 1796 ausgebrochenen Krieg zwiſchen 
England und Spanien, da die Hanfeftädte, welche den Erport permit: 
telten, directe Abſatzwege zu finden mußten. Der Abſatz nad; Welt: 
indien ftieg befonderd durch die wachſende Bedeutung von Cuba, in 
Folge der Ereigniffe auf Domingo, und durd die Verbindungen, 
welche in ben vereinigten Etaaten und auf St. Thomas angefnüpft 
oder erweitert wurden. Allein der 1803 twieder auöbredende Krieg 
zwiſchen England und Frankreich, die bald folgende Gontinentalfperre 
und der Aufſtand der Spanifhen Golonien im Jahre 1810 firften 
fehr nadhtheilig, und zwar je länger defto mehr, fo daß am Ende deö 
Krieges die Ausfuhr von Leinen dorthin faſt aufgehört hatte. Nach 
dem Frieden ftellte fie fi in früherer Maaße keinesweges her, theild 
teil ber Bedarf und die Zahlungsfähigfeit jener Gegenden fih gemin- 
dert, theild weil England feine Zeinenerzeugung fehr gefteigert hatte. 
Dod trat 1815 umd in ben erften Jahren nadher eine lebhafte 
Nachfrage nad; Deutfchen Leinen in Meftindien ein, die aber bald 
nachließ. iniger Aufſchwung zeigte ſich wieder von 1825 an, nad 
Anerkennung der Eüdamerifanifhen Staaten; allein der Marft wurde 
durch Ueberſchätzung des Bedarfs bald überfüllt, und der nun eintres 
tende Rückſchlag war unmittelbar und mittelbar von fehr ungünftiger 
Mirfung. Denn da bie Engländer (Schotten und Irländer) ihre 
Manufacturen befonderd dur Anivendung von Maſchinen fehr erivei- 
tert hatten und dieſelben ohme den größten Schaden fogleid) weder 
eingehen laffen noch weſentlich beſchränken fonnten, fo arbeiteten fie 
auch unter ben eingetretenen ungünftigen Umftänden fort, erniedrigten 
bie Preife, um fi Abfatz zu verfchaffen, und errangen immer aus— 
ſchließlicher den Markt, um fo mehr da ihre großentheild aus Mafchinen- 
garn gefertigten Leinen durd; äußere Schönheit von den hiefigen aus 
Handgeſpinſt verfertigten und meift in Hausmache-Leinen beftehenden 
Geweben ſich auözeihneten. Dazu kamen die hohen Eingangszölle 


547 


auf Leinen, welche feit 1824 in den vereinigten Etaaten, dann etiva 
15 Jahre fpäter in Mexico und bald darauf and) in Cuba angeorbnet 
wurden und die den auch durd andre Umſtände geförderten Verbrauch 
von baummollnen Stoffen zum Nachtheile der Leinen unausgefetzt fteiger- 
ten. Die wohlfeileren Baumtollenftoffe gewannen aber um fo entfchiedener 
die Oberhand, ald die Erzeugung der Hauptproducte Wejtindiend (Zucker 
und Kaffee) theild dort durd die Eclavenemancipation fehr litt, theils 
in andren Ländern, vornämlid in Brafilien und in Oftindien, außer: 
ordentlich vermehrt wurde. Nach diefen Gegenden wurde indeß Leinen 
entiveder gar nicht oder doch faft nur von England aus abgefeßt. Die 
Ausfuhr nad) Spanien ward durch die feit 1840 dort zur Hebung 
fommenden hohen Zölle fehr erſchwert. Es verminderte ſich aber nicht 
allein der überfeeifche Abſatz, fondern aud) der Abfat im Innern, indem 
hier ebenfalld einerfeit8 baumtmollne Geivebe immer allgemeiner in 
Anivendung famen, und anbrerfeits feit den 1840er Jahren viel Engli— 
ſches Leinen eingeführt wurde. Um diefe Einbuße etwas auszugleichen 
fuchte man, auch Negierungdfeitig, die Verfertigung ſolcher Gewebe zu 
befördern, welche im Innern und überhaupt diesſeits des Meeres, 
namentlich in den Rheinlanden, in Holland u. f. w., Abfatz finden. 

Die gefhilderten Berhältniffe trafen jedody den Hannoverſchen 
LZeinenhandel im Ganzen weniger nadhtheilig als den andrer Länder, 
weil mehrere der hiefigen Leinen von ber Art find, daß nad ihnen 
felbft noch auf dem weſtindiſchen Märkten ſich Nachfrage erhalten hat, 
und weil ihre Verfertigungstveife, als häusliches Nebengefhäft, theild 
eine fehr mohlfeile Herftellung geftattet, theild die Fortſetzung dieſes 
Erwerbszweiges noch dann möglid und felbft lohnend macht, wenn 
der Preis die Koften einer gewerbsmäßigen Erzeugung nicht oder 
nur faum mehr deden würde. Es har daher unter den angedeuteten 
ungünftigen Umftänden nit nur bie Leinenverfertigung im König: 
reiche, fondern felbft ein anſehnlicher Ausfuhrhandel fortgedauert ; ja 
unter den letzten Jahren find einige verhältnifmäßig redt günftige 
geweſen und die Ausfichten für die Zufunft mödten mehr ermuthis 
gend als nieberfchlagend fein. 
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Der Garnhandel hat ähnliche Schickſale wie der Leinenhandel 
gehabt. Er war ebenfalls ſchon frühe fehr beträchtlich; beſonders 
aus dem Hildesheimſchen, Galenbergihen und Ddnabrüdichen wurden 
große Mengen hauptfählid; nad) Elberfeld, fpäterhin gegen Ende des 
vorigen Jahrhunderts nah Irland, ald dort bie durd den Krieg 
getinnreichere Zeinenverfertigung zunahm, audgeführt. Als fie aber 
während ber franzöfifhen Kriege vornämlich in Folge der iimmer aus: 
gebehnteren Antvendung von Flachsſpinnemaſchinen in Irland wieder 
fant, wandte fi zuerft und befonderd auch nody nady dem Frieden 
von 1815 eine ziemlich ftarfe Ausfuhr nah Schottland; auch ging 
1816 noch viel Osnabrücker Garn nad Elberfeld. Allein bald ver: 
minderte ſich diefer Abfatz und hörte gegen dad Ende der 1820er 
Jahre fat ganz auf. Ja don da an wurde aus England, immer 
zunehmend, Garn nah Frankreich ausgeführt, wohin vorher viel 
Deutfched Garn gegangen mar, mad nun feit 1835 abnahm und 
feit 1340 nad der Eingangszollerhöhung ganz aufhört. Mit der 
Erleichterung der Barneinfuhr in Irland 1828 trat nochmals eine ziemlich 
ftarfe Ausfuhr dorthin ein; doch wurden bald in Irland fo viel 
Spinnmaſchinen in Betrieb gefet, daß nidht nur feine Einfuhr mehr 
Etatt finden fonnte, fondern felbft in immer wachſender Menge Garn 
au’geführt wurde. Vornämlich feit 1832 begann die Garnauöfuhr 
aus England nah Deutihland und flieg in furzer Zeit ungeheuer . 
Auch nad) andren Ländern, melde bis dahin grofentheild von Deutſch— 
land aud berforgt waren. namentlich nach Belgien, ging fie, und fo 
fanf der Garnhandel auch der hiefigen Lande bon feiner früheren 


I) Die Ausfuhr betrug 1832 1842 
nah Deutihland.. 500 Pb. 1,831 275 Pfd. 
nah Holland..... 3.190 » 3.934.239 » 
überhaupt. ....... 110.188 » 29.490.987 » 
Cpäterhin hat fle abgenommen. Sie betrug in den 11 Monaten vom 5. Jar 
nuar biö 5. December 1850 1851 1852 


16.975,39? Rfb. 16,200,612 Vfd. 22,246,147 Pfv. 
Ein großer Theil des nah Holland Ausdeclarirten wird von da nah Deutfch- 
land gebradt fein. 
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Bedeutung herab, ohne daß bei ihm für die Zufunft aud nur gleid) 
günftige Ausfichten tie beim Leinenhandel vorhanden find. 


Dagegen hat die Ausfuhr ber Hecde feit 1835 zugenommen, 
beſonders nad) England, wo auf den fehr vervolltommneten Maſchi— 
nen felbft aus fehr geringem Nohftoffe verhältnigmäßig gutes Garn 
gefponnen wird. Zwar fanf fie feit 1848; doc hat 1854 wieder 
eine weit ftärfere Ausfuhr Etatt gefunden, wozu die feit Vereinigung 
ded Eteuer- und bed Zollvereind eingetretene Ermäßigung der Aus— 
gangsabgabe Anlaf gegeben zu haben ſcheint I). 


Der Gefammtiverth der Ausfuhr in den Jahren 1853 und 1854 
wird folgendermaaßen geſchätzt ?). Es wurden audgeführt 


1853 1854 

1. Gewebe von Flachs und Hanf P Courant 4 Eourant 
1) über Bremen für .. 222.2... 304,123 390,723 

2) m Hamburgfür.. 220000. 444,145 781,560 

3) „ Lübed, Altona und Holftein für 109,500 101,000 

4) nad Holland . 2... 222200. 230,000 215,000 

5) nad) den Zollvereindftaaten und ber 
u 387,000 361,000 


6) nad) den unteren Elb- und Wefer- 
gegenden, Oldenburg, Medlenburg, 
Schweden, Norwegen x. ..... 169,000 165,167 
— 1,134,368 2,014,350 
I. Garn (flähfen und heeden) .... 278,049 247,111 


TER Se eenasen 186,890 309,575 
VE 68,260 222,550 


 — 2%7,567 2,7194,686 





I) Die Ausfuhr betrug 18%/,, fährlich 17 bis 20,000 Gentner, 1853 nur 
13,000 Gentner, 1854 aber faft 29,000 Gentner. 


2) Hannoverfche Zeitung von 1854 M 478, und Norbdeutfche Zeitung 
von 1855 M 1951. Ueber die frühere Zeit f. Marcard: Hannovers 
Nationalwohlſtand, S. 125. 





Das Jahr 1854 ergab alfo ein Mehr von 527,119 , mas, 
bei der Abnahme der Ausfuhr nad) fait allen übrigen Punkten und 
der Garnausfuhr, durd ben verſtärkten Abſatz der Gewebe über 
Hamburg, fo fie ded Flachſes und der Heede herborgebrad)t wurde. 


Abſchnitt XI. 
Manufacturen, Fabriken, Handel und Gewerbe. 


Die Ausgaben, welche unter der vorbemerften Rubrit jeit 13%9%,, 
auf dem Budget ded Minifteriums ded Innern ftehen, ftanden vor: 
her auf dem Budget ded Handels-Miniſteriums, weil dieſem fonft die 
höhere Gewerbeſchule, für welche der übertviegende Iheil jener Aus— 
gaben geleiftet wird, untergeben war. Daß, naddem dies aufgehört 
hatte, dennody die Ordnung ded Budget biö zur neueſten Caſſen— 
vereinigung nicht verändert ward, hat nur in den früheren Caſſen— 
berhältniffen feinen Grund. 

Die Geiwerbeverfaffung in den älteren Zandestheilen des König: 
reih8 beruhete, wenn aud mit Ausnahmen, auf ben Grundfäßen, 
daß die Geiverbe den Städten und in den Städten den Zünften 
angehören. In den fpäter zum Königreiche gefommenen Xheilen 
waren die Zuftände verfchieden. Die während der Fremdherrſchaft 
eingeführte Geiverbefreiheit war nad Befeitigung der erfteren ebenfalls 
tvieder befeitigt, dad Alte jedoch nicht überall und durchgängig hergeftellt. 
Dem Bepürfniffe einer Befferung, was vielfältig und je länger defto 
entfchiedener gefühlt fvurde, fuchte die Regierung im Verwaltungswege 
abzuhelfen ; aber ohne den bezivedten Erfolg. Sie dadıte daher an 
Erlaß einer allgemeinen Geiverbeordnung, deren Entwurf fie 1831 
den Ständen unfehlbar in der nädjften Diät vorzulegen verfprad I); 


I) Actenftüde 111.6. S. 391. 


allein cd kam dazu erft 1846. Der Entwurf ward angenommen 
und am 1. Auguft 1847 als Gefetz publicirt. Noch ehe er aber am 
1. Zuli 1848 ins Leben getreten var, beantragten die Stände eine 
Reviſion deöfelben und vorläufig die Suöpenfion einer großen Zahl 
feiner wichtigſten Beftimmungen, die darauf durd dad Gefeh vom 
15. Juni 1848 verfügt ward. Die Revifion aber ift, wiewohl 1850 
von Ständen in Erinnerung gebradt, noch nicht erfolgt 9). 

Dagegen wurde auf ftändifhen Antrag ein Gefe über die Ablö- 
fung der Bannredte und aubſchließlichen Gewerberechte am 17. April 
1852 erlaffen 2). 

Zur Beförderung der Geiverbe mittelft Geldbeihülfen aus ben 
öffentlihen Gafjen war die im vorigen Jahrhundert gefchaffene Manu— 
factur⸗Caſſe beitimmt, deren Refte jetzt nody in dem Commerzcapitalien- 
fondd vorhanden find 3), Aus dem laufenden Budget werden für 
diefen Zweck — abgefehen von den beim KHandeld-Minifterium (Abtheil. 
XI.) nod zu ertwähnenden Verwendungen — erſt feit 1830,, Aus: 
gaben geleitet, namentlid) %) 


J. behuf der Lehranftalten für Gewerbtreibende. 


Bis zum Jahre 1831 fehlte ed an befondren Zehranftalten für 
Gewerbtreibende im hiefigen Lande faft gänzlid 5). Auf die Noth- 


1) vergl. Staatöhanshalt I. S. 18, 19. Actenſtücke VII. 3. ©. 307, 1209; 
IX. 1. ©. 1030; Xl. 1. ©. 2175. Die 1848 fuspendirten 88 265 und 266 ber 
@emwerbeordnung find auf ftändifhen Antrag durch dad Geſetz vom 5. April 
1850 hergeftellt. Actenſtücke XI. 1. S. 1189. 

2) Actenſtücke Xl. 1. S. 29; Xl. 2. ©. 249. 

3) Staatöhaushalt I. ©. 322, Netenftüde XII.2. ©. 448. 


4) Bis 1852/55 ftand auf diefer Budgetrubrit auch eine Befoldung ober 
Remuneration von jährlih 200 „PB Eaflen- Münze für Beauffihtigung der 
Göttinger Induftriefhulen, weſche bis 1834 bie Königliche Gafle und von 
1811/55 die General-Steuer-Caſſe (unter den Befoldungen des Handels: 
Minifteriumd) trug. > 

5) Nur in Göttingen und Obnabrück waren, jedoch fehr unvolltommene 
Anftatten diefer Art fhon vorher vorhanden. 
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wendigkeit derfelben dur den Getwerbeverein für dad Königreich aufs 
merffam gemadht, nahm dad Minifterium 1830 die Mitwirkung der 
Stände zur Gründung folder 2ehranftalten in Anfpruh. Nah dem 
entiworfenen Plane follten theild in den durch ihre Berhältniffe dazu 
geeigneten Städten des Landes örtlidye Real- oder Gewerbeſchulen ein= 
gerichtet werden, um vorzüglich Lehrlingen und Geſellen Gelegenheit 
zu verſchaffen, an Weiertagen und in getoiffen Etunden der Wertels 
tage fi) die zu ihrem Berufe nothivendigen Kenntniffe und Fertig— 
feiten zu eriverben; theild follte in der Hauptſtadt eine höhere tech— 
nifhe Bildungsanftalt, als Edyule für Mathematit, Naturwiffen: 
haften und Zeichnen, fo wie für deren Anwendung auf Landwirth— 
haft, bürgerliched Getverbe und techniſche Künfte gegründet werden. 
Die unteren Gewerbeſchulen follten ftädtifche Anftalten fein, jedoch 
den nöthigen Zufhuß aus den öffentlihen Caſſen erhalten ; die höhere 
Gewerbeſchule aber follte den Charakter einer Landedanftalt tragen 
und ihre Koften, jo weit fie nicht durd die Schulgelder gededt wür— 
den, aus ben öffentlihen Gaffen getragen werden. Der Gefanmt- 
aufwand diefer letzteren ward auf jährlid 15,000 „P Conv.: Münze 
veranſchlagt, wovon bie Königlihe General-Caſſe Y/, und die Gener 
ral-Eteuer-@affe %, übernehmen follte.e Da die Etände auf bie 
Vorſchläge der Negierung nicht nur bereitwillig eingingen, fondern 
nod eine möglihft fchleunige Ausführung derfelben empfahlen:: fo 
wurde der Plan fo weit thunlih fhon 1831 vertirfliht. In 21 
Städten wurden Realſchulen eingerichtet, und die höhere Gewerbe— 
fdule in Hannover ward im Mai mit einem vorbereitenden, im 
October aber mit einem planmäßig vollftändigen Curſus eröffnet !). 
In den 25 Jahren, welche feitdem verfloffen, find diefe Anftalten an 
Zahl und Ausdehnung, fo tie an Vollftändigkeit und Tüchtigkeit 


I) Xctenftüde II. 5. ©. 133, 217: 11.6. ©. 455. Marcard a. a. O. 
©. 115. Die höhere Gewerbeſchule in Hannover von (dem in weiten Kreifen 
rühmlichſt befannten, feit Gründung der Anftalt ihr vorftchenden erften Director) 
Karmarfdh. Hannover 1844. 
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fortwährend gewachſen; beſonders aber hat ſich die höhere Gewerbe— 
ſchule dergeftalt entwickelt, daß fie unter den Deutfchen und außer— 
deutſchen Schulen diefer Art mit Recht einen höchſt ehrenvollen Platz 
behauptet. Die erfte tefentliche Werbefferung, deren fie fich zu 
erfreuen hatte, war daß fie 1837 ein eigned Gebäude erhielt I), was 
fie in Stand fette, niht nur mehr Schüler aufzunehmen, fondern 
aud ihren Zwecken befjer zu genügen. Nach Verlauf einiger Jahre 
aber machte ſich dad Bedürfniß fühlbar, das Baufach in nod größe 
rem Umfange ald biöher in den Kreid des Unterrichts zu ziehen. 
Es mard daher eine Erweiterung der Anftalt, um Gelegenheit zu 
vollftändiger Ausbildung in allen Zweigen ded Baufachs zu gewäh— 
ren, beichloffen und 1847 audgeführt 2). Bon diefer Zeit an erhielt 
die Anftalt den Ramen polytehnifhe Edule Das Gebäude 
war auf 200 Schüler berechnet; der Beſuch der Schule war aber 
fehr viel ftärfer, und da dies Verhältniß dauernd blieb, fo fah man 
fih 1853,, zu einem Anbaue um fo mehr veranlaft, als der nad 
den jetzigen Verhältniſſen viel zu befchränfte Unterricht in der Chemie 
bedeutend erweitert werden mußte 3%). Die Unftalt befteht gegen- 
ärtig aus einer Wor- und einer Hauptſchule. Jene umfaßt die 
Lehrfäher der Elementar-Mathematif, Naturgeſchichte, Mineralogie 
und des freien Handzeichnens; alle übrigen Lehrfäher gehören der 
Hauptihule an. Als Hülfsmittel befitzt die Anftalt 12 verſchiedene 
Eammlungen von meilt bedeutender Art und eine Bibliothet von 
11,000 Bänben. 

Obgleich aber ſowohl die Realſchulen ald die polytechniſche Schule 
durchaus die Zwecke erfüllen, für welche ſie beſtimmt ſind, ſo zeigte 
ſich doch bei dem techniſchen Unterrichte noch eine Lücke. Weder jene 
noch dieſe eignen ſich, den Bauhandwerkern denjenigen Grad der 
Ausbildung zu geben, welchen man zu tüchtiger Ausübung ihrer 


— — — — 


I) Staatshaubhalt I. S. 322. 
2) Actenſtücke VIN.3. ©. 834, 1074. 
3) Actenftüde X1.5. S. 41, 944. 
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Geiverbe verlangen muß und den bie beitehenden Borfdriften von 
ihnen fordern I). Die Gründung einer befondren Baugewerkſchule 
ftellte fid) daher als nöthig heraus, und dazu bemifligten auf Antrag 
der Regierung die Stände den erforderlichen Zufhuß aus der General- 
Caſſe. Sie wurde in der Stadt Nienburg, welche ein geeignetes 
Gebäude für diefelbe bergab und unterhält, errichtet und im Dctober 
1853 eröffnet ?). 


Real: oder Gewerbefhulen beftanden 3) 


im Zahre in Städten 4) mit 2ehrern mit Schülern 
1831 14 — 652 
1848 23 104 2837 
1851 27 123 3793 
1852 27 18 3630 
1853 20 135 3661 
1854 31 148 3539 


Die Schüler find weit der Mehrzahl nad) Lehrlinge und Gefellen. 
Ihre Zahl in ben einzelnen Anftalten weicht fehr von einander ab. 
Am ftärfften befuht waren (1853) die Schulen zu Göttingen (446 
Schüler), Dönabrüd (436), Hildesheim (229) und Hameln (223), 
am ſchwächſten die Schulen zu Herzberg (24), Lemförde (283), Duder⸗ 
ftadt (33), Soltau (43) und Lingen (44). Die Abnahme der Schü— 
lerzahl im Jahre 1854 rührt hauptfädhlid von Erridtung der Bau: 
gewerkſchule her, melde der Gewerbeſchule zu Nienburg, die 1853 
159 Schüler gehabt hatte, mehr ald 100 Schüler entzog. 


I) Gewerbeordnung vom 1. Nuguft 1847 8 30 und Minifterial- Befannt- 
madhung vom 7. Februar 1850. 

2) Actenftüde XI. 5. ©. 917, 1026. 

3) Hannoverſche Zeitung vom 4. März 1853 A. 53, umd vom März 1854. 
Weber bie frühere Zeit f. Marcard a.a.D. ©. 115. Mittheilungen bed 
Bewerbevereind, Lief. 18 ©. 333. Hannoverſche Zeitung von 1840 AZ 96 
(außerordentliched Abenpblatt). 

4) außer den in der Mefldenzftadbt beftehenden Handwerkö- und Kandeld- 
ſchulen. 
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Die Baugewerkſchule zu Nienburg hat 10 Lehrer und unter: 
richtete im Winter 1853/,, — 85, 1859, — 97 Schüler, faft 
ſämmtlich Maurer » und Zimmerleute. Die Zahl der Lehrlinge 
betrug im erfteren Jahre 6, im andren 14, die der Gefellen 76 und 
83. Unter der Gefammtzahl befanten ſich 1853,, — 34. umd 
1854/,, = 61 Hannoveraner, die Mehrzahl aus den Landdroſteibezirken 
Lüneburg und Hannover. Bon den Ausländern waren die Mehrzahl 
Holfteiner und Medlenburger }). 

Die polytehnifhe Schule begann mit 64 Schülern, deren 
Zahl, ald dad neue Gebäude in Benutzung genommen wurde, auf 
171 ftieg, dann aber fortdauernd wuchs und 184%/,, im Durdfchnitte 
jährlih 309, 1853,, — 321 betrug 2). Die Lehrerzahl ift von 10 
allmälig auf 14 geftiegen. 

Die budgetmäßigen Ausgaben behuf der Zehranftalten für Getverb- 
treibende beftehen in folgenden 

1) für die polytehnifche Echule höchſtens 16,277.P 2igr 119 


2) #» " Baugewerkſchule n 2000 nr — —« 
3) u m WRealsoder Gewerbeſchulen- 3710 vr Ir Au 
4) allgemeine Ausgaben ........ 12 —n 9u 


j zufammen — 22,000, — ga —9 
Die Gefammifoften der polptehnifhen Schule belaufen fi auf jähr— 
lid 19,000 ,$, wovon ungefähr 4000 durch die Schulgelder gedeckt 
werden 3). Die Baufoften für dad Gebäude find aus dem Commerz— 
capitalienfonds, jebod die Koſten der bauliden Griveiterung von 
1853/,, (22,000 ) aus den lleberfchüffen ber General-Caſſe beftrit- 


I) Sannoverfhe Zeitung vom 21. März 1855 AZ 137. 

2) 1852/53 befuhten die Schule 268 Schüler und 16 Zuhörer, darunter 
125 aus dem Stande ber @eiwerbtreibenden und 159 aus andren Ständen. 
Von der Befammtzahl gehörten an der Stadt Hannover und ihrer nädhften 
Umgebung 46, dem übrigen Königreihe 111, andren Deutfchen Zändern 97, 
dem Auslande 30. Hannoverfhe Zeitung von 1853 AZ 281. 

3) Die Schulgelder wurden 1846 erhöhet, und die Vefreiungen von Zahlung 
berfeiben beſchränkt; auch ward der Fonds zu Stipendien von 800 4 auf 
300 4 herabgefeßt. 

Schzen, Staatöhaushalt. IL, 5 36 
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ten. Die Koften der Einrichtung ſowohl bei Gründung ber Schule, 
die gegen 50,000 ,B betrugen, ald auch bei Eriveiterung berfelben im 
Jahre 1846/47 (ungefähr 1300 ,P) find gleihfalld aus dem Commerz⸗ 
capitalienfonds, dagegen die Einrichtungskoſten im Jahre 1853,, aus 
den gegen 6000 «P betragenden Ueberſchüſſen der Schulcaſſe bezahlt, 
welche fid) daburd gebildet hatten, daß gegen bie ursprünglichen 
Bervilligungsbedingungen lange Jahre hindurd der Schulcaſſe eine 
ihren Bedarf überfteigende feſte Summe gezahlt war. 

Die ftädtifhen Getverbefhulen foften jährlid gegen 8000 «P, 
wovon etiva 3000 aus den Cämmerei-Caſſen, von den Gilden und 
aus den eignen Mitteln einiger Realſchulen, 1000— 1200 4 aber 
durch die Schulgelder, welche jedoch nicht bei allen Schulen zu ent- 
richten find, gededt werden. Die jährliche Beihülfe aus der General: 
Gaffe für eine einzelne Schule beträgt zwiſchen 50 und 300 4. 

Die Baugewerkfhule hat 1893%;4 — 2437 „P gefoftet, wovon 
135 durch die Schulgelder aufgebradt find. Das Gebäude hat 
die Stadt Nienburg hergegeben und zu unterhalten ; zu den übrigen 
Einrihtungötoften find aus den Ueberſchüſſen ber General: Gaje 
2000 4 bewilligt. 

Die polytehnifhe Schule und ſämmtliche Getverbefchulen ftehen 
zufolge der Betanntmahung des Finanz- und Handeld- Minifteriumd 
vom 15. Juni 1835 zunädhft unter Auffiht einer Verwaltungs-Com— 
miffion, deren (jet 6) Mitglieder von der Regierung ernannt foerden 
und deren Vorſitzender eine jährlihe Remuneration, zur Hälfte aus 
dem Fonds der polytehnifhen Schule, zur Hälfte aus dem Fonds für 
die Realſchulen erhält. Sonft ftand die Commiffion unter dem Finanz. 
und Handeld-Minifterium, feit 1846 unter dem Minifterium ded Innern. 


II. Unterftügungen zur Beförderung der Gewerbe. 

Unter dieſer Bezeihnung ftehen feit 183%/,, jährlich) regelmäßig 
2000 im Budget ; von 18%1/,9 Tagen fie auf der General-Steuer: 
Caſſe. Sie werden hauptſächlich verwendet 

1) zu Beihülfen für den Gewerbeverein. 
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Seit 1828 befteht ein Geierbeverein für das Königreid, der 
Anfangs eine Regierungsanftalt war N, da fi dies aber ala nicht 
zweckmäßig herauöftellte, 1834 in einen Privatverein verivandelt 
wurde 2). Sein Zweck ift Förderung der Gewerbe, Herborrufung 
und Gründung neuer Induſtriezweige und Hinmegräumung von Hin- 
berniffen der geiverblihen Ihätigfeit. Er hat feinen Sitz fo wie 
aud feine Mufter- und Modellfammlungen und feine Bibliothek in 
Hannover. Er giebt die »Mittheilungen ded Getverbevereind für das 
Königreich; Hannovers heraus und veranftaltet bon Zeit zu Zeit eine 
Ausftellung inländifher Induftrieprodufte in dem Gebäude der poly⸗ 
techniſchen Schule. — Für die Landdroſteibezirke beſtehen Provinzial⸗ 
Gewerbevereine, und an einer großen Zahl von Orten Local-Gewerbe— 
bereine, welche in ihren Kreifen gleiche Zivede wie der Hauptverein 
verfolgen. 

2) zu Unterſtützungen für Handwerker und andre Gewerbtreibende 
zu ihrer Ausbildung 3); 

3) zu Beihülfen für den Geidenbau-Gentralverein zu Nienburg. 
Derfelbe pflegt jährlih 300 „B zu erhalten 9. 

Zur Beihidung der großen Getverbeauäftellung zu London im Mai 
1851 ermädtigten die Stände dad Minifterium 8VO .P zu berivenden, 
und 1854 bewilligten fie auf Antrag beöfelben außerordentlicher Meife 
4000 „P zur Betreitung der Koften, melde durch Betheiligung bei 
ber großen Induftrieausftellung in Münden erwachſen würden 5). 





I) Geſetzſammlung von 1828, I. 85. Die von den Ständen 1842 em— 
pfohlene Einrichtung, in erheblihen bei den oberen Landesbehörden vorfommen= 
den Handeld»s und Bewerbe= Angelegenheiten Sachverſtändige auö den verſchie— 
denen Zandeötheilen zuzuziehen, wollte die Regierung 1849 ind Leben rufen; es 
ift aber nicht geihehen. Staatöhaushalt IM. ©. 81. 

2) Der Secretair deöfelben wird jeboh aus der General-Caſſe remunerirt 
(f. unten ©. 558). 

3) von 1853 befonderd für 2ehrlinge, die auf der Baugewerkſchule zu Holz= 
minden ihre Ausbildung fuchten. 

4) Nachrichten über deffen Wirkfamfeit in ber Hannoverfchen Zeitung vom 
2. Juli 1853 A, 153. 

5) Actenftüde XI. ı. ©. 2174: XI. ı. ©. 164, 862. 


36” 


558 


II. Insgemein. 


Die zu Ausgaben nit näher bezeichneter Art im Budget ftehen- 
den 600 „PB find Theil einer Summe von 1000 4 (erft Gonventiond- 
Münze, nachher Eourant), welche bie 1839/,, auf dem Budget deö 
Handeld-Minifteriums ftanden und dieſem nod) zum Reſte von 400,P 
geblieben find. Sie werden regelmäßig zur Remumerirung ded Eecre: 
taird des Gewerbevereins für dad Königreich, zumeilen aud zu Sti— 
pendien und ähnlichen Unterftügungen benußt, wenn folde nicht an 
Getverbtreibende, aber doch zur Beförderung des Gewerbeweſens 
gegeben erben. 


Abschnitt XIII. 
Gefangen: und Kranfenfubren )). 


Die zur Fortfhaffung der Gefangenen erforderliden Fuhren 
müſſen herkömmlich im Hoheitsdienſte, in der Regel nach gleichen 
Grundſätzen, wie die Kriegerfuhren 2), geleiſtet werden. Früher war 
dieſe Laſt gering und auf die Pflichtigen ziemlich gleichmäßig ver— 
theilt; in neuerer Zeit aber ſteigerte ſie ſich nicht nur in Folge 
der beſſeren Polizeieinrichtungen und der Transportvermehrungen 3), 
fondern wurde auch dadurch drüdender, daß fie faft nur mod) bie 
Anwohner der Straßen traf, auf melden bie regelmäßigen Land: 
bragoner-Gorrefpondenzen, mit denen faft immer bie Gefangenen 
fortgefchafft erben, ſich bewegen und melde zu ben Strafanftalten 
des Landes führen. Und felbft von den Anwohnern diefer Straßen 
fourben meiftend nur die betroffen, twelde an den Gorrefpondenzorten 


1) Actenſtücke VII. 2. S. 625, 1022, 1133; VIN.3. S. 657, 1002. 
3) Staatöhaushalt II. S. 185. 


BR“ Im Durchſchnitte von 18%/4, wurden jährlid 2040 zweifpännige Fuhren 
geleiftet. 
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oder in beren mädjfter Umgebung wohnen, weil die uhren 
gewoͤhnlich ſchnell geftellt werden müffen. Dazu fam noch, daß feit 
1833 die Exemten zu bdiefer allgemeinen Landedlaft hätten heran— 
gezogen werden müffen, aber nicht herangezogen wurden, weil ed an 
einem Goncurrenzfuße dafür zu fehlen pflegte. Der Zufland ftand 
baher ſowohl mit dem verfaffungsmäßigen Grundſatze, daß bie 
allgemeinen Staatdlaften von allen Landeseinwohnern gleichmäßig 
getragen werden ſollen, als mit der Billigkeit im Widerſpruche. 
Um das Uebel wenigſtens etwas zu mildern, hatte die Regierung 
darauf hingewirkt, größere Fuhrverbände zu bilden und in denſelben 
die Leiſtung durch Lohnfuhren auf Koſten aller Pflichtigen des 
Bezirks beſchaffen zu laſſen; allein ohne ſonderlichen Erfolg. Am 
richtigſten und einfachſten wäre nun geweſen, falls die Dienſtpflicht 
nicht aufgehoben werden konnte oder ſollte, die Fuhren ebenſo wie 
die Kriegerfuhren aus der öffentlichen Caſſe zu bezahlen. Als aber 
dieſer Ausweg 1844 in den Ständen beantragt wurde, fand er bei 
der erſten Cammer Widerſtand; doch konnte dieſelbe nicht umhin, 
ſich wenigſtens einem Antrage an die Regierung anzuſchließen, daß 
wegen billiger Vertheilung und Ausgleichung der Laſt den Ständen 
möchten Vorſchläge gemacht werden. Die Regierung ging hierauf 
gern ein, glaubte jedoch wohl in Hinblick auf die Abneigung erſter 
Cammer nur zu dem Zwecke eine Bewilligung aus ber General— 
Steuer-Caffe beantragen zu dürfen, daß den vorhandenen oder noch 
zu bildenden Fuhrbezirken, welche die Leiftung durd Lohnfuhren zu 
befhaffen geneigt fein, eine Beihülfe gegeben iverden könne. Mit 
biefem Vorſchlage erklärten die Stände, auch zweite Cammer, bamit 
nicht die Sache fheitere, ſich unter der Erieiterung cinberftanden, 
daß in denjenigen Fuhrbezirken, melde den Dienft nicht durch Lohn—⸗ 
fuhren leiften twürben, den zum Dienfte herangezogenen Fuhrpflichtigen 
eine angemefjene Vergütung getvährt werden folle. Der Erfolg var, 
daß für alle Gefangenfuhren, mögen fie von den Fuhrverbänden 
durch Lohnfuhren oder von den Pflichtigen geleiftet erden, aus der 
öffentlihen Gaffe eine Bezahlung von 8 ggr auf die Meile für jede 
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zweifpännige Fuhr geleiftet mird. Eben fo aber wie ed häufig im 
Intereffe der Kriegöverivaltung liegt, die Fortfhaffung ber Militair- 
effecten ftatt durch SKriegerfuhren mittelft Fracht- oder ähnlicher 
Fuhren befhaffen zu laffen, fo bedient aud) die Negiminalvertvaltung 
zur Fortihaffung der Gefangenen fid manchmal ftatt der Hoheits— 
oder der bon ben Auhrberbänden zu ftellenden uhren anbrer 
Iranpportmittel, 3. B. der Eifenbahnen, für welche bann die Bezah- 
lung aud bemfelben Fonds geleiftet wird, aus dem jene uhren 
bezahlt worden mären }). 

Den Gefangenfuhren find die im Hoheitsdienſte zu leiftenden 
Krankenfuhren, welche vornämlih zur Fortihaffung armer Kranken 
nah der Heil- und Wflegeanftalt zu Hildesheim und nad den 
Babeanftalten in Anfprud genommen werden, völlig gleichgeftellt 2). 

Zur Beftreitung der Ausgaben für die Gefangen» und Stranfen- 
fuhren wurden feit 1. Juli 1844 jährlid 4000 „P in das Budget 
ber General-Steuer-Gaffe aufgenommen; dod find gewöhnlich nur 
3000 bis 3500 »P, von 1849/,, durchſchnittlich im Jahre 3418 P 
12 gr 9 & verbraudt. 


I) Geſetzſammlung von 1850, II. S. 9. Seit 1. Januar 1855 erden 
berfuhömweife die Landgendarmerie = Eorrefpondenzen in gefchloffenen Coupeed 
befördert, wenn bie Eifenbahnfahrgeider die Ausgaben im Ganzen nicht ver= 
mehren. Actenſtücke XII. 2. S. 48. 


2) nicht die zur Fortſchaffung bon Armen, welche auf ber Reife erfranfen, 
nöthigen Zuhren, da diefe nach dem Geſetze vom 9. Yuguft 1838 eine Gemeinde⸗ 
laft find. 


“. 


Eifte Abtheilung. 
Dad Minifterium des Handels. 


Die Ausgaben bed Handeld-Minifteriumsd beziehen fi, unmittel- 
bar oder mittelbar, vorzugsweiſe auf bie Schifffahrt und nur zum 
Theil, 3. B. die Verwendungen für Gonfulate, nebenbei auf Handels— 
ztoede. Es wird baher über die Schifffahrt hier einiged Nähere anzu« 
geben fein. 

Hannover ift, nebft Oldenburg, dad einzige Deutfche Land mit 
oceanifher Küfte ). Won drei ber größten Deutfchen Ströme wird 
ed durchzogen ober begrängt und von vielen kleineren Flüſſen, deren 
Mehrzahl ſchiffbar ift, durchſchnitten. Naturgemäß hat ſich daher 
See: und Flußſchifffahrt enttwideln müffen, und fie ift in ber Ihat 
ein fehr bedeutendes, eind ber wichtigſten Getverbe des Königreichs 
geworben, obwohl fie freilich längft nicht bid zu dem Umfange und 
der Ausbildung gelangt ift, den fie nad) den geographifden Berhält- 
niffen wohl hätte erlangen können. 

Die Seefhifffahrt war vor der Franzöfifhen Herrfhaft in den 
Kurlanden von geringer Bedeutung, in Oſtfriesland dagegen nicht 
unerheblih, body wurde fie in Folge ber Kriegdereigniffe 1805 unb 
1806 faft ganz vernichtet 2). Nah 1815 hob fie fid) wieder und ift 


1) Staatöhaushalt II. S. 401. 

2) Der Stadt Emden wurde 1751 bad Portofranco-Medht verliehen, 
welches der Vertrag vom 29. Mai 1815 und Art. 30 der Wiener Congreßacte 
beftätigten. Erſt jet nad Bereinigung des Steuer- und Zollvereind hat fle 
auf dabſelbe gegen Bewilligung einer gollfreien Niederlage verzichtet. S. oben 
©. 436. Wiarda, Oftfriefifche Beihihte 8. ©. 365. Actenſtücke XI. 2. S. 24, 
116; XII. 1. ©. 894: XH. 2. ©. 690. 
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ſeitdem mit geringen Ilnterbrehungen unaudgefeßt im Steigen 
geivefen. 


Unter den für die Seefhifffahrt wichtigen neu entftandenen Plätzen 
ift befonderd Leer, was feit 40 Jahren durch Ihätigfeit, Umſicht und 
Energie ſich auferordentlih gehoben hat I); Geeſtemünde, was kaum 
begründet doch nad allen Anzeichen eine bedeutende Zukunft vor ſich 
hat, und Harburg, von deſſen überrafhend fchneller und großer Ent: 
wickelung ſchon Nachricht gegeben ward, zu nennen 2). 


Bis auf die meuefte Zeit wurde die Seeihifffahrt fait aus— 
ſchließlich als Frachtfahrt für fremde Rechnung, von Oſtfries— 
land aus hauptſächlich zur Vermittlung des Verkehrs zwiſchen 
Holland, Belgien, Frankreich u. ſ. w. einerſeits und den Oſtſeeländern 
anbdrerfeitd, von ber Weſer und Elbe aus vornämlich für Bremer 
und Hamburger Rechnung nad England, den Nordifhen Häfen u. f. iv. 
betrieben 3. Doch wurden auch Landeserzeugniffe, Butter, Getreide 
und bergleihen bon den Dftfriefiichen und in geringerem Maaße von 
den Bremenſchen Hafenpläßen aus nad) der Ditfee, nad) England u. ſ. w. 


1) Mit Rüdfiht hierauf ift der Eifenbahnhof, die freie Niederlage und das 
neue Hafenbaſſin bei Leer in großartigem Maafftabe profectirt. Actenftüde 
XI.4. ©. 522, 1002; XII.2. S. 697. 


2) Staatshaushalt II. S. 428. 


3) In Hamburg gingen in den 4 Jahren 1851/;, im Durchſchnitte jährlich 
4420 Seeſchiffe ein und 4435 aus: bie Belammttragfähigfeit betrug bei jeneu 
wie bei diefen nahe an 270,000 Laft. Daran hatte Theil 


nad der Schiffozahl nad) der Ladungsfähigkeit 
1) Broßbritannien....... 29,94 Proc. 48,62 Proc. 
2) Hamburg ............ 14,13 vr 20,97 
3) Hannover............ 26,31 » 6,22 r 
4) alle übrigen Staaten... 29,9 » 24.0 „ 


Bremend Seefhifffahrt 1854 zählte 2825 ein- und 2853 ausgehende Schiffe 
bon überhaupt 454,486 Laſt. An dieſer Schiffszahl hatte Antheit: 

1) bie Bremer Flagge. . . . . ... 43,03 Proc. 

2) „ Hannoverſche Flagge... 13,5 » 

3) » Oldenburgſche » ... 134 + 

4) » aller übrigen Staaten .. 29,38 » 


563 





verſchifft. Während der letzten Jahre hat die Benutzung der inlän— 
diſchen Seeſchiffe zum inländifhen Eigenhandel auf erfreuliche Weife 
zugenommen, und alle Anzeichen deuten darauf hin, daß diefer Auf: 
fhmwung ftetig fein und nod wachſen werde. Die Neigung zur 
Seefdifffahrt und zu Unternehmungen mittelft berfelben breitet fid) 
immer weiter aud. Junge Leute felbit aud dem Binnenlande werden 
Seefahrer; Rhedereigeſellſchaften bilden fih, gewinnen ſchnell zahlreiche 
Iheilnehmer und handlen mit günftigem Erfolge. Die 1849 entitandene 
erite Nhebereigefellihaft zu Harburg mit vielen Iheilnehmern auch 
außerhalb Harburgs hatte Ende 1854 — 11 Schiffe von überhaupt 
1962 Laſt Irädhtigkeit in See; andre dortige Rheder befaßen 8 Schiffe 
bon 480 Laſt. Zu einer jetzt in Leer errichteten Oftfriefifch - Weftphä- 
liſchen Rhedereigeſellſchaft haben ſich die erforderlihen Iheilnehmer fo 
rafch gefunden, daß fie wahrſcheinlich gleich Über den urfprünglid 
beabfihtigten Umfang auögedehnt werden wird. In andren Eeepläßen, 
vorzugsweiſe an der Wefer und in Emden legt fid ebenfahö ein 
Streben nad) Erweiterung und Werbefferung der Rhederei durd 
Vermehrung der Schiffszahl und durd Erbauung größerer Schiffe 
zu Tage. Dampfigifffahrts-Verbindungen zwiſchen der Ems und ben 
Niederlanden, und zwiſchen Harburg und den Niederlanden (Aınfterdam, 
Rotterdam) und England (Hull ꝛc.) find neuerlid ind Leben gerufen 
und ſcheinen durchaus erwünſchten Kortgang zu nehmen. 
Die Hannoverfhe Seefhifffahrt nad) fremden Häfen in ben 
10 Jahren 1840/,9 weiſet die Anlage 5 nad. Die Abnahme derfelben 
in den Jahren 1848 und 1849 war nur eine vorübergehende Folge 
ber damaligen Creigniffe, befonderd bed Kriegd mit Dänemark, durd) 
den eine geraume Zeit hindurh die Mündungen der Elbe und Weſer 
gefperrt waren. Nach Herftellung des Friedens hat fid) die Hannoverſche 
Seeſchifffahrt nicht nur wieder zu der früheren Höhe, fondern noch 
darüber hinaus gehoben. Beſonders hat der Verkehr mit England und 
 borzüglid; mit London feit Aufhebung ber Navigationdacte zugenommen ; 
benn ed betrug die Zahl der Hannoverſchen Edjiffe, melde einliefen 


in Britifhen Häfen Tragfähigfeit, 
überhaupt in London Laft 
1822 12 — — 
1834 133 34 — 
1840 404 120 — 
1850 1469 394 — 
1851 1281 287 1,232 
1852 1505 332 8,662 
1853 1682 567 14,495 
An Seefdhiffen waren Ende 1853 vorhanden !) 
im Zahl Tragfähigfeit, burdfchnittliche 
Sanddrofteibezire der Schiffe Laſt Tragfähigkeit, Laſt 
Aurich 2) 567 26,257 46,3 
Stade 98 4,112 48,7 
Lüneburg 3) 12 1,072 849,3 
— 671 32,101 47,5 


Bon den Ediffen der Landdroſteibezirke Stade und Lüneburg 
famen auf die Hafenplätße 


Zahl Tragfähjigfeit, durchſchnittliche 
der Schiffe Laſt Tragfaͤhigkeit, Laſt 
der Elbe 91 379 47,2 
„ Mefer 19 2053 108. 


Im Jahre 1826 hatte die Zahl der Seeſchiffe nur 278 im 
Landdrofteibezirfe Aurich und 58 im Xandbrofteibezirfe Stade, im 
Jahre 1834 bort erft 327, hier 54, zufammen 381, mithin 296 
weniger ald 20 Jahre fpäter betragen. Die Tragfähigkeit aber var 


— — — — — 


1) Anlage 6. 

2) mit Einſchluß von Papenburg. Obwohl Papenburg nach der politiſchen 
Eintheilung ded Landes dem Landdroſteibezirke Dönabrück angehört, fo ſteht es 
doch in Bezug auf Handels- und Schifffahrtsangelegenheiten unter ber Land— 
droftei zu Muri, und die dortigen Hanbeld- und Scifffahrtöanftalten werben 
baher, wenn nichts anders gefagt if, unter den Oftfriefifhen mitbegriffen. 
Geſetzſammlung von 1830, I. S. 239. 


3) nur Stadt Harburg. 
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1834, See:, Watt» und Flußfchiffe zufammengezählt, nur 22,572 Laft, 
alfo nicht einmal halb fo groß ald 1853, wo fie 48,592 Laft betrug ?). 

Matt: oder Küftenfahrer und Flußſchiffe, letztere jedoch 
nur in ſo weit gerechnet, als ſie der Ems von Papenburg abwärts, 
der Weſer unterhalb Bremen und der unteren Elbe mit Einſchluß 
der Stadt und des Amts Harburg, ſo wie den Nebenflüſſen des unteren 
Theils jener großen Ströme angehören, gab ed Ende 1853 im Land- 
droſteibezirke 


Zahl Tragfähigfeit, durchſchnittliche 
der Schiffe Laſt Tragfahigkeit, Laſt 
Aurich 813 9,321 6,6 
Stade 928 10,442 11,2 
Lüneburg 124 540 4,4 
1865 16,303 8,8 


Auch hier zeigt ſich eine erheblide Zunahme, indem die Zahl der 
Matt: und Flußſchiffe in den Landdrofteibezirfen Aurich und Stade 
feit 1834 von (607 + 146) 1353 auf 1741, alfo um 388 geſtie⸗ 
gen iſt. 

Die Bemannung betrug Ende 1853 im Landdroſteibezirke 
J. auf den Seeſchiffen 


Schiffer 
und Steuerleute durchſchnittlich 
ae ee überhaupt aufjebem Schiffe 

Aurid) 258 183 1607 2648 4,7 
Etabe 41 101 914 662 6,8 
Lüneburg 21 — 72 93 44 

— 32 884 2193 3403 5 J 

II. auf den Watt- und Flußſchiffen 

J 1590 1,9 
BEE: a ee ae 1882 2,0 
NERRDHIG u 45. 271 2,2 
IH. auf den Dampffdiffen. .... 30 — 

3773 _ 7— 


I) Marcard: Hannoverd Nationalmohlftand, Tab. X. 


566 


Die Gefammtzahl der Bemannung beftand alfo aus 7176; dod 
dienen außerdem fehr viele Hannoveraner auf fremden Fahrzeugen, 
vorzugsweiſe auf den Seefchiffen der freien Städte Bremen und 
Hamburg. 

Die Flußſchifffahrt auf der oberen Emd, Elbe und Weſer mit 
ihren Nebenflüffen, fo wie auf der Vechte und einigen Fleineren Gewäſſern 
ift, wenn auch weniger bedeutend und theilweife durch den Mitbetverb 
der Eifenbahnen vermindert und erfchivert, doc keineswegs unbedeu— 
tend Auf der Ems und Vechte wird die Edifffahrt überwiegend 
mit Hannoverſchen Fahrzeugen (etiva 40 f. g. Pünten) betrieben; auf 
der Dberelbe haben die Hannoberſchen Edjiffe (ungefähr 30 ſ. g. 
Elbfähne) verhältnigmäßig geringen Antheil am dortigen gefammten 
Schiffsbetriebe ?). Am ſtärkſten ift ihr Antheil an der Schifffahrt auf 
der Oberivefer, wo fie etiva die Hälfte ded Ganzen ausmaden 3). 


I) Staatöhaushalt I. S. 216, 225, 234, 235. 
2) Es betrug die Zahl der Hannoverfhen Alußfchiffe, welche famen: 


a. bon der Oberelbe b. von Hamburg 

nah Hamburg nad ber Oberelbe 

— nn ——ñ —ñ— — — 

beladen leer beladen Icer 

1852 ..... 243 12 204 53 
1853 ..... 209 13 163 44 
1854 ..... 243 8 178 71 


Dieſe und einige andre Zahlen find aus dem ſchätzbaren Werke des Hamburg— 
fhen ftatiftifhen Büreaud: Hamburgs Handel (1854), entnommen. 
3) Im Jahre 1855 hatte an der Schifffahrt auf der Oberweſer Antheit: 
Hannover mit 101 Kahrzeugen, 57 Sciffern und 250 Vorfpannpferben, 


Vreufen »- 63 ” 39 — » 230 

Helfen „ 18 f 9 40 
Braunſchweig 9 5 23 
Bremen 8 4 — 
Lippe 5 2 v 20 5 





— 204 Fahrzeuge, 116 Schiffer und 565 Vorfpannpferbe. 

Der Befammtmerth aller Fahrzeuge wurde auf 158.300 „$ und ber ber 
Hannoverfchen auf 79,800 4 geſchaͤtzt. 

An Bremen kamen von ber Oberweſer 1854 an: 247 Dampficiffe, 
1395 Segelſchiffe und 827 Flöße, aufammen 2471 Fahrzeuge. Davon gebörten 
der Flagge nah: Hannover 69,55, Preußen 14,17, Braunichmweig, Helfen, Lippe 
und Bremen 11,17 und dem Dampffchifffahrtövereine 5,08 Procent. 
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Dort findet auch eine regelmäßige Tampfidifffahrt Statt, welche von 
einer Actiengeſellſchaft, deren Direction in Hameln ihren Sit hat, 
mit 5 Schiffen betrieben wird. Reiheſchifffahrten beftehen zwiſchen 
Bremen und Hannover, fo wie zwischen Bremen und Hoha-Nienburg- 
Stolzenau. An jener nahmen 1853 — 6 Hamoverſche und 5 
Bremer Schiffer Theil. 

Die Schifffahrt auf der Jlmenau geht lebhaft; fie bringt von 
Lüneburg nad) Hamburg befonderd Kalk und Salz, aufwärts Kauf: 
manndgüter, Eteinfohlen und Eifen. Auch die Edifffahrt auf der 
Jeetzel, welche von ben Städten Hitzacker, Dannenberg, Lüchow, 
Wuſtrow und Salzwedel mit Kähnen von 1 bi6 11, Laſt Trag- 
fähigkeit betrieben wird, ift bedeutender geworden; bagegen hat bie 
Schifffahrt auf der Luhe durd die Eifenbahn von Lüneburg nad) 
Harburg ihre frühere Bedeutung verloren. 

Die Regierungdmaafregeln zur Beförderung der Edifffahrt find 
mehr zur Befriedigung einzelner Bebürfniffe ergriffen oder burd 
befondre äußere Anläffe hervorgerufen, ald Folge eines allgemeinen 
Plans oder beftimmter Grundfäe geweſen. Sie ftehen daher auch 
meiftend in feinem oder dod nur in zufälligem oder loderem Zus 
fammenhange. Die Auögaben dafür aus den Staats-Caſſen, welche 
dad Handeld-Minifterium zu beftreiten hat, find bis auf bie neueſte 
Zeit gering geweſen, und noch jet verhältnigmäßig nidyt bedeutend. 


Die neuerlich oft beflagte Abnahme ber Weferfchifffahrt fcheint meniger 
bei den Sannoverfhen ald bei den Sciffern der andren Uferftaaten eingetreten 
zu fein. Es paffirten bie Schleufe bei Hameln in der 


Auffahrt Nieberfahrt 

1852..... 511 Schiffe 802 Schiffe 
1853. .... 487 » ri — 

Davon waren 1853 

Hannoverſche. . 204 » 333 >» 
Preußiſche ..... 159 — 170 »r 
Heſſiſche ....... 6 m 00 — 
Braunfhmweigihe 47 — 4 vr 
Lippeſche ur... 4 2 14 „ 
Bremenihe .... 6 >» 3% 
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Bon den Maafregeln, die hierher zu rechnen fein möchten, find 
einige fhon oben bei Darftelung ded Wafferbaumefend erörtert, 
namentlih die Hafen» und Ganalanlagen, die Maafregeln zur 
Erhaltung und Berbefferung des Fahrwaſſers der Ströme u. f. mw. 
Jetzt werden daher nur nod einige andre, und zivar mit Müdficht 
auf den Zweck biefed Werks, vornämlid folde zu berühren fein, 
welche für dad Ausgabe-Budget der General-Caſſe von Intereſſe find. 


I. Einrihtungen zur Ausbildung der Schiffer. 


Es beftehen gegenwärtig (1855) zur Ausbildung von Eeeleuten 
3 öffentliche Navigationdfhulen : zu Emden, zu Timmel bei Aurid, 
und zu Papenburg, und eine von der Regierung genehmigte und 
unterftüßte Privatfchule zu Grünendeih im Alten Lande (Amts York). 

Die Anftalt zu Emden ward 1772 gegründet und 1823 neu 
eingerichtet ; indeß genügte fie für das Bebürfniß, felbft nur ber 
’ Dftfriefifhen Seeleute, bei weitem nicht. Auch eine im Jahre 1841 
zu Bapenburg von dem dortigen Rhedereicollegium gegründete Privat: 
faule vermochte died nicht. Als nun die Stände die Unterftügung 
diefer leßteren aus öffentlihen Mitteln empfahlen, ſchlug die Regie 
rung nidt nur die Erweiterung und Berbefferung der Emdener Anftalt, 
fondern aud die Uebernahme der Papenburger Schule auf öffentliche 
Rechnung und die Gründung einer dritten Napigationdfhule zu Timmel 
vor, worauf die Stände bereitwillig eingingen. Die Schule zu Timmel 
ward zunächſt für die zahlreihen Seeleute der Diftfriefifhen Fehne 
errichtet, die bid dahin aus Mangel an Mitteln zum Beſuche einer 
Navigationsfhule den nothdürftigften nautiſchen Unterricht durch ältere 
Schiffer erhalten hatten. 

Der Unterriht in den Navigationsſchulen wurde nun durchweg 
erweitert und verbeſſert; auch wurde Sorge getragen, ben jungen 
Seelenten eine beffere Vorbildung zu verfhaffen als fie in den Edyulen 
fid) aneignen konnten, welche fie dor dem Eintritte in die Naviga— 
tionsfchule zu beſuchen pflegen. In Empden und Papenburg murde 
den Schülern Gelegenheit gegeben die Anfangögründe ded Seerechts 
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fennen zu lernen, und bei der Schule zu Emden außerdem die Ein- 
rihtung getroffen, daß die Schüler derfelben durch die Lehrer des 
dortigen Gymnaſiums Unterricht in den neueren Epraden und in 
den Naturwiſſenſchaften, namentlid in der Geographie erhalten. 
Die mit der Napigationdfhule verbundene nautifhe Bibliothef und 
Sammlung von nftrumenten, Modellen, Zeichnungen, Seekarten 
u. f. w., für melde die Regierung fhon 1844 eine Geldbewilligung 
aus der General-Steuer-Caſſe ertvirft hatte, wurde vervollftändigt 
und aud älteren Seeleuten zum Gebrauche geftattet ?). 


Diefe Maafßregeln zur befferen Ausbildung der Seeleute waren 
um fo nothmendiger, ald durch dad Gefe vom 14. Februar 1845 
vorgefhrieben ward, daß von 1847 an auf Eeeihiffen unter Hans 
noberfcher Flagge Niemand den Dienft ald Schiffer (Gapitain) oder 
ald Steuermann folle übernehmen dürfen, der nicht die Hannoverſche 
Steuermanndprüfung beftanden oder feine Befähigung auf andre Weiſe 
bei der Regierung nachgewieſen habe ?). 


Diefe Vorſchriften mahten auch im Bremenfhen die Nothiven- 
digkeit einigen nautifhen Unterrichts für die vielen Seeleute in den 
Elbgegenden fühlbar, melde nad ihren Berhältniffen die von der 
dortigen Gegend aus Übrigens vielbenugte Navigationdfhule zu Ham— 
burg nicht befuchen konnten 3. Auf Empfehlung der Stände begün- 
ftigte daher das Minifterium die Errihtung von Privatichulen, deren 
eine im Kehdingſchen und eine im Alten Lande gegründet twurde 9). 


——— — —— 


I) Actenſtücke VIII. 2. S. 902, 1089; VIII. 3. S. 1227, 1399. 

2) Actenſtücke VIII. 2. S. 902, 1088. Bekanntmachungen vom 26. Sep⸗ 
tember 1845 und 6. April 1853. Die zur Vornahme der Prüfungen angeerd— 
neten Eommifftonen befteben in Emden feit 1847, in Papenburg unb Timmel 
feit 1852, für den 2andprofteibezirt Stabe feit 1853. — Die Flußfchiffer 
müffen ihre Befähigung nah Maaßgabe der Schifffahrtöorbnungen nachweiſen. 
Gewerbeordnung vom 1. Auguft 1847 8 37. 

3) Actenftüde IX. 1. ©. 1074. Die Seeleute aud ben Wefergegenden 
pflegen die Navdigationdfchule in Bremen zu befuden. 

4) Die erftere hat nur von 180/53 beftanden nnd iſt wegen ungenügenden 
Befuhs (11, 7 und 3 Schüler) wieder eingegangen. 


. 
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In den Wefergegenden zeigte fi) zu ähnliden Unftalten fein Bebürf- 
niß. Neuerlid aber follen die Berhältniffe fid) geändert haben; ienig- 
ftend erflärte die Regierung 1855 bie Errihtung einer allen Erfor- 
berniffen genügenden öffentlihen Navigationsſchule im Bremenſchen 
für nmöthig und beantragte die Bewilligung der dazu erforderlichen 
Geldmittel, worüber jedoch die Stände ſich audzuſprechen durd ihre 
Bertagung gehindert wurden !). 


Der Befuc der Navigationsſchule ftellte fid) folgender Maaßen ?). 


Zahl Geprüft Davon erhielten 3) 
ber Schüler wurden ben 1. Grad ben 2. @rad 

1) Emden 

1852 21 1 4 3 

1853 29 9 — — 

1854 32 6 4 2 
2) Papenburg 

1852 131 26 14 12 

1353 110 35 9 1686 

1854 116 22 10 12 
3) Timmel 

1852 88 12 9 3 

1853 82 18 12 6 

1854 81 25 16 9 
4) Grünendeich 

1852 35 — — — 

1853 42 — — — 

1854 44 6 6 — 





I) Actenſtücke XII. 2. ©. 48. 

2) Emden hatte bid 1846 jährlih etwa 46 Schüler, worunter 34 aus ber 
Stadt Emden; Papenburg zählte 1846 — 96, 1847 — 109; Timmei 1846 
— 26, 1847 eben fo viel Schüler, 

3) Der iſte Brad bezeugt bie Befähigung zur Befahrung aller Meere, ber 
2te Brad nur die zur Befahrung ber Europäifchen Meere. 


Der Budgetanfhlag für die Navigationöfchule beträgt !) 


13 Deus 3 Sarnen 2600 „PB 
2) Schullocale, Reinigung, — und Erleuchtung 3). 350 - 
3) Mobiliar, Lehrhülfsmittel, Prämien ... 2.2.2... 200 " 
4) Unterricht zu Emden in ben neueren Sprachen unb 
KOIUTEDINENIGHTEEN. =... 04.0 0 ae 600 « 
5) Unterricht im Seerechte........ 100 » 
0) Raute Dilisihel aan ae 250 v 


7) Beihülfe zu den (vom Director der Emdener Anftalt 
herauögegebenen) nautifhen Ephemeriden und zu ähn- 
FADEN SIDE 100 » 





Außerdem erhält die Privatichule zu Grünendeich, deren erfte 
Einrihtungöfoften größtentheild aud aus ber General-Caſſe beftritten 
find, jährlid eine Beihülfe, die in 1004 für den Lehrer zu beftehen 
pflegt ®). 

Diefe ſämmtlichen Ausgaben, abgefehen von den Befoldungen, 
iverden aus der Budgetpoſition: für See- und Flußſchifffahrt bezahlt. 
Aus eben diefem Fonds ift in einzelnen Fällen aud wohl mittellofen 
jungen Zeiten, zu ihrer Ausbildung auf einer hiefigen oder auslän— 
bifhen Navigationsſchule, Unterftügung bewilligt >). 


— — — — — 


I) Actenſtücke VII. 3. ©. 1229, 1399. 


2) Die Befoidung bed Lehrers der Navigationsfchule zu Emden ward bis 
1844 ald eine von den Waſſerzoll- und Ecifffahrtögefällen zu tragende Laft 
behandelt und daher feit Vereinigung diefer Befälle mit den Steuern unter ben 
Gteuerverwaltungsfoften berehnet. 1842 wurde fle von 528 PB 6 gr 8% anf 
200 .B, 1844 auf 1000 „B erhöhet und in dad WAudgabe» Budget verſetzt. 
Actenftüde VIII. 1. ©. 446, 950; VII. 2. ©. 986. 

3) Das Local für den nantifchen Unterricht in Emben mußte fonft ber 
Lehrer befchaffen, jetzt befindet es fih im Gymnaſlalgebäude. 

4) Gleiches war bei der Schule zu Neuland der Fall. 

5) Wegen Begünftigung der Ecefahrer beim Militairbienfte, wenn fle eine 
Öffentliche Navigationsfhute befuht und die Eteuermannöprüfung beftanden 
haben f. unten ©. 588. 

Lehzen, Staatshaushalt. IL 37 
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II. &onfulatwefen. 


Als nad Befeitigung der Fremdherrſchaft die Hannoverſche See— 
ſchifffahrt fi) zu heben anfing, wurden nad dem Vorbilde andrer 
feefahrenden Staaten Confuln in fremden See- und Handelöpläten 
beftellt, und bie Verbindung der Kronen von Großbritannien und Hans 
nover gab Anlaß und Gelegenheit, Englifhen Eonfuln in vielen Fällen 
auch dad Hannoverſche Conſulat zu übertragen. Dies änderte fid) nad) 
1837 und jetzt bildet jened Verhältniß nur nod die Anönahme. Im 
Jahre 1854 gab ed 189 Hannoverfhe Conſuln und zwar 9 General: 
confuln ), 156 Conſuln und 24 Wiceconfuln. 

Gin Gonfularreglement ift am 14. April 1817 erlaffen, hat 
aber fpäterhin mehrere Aenderungen und Zuſätze erhalten 2). Dar— 
nad follen die Gonfuln Alles, was zur Sicherung der Nedte und 
Vortheile des Königreichs ober feiner Unterthanen in Bezug auf 
Handel und Edifffahrt gereicht, thun und mwahrnehmen. Alle Hans 
noverfhen Schiffer müffen fogleih nad ihrer Ankunft in dem Hafen 
oder Bezirke, two der Gonful refidirt, und vor ihrer MWiederabfahrt 
bei dem Conſul fidy melden und ihre Sciffspapiere vorlegen 3). All: 
jährlid) haben die Gonfuln einen KHauptberiht an dad Minifterium 
über den Handels- und Scifföverfehr in ihrem Bezirke zu erftatten 
und eine Lifte aller dort angefommenen und abgegangenen Hanno— 
verfhen Seefhiffe einzufenden, auch über andre Berhältniffe, melde 
für die Kannoverfhen Handeld» und Scifffahrtöbeziehungen bon 


— — — — 


I) zu Athen (nur nominell), Hamburg, Havre, Leipzig, Liſſabon, Marocco, 
Newyork, PVeteröburg und Tönningen. 

2) (Amtlihe) Sammlung von Verordnungen, Ausfchreiben und Staatd- 
verträgen, zum @ebrauche der Königlihb Hannoverfhen Gonfuln. Hannover 
1845. Nachtrag 1847. 

3) Verorbnung vom 24. März 1817. Ausgenommen find nur die nad 
Holland und Hamburg gehenden Oftfriefifchen Torffchiffe und die nah Hamburg 
und Bremen gehenden, mit Torf und Lebensmitteln beladenen Eib= und Weſer— 
ſchiffe. — Welche Bapiere ein Hannoverfhed Seeſchiff führen muß, um unter 
Hannoverfcher Flagge fahren zu dürfen, beſtimmt die Verordnung vom 21. Juli 
1840. 


5713 


Intereffe find, fo oft fih dazu Gelegenheit bietet, Nachricht zu 
geben. Zur Vergütung für ihre Mühemwaltung erhalten die Confuln 
gewiſſe Gebühren 1); nur der Generalconful zu London genoß eine 
Befoldung von 200 Pfund Sterling 2). Während nun 1842 bie 
Stände zur Ertvägung der Regierung verfteflten, ob nicht diefe Aus— 
gabe erfpart werden fönne, wurde 1850 von denfelben darüber geflagt, 
daß bei der biöherigen Art der Befegung der Confulate großentheild 
durch fremde Kaufleute die Hannoverfchen Hanbelsintereffen und ber 
Schuß der Hannoverſchen Rheder im Auslande nur höchſt dürftig 
getvahrt würde. Stände empfahlen daher dringend eine Verbefferung 
ded Gonfulativefend, obwohl fie anerkannten, daß biefelbe nur in 
Gemeinfhaft, wenn aud nit mit ganz Deutſchland, wozu damals 
feine Ausfiht mehr vorhanden var, body mit demjenigen bdeutfchen 
Staaten, welche gemeinfame See = und KHanbeldintereffen mit Han 
nover haben, auf gründlidye Weife und mit den menigften SKoften zu 
erreihen fein erde. Das Minifterium hielt jedoch, anfceinend 
wegen ber im MWinter 1850,, bei den Dreödener Conferengen anges 
nüpften Berhandlungen, die Hinausſetzung der beantragten Reform 
für erforderlih und hat, ungeachtet diefe Verhandlungen erfolglos 
blieben und die Stände ihr Gefuh mehrmals wiederholten, aud) 
nachher, fo viel befannt geworden, nichts zur Verwirklichung ber ald 
nöthig erfannten Maafregel gethan 3). Nad) dem Zollvereinövertrage 
vom 4. April 1853, Art. 19 follen jedoch die in fremden Eee- und 
andren KHandelöpläten angeftellten Confuln ꝛc. bed einen Vereins— 
ftaated veranlaft werben, der Unterthanen der andren Wereinöftaaten 


1) 8 11 des Conſularreglements bon 1817, Minifterial= Befanntmahung 
vom 24. April 1843, die Legalifation von Urkunden betreffend; Geſetz über die 
Bebühren für Aufnahme von Ediffömufterrollen vom 23. Dctober 1844; Cir— 
cular des Finanz» und Handeld-Minifteriumd vom 7. Kebruar 1847, bie 
Ertheilung von Heifepäffen betreffend. _ 


2) Er ift 1854 auf fein Anfuchen in Ruheftand gefett. 


3) Actenftüde VI. 1. ©. 942; X. 1. ©. 1837; X1.2. ©. 280, 1204; XI. 4. 
©. 243, 957; X1.5. ©. 437, 495, 945. 
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fih in vorfommenden Fällen möglihft mit Rat) und Ihat anzu— 
nehmen; und im Art. 20 ded Oeſterreichiſch-Preußiſchen Handels— 
und Zollvertrage® vom 19. Februar 1853, welchem bie übrigen 
Zollvereindftaaten beigetreten find, ift beftimmt, daß jeder contras 
hirende Theil feine Confuln im Auslande verpflihten werde, den 
Angehörigen ded andren Theils, fofern Letzterer an bem betreffenden 
Plate durd einen Gonful nicht vertreten fei, Edhuß und Peiftand 
in berfelben Art und gegen nicht höhere Gebühren ie den eignen 
Angehörigen zu gewähren. Auch find, nad einer früheren Verab— 
rebung mit der Defterreihichen Regierung, die SKaiferlihen Gonfuln 
in der 2evante zur Wahrnehmung der Intereffen hiefiger Schiffer an 
bortigen Plätzen angeiviefen. 


Die Ausgaben für das Gonfulativefen beftehen, außer ber oben— 
erwähnten früher gezahlten einen Befoldung, regelmäßig nur in 
Erftattimg der Auslagen (Erpenfen), welche die Konfuln bei dienft- 
lihen Beranlaffungen, namentlidy zur Unterftügung dürftiger Hanno: 
veriher Seeleute, befonderd folder, die durch Ediffbrudy oder ähn- 
liche Unglücksfälle außer Dienft- gefommen find und nicht die Mittel 
zur Rückkehr in die Heimath befien, fo wie ausnahmöteife aud) 
andrer hülfsbedürftiger Hannoveraner leiften ?). Auch fommen wohl 
einzelne ftändige oder vorübergehende Ausgaben andrer Art zum Beften 
ber Hannoverſchen Edifffahrt oder Seeleute im Auölande vor, melde 
unter den Gonfulat-Erpenfen mitberechnet werden, 3. ®. zur Unter: 
haltung gotteödienftliher Einrihtungen für die Matrofen, Prämien 
bei Strandungdfällen u. dergl. Zur Beftreitung derfelben ftehen im 
Budget 1000 als Plus-minus-Bofition ; die wirkliche Ausgabe beträgt 
jedoch gewöhnlid) etivad mehr, 3. B. 185051 — 1403 ‚PB, 1851j,. 
— 993,P, 1852,53 = 1640 ,P, 18534, —= 1139 2. 


1) Vorfchriften über die Unterffügung Hülſöbedürftiger enthalten die 
Minifterial = Eirculare vom 23. März 1833 und 7. März 1844. 
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I. Maaßregeln zur Sicherung und Beförderung ber 
Schifffahrt. 
Il. Zootfenmefen. 


Für bie untere Elbe und Weſer beftehen organifirte Lootſen— 
geſellſchaften fhon feit dem vorigen Jahrhundert. Auf der Elbe 
ift die f. g. Böſch-Lootſengeſellſchaft eine gemeinfame inridtung 
Hannovers, Holfteins und Hamburgs. Cie beiteht aus Voll— 
(Börth=) und Nebenlootfen, von denen jene die Edjiffe aus ber 
Eee und in die Eee, letztere aber die Ediffe nur von Hamburg 
abwärtd führen dürfen. Zum Elbaufwärtölootfen verfammeln fid) 
die Börthlootfen auf der Böſch bei Glüdjtadt und bedienen von 
hier ab die auftvärtöfommenden Schiffe der Reihefolge nah gegen 
Bezahlung einer Gebühr von 1.P für jeden Fuß Tiefgang. In 
Bezug auf dad Hinunterlootfen gilt weder Neihefolge noh Taxe. 
Die Hannoverfhen Elblootfen, 24 Börth- und 13 Nebenlootfen, 
obwohl einen Iheil der Böſch-Lootſengeſellſchaft ausmachend, bilden 
boh auch unter fih eine Gefellfhaft, welche, da die Theilnehmer 
faft ſämmtlich im Wltenlande wohnen, in ber Regel Altländer 
Zootfengefellihaft genannt wird I). Für die Unterweſer find drei 
2ootfengefellfchaften vorhanden, eine Oldenburgiſche zu Fedderwarden, 
eine Bremenfhe zu Bremerhafen und eine Hannoverſche zu Geeften- 
borf. Dede derfelben beſteht aus einem Oberlootfen, 10 Lootſen und 
10 Lootſenknechten. Die Hannoverſche war urfprünglid eine Privat: 
geſellſchaft, welche 1795 von der Regierung auctorijtrt wurde und 
deren beftätigte Mrtifel jedem andren ald den Mitgliedern das 
Lootſen verbieten 2). 

Die Elblootjengefelihaft fteht unter Auffiht ded Amtes Jork, 
ehemald des Gommandanten ded Brunshäuſer Wachtſchiffes; die 
Weſerlootfengeſellſchaft unter Aufſicht des Amtes Lehe. In höherer 


— ——— — — 


I) Inſtruction vom 23. März 1829. 
2) Verordnung vom 10. Juli 1795. Gin Lootſenzwang * jedoch nicht. 
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Inftanz ift die Zanddroftei zuftändig, von welcher aud die Xootjen- 
patente ertheilt werben. Bevor Jemand ald Lootſe zugelaffen wird, 
muß er in einer Prüfung, welche unter Zeitung bed Amts von 
Lootfen und andren erfahrenen Perſonen vorgenommen wird, feine 
Befähigung nachweiſen. Koiten aus der Staats-Caſſe verurfadt 
das Elb- und Weferlootfenmwefen nit I). Anderd verhält ed fid 
mit der Lootfenanftalt für die Ems. Ueber die Nothivendigfeit und 
Rathſamkeit einer folhen Anftalt und über die Art ihrer Einrichtung 
herrſchten in Dftfriesland, felbft unter den zunächſt Betheiligten, fehr 
verfchiedene Anfichten, die auch dann nicht fofort und völlig aus— 
geglihen wurden, als bei dem fehr ſtarken Beſuche der Dftfriefifchen 
Häfen während des Krieges mit Dänemark 1848 und 1849 verſuchs— 
weiſe eine proviſoriſche Lootfeneinrihtung zu Emden ind Leben 
gerufen fvurde. Doch neigte fid) mehr und mehr die Anficht auf die 
Seite derer, melde ein gehörig geordneted Lootſenweſen auf der Ems 
nit nur für nützlich, fondern felbft für nothiwendig hielten und nur 
in dem SKoftenpunfte ein Hinderniß erblidten. Da diefe Anfiht auch 
bei den allgemeinen Ständen zur Geltung gelangte und ein ſchon 
1850 geftellter allgemeiner Antrag ohne Erfolg geblieben war: fo 
empfahlen biefelben 1854, unter Bewilligung der nöthigen Geld— 
mittel, die möglidhfte Förderung der Sache, worauf dad Minifterium 
die geeigneten Schritte that, melde 1855 dahin führten, daß die 
Bildung einer Lootfengefellfhaft ald ein unter Auffiht des Staats 
ftehended Wctienunternehmen zu erwarten if. Die Gefellfhaft foll 
bon dem auf 22,000 PB veranfchlagten Actiencapitale die Hälfte als 
zindfreien VBorfhuß auf 10 Jahre und einen jährliden Zufhuß von 
400 oder erforderlihen Yalld von 500 4 cbenfalld auf 10 Jahre 
aus der General» Eaffe erhalten ?). 


1) Der Wefer» Oberlootfe ift zugleih Hafenmeifter zu @eeftemünde. 


2) Die Stände haben 1854 ben Zuſchuß vorerſt nur auf 5 Jahre bewilligt. 
Actenſtücke XIL. 1. S. 862; XII. 2. ©. 48. 
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In Rückſicht auf die Wichtigkeit des Lootfendienftes find bie 
Zootfen wie die Seefahrer beim Militairdienfte begünftigt (f. unten 
©. 588). 


2. Eignale zur Bezeihnung des Fahrwaſſers. 


Der (mur vorhandene einzige) Leuchtturm auf der Anfel 
Borkum ift 1780 von der Stadt Emden gebauet. Die Koften feiner 
Unterhaltung ruhen jeht, wie die Oſtfrieſiſchen Seebaufoften über- 
haupt, auf der General-Caſſe; dod giebt die Königlich Niederländifche 
Regierung dazu, vermöge eined im Jahre 1780 zwiſchen der Stadt 
Emden und ber Admiralität zu Harlingen zuerft auf 10 Jahre 
geſchloſſenen und feitdem immer verlängerten Vertrages, einen jährlichen 
Beitrag von 7000 Gulden Holländiſch N. 

Kaapen (Tagfignale) find feit den Ießten 10 Jahren auf ben 
Infeln Norderney und Langeroog aufgeftellt. 

Cine Betonnung, Bebaafung und Beleuchtung der Emd von 
Emden abmwärtd bis zur Eee hat fhon früher Seitens der Stadt 
Embden, und ald die Seebaufoften berfelben auf die Königliche 
Generale Gaffe übergingen, auf Koften biefer letzteren Statt gefunden. 
Neuerli ift die Betonnung der Emd und Leda zwiſchen Emden 
und Leer hinzugefommen. Der jährlihe Aufwand dafür beläuft ſich 
auf 8— 10,000 P. Die Betonnung gefchieht unter Auffiht und 
Leitung der Königlihen Waſſerbau-Inſpection zu Emben bon einem 
dazu eigens angeftellten Tonnenboher. Die für das Gefhäft (Auf: 
beivahrung der Tonnen, Ketten u. f. w.) erforderlihen Räume muß 
vertragsmäßig die Stadt Emden auf ihrem Bauhofe gegen eine 
jährliche Vergütung von 150 „PB zur Verfügung ftellen 2). Beim 
Sturme, Giögange u. f. w. fverden die Tonnen oft fortgetrieben. 
Daher ift demjenigen, welcher fie oder bie Stetten, womit fie 


I) Staatshaushalt I. S. 209: wegen der ehemaligen und jetigen Abgaben 
(Feuer-, Baaken-, Tonnen= und Laftengeld) ebendaf. S. 233, 234. 


2) Actenftüde IN. 1. ©. 340. 
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befefligt werden, birgt und zurüdliefert, eine Belohnung zuge— 
ſichert 9). 

Die Bebaatung des Fahrwaſſers in den f. g. Wurfter Motten 
zwiſchen dem Auöfluffe der Elbe und Weſer im bieöfeitigen Hoheits— 
gebiete geſchieht gleihfalld auf Koften der General Gaffe 2). 

Bon andren Maafregeln diefer Art ift hier noch etwa zu 
nennen die Beleuhtung des Fahrwaſſers zwiihen Harburg und 
Hamburg während der Winterzeit; 

fo mie die Signalgebung bei LZatferde im Amte Grohnde zum 
Beften der Weferfchifffahrt, behuf deren auf Koften der General 
Gaffe eine Vorrihtung dort getroffen ift und ein Mann remuner 
rirt wird. 


3. Strom- und f[hifffahrtöpolizeilihe Anordnungen. 


Außer ben bie Sicherheit der Schifffahrt betreffenden Vor— 
ſchriften, welche fih in allgemeinen ober drtlichen Polizeiordnungen 
finden, find für die Hauptftröme und einige andre Gewäſſer befondere 
fhifffahrtö= und ftrompolizeiliche Anordnungen erlaffen, namentlich 

1) dad Molizeireglement behuf der Damprahtjehrt auf ber 
Weſer vom 24. Juni 1844; 

2) die durdy das Königlihe Patent vom 13. November 1844 
mit verbindlicher Kraft verkündete Uebereinkunft der Elbufer- 
ftaaten über die ſchifffahrts- und ftrompolizeilihen Anorb- 
nungen für die Elbe vom 13. April 1844; nebft dem durch 
da8 Königlie Patent vom 3. Detober 1854 verfündeten 
Nadhtrage vom 8. Februar 1854 3); 

3) dad Wolizeireglement für die Schifffahrt auf ber Hate 
bom 9. September 1847; 


— —— en — 


I) Bekanntmachung vom 20. April 1825. 


2) Die Betonnung der Eibe gefhieht von der Stabt Hamburg und bie 
der Wefer bon der Stabt Bremen. 


3) Actenftüde XI. 1. S. 821. Gefefammiung von 1854, 1. S. 269, 285. 
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4) die Uebereinkunft mit Hamburg vom 18. Februar 1845 
und mit Altona vom 24. Auguft 1847, die regelmäßige 
Dampfihifffahrt zwiſchen Harburg einerfeit6 und Hamburg 
und Altona andrerfeitö betreffend ); 

5) die Edifffahrtdordnung für die Efte zwifchen Buxtehude und 
Gran vom 11. April 1854. | 

Durch alle diefe Anordnungen find tehnifhe Unterfuhungen der 
jene Stromftreden befahrenden Dampfſchiffe vorgeſchrieben, welche 
niht nur, bevor dad Dampfſchiff patentirt wird, fondern aud) 
nachher periodifd; vorgenommen erden follen. Die Koften dafür 
müffen von den Edjiffdeigenthümern und, ſoweit died ausnahmsöweiſe 
nicht der Fall ift, aus der General=Gaffe bezahlt iverden 2). 

Auch find den Wereinbarungen mit Hamburg und Altona 
zufolge zweckmäßige Landungsbrücken bei Harburg vorgerichtet, deren 
auf 5200 „PB veranfchlagte Koften die Stände 1846 aud ber 
General» Steuer-Gaffe beiilligten 3). 


4. Shifföpapiere. 


Jedes Hannoverfhe Eeefhiff muß nad) der Verordnung vom 
21. Juli 1840, um unter Hannoverſcher Flagge fahren zu dürfen , 
folgende Papiere führen 5): 


1) Gefehfammiung bon 1846, I. S. 221; von 1847, I. ©. 365. 

2) Während der Gaflentrennung von 1841/45 mollte bie Megierung biefe 
Ausgabe als eine für die Schifffahrt erforderliche Verwendung auf die Benerals 
Stener=Eaffe legen: die Stände aber lehnten fie als eine rein polizeiliche Aud— 
gabe ab. Actenftüde VII. 3. ©. 150, 1235. 

3) Actenftüde VII. 3. S. 2002. 

4) Ueber die Form ber Hannoverſchen Flagge f. Publicandum vom 
4. October 1817. Neben diefer (Nationale) Flagge muß Jedes Seeſchiff auch 
eine befondre Nummernflagge führen. Geſetzſammlung von 1833, III. ©. 133; 
bon 1852, III. ©. 60; bon 1854, II. ©. 15. 

59 Mit Ausnahme ber Watt- oder Küftenfchiffe, melde ihre Kahrten nicht 
auf überfeeifhe Länder auszjudehnen, fondern auf bie Häfen von der Eider bi8 
zur Scheide zu beichränfen pflegen. Sie können jedody Seepäfle erhalten, wenn 
fie den Erforderniflen glei wirklichen Seeſchiffen genügen. 
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1) den Beilbrief' und die etwaigen SEDEOLEBPREDENEN) 
2) den Mefbrief, 

3) die Mufterrolle, 

4) einen Eeepaf. 


Die Vermeffung ber Seefhiffe ward 1833 für den Landdroſtei— 
bezirf Aurich neugeregelt, und dad dort angeorbnete Verfahren 1844 
auch im Stader Landbrofteibezirfe und 1854 im Lüneburger Landdroſtei— 
bezirfe eingeführt I). Zu diefem Gefhäfte find befondre Schiffsmeſſer 
beftellt, welche dafür Gebühren von den Sciffdeigenthümern erhals 
ten ?).. Die Tragfähigkeit der Schiffe wird, gegen Art. 13 des 
Geſetzes über Maaß und Gewicht vom 19. Auguft 1836, nicht nad) 
Rockenlaſten zu 4000 Pfd., Sondern nad) Commerzlaften von 6000 Pfd., 
ermittelt 3). 


Die Mufterrolle (der Miethvertrag ded Edjifferd mit feiner 
Mannfchaft) 4) vertritt bei den auswärtigen Behörden die Etefle eines 
Paſſes für die Shiffömannfhaft und muß deshalb öffentlihen Glauben 
haben. Bon den Dbrigfeiten und Gonfuln wurden für Aufnahme 
oder Ergänzung der Mufterrolle ehemals fehr verſchiedene Gebühren, 
welche durd ihre Höhe zumeilen, befonderd für Edjiffe mit wenig 
Mannfhaft drüdend waren, erhoben. Da dieſe Abgabe auf bie 


— 





I) Die Unzuverläſſtgkeit dieſes Verfahrens wurde bei ben zu Frankfurt 
1849 in Bezug auf die Erlaffung eines Seeſchifffahrtögeſetzes Statt gehabten 
Erörterungen auf ®rund angebliher Verſuche behauptet. 

2) Geſetzſammlung von 1847, IN. ©. 4; von 1852, III. ©. 31. 


3) In dieſem Werke wird jedoh, wie auch gemwöhntid in den amtlichen 
Angaben, menn ein Andres nicht gefagt if, unter Laſt immer Rodenlaft von 
4000 Pfd. verftanden. 


4) Um Vorlegung eines Entwurfs zu gefetslihen Beftimmungen, welche 
die Verhältniffe ded Schiffers zu feiner Mannfhaft auf eine den Bedürfniffen 
entfprehende Weife regeln, erfuchten die Stände, ald die Megierung ihre Ge— 
nehmigung beantragte zu Vereinbarungen mit andren Staaten über die Gegen— 
feitigfeit in dem Verfahren gegen Seeleute, welhe von Hanbelöfchiffen entlaufen. 
Actenftüde X. 1. S. 17, 688; Geſetz vom 25. Juni und Verordnung bom 
7. Auguft 1854, die Auslieferung ber von Britifhen Handelöfhiffen entiaufenen 
Seeleute betreffend. 


Schifffahrt unbillig und unzweckmäßig erfdien, fo ftellte dad Geſetz 
vom 23. Detober 1844 eine angemeffene Taxe feft "). 

Zur Erlangung eined KHannoverfhen Seepaffed muß nach— 
gewieſen werden, daß der oder die Rheder und der Schiffer (Führer, 
Gapitain) Hannoverfche Unterthanen und Eigenthümer ded Schiffs 
fein, fo wie daß der Ediffer und ber etwaige Steuermanır bie burd) 
dad Geſetz vom 14. Februar 1845 geforderten Eigenschaften befite 2). 
Die ehemals fehr hohen Gebühren find bedeutend ermäßigt. Bis 1830 
fourden die Hannoverfhen Seepäffe für dad mittelländiſche Meer ſehr 
gefucht 3), teil die Hannoverſche Flagge, unter dem Schutze der 
Engliſchen Kriegsſchiffe ftehend, von den Piraten refpectirt zu erden 
pflegte %); feit der Eroberung Algierd dur die Franzoſen aber hat 
fid) died geändert. 


5. Befondre Begünftigungen. 


Unter den Maafßregeln zur Begünftigung der Schifffahrt, melde 

hier zu nennen fein würden, find: 

I. Die Handeld- und Schifffahrtöverträge fhon früher auf: 
gezählt 5), und jet nur nody einige ſeitdem hinzugefommene 
nachträglich namhaft zu machen: 

1) Durch Uebereinkunft mit der Großherzoglich Toscaniſchen 
Regierung iſt vom 1. Januar 1854 an die gleichförmige 
Behandlung der Hannoverfhen und Toscaniſchen Schiffe in 
ben beiderfeitigen Häfen feftgefeßt 6). 


m. — — — — 


1) Actenſtücke VIII. 2. S. 945, 1094. Dieſelbe wird jetzt nah 8 66 ber 
Notariatdorbnung vom 18. September 1853 auch von ben Notaren zu befolgen 
fein. 


2) Befehfammiung von 1852, III, ©. 9, 53; von 1818, III. ©. 139; von 
1833, II. ©. 80. 


3) in Einem Jahre wurden wohl 50 —60 ausgegeben. 
4) Geſetzſammlung von 1824, III. S. 53. 

5) Staatöhaushalt I. S. 214, 216, 223, 238. 

6) Befehfammlung bon 1854, I. ©. 3. 
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2) Seit Vereinigung ded Steuer- und des Zollvereind ift die 
hiefige Regierung ben zwiſchen den Zollvereins- und nach— 
benannten andren Staaten beftehenden Handels- und Ediff- 
fahröverträgen beigetreten ): 

a. dem Edifffahrtö- und KHandelövertrage mit dem Könige 
reiche beider Eicilien vom 27. Januar 1847 ?); 

b. dem Edifffahrtö- und Handelsvertrage mit dem König- 
reihe Sardinien vom 23. Juni 1845 und dem Additional— 
bertrage dazu vom 20. Mai 1831 3); 

c. dem Schifffahrts- und KHandelövertrage mit dem König— 
reihe der Niederlande vom 31. December 1851 %); 

d. dem Zolle und Handelsvertrage mit Deiterreih vom 
19. Februar 1853, welcher in den Artifeln 12—14 und 
den Separatartiteln 6— 7 Beftimmungen über die Scdiff- 
fahrt enthält 5). 

NH. Begünftigungen des Schiffbaues. 

Um zur Erbauung von Seefhiffen aufzumuntern, beivilligte ſchon 
die Verordnung vom 9. September 1788 neben andren Vortheilen 
Bollfreiheit für die Ediffbaumaterialien und Geldprämien nad) Vers 
hältnif der Tragfähigkeit des Schiffs und der Zahl feiner Mannſchaft. 
Während der Dauer des Steuerbereind war die von Ständen empfohlene 
Aufhebung und beziehungstveife Ermäßigung der Eingangs- und 
Durdgangdabgaben für das zum Sciffbaue auf inländifhen Merften 
erforberlihe Material einfchlieflid der Ecdiffdausrüftungsgegenitände 
in auögedehntem Maake zugeitanden, wodurch ein jährliher Einnahme— 


1) Actenftüde Xl.5. ©. 492, 498; XII. I. ©. 597, 690. Auch haben durch 
den Zolleinigungsvertrag vom 4. April 1853, Art. 19, Preußen, Hannover 
und Oldenburg fi die gleihförmige Behandlung ihrer Seefchiffe zugeſichert. 

2) Geſetzſammlung von 1855, I. S. 279. 


3) Geſetzſammlung von 1855, I. &.255. Der Vertrag zmifhen Hannover 
und Earbinien vom 11. Auguft 1845 iſt dadurch aufgehoben. 


4) Befefammlung bon 1854, I. ©. 299. 
5) Gefegfammlung von 1853, I. € 
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Ausfall von etwa 4000 entſtand!). Nach eingetretener Verfchmel- 
zung ded Steuer: und Zollverein aber find, in Gemäßheit ber 
Beltimmung im Sep. Art. 4 zum VBertrage vom 7. September 1851, 
mit Nüdfiht auf bie durch die Zollgefetggebung herbeigeführte Ver— 
theuerung der metallnen Ediffbau- Materialien ben Erbauern bon 
Seefhiffen Vergütungen auf VBereinsrehnung gewährt ?). 

Zur Wervolltommnung ded Schiffbaues foll aud, nad einer 
1844 von der Regierung gegebenen und bon Ständen gebifligten 
GErflärung, jungen Leuten, die den Schiffbau praftifc erlernt haben, 
durch angemeffene Geldbeihülfen Gelegenheit verſchafft werben, fid) dafür 
theoretifdy feiter auszubilden und durch Beſuch vorzügliher Schiffs— 
werfte mit den Erfindungen ded Auslandes befannt zu erden 3), 

Die Zahl der Shifföwerfte im Jahre 1854 betrug: 

1) für See- und Flußſchiffe 





a. im Landdroſteibezirke Aurich ........... 54 
Davon befanden ſich 
in der Stadt Emden . ... 2 
nn " Leer ..... 3 
im Amte Leer 2.222... 3 
„ nn Rimmi...... 22 
„ ew Bapenburg.... 13 
43 
b. im Landdrofteibezirte Stade... . 2.2.00 0. 29 


Davon befanden fid 
im Amte Jork (Alten-Lande) 10 
„. no Wiſchhafen .... 3 
„ Neuhaus a.d.D. 3 


1) Actenftüde VII. 3. S. 2003; IX. 1. ©. 545. 


2) Actenſtücke X1.2. S.26, 120; XI. 5. S.472, 477. Gefetsfammiung bon 
1853, 1. S. 404. 


3) Actenftüde VII. 2. ©. 902, 1088. 
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—= 8 
im Amte Blumenthal.... 6 
” " Leeſum 4 2 
c. im Landdroſteibezirke Lüneburg (Stadt und Amt 
Harburg und Wilhelmsburgh ........... 6 
— 9 
2) für Flußſchiffe 
a. an ber Weſer (Münden, Hameln, Bodenwerder, 
DEINER: ara 5 
b. an der Leine (Limmer)............... 1 
— 6 
Auf den bezeichneten Werften 
waren Anfang 1854 wurden 1854 2 
de8 in Bau begriffen neuaufgelegt überhaupt 
Landdroſte ———— — N — — 
bezirf See⸗ Flußeu. Watt: See- Fluß-u. Watt: See⸗- Fluß- u. Watts 
ſchiffe ſchiffe ſchifſe 
Aurich .. 35 7 45 17 80 24 


Stade... 15 18 20 14 35 32 


= Ss 8 31 185 56 
Auf den Werften der Obertvefer wurden 7 Schiffe nad) verbeffer- 
ter Conftruction gebauet. 


IH. Begünftigungen der Seefifderei. 
1) Brämien. 


Die vorhin erwähnte Verordnung vom 9. September 1788 
betoilligte den auf den Wallfifhfang, Robbenfchlag und auf die Heringd- 
fifherei auögefandten Hannoverſchen Seeſchiffen Geldprämien, jedoch 
ohne irgend nennenöwerthe Wirkung. Zwar wurden bon Zeit zu 
Zeit einzelne Edjiffe auf den Wallfifh und Robbenfang ausgeſchickt, 
aber ihr Erfolg war fein günftiger, wenigſtens nidt von der Art, 
um auf die Dauer zur Kortfegung ded Unternehmens zu ermuntern. 
Gleiches Schickſal hatte ein Actienunternehmen in den Zahren 1825 — 
1836, welches von der Wefer aus mit dem Schiffe Hannover, wozu 
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aud) auf Rechnung ded Commerzcapitalienfonds einige Actien genommen 
waren, den Mallfiihfang betrieb. Etwas günftiger fielen dagegen 
einige in den folgenden Jahren von einzelnen Rhedern gemad)te Ver: 
ſuche aus, und wiewohl auch fie feine ſonderlichen Erfolge hatten, ſo 
wird doch der Robben- und Wallfiſchfang noch regelmäßig von 
Hannoverſchen Hafenplätzen ab betrieben. Namentlich ſind noch in 
den letzteren Jahren ſowohl von Emden als von Geeſtemünde Schiffe 
zu ſolchem Zwecke ausgerüſtet. Prämien aber werden dafür nicht 
bezahlt }). 

Mie wenig Prämien einen Gewerbszweig, dem die Berhältniffe 
ungünftig find, zu heben ober nur zu erhalten vermögen, beweiſet 
auch die Emdener Heringöfifcherei. Der im Jahre 1769 gegründeten 
privilegirten Gefelfchaft wurde, ald fie nicht gedeihen twollte, 1789 
eine Abgabe (Impoft) von eingeführten fremden Heringen, nachdem 
aber 1799 bie Heringsfiſcherei freigegeben var, jeder gehörig aus— 
gerüfteten und auögelaufenen Buife eine Prämie von 300 .P bewilligt. 
Nun fam die Heringöfifcherei einige Jahre in Aufſchwung, die Ereig— 
niffe von 1806 aber ftörten das Geſchäft, was darauf raſch verfiel 
und 1811 ganz aufhörte. Es begann 1814 von neuem, indem bie 
Preußiſche Regierung eine Prämie von 400 4 für jede Buife in 
jedem Jahre verfprad, und die hiefige Negierung nad dem Eriverbe 
Dfifriedlandd, auf dringended Anfuchen der Betheiligten und auf 
Verivendung der Provinziallandſchaft, zuerft für da Jahr 1818 eine 
Prämie von 200 „PB für jede Buife aus der Königlihen Generals 
Gaffe beivilligte, dann aber 1819 ber allgemeinen Ständeverfammlung 
die Fortzahlung der früheren Prämie aus der General: Steuer-Eaffe 
fehr warm empfahl. Allein die Stände waren fveder im Allgemeinen 
zur Unterftügung eines Gefhäfts, was nur durd Prämien gedeihen 
fönne, nody auch zur Bewilligung der dazu erforderlihen Geldmittel 
aus der General-Steuer-Caſſe geneigt; teil fie jedoch anerkennen 


I) Annalen der Braunſchweigſchen Kurtande I. 1. ©. 64: II. &. 127. 
v. Reben, dad Königreih Hannover II. S. 266. 
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zu müſſen glaubten, daß bei der Oftfriefifchen Heringöfifcherei viele 
Gründe einer folden Unterftügung das Wort redeten, fo ftellten fie 
die fernere Bewilligung der Prämien aus der Königlichen Gaffe anheim 
und ermädtigten die Regierung, die Cingangöfteuer für die befferen 
Sorten fremder Heringe auf 1 P vom Gentner zu erhöhen und 2, 
des Ertrages (iz deöfelben follte der Landes-Caſſe verbleiben als die 
dein Abgabenſatze für geringere Sorten Heringe gleiche Eingangöftener) 
zu den Prämien für die Heringöfifcherei mit zu verivenden I). Died 
geihah, indeß ohne den gehofften Erfolg. Denn obwohl Anfangs 
die Heringsfiſcherei wieder ziemlich ſtark betrieben wurde, fo fonnte fie 
dody den Mitbeiverb der Ausländer, mamentlih der Schotten, nicht 
ertragen umd nahm von Jahr zu Jahr ab. Won den 4 Fifchereis 
gefellfchaften befteht nur noch eine (Harmonie), und während die Zahl 
der ausgelaufenen Buifen und Jager 1814 = 52, 1819 = 53 umd 
1824 noch 28 betrug, ift fie 1835 auf 18, 1838 auf 15, 1839 auf 
13, 1850 auf 11 und 1853 auf 9 herabgegangen. Auch fcheint 
troß der Grieiterung des Abfatzgebieted durch die Wereinigung des 
Steuer: und Zollvereind wenig Ausſicht, daß dieſer Gewerbszweig 
feine frühere Ausdehnung twiebererlangen werde 2). 
2) Zollbegünftigungen. 

Eo ie während der Dauer ded Steuervereind alle frifche Fiſche 

und die mit inländifhen Buiſen eingeführten gefalgenen Heringe und 


I) Die Eingangöfteuer auf beffere Heringe brachte fehr wenig auf, jährlich 
etwa 400—600 F. Die Königlihe Caſſe mußte alfo faft die ganze Prämie 
tragen. Mit der Gaffenvereinigung bon 1834 und ber Bildung des Steuer: 
bereind hörte die Verwendung jenes Stceuerantheild zu ber Prämienzahlung 
auf, welche nun ganz aus der neuen Beneral-Cafle und bon 18#1/,, aus ber 
General-Steuer-Caſſe erfolgte; doch wurde bei der Theilung ber Beftände 
zwifchen ber Königlichen und der Landed-Caſſe ber erfteren, welcher die Aus- 
gabe an Prämien für die Heringäfifcherei in den Zahren 18/0 zur Laſt gelegt 
war, aus der General-Steuer-Caſſe ein jährlihed Averfum von 400 F. als 
Erſatz jenes Theils der Eingangsfteuer auf befiere Heringe, vergütet. Acten— 
ftüde VI. 3. ©. 564; VII. ı. ©. 930. 


2) Actenftüde I. S. 699— 73; 111.5. ©. 141. Wiarda, Oſtffrieſtſche 
Geſchichte 10, ©. 278. 
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Zaberdan, imgleichen bie auf inländifchen Schiffen direct aus See eingehen- 
ben Auftern, Fiſchſpeck und Wallfifhbarten, auch Muſchelſchalen (Schille) 
zum Kalkbrennen von jeder Ein- und Ausgangsabgabe frei waren: 
ebenſo ſind im Zollvereinsgebiete nicht nur friſche Fiſche und Muſchelu 
überhaupt, ſondern auch nach Uebereinkunft der Zollvereinsregierungen 
geſalzene Fiſche, Fiſchthran, Fiſchſpeck, Fiſchbein, Wallrath, See 
hundöfelle und die an den Küſten des eignen Landes gefangenen 
Mufhels und Schalthiere alödann frei, wenn die Fifhe und See— 
thiere von den Mannſchaften vereinsländifher, beſonders zum Fiſch— 
fange auögerüfteter Fahrzeuge auf dem Meere felbit gefangen, und 
die von den Fiſchen ꝛc. gewonnenen Producte, ſoweit nicht Die 
befondere Art ber Zubereitung eine Ausnahme erfordert, von jenen 
Mannfhaften auf dem Meere zugerichtet, bezichungötveife verarbeitet 
find )). 


IV. Befondre Borfgriften für Strandungsfälle. 


Das Verfahren und die Nedhtöverhältniffe bei Strandungdfällen 
find durd die Strandıimgsordnung vom 24. Juni 1846 allgemein 
geſetzlich geregelt 2). Im Bezug auf die fteuerlihe Behandlung bed 
Strandgutd beftimmt 8 86 derfelben, daß ſolches Gut, wenn es fees 
wärts twieder ausgeführt fverde, von der Durdygangsabgabe frei fein, 
für Strandgut aber, tweldyed im Lande bleibe, die Eingangdabgabe 
nady dem Berhältniffe bed auffommenden Kaufpreifes zu den gängis 
gen Waarenpreifen ermäßigt werben folle. 


Dagegen enthalten die feit dem Anfchluffe Hannovers an ben 
Zollverein über den Seeverfehr geltenden, durd dad Königliche Patent 
dom 3. November 1853 verfündeten Beftimmungen nur bie Bor: 
fhrift, daß Güter auf Seeſchiffen, melde in einen Nothhafen ein— 


1) Vereinszolltarif, Abthl. I. AZ 9; Bekanntmachung bed Finanz- Mini: 
fteriums vom 19. Februar 1855. Metenftüde X1,3. ©. 119. 
2) Actenftüde VII. 3. ©. 361, 1189, Wegen der Prämien für Rettung 
berunglüdter Seeleute f. oben €. 574. 
Lehzen, Staatshauöhalt. IE, 38 
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laufen, wenn die Ladung mad) einem andren Hafen beftimmt war 
und fvieberaudgehe, vom Durdgangdzolle frei fein, und daß inlän- 
difhe Strandgüter von Schiffen, welche nad) dem Auslaufen verun- 
glüden, vom Eingangszolle frei bleiben follen, wenn bie Thatſache 
vollftändig nachgewieſen und die Bergung und Lagerung bed Gut 
unter Auffiht von Beamten gefchehen fei. 

Hierin erblidten Stände eine dem Waareneigenthümer, der Affes 
euranzgefellfhaft und der Rettungsmannſchaft gleidy nachtheilige Unbil- 
ligkeit und erfuchten daher die Regierung, möglihft dahin zu ftreben, 
daß die Vorfhriften der Strandungsorbnung hergeftellt würden. Die 
von berfelben zu foldem Zwecke bei den übrigen Bereinöftaaten 
gethanen Schritte blieben jebodh ohne ben gewünſchten Erfolg !). 


V. Begünftigungen der Seefahrer beim Militairdienfte. 


Bis 1834 galt die Vorſchrift, daß jeder Seefahrer, welcher 5 
Jahre die hohe See befahren, auf Verfeung in die erfte Referve 
Anfpruh habe. Da biefelbe zur Vernadjläffigung der theoretifchen 
Audbildung führte, fo wurde beftimmt, daß diefe Begünftigung aud 
fon wegen vierjähriger Seefahrt ftattfinden folle, wenn ber See 
mann auf einer Öffentlihen Navigationsfdule einen Zehrcurfus gemacht 
und die Steuermannsprüfung beftanden habe. Zugleich ward in Hin- 
bli auf die Wichtigkeit des Lootſengeſchäfts feſtgeſetzt, daß ben Loot— 
fen und Lehrlootfen, welche nicht bloße Flußlootſen fein, ald Sees 
fahrt die Zeit angerechnet werden folle, welche fie in gehörig unter 
öffentlicher Autorität organifirten Zootfengefellfchaften ald Lehrlootſen 
gedient haben. Diefe Worfchriften find nebſt jener früheren in ben 
8 12 des Militairdienftgefeged vom 23. Februar 1843 übergegangen 
und gelten noch jett 2). 

Die gefammten budgetmäßigen Ausgaben des Handels-Mini— 
ſteriums find demnach (185%/,,) folgende: 


— —·— 


1) Actenſtücke XII. 1. ©. 863; XII. 2. S. 49. 
2) Actenſtücke V. 2. ©. 711, 792. 
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1. Befoldungen 


1) für den Generalconful zu - 


SORUR ua 1366 »B 16 997 !) 
2) für die Lehrer ber Navi— 
gationdfhulen ...... 2600 » — * 


3) für da8 Perſonal zur Bes 
auflihtigung und Verwal— 
tungbeöHarburger Hafend 1800 » — » 
4) für dad Geeftemünder Ha- 
fenperfonal ....... 320 — nr 
6086 „PB 16 gg 
I. Expenfen der Confulate plus minus ..... 100» — , 
II. Prämien für die Heringöfifherei plus minus 4000» — „ 
IV. für See- und Flußfdifffahrt plus minus . . 12,000» — 
V. Eonftige ungewiſſe Ausgaben. ........ 40» —⸗ 
| — 23,486.B 16 gg 
Die zuletzt aufgeführten 400 .P find bie Fleinere Hälfte der fonft 
diefe Poſition bildenden 1000 „PB Conventiond- Münze, deren größere 
Hälfte jet auf dad Ausgabebudget des Minifteriumd ded Innern 
(für Manufacturen u. f. w.) übertragen ift. Seitdem die Poſition: 
für See- und Flußſchifffahrt, auf einen den Bedürfniffen regelmäßig 
genügenden Betrag erhöhet und zu einer Plus-minus-Bofition gemadjt 
ift, wird auf jene Vofition (fonftige ungetviffe Ausgaben) gewöhnlich 
nichts angewieſen. 
Alle Ausgaben für die Schifffahrt, welche nicht auf eine der 
drei erſten beſondren Rubriken gehören, werden von der Poſition IV. 
beſtritten. Dieſe ruhete bis zur erſten Caſſenvereinigung auf der 
Königlichen Caſſe und betrug bis 1844 — 600 P. Weil fie zu 
den Ausgaben nicht reichte, erhöhete damals das Cabinet ſie auf 


I) Seit 1854 ausgefallen. 
38” 


— 


225821. Zur Ausſtattung der Navigationdfhulen wurde fie 1846 
auf 4000 „P, und 1850/,,, ald die Oftfriefifhen Seebaufoften, die . 
bid dahin unter den Steuerverwaltungskoſten berechnet waren, hier— 
her verſetzt wurden, auf 12,000 gebracht ?). 


1) Die geſammten Ausgaben bed Handels-Miniſterlums betrugen damals 
25,342 ; Ne ſollten abgerundet auf 27,000 „P erhöhet werben; deöhalb wur— 
ben der Poſttion für See» und Flußſchifffahrt 1658 „P zugeſetzt. Metenftüde 
VIII. 2. ©. 492, 9886. 


2) Actenftüde VII. 3. ©. 1399; XI. 1. ©. 1195, 1838. 


Bwölfte Abtheilung. 


Das Finanz: Minifterium. 


Die Audgaben, Melde dad Budget ald Ausgaben ded Finanz- 
Minifteriumd aufführt, ftehen größtentheild hier nur zufällig und 
würden, wenn man alle gleihartigen Ausgaben auf diefe Rubrik 
berweifen mollte, fid) jehr bedeutend vermehren. So ftehen 3. B. 
auf dem Ausgaber Budget des Finanz» Minifteriumd ald Koften ber 
Hauptverwaltung der Domainen die Befoldungen, die Büreau— 
und fonftigen Bermwaltungsfoften der Domainen-Cammer, fo ie bie 
Befoldungen einiger ihr untergeordneten Beamten, während die Befol- 
dungen unb übrigen Koften andrer, fogar centraler Behörden für bie 
Finanz» und felbft für die Krongutö-Werwaltung bei Untercaffen 
berechnet werden und im Ausgabe-Budget gar nicht erfcheinen. Die 
Beranlaffung hiezu liegt wahrſcheinlich nur darin, daß die Tomainen- 
verwaltung feine eigne Gentralcaffe hat, mährend andre centrale 
Finanzbehörden, 3. B. dad Oberharziſche Berg- und Forftamt, dad 
General: Roftdirectorium und die Eifenbahn=Direction, folde haben 
aber body, vie dad Dber-Steuer-Eollegium u. f. w., bid vor furgem 
hatten. in völlig gleihförmiged Verfahren in Bezug auf die Berech— 
nung biefer Ausgaben fheint indeß, und wohl mit Recht, für nicht 
fo wichtig gehalten zu fein, um eine Aenderung bed KHergebradten 
eintreten zu laffen, zumal folde nit ohne Uebelftände hätte bewirkt 
werben fönnen. Anders verhält ed ſich jedoch mit ber Darftellung 
jener Ausgaben in diefem Werke, welde daher zum Theil ſchon an 
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andrer Etelle abgehandelt worden find ). Hier kommen noch in 
Betracht: 


J. Commiſſionskoſten des Finanz-Miniſteriums. 


Die im Budget angeſetzten plus minus 6000 4 dienen, wie 
der Name fagt, befonderd zur Beftreitung der Koſten, melde durch 
Aufträge ded Finanz» und Handeld:Minifteriums in feinem Geſchäfts— 
freife erwachſen, 3. B. durch Abfendung von Bevollmächtigten zu ben 
Stromfhifffahrtö-Nevifionscommiffionen, zu den Verhandlungen über 
Zoll-, Handeld-, Münze und ähnliche Angelegenheiten 2). Ferner 
werden auf diefe Pofition die Koften von Dienftreifen der Angeſtell— 
ten bed Finanz- und Handels-Miniſteriums, die Koften auferorbent- 
liher Verwaltung von Dienftftellen, Proceffoften und ähnliche Aus- 
gaben angetviefen. 

Ehemald wurden aus bderfelben auch manche andre Koften berich— 
tigt, die jetzt entiveder nicht mehr vorfommen oder aus andren Polis 
tionen erfolgen, 3. B. die Büreaufoften der Grundftener - Eyemtions- 
commiffion 3), bie Koften der Verwaltung ded Landesſchuldenweſens 


I) Die Koften der Haupiverwaltung ber Domainen Staatöhanshalt J. 
S. 80. Hier ift noch Kolgendes nachzutragen: 1) Befoldungen ber Domainens 
Eammer. Eine Berftändigung über den Betrag der Befoldung des Cammer— 
Directors ift (1855/55) noch nicht erfolgt: dagegen find für eine neue Raths— 
ftelle mit Vorbehalt demnächſtiger Zurüdnahme 1400 „P, und für Subalterne 
24,187 .P 12 ggr bemwilligt, fo daß der ganze definitive Etat jetzt 46,487 .P 12 ggr 
beträgt. Im Budget für 1855/55 flehen zwar 47,487.P 12997. Dies rührt 
aber nur daher, daß die auf dem Tranfltorium ftehende Dispofltionsfumme für 
fonftige Hülfsarbeiter nad Herabfeung von 1500 auf 1000 „PB der definitiven 
Etatöfumme zugefett if. Actenftüde XI. 4. S. 857: X1.5. ©. 232, 945; XI. 1. 
©. 165, 963. — 2) Befoldungen der Landbaubediente. Zur tranfitcriichen 
Errihtung eined 17. Landbaudiſtricts find nachträglih 600 „P bewilligt, To daß 
bie Etatfumme jetzt 18.300 „P (genau 18,291 .P 16 ggr) beträgt. Actenſtücke 
Xl.5. ©. 233, 945. 


2) Zur Befreitung der Koften für Zollvereinsbevollmächtigte und Stations- 
controleure, beögleihen für mweitere dauernde Miffionen in Zollfahen findet ſich 
jetzt in dem Anfchlage der Verwaltungsfoften für Zölle und indirecte Steuern 
ein Anſatz (1855/55) don 11,220 „P. 

3) Staatöhaushalt I. S. 345. 
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von 183%/,, in Folge der ftaatögrundgefelihen Vorſchriften I), bie 
Propifionen für Anleihen, welche namentlih bei den Anleihen im 
Folge der Kündigungen zum Zwecke der Zindreduction in den Jahren 
1835/,, bedeutend waren 2). Die Auögaben haben baher zwiſchen 
2000 und 15,000 geſchwankt, feit der letzten Gaffenvereinigung 
aber betragen 1849,;, — 1803 ,P, 1859/,, —= 3448 ,P, 18515, = 
8068 „P, 1852/35 — 2890 „P, 1853,54 — 6080 . Ihr hoher 
Betrag im Jahre 1851/,, rührt befonderd von den Verhandlungen 
über den Zolleinigungövertrag vom 7. September 1851, von ben 
Hoflconferenzen in Wien und von den Verhandlungen in Magdeburg 
über die Reviſion der Elbſchifffahrtsacte, im Jahre 1853/,, aber von 
ben Berliner Generalconferenzen der Zollvereindftaaten unter fi und 
mit Deſterreich über die Zoll- und KHandelöverträge vom 4. April 
und 19. Februar 1853 ber. 


I. Das Schapeollegium. . 


Dad erfte Schatzcollegium wurde 1820 errichtet und beftand bid 
zur eriten Gaffenvereinigung im Jahre 1834; an feine Stelle traten 
damals ftändifhe Commiffarien, melde bid zur Wiedertrennung ber 
Caſſen fungirten. Das dann mit Abänderungen hergeftellte Schatz— 
xollegium trat am 1. Juli 1841 in Wirkfamteit 3) und wurde, in 
Folge der zweiten Gaffenvereinigung, am 31. December 1849 burd) 
das jetzige Schatzcollegium erfeht 9. 


— — 


1) Staatöhaushalt I. S. 7. 
2) Staatöhaushalt I. S. 25 und II. Abthl. XV. Abfchn. 1. IV. 


3) Den Mitgliedern murbe jedoch ſchon früher bie Theilnahme an ber den 
2, Juni 1841 zufammentretenden Ständeverfammlung geftaftet. Actenftüde 
v1. ©. 8. 


4) Staatshanshalt I. ©. 12, 31, 387; I. S. 46. Actenftüde II. ©. 167, 
194, 213, 220, 228, 234, 237, 246; IV. ©. 117, 128; V. 1. &.58, 63. — V. 2. 
©. 6, 724, 778, 780, 866; VI. 1. S. 59, 9. — v1. 2. ©. 11, 17: VI. 3. © 3, 
392, 468, 482, 609; VII. 1. ©. 8, 362; VII 1. ©. 105, 1036. — IX. 1. ©. 917, 
1113: X. 1. ©. 17, 464, 590. Geſetz vom 12. September 1848. 
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Die Koſten des Schatzcolleglums wurden während ber Gaffen- 
trennungen aus der General-Steuer-Caſſe bezahlt. 

Präſident des Schatzcollegiums iſt geſetzlich der Chef der ober- 
ſten Steuerverwaltung, jetzt des Ober-Steuer-Collegiums. Seine 
Beſoldung von jährlich 30004 wird daher unter den Steuerverwal—⸗ 
tungskoſten berechnet I). Die Generalſecretaire der allgemeinen Stände— 
verfammlung beziehen ald Mitglieder des Schatzcollegiums kein Gehalt 2). 

Bei dem 1820 errichteten Schatcollegium bezogen die von dem 
Provinzialftänden erwählten 7 Mitglieder eine jährliche Befoldung 
bon 1200 .f, zwei derfelben jedoch, ald Mitglieder bed Ober-Steuer— 
Gollegiumsd, mit einer Zulage von 600 F. Der vom Landeöherrn 
ernannte Schabrath erhielt als DOberfteuerrath eine Befoldung von 
1800 5, die auf die Steuerveraltungsfoften angetviefen war 3). Die 
Gefammtfumme der Befoldungen belief fih 1834 auf 16,03313 PB 9). 

Bei dem 1841 hergeftellten Schabcollegium hatten bon den durd 
die Propinziallandfhaften gewählten Mitglievern die 4 ordentlichen 
Schatzräthe eine jährlihe Befoldung von 2000 „P, bie 3 außer: 
ordentlihen aber erhielten, wenn fie in Hannover erſcheinen mußten, 
nur Reifefoften und Diäten 5). Dem vom Slönige zuerſt ernannten 
Chatzrathe ward in Rüdfiht auf feine perfönlichen Verhältniſſe eine 
jährliche Befoldung von 2000 .P beigelegt, doch bewirkten die Stände 
ihre Ermäßigung auf 1800 bei der neuen Beſetzung der Etelle 


— 


I) Die Regierung erhöhete dieſelbe 1843 auf 4000 „P und übernahm das 
Mehr bon 1000 ,P, wie Stände zu deſſen Bewilligung nicht zu bewegen waren, 
auf die Königlihe Caſſe, als deren Laft ed 1849 auf die jetige General» Eafle 
übergegangen ift, bei welcher es unter den fünftig wegfallenden Ausgaben 
berechnet wird. Actenſtücke VIII.2. S. 418, 905, 947; VIN.3. ©. 1240, 1438. 

2) Staatöhaushalt I. S. 50. 

3) Actenſtücke II. &. 214, 229, 238. Weber die Dienfteinnahmen ber 
Subalternen f. Actenftüde 11.2. S. 131; 11.4. ©. 358; II. 5. ©. 17. 

4) Die den WMitgliebern bed 1834 aufgehobenen Schatcoflegiumd bei— 
gelegten Wartegeider und Penflonen find bild auf 400 „P Wartegeid ſämmtlich 
weggefallen. Actenſtücke V.2. ©. 724, 


5) Actenftüde VI1.3. S. 393, 609. 
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im Jahre 1846, ungeachtet bie Regierung den höheren Betrag beis 
behalten wollte 1). Die ſämmtlichen Befoldungen betrugen 15,680,ß. 

Bei Umgeſtaltung des Schabcollegiumd im Jahre 1849 wurde 
bie Befoldung der von den allgemeinen Ständen, außer den General: 
fecretairen, zu erwählenden Schakräthe geſetzlich fie bisher auf 2000 8 
beftimmt. Die Gehalte der übrigen Angejtellten, welche faft ſämmt— 
lic) bisher fhon bei dem Echakcollegium im Dienfte geftanden hatten, 
waren theild ſchon früher fehtgefett, theild wurden fie in den Jahren 
1850,, geregelt. Darnad) ftellt fih der Befoldungsetat gegens 
ärtig (1855/,6) folgendermaaßen 2): 











1) Tür 2 Shihrei 27 24 ae 4000 ,B 
2 ba Berti I, 2:0 0 naar —— 1600, 
DV. REN nen 2200 » 
47: Be Realfrabet 2 4.0.00 ee 700 u 
5) "8 Ganzliften ee ee ee 1300 
6) » den Pedellen und Boten ........ 300 w 

— 10,100 8 


Die Büreaufoften des Scakcollegiums, wofür 6000 oder 
6500 „P im Budget angefetzt zu werden pflegen, find weit höher als 
dad eigne Bedürfniß der Behörde fie veranlaßt, weil dad Schatz— 
collegium die Eorge für dad Etändehaud, folglid die Ausgaben für 
daöfelbe, namentlid die erheblichen Koften für Feuerung und Erleuch— 


— — — — — 


I) Actenſtücke VIII. 1. S. 942; VII. 2. ©. 402, 987; VII. 3. S. 1504. 
Ueber die Dienfteinnahmen der Eubalternen f. Actenftüde VII. 1. S. 696, 942; 
VIII. 2. S. 987; VII. 3. ©. 1236. 

2) f. vorige Note und Actenſtücke XI. 1. ©. 1829, 1839; XI. 1. S. 281, 
591, 1205; XI.5. ©. 233, 946; XI. 1. ©. 864. 

3) Darunter befinden fih 600. für einen Behülfen bes Secretaird, welche 
nur als tranfitorifche Etatserhöhung bemilligt find, und 50 4 ald Vergütung 
für ben mit Ausgabe ber Zindcoupond beauftragten Officianten. Actenftüde 
X. 5. ©. 946; VIII. 3. S. 987. 

4) Außerdem bezicht einer der Meviforen eine perfönlidhe Zulage von 180 9, 
wofür er die Mevifions- und Nechnungsarbeiten der ftändifhen Eifenbahn= 
Commiffarien beforgen muß. Actenſtücke XI. 2. S. 1205. 
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tung des ganzen Hauſes zu beftreiten hat I). Seit Einrihtung bed 
jetzigen Goflegiumd haben die Vüreautoften betragen 1849,,, — 
2449 , 185%,, — 4800 „$, 1851, —= 6500 „P, 1852/,,; — 
4500 , 1853/,,; = 5300 P. | 


II. Die Haupt: (General:) Caſſe, 
die Schuldentilgungs: und die Zinfenzahl: Eaffen. 


Während der Gaffentrennungen waren zwei Hauptcaffen vorhan— 
den, von denen die Königliche General-Caſſe unmittelbar unter dem 
Finanz Minifterium, die General-Steuer: Caffe zunädft unter dem 
Schatzcollegium ftand. Tem letzteren waren aud bie Zandesfhulden- 
Tilgungscaffen und von 1833/,9 die Eiſenbahnhaupt- und die Eifen- 
bahnfdhulden: Tilgungscaffe untergeben. Nach der Gaffenvereinigung 
von 1849 blieb nur Gine Hauptcaffe (die General-Caſſe) beftehen ; 
doch fvurden mit Rüdfiht auf die Geſchäfte, welche das Gefeh vom 
12. September 1848 dem Ecatcollegium in Bezug auf die Tilgung 
und BVerzinfung der Staatöfhulden Üüberivied, die zum Iheil neu ein— 
gerichteten Schuldentilgungs » und Zinfenzahl» Caffen dem Schatz— 
collegium zu unmittelbarer Aufſicht und Leitung untergeben 2). 


Die Geſammtſumme der Befoldungen betrug 
I) vor der Gaffenvereinigung von 1834 


a. für die Königlice General=Gaffe, mit Einfluß der 
Generalfalariene und der Gammerfisci-Gaffen. ... 15,400,$ 


I) Staatöhanshalt II. S. 58. Actenftüde X1.2. S. 273. 


2) Staatöhaushalt I. ©. 32. Die General-Caſſe verwaltet auch bie 
Ealenberg-®rubenhagen= Sildeöheimfhe Brandcafle, deren Geldvorräthe aus 
dem Zahre 1817, theilö der ficheren Aufbewahrung wegen, theil8 um den drin» 
genden Bebürfniffen der Cafe augenblidiih zu Hülfe zu fommen, in bie 
General: Zteuer= Cafle eingezahlt waren, nachmals aber erftattet murben. 
Actenftüde I. S. 197, 210; 11.2. S. 231. Geſetzſammlung von 1820, III. 65. 
Die Angeftellten der General» Eaffe, welche die Geſchaͤfte beforgen, erhalten 
dafür Nemuneration aus der Brandcaflfe. 
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—= 15,400 ,ß 

b. für die General-Eteuer-, Schuldentilgungs- und 
SWINDDI Be 7,300 » 
— 22,100 8 


2) während ber Gaffenvereinigung von 183%, 
183435 — 39,515 »P 
1835/,, — 22,666 
1839,90 = 20,594 » 
1340,,, = 20,358 


Der hohe Betrag von 183%;, hat in den Mebergangsmaaßregeln 
feinen Grund. Daß nachher bie Koften nicht noch bedeutender ver— 
mindert wurden, entfprang daraus, daß thatſächlich die General: und 
bie Generals Steuer: Gaffe beftehen blieben. 


3) während der Gaffentrennung bon 1841, 

a. für biestönigl. General-Caſſe (eine 1811/55 1817/55 184 

ſchließlich der ron » Gaffe und der 

Verwaltung des Domanial » Ab» 

löfungsfonde) .......... 10,898 »$ 10,566 »£ 8707.B 
b. für die General-Steuer-Caſſe (ein- 

ſchließlich der Eiſenbahn-Haupt-, 

Landes- und Eiſenbahnſchulden— 

Tilgungd- u.der Zinſenzahl-Caſſen) 7635 » 9680 » 10,1214 


0 18,533 „20,246 »P 18,828 4 
4) feit der Caffenvereinigung bon 1849 


181 1858 








a. für bie General=-Gaffe 13,486 11,135 10,843 10,885 10,998 
b. für die Schuldentil— 

gungd= u. Zinſenzahl— 

Faſnnnnn 1400 1650 2100 2125 2200 


— 14,886 12,185 12,948 13,000 13,198 
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Im Jahre 1849,, betrug die Audgabe für die Hauptcaffe deö- 
halb mehr tie fpäter, weil die Königliche General» und die General- 
Steuer-Caſſe neben einander bis 31. December 1849 fortbeftanden ; das 
Steigen der Ausgabe für die Schuldentilgungs- und Zinfenzahl-Gaffen 
aber ift durch die eingetretene Arbeitövermehrung in Folge der bedeu— 
tenden Kündigungen und neuen Anleihen zum Eifenbahnbau veranlaßt. 


Die im Budget ftehende Etatöfumme ift 1850/,, folgendermaaßen 





feftgefetzt ") 
I. für die General = Eaffe 
1) der Vorſtand 2)............ 2000 
2) 2 Gaffirer, mit Einſchluß don 200 „P 
Gaffenverluftgelder 2.2.2 .... “ 2200 » 
3) 8 Buchhalter. 2 2 2222er ee. 5050 „ ° 
4) 4 Gaffefhreiber . -. 22000000 950 ⸗ 
BE BERN re ea 645 v 
——- — 10,845 $ 
Il. für die Schuldentilgungd« und 
Zinfenzahl= Eaffe 
1) 1 Gajfirer, mit Einfhluß von 100 .P 
Gaffenverluftgelder .. 2.2.2200. 1100 :$ 
21:2. 3BU0bOlHr. 2.24.3455 5553 1100 » 
— — 2200.f 
— 13,045 ,f 


Damit übrigens eine dem Geſchäfte nachtheilige Verſetzung der 
Buchhalter bei der Schuldentilgungs- und der Zinſenzahl-Caſſe nicht 
Statt zu finden brauche und dennoch ein angemeſſenes Aufſteigen im 
Gehalte, ohne Vermehrung der Ausgaben im Ganzen, Statt haben 


1) Die von ber Regierung zweimal beantragte Gehaltserhöhung für bie 
Buchhalter und Caſſeſchrelber ift von den Ständen abgelehnt. Actenſtücke XI. 1. 
©. 1838: Xl.4. ©. 243, 957; XII. I. ©. 164, 863. 

2) Die Befoldung bed Vorftandes ber Beneral- Steuer: Gafle, welche ſonſt 
2400 .P betrug, wurde 1843 auf 2000 ,B ermäßigt. Actenftüde VII. ı. S. 697. 


- 


__ 


fönne, foll die Poſition für Buchhalter bei allen jenen Caſſen als 
ein Ganzes angefehen erben, mithin fo viel als bei der einen erfpart 
foird, bei der andren mehr auögegeben erben dürfen !). 

Außerdem muß an perfönliher Befoldungdzulage und Agio- 
bergütung tranfitorifh nody eine Zahlung geleiftet werden, welche 
185%,,, auf 202.2 18497 8% herabgegangen tar. 

Die Büreaufoften der General= fo wie der Schuldentilgungs- 
und Zinfenzahl-Eaffen, welche im Budget für 185%/,, mit beziehungsweiſe 
6000 und 5000 als Plus-minus-Poſition angefet find, begreifen 
außer den gewöhnlichen Ausgaben für Schreibmaterialien, Schreib— 
und Drucdarbeit, öffentlidie Blätter u. dergt., zwei Gegenftände, burd) 
welche fie oft fehr gefteigert werden, Porto und Agioverluſt. Nach 
den bejtehenden Worfchriften muß nämlid für Geldfendungen an 
die und von den öffentlihen Gafjen bad Poſtporto bezahlt wer— 
den, was für die General-Caſſe jährlid 4000 zu betragen pflegt 2). 
Noch weit höher beläuft fid) gewöhnlid der Wgioverluft; doch ift 


derſelbe nur eine ſcheinbare Ausgabe. Gefetzliher Vorſchrift zufolge 


wird nämlich der Preis, zu welchem die Goldmünzen bei ben öffent: 
lihen Gaffen angenommen fverben dürfen, von Zeit zu Zeit durch 
Bekanntmachung ded Finanz Minifteriumd unter Berückſichtigung ded 
laufenden Courſes feftgefegt ; bei den Caſſen aber wird zur Vermei— 
dung der Unbequemlichkeiten, welche aus diefem oft wechſelnden Preiſe 
ber Rijtolen für dad Rechnungsweſen hervorgehen würden, und ber 
Gontrole wegen ftetd ein feſter Preid für das Gold berechnet. Da 
biefer höher ift ald regelmäßig der Preid, zu welchem die Piſtolen 
angenommen werben: fo entfteht in der Rechnung ein Cinnahme: 
audfall, welcher ald Agioverluft in Ausgabe geftellt wird. Bid 


1) Actenftüde XI.5. ©. 946. 

2) Während der Caflentrennung beantragten Stände mehrmals, auf Ber- 
minderung des Porto für Beldfendungen durch Anweiſungen und Zurechnungen 
zwifchen den flündifhen und Königlihen Caſſen Bedacht zu nehmen. Acten— 
ftüde IV. 1. ©. 951; VII. 1. ©. 951. Seit der Gaffenvereinigung bon 1849 
ift dies gefchehen. 
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1853/,, betrug ber feite Preis, zu welchem bie Biftolen in ber 
Rechnung zur Einnahme gebradyt wurden, 5 »B 16 gg; der Agio— 
verluft war alfo zu Zeiten, namentlidy feit 1851 fehr groß). Da 
nun der Regierung died Unzuträglidkeiten zu haben, und ein erheb- 
lied Steigen des Goldcourfed nicht zu erwarten ſchien, fo ſetzte fie 
den Rechnungswerth der Piſtole vom 1. Juli 1853 an auf 5 „$ 
12 gr herab 2). Died erklärt ben erheblichen Unterſchied in ben 
Büreauaudgaben vor und nad) jenem Zeitpunfte. Es betrugen näm— 
ih die Büreaufoften 





15 N 1 188 


f f f J 
1) der General-Caſſe 13,528 22,898 61,808 51,150 12,103 
2) » Schuldentilgungs- 
und der Zinfenzahl« 
—I— — 1541 2515 4896 1336 4922 


— 15,075 %5,413 66,704 52,486 17,025 


IV. Die Münze. 


Die Fürften unfred Landes haben dad Münzrecht feit den Alteften 
Zeiten geübt 3), und fo weit fie die aud eignen Bergiverfen geivonnenen 
Metalle vermünzten, ward dadfelbe ihnen durch den Reichsabſchied von 
1570 auddrüdlic beftätigt. Sie haben fid) den Ruhm erivorben, bei 
und durch Ausübung des Münzrechts feinen Vortheil gefuht, fondern 


I) Diefem fcheinbaren Berlufte entipricht eine aus gleichem Grunde herdors 
gehende fcheinbare Einnahme an Agiogewinn für dad von ber Gaffe zu einem 
geringeren ald dem Mechnungdpreife mwiederausgegebene Bold, welcher unter 
den außerordentlichen Einnahmen (XV. 5) berechnet wird. 

2) Münzgeſetz vom 8. April 1834, 8 2. Mctenftüde XI.5. ©. 57, 583. 


3) Auch die Bilhöfe von Dönabrüfd und Hildesheim, die Fürſten bon 
Dfifrieöland und die Neihöftadt Goblar übten dad MWünzrecht; keinedwegd 
immer auf löbliche "Weife. Doch war es in Weftphalen, wo die weile Einrich— 
tung beftand, daf die Münze den Fürften und die Probe den Städten gehörte, 
beffer als im größten Theile von Norddeutſchland. Stüve, Geſchichte bed 
Hochſtifts Osnabrüd S. 435. Die Stadt D6nabrüf hatte das Mecht zur 
Prägung von Kupfermünzen. 
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felbft. mit Opfern nad Herftellung und Erhaltung guter Münzen im 
Lande geftrebt zu haben I). Zeugen davon find die nod) vorhandenen 
Münzen und die vielen Münzedicte, welche von 1622 bis gegen Ende 
bed vorigen Jahrhundertd erlaffen wurden; und wenn aud) die ergriffe- 
nen Maafregeln nad) den heutiged Tages ziemlich allgemein ange— 
nommenen geläuterten Grundfäen der Müngpolitit nicht immer ganz 
rihtig und zivedmäßig fein mochten, fo beweifen fie doch nicht nur 
die löblichſten Abfihten, fondern haben aud zum Theil viel Gutes 
gewirkt und felbft dauernde feitreihende heilfame Folgen herbor- 
gebradt. Zu den Maafregeln dieſer letzteren Art gehört befonderd 
bie von dem Gefammthaufe Braunfhtveig- Lüneburg mit Kurfadyfen 
und Kurbrandenburg zu Leipzig am 1526. Januar 1690 gefchloffene 
Münzconvention, durch welche der 18-Guldenfuß eingeführt wurde, 
ber in ben hiefigen Landen bis 1817 beftanden hat?). Zar hatte 
man feine Unhaltbarfeit erfennend ſchon 1803 ihn aufgeben wollen, 
war aber burd die Zeitereigniffe daran gehindert. Nach Befeitigung 
ber Branzöfifhen Herrfchaft fühlte man bad Bebürfnif der Einführung 
eined andren Münzfußes nod dringender und ſchritt dazu gleicjzeitig 
mit Einführung ded neuen Steuerſyſtems, beging aber den Fehler, 
ftatt ded in Preußen ſchon feit Mitte des vorigen Jahrhunderts 
geltenden und immer fveiter dringenden 21-Guldenfußes den ebenfalls 
fhon unhaltbar gewordenen Conventions- oder 20-Guldenfuß anzu— 
nehmen 3). Die Nachtheile deöfelben zeigten fid bald in empfindlidyem 





I) Eine Ausnahme in älterer Zeit macht die furdtbare Münzverſchlechterung 
unter Friedrih Ulrih von 1616 — 1622. Havemann, Geſchichte von Braun— 
ſchweig⸗Lüneburg II. 586 ff. 

2) Die nah dem Leipziger Fuße geprägten Münzen hießen hier gewöhnlich 
Gaflen- Münze, weil durch die Verordnung vom 12. Decbr. 1764 beflimmt warb, 
daß allein jene Münzen vom 1. Kebruar 1765 an bei den öffentlichen Gaffen 
genommen werben (caflenmäßige Münze fein) follten. 

3) Verordnung vom 1. October 1817, und 20. März 1818. Actenſtücke 
1. &.49—56. In Oftfriestand, wo ber 21-Guldenfuß beftand, und in Bent- 
heim, wo die Rechnung nad Holländifhem Gelde üblich war, blieb es bei dem 
Beftehenden. 
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Maafe und wurden je länger defto brüdender. Die Stände empfahlen 
daher 1831 ber Negierung bie Abftellung der Uebel, worauf diefe die 
Annahme des 21-Guldenfußes vorfhlug, und die Stände ſich hiemit 
um fo bereitiilliger einberftanden erflärten, als bie Gaffenvereinigung, 
die neue Regelung der Steuerberhältniffe und ähnliche Umſtände den 
llebergang gerade in jener Zeit erleichterten )y. Durd dad Geſetz 
vom 8. April 18342) wurde vom 1. Juli an ber 14-Thalerfuß zum 
Landesmünzfuße erklärt und die längſt als höchſt ſchädlich erkannte, 
doch aber immer noch feſtgehaltene, gleichzeitige geſetzliche Silber- und 
Goldwährung endlich aufgegeben 3). Da übrigens ſchon eine geraume 
Zeit zu Zahlungen in Eonventiond-Münze regelmäßig nur 5 (3wei⸗ 
Gutegroſchen-) Stüde verwandt waren, deren Cours nidt 5 Procent, 
vie er nad) dem gefetzliden Verhältniffe hätte fein müffen, fondern 
nur ungefähr 23, Wrocent beffer ald Gourant ftand, jo wurde 
geftattet, alle Zahlungöverbindlichkeiten, welche in Conventiond-Münze, 
aber nicht in Specieöthalern oder Gulden nad) dem Conventionsfuße 
ober in gröberer Gonventiond- Münze ald Yıa=-P-Stüden erfüllt 
iverden mußten, durch Zahlung in Courant mit einem Aufgelde von 
85 für jeden Ihaler zu erfüllen 9). Der gefezlihen Vorſchrift zufolge 
ift Goldmünze des Königreichs die (einfache, Doppelte, halbe) Piſtole 5), 


I) Actenſtücke IV. 1. S. 345, 1213. | 

2) Actenfrüde V.1. S. 290, 428; V. 2. ©. 204. Belanntmahungen bed 
Finanz» Minitteriumd vom 25. Juni und 16. December 1834, vom 9. Februar 
und 12. October 1836. 

3) Der Wunfd nad einer feſtſtehenden Werthbeftimmung des Boldes trat 
jedoch felbft Jahre lang nachher noch in den Ständen hervor und die bon 
benfelben am 12. Mai 1842 an bie Regierung gebradten Anträge find, wenn 
auch nicht hierauf gerichtet, doch daraus entfprungen und davon geleitet. 
Actenſtücke VII. 2. ©. 684. 

4) Auf die im Herzogthume Bremen und im Lande Habeln zu berichtigen» 
ben ®eldverbindlichfeiren zwiſchen Privatperfonen fand jedoch dieſe Vorfchrift 
für die zwei Jahre vom 1. Juli 183/45 feine Anwendung. Verordnung vom 
8. April 1834. 

5) Bis 1831 waren — aud dem am Harze gewonnenen Golde — aud) 
Ducaten geprägt. 
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Hauptfilbermünge der Ihaler mit feinen Gtüdelungen von I; und 
2 PB. Diefen ift zufolge der Münzconvention zwiſchen den 
Zollvereinöftaaten vom 30. Juli 1838, welcher Hannover durch den 
Zolleinigungdvertrag dom 4. April 1853 beigetreten ift, ald Vereins: 
münze dad Zweithaler- oder Drei und ein halb» Guldenftüc hinzu⸗ 
gefommen ?). Alle dieſe Silbermünzen werden unter dem gemeinſchaft— 
lichen Namen Courant begriffen, im Gegenſatze der Scheidemünze, 
welche nach dem Münzgeſetze von 1834 theils aus Silber nach dem 
16-Thalerfuße in 120, Yys und 2⸗Stücken, theils aus Kupfer in 
Eins und Zwveipfennigftüden, von denen 8 ggr eine Mark iviegen 
müffen, auögeprägt fvird. Die KHannoverfhen Gonventiond- und 
Gafjen» Ziveigutegrofchenitüde, tweldye nad) und nach umgemünzt werden 
follten, ließ das Gefe von 1834 einftfveilen zu underändertem äuße— 
ren Werthe im Umlaufe; dad Geſetz vom 1. Auguft 1836 aber ſetzte 
ihre Geltung auf den Werth von Gourant herab 3). 


Der Umlauf andrer als Hannoverſcher Münzen wurde für den 
Privatverkehr geftattet, jedody mit Ausnahme der Sceidemüngze, 
wohin alle Münzſtücke gerechnet wurden, deren äußerer Werth nicht 
wenigſtens 2 ggr beträgt; dad Minifterium erhielt aber die Befugniß, 
auch andre im Gehalte 2c. unfideren fremden Münzforten zu verbieten, 
und die Stände empfahlen noch befonderd das Verbot aller fremden 
2 997 Stüde, welches denn auch durd) dad Ausfchreiben ded Finanz: 
Minifteriumd vom 12. October 1836 audgefprochen wurde und, wie 


1) Von der Befugniß, Iys, Ygs, Yy= und NYg=Thateiftüe prägen zu laſſen, 
hat bie Negierung feinen ®ebraud gemacht; dagegen find, wie ihr geftattet 
war, 2/3-Etüde nad dem 18-Guldenfuße noch in den Jahren 1839 und 1840 
bon der Clausthaler Münze zum Werthe von 131.657 Courant gefchlagen 
morben. 


2) Befehfammlung von 1853, ©. 179. 537. Won dieſen Zweithalerftüden 
hat die Münzftätte zu Hannover von April 1854 bis 1. Juli 1855 für 
1,885,552 „P gebrägt. 


3) Actenftüde V. 4. ©. 555. 
Lehzen, Staatshauöhalt. IL. 39 
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dad Verbot aller fremden Sceidemünzge, vom 1. Januar 1837 an 
in Kraft trat !). 

Bei den Zahlungen an und durd die öffentlichen Gaffen wurden 
den Hannoverſchen Münzen 1834 einftweilen nur die nad dem 
14:Thalerfuße auögeprägten Preufifhen Courant- Münzen bis zu den 
1, Stücken herab gleichgeftellt. Das auf ftändifhen Antrag erlaffene 
Geſetz vom 6. März 1851 dehnte diefe Gleihftellung aber auf alle 
ausweislich ihres Gepräges nad dem 14» Ihalerfuße geprägten Silber: 
münzen bid zu den 4, Stücken einfhlieflid auß?). Durd den 
Artitel 14 des Zolleinigungdvertraged ift diefe Beltimmung dahin 
erweitert, daß die Eilbermünzen ſämmtlicher Zollvereinsftaaten, mit 
Ausnahme der Sceidemünze, d. h. nad Artifel 12 der Münze 
conbention dom 30. Juli 1838 ber nad einem leichteren als bem 
14: Ihalerfuße audgeprägten Eleineren Münze, bei allen Zollhebeftellen 
ded Vereins angenommen werden müffen. 

Durd Beitritt zu der Münzconvention vom 30. Juli 1838 hat 
fih Hannover verpflichtet, feine groben Eilbermünzen, wenn fie durd 
Abnutzung eine erheblidye Verminderung ihred Metalliverthed erlitten, 
allmälig zur Einſchmelzung einzuziehen, Scheidemünze aber theild 
- überhaupt nicht in größerer Menge, ald für dad Bedürfniß des eignen 
Landes zu Zahlungen im Kleinen Verkehre und zur Auögleihung 
erforderlich ift, in Umlauf zu feßen, theild dieſelbe, fobald durd) 
Abnugung ihr Gepräge undeutlic getvorden, ebenfall® allmälig zum 
Einſchmelzen einzuziehen. 

Verkehr mit verbotener Miünge, wodurch diefelbe in Umlauf 
gebradht wird, fol nad dem Münzgeſetze von 1834 polizeilih, Ein— 
führung verbotener Münze zum Zwecke ihrer Verbreitung in das Land 


I) Actenftüde V.1. S. 297, 439. Einem Geſuche der Stände, das von 
ihnen ſelbſt als heilfam anerkannte Verbot ausnahmsweiſe hinfichtlih der 
Braunfhtweigfhen Münzen für die füdöftiichen Yandestheile zu fuöpendiren, gab 
die Megierung, gewiß mit Necht, feine Folge. Actenſtücke VII.ı. ©. 531. 

2) Actenſtücke XL. 1. ©. 2172; X1.2. ©. 36, 210. 
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aber peinlid beitraft werden. Durd das Münzcartel zwiſchen den 
Zollvereinöftaaten vom 21. October 1845 und das dem Oeſterreichiſch⸗ 
Preußiſchen Handels- und Zollvertrage vom 19. Februar 1853, dem 
Hannover fi angeſchloſſen hat, beigefügte Münzeartel iſt hinſichtlich 
der Verbrechen und Vergehen, welche hieſige Staatsangehörige in 
Bezug auf die von einem andren der contrahirenden Staaten geprägten 
Münzen begehen, eine «gleiche Beſtrafung und, wenn das Verbrechen 
oder Vergehen von Fremden begangen wird, deren Auslieferung auf 
Nequifition des andren Staates zugefidert ?). 

Vor 1803 gab es in den Kurlanden drei Müngftätten: zu 
Clauöthal, Zellerfeld und Hannover. Die erftere bermünzte das 
Eilber deö einfeitigen Oberharzes, die Zellerfelder Münze dad des 
Gommunion Ober- und Unterharzes. Sie ward nad) der Meftphäs 
liſchen Unterbrehungszeit nicht hergeftellt, wohl aber die Clausthaler 
Münze, melde nun aud das Gold und Silber des ehemaligen und 
bed jeßigen Gommunionharzes erhielt, bis von 1841 an die durd 
den Rammelöbergihen Bergbau getvonnenen edlen Metalle der Münze 
zu Hannover übertviefen wurden. Diefe letztere war nad) Abſchluß 
der 2eipziger Münzconvention von 1690 errichtet, hatte aber nur 
mit angefauften oder zur Umprägung eingezogenen Metallen zeitene 
weiſe gearbeitet und hauptfädlid Goldmünzen geprägt. Während 
der Fremdherrſchaft nicht benutzt, ward fie 1817 bei der bevorftehenden 
Einführung des 20-Guldenfußes wieder in Betrieb geſetzt, und ift 
feitdem nit nur immer in Ihätigfeit getvefen, fondern auch nad) 
Aufhebung der Glausthaler Münze im Jahre 1849 die einzige Münz- 
ftätte des Königreich geblieben und in den Jahren 1854/,, mit einen 
Koftenauftvande von fait 70,000 „PB ganz neu eingerichtet und durch 


I) Geſetzſammlung von 1853, 1. S. 230, 544. Eine gleihe Verpflichtung 
ift durd die Carteld wegen ber Verbrechen oder Vergeben übernommen. welche 
in Bezug anf Papiergeld oder öffentliche Greditpapiere begangen werden, die 
der andre contrabirende Staat feinen Münzen als Zahlungsmittel geſetzlich 
gleihgeftellt hat. Hannover befitzt ſolche Papiere nicht. Staatéhaudhalt 1. 
S. 28. 


39* 
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eine Scheideanftalt eriveitert worden !). Ihre LZeiftungen, durch welche 
fie fhon in den letzteren Jahren vorher trotz aller aus ber Ungus 
länglichteit ihrer Einrihtungen entfpringenden großen Schwierigkeiten 
ſich auszeichnete, durd welche fie aber jetzt unter den Deutſchen Münz: 
ftätten erften Ranges einen chrenvollen Play einnimmt, geben den 
Beiveid, daß die Vorforge der Regierung feine vergeblidye geweſen ift. 


Die Anftalt wird, unmittelbar unter dem Finanz» Minifterium, 
bon einem Müngmeifter geleitet, dem ein Miünzivardein und ein 
Münzcontroleur zur Seite fteht. Für dad Gaffen- und Rechnungs— 
weſen ift feit 1849 ein Gaffirer und Nechnungsführer beftellt. Die 
Befoldungen berjelben erfolgen aus der General-Caſſe?); im Budget 
ftehen dafür 3150 »P, wovon jebod jet nur 2700 „PB ausgegeben 
erden, Die übrigen Koſten der Münze, melde von 1849,, jährlich 
8000 bis 8500 „B betrugen, werden aus der Münz-Caſſe beftritten 3). 





1) Staatöhaushalt 1. ©. 142. Als die Megierung 1850 ftatt des völlig 
ungenügenden und der durchaus nothwendigen Verbeſſerung unfähigen Münz— 
gebäudes zur Anfhaffung eincd andren Gebäudes fhreiten wollte, erhoben die 
Stände nicht nur dagegen, ſondern auch gegen die Nothmendigfeit und Zweck⸗ 
mäßigfeit der Beibehaltung einer Münzftätte überhaupt Bedenken. gaben die— 
felben aber völlig und entfchieden auf, ald die Regierung 1851 ihnen nähere 
Nahriht über die in Betracht fommenden Verhältniſſe ertheilte. Actenftüde 
Al. 1. ©. 1845; XI. 2. ©. 286, 1181. Sie erfuchten jedoch damals die Regie— 
rung, ihnen minbeftens in jedem Zandtage eine Meberfiht über den Betrieb 
und bie finanziellen Ergebnifle der Münzftätte zu geben. Dies ift 1853 gefcheben. 
Actenftüde X1.5. ©. 724. Bon ben Koften hat die Münz-Caſſe 40,345 P 
und der Domanialbauetat 28,957 „P getragen, 


2) während ber Caffentrennungen wurden fie aus der Königlihen General— 
Caſſe gezahlt. 

3) Sie beftanden (Mctenftüde X1.5. ©. 743) im Durchſchnitte von 184955 
jährlih in den Ausgaben: 

1) für Anfhaffung und Unterhaltung der Münsgeräthihaften... 1099 .f 

2) Betrieböfoften (Feuerung und Licht, Unterhaltung ber Pferde, 


Arbeitötohn, Transportkoften ⁊c. )... .... ..... .... ......... 6073 » 
3) Vergütung für die Medailleure dc. . .. .. .................. 8. 
4) Büreaukoſten u ee ee etw 0» 
5) Uußerorbentlihe Audgaben ................ .... ......... 130 « 
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Diefe erhält ihre Einnahmen lediglich durd ben Gewinn, den fie beim 
Ausmünzen mad), und der in dem Unterfchiede deö Preiſes befteht, 
wozu die Münz-Caffe die Münzmetalle beziehungstveife anfauft und 
ald Münzen veriverthet, nachdem davon die Münzfoften und bie 
Metallverlufte bei der Verarbeitung abgeſetzt find. Gewöhnlich beträgt 
ber durchſchnittliche Gewinn auf jede verprägte feine Mark beim Golde 
17 997 und beim Silber 4 ger; dod hat die Caſſe mitunter auch 
Schaden, wenn fie dad Münzmetall theurer antaufen muß, ald fie es 
durch die daraus geprägten Münzen veriverthet. Dies ift namentlich) 
bei Einziehung und Umprägung abgenutzter Münzen der Fall. So 
veranlaßte 3. B. der Llebergang zum 20-Gulden- und nachher zum 
21-Guldenfuße einen Verluſt von mehr ald 76,000 4 und bie 
Umprägung ber 23-Stücke nad dem Leipziger Fuße in den Jahren 
1837), einen Berluft von fait 27,000 $. 

Als die Münze 1817 wieder in Betrieb geſetzt wurde, hatte die 
Gaffe fein Vermögen; das ihr überwieſene Inventar fvar durchaus 
undollftändig. Sie hat die zu ihrem Betriebe erforderlihen Mafchinen 
bis 1853 aud eignen Mitteln angefhafft, außerdem die eben erwähnten 
Verlufte von mehr ald 100,000 F getragen, und an das Königliche 
Münzcabinet für etwa 6000 „PB don ihren Münzen geliefert 2). 
Dennoch fonnte fie von 1813,,, 52,803 „PB in Golde an die Könige 
lihe General-Caffe abliefern und bis 1. Juli 1849 wieder ein Ber: 
mögen von faft 92,000 ſammeln, was ſich bis zum 1. Juli 1852 
nod um beinahe 24,000 „B vermehrt haben würde, wenn nicht aus 


Die Koften für Pferdehaltung rührten daher, daß bis 1853 die bewegende 
Kraft durch Pferde bewirkt wurde, die jet durch eine Dampfmaſchine hervor— 
gebracht wird. Die Transportfoften (jährlih 700— 800.) werben durch die 
Herfhaffung des Silbers vom Harze und die Sendung des Geldes dorthin 
verurſacht. 


) Dabin gehört auch die Vergütung für dad Prägen von Medaillen ꝛc. 
und von Münzen für andre Landesherren, was z. B. für Didenburg, zuweilen 
gefchehen ift. 

2) Seit 1849 wird dafür aus der Krondotationd= Kaffe Vergütung geleitet. 
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der Münz-Caſſe der Kaufpreis für das jetzige Münzgebäude mit mehr 
ald 28,000 »B bezahlt wäre y. Die Münz-Gaffe hat alfo in den 
26 Jahren von 1817,05, den Werth der Geräthihaften und jene 
Verlufte ungerechnet, im Durchſchnitte einen jährliden Ueberſchuß von 
5336 „PB oder, wenn man die Befoldungen der Münzbeamten mit 
etwa 3000 „PB jährlid abrechnet, von 2336 4 gehabt. 

Ueber bie Thätigfeit der beiden Miünzftätten zu ‚Hannover und 
Glauöthal feit ihrer SHerftellung in den Jahren 1816, bis zum 
30. Juni 1853 enthält die Anlage 7 nähere Nachweiſung. Darnach 
find während diefer Zeit in runden Eummen: 

43,110,000 in Golde 

2,535,000 » Gaffen: Münze 
1,535,000 ” » Gonv.- Münze 
13,185,000 „ » Gourant | 
637,000 „„ Silber-Scheidemünze 
89,000 „ Kupfermünze 
auögeprägt worden. | 


17,355,000 4 grobe Eilber: 
münze 


Sowohl die Caſſen- als die Conventions-Münze iſt größentheils 
entweder Tiegelgut geworden oder umgeprägt. Das erſtere Schickſal 
haben auch, wohl mit wenigen Ausnahmen, die auf dem Harze aus 
feinem Silber geprägten 3,366,000 Thalerſtücke gehabt. Als die 
Caſſengulden umgeprägt werden ſollten, wurden vom Frühjahre 1848 
an 966,5371, Stück, wovon mehr als 900,000 auf dem Harze 
geprägt waren, eingezogen ?). Won Conventions-12-Stücken wurden 
1835/37 — 419,640 „P eingezogen und umgeprägt, die damals für 
Gourant wieder in Umlauf gebradten, im MWerthe von 357,243 4 
find jedoch fpäterhin aud) meiſtens umgeprägt. 


Bon den oben angegebenen Münzitüden hat die Hannoverſche 


I) Außerdem find nachher zu den Baufoften noh etwa 11,500 „P aus der 
Münz=Cafle hergegeben. 


2) Die Münze zu Hannover prägte daraus 1893/,, über 700,000 Thaler: 
ftüde in Courant. 
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Münzftätte dad Gold faft ausſchließlich )y, don den groben Silber: 
münzen 334,000 „8 Gaffengeld (23-Stücke), 1,390,000 P Conven⸗ 
tionögeld, und 4,527,000 „B Gourant, von den Scheidemünzen in 
Eilber 513,000 „P und von den Kupfermünzen gegen 59,000 , 
bie Clauöthaler Münze dagegen 2,200,000 PB Gaffen » Münze, 
146,000 „P Conventiond- Münze (in 23-Stücken), 9,258,000 „$ in 
Eourant, 124,000 in filberner Echeidemünge und 30,000 B in 
Kupfermünze geprägt 2). Von den Leiftungen der Münze zu Hanno» 
ber fallen auf die Zeit bis 1. Juli 1849 — 38,353,000 in 
Piftolen, 334,000 $ Gaffen-Münze, 1,390,000 „8 Conventions⸗ 
Münze, 2,345,000 Courant, 153,000 „B Scheidemünze in Silber 
und 38,000 „B Kupfermünze, 


— m — — 


I) Von dem aus dem Rammelsberge gewonnenen Golde hat die Clausthaler 
Münze für 12,283 4 Courantwerth Ducaten, und die Hannoverſche Münze 
1819/55 = 3927 Stüd einfahe Piftolen geprägt. 

2) Außerdem find in der Münzftätte zu Hannover die Oldenburgſchen 
Münzen und viele Medaillen, namentiih Ordensmedailten geprägt. 


Dreizehnte Abtheilung. 
Schuldenweſen (Paflivetat). 


— — 


Abſchnitt J. 


Staatsſchulden im engeren Sinne. 


Die Verwaltung des Staatsſchuldenweſens iſt durch die Be— 
ſtimmungen des Verfaſſungsgeſetzes vom 5. Septbr. 1848, 88 97 
und 100 und durch das zur Ausführung derſelben erlaffene Geſctz 
bom 12. September 1348 zwiſchen dem Finanz Minijterium und 
dem Echatzcollegium getheilt ). Erſteres hat außer ber oberen 
Leitung und Aufliht aud die Gontrahirung neuer Anleihen, ſoweit 
folde verfaffungsgefelih zuläffig find 2); dad Schatzeollegium aber 
hat dad ganze übrige laufende Schuldenweſen wahrzunehmen, bie 
Schuldverfhreibungen zu vollziehen, die Coupons und Talons aus: 
zufertigen, bie eintretenden Verſuren vorzunehmen, die Schulden— 
tilgungdmittel zu berivenden und die Zinfen auf Etaatöfchulden zu 
bezahlen, weshalb aud die Schuldentilgungs- und Zinfenzahl- Eaffen 
unter feiner Verwaltung ftehen und allein von ihm Anteifungen 
annehmen dürfen, — fo fie die Legitimation der Etaatdgläubiger 





1) Actenftüde IX. 1. S. 917, 1113; Geſetzſammlung von 1849 I. S. 209. 


2) Vor 1834 und von 18410 lag hinfihtlih der @eneral» Stener= und 
Eifenbahn= Eaffe- Schulden die Contrahirung neuer Anleihen dem Schatgcol« 
legium ob, welches übrigens in Bezug auf dad Schuldenweſen fat diefeiben 
Geſchaͤfte wie jet hatte, nur daß zu feinem Wirfungöfreife das Schuidenmwefen 
ber Königlichen General-Caſſe, welches ausfchliegtih dem Kinanz» Minifterium 
oblag, nicht gehörte. 


su 


zu prüfen. Auch muß es über dad nefammte Staatöfhuldenivefen 
jährlich eine vollftändige Ueberfiht dem Finanz-Minifterium vorlegen, 
welche der von der Regierung den allgemeinen Etänden in jeder 
Diät zugehenden Mittheilung über dieſen Gegenftand zum Grunde 
zu liegen pflegt. 


Die gefammte Staatöfhuld wird in 3 Hauptelaſſen getheilt: 
I) Schulden der vormaligen Königlihen General:Gaffe; 2) Schulden 
ber vormaligen Generals Steuer- Gaffe, und 3) Eifenbahnfhulden ?). 
Diefe Eintheilung hat jetzt zwar nicht mehr die Bedeutung wie 
früher, feit die Gaffen vereinigt find und durch das Gefe dom 
24. Januar 1851 vorgefchrieben ift, daß alle für dad Landesſchulden— 
wejen erlaffenen Gefeße und Verordnungen — namentlich die Be: 
ftimmungen über die Legitimation der Gläubiger, über die Mortifi- 
cation der Obligationen, Zinscoupons und Talons, über die Kün— 
digung der Obligationen, über die XNilgung der Ecdulden und 
über die Abzüge für fehlende Zinscoupons bei Nüdzahlung ber 
Gapitalien — für ſämmtliche Schulden der (jetigen) General-Caſſe, 
ohne Rüdfiht auf welcher Gaffe fie fonft geruhet haben, gelten 
jollen, in fo weit niht für die Gläubiger der früher getrennt 
geivefenen Gaffen bejondre Werabredungen, Gefetze oder Verord— 
nungen beftehen 2). Died letzte ift bei einigen Schuldgattungen der 


— u mn — 


I) Die den Ständen zugehenden Regierungdmittheilungen über dad Landeb— 
ſchuldenweſen enthalten zwar noch eine Ate Claſſe: Schulden der vormaligen 
General-Wegbau-Caſſe; allein fie beftchen nur in einem einzigen, vom Baue 
der Mhumebrüde bei Northeim herrührenden Gapitale von 12,500 .P Conven= 
tiond= Münze, mad weder verzinfet, noch wahrſcheinlich jemald abgetragen 
werden wird. Metenftüde XI. 2. S. 159; Staatöhaushalt II. ©. 462, Note 2. 


2) Actenftüde XI. 1. S. 1621. Die theilweife Bteihftelung der Eifenbahn= 
ſchuldbriefe mit den Lanbeöfhnidverfchreibungen war fchon durch die 88 8 und 
9 deö Geſetzes vom 20. Ianıar 1845, die völlige Bleichftellung beider wurde 
durch das Geſetz vom 6. Juni 1847, 8 3 auögefproden. Actenſtücke VII. 2. 
S. 101, 629. Die im Gelee von 1851 angedeuteten Beftimmungen find 
vornämlid) folgende: 


612 





Fall !); aber auch davon abgefehen, läßt ſich die Kenntniß jener 
Einteilung zur Beurtheilung der Juftände unſres Staatöfdhulden- 
weſens nicht entbehren, daher diefelbe aud bei der folgenden Dar: 
ftellung beobadjtet werben wird. 


I. Entſtehung der Schulden. 


A. Schulden der vormaligen Königlichen 
General-Caſſe. 


Das Domanium (Cammergut) iſt ſeit Jahrhunderten mit 


1) über Legitimation der Gläubiger 

Verordnung vom 2. Juli 1824, die Legitimation bei Namenobligationen 
betreffend. 

Verordnung bom 20. Januar 1826, 88 1, 2, die Legitimation bei 
Porteur- und auf Namen eingeichriebenen Obligationen betreffend. 
Actenttüde 11.5. S. 241, 248. 

Geſetz vom 10. Auguft 1836, betreffend Menderung ber 88 3 und 4 
ber Verordnung vom 2. Juli 1824 und Ausdehnung der BVerord— 
nungen bon 1824 und 1826 auf die Schulden der bormaligen 
Königlichen General-Caſſe. Actenftüde V. 4. ©. 531. 

Geſetz vom 21. September 1836, wegen der ®rundfteuer= Eremtiond- 
Gapitalien. Staatöhaushalt I. S. 345. 

2) über Mortiftcation 

bie angeführte Verorbnung vom 20. Januar 1826, 88 3—13, betreffend 
die Mortification von Obligationen und Coupons. 

Geſetz vom 3. Juli 1844, deflen 88 10—13 bie Mortification von 
Talond betreffend. Actenftüde VII.2. S. 823. 

3) über Kündigung und Tilgung 

Beleg vom 13. November 1834, demzufolge bei apitalrüdzahlungen 
alle noch nicht fälligen Zinscoupond eingeliefert werden müſſen, 
widrigenfalls ihr Betrag am Gapitale gefürzt wird. Actenftüde V. 5. 
S. 207, 677. 

Geſetz vom 30. Juni 1846, demzufolge die Zurüdzahlung der Schuld— 
capitalien, fo weit die dafür beftimmten Tilgungömittel reichen, nach 
"dem vollen Nominalmerthe aber nur nad der im Juni jeden Zahrs 

durch dad 2008 zu beflimmenden Reihefolge gefcheben foll. Acten: 
ftüde VIN.3. €. 1158, 1209. 

1) Beifpieie diefer Art find theils biöher fchon gelegenttih angeführt, 
namentlih bei den Schuiden zum Baue der älteren Zandeseifenbahnen, und 
bei den Gapitalien der Hof- und Civildiener-Wittwen-Caſſe; theilö werben 
fie nachher noch bei einigen hochverzindlihen Schuldcapitalien erwähnt werden. 
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bedeutenden Schulden belaſtet geweſen. Bei Vereinigung der Calen— 
bergſchen und Celleſchen Linien (1705) betrugen fie über 2 Millionen 
Thaler, vermehrten fih aber bid zur Kranzöfifhen Befignahme des 
Landes 1803 noch fehr anſehnlich theild in Folge von Krieg, 
Ihenerung und andren Unfällen, die dad Land oder aud das 
Domanium befonderd trafen, theild durch Eriverbung neuer Landes— 
theile oder Gammergüter ). Nah 1813 mußten neue Schulden 
gemaht werden, dic für Vergütung der von 1811/,, rüdjtändig 
gebliebenen Zinfen, für Schiffbarmahung der Ems, für Wieder- 
einlöfung der von den fremden Herrſchern veräußerten Domainen 
und für Erwerbung der Graffhaft Spiegelberg auf 13, Millionen 
Ihaler ſich beliefen 2). Uber felbft die laufenden Bedürfniffe der 
Königlihen Generals Gaffe führten zu Wermehrung der Schulden. 
Das Deficit betrug 18195, fhon 50,000 „BP und ftieg nachher nod) 
höher, in den 6 Jahren von 182531 auf durdfchnittlid 92,000 „P 
und zur Zeit der eriten Gaffenvereinigung auf dad Doppelte biefer 
Eumme 3). Dazu famen 1830,33 außerordentliche Bedürfniffe: die 
Unterftügung der Nothleidenden bei ber damaligen Theuerung 9); die 
Hülfe, welche man der Kriegd-Gaffe wegen der Rüftungen zur Auf: 
rehthaltung der innern Ruhe und Ordnung und zu der Zuzemburger 
Erpedition gewähren mußte, da fie ihr zinslich angelegted Vermögen 
einzuziehen gezivungen, aber wegen ber ungünftigen Zeitverhältnifie 
nicht ohne großen Verluft fofort dazu im Stande var. ferner war 
in Folge des Liquidationdvertraged mit Preußen vom 23. März 
- 1830 an dieſe Macht eine Eumme von 375,000 „BP zu zahlen, und 
endlih mußte dad unentbehrliche Betriebscapital der Königlichen 
General-Caſſe hergeftellt werden, dad während der Decupationdzeit 


I) Ubbelohde, Finanzen S.340. Staatöhaushalt I. S. 127, Note 1. 
2) Ubbelohde a. a. O. ©. 342. Staatöhaushalt I. S. 231, 337, Note 2. 
3) Vertheidigung des Staatögrundgeleties S. 255, 274. 


4) Dazu wurden ans der Königlihen Caſſe, neben bedeutenden Getreide— 
torräthen 190,000 ,B verwendet. Actenftüde IH. 6. ©. 302. 
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aufgezehrt war und an deſſen Stelle man biöher andre vorerft ver— 
fügbare, jetzt aber zu ihrer Hauptbeftimmung verwandte Mittel benutt 
hatte. Zur Dedung diefer Bedürfniffe dienten theild die Ueberſchüſſe 
der Kriegöfubfidien und die Franzöfifhen Entſchädigungsögelder, theils 
Anleihen; oder ed wurden den läubigern Werbriefungen über ihr 
Guthaben auögeftellt. Bon 1824 bis 1830 zog man, ftatt anzu— 
leihen, auöftehende Geldcapitalien ein; der große Bedarf, welcher 
1831 raſch befriedigt werden mußte, nöthigte fvieder zu Anleihen, die 
nun durch Bermittelung von Banquierd gemadt erben mußten, 
während man früher auf ähnliche Weife, wie ed von Privatperfonen 
zu geſchehen pflegt, dad nmöthige Geld fi verihafft hatte). Im 
Jahre 1831 murden I Million Marf Banco und 1,100,000 „B in 
Golde unter Bedingungen, die felbft mit Rüdfiht auf die damaligen 
Verhältniffe und im Wergleih zu den Bebingungen, welche bie 
General-SteuersGaffe für gleichzeitige Anleihen eingehen mußte, 
ungünftig zu nennen waren. So fam ed, daß die Stönigliche 
Generale Caffe am 1. Juli 1834 mit einer Schuld von 5,233,633 »P 
21 gr 5 & belaftet var, ungeachtet König Wilhelm IV. bei Errich— 
tung des Staatögrundgefeed don den Korderungen der Schatull— 
Gaffe an die General-Caſſe 1,100,000 . Gafjen- Münze erlaffen 
hatte 2). Ein großer Theil der Schuld (2,198,949 »B T gg 11 8) 
wurde während der erften Gaffenvereinigung aus Landesmitteln abge- 
tragen oder zum Zwecke der Zinfenherabfegung in Landesſchuld ver: 
wandelt. Den Reit (2,605,759 BT ggr 11) mußte 1841 bei der 
neuen Gaffentrennung bie Königliche GeneralsGaffe wieder über- 
nehmen; jenen andren Theil, jedod nad) Abzug der Gegenforderungen 
der Königlichen Caſſe von 818,557,P 14ggr 8, alfo zum Betrage 
von 1,380,591 «P 17 997 3%, follte fie der General-Steuer » Eaffe 


) Der Verſuch, bei dem Publicum unmittelbar eine Anleihe aufzunehmen, 
ſchlug fehl, indem dadurch nur 82,709 „PB 18 ggr zur Caſſe famen. Actenftüde 
V. 2. ©. 198. 


2) Staatöhaushatt II. S. U. 
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mit 3 Procent verzinien und allmälig erftatten ). Bon 184,6 
hatte die Königlihe General Eafje große Ueberſchüſſe und bedurfte 
baher nicht nur feiner Anleihe, fondern konnte noch erhebliche Abträge 
auf die Älteren Schulden machen. Auch benußte fie die Mittel des 
Domanial-Ablöfungdfonds, um 1842/53 den nod) verbliebenen Reſt 
der Anleihe von 1,100,000 „PB Gold aud dem Jahre 1831 auf 
einmal abzutragen. Won 1846 an aber hörten die Ueberſchüſſe auf, 
und ald dennoch der eingeleitete, zu 600,000 „B veranfclagte Bau 
bed Hoftheaterd fortgefetzt erben follte, mußten die Mittel dazu 
durch Anleihen herbeigefhafft werden. Zu bdiefem Zwecke wurde 
theild eine vierprocentige, von Seiten der Gläubiger bierteljährlid), 
von Seiten des Schuldnerd nur Einmal im Jahre fündbare Anleihe 
von 240,000 „B gemadt, theild eine Art verzinslihen Papiergeldes 
zum Nominalbetrage von 94,000 B geihaffen, was indeß Meder 
rechten Eredit noch Umlauf, erhielt. Nur auf Ein Jahr auögeftellt 
mußten biefe f. g. Iheaterbaufcheine nad; Ablauf deöfelben, weil bie 
- Mittel zu ihrer Einlöfung fehlten, erneuert werden, was wieder auf 
Ein Jahr gefhah. Died Verfahren mar jedoch fo unvortheilhaft, 
daß nad Ablauf deö ziveiten Jahrs die völlige Tilgung der Schuld, 
ungeachtet der ungünftigen Geldverhältniffe im Jahre 1848, vor- 
gezogen ward 2). Dagegen famen bis zur zweiten Gaffenvereinigung 
nod) zwei Schuldpoften hinzu, von denen ber eine, aus älterer Zeit, 
erſt jetzt zur Liquidität gelangte, nämlid) eine Forderung ded Grafen 
v. Galen aus einer Stiftung feiner Familie beim Dome zu Osna— 
brüd von 20,000 4 Species nebft Zinfen. Nahdem zur Abrundung 
bed Gapitald 452 »P 16 ggr 2 9 baar bezahlt waren, wurde über 
ben Reſt von 30,000 „PB Gourant eine Werbriefung audgeftellt 3). 
Den andren Eduldpoften bilden die 300,000 , deren die Königliche 
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1) Aclenſtücke VI.3. ©. 473, 522. 


2) Mctenftüde XI. 1. ©. 1416, 1513. Ueber den Wibderfpruh der Stände 
gegen biefedö Papiergeld ſ. Staatöhaushalt I. S. 28. 


3) Actenflüde X.1. S. 308: XI. 2. ©. 159; Xl.4. ©. 463. 


General:Gaffe zur Dedung ihres Deficitö in den Jahren 1846,,, 
und zur Einlöfung der Iheaterbaufcheine bedurfte. Cie ward 1848 
bon der General: Steuer: Gaffe für die Königliche General: Kaffe 
aufgeliehen und ift im Folge der bald nachher zur Ausführung 
gekommenen Gaffenvereinigung unter den Schulden der Generals 
Steuer» Gaffe ftehen geblieben )). 

Nach der bei den Verhandlungen über dad Landesverfaſſungs— 
gefe von 1840 getroffenen Wereinbarung hatte die Königliche General: 
Gaffe zur Tilgung ihrer Schuld an die General» Eteuer-Gaffe jährlich 
20,000 und die 3procentigen Zinfen der ganzen Schuldfumme von 
1,380,391 BP unverändert bid zur gänzlihen Abtragung derfelben zu 
bezahlen 2). Auch ftand ihr frei, die durch etiwaige Herabſetzung der 
Zinfen auf die Anleihe von 1,100,000 „PB in Golde zu madende 
Erfparung ebenfalld zu jenem Zwecke zu verivenden. Als diefe Zins 
fenverminderung eingetreten far, erhöhete die General: Gaffe vom 
1. Juli 1844 an den ftändigen Tilgungöbeitrag um 35,133 PB 3 gar. | 
Hierdurd und durd einige außerordentliche Abträge 3) war die Schuld 
auf 891,358 .B 20 gr 115 herabgebradit, als fie am 1. Juli 1849 
dur die Gaffenvereinigung erloſch ?). 


B. Schulden der vormaligen General-Steuer-Caſſe. 


Die am 17. Januar 1815 von den Ständen beſchloſſene und 
demnächſt von der Regierung beitätigte Vereinigung aller Schulden 


1) Actenftüde X. 1. S. 142, 01: XI. 1. S. 1543. 

2) Was von den Zinfen bei allmälig eintretender Verminderung der Schuld 
zur Verzinfung nicht nöthig war, wurde auf das Capital abgerechnet, 1848/50 
etwa 5000 F. Actenftüde IX. 1. ©. 227. 

3) 3. 8. die Summen, weiche der Königlihen General-Caſſe in Kolge deö 
Etaatövertraged dom 23. März 1830 aus dem f. g. Preußifchen Liquidations- 
fonds und in Kolge des Staatövertraged über die vormals Münfterfchen 
Totatitätöverhältniffe vom 16. October 1839 mit 21,924 „BP und 13,500 4 zu 
Gute famen. Actenſtücke VII. 1. ©. 187; VII. ı. S. 726: VIII. 2. ©. 35, 1075; 
vergl. auch VII.2. ©. 657, 1041. 

4) Actenftüde X. 1. S. 301: XL 1. S. 1034. 
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und Laſten ber einzelnen Landeötheile zu Einem Ganzen follte ohne 
Ausdgleihung etwaiger Prägravationen gefchehen ; doch wurden einige 
Audnahmen gemadt, indem nidyt nur die Grafſchaft Diepholz, melde 
feine Stände gehabt und feine Edulvden in die gemeinſchaftliche 
Maffe gebradt hatte, eine Bergütung von 47,000 4 Gafien : Münze 
aus den dur den Friedensſchluß von 1815 gewährten Mitteln 
erhielt ; fondern aud die Etädte Gelle, Lüneburg, Godlar, Dönas 
brüd, Hildesheim, Peine und Wlfeld, melde die Laften, zu deren 
Beftreitung die Provinzen Schulden gemadt, ganz oder zum Theil 
abgefondert getragen hatten, eine Entfhädigung befamen, die meiftend 
durch Ausſtellung von Landeöfchuldobligationen zu ihren Gunften 
gewährt wurde 1). 

Die Schulden der von 1813 bis 1815 mit Hannover vereinig- 
ten Zandeötheile mußten zum Theil erit durd Etaatöverträge zu völs 
liger Klarheit und Anerkennung gebradit werden 2. Dies gilt 
namentlih von den Schulden ded Fürftenthums Oſtfriesland und 
des Harlingerlandes, fo wie der Grafihaft Lingen, worauf Sid der 
freilich auch andere Gegenftände befaffende, nach langen mühfeligen 
Unterhandlungen zu Stande gebradte f. g. Yiquidationövertrag mit 
Preußen vom 23. März 1830 bezieht 3); und von den Edulden 


I) Die Stadt Hildesheim erhielt eine Rente von 5000 4. Actenſtücke 
1.3. ©. 295; 11.4. S. 421. Wegen Gelle und Lüneburg f. Actenftüde Ill. 6. 
S. 464, 532; Boölar 11.3. S. 255, 338; Osnabrüd I. 1. ©. 320; 11.2. ©. 166: 
11.3. ©. 65, 366; 111.2. S. 328; 111.3. ©. 18; Beine 11.3. ©. 313; 11.4. 
S. 302; Alfeld 11.4. S. 229, 481. Staatöhaushalt I. S. 332, Aehnlichfeit 
mit diefen GEntfhädigungen hat bie, welche den WBentheimfchen Städten für 
Verluft des Landgeldes mit etwa 28,000 „PB gewährt wurde. Actenſtücke V. 2. 
©. 713; V.4. ©. 45, 174. 

2) Die Schulden der neuen Provinzen glaubte die Negierung ohne Mit- 
mwirfung der allgemeinen Stände feftftellen zu fönnen, ftand aber davon ab, 
als diefe beftimmt erflärten, nur folhe Schulden als Landebſchuld anerkennen 
zu wollen, die nad ihrerfeits angeftellter Prüfung ſich zu diefer Anerkennung 
eigneten. Wctenftüde IV. S, 141; I. 1. ©. 302. 


3) Geſetzſammlung von 1830, 1. S. 59. Metenftüde III. 6. S. 560, 621; 
IV.1. ©. 341,931: V. 2. S. 266, 738: VIII. 2. ©. 34, 654, 1041, 1075; VI. 3. 
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des ehemaligen Bisthums Münfter, von welchen Hannover wegen 
des Amts (jetzigen Herzogthums Arenberg-) Meppen und der Ab— 
ſpliſſen von Emäbühren, Salzbergen und Schepstorf einen Antheil 
übernehmen mußte, der, wie überhaupt die Münſterſchen Activ- und 
Paſſivverhältniſſe aus der Zeit vor 1815 durch ben Vertrag zwiſchen 
Hannover, Preußen und Oldenburg vom 16. October 1839 feſt— 
geſetzt wurde 1). 


Von den Schulden des vormaligen Königreichs Weſtphalen, die 
der Vertrag zwiſchen Hannover, Preußen, Kurheſſen und Braun— 
ſchweig vom 29. Juli 1842 zum Gegenſtande hat, ſind keine zu 
Hannoverſchen Landesſchulden geworden; doch haben die Verhand— 
lungen darüber für den Staatshaushalt im Allgemeinen und für 
unfer Zandeöfchuldenmwefen insbefondere fo viel Antereffe, daß eine 
kurze überfihtlihe Darftellung derfelben für dies Werk nicht ungerig: 
net fein möchte. Um jedod; den JZufammenhang bed Hauptgegen— 
ftandes nicht lange zu unterbreden, ift fie in die Anlage 8 verfviefen. 


Hannovers Antheil (wegen des Herzogthums Arenberg- Meppen, 
ber Herrfhaft Pleſſe mit Klofter Höckelheim und des Amts Neuen: 
gleihyen) an den Kur- und Oberrheinifhen Edyulden, welchen ed nad) 
Art. 15 der Bundesacte Übernehmen mußte, fvard 1845 unter Ver: 
mittelung der Bundeöverfammlung auf 4608 Gulden 30 Kreuzer 
Rheiniſch feitgefetzt, von den Ständen ald Landesfhuld anerkannt 
und aus dem Gapitalienfonds bezahlt 2). 


©. 921. Durd die Art. 24 und 25 jene6 Vertrages übernahm Preußen wegen 
ber ihm abgetretenen Memter Medenberg und Klötze von ben Ob6nabrüdfchen 
und Lüneburgihen Provinzialſchulden beziehungsweiſe 50,000 und 27,000 4. 
außerdem megen des Amts Klöße 5000 .B Cammerfdhulden. Wegen der Eichd« 
feldſchen Aemter hatte Hannover feine Schulden zu übernehmen, da ſolche ftatt 
eines Theils der Heffiihen Braffhaft Schaumburg gegeben wurben, beren Ab- 
tretung berfprocen, aber nicht zu erlangen geweſen war. Art. 23. 

I) Gefeßfammiung von 1840, 1. ©. 17. Mctenftüde VI.2. ©. 62; VII. 1. 
S. 27, 186, 187; VII. 1. ©. 391: VII.2. ©. 657, 1041. 


2) Actenftüde VI. 3. S. 922, 1172; IX. 1. S. 295. 


er 


Unter den 1815 in Gine Mafje vereinigten Schulden machen 
die ſchon vor der feindlichen Beſitznahme bed Landed contrahirten 
Schulden, und unter bdiefen wiederum die Koften der ſ. g. Demar— 
cationdlinie (ded bewaffneten Neutralitätöcordons) in den Jahren 1796 
bid 1800 den größten Theil aus (11,624,270,$) N). 

Einen weiteren beträchtlichen Theil bilden die Schulden der fremd- 
herrlidien Decupationdzeit von 1803,23; doch find bei weitem nicht 
alle aud der damaligen Zeit herrührenden Schulden als Landesſchul— 
den anerfannt; vielmehr ift died nur geſchehen zunächſt hinfichtlid) 
der Anleihen, welche während ber Dauer des in den Jahren 18%/,; 
dad Land vertretenden |. g. Yanbed » Deputationd = Collegiumd auf 
den Gredit des Landes gemaht und theild von dieſem Collegium 
theild don den Provinziallandfhaften und landſchaftlichen Collegien 


I) Nachweiſungen wegen der älteren Provinzen, Actenſtücke IV. S. 62; 
1.3. ©. 241, 244; wegen der neueren Provinzen, IV. €. 121; 1.1. ©. 300; 
inöbefondere wegen Hildebheim 11.3. €. 113, 335; 11.5. ©. 138; wegen Dft- 
friedland 11.3. ©. 135, 355; wegen des Sarlingerlandes 11.3. ©. 223, 355; 
IV. 1. &.341; V.2. ©. 266, 738; wegen Bentheim 11.1. S. 318: Il. 2. S. 163. 
407; 1.3. ©. 333: wegen ®oslar 11.3. S. 255, 338; wegen ber Stadt Hil- 
desheim 11.3. S. 295: 11.4. ©. 421; wegen der Stabt Peine 11.3. S. 313; 
1.4. ©, 302. — Von den älteren 2andeöfhuiden übernahm 1) tie Stadt 
Bremen megen der ihr 1803 und 1823 gemachten Territorkal-Ueberlaſſungen 
38,752 ‚P, Actenfüde N.5. S. 39, 221. 2) Oldenburg wegen ber durch ben 
Vertrag vom 4. Februar 1817 ihm abgetretenen ®ebietötheile 39,545, 14 gr 
3. wogegen ihm von Hannover zur Abtragung der Schulden der ihm über— 
laffenen Kirchfpiele Damme und Reuenfirchen 5930 .P 18 qr 4 vergütet werben 
mußten. Demnach zahlte e6 baar 33,614. 31 gr 7. Andrerfeitö mußte, 
um die Landes-Caſſe von allen Anfprüchen wegen ber Schuldverhältniſſe bed 
bei Hannover gebliebenen Theil$ von Lanenburg zu befreien, von Hannover 
an Dänemark eine Vergütung geleiftet werden, welche durch Anfauf von Lauen— 
burgfchen Landesobligationen zum Nominalbetrage von 56,126 „P 24 gr Caſſen⸗ 
Münze, dur Tilgung der darauf rüdftändigen Zinfen von 969 „#20 g 4% 
und durch baare Zuzahlung von 45,572 F 4 gr beihaflt wurde. Dazu ward 
zunächſt die don Didenburg gezahlte Summe benubt; dad mehr Erforderliche 
aber wurde aus den dem Prinz Negenten durch Verträge mit feinen Verbün— 
deten zur Verfügung ſtehenden auferordentlichen Beldmitteln bezahlt. Wetenftüde 
11.2. S. 275. — In Bezug auf die Schulden, welche Preußen wegen Recken— 
berg und Klötze übernahm, f. oben. 

vLehzen, Staatshaushalt. IT. 40 
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verbrieft waren !); ſodann hinſichtlich gefviffer, damals nicht berbriefs 
ter Forderungen für Lieferungen ober Zeiftungen, welche die von ber 
rechtmäßigen Landedregierung angeordneten Verwaltungsbehörden zur 
Befriedigung feindliher Anfprüde ausgeſchrieben hatten. Sofern dieſe 
Lieferungen oder Leiftungen von Unternehmern beihafft waren, wur— 
den darüber im Jahre 1817 mit 4 Procent verzindlice Landes— 
ſchuldverſchreibungen auögeftellt ; waren fie aber von den Leiſtungs— 
pflihtigen felbft befhafft, fo wurden fie nad) und nad, wie die Lan— 
beö- Gaffe dazu Mittel fand, baar bezahlt. Indeß wurden aud) 
einige Forderungen diefer leten Art in Folge befondrer Beſchlüſſe 
nachher verbrieft 2). 


— — — om 


I) Zu diefen Schuiden gehörten auch 

a. bedeutende Rorfhüfle der Hanſeſtädte Lübed, Bremen und Hamburg. 
Der fändifhe Antrag, daß bie Königliche General-Caſſe davon 1/z über- 
nehinen möge, warb zwar abgelehnt, dagegen ein Abfat von 150,000 „PB 
Gold an der Schuld der Landes-Caſſe aus dem Darlehn der Schatulle 
Caſſe zum Beften der Gatenbergichen Wittmwen » Eaffe bewilligt. Staatd« 
haushalt II. ©. 29, 66. 

b. 1 Million $rancd und 600 Stück FFriedrihäd'or, welche das Landes— 
Deputationd= Collegium 1806 aufleihen mußte. Der Franzöfifhe Com— 
mandant bon Hameln, ®eneral Barbon, weigerte nämlich bie ber 
Preußiſchen Regierung verfprodhene Räumung von Hameln, bevor nicht 
Hannoverfher Seitb cine bedeutende Summe zur Berichtigung des 
Eoldes der Franzöflfhen Befakung gezabit worden fei. Die Bezahlung 
biefer Summe befahl der Preußiſche General Braf v.d. Schulenburg— 
Kehnert dem Landeö- Deputationd= Collegium, welches unter den da— 
maligen Umſtänden diefem Befehle zu gehorchen fi nicht entziehen 
fonnte. Unter Preußiſcher Vermittiung wurde fle auf 800,000 Francd 
feftgefegt, woneben aber nod an Gratificationen für den @®eneral 
Barbon und den Kaiſerlichen Beneraladjubanten Rapp je 100,000 Francd 
und an zwei mitwirfende DOfficiere untergeorbneten Grades 600 Fried— 
richbd'or entrichtet werden mußten. Da diefe Gelder vom Landed- 
Deputationd= Collegium anders nicht herbeigefchafft werben fonnten, fo 
firedte der Braf dv. d. Shulenburg ſie vor und erhielt darüber eine 
Verfhreibung. Durch Art. 53 d eöLiquidationövertraged mit Preußen 
bom 23. März 1830 wurde die Schuld vergleichsweiſe auf 215,000 „P 
herabgefettt. Actenftüde IN. 6. S. 560. 


2) Nahmeifungen diefer Schulden Actenftüde IV. ©. 61, 81, 84, 97. 105; 
11.2. S. 209, 210, 211; 11.3..©. 102, 275, 276, 330, 379: 1.4. ©. 255, 388; 


— 


Die ſchon vor 1817 verbrieften Schulden der Occupationszeit 
belaufen ſich auf 1,473,995 P 11 gr 6 53 bie übrigen, fo weit 
fie nah Herftellung der redtmäßigen Regierung verbrieft wurden, 
auf 527,358 8 ger. Die Anerkennung diefer Schulden ald Lan— 
beöfchulden nahmen die allgemeinen Stände entfhieden in Anfprud ; 
die Regierung dagegen wollte eine Verpflihtung der Landesherrſchaft 
dazu im Grundfaße nicht zugeftehen, und gab die Zuftimmung zu 
dem ftändifchen Beſchluſſe Anfangs nur unter der Bedingung, - daf 
die Forderungen inexigibel, d. h. von Geiten der Gläubiger unkünd— 
bar fein, und bie zu ihrer Tilgung verfügbaren Summen bem ben 
hödhften Betrag in Obligationen dafür Bietenden überlaffen erden 
follten. Als die Stände hiergegen Vorſtellung machten, beſchränkte 
bie Regierung jene Bedingung auf die während der Dccupationözeit 
auögeftellten Porteurobligationen und auf die unverbriefte Korberuns 
gen aus jener Periode feit 1813 auögefertigten Schuldverſchreibungen. 
Allein aud dann beharrten die Stände bei ihrer Anſicht, bid fie 
1820, wohl in Hinblid auf die ungünftigen Verhältniffe der General- 
Steuer-Caffe, die unbedingte Kündbarkeit felbit ald bedenklich erfen- 
nend, unter der Bedingung fid; damit einverftanden erklärten, daß 
ihre Borfchläge in Bezug auf die Tilgung der Zandeöfhulden, von 
denen nod) die Rede fein wird, angenommen erden würden, mas 
denn auch geſchah ?). 


11.6. ©. 186, 544; VII.2. ©. 34. Gin Beifpiel von Verbriefung ftatt an= 
fänglich befchloffener baaren Zahlung einer folhen Schuld Actenftüde II. S. 198, 
212; IV, ©. 108. 

I) Actenftüde IV. ©. 5, 14, 16, 33, 37, 45, 81, 97; 11.1. ©. 331. Um 
bie den Gläubigern aus diefer Unkündbarkeit entftehenden Nachthelle zu mildern, 
ward die Theilung ſolcher Obligationen geftattet. Minifterial» Befanntmahung 
vom 15. Mai 1816. Später dehnte man diefe Maafregel auf alle Landes— 
fhuldverfhreibungen aus und geftattete auch Zufammenlegung mehrerer Ver— 
briefungen in Eine bis zur Summe von 5000 . Belanntmahung bom 
10. September 1824. Doc befchränfte die Befanntmahung vom 19. September 
1827 die Theilung auf die Fälle, wo die Obligation nit zum bollen Rominal= 
mwerthe von der Tilgungdcaffe eingelöfet werden könne. Actenſtücke II. 5. 
©. 247; 111.3. ©. 51. 
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Hinfihtlid der übrigen Forderungen aus der Unterbrechungs— 
zeit an die Franzöfifhe und die Weſtphäliſche Negierung mar bas 
Verfahren ein verſchiedenes ?). In den mit Aranfreid bereinigt 
geivefenen Landeötheilen wurden die Anfprüde am bie fremdherrliche 
Regierung wegen gemadter Gautionen und Depofiten, wegen Pen— 
fiond- und Eoldrüdftände, für Lieferungen, Demolitionen und Pri— 
batforderungen aller Art, im Ganzen mehr ald 2 Millionen Ihaler 
begreifend, aud den von ranfreih vermöge der Friedensverträge 
dazu überwieſenen Mitteln befriedigt 2). In den mit Weſtphalen ver- 
einigten Lanbeötheilen übernahm Preußen durch Art. 40 des Liqui- 
bationdvertrages vom 23. März 1830 die Wertretung jener Forde— 
rungen, fo keit fie Betvohner der Stadt Godlar oder der an Hans 
nover abgetretenen Stüde des Eichöfeldes zuftanden. Die Anfprüche 
KHannoverfher Unterthanen in andren Zandeötheilen, mochten diefe an 
MWeftphalen rechtmäßig abgetreten ober nur occupirt geweſen fein, 
wurden nad) Maaßgabe ded Geſetzes vom 8. Mai 1838 und beö 
obenerwähnten Staatövertrage vom 29. Juli 1842 befriedigt 3). 
Dem hiefigen Lande wurden hierdurh in Wirklichkeit feine Laſten, 


1) Bei Wiederbeſitznahme ber hiefigen Lande 1813 fanden fi viele For— 
derungen an die Regierung, weiche zwar aus der Unterbrechungözeit herrührten, 
aber auf älteren Berpflihtungen beruheten. Bon dieſen ift bier nicht bie Rede. 
Sie wurden in den vom Feinde nur occupirten Zandeötheilen and ber König- 
lihen General-Caſſe berichtigt; in den an Weftphalen rehtmäßig abgetretenen 
Zandeötheilen aber erft bei Regelung der Weftphälifhen Schuldverhättniffe 
überhaupt befriedigt (Anlage 8). Einzelne vderfelben fielen auch der Landeb— 
Caſſe zur Laſt; 3. B. ein aus ber Oberappellationögerichtö= Wittwencafle zur 
Bezahlung der Beloldungen der Tribunaldmitglieder geleifteter Vorſchuß von 
26,500 „P, über welchen eine Landeöfchuldverfchreibung ausgeftellt wurde. Acten— 
ftüde I. ©. 307; I. ©. 167. 


2) Zur Befriedigung aller unter dem Schute ber hiefigen Regierung ans 
gemeldeten begründeten Forderungen waren durd bie Convention vom 25. April 
1818 bon Franfreih 10 Millionen Francd in Anicriptionen auf dad große 
Franzöſiſche Schuldbuh angemiefen, weiche durchſchnittlich zum Courſe von 
75 Brocent verfauft wurden. Dad Verfahren bei Anmeldung, Liquidation und 
Befriedigung der Anfprühe an dieſe Entfhädigungsfumme beflimmte das 
Königlihe Patent vom 22. December 1818. 


3) Anlage 8. 


8 _ 


namentlid feine Schulden auferlegt. Anderd ift dies mit zwei Arten 
bon Forderungen an die fremdherrlihen Regierungen, welde von 
ber durch dad Geſetz von 1838 geregelten Befriedigung ausgefchloffen 
fvaren, nämlid mit den Anfprühen auf die Mmährend der linter- 
bredungözeit nicht bezahlten Zinfen für Landesſchulden, und mit den 
Forderungen aud den drei Zivangdanleihen, welde auf Anlaß der 
vom Feinde den eroberten Ländern 1806 auferlegten Kriegscontris 
butionen erhoben waren. 

Die Franzöfifhe Regierung hatte feit Aufhebung des Landes— 
Deputationd-Gollegiumd in der Mitte Eeptember 1807 auf die ihr 
zugetheilten Hannoverſchen Cammer- und Landesſchulden alle Zinfen 
unberidhtigt gelaffen; die Weftphälifhe Regierung aber diefelben nur 
bid Ende deö Jahre 1811 vollftändig bezahlt und von diefer Zeit 
an auf %z herabgefet. Nach Befeitigung der Fremdherrſchaft ver— 
fügte die hiefige Regierung fofort die Ausbezahlung aller feit dem 
1. November 1813 rüdftändigen und aller laufenden Zinfen, verbot 
dagegen mittelft Patents vom 10. November 1818 einftweilen alles 
gerichtliche Verfahren über die Einforderung rüdftändiger Zinfen aus 
einer früheren Zeit. Ueber diefe einfeitig erlaffene Anordnung beſchwerten 
fi) die allgemeinen Stände, indem fie zugleich die Anerkennung ber 
Netardatzinfen ald Landesfhuld beſchloſſen und Vorſchläge zur Befrie— 
digung der Gläubiger machten. Auf diefe ging die Negierung ein. 
und verordnete mittelft der Patente vom 2. Januar 1821, daß alle 
bid Mitte September 1807 und vom 1. Januar 1811 biö 1. November 
1813 aufgelaufenen Zinsen zu 34 ihres Betrages baar bezahlt, für 
die don Mitte September 1807 bis 1. Januar 1811 rüdftändig 
gebliebenen Zinfen aber Schuldverfchreibungen gleihfalld über 75 Procent 
ihred Betrages auögeftellt, die fo verbrieften Korderungen mit 3 Procent 
berzinfet und von 1824/,, von Eeiten des Gläubigerd nicht gefündigt, 
danı aber den übrigen Cammer- und Zandesfhulden gleichbehandelt 
werden follten. - Diefe Vlaafregel, melde ſich zuerit nur auf bie 
Gläubiger der alten Provinzen erftredte, warb anf ftändifchen Antrag 
im foigenden Jahre auf die Gläubiger der neueriworbenen Landeötheile 
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(Hildesheim und Dftfriesland) in ber Weiſe auögedehnt, daß biefe 
eine gleihe Vergütung für Retarbatzinfen mittelft Obligationen des 
eben angegebenen Inhalts erhielten; und eine eben ſolche Entſchädigung 
tvard den Gläubigern der alten Provinzen, die ihre alten Obligationen 
gegen Weſtphäliſche umgetaufht hatten, für die nicht bezahlten 23 
ihrer Zinfen vom 1. Januar 1812 bis 1. Juli 1813 nadträglid) 
zugeftanden. Die Mittel zu den baaren Zahlungen wurden zunächſt 
aud dem Reſte der von der Krone Frankreich überwieſenen Entfchä- 
digungärenten, und fo weit folder nicht ausreichte, zum Belaufe von 
reihlid 66,000 PB Gaffen- Münze aus den Zahlungen, die der Prinz 
Negent fi durch feine Verbündeten verfhafft hatte, entnommen. 
Verbrieft wurden ald Landeöſchuld 707,429 »P 18 ggr 10 5; baar 
bezahlt war faft eben fo viel }). 

Zur Dedung ber ben hiefigen Landen auferlegten Antheile au 
der großen Sriegdcontribution waren 1807 in Ddnabrüd, Hildesheim 
und Hannover Ztvangdanleihen erhoben. In Osnabrück und Hildes— 
heim hatten die einheimifhen Landesbehörden fie auögefchrieben und 
verbrieft; ihre Anerkennung ald Zandesfhuld fonnte daher nicht ver— 
weigert werden. Um fie zu tilgen, 309 die hiefige Regierung nad) 
und nah die Obligationen durch Ankauf ein, und verausgabte dafür 
aus den eben erwähnten außerordentlihen Gelbmitteln, die dem Prinz 
Regenten zu Gebote ftanden, überhaupt 279,520 Caſſen-Münze. 
In Hannover dagegen war dad Zwangsanlehn von dem Franzö— 
fiihen Intendanten Belleville und dem Gommiffair Neupier aus— 
geſchrieben und verbrieft; nichts defto weniger mußte eö feinem Weſen, 
feiner Veranlaffung und feinem Zwecke nad jenen beiden andren 
Zwangsanlehn gleihgeadhtet werden, und als die Bemühung der 
Regierung, den Intereffenten von dem Franzöfiihen Gouvernement 


— — — ⸗ 





I) Actenſtücke IV. S. 139, 194; 11.2. ©. 180, 230; II. 3. S. 368; III. 2. 
©. 280; 111.5. ©. 196, 221. Nah Befriedigung aller baar zu bezahlenden 
Retarbatzinfen behielt der dazu ausgefetzte Fonds einen Meberfhuß von 1834 , 
welcher zur Tilgung älterer fundirter Landeöfhulden benutt wurde, Actenftüde 
V.4. S. 172. 
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Entfhädigung zu erwirken, fruchtlos geblieben war, fo befchloffen 
die allgemeinen Stände auch diefed dritte Zwangsanlehn als Landes— 
ſchuld anzuerkennen, jedoch denjenigen, welche durch Ceſſion in Beſitz 
der Verbriefungen gekommen waren, nur 25 Procent des Nominal: 
Capitals zu gewähren. Die Regierung genehmigte dieſen Beſchluß 
mit der Einſchränkung, daß auch die urſprünglichen Darleiher oder 
deren Erben nur 75 Procent des Nominalcapitals bekommen ſollten, 
was Stände annahmen. Ueber dieſe Entſchädigungsbeträge von im 
Ganzen 990,137 »B 12 995 wurden den Gläubigern Landesſchuld⸗ 
verichreibungen auögeftellt, die vom 1. Januar 1820 jährlid; 4 Procent 
Zinfen trugen }). 

Einigen Antheil an den 1815 in Eine Maſſe vereinigten Schulden 
haben aud) die Ausgaben der Befreiungöfriege von 1813/,,, wiewohl 
mit Sicherheit die Summe faum anzugeben fein wird, da man in 
jener Zeit und felbft noch mehrere Jahre fpäter ordentliche und außer: 
ordentliche Ausgaben nicht gefondert hielt und zur Bezahlung beider 
ohne Unterſchied ſowohl orbentlihe ald außerordentlihe Cinnahmen 
verivandte. Im Verhältniß zum Ganzen ift fie gewiß nur flein, ba 
weit die meiften jener Ausgaben burd Steuern und Zahlungen andrer 
Mächte beftritten, und bie damaligen Anleihen nur theilweife zu den 
Kriegdandgaben gemacht, ohmehin aber meiftend bald, und zwar eben- 
falld zum Theil aus Mitteln, die nicht dad Land aufbradte, getilgt 
wurden 2). Mit Beftimmtheit läßt fi) ald eine and jenen Kriegen 


I) Belanntmahung vom 8. April 1820; Actenftüde IV. ©. 109, 116, 185, 
186; 11.1. ©. 291: 11.2. ©. 202, 238; 11.2. S. 280: 111.5. ©. 106, 221. 
Der Ertrag des Anlehns war mit dazu benußt, von den Berfchreibungen über 
1 Million Francd, welche dad Landes- Deputationd:- Collegium andgeftellt hatte, 
um einen den landeöherrlihen Forſten von den Franzöflihen Gemwalthabern 
angedroheten Abhieb zu verhüten, den fünften Theil wiebereinzulöfen. Der 
Prinz Negent übernahm deshalb zu dem Zmangdanlehn einen Beitrag von 
50,000 „P in Golde, den er durd Erlaß diefer Summe an ben der Galenberg- 
fhen Wittwen-Caſſe 1783 aus der Schatull= Eaffe vorgeſtreckten 500,000 „P 
gewährte. Staatshaushalt II. S. 29, 66. 

2) Actenftüde IV. ©. 153— 195; 11. 1. ©. 296; 111.2. ©. 227, 241, 260, 
274; vergl. IV. ©. 181, 187; 11.5. ©. 59, 220. Staatöhaudhalt II. S. 120. 
Die Rechnungen der Steuer=Eaffen von 191/47 ergeben: 
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herrührende Landesfhuld faft nur die Summe von 75,534 „P bezeidy 
nen, welche zur Dedung nothivendiger Ausgaben, für die augenblidlid, 
nicht anders Rath zu ſchaffen war, aus der Lüneburger Salin- Gaffe 
entnommen, nachher berbrieft und deren Reit 1823 aus der Tilgungd- 
Gaffe der neueren Landesſchulden erftattet wurde }). 

Bald aber mußten no andre Schulden gemacht werden, namentlich 

10,000 „DB für den Ankauf ded Waifenhaufes zu Moringen, 
welches zu einer Strafanftalt eingerichtet wurde 2); 

400,000 $ ald Zufhuß für die Königlide General-Caſſe zur 
Schiffbarmachung ber Ems 3); 

114,400 als Beitrag der Landes-Caſſe zur Eriverbung der 
Graffhaft Spiegelberg ?). 

Ferner wurden die Schulden bedeutend vermehrt durd das beftän- 
dige Deficit der General-Steuer:Caffe in ihrem laufenden Haushalte 
feit 18175) und durch mehrere außerordentliche Ausgaben, indem theild 
ältere fündbare Schulden zurüdgezahlt, theild auf neuere Schulden ver: 
fprocdene terminliche Abträge geleiftet fverdben mußten. Zur Dedung der 
bringenditen Bebürfniffe nach Herftellung der rechtmäßigen Regierung hatte 
man nämlich 1814 eine Zotterieanleihe von 500,000 »B in Golde und zur 
Beitreitung neuer Bedürfniffe, fo wie zur Tilgung eines Theils diefer Anleihe 
1819 eine zweite Zotterieanleihe von 810,000 ,$ in Golde gemacht, welche 
nun in —— Terminen getilgt werden mußten 6). Gleiches war 


1) Auögaben für Truppenverpflegung sang den Leiftungen für 
ben Lanbeds Militairetat) ............................. 4,208.353 „P 
2) Einnahmen: 
a. aus den Zahlungen fremder Mächte..... 1.271,256 „P 
bi von Anleihen ........................ 058, 361 „ 
— 2230017 


7—— find aus andren Mitteln < gededt — 2036.336 4. 
1) Actenſtücke IV. S. 170, 174, 176; 111.2. S. 231, 261. 367. 
2) — II. S. 245. Note 1. 
3) Staatöhanshalt I. S. 231. 
4) Etgatöhaushalt I. S. 337. 
5) Staatöhaushalt I. S. 334. 
6) Actenttüde IV. ©. 154, 166, 182, 192: HI.2. S. 230, 265. 
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der Fall mit den großen Vorſchüſſen der KHanfeftädte aus der Kriegs— 
zeit. Die hieraus entfpringende Werlegenheit wurde um fo empfind- 
licher, ald man zur Befeitigung des Deficits monatlid fündbare 
Anleihen aufgenommen hatte, deren Betrag bis Ende 1822 auf 
150,000 »B geftiegen war. Um nun der bedentlihen weiteren Ber: 
mehrung folder temporairen Schulden zu entgehen, wurde 1823 auf 
Antrag der Stände eine dritte Lotterieanleihe von 2,000,000 „B 
Gonventiond- Münze aufgenommen, melde nebit gewiſſen Zuſchüſſen 
aus der Beneral-Steuer-Gaffe (jährlid) zuerft 150,000, dann 200,000 :$ 
und 77,736 „P ald dem Betrage der Zinfen für die bisherigen temporairen 
Anleihen und die Vorſchüſſe der Hanfeftädte) in einen befondren Fonds 
(Tilgungscaffe der neueren Landesfchulden) floß, aus dem nicht nur 
alle jene f. g. neueren Zandesjhulden von überhaupt 2,516,672 .B 
19 997 Eonventiond-Münze, fondern aud das neue Anlehn felbft und 
befien Zinfen in den Jahren 182%, getilgt wurden }). 

Es vergingen aber faum zwei Jahre, ald die großen Unter 
fügungen in Folge der Deihbrühe von 1825 2) und die Vorſchüſſe 
für die Brandcaffen, welche, wiewohl von wechſelndem Betrage, doc 
faft jährlich fi ermeuerten und zuweilen auf 300,000 4 ftiegen 3), 
zu größeren Ausgaben nöthigten, ald die General» Steuer-Caffe trotz 
ihrer damaligen Ueberſchüſſe aus ihren regelmäßigen Mitteln zu leiften _ 
im Stande ward). Zur Beftreitung diefer Bebürfniffe fhritt man 
wieder zu fündbaren vierprocentigen Anleihen, die am 30. Juni 1826 
bie Summe von 945,502 „PB Conventiond- Münze erreihten). Indeß 


I) Actenftüde 11.4. S. 20, 293; IN. 6. €. 253, 649. Bei Beendigung des 
Geſchäfts fand fih ein Ueberſchuß von 67,925 .P 12g97 35, wovon 63,053 4. 
der Hof- und Eivildiener= Wittwencaffe überwiefen wurden, der Weit aber 
zur Tilgung älterer Zandeöfhuiden verwendet ward. Actenftüde V,5. €. 186, 
455. 

2) Staatöhaushalt I. ©. 320. 

3) Staatdhaushalt I. Abthl. XV. AL 1. 

4) Staatöhauähalt I. S. 337. 

5) Actentüde 11.3. S. 12, 177. 
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waren von biefer Zeit an bie Verhältniffe der General» Steuer - Gaffe 
fo günftig, daß man die ſämmtlichen temporairen Schulden bis zum 
Jahre 1829,, aus den Ueberſchüſſen des laufenden Haushalts und 
den nad und nad) eingehenden Eritattungen auf die Vorfchüffe abtragen 
zu fönnen hoffen durfte). Da änderten ſich die Umftände. Won 
1830,,. trat wieder jährlid ein Deficit im lanfenden Haudhalte ein; 
zur Unterftütung der Nothleidenden in den Ihenerungdjahren 18305, 
fourden, außer den großen Leiftungen der Königlichen General: Eaffe, 
über 65,000 „B verivendet 2), und zu ber Luxemburger Expebition 
follten 350,000 „B aus der General» Steuer-Eaffe hergegeben iverben 3). 
Von biefer Ietzteren Summe ſchoß die Königlihe General-Caſſe 
130,000 »$ vor, von dem übrigen Bedarf wurde ein Theil einftiveilen 
aus den Vorräthen der General-Steuer=Eaffe entnommen, die Summe 
von 191,361 „PB unkündbar angeliehen und der Reſt wieder durch 
fündbare vierprocentige Anleihen befhafft, deren Gefammtfumme am 
30. Juni 1834 fih auf 550,250 „PB belief. Sie wurden in den 
folgenden Jahren, zuletzt. 1839, gleichzeitig mit allen übrigen 4 oder 
mehr Procent Zinfen tragenden fündbaren Schulden der neuen General: 
Gaffe theild aus den Ueberſchüſſen des laufenden Haushalts zurüds 
gezahlt, theild in unfündbare 3, procentige Schuld verwandelt H. 


Bei der Gaffenvereinigung von 1854 betrugen die Echulden der 
BeneralsSteuer-Gaffe rund 16,140,000 „P. 


Der erſte bedeutende Zuwachs, den fie wieder erhielten, bejtand 
in ben Grundſteuer-Exemtions-Entſchädigungen (896,172 P 15 gr 


I) Am 30. Juni 1830 betrugen die temporairen Schulden noch 188.645 . 
dagegen die Vorfhüfle an den Deihhülfsfonds, fo weit fle nicht erlaffen waren, 
und an die" Brandcaflen 509,137 .B, die Ueberſchüſſe aus dem laufenden Haus» 
halte 165,779 F. Actenſtücke III.6. ©. 248. 

2) Actenftüde V. 1. ©. 78. Der Wegierung waren 200,000 4 zur Ber: 
fügung geftellt. Mctenftüde II. 6. ©. 359,. 460. 


3) Etaatöhaushalt II. S. 199. 
4) Actenftüde V.4. S. 170; V.5. ©. 184, 559; VL.1. ©. 51, 297; VI. 2. 
©. 304: VII. 1. ©. 185. 
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9 5), wovon 684,000 »P verbrieft, 212,172 P 15 ge 9 & aber 
aus ben Meberfchüffen der General» Gaffe von 1835/37 bezahlt wurden }). 

Sodann famen für Ablöfung don Renten, namentlich wegen 
Aufhebung des Häuslingſchutzgeldes, nad) und nad) 143,667 4 12 ggr 
hinzu 2). ! 

Zwar wurden außerdem nod) große Summen angeliehen; da 
diefelben aber nur zur Tilgung andrer, namentlid; höher verzinslicher 
Schulden benußt wurden, fo entitand dadurch feine Schuldenvermeh— 
rung 3). Im Gegentheile betvirfte die durd) die großen Eaffenüberfchüffe 
möglid gemachte ftarfe Tilgung, daß 1841 die Gefammtfumme der 
Zandeöfhulden auf ungefähr 14,900,000 „B vermindert var. 

In die Periode der Gaffentrennung und zwar in die Jahre 
1843/,, fallen die Anleihen behuf des Eifenbahnbanes, die eine gleich) 
näher zu beſprechende beſondre Claſſe von Edyulden bilden; und in das 
Jahr 1848/,, die 5 und Al, procentigen Anleihen von 1,287,8662/3 «B*) 
zur Dedung ded Deficitd der Königlihen General» Eaffen und zur 
- Beftreitung der Koften ded Krieges mit Dänemark; fo tie ein Theil 
(etwa 1,133,000 »P) der zu dem leßteren Zwecke aus dem Domanial: 
Ablöfungsfonds entnommenen Vorſchüſſe 5). 

Trotz der anfehnlihen Iilgungen waren daher bie Schulden ber 
GeneraleSteuer-Caffe zur Zeit der zweiten affenverrinigung wieder 
auf 15,230,000 geſtiegen 6). 


I) Staatöhaushalt I. ©. 345. 

2) Staatshanshalt I. ©. 75: Netenftüde V.5. ©. 537: VI. 1. ©. 189. 

3) Died gilt and von den mit 1638 beginnenden Darichnen ber Hof- und 
Givildiener » Wittwencafle. 

4) Verbrieft wurden zwar 1,395,0031/3 .B; doch müffen 108,1262/4 „B davon 
abgefetzt werden, weldhe auf dad 4l’zprocentige Anlehn durch Einlieferung älterer 
3l/gprocentigen Landes- und Eifenbahnfhuld=BVerbriefungen gezahlt waren. 
Nctenftüde X.1. S. 209; Xl.ı1. S. 1031, 1033. 

5) Staatöhaushalt II. S. 205. 

6) Ohne die Eifenbahnfchuiden. Actenſtücke XI. I. S. 1036. Abgeſetzt find 
auch die Summen, welche die General-Steuer-Caſſe nur ftatt der Eifenbahn- 
Hauptcaſſe angelichen hatte, und melde auf dad 4l/gprocentige Anlehn in 
Eiſenbahnſchuldverſchreibungen eingeliefert wurden. 
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Während des Jahrs 1849,, mußten zu ben außerordentlichen 
Militairausgaben noch fernere Anleihen aus dem Domanial-Ablöfungs- 
fonds gemacht werden, deren Geſammtbetrag, ſo weit er unter die 
Landesſchulden aufgenommen wurde, 2,000,000 „P ausmadt. Auch 
begannen im Dectober 1850 die Anleihen zum Cifenbahnbaue wieder 
und wurden erit um die Mitte ded Jahrsé 1855 geſchloſſen. 


C. Eiſenbahnſchulden. 
a. Kür die Älteren Zandedeifenbahnen }). 


Die Koften des Eifenbahnbaued wurden bis zum Frühjahre 1845 
mit verfügbaren Mitteln der General-Steuer-Gaffe beftritten, welche zu 
dieſem Zwecke der Eiſenbahn-Hauptcaſſe 1,364,000 „B vorftredte. 
Davon wurden fpäter 1,000,000 4 der Eifenbahn = Schuldentilgungs- 
Gaffe ald Stammvermögen überiiefen und bilden noch jet eine Eifen- 
bahnſchuld. 


Auch in den folgenden Jahren gab die General-Steuer-Caſſe 
ſowohl aus ihren laufenden Mitteln, als aus dem Capitalienfonds 
wiederholt anfehnlide Vorſchüſſe zur Fortſetzung des Eiſenbahnbaues. 
Die erfteren wurden nah und nad bis auf 400,000 »P zurüdgezahlt, 
und bon bdiefer Summe ward demnädft der Zuſchuß zu den Zinfen 
für die Eifenbahnfhulden, welchen die General: Eteuer-Gaffe zu leiſten 
gejetzlih verpflichtet ift, wenn die Eifenbahnauffünfte nicht die erfor= 
derlihen Mittel gewähren, zum Betrage von 47,099 PB 15 ar 29 
abgerechnet, der Neit aber in ein mit 31, Procent zu verzinjendes 
unfündbared Darlehn verwandelt 2). Aus den eignen (nicht bloß zu 
diefem Zwecke angeliehenen) Mitteln des Gapitalienfonds erhielt vie 
Eiſenbahn-Hauptcaſſe gegen I, Million Ihaler, wovon fo viel eritattet 
wurde, daß beim Ende des Baues noch 420,000 „P blieben, welche 


1) Actenſtücke VIII.3. S. 1462. Ztaatöhaushalt I. S. 285. 
2) Actenftüde IX. 1. S. 088. Staatshaushalt I. S. 305. 
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ald ein 3, Procent Zinfen tragendes fündbared Darlehn behanbelt 
wurden, bon dem jetzt 213,000 „PB für die Tilgungscaſſe eingelöfet find. 


Ferner lieh der Domanial: Ablöfungsfonds im Jahre 18%4,, 
— 500,000 zu 31, Procent fündbar und im folgenden Jahre 
eine gleiche Summe zu 31, Procent unfündbar, fo wie die Klofter: 
Gammer während derfelben Periode 181,333 PB 8 gqr ebenfalld gegen 
31, Procent Zinfen unfündbar zum Gifenbahnbaue dar. Diefe 
Summen wurden aud Nüdficyten auf die damaligen Gaffenverhältniffe 
zunächſt der General-Steuer-Caſſe vorgeftredt, welche fie unter gleichen 
Bedingungen, fie fie felbft hatte eingehen müffen, wiederum der 
Eifenbahn » Hauptcaffe überwies }). 

Endlich betheiligten ſich aud, in Folge der Gefetze vom 20. Decem: 
ber 1844 und 20. Januar 1845, die Landes- und die Eifenbahn: 
ſchulden-Tilgungscaſſe bei den Anleihen zum Cifenbahnbaue, jene mit 
455,000 «P, diefe mit 191,225 ,B, melde gegen halbjährliche Kün- 
digung und 31, Procent Zinfen dargeliehen wurden. 

Allein alle diefe, indgefammt etiva 3,600,000 »B befaffenden 
Vorfhüffe genügten längft nicht zur Dedung der Bebürfniffe des 
Gifenbahnbaues, welche außerdem noch etwa 9,300,000 „B forderten. 
Um diefe zu befhaffen, wurden theild unmittelbar beim Publicum, 
theild im Wege eined Commiffiondgefcäfts durd) Bermittelung bon 
Dangquierd, gegen Leiftung einer kleinen Provifion, im Jahre 1845 
— 1,390,973 P 8 ggr, und in ber erften Hälfte des folgenden Jahrs 
3,094,660 4 angeliehen. Bei dem erfteren Geſchäfte wurden bie 
Nominalbeträge zu voll eingezahlt, bei dem ziveiten aber 1,900,000 .B 
zu 93%, Procent, einige kleine Summen zu 94 und etwa 1,000,000 „B 
zu 93 Procent untergebradt. Größere Schwierigkeiten und Koften machte, 
bei der eingetretenen großen Bedrängniß des Geldmarftd gegen Ende des 
Jahres 1846, die Anfdyaffung der noch fehlenden 4,600,000 .P. Mit einer 


I) Staatshaushalt 1. S. 27. Actenftüde VIN. 2. S.99, 783, 1071, VII. 3. 
©. 1287. 
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bierteljährlid; fündbaren 3 procentigen Anleihe in Appoint® bon 50 
und 25 „B hoffte man 500,000 zur Eaffe zu bringen; doc befam 
man faum die Hälfte diefer Summe, und eö war bei dem Steigen 
ded Zinsfußes vorauszuſehen, daß aud darauf bald anfehnlidere 
Rüdzahlungen gemaht erden müßten, ald durd neue Einzahlungen 
würden gebedt erden können. Bevor nun ein größere Darlehn 
geficert werden fonnte, mußte man zu den Nothbehelfe bon Banquiers 
Vorſchüſſe auf kurze Zeit leiſten zu laffen, feine Zufluht nehmen. 
Die mwohlerfannte Gefährlichkeit diefer Maafregel, wenn fie mehr ala 
eine bald und ganz vorübergehende var, trieb zu verdoppelten Bemühuns 
gen, durch eine feite Anleihe den Bedarf zu deden, und biefe führten 
Ende 1846 zum Abfchluffe eined Vertrages mit 4 Banfhäufern zu 
Hannover, durch welchen diefelben innerhalb furzer Friften 4,000,000 »B 
und um bie Mitte 1847 nod ferner 600,000 zu liefern fid 
anheifchig »madhten. Für dieſe Anleihe muften außer einer geringen 
Vergütung 5 Procent Zinfen übernommen erden; der Erfolg aber 
zeigte bald, daf dies nicht allein nad den Umftänden nicht zu viel 
geivefen war, fondern daß auch ſchon kurze Zeit nachher nur unter 
noch feit ungünftigeren Bedingungen bad nöthige Geld zu erlangen 
getvefen fein würde !). 


b. Für die neueren Zandedeifenbahnen. 


Die Koften der Süd- und Weftbahn, 1854 auf 20,777,697 »B 
veranſchlagt, follten zum Betrage von etwa 4,000,000 „B mit 
TDomanial» Ablöfungscapitalien, den Einzahlungen der Hof- und Eivil- 
biener- Wittiven-Caffe und anderen verfügbaren Mitteln beftritten; 
zunächſt jedoch follte nit aus diefen Quellen gefhöpft, fondern, fo 
lange die Berhältniffe ded Geldmarftd günftig bleiben würden, ber 
Bedarf möglihft durch Anleihen gededt und auf jene Mittel erft zuletzt 
gegriffen werden. Bid 1854 war der Domanial-Ablöfungsfonds nicht 


1) Staatöhaushalt I. ©. 28. 
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herangezogen, meöhalb die Stände, welde den Zeitpumft dazu gefommen 
glaubten, die Regierung um befinitive Verwendung der bezeichneten 
Mittel für den Eifenbahnbau dringend erſuchten I). Dagegen find 
feit October 1850 zu drei verfchiedenen Malen Anleihen aufgenommen, 
deren Gefammtfumme am 1. März 1855 — 15,264,030 4 betrug. 
Es wurden nämlich angelichen 

vom 1. October 1850 bi8 1. Mai 1851... 2,713,770 

bon Ende 1851 bis 1. Mai 1852 ..... 5,102,950 „ 

bom 10. October 1852 bid 1. März 1855. 7,447,310 — 


zufammen — 15,264,030 „$ 
Alle diefe Anleihen find mit 4 vom Hundert zu berzinfen und von 
Seiten der Gläubiger unauffündbar. Sie haben nicht allein feine 
Koften veranlaft, fondern, da die Darleiher in der Regel ein Aufgeld 
bid 1 Procent zahlen mußten, noch an 100,000 „B über den Nominal— 
betrag der auögeitellten Berfchreibungen zur Caſſe gebradıt ?). 


1. Zilgung der Schulden. 


I. Der Schulden der vormaligen Königlichen 
General-Caſſe. 


Die Schulden der vormaligen Königlichen General-Caſſe waren, 
mit Ausnahme der S. 615 erwähnten kleinen Anleihe, auch von 
Seiten der Gläubiger kündbar. Zur Tilgung derſelben waren keine 
beſtimmte Mittel ausgeſetzt; wenn Rüchzahlung einer irgend größeren 
Summe nöthig wurde, ſo konnte dies bei dem regelmäßig bedrängten 
Zuſtande der Königlichen Caſſe nur durch Einziehung ausſtehender 
Capitalien oder mit Hülfe neuer Anleihen geſchehen. Für jene kleine 
Anleihe ward ein Tilgungsfonds von 1 Procent (827 9) nebſt den 
Zinfen der getilgten Gapitalien ausgeſetzt, der nad der Caſſenver— 


I) Actenftüde X. 1. S. 1563, 2055, 2059; XII. 1. ©. 865. 
2) Actenftüde XI. 4. ©. 468, 469, 470; Xl.5. ©. 62, X. ı. ©. 565; 
x. 2. ©. 458. Für 50,000 4 ift fogar ein Aufgeld von 2)/, Brocent erlangt. 
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einigung von 1834 der Landesſchulden-Tilgungscaſſe überwieſen 
ward, welche dagegen die Anleihe vollends zu tilgen hatte I). Im 
Uebrigen ward auch nad) 1834 fein Tilgungsfonds für die Schulden 
der bormaligen Königlichen General: Gafje geihaffen; doch wurden 
davon aus den laufenden Mitteln der neuen General-Gaffe 1,032,812.$ 
11 gr 25, darunter namentlid die fällig werdenden Termine auf bie 
Anleihe von I Million Mart Banco und 1,100,0000 Gold ab- 
getragen, und 1,079,609 15 ger 5 & vierprocentiger Schulden 
zum Zived der Herabſetzung des Zindfußed in 31/, procentige Landes— 
dulden verwandelt 2). 

Nach Wiedertrennung der Gaffen tilgte die Königlihe General: 
Gafie den Neft ded Anlehnd von 1,100,000 „Pin Golde, und zwar fo 
daß 100,000 ‚B Gold aus den laufenden Einnahmen und 200,000 4 
Gold auferordentliher Weiſe, die übrigen 300,000 „BP Gold aber 
1892 ,3 mittelft eined aus dem Domanial-Ablöfungsfonds entnomz 
menen Vorſchuſſes von 340,000 4 Courant abgetragen wurden 3). 
Üeberhaupt verminderte die Königlidye Caſſe ihre bei der Gaffentren- 
nung fiederübernommenen Schulden von 3,986,150 „B 21 ger 4& 
in den Jahren 189,,, um 1,233,182 „P 10 ggr 9 &, indem 

1) auf den in Landesſchuld verwandelten 

Theil (1,380,391.P 1Tyer 3) ..  489,032,.2 209 49 
2) auf den verbliebenen urfprünglichen 

Zheil (2,605,759 4 18)... 744,149. 14 5 


im Ganzen alfo 1,233,132 2 109 95 
abgetragen wurden. Dagegen ward von der nen contrahirten Thea: 
terbaufhuld von 334,000 »P bis 1847 nichts zurüdgezahlt, indem 
ber dafür verfaſſungsgeſetzlich beſtimmte ITilgungsfonds von 2 Procent 
nebft den Zinfen ber einzulöfenden Gapitalien in der Art verwandt 


I) Actenſtücke V.2. ©. 198. 


2) Mctenftüde 1.3. ©. 570, 572. Die Anicihe von ı Million Marf Banco 
ward waͤhrend bdiefer Zeit ganz getilgt. 


3) Actenfüde IX. 1. S. 303. 
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wurde, baf man ihn für bie Zwecke, wozu ber Ertrag der Anleihen 
dienen follte, mitbenutzte, lelztere dagegen um einen gleichen Betrag 
verringerte. Im Jahre 181749 aber wurden auf die 4procentige 
Anleihe 16,500 „PB, welche von den Gläubigern gekündigt fvaren, und 
die mittelft ber Iheaterbaufcheine verbrieften 94,000 .B zurüdgezahlt 1). 


2. Tilgung der General-Steuer-Gafje-Schulden. 


Die Uebernahme eines Iheild der Landeöfhulden auf dad Doma— 
nium ward 1816 von der proviforifhen Ständeverfammlung bean= 
tragt, von dem Landeöherrn aber abgelehnt, falld dad Domanium, 
fvie don der Regierung angeboten und von den Ständen angenom:- 
men tvar, befteuert werden folle 2). Hiebei beruhigten fid) die Stände; 
doch wurden auf ihr Geſuch in zwei befondren Fällen vom Prinz 
Megenten Beiträge aus der Königlichen Caffe zu Landesfhulden und 
zwar durch Abja von 200,000 .4 in Golde an der Forderung ber 
Schatull-Caſſe an die General-Steuer-Eaffe geleiftet 3). 

Auf Verminderung der Landeöfhulden richteten die allgemeinen 
Stände fofort nach befchloffener Vereinigung aller Schulden ihr Augen- 
genmerf und nahmen zu biefem Zwecke vom 1. November 1817 an 
jährlid 100,000 „B Gaffen - Münze in bad Auögabe » Budget der 
General: Steuer: Gaffe auf. Indeß fehlte e8 an einem feften Til— 
gungöplane, und der Drang des Augenblidd führte dahin, die berei= 
ten Mittel zu den gerade vorliegenden, meiſtens unauffdiebliden 
Rüdzahlungen zu verivenden 9). Die Verftändigung über einen Til- 
gungsplan ward zuerft durd die Meinungsverfchiedenheit über bie 
Kündbarkeit (Erigibilität) der Schulden und, als bdiefe durd bie 


1) Xctenftüde X. 1. ©. 305: XI. 1. ©. 1416. Wegen endlicher völliger 
Tilgung der Theaterbauanleihe und einch kleinen Theilö deö v. Galen'ſchen 
Capitals f. oben ©. 615. 


2) Etaatshaushalt I. S. 331, Note 1. 
3) Staatöhauöhalt II. &. 620 u. 625. 


4) Actenftüde IV. ©. 33, 36; 1.2. ©. 269. 
Lehzen, Staatshaushalt. IL 4 


— 


ſtändiſche Erklärung von 1820 beſeitigt war, durch die Bedingung 
verzögert, bon welcher die Regierung ihre Genehmigung der ftändi- 
ſchen Tilgungdvorfhläge abhängig machte, daß nämlid, wenn künd— 
bare neuere Landesſchulden zurüdgezahlt oder zu beftimmten Zeiten 
fällige Abträge auf ſolche Schulden geleiftet werden müßten, dazu bie 
Tilgungdmittel vorzugsweiſe benußt erden follten. Nachdem aber 
auch dieſes Hinderniß durch Errichtung der Tilgungscaffe für bie 
neueren Landesſchulden Erledigung gefunden hatte !), kam es gleich— 
zeitig zur Ginigung über einen Plan zur Tilgung der älteren Lan— 
beöfhulden, welcher durd die Verordnung dom 23. Auguſt 1823 
geſetzlich feftgeftellt wurde und im Weſentlichen noch befteht 2). 

Darnach foll eine von der Landes-Caſſe völlig getrennte Gaffe 
errichtet fverden, deren Einnahmen zu feinem andren Zwecke ald zur 
Tilgung der älteren db. h. aus den Zeiten bid zur Reorganifation 
im Jahre 1813 herrührenden Landesſchulden (damald in runder 
Summe 151 Million Thaler Courant) und zu den etwa nod) zu 
leiftenden unbedeutenden Zahlungen für unverbriefte Forderungen aus 
ber feindlihen Dccupationdzeit verwendet fverden dürfen. 


ALS regelmäßige jährliche Einnahmen wurden diefer Gaffe 111,120.$ 
Eonventiond- Münze aus der General-Steuer-Eaffe und bie Zinfen 
auf die von ihr einzulöfenden Obligationen bis zu gleichem Betrage 
überiviefen 3). Bei der Gaffenvereinigung von 1834 wurde der regel- 


I) Staatöhaushalt II. ©. 627. 
2) Actenftüde II.2. ©. 269, 565; 11.4. ©. 27, 401. 


3) Andre auferordentlihe Einnahmen find ihr von Zeit zu Zeit über- 
mwiefen, namentlich: 
a. Die don ber Stadt Bremen für die 1803 und 1823 ihr gemachten 
Territorialüberlaffungen übernommenen 38,752.P 7ggr 4%. MWctenftüde 
11.6. ©. 126; Staatöhaushalt H. ©. 619, Note 1. 


b. Die capitalifirten Hiideöheimfchen Eremtenfteuerbeiträge aus den Jahren 
1793 — 1800 von 53,190 .P Bold nebft Zinfen, Actenftüde 11.5. ©. 138, 
225. 

c. Die Abrundungdzuzahlungen bei Belegenheit ber Reduction der Schulden 
auf Courant, ald nah Einführung ded 14= Thalerfußes alle auf Con— 
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mäßige Zufhuß der neuen General-Caſſe, mit Einfluß des kleinen 
Tilgungsfonds der vormaligen Königlihen General-Caſſe, abgeruns 
bet auf 115,000 Courant und der höchſte Betrag der anwachſen— 
den Zinfen auf die gleihe Summe bejtimmt !). Da aber bald nach— 
her die von der Tilgungdcaffe abzutragenden Edulden durch Ber: 
mandlung eined Theils ber fündbaren in untündbare Schulden 
(1,641,000 »$), durch die verbrieften Grundfteuer-Egemtiond-Entfhä- 
digungen und durch die Entihädigung der Bentheimfden Städte um 
etwa 2,569,000 »B Gourant vermehrt wurden, fo warb aud bie 
Einnahme der Schulden-Tilgungscaffe erhöhet. Statt der vom 
Minifterium vorgefchlagenen Bermehrung, wornach die Mittel der 
Tilgungscaffe aud ferner wie biöher etiva 193 Procent ber abzu— 
tragenden Geſammtſchuld ausgemacht haben würden, befdloffen Stände 
mit nadhfolgender Zuftimmung der Regierung, daß vom 1. Zuli 1835 
an jährlic der feite Zufhuß der General=Gaffe 150,000 „PB, bie 
Gejammteinnahme der Tilgungdcaffe aber mindeftend 270,000 „P 
betragen 2), durch die zuwachſenden Zinfen bis auf 330,000 „P fteigen, 
dann aber wieder auf 270,000 „B vermindert iverden, und biefe Ver— 


bentiond- Münze lautenden Schulden auf Courant rebucirt oder zurüd= 
gezahlt wurden. Wctenflüde V.2. S. 206, 677. 

d. Der am 1. Juli 1835 gebliebene Vorrath der ®enerals Steuer- Gafle 
bon 64,392 „P 8 ggr 4 9, weil das Deficit von 18%/3; durch Anleihen 
gebedt war. Wctenflüde V.4. ©. 636. 

e. Die aus der General-Steuer-Caſſe bis 1. Juli 1834 den Branbcaffen 
geleiteten, am 1. Juli 1835 noch ausftehenden Vorſchüſſe von 60,357 .P 
6 gr 29%. Actenſtücke V.5. S. 205, 531. 

. Die wiedereingehenden Borfhüffe ded Deihhülföfonds, fo meit biefelben 
nicht zur Einlöfung unfundirter fündbarer Schulden verwandt erben 
mußten. Actenftüde V.4. ©. 636; V.5. ©. 186. 

g. Zur einfimeiligen Benutzung alle länger als 3 Zahre nicht abgeforberten 
Zahlungärefte der General-Caſſe. Actenftüde IU.5. S.43 (vergi. XII. 2. 
©. 959); V.3. ©. 172. 

1) Actenſtücke V.2. ©. 197, 734. 


2) Da der fefte Zufhuß und die Zinfen ber eingelöfeten Eapitalien 1836 
noch feine 270,000 „PB betrugen, fo wurde bi6 1840 ein auferordentliher Zu— 
fhuß von jährlid 41,000 4 geleiftet. Actenftüde V. ©. 537. 


41’ 


= 
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mehrung und Verminderung beftändig fortgehen ſolle )y. Dies ift 
bisher fo geblieben, nur in ber Periode von 18#1/,, mit ber Abwei— 
hung, daß die Königliche, General» Caffe, ald Abtrag auf ihre Schuld 
an die General-Steuer-Caſſe, zu dem ftändigen Zufhuffe ordent- 
licher Meife jährlih 20,000 und feit 1843 außerordentliher Weife 
noch überher 35,133 8 ggr beitrug. 

Eine von der Regierung 1848 den Ständen empfohlene Erhö- 
hung der Schulden »-Tilgungsmittel ward von biefen abgelehnt ?), und 
eben fo menig gingen biefelben auf den nad der Gaffenvereinigung 
von der Regierung gemadten Vorſchlag ein, bie nicht fundirten 
neueren Schulden aus den Yahren 1848/,, und die etwa zurückzu— 
zahlenden Schulden der vormaligen Königlihen General-Caſſe auf 
bie Tilgungscaſſe der älteren Landesſchulden ohne Vermehrung ihrer 
fhon fehr großen Einnahmen zu vermweifen. Dagegen beivilligten fie 
fpäter für den Theil der neueren Schulden, welcher nicht fofort abge— 
tragen werben fonnte, alfo namentlich für die 5= und 413procentige 
Anleihe, welcher 1850 neben Zurüdzahlung von 21,713 Bd 8 ggr in 
eine 4 procentige Schuld verfvandelt war, einen Iilgungöfonds bon 
jährlih 1%, Procent (20,386 P 15 97 T 5) nebit den Zinfen ber 
eingelöfeten Gapitalien 3). 

Die Verwendung ber Schulden-Tilgungsmittel war durd die 
Verordnung vom 23. Auguft 1823 dahin beftimmt, daß fie zum 
Ankaufe von Obligationen über die auf die Tilgungscaffe verwie— 
fenen (fundirten älteren) Zandesfhulden nad dem Gourfe, doch nicht 


I) Actenſtücke V.4. ©. 174, 635; V.5. ©. 186, 537. Der Vorbehalt, daf 
an den je abzufeßgenden 60,000 „B die etwa zu zahlenden Apanagen ıc. gefürzt 
werden follen, ift biß jetzt nicht zur Anwendung gefommen. Staatöhaushalt I. 
©. 22, Note 1. Der Abſatz wird an ben zugewachſenen Zinſen gemadıt. 
Actenftüde VI.3. ©. 284. Derſelbe ift biö jet dreimal eingetreten, 1840, 
1844 und 1853; Actenftüde VI.3. ©. 62; VIII.2. ©. 657; X1.5. ©. 62. Am 
Schiuffe des Jahre 1854 betrugen die Zinfen, melde die Tilgungdcaffe zu 
beziehen hatte. 125,931 .B 12 ger. 

2) Actenflüde IX. 1. ©. 543, 988. 

3) Mctenftüde X. 1. ©. 306; Xl.ı. S. 1039, 1621; XI. 2. ©. 165, 959. 
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über den Rominaltverth, benutzt werden follten. Dies gefhah, und 
wiewohl Anfangs der Cours erheblid unter Pari (der 5 procentigen 
Obligationen 95—96 Procent, der 4 procentigen 91—92 Procent) 
ftand, fo waren doch Angebote von Echuldverf—reibungen nicht fo 
häufig, daß die Tilgungdcaffe fie nicht hätte befriedigen fönnen. 
Schon in den nädjften 3 Jahren aber hob ſich der Cours auf Bari, 
und nun wurden die Anerbietungen fo felten, daß die Tilgungdcaffe 
ihre Mittel nicht mehr verwenden zu können Gefahr lief. Deshalb 
ward durch die Verordnung vom 13. Juli 1829 vorgefchrieben, daß 
bid zum Belaufe der zur Einlöfung freitvillig angebotener Schuldver⸗ 
fhreibungen nidt verwendbaren Tilgungsmittel Schulden, die mit 
mehr ald 3, Procent zu verzinfen fein, durchs 2008 dergeftalt 
gefündigt werden follten, daß der Gläubiger nad Ablauf eined hal- 
ben Jahrs entweder fein Capital zurüdnehmen oder badfelbe, von 
feiner Seite unauflündbar, zu 31, Procent Zinfen ftehen Laffen 
müffe I). Doch wurden von der Kündigung nit nur foldhe Capi— 
talien ausgenommen, welche obligationdmäßig vom Schuldner übers 
haupt ober bid zum intritte getoiffer Bedingungen nicht zurüdgezahlt 
werden dürfen, fondern auf den Wunſch der Stände einſtweilen aud 
noch mehrere andre Glaffen von Sculdcapitalien, über melde dem 
Gläubiger fein unbedingted Verfügungsrecht zufteht. Diefe Ausnah— 
men verurfadhten in den erften Jahren feine große Llebelftände ; bei 
fortfhreitender Tilgung aber, und ba immer mehr Landeöfhuldver- 
fhreibungen in Hände Solder gelangten, deren Gapitalien borerft 
nicht gekündigt erden durften, erwuchſen daraus der Caſſe fie den 
Gläubigern nicht unerhebliche Beläftigungen und ſelbſt Nachtheile. 
Auf wiederholtes dringended Geſuch der Stände wurden daher alle 
nit auf Vertrag beruhenden Ausnahmen von der Kündigung durd) 
dad Gefeg dom 29. April 1838 aufgehoben. Allein nun geriethen 
zahlreihe Gläubiger, für welde die Regierung vorzugsweiſe forgen 
zu müffen glaubte, weil fie der Regel nad) ihre Gapitalien weder in 


— — — — 


1) Actenſtücke II. 4. €. 42, 482; III. b. ©. 42. 
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gewerblichen Unternehmungen noch in fremden Staatspapieren an— 
legen können, als Kirchen, Pfarren, fromme Stiftungen und ähnliche, 
in große Verlegenheit, indem ihnen nach erfolgter faſt gänz— 
licher Abtragung der mit 4 oder mehr Procent verzinslihen Schul— 
den nicht mehr verftattet war, ihre Gapitalien felbft zu geringeren 
Zinfen ftehen zu laffen. Deshalb ftellte dad Geſetz vom 25. Juli 
1840 die Ausnahmen von der Kündigung in Bezug auf die Gapita= 
lien jener Gläubiger wieder her und fügte ihnen auf ftändifchen 
Wunſch einfttveilen nody bie bei öffentlihen Caſſen zu deponirenden 
Lehns⸗ und Fideicommiß-Ablöfungscapitalien hinzu. Diefe Ausnahmen 
umfaßten jedod ungefähr 3, aller zur Kündigung fommenden Capi— 
talien und fvaren den Gläubigern, borzüglid den nicht audgenoms 
menen, um fo läftiger und nachtheiliger, ald trotz der außerordentlich 
ftarfen Tilgung der Cours der Landeöfhuldverfhreibungen über Bari 
ftand. Da fie alfo nit beftehen bleiben, eben fo wenig aber ohne 
erhebliche Gefährdung der ausgenommenen Gläubiger fofort aufge 
hoben werben zu können ſchienen, für den Eifenbahnbau jedoch große 
Summen aufgelichen werden mußten: fo verordnete dad Gefetz dom 
20. December 1844, daß bid 1. Juli 1846 die Mittel der Edulden- 
Tilgungscaffe, ſoweit fie nit durch Einlöfung freitvillig angebotener 
Zandeöfhuldverfhreibungen nutzbar zu machen fein, der Eifenbahn- 
KHaupteaffe gegen Verzinfung und mit Vorbehalt der Kündigung 
folten dargeliehen erden dürfen. Zugleich wurden für ben Fall des 
bemnädhftigen Wiedereintrittd der Kündigung alle durch das Gefetz 
bon 1840 hergeftellten Ausnahmen von berfelben befeitigt. Dem— 
gemäß lieh die Landesſchulden-Tilgungscaſſe 455,000 an bie 
Eifenbahn- Hauptcaffe, und ed ſchien eine Verlängerung der durch 
das Geſetz von 1844 gegebenen Ermächtigung ſo ſachgemäß, daß die 
Regierung ſie bei den Ständen ſchon beantragt hatte, als die Um— 
ſtände eine ganz andre Maaßregel nothwendig machten. Als nämlich 
im Frühjahre 1846 eine 31/,procentige Eiſenbahnanleihe zu 93 bie 
94 Procent aufgenommen werden mußte, und der Gourd aud ber 
Landesſchuldverſchreibungen ungefähr gleichviel unter Pari fant, 
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wurden ber Tilgungscaffe fo viele Echulbverfhreibungen angeboten, 
daß fie diefelben nicht alle hätte einlöfen können, durch Befriedigung 
einzelner Gläubiger aber, felbft wenn für deren Auswahl Normen 
beftanden hätten, die übrigen weſentlich benadjtheiligt haben würde. 
Um den hieraus herborgehenden Mifftänden abzuhelfen, wurde durd) 
bad Geſetz vom 30. Juni 1846 angeordnet, daß bis auf eine vom 
‚Könige zu erlaffende Kundmahung die Zandeöfhulden= und die zur 
Ginlöfung ber im Jahre 1845 behuf ded Eifenbahnbaucd gemadten 
Anleihe beftimmten Eifenbahnfhulden-Tilgungdmittel lediglich zur Rüde 
zahlung der auf biefe Mittel angewieſenen Schuldcapitalien zum 
vollen Nennwerthe, jedoch nur nad der im Juni jeden Jahrs durd 
bad 2008 zu beitimmenden Neihefolge verivendet erben, den Gläus 
bigern indeß, wie auch ſchon durd dad Geſetz vom 20. December 
1844 auögefproden war, ihre Rechte an den aus ber Zandeöfhulden- 
Tilgungdcaffe an die Eifenbahn- Hauptcaffe geliehenen Capitalien 
vorbehalten bleiben follten I). Diefe Vorſchriften find noch jet in 
Wirkſamkeit. 


Im Ganzen hat die Tilgungscaſſe vom 1. Januar 1823 bis 
31. December 1854, alfo in 32 Jahren, eingelöſet?) 


1) ältere fundirte Zandeöfhulden.... 7,413,810.9 —ggr 49 
2) neuere m" " (von 
JJJJ 85,600 u — — * 


7,499410.$ — gr 49 
dazu die 184,5, der Gijenbahn- 
Hauptcaffe geliehenen ...... 455,000 mr — » —n 
im Ganzen — 7,954,410, 9 — gr 49 
mithin durdfchnittlih in Einem Jahre 248,5755/,6 »P- 


1) Actenftüde VI.2. ©. 306: VI. 3. ©. 58, 228, 284 (312, 364); VII. 1. 
S. 725: VII. 2. ©. 650, 696, 1039; VII. 3. ©. 870, 1158, 1209. 

2) Nachweiſungen über den Fortgang ber Tilgungen werben den Ständen 
in jeder Diät gegeben. Die erfte findet ſich Mctenftüde I1.5. ©. 16; bie letzte 
(für 1854) Actenftüde XII. 2. ©. 456. 
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Doch beſteht hierin längſt nicht Alles, was zur Verminderung 
der Landesſchuld geſchehen iſt. Denn abgeſehen von dem Erlaſſe an 
den Forderungen der Schatull-Caſſe an die vormalige Königliche 
General-Caſſe und die General» Steuer-Caffe !) und abgeſehen auch 
ferner von blofen Umleihungen oder Verwandlungen (Rüdzahlungen 
mittelft neuer Anleihen) und temporairen Abtragungen find von 1817/,, 
außer jener Summe nod über 6,000,000 „B definitiv getilgt 2). Es 
wurden nämlid, nad runden Summen in Gourant, abgetragen 

I. aus den laufenden Einnahmen der General-Steuer- und (von 
183% ,,) der vereinigten General«Eaffe: 

1) vom 4. November 1817 bis 30. Juni 182239) 603,000 .£ 

2) » 1.3uli 1834 bis 31. December 1840%) 2,368,000 

3) von 18°4,, durd die Tilgungdcaffe ber 

neueren Zandeöfhuldend) .... 2.2.2... 2,007,000 » 
4) von 1839/,, durd die heimfallenden Wittiven- 

penfionen, von den der Hof- und Eibildiener- 

Wittwen-Caſſe übertiefenen Schatull: Eaffes 


Capitalien6)........ NE 330,000 „ 

5) bon 1817,,5 dad Galenbergihe Wittwen⸗Caſſe⸗ 
BDO ee 287,000 » 
— 5,595,000 ‚B 


I) Stautöhaushalt I. S. 29. 

2) Bei der mangelnden Ueberſichtlichkeit unſres Landesfchuldenmwefens in 
früherer Zeit fonnen die nahfolgenden Angaben fehr leicht Irrthümer enthalten. 
Wenn es der Fall ift, fo werden fle mwahrfcheinlih darin beftehen, daß Tül— 
gungen übergangen, nicht darin, daß zu viele angegeben find. 

3) Vom 1. Juli bi8 31. December 1822 hat die Schulden = Tilgungdcaffe, 
obwohl erft von Neujahr 1823 beginnend, den fändigen Zufhuß aus ber 
General» Steuer-Gafle bezogen. Actenftüde 11.2. ©. 279. 

4) Actenftüde VII. 1. S. 190; einſchließlich des Ueberſchuſſes der zur Tits 
gung ber Schulden deö vormaligen Königreih8 Weftphalen beflimmten Mittel. 
Anlage 8. 

5) Actenftüde II. 4. €. 64. 

6) Staatöhaushalt I. S. 612. 
7) Staatöhaushalt I. ©. 64. 
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— 5,595,000 P 
II. mittelft Erftattungen auf Vorſchüſſe: 
1) des Deichhülfsfonds Yo ........... 319,000 « 
2) für die Qugemburger Expedition. ...... 172,000 „ 
II. mittelft eingezogener Capitalien 
I) der Königlichen General-Caffe in den Jahren 
J RRCEERUHNET TE SURBEETANEN 60,000 5 
2) ber Bremenfhen Tabacksacciſe-Aequivalent— 
DEREN N 2,000 


3) ded ſ. g. Preußiſchen Liquidationdfonds 9), . 25,000 » 
4) des aufgehobenen Züneburgfhen Salzcomtoir- 
Beim 9) ea 22,000 « 


zufammen — 6,195,000 „B 
Nimmt man aber auf die zuletzt (unter II. und IM.) erwähnten 
Zilgungen aud) feine Rüdfidht, fo betragen dody die aus den laufenden 
Mitteln geleifteten Zahlungen über 131/, Million Thaler oder im Durch— 
Schnitte jährlid über 376,000 ‚P, und zivar in runden Summen 6) 
bon 1818 bis 1823 jährlid) 128,600 Courant 
„ 1824 » 1833 » 345,200» % 
„ 1834 » 1840 » 674300 u 
„ 184 » 1854 » 338100 7 


3. Tilgung der Eijenbahnjdulden. 
a. Der älteren Eifenbahnfdulben. 
Dad auf ftändifchen Antrag 7) erlaffene Eifenbahncaffegefeg vom 


— 


I) Staatshaudhalt I. S. 320. 
2) Mctenftüde VII. 1. ©. 190. 
3) Staatöhaushalt II. ©. 67. Actenſtücke VII 1. S. 190. 
4) Actenftüde VII. 3. ©. 921. 
5) Staatöhaushalt I. S. 204. 


6) Dabei ift gerechnet, daß die Tilgung des Calenbergfhen Wittmencafle- 
Eapitald in 36 Jahren, und der Abtrag von etwa 330.000. auf das — 
caſſe⸗Capital in 14 _ geichehen fei. 

?) Staatöhaushalt I. S. 266. 


— 


4. Mai 1843 überwies im 8 26 der Eiſenbahnſchulden-Tilgungscaſſe 
ald jährlihe Einnahmen Y, Procent der aufgeliehenen Summen 1), 
die Hälfte des Ueberſchuſſes der Betrieböauffünfte, welcher ſich nad) 
Beltreitung der Betrieböfoften fo wie nah Bezahlung der Zinfen, 
jened halben Procents und eines gleichen Betraged für die zu bildende 
Reſerve-Caſſe ergeben würde, und bie Zinfen ber von ihr einzulöfenden 
Gapitalien. Da aber der Regierung diefe Audftattung zu gering 
ſchien, fo wurde beſchloſſen ?2) und durch dad Gefe vom 20. Januar 
1345 auögefproden, daß die Tilgungdcaffe außerdem erftlid) die 
3loprocentigen Zinfen des ihr ald Stammpermögen zu übermeifenden 
Vorſchuſſes aus der General-Eteuer-Gaffe von 1,000,000 „P3), ferner 
einen jährlihen Zufhuß von 60,000 „PB aus der General-Steuer- 
Gaffe %) und endlich auch die zweite Hälfte ded vorhin bezeichneten 
reinen lleberfhuffes erhalten folle 5). 


Die Verwendung der Einnahmen der Eifenbahnfhulden-Tilgungs- 
caffe fol zufolge ded Geſetzes vom 20. Januar 1845 zunädft nad 
den bei Aufnahme der Anleihen gemadhten Bedingungen fid) richten. 
Soweit die Mittel zur Erfüllung folder Bedingungen nicht erforderlich 
find, follen etwa angebotene Schuldverſchreibungen, jedod nicht über 


I) Declaration, für welche Gapitalien und von welchem Feitpunfte an dies 
Y, Procent gezahlt werden fol. Geſetz vom 6. Juni 1847, 8 1. Wctenftüde 
vm.2. ©. 938; VIII. 3. ©. 1563, 1599. 


2) Actenftüde VII. 2. S. 100, 784, 938, 987; VIII. 3. S. 208, 1206, 1564, 
1599. 


3) Staatöhaushalt II. ©. 630. 


4) Diefer zuerfi nur mit Vorbehalt des Widerrufs bemilligte Zufhuß ward 
ihr dur dad Geſetz vom 6. Juni 1847 unmiderruflih bis zur Tilgung aller 
zum Baue der älteren Landeseiſenbahnen gemachten Anleihen beigelegt. Acten— 
ftüde VII. 3. ©. 999. 


5) Ein foiher Ueberſchuß ift feit 1850 vorhanden und faft immer im 
Wachfen gemwefen. Er betrug 1850/,, = 43,937 Pf, 1851/,, = 164,086 . 
1852/,3 = 213.663 P, 18%/,4 = 284,338 ,P. Für 195%/5, ift er (mahrfcheinlich 
zu gering) auf 173,945 „P und für 189/55 auf 275,216 „P veranfhlagt. 
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ben Nominalwerth, eingelöfet werben. Für ven Fall, daß die Ein- 
nahmen weder auf bie eine nod auf die andre Art verfvandt erben 
müffen, ift die Tilgungscaffe angewieſen, ſich bei den Eifenbahnanleihen 
zu betheiligen. In Folge deſſen ftredte fie der Eiſenbahn-Hauptcaſſe 
191,225 9 gegen 3"), Procent jährliher Zinfen vor. Statt diefer 
Verwendungsart aber ſchrieb das vorhin erwähnte Geſetz vom 
30. Juni 1846 aus gleihen Gründen tie bei der Landesſchulden- 
Tilgungdcaffe bis auf weitere Anordnung bie Rüdzahlung ber 
Gapitalien zum vollen Nominalterthe nad) der durch dad Loos zu 
beftimmenden Weihefolge vor 1). Darnady wird noch jetzt verfahren. 


Seit dem Beftehen, vom 1. Juli 1844 an, bis zum 31. Decem- 
ber 1854 hat die Eiſenbahnſchulden-Tilgungscaſſe folgende Einnahmen 
gehabt 2): 


1) Ein halbes Procent der Eifenbahn- 


Dulben 2: aaniee 600,316 16 ggr 49 
2) Zufhuh von jährlih 60,000 $ .. 1,630,000 » — u —n 
BEN BIETE a net ZA 833,242 rn 8 u Bu 
4) Ueberfhüffe vom Betriebe ..... 421,932 » 20» 1» 
5) Inögemein Fe er er 8,369 „23 5m 


in 10%, Jahren überhaupt — 3,493,861 PO 63 
alfo jährlih im Durdfchnitte 332,7482/, P. 
Die wirklihen Jahredeinnahmen ftehen aber jetzt weit über diefem 
Durchſchnittsbetrage. Sie find für 1855/;, veranfdlagt folgender: 
maaßen : | 


— — 


I) Das Geſetz von 1846 nennt nur die (unter AI. und II. verbriefte) 
Anleihe von 1845; bei den Anleihen von 1846 und 1847 aber tritt dad gleiche 
Verfahren nah Maafgabe der Anleihebebingungen ein. 


2) Nahmeifungen find in jeder Diät gegeben, bie erfte für 18%/,, Acten⸗ 
ftüde IX. 1. S. 176, die neuefte (für 1854) Actenftüde XII. 2. ©. 457. 


— —— — — 








1) Zuſchuß der Landes-Caſſe. .... 60,000 — — 
2) I, Procent der urſprünglichen 

Schuld ee ee 64,170 » 21 3m 

3) Betriebsüberſchüſſe. . . . ..... 275216 » 2» 2. 

399,337 9m 553 


Dazu fommen 4) an Zinfen von 
eingelöjeten und audgeliehenen Ca— 
pitalien nad) dem Betrage am 
31. December 1854... ..... 87,842 » 18 „ 10 
— 487, 230, ig 33 
Seit dem 1. Juli 1844 hat die Eiſenbahnſchulden-Tilgungscaſſe: 
1) eingelöfet 
a. 31, procentige Obligationen 
111 Br 1,642,070 $ — ger 
b. Sprocentige Obligationen über 607,906 „ 16 „ 
— 2,249,976 4 16 gr 
3) ausgeliehen re 191,225 » — * 
zufammen — 2,441,201 16 ggr 
3) fonftige Ausgaben (an Stückzinſen, 
Proviſion 2c.) beftritten..... . 31,072 »r 2» 18 
überhaupt verwandt — 2,472,274 PP 14 795 








b. Tilgung der neueren Eifenbahnfdulben. 


Ueber die Tilgung der zum Baue der Süd- und Weſtbahn auf- 
zunehmenden Anleihen ift burd die Vereinbarungen zwifhen Regierung 
und Ständen vom Jahre 1850 beftimmt, daß dazu von einem nod 
feſtzuſetzenden Zeitpuntte an jährlich 1 Procent der Gefammtfumme 
jener Unleihen und die Zinfen auf die einzulöfenden Gapitalien bis 
zum wenigſtens gleichen Betrage vertvendet werden follen ). Nod 


I) Actenftüde Xl.1. S. 1568, 2060: XI. 4. ©. 469. 


ift indeß mit ber Tilgung nicht begonnen, aud) wird damit vor Voll: 
endung bed Baued nicht angefangen fverden. 


I. Gefammtbetrag der Schulden. 


Die Älteren Schulden waren in fehr verfdiedenen Münzforten 
und theilweife in fehr edigen Beträgen verbrieft. Seit 1817 wurden 
bie Obligationen regelmäßig auf Piftolen zu 5 .$, auf Neue 23-Stücke, 
auf Gonventiond- Münze, oder auf Holländifhe Münze, feit 1829 
auch nah Wunſch der Gläubiger auf Courant auögeftellt. Nach 
Einführung des 14= Ihalerfußed ward die Umrehnung und neue Ver: 
briefung afler in Gonventiond- Münze oder in älteren Münzforten 
verbrieften, aber in Conventiond-Münze verzinfeten Gapitalien geftattet, 
faft gleichzeitig jedoch borgefchrieben, daß, wenn Schuldcapitalien 
gefündigt würden, die der Gläubiger zu 3", Wrocent Zinfen ftchen 
lafjen wolle, eine Umredhnung und neue Berbriefung nad Gourant 
in jedem Falle eintreten folle, wenn nicht die Obligationen auf Piſtolen 
zu 5ß, Neue 23-Stücke, Courant oder Holländifche Münze lauteten 
und nicht die Gapitalien in 100 4 ber verbrieften Münzforte auf: 
gingen I). „ Da nun in Folge dieſer Anordnungen viele Capitalien 
umgerednet und neu berbrieft, faft alle übrigen aber im Laufe ber 
nädften Jahre zurüdgezahlt und die Obligationen über die zu diefem 
Zwecke aufgenommenen neuen Anleihen, mit fehr wenigen Ausnahmen, 
auf Piftolen zu 5 »P oder auf Courant auögeftellt wurden: fo finden 
ſich jet aud beinahe nur noch Verbriefungen über Gapitalien in 
Piſtolen zu 5 „PB und in Gourant. Einige twenige, die auf Neue 
23-Stücke, Conventiond: und KHolländifhe Münze lauten, find aus 
früherer Zeit nod geblieben, weil fie vertragsmäßig nicht haben 
zurüdgezahlt tverden dürfen; und in der neueften Zeit find bei ber 


I) Geſetzſammlung von 1834, I. ©. 157 u. 159. NActenftüde V.2. S. 206, 
677. Evalvationdbeftimmungen für die älteren Münzforten: Geſetzſammlung 
bon 1822, I. ©. 395; für die noch gangbaren Münzforten: Gefetzfammiung 
von 1834, 1. ©. 33, 79. 
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5procentigen Eifenbahnanleihe über etwa 570,000 „PB. Berbriefungen 
auf Livre Sterling auögefertigt !). 

Die meiften Obligationen tragen zur Bezeihnung der Schuld— 
gattung, welcher fie angehören, einen Zateinifhen Buchſtaben und 
- daneben aud wohl noch eine Römische Ziffer. Die Bedeutung diefer 
Zeihen muß man fennen, um die ftändifchen Verhandlungen über das 
Schuldenweſen zu verftehen ; deshalb folgt hier eine Angabe derfelben 2): 


Il. Schulden der vormaligen Königlihen GeneralsEaffe. 
Bedeutung bed Buchftabend und der Ziffer. 
Litt. A. Vormalige Cammerſchulden aus der Zeit vor 1796. 

» B. Anleihe zum Erwerbe der Graffhaft Epiegelberg. 

„ €. „» zur Scdiffbarmadhung der Ems. 

„ D.u.E. 4procentige unfündbare Anleihe von 1831. 

» F. Sprocentige Anleihe von 1,100,000 Gold aus dem Jahre 
1831. 

» G. zufammengelegte Obligationen. 

» H. Scatullcaffe-Capitalien. (Auch war die jetzt getilgte 4pro— 
centige Iheaterbau=Anleihe von 1846/,, durd Obligationen 
Litt. H. verbrieft.) 


ll. Schulden der vormaligen General:Steuer-Eaffe. 


Litt. A.B. C. und (mit lateiniſchen 
Buchſtaben gefchriebene Obli- 
gationen) ohne Litt. 
Die während der Dccupationdzeit von 1803/,, von einzelnen 
oder mehreren Zandfchaften gemeinschaftlich oder vom Landes— 
Deputationd- Collegium gemadten Schulden. 


1) Wegen ber neuerlich öfter vorgefommenen Umrechnung berfelben auf 
Eourant f. Actenftüde IX. 1. S. 988; X1.2. ©. 161. Am Schluſſe ded Jahrd 
1854 maren verbritft ungefähr 15 Millionen Thaler in Bolde, 254, Millionen 
in Courant, Y, Million in Livre Sterl., 125,000 in Eonventiond= Münze, 
85,000 4 in Holländifher Münze und 17,000 „P in Neuen Zweibdrittel. 

2) Wenn eine und diefeibe Schuldgattung unter zwei Buchſtaben verbrieft 
ift. fo bezeichnet der eine die Porteur-, der andre die Namen: Obligationen. 


Litt. C. 


» Gl. 
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Beitrag der General-Eteuer-Eaffe zur Schiffbarmachung 
ber Ems. 

Die von der General-Steuer-Gaffe für die Eifenbahns 
Hauptcaffe feit 1846 aufgenommene vierteljährlich fündbare 
Anleihe, verbrieft in Obligationen über 25 und 50 . 


v» D.u.E. reducirte Gapitalien d. h. nad) Maafgabe der Ber: 


" F. 
" G. 


ordnung dom 13. Juni 1829 zur Rüdzahlung der, in Kolge 
von Verlooſung gefündigten, mit 4 Procent oder mehr 
verzinölichen Gapitalien zu 31, Procent angeliehene Summen. 
Retardatzinien »Eapitalien. 

Belleville-Neuvierfhe Zmwangsanleihe. Nah Tilgung der: 
felben die Grundfteuer= Egemtiond » Entfchädigungen. 


» H.u.1. zuſammengelegte Obligationen, in Gemäßheit der Bekannt 


"r K. 


madhung vom 10. Eeptember 1824. 

(f. g. ftändifhe Borteur- Obligationen I) über) Entſchädi— 
gungen aud der Occupationszeit, aus der Vereinigung 
fämmtliher Provinzialfhulden in Gin Ganzes. 


» L.u.M. 4procentige unfündbare Anleihen zufolge der Bekannt— 


mahung vom 27. April 1831 zur Rüdzahlung der gekün— 
digten Gapitalien, fveldye durch die unter D. u. E. verbriefte 
Anleihe nicht hatten gedeckt werden fönnen; ferner zur Rüc— 
zahlung der durch Obligationen F. u. G. verbrieften Schulden 
und zur Beftreitung der Ausgaben wegen ded Nothftandes 
im Jahre 1331, fo mie zu der Lugemburger Expedition. 


» N.u.0O. tündbare Anleihe in Gemäßheit der Bekanntmachung 


„N. 


„ ©. 


vom 23. December 1831. Nad Kündigung und Tilgung 
diefer Anleihe find verbrieft sub 

31,procentige unfündbare f. g. rebueirte Capitalien (f. oben 
Obligationen D. u. E.); und sub 

ber 3l/gprocentige fündbare und der 314procentige unfünd- 


1) Die Namen »Obligationen tragen feine Littera. 
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bare Vorfhuß don je 500,000 »B aus dem Domanial- 
Ablöfungsfonds zum Baue der Älteren Zandedeifenbahnen. 

Litt. P. das unfündbare Darlehn aus der Haupt-Kloſter-Caſſe zu 
gleihem Zwecke. 

"» Q.u.R. die 4!/,procentige (Q.) und Sprocentige (R.) Anleihe 
von 1848; jeht 

» R. die nah Verwandlung der ebenerwähnten Anleihen in eine 
4procentige Schuld 1850 neuverbrieften Gapitalien. 

„ Ra. Obligation vom 27. Februar 1851 über das, zur Beftrei- 
tung der SKriegöfoften ꝛc. 1848 aus dem Domanial- 
Ablöſungsfonds vorgeftredte Darlehn von 2 Millionen 
Thaler. 


I. Eiſenbahnſchulden }). 
1) für die älteren Landeseiſenbahnen. 


Litt. A. I.u.11. 3%gprocentige unfündbare Anleihe zufolge der Be: 
fanntmadhung vom April 1845. 

» B.1l.u.1l. 3%,procentige untündbare Anleihe vom März bis 
Dctober 1846. 

» Cl. ſ. oben I. Schulden der vormaligen General: Steuer: 
Caſſe. 

„D,. J. u. II. 53procentige unkündbare Anleihe von 18%6),,. 

2) für die neueren Eiſenbahnen. 


„E. I. u. II. 4procentige unfündbare Anleihe von 1850/,,. 

» F.l.u.ll. " n n 1851/,0. 

v» Glull. n " " "„ 1853],,. 

„ H. J. u. II. ftatt Obligation Litt.D. J. u. 11. auögefertigte Ber: 
ſchreibungen, wenn die Gläubiger, ſtatt das gekündigte 
Capital zurückzunehmen, es gegen Verzinſung mit 4 Procent 
haben ſtehen laſſen. 


1) Von den neben dem lateiniſchen Buchſtaben ſtehenden Ziffern bedeutet J. 
bie Borteur= und Il. die Namen-Obligationen. 
6 


— 


Seit dem 1. Juli 1853 iſt eine ſcheinbare Verminderung der 
Schulden durch die veränderte Berechnung des Preiſes der Piſtolen 
eingetreten I). Cie beträgt 

I) bei den Schulden der vormaligen Königlichen 


General⸗Caſſe. .............. 46,834, 8975 
2) bei den Schulden der vormaligen General— 

Steuer » Eaffe Fe re 211,487 „» 12 » 
3) bei den älteren Eifenbahnfhulden....... 67,276 „ 16 
4) bei den neueren Eifenbahnfhulden...... . 88,470 u — * 





Im Ganzen. . 414 008 4 12 ggr 
Die Gefammtfumme der Staatsſchulden iſt demnach jetzt (1855) 
folgende: 
I. Schulden der vormaligen Königlichen General-Caſſe. 


8: SUR ———— 89, — 91 - 
J.... 4,567 vr 21 8% 
C. öl, eo een 1,575,500 mr — nr — ⸗“ 
d. 3 1 Er 175,000 ner 


überhaupt .. 1,844, 742, 21gr 85 
Die 5procentige Schuld befteht aus 2 Poſten: 69,875 „P, bie 
ein ben Freiherrlid Grote-Stillhorn’fchen Lehnserben gehöriges 
Gapital bilden, was Seitens ded Schuldners nicht gekündigt werden 
fann, oder auf melded, wenn es zurüdgezahlt und zu einem gerin— 
gern Zindfuße ald 5 Procent belegt wird, Seitens der Landes— 
Lehnöherrihaft dad an 5 Procent Fehlende zugezahlt werden muß. 
Der andre Poften von 19,800 „B gehört zu dem Meinhelf- 
ſchen Legate, einer zum Beften armer Soldaten- und Inpalidenfinder 
von dem Landrentmeifter Meinhelf zu Stade 1722 gemachten 
Stiftung, ift ebenfalld von Ceiten des Schuldnerd unfündbar und 
muß beftändig mit 5 Procent verzinfet werden, da dad Vermächtniß 
unter diefer Bedingung hinterlaffen und angenommen: ift. 





1) Staatöhaushalt I. S. 599. Actenſtücke Xl. 5. ©. 57. 
Schzen, Staatehaushalt. II. 42 
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Dad mir 4 Procent zu verzinfende Capital ift eine dem Ober: 
ftaimeifter Grafen v. Kielmandegge als Beſitzer der aus dem 
Kaufpreife des Poſtlehns gebildeten Kamilienftiftung zugeftandene 
Abfindungdfumme wegen vergrößerten Epercitiumd des Poſtregals, 
und foll nad; dem darüber abgefchloffenen Vergleiche vor der Hand 
bei der Königlichen General-Caſſe ftehen bleiben }). 

Von den mit 3, Procent verzindlichen apitalien gehören 
1,545,500 »$ (1,405,000 »$ in Golde) der SKöniglihen Scatulls 
Caſſe 2); der Reit von 30,000 iſt dad v. Galen'ſche Eapital. 

Die Iprocentige Schuld bildet den noch nicht erftatteten Theil 
ded aus dem Domanial-Ablöfungsfonds entnommenen Vorſchuſſes zur 
völligen Tilgung der Anleihe von 1,100,000 „B in Golde aus dem 
Jahre 1831. 

Il. Schulden der vormaligen General-Steuer-Caſſe. 


1) Fundirte (aus der Landesſchulden-Tilgungscaſſe zurüchu— 
zahlende) Schulden, 
A. ältere fundirte Schulden 


.... 19,950 — gr - 5 
ER er 1,017,280 » 14 » 11» 
OH 7,931,509 » 10» 8 
U re ee 110,900 » — u — n 
e. unverzindlihe und illiquide. . . - 6,400 mn — nn — m 


zufammen. . . 9,086,040 $ 1 gr T 

Die äprocentige Schuld ift ein Reſt älterer Provinzialſchulden, 

welche nur mit beiderfeitiger Einwilligung gekündigt werden fönnen, 

nämlid; 6000 .4 in Golde, vom Landdroſten v. Mündhaufen 1758 

zum Beten der Armen belegt; und 13,350 Freiherrlich Grote- 
Stillhornſche LZehndcapitalien 3). 


— ·— — — — — 


1) Staatöhaudhalt I. S. 242. 
2) Staatöhaushalt I. ©. 407, Anmert. 6; II. S. 29. 
3) Mctenftüde XI, 2. S. 158. 


653 





Die Aprocentigen Schulden befaffen 86,972 595 55% Gon- 
ventiond- Münze alter Provinzialfhulden, welche vom Schuldner nicht 
gekündigt erden dürfen, 

nämlihd 2,962 .P 239 15 C.-M. (4000 Gafjen» Gulden), eine 
v. Marenholzfhe Stiftung 
für Arme in Moringen; 
15,416 » 16» 1, b.Grote-Etillhornjce Lehn⸗ 
capitalien I), 

8,592 » 14 un 3» eine Etiftung des Canzlers Lan— 
genbeck, für Prediger, Prediger: 
wittwen und Künſtler zu Celle. 

86,972 39 58 

oder 89,388 "„» 2» 11% Gour. 

ferner 597,892 » 12» —n ber Dfficier » Wittivencaffe ge 
hörige Gapitalien von 523,925 ,B 
Gold und 21,575 .P Eour., hin⸗ 
fihtlid deren König Georg IH. 
1762 fhon vor Erridtung des 
Inftituts die Zufiherung gegeben 
hat, dafür forgen zu wollen, daß 
die Capitalien der Anftalt bei den 
Zandes- Gaffen fortwährend zu 
4 Procent in Berzinfung ges 
nommen würden. 

endli 330,000 » — » — » oder 300,000 P Gold, dad eine 
bon den der Hof: und Civildiener⸗ 
MWitttvencaffe bei ihrer Errid- 
tung übertviefenen Schatullcaffe- 
Gapitalien 2). 

überhaupt 1,017,280.B 149g 113 

!) auf diefe Gapitalien (16,000 .P Neue Ziweibrittel und 51,000. Species) 
müffen an Supplementarzinfen 862 .P 9ggr 10% Gourant bezahlt werden, 

2) Staatshaushalt Il. Abthl. XIV. Abſchn. 2. 

42° 
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Die 3Ngprocentige Chuld fett ſich zuſammen aus bormaligen 
Provinzialſchulden, Obligationen A, B, C. und ohne Litt., jo wie D 
bis M. einſchließlich. 

Die Z3procentigen Schulden beſtehen aus dem zweiten bon den 
der Hof- und Civildiener-Wittwencaſſe bei ihrer Errichtung überwie— 
ſenen Schatullcaſſe-Capitalien von 100,000 „$ Gold oder 110,000 .4 
Gourant und aus einem zur vormals Münfterfden Schuld gehörigen 
Gapitale von 900 „P. 


Die umverzindlihe und illiquide Schuld find Reſte eben dieſer 
Schuld, gewöhnlich Meppen und Emsbührenfhe Schuld genannt. 


B. Die neuere fundirte Schuld 


beträgt 1,273,510 »$ und befteht einzig aus ber sub Litt. R. ber- 
brieften Anleihe ?). | 


2) nicht fundirte Schulden ?), 
A. fündbare. Diefe begreifen 
a. ein der Hof: und Givildiener-Wittivencaffe gehöriged (ohne Litt.) 


4procentiged Gapital von ............ 169,500 »$ 
b. den von dem 3!/,procentigen Darlehn Litt. O. nod) 
verbliebenen Reft von . 2.222 een 290,000 3) 


c. bad mit 31/, Procent zu verzinfende DarlehnLitt.O. 500,000 „ 
d. den Reſt der Iprocentigen fündbaren Anleihe C.I. 22,675 


zufammen . . 982,175 





1) einfchließlih der von ben Eifenbahnanleihen AI. und BI. zunädft in 
Obligationen Q und R, bemnädft aber in Obligationen R verbrieften 37,420 4. 
welche von den Eifenbahnfhulden Litt. AI. und BI. nicht abgefetzt find. 


2) Mit Ausnahme ber unter A.a. und B.a. aufgeführten Capitalien find 
biefe unfundirten Schulden in Wahrheit Eifenbahnfhulden, da fie nur für die 
Eifenbahn »Hauptcaffe von ber Generals Steuer= Eaffe gemacht wurden. 


3) Gegen die gefchehene Tilgung von 210,000 .B haben Stände fi erflärt. 
Actenftüde XI. 1. S. 560, 864. - 


B. unfündbare | 
a. Aprocentige Schulden, wovon 2 Millionen sub 
Litt. R. a. verbrieft find, der Reſt aber der Hof: 
und Givildiener-Wittwencaffe zufteht .... - - 3,141,120 ,P 
b. 31/,procentige Schulden, Reft der AnleiheLitt.P.') 131,500 » 
zufammen . . . 3,873,220.B 
IN. Eifenbahnfdulden, 
1) zum Baue ber älteren Eifenbahnen. 
A. verbriefte Anleihen. 
a. 5procentige Anleihe (Litt.D.) . ... . 3,966,520 P — gr — 9 
b. 3llogprocentige Anleihe (Litt. AM. B.)?) 3,420,380 n—n —u 
— 7,387,40 gr — 
B. unverbriefte Anleihen 
a. aus den Ueber⸗ 
ſchüſſen der Ge- 
neral= Steuer: 
Caſſe ..... 352,900 ,$ 8 gg 10 9 
b. aus ber Zans 
deöidhulden = 
Tilgungdcaffe . 455,000 mr — » — nr 
c. aus der Eifen- 
bahnſchulden⸗ 
Tilgungöcaſſe 1,191,225 » — — 
d. aud dem Gapi- 


talienfonds . . 207,000 mn — nr — «“ 
ar In Si 


— 9,593,525 $ 8ggr 105 

2) zum Baue ber Süd- und Weftbahn. 
Anleihen Litt. E,F. ud G ...... 14,394,1730 nr —» — » 
| — 23,988,255 83 109 





1) Ron diefer Anleihe ind 47,000 ,P in andre Landeöfhuiden übergegangen, - 
weiche daher auch als Eifenbahnfhulden betrachtet werden müſſen. 


2) mit Einfluß der auf vorftehender Seite Note 1 angeführten 37,420 „P. 


656 


Menn man nun Alleö, was von der Generals Steuer-Eaffe nur 
für die Eifenbahn » Hauptcaffe angeliehen oder von ber urfprünglicdhen 
Eifenbahnfhuld, ohne von diefer abgeſetzt zu fein, in Landesſchuld 
verwandelt ift, den Schulden der vormaligen General» Steuer-Eaffe ab- 
und jene erften Beträge den Eifenbahnfhulden zuſetzt, fo erhält man 
für den Schluß des Jahrs 1854 folgended Ergebniß: 


I. Schulden der vormaligen Königlichen 
General-Gafle.. 2.222000. 1,344 712 P21gr 83 


1. Schulden der vor— 
maligen General: 4 Pr‘ 
Eteuer-Eaffe. .. 15.214,95 1 7 
nad) Abzug der An- 
leihen C.1., O.u.P., 
fo wie der bon ber 
Anleihe P. und den 
Eifenbahnanleihen 
A.1.B.1. in Landes⸗ 
ſchuld übergegan- 
genen 47,000 und 
37,420 Bd .... 1,028595 — — 
| — 14 186,3530. 1» Tr 
11. Eiſenbahnſchulden 
1) unmittelbare Ans 
I ——— 23,988,255 8 10 


2) durd die Generals 
Eteuer = Gaffe ge» 
machte Anleihen, 
einſchließlich der 
eben erwähnten 
47,000 8.... 991,175 — — 
—— 124,079,430 »_ 8 410, 


— 41,010,523 $ 8 15 
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— 41,010,523 895 19 
und mit Hinzurechnung der Schuld der | 
vormaligen Wegbau-Caſſe ...... 12,841» 5» 4 
fo tie des der Hof» und Givildiener: 
Wittwencaſſe übertviefenen Schatullcaffe- 
Gapitald, welches Ende 1854 in runder 
Summe etwa nod betrug... ... - 100,000 m — nr —n 


— 41,123,370 4 137 55 

Dabei ift jedoch zu berüdfitigen, daß von dieſer Summe ein 

großer Iheil aus der General:Caffe und deren Nebenfonds felbft dar: 

geliehen ift, namentlich, abgejehen von einzelnen Erwerbungen geringerer 
Beträge: ; 


1) aus dem TDomanial-Ablöfungsfonde...... 5,331,000 „$ 
2) aud der General-Steuer-Caffe und dem Gapi- 
560,000 " 


3) aus den Eduldens-Tilgungscaffen .......  1,646,000 » 


zufammen ..... 71,543,000 
fo daß ald wahre Schuld faum 33,600,000 4 bleiben. 


IV. Berzinfung der Schulden. 


Schon oben wurde erwähnt, daß die Zahlung der Zinfen auf 
die Cammer- und die Landesſchulden vom 1. November 1813 an 
gleich 1814 verfügt, die Kündigung der Landesſchuld-Capitalien von 
Seiten der Gläubiger aber, bei der zwifchen Regierung und Ständen 
hierüber obmaltenden Meinungsdverfchiebenheit und bei dem bedrängten 
Zuftande der Gaffen, einftweilen nur in fehr befchräntter Weife zuge: 
laffen twurde. Da dies letztere befonderd hart für diejenigen Gläubiger 
erfhien, deren Gapitalien mit weniger ald den bamald üblihen und 
aud für neue Anleihen der General-Steuer-Gaffe zugeftandenen 4 Pro— 
cent berzinfet wurden: fo ließ die Regierung auf ftändifchen Antrag 
für alle ablöslihe ältere Schulden, auf melde feine 4 vom 
Hundert bezahlt wurden, den Zinsfuß auf 4 Procent vom 1. Januar 
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1819 an erhöhen, und als ſich ergab, daß mandje bei den Provinzial« 
landfchaften in ſchweren Münzforten zinsbar belegte Capitalien bisher 
zwar nad) dem ftipulirten Zinsfuße, aber in leichteren Münzforten 
verzinfet waren, die Zinfen von 1823 an in capitalmäßiger Münze 
zahlen i. 

Die Erridhtung der Landeöfhulden-Tilgungdcaffe, durd melde 
die angedeutete Meinungdverichiedenheit ausgeglichen wurde, hob bald 
den Cours der Zandeöfhuldverfhreibungen auf Bari, und. ed erſchien 
daher, auch ohne daß Kündbarfeit allgemein hergeftellt wurbe, als feine 
Unbilligteit, den Gläubigern, deren Capitalien mit mehr ald 4 Procent 
berzinfet werden mußten, die Mahl zwiſchen Herabfegung ded Zins- 
fußed auf 4 Procent oder Zurüdnahme ihred Gapitald zu laffen, 
fofern nicht deffen Kündigung vertragämäßig ausgeſchloſſen mar 2). 
Diefe Maafregel konnte, troß ber damaligen Nothivendigfeit neuer 
Anleihen für die General-Steuer-Gaffe zur Herftellung der befchäbigten 
Deiche, dody ohne Bedruck für die Caſſe vertirklicht werden, da König 
Georg IV. die zur Rüdzahlung der apitalien erforberlihen Summen 
aus der General:Gaffe der Landed-Caffe zu 4 Procent jährlicher 
Zinfen vorftredte 3). 

Nach einigen Jahren aber fhon konnte man weiter gehen. Als 
der Schulden» Tilgungscaffe fo menig Obligationen zur Cinlöfung 
angeboten wurden, daß zur Benutzung ihrer Mittel Kündigungen 





I) Gefehfammiung von 1819, I. ©. 6 und von 1822, I. ©. 395. Acten— 
ftüde IV. S. 143; 11,2. ©. 543; IL3. ©. 220, 282. 


2) Die Königlihe General-Caſſe brachte damald ben Zinsfuß für den 
größten Theil ihrer Schulden auf 3 Procent herunter, und erft 1843 ward 
derfelbe für die Echatullcaffe»Gapitalien wieder auf 31/, Procent rückwirkend 
bon 1837 an erhöhet. Stäatöhaushalt I. S. 407, Anmerf. 5. 


3) Die mit mehr ald 4 Brocent verzinslihen Landeöfhuldcapitalien befaften 
etwa 700,000 „B Gonventiond-» Münze, und etwa die Hälfte davon mußte 
zurüdgezahlt werden. Die jährliche Zinfenerfparung betrug nur 6072 .P aus 
zufälligen Gründen, bie zur Folge hatten, baf zur Rüd;ahlung ber nicht ftehen 
bleibenden Gapitalien eine größere Summe angeliehen und dafür ein höherer 
Betrag an Zinfen bezahlt werden mußte, als biöher zu höherem Zinöfuße ent« 
richtet war. Wetenftüde 1.6. S. 113, 539. Staatöhaushalt II. S. 26. 
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borgenommen erden mußten, und biele bon den gefündigten Gapitalien 
zu 34, Procent ftehen blieben, gaben die Stände dem Minifterium 
die Ermädtigung, zur Befchleunigung der Zinöherabfegung unfündbare 
Anleihen zu 31, Procent aufzunehmen, um bamit eben fo wie mit 
ben Ginnahmen der Tilgungsdcaffe zu verfahren I). Diefe Anleihen 
wurden in einen befondren Fonds (den f. g. Kündigungsfondd) gezogen, 
mweldher die Gapitalrüdzahlungen leiftete.e Er hat vom 1. Auguft 
1829 bid Ende 1834 beitanden 2). Dagegen tvurden von 18343, 
an bei dem Gapitalienfondd ber neuen General»Gaffe zwei Abtheilun- 
gen gebildet, von denen die eine die fündbare Schuld und die Mittel 
zu deren Abtragung befaßte, die andre aber auf die Operationen zur 
Herabfetzung der Zinfen (Fonds wegen der unfündbaren Schuld) ſich 
beſchränkte. Nad Trennung der Gaffen im Jahre 1841 hörte dieſe 
Einrihtung wieder auf). Die Zinfenherabfeßung war 1839 bis auf 
unbedeutende Eummen, die damals nod; nicht gefündigt oder aus andren 
Gründen nod nicht erledigt werden konnten, beendigt-und hatte ſich 
auf 15,317,000 erſtreckt, wovon 6,988,000 „PB zu 31, Procent 
ftehen geblieben, 8,329,000 „P aber zurüdzuzahlen geivefen waren. 
Der General» Eafje erwuchs hieraus eine jährliche Zinfenerfparung von 
76,300 »$ 9). 

Cpäterhin find nody fünf Mal Anleihen zu einem höheren Zind« 
fuße ald 31, Procent gemacht, die Aprocentigen Anleihen aus der Hofe 
und Gibildiener = Wittivencaffe feit 1838, die Aprocentige Iheaterbaus 


I) Actenftüde II1.4. ©. 42, 482; V.2. ©. 200, 235; V.5. ©. 205, 531. 
Verordnung vom 23, Auguſt 1829. 

2) Ueberſichten feiner Einnahmen und Ausgaben, Actenftüde III. 6. S. 300, 
323, 333; IV.1. ©. 177, 194, 209; V. 1. ©. 135: V.2. ©. 210, 221; V.3. 
©. 19. 

3) Actenftüde V.4. S. 45; VIII. 2. ©. 654. 

4) Ein Theil der zurüdgezabiten Eapitalien war von ber Echulden-Tilgungse 
caffe eingelöfet, welche dafür die höhern Zinfen fortbezog. Auch waren 
61,000 4, welche die Hof» und Civildiener-Wittwencaſſe hergelicehen hatte und 
die mit 4 Procent verzinfet werden müffen, zur NRüdzahlung benutzt. Acten— 
ftüde VI. 2. S. 302. 
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anleihe von 1846,,, die Sprocentige Eifenbahnanleihe von 1846,,, 
die 5= und 4!/zprocentige Anleihe zur Dedung ber Kriegskoſten ıc. von 
1348 und bie Aprocentigen neuen Eifenbahnanleihen feit 1850. Die 
erfte von biefen Anleihen geht noch fort, bie zweite ift getilgt; bie 
dritte, fo weit fie noch nicht abgetragen worden, fol am 1. Mai 1856 
zurüdgezahlt werben, wenn nicht die Gläubiger eine Herabfegung des 
Zinsfußes auf 4 Procent vorziehen; und bie vierte ift 1850 in eine 
4procentige Schuld verwandelt, wobei die Gaffe eine jährliche Zinfen- 
erfparung bon 12,500 5 gemadt, fo mie an Aufgeld 3700 4 
gewonnen hat !). 

Eine fheinbare Verminderung ift, vie an dem Eapitalbeftande 
der Schulden, fo aud an den Zinfen feit 1853),, durd veränderte 
Berechnung des Goldes eingetreten. Sie hat 15,191 .P4 997 39 betragen 2). 

Die jährlihen Zinfen find für 1855/,, folgender Maafen ver= 


anſchlagt: 
1) für Schulden der vormaligen König: 
lihen General-Caſſe ........ 65,058 23 25 
2) für Schulden der vormaligen General: 
Steuer Eaffe ER ee — — 688,484» 9 „ 11 
3) für Eifenbahnfhulden........ 1,092,230 » 22 r 2» 


im Ganzen 1,845,774,B Tg 35 
Davon gehen jedoch ab: 
A. die Zinfen auf folde Eapitalien, welche 
bie genannten Gaffen in Kolge der 
Gafjenvereinigung ſich felbft zu entrid)- 
ten haben würden 3), und zwar Zinfen 
auf Echulden 
I) Actenftüde XI. 1. ©. 1621: Xl.2. ©. 165. 
2) Mctenftüde X1.5. ©. 60. 


3) Diefe Zinfen müflen wieder hinzugefeßt werden, fobald die Gapitatien 
in Folge der Ausloofung don den Tilgungscaflen eingelöfet werden, weil 
dann die Zinfen an bie Tilgungscaffen zu zahlen find. Wetenftüde XI. 4. 
€. 466. 
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— 1,845,174,$ Tr 35 
a. ber bormali- 


gen Generals 

Cafe .... 5,250.— gr — 5 
b. der vormali- 

gen Generals 

Steuer-Gaffe 148,513 "20 u 5m 
c. der bormali» 

ligen Eiſen— 

bahn-Haupt= 

1 ee 88,414» To 11. 

_—— 24121180 4 An 

B. vorerſt noch die Zinfen auf die Anleihen 

zum Baue der Süd- und MWeftbahn, 

da biefelben während ber Bauzeit aus 

dem Baufonds bezahlt werden!) .. 575,789 4 10n 


weshalb in dad Auögabes Budget nur 1,027,806 P22 gg 19 
aufgenommen find. 

Darunter befinden fi an Zinfen, welche bie Tilgungscaffen zu 
beziehen haben, 

1) bie Landeöfhulden-Tilgungdcaffe . 125,931 $ 12 gr — 5 
2) » Eifenbahnfhulden-Tilgungscaffe 87,842 » 18 „ 10” 
— 213,774, 6109 
fo daß den übrigen Gläubigern 814,032 » 15 » 3 

zu zahlen bleiben. 

Dod kommen denfelben nod die Zinfen auf den Neft des ber 
Hof: und Civildiener-Wittivencafje übertviefenen Schatullcaffe- Capitals 
(für 185556 zu 2244 „P veranſchlagt) hinzu, da folde feit 1841 
nit, dem urfprüngliden Beſchluſſe gemäß, aus den heimfallenden 





I) Actenftüde XI. 1. S. 1567, 2060. 


— 


Wittwenpenſionen, ſondern überher aus ber General-Caſſe bezahlt 
werden. 

Die Schuldverſchreibungen ſind entweder auf den Namen des 
Gläubigers oder auf jeden Inhaber ausgeſtellt. Auf erftere werden 
die Zinfen nur gegen befondre Duitung ded Gläubigerd bezahlt; bei 
ben Porteur-Obligationen befinden ſich Zindcoupons und, feit 1844, 
Zalonst). Die in früherer Zeit Üübertviegenden Namen- Obligationen 
find immer feltener geworden, befonderd ſeitdem die im Jahre 1824 
geftattete Einſchreibung der Porteur- Obligationen auf den Namen 
des Gläubigerd die Sicherheit der Namen-Obligation und zugleich bie 
Bequemlichkeit der Zinderhebung auf Coupons und Talons gewährt ?). 
Jetzt werden, außer von Behörden, faum nody Namen» Obligationen 
begehrt. 

Die Zinfen wurden bid 1834 auf Schulden der Königlichen 
General» Gaffe nur bei diefer, auf Schulden der General Steuer: GCaffe 
enttveder bei diefer oder bei den an den Propinzialshauptorten, zunädjit 
für die Zindzahlung auf die ehemaligen Provinzialfhulden, errichteten 
Zinfenzahlcaffen gezahlt, Zinfen auf Namen-Obligationen jedod) 
nur bei der im Voraus dazu beftimmten Zinfenzahleaffe. Durd 
die Befanntmahung vom 1. Auguft 1829 geitattete dad Schatz— 
collegium, daß die Zinfen auf die damald neuangeliehenen und auf 
bie rebucirten Capitalien, wenn fie in Landesmünze zahlbar waren, 
auch bei allen Steuer- Kreiöcaffen erhoben würden. Die Befannt- 
madung ded Finanz: Minifteriumd dom 5. October 1840 dehnte dies 
auf alle Zinfen aus, melde in Golde oder auf Porteur-Obligationen 
zu zahlen find, vorauögefetzt, daß die Kreiscaffen dur die Steuer: 
einnahmen Vorrath von Gold haben. Endlich wurde in Gemäßbeit 
der geſetzlichen Worfchriften vom 12. Eeptember 1848 über das 
Schatzcollegium, durd die Minifterial-Befanntmadung vom 17. Decems 





1) Geſetz vom 3. Juli 1844. Actenſtücke VII. 2. S. 629, 822. 
2) Befanntmachung des Schatkcollegiumd vom 10. Zeptimber 1894 83 6 
und 7. Actenſtücke 11.5. S. 248. 


— 


ber 1849 zur Zahlung der Zinſen auf ſämmtliche Staatsſchulden vom 
1. Januar 1850 an eine von der General-Eaffe getrennte Zinfen- 
zahlcaffe zu Hannover errichtet, neben welcher jedoch die biöherigen 
Zinfenzahlcaffen unverändert beftehen geblieben find. ' 

Durch die Bedingungen bei mehreren neueren Anleihen, namentlich 
denen, welche durd) die Obligationen R., B.1., D.1., E. J. F. L. G.1. 
und H. I. verbrieft find, ift den Gläubigern aud nadgelaffen, die 
Zinfen in den erften 90 Tagen nad der Verfallzeit bei den durch 
Öffentliche Befanntmahung bezeichneten Agenten zu Frankfurt a. M., 
Hamburg, Bremen, Berlin und Leipzig zu erheben. Für die in Liver 
‘ Sterling verbrieften Capitalien fönnen die Zinfen außerdem in Lon— 
don erhoben erben. 

Das Gefe vom 22. September 1850 über bie Einführung 
kurzer Friſten für die Verjährung perfönlicer Klagen beftimmt im 
83 für die Verjährung der Zinfenrüdftände den Ablauf von 4 Jahren. 
Diefe Vorfhrift wird in der Regel aud auf Zinfenrüdftände für 
Staatöfhulden angewendet; doch haben Regierung und Stände fi 
geeinigt, daR died in getviffen Fällen nicht geſchehen folle, two ihre 
Anwendung mehr oder minder ſchuldloſe Perſonen hart und unbillig 
treffen würde }). 


Die Gefammtaudgabe für die Staatöfhulden beträgt nach dem 
Anſchlage für 185,6: 
I) an Zinfen für die Gläubiger... ... 816,276, $lögr 3 
2) behuf der Tilgung 
a. der Landes⸗ 
ſchulden. .. 296,318. P3 gr 795 
b. der älteren 
Eifenbahn- 
fhulden... 487230 » 4 n 3» 








183,548» Tr 10% 
im Ganzen 1,599,824 P23g 1% 


1) Actenftüde XI. 2. ©. 168, 959. 
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Nach Beendigung ded Baues der neuen Landedeifenbahnen wer— 
ben aber an Zinfen rund 600,000 4 und behuf der Tilgung etwa 
150,000 »$, zufammen 750,000 „8 hinzufommen, fo daß die Gefammt: 
audgabe auf 2,300,000 „B fteigen wird, auch wenn bon den Zinfen, 
die zur Tilgung der Landesſchulden verwendet erden, 60,000 »P 
abgehen. Doch ift zu hoffen, daß diefe bedeutende Mehraudgabe 
menigftend zum größten Theile durch Betriebsüderfhüffe der neueren 
Landedeifenbahnen gededt erden mird. - 





Abſchnitt IL. 
Kente nm. 


An Renten ftehen im Ausgabe-Budget für 1855], — 0,113 „$ 
8 ggr und 11,965 „B 11 ger 4 I. Dap,nur erftere mit dem Namen 
Renten bezeichnet, letztere dagegen abgefondert unter bem Namen Abfin— 
dungsgelder wegen der vormaligen Binnenzölle aufgeführt 
erden, rührt nicht ſowohl aus rechtlicher Verſchiedenheit zwiſchen beiden 
Glaffen von Zahlungen, wie vielmehr daher, daß letztere fonft nidt an 
diefer Stelle, fondern bid 1835 unter den Ausgaben der Zollcaffen 
und nad deren Aufhebung unter den Steuerbermwaltungöfoften ftanden, 
bon mo fie erft beim Budget für 1850/,, hierher übertragen find. 
Cie bilden einen Theil der Entfhädigungen für die 1825 bei Wer: 
legung der Binnenzölle an die Zandeögränzen aufgehobenen Privat- 
zölle !) und erden an die Klofter- Cammer, mehrere Städte und 
einige Gutsbeſitzer bezahlt. Zur Zeit der erften Gaffenvereinigung 
betrugen fie nahe an 17,000 »B 2); ſeitdem find fie durch Ablöfung 


I) Staatöhaudhalt I. S. 358. Netenftüde XI. 1. ©. 1196. 
2) Actenftüde V.5. S. 264. 


— 


bis auf die oben angegebene Summe vermindert !). Als nämlich die 
Ablöfung der Renten für Aufhebung ded Häuslingsſchutzgeldes geſetz⸗ 
lid) geftattet werben follte, wünfchten die Etände, daß auch die andren 
Renten fo viel ald möglidy abgelöfet werden möchten ?), und dies ift 
in ziemlich ausgebehnter Weiſe gefchehen, indem dazu vom 1. Juli 
1834,,, — 275,481,$ 10 997 15 aus den Mitteln deö Gapitalien- 
fondd verwandt und, da für 4 „P Rente in der Regel ein Ablöfungd- 
capital von 100 4 gegeben ift, etiva 11,000 4 Renten abgeftellt find. 

Die Renten, melde unter diefem Namen im Budget ftehen, find 

folgende: 

1) Rente des Herzogs bon Arenberg für verlorne nußbare 
Rechte im ftandeöherrlihen Herzogthume Urenberg- Meppen 
— 3597 5 gr 45H Eour. (3500 ,$ Eond.» Münze), 
Rente deöfelben, ald Averfionalbeitrag zu den Koſten der 
ftandeöherrliden Juſtiz- und Rolizeiverwaltung, T7V8 „PB 8 ggr 
(7500 B Gonv.: Münze) 3). 

Rente des Herzogd don Looz und Corswaren für Abtretung 
feiner ftandeöherrlihen Regierungsrechte in dem vormals 
Münfterfhen Kreife Emöbühren, 1233 P 8 ggr (1200 B 
Gonv.: Münze) H. 

Entfhädigung der Etadt Godlar für Aufhebung der dortigen 

_ Stadtlotterie, 102 .P 18 ggr 84 (100 „BP Eond.- Münze). 

Entfhädigung der Kloſter-Caſſe für Fiöcigebühren derfelben 
(1500, Eon.» Münze) 1541 PB 16 97 3). 


— 


2 


— 


3 


— 


4 


— 


5 


— 


I) Eine Rente von 254 9 ggr, welche die Preußiſche Regierung zu 
beziehen hat, wird jet an einer von ihr an Hannover zu leiftenden Rente von 
5628 „P gefürst. Staatöhaushalt I. S. 326. 

2) Actenflüde V.5. S. 537. 

3) Staatöhaushalt II. S. 104, 234, Note 1. Verordnungen vom 9. Mai 
1826 und bom 29. Auguft 1852, 

4) Verordnung vom 11. September 1826; Spangenberg'd practifche 
Erörterungen 9. S. 18. Wegen mangelnder 2egitimation der Erben bed Her— 
3098 wird die Rente jetzt nicht gezahlt. 

5) Actenftüde V.3. S. 21, 25, 237, Staatöhaushalt I. E. 290. 
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6) Die Bagenfteher'fche Poftrente von (1500 .P Eonv.-Münze) 
1541 4 16 gg, welche bid zum Tode des Ietztlebenden ber 
beiden jetigen Entpfangsberedhtigten fortbauert ?). 

7) Die der Stadt Emden für Unterhaltung ihrer Hafenanlagen 
beivilligte Rente von 1500 ,.P 2). 

8) Die an Preußen feit 1838 zu zahlende Entfhädigung von 

80 4 für das verlorene Recht zur Befteuerung einiger 

jenfeitd feiner jegigen Hoheitsgränze im Hannoverſchen bei 

genen Grunpdftüde 3). 

Rente des Herrn dv. Cornberg zu Auburg wegen abge 

tretener Hoheitsrechte (300 PB Cond.- Münze) 308 .B 8 ggr ®ı 

10) Beihülfe für die Stadt Münden, um fie zur Aufhebung der 
in die Stadt-Cämmereicaſſe fließenden Speditiondgebühren in 
Stand zu feßen, jährlid 2500 . Diefe urfprünglid auf 
drei Jahre 1851,, beiilligte Beihülfe ift 1854, weil die 
Südbahn nody nicht vollendet, einftiveilen verlängert 5). 

Bon diefen Renten ruheten vor 1849 die unter 7 und 8 ange 
führten Leiftungen auf der General-Steuer-Caffe; aud würde derfelben 
nad den früher befolgten Grundfären wohl die Beihülfe für Münden 
zur Laſt gefallen fein, wenn diefelbe während ber Gaffentrennung 
bewilligt worden wäre. 

Die andren Renten, welche fonft nody auf dem Ausgabe» Budget 
lagen, find entiveder ohne Erfatz meggefallen oder abgelöfet oder auf 
andre Budgetpofitionen übertragen. 
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I) Staatöhaushalt I. €. 242. 
2) Staatöhaushalt I. ©. 234. 
3) Actenftüde IX. 1. ©. 11, 1010. Staatöhaushalt II. ©. 119, Note 1. 


4) Leber die früheren Verhältniffe von Auburg und Wagenfeldb f. Hape- 
‘ mann, Gefhihte von Braunfhmweig und Lüneburg II. ©. 481, Note 3. 


5) Staatöhaushalt I. S. 228. Mctenftüde XI. ı. ©. 167, 865: XI. 2. 
©. 50. 
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I. Zu den leßtern gehören 

I) die Grote’fhen Supplementarzinfen von jährlich 862 „PB 
9 ger 109, Melde jetzt unter den Zinfen auf Landesſchulden 
berechnet werben !); 

2) der Zufhuß zu ben Brüdenbaufoften desd Fledend Bremer: 
börde von jährlih (20 PB Gaffen- Münze) 22 »B 20 gr 2 9, 
welcher jetzt unter Wegbaukoſten fteht 2); 

3) die Entfhädigung ber geiftlihen Stellen wegen Aufhebung der 
Grunpfteuerfreiheiten 3). 

I. Die hintveggefallenen Renten, welche ſämmtlich fonft aus 
ber General-Steuer-Caſſe erfolgten, find 

1) der Beitrag zu den Koften der vormaligen ftandeöherrlichen 
Juftizcanzlei zu Bentheim von jährlid 2080 .B 10 ggr 69. 
Die Zahlung deöfelben hat mit Abtretung der ſtandesherrlichen 
Gerichtöbarkeit an den Landesherrn feit 1848 aufgehört 9); 

2) die Prämien für die Schützenkönige im Lüneburgfhen, etiva 
140 „PB, welche feit 1851 nicht mehr gezahlt werden 5); 

3) eine Zahlung wegen der Mafferleitung auf der Neuftadt 
Hannover von 78 ,P 9 ggr 112. 

II. Abgelöfet find 

I) die Renten für Aufhebung der Häuslingöſchutz- und Dienft- 

gelber, ſoweit fie berechtigten Privatperfonen zuftanden 6); 

die Entfhädigung der Bentheimfhen Städte für Aufhebung 

bed Landgeldes. Denfelben find für dad durd Zuzahlungen 

auf 28,000 „PB abgerundete Ablöfungscapital Landesſchuld— 

verfchreibungen audgeftellt 7); 


2 


— 


— — nn — 


I) Staatöhaushalt I. S. 653. Actenftüde X1.4. ©. 244. 
2) Staatöhaushalt I. S. 470. 
3) Staatöhanshalt I. S. 346. Actenſtücke XI. 4. S. 244: Xl.5. ©. 541. 
4) Actenſtücke XI. 1. ©. 131. Staatöhaushalt II. S. 234. 
5) Metenftüde Xi. 1. S. 1839; XL. 2. S. 282. 
6) Staatöhanshalt 1. S. 75. 
7) Staatöhanshalt I. S. 617. 
Lehzen, Staatshaushalt. II. 43 
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3) die der Stadt Lingen bemilligte Entfhädigung für Aufhebung 
bed Bierzwangd und ber Bierpfannengerehtfame 1). 


Die beiden zuerfigenannten Renten mußten aus ber General» 
Steuer-Caſſe, die dritte urfprünglid halb aus diefer, halb aus der 
Königlihen General-Caſſe gezahlt erben. 


I) Actenſtücke VIII. 2. S. 788. Staatöhaudhalt I. S. 332. 


Vierzehnte Abtheilung. 
Benfionsetat. 


Der Benfiondetat ift immerfort, namentlidy in den letzten Jahren 
außerordentlich geftiegen, was theild und hauptfädhlid in der Ver— 
mehrung der Penſionen, Unterftügungen und Gnadenbewilligungen, 
theild aber aud darin liegt, daß die Zahlungen diefer Art, welche 
früher an fehr vielen Stellen des Budgets der General und ihrer 
Untercaffen zeritreuet ftanden, jet mehr an dieſe Etelle gebradıt 
find, wenngleich der Grundjaß, fie nad und nad wo möglid alle 
hierher zu übertragen, noch nicht ganz durchgeführt ift. 


— — — — — 


Abſchnitt J. 
J. Penſionen vormaliger Staatsdiener. 


Die Penſionen, welche im Ausgabe-Budget unter A® 1 ber 
Rubrik XIV. ftehen, find foldye, tweldye nah den oben F) mitgetheilten 
Vorfhriften des Etaatödienergefehed vom 8. Mai 1852 oder, fo fern 
fie fhon vor deſſen Erlaffung betilligt wurden, nad) denjenigen 





1) Etaatshaushalt II. ©. 8. Wegen der von Ständen nicht zugelaflenen 
Anrehnung der ben 4 älteften Oberappellationöräthen aus ber Wittwencaffe 
bed Oberappellationdgerichtd beigelegten Zulage von 250 „P bei Feſtſetzung des 
Benfionsbetraged ſ. Actenfüde X1.5. ©. 947; XI.1. ©. 167, 865. 

* 43* 
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Grundfäßen bemwilligt find, an beren Stelle dad Staatöbienergefetz 
getreten ift ). Dod erben einige Benfionen, weldye darnach hierher 
gehören würden, aus Nüdfichten, die überwiegend ſchienen, nidt hier 
berechnet, fondern bei den Gaffen, aus benen fie gezahlt erben, 
namentlih bei der Ober- und der Unterharzifchen ——— und 
bei der Eiſenhütten-Caſſe 2). 


An Benfionen für vormalige Staatödiener wurden gezahlt 3) 
I. zur Zeit der Caffenvereinigung von 1834 


1) aus der Königlichen General-Caſſe. . . . 53,340 „P 
2) aud der GeneraleSteuer:Eaffe ...... 10,400 „ 
— 63,740 $ 
Außerdem bezogen die Penfionaire der Königlichen General-Gaffe noch 
etwa 3250 .4 Fisci-Aequivalentgelder und einige Korn- und Holzdepu⸗ 
tate, welche bei den Amts-Caſſen berednet wurden. Auch erfolgten 
baneben noch mande Penſionen und penfionsähnlihe Zahlungen, 
welche jetzt wahrſcheinlich auf dem Penfiondetat liegen würden, aus 
andren Gaffen, namentlih aus ber Zoll» und der General-Boftcaffe. 
Sie laſſen fih nicht genau angeben, mögen jebod immerhin auf 
10,000 biö 15,000 „PB anzunehmen fein. 





1) Ausgeſchloſſen And jedoch ſolche Penſionen, welche, wenn fie auch nad 
den Vorſchriften des Staatödienergefetged bemeſſen werden, doch nicht aus der 
General-Caſſe oder einer Untercaſſe derſelben erfolgen; z. B. für die Angeſtellten 
ber Kriegs- und ber Kloſterguts-Verwaltung. Die Regierung will auch bie 
AUngeftellten der Landescredit- und ber Hof- und Eivildiener » Wittwencafle 
hierher rechnen. Die dem früheren Director ber letzteren von ber Regierung 
aus der Wittiwencaffe bewilligte Venflon übertrugen Stände zwar für das Mal 
auf die General-Caſſe, die Regierung nahm jedoch für die Zukunft das Recht, 
Penflonen diefer Art auf die Gafle, woraus ar — beſoldet worden 
fein, zu legen, in Anſpruch. Actenſtücke XI. 4. S. 958: XI. 5. ©. 235. 


2) Staatshaushalt I. ©. 423, 425, 427. 
3) Wegen der Rüdftände bon 1803— 1813 f. Actenftüde I. S. 305, 307. 
Staatöhaushalt I. ©. 128, Mote 1. 


su 


1. Zur Zeit der Caffentrennung 184,9 


184 l 1847/45 1848, 
1) aus der Königlichen ” M 


General-Gaffe.... 79,970 8 112,112 4 161,830 „PB 
2) aus der General: 
Steuer: Eaffe ... 19917 » 31,167 „ 33,121 v 


— 99,837 Bd 143,279 »$ 194,951 P 
III. Zur Zeit nad der Gaffenvereinigung von 1849 
a. bon 1899/,, 


1) aus der Königlihen General-Gaffe ) .. 179,568 „PB 





2) » » GeneraleSteuer:Eaffe...... 40,402 u 
—= 219,970 $ 
b. aus der vereinigten General: Eaffe 
1850/,, = 231,645 P 
186253 — 297,574 " 
1853/,4 = 325,766 n 
(Anſchlag) 186856 — 343,474 


Dazu kommen die Penſionen aus den Harz-Caſſen, welche 
18535. — 10,346 „B betrugen. Bon dieſen abgeſehen find bie hier 
in Betradht fommenden Benfionen geftiegen 


von 183%/,, bid 1841,, um 36,127 „PB oder 56,7 Procent 
” 1841, " 1843,90 „» 095,064 v» » 95,2 " 
„ 1848,90 » 185354 » 130,815 m » 67,1 " 
„ 183,5,» 185354 » 262,006 » » 4109 m" 


Bergleiht man die Zunahme der Befoldungen und fonftigen 
Dienfteinnahmen mit der Zunahme der Benfionen, fo ergiebt fi, daß 
geftiegen find 


I) mit Einfhluß don 3161 „P, melde bis dahin auf der General-Poſt⸗ 
caffe geruhet hatten, 
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die Befoldungen die Penſtonen 
Procent Procent 
von 1832/,3 bis 1848/,, um 28,2 von 1839/,, bid 18180 um 205,8 
u 18180 >18 er BEA FT " 67,1 
vn 183233 m 185% 0 585 2 seen n ne -« 410,9 


oder ed kamen auf je 100 „PB Befoldung 
1833/24... 3,04 „B Penſionen 
181849 ... TR n 
1853,43 ... 9,82 * " 

Die Steigerung der Penfionen rührt vornämlid daher, daß feit 
1834 der Grundfatz des Ausdienend, welcher bis dahin gegolten hatte, 
immer mehr verlaffen wurde. Benfionirungen tvaren vorher etwas 
Seltenes; dem Staatödiener, welcher nidyt mehr arbeiten fonnte oder 
mochte, wurde regelmäßig ein Gehülfe gegeben ). Auch waren bie 
Venfionen, außer für die höchſten Angeftellten, gewöhnlich nicht bedeu— 
tend. Bon ben 53,340 P, melde die Königlihe General: Eaffe 
183%,. an Penfionen zahlte, bezogen 3 frühere Minifter faſt "z 
(17,472 »B) und zwei Geheime Gabinetöräthe, ein Geheimrath und 
ein Geheimer Gammerrath faft U, (13,205 »P), 7 Benfionaire alfo 
überhaupt 7/5 der ganzen Eumme, durchſchnittlich jeder 43823), 42), 
fogegen in den Reft von 22,663 „B ſich 42 Perſonen theilten, von 
denen jeder durchſchnittlich 340 „PB erhielt. Noch weit Fleiner waren 
die Penfionen, melde die General-Steuer-Caſſe meift an Steuer: 
beamte zahlte. An der Gefammtfumme von 10,400 4 hatten 113 
Empfänger Iheil; durchſchnittlich bekam jeder alfo nur 92 . 
Darunter waren 94 Steuerbeamte, welche 9759 BP, durchſchnittlich 
alfo 104 ‚PB bezogen. Nimmt man den Durchſchnitt aller Penfionen 
aus der General- und General-Steuer:Eaffe, fo fallen auf jeden ber 
162 Benfionaire 393 „Bd. Während der Caffenvereinigung von 183%/,, 
würde ber Benfiondetat fehr bedeutend geftiegen fein, wenn die 1836/;, 
beſchloſſenen neuen Organifationen audgeführt und bie vereinbarten 


— 








I) Staatöhaushalt II. S. 90. 
2) außerdem noch 2937 4 20 ggr Fiöci» Mequidalentgelder. 
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BPenfiondgrundfäße zur Anwendung gefommen wären; allein es blieb 
bamald faft Alles in proviforifchem Zuſtande. Nach der Gaffentren- 
nung wurden, wenn aud nit jene Organifationen, doch mande 
andre vorgenommen und die Benfionögrundfäge von 1836/;, thatfäd- 
lid in Anivendung gebradt, fo daß in den 8 Jahren von 18*1/,, 
die Gejammtfumme der Benfionen ſowohl für die Königliche General- 
als für die General-Steuer-Caſſe fid) ungefähr verbreifahte. Doch 
wäre wenigſtens für die Königliche General-Caſſe eine noch weit 
erheblidere Vermehrung eingetreten, wenn nicht die bedrängte Rage 
derfelben feit 1846 die Hinausfhiebung mander nothivendigen Pens 
fionirung veranlaft hätte. Died wirkte nun in den nädjften Jahren 
1849/,,, um fo mehr, als viele Beamten den an ihre dienftlicdhe Lei— 
ftungen gemadten höheren Anforderungen fih nicht gewachſen hielten 
und daher, wenn die Verhältniffe übrigend darnad) befhaffen waren, 
um Berfezung in Ruheſtand nachſuchten. Dazu fam ber 1848 und 
naher noch viermal eingetretene Wedhfel in den hödjften und vielen 
höheren Dienftitellen ). Die Erhöhung in ben Jahren 1852/;4 hat 
ihren Grund borherrfchend in den neuen Drganifationen ber Gerichtö- 
und Verwaltungöbehörden, wodurd im Jahre 1853/,, ein Zuwachs 
an Benfionen von 83,088 „PB eintrat 2). Auch 1853/,4 vermehrten 
fid) noch aus diefem Grunde die Penfionen; body ward ihre Steigerung 
hauptſächlich durd die neue Einrichtung der Verwaltung ber indirecten 
Steuern in Folge des Anjchluffes an den Zollverein veranlaßt, welche 
eine Erhöhung von 28,000 4 verurfahte. Diefe letzteren Penfionen 
führen jedod ihrem KHauptbetrage nad) feine Belaftung des Landes 
herbei, da fie nad) den bei dem Zollvereinigungdvertrage vom 4. April 
1853 vereinbarten Grundfägen vom Zollvereine getragen und bei ben 
Abrechnungen vergütet erden 3). 


1) Mctenftüde X.1. ©. 712, Aufhebung bed Staatörathed, ber Dberforfts 
ämter u.f. mw. 
2) Wctenftüde X1.5. ©. 234. Staatdhaushalt II. ©. 110. 


3) Schlußprotocofl vom 4. Aprit 1853, .M 16 und Anlage B. Actenſtücke 
XI. 5. S. 473, 486; XII. 1. ©, 167. 
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Uebrigend hat der Penfiondetat gewiß noch längft nicht feinen 
Höhepumtt erreicht; denn nit nur vermehrt fid) immerfort bie Zahl 
der Angeſtellten, namentlidy bei der Eifenbahnverwaltung, fondern es 
ift aud zu befürdten, daß in diefem Betrieböztveige, wenn er erft 
längere Zeit beftanden hat, noch weit zahlreichere Penfionsfäle als 
biöher vorkommen werden. Zu verhüten ift died fehr unerwünfchte 
Anwachſen der Penfionen nicht; doch fönnte ihm, wie es ſcheint, 
wohl mehr als bisher dadurch entgegengewirkt werden, daß die 
Regierung von ber durch 8 6 des Staatsdienergeſetzes vom 8. Mai 
1852 ihr gegebenen Befugniß, auf Grund der Vorſchriften im 8 5 
diefed Gefetzed die näheren Beftimmungen darüber zu treffen, auf 
welche nur zu untergeorbneten Dienftleiftungen angenommene Perfonen 
dad Ctaatödienergefetz feine Anwendung finde, einen ausgedehnteren 
Gebrauch machte. 

Die jetzigen Penſionen, einzeln genommen, ſind durchſchnittlich 
ſehr wenig höher als die frühern, ja nach Abſatz der den gegenwärtig 
zuläſſigen höchſten Satz überſchreitenden Penſionen ſogar noch geringer 
ald 183% ,,. Durd dad Staatödienergefeg ift das höchſte Maaß 
einer Penſion auf 2000 „B feſtgeſetzt; doch finden ſich aus früherer 
Zeit noch ziemlich viele höhere Penfionen. Im Anfchlage für 1853,, 
ftehen unter den Penfionairen 16 vormalige Minifter oder Minifterial- 
vorftände, darunter 3 aud ber Zeit vor 1848. Diefe beziehen 
15,150 , die 13 anbren 26,000 P. Die Zahl ber Benfionaire, 
melde 2000 .B oder mehr erhalten, beläuft fi auf 34, die Gefammt- 
fumme ihrer Penfionen auf 86,036 4, ber Durdfchnitt Einer Pen— 
fion alfo auf 2530,5 P. Die Zahl der übrigen Venfionaire beträgt 
757, die Gefammtfumme ihrer Penfionen 235,021 »P, der Durch⸗ 
ſchnittsbetrag für Eine Penſion 310,6 $. Dagegen ftellt fi, ivenn 
man die Gefammtzahl ber Penfionaire (T91) und die Gefammtfumme 
der Benfionen (321,057 .P) in Rechnung zieht, der burdfchnittliche 
Betrag Einer Penfion auf 416 . 
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Abſchnitt I. 
Wittwencaſſe für die Sof: und Eivildienerfchaft. 


Die Ealenbergfhe und die Hildesheimfhe Wittivencaffe, beide im 
vorigen Jahrhunderte errichtet, konnten nicht beftehen. Wermögen und 
Laften der erfteren übernahm, wie oben erzählt ift, die Calenbergfche 
Zandfhaft und fpäter die General-Gafje; fie ift 1851 erlofden }). 
Die Hildeöheimfhe beſaß einiged Vermögen, aus melder die Penſions— 
anſprüche befriedigt werden fonnten?). Auch ſie ift vor einigen Jahren 
durch Ausſterben der Penfionöberedhtigten zu Ende gegangen, und ber 
nody gebliebene Vermögendreſt von etwa 13,000 „PB einer früheren 
Königlichen Verheißung gemäß zwifchen der allgemeinen Wittwencaſſe 
für die Hof- und Givildienerfhaft und dem fatholifhen Schullehrer- 
feminare zu Hildeöheim gleidy getheilt 3). 

Außerdem beftanden im vorigen Jahrhunderte fhon MWittencaffen 
für dad Dberappellationdgeridt %) und für die QJuftigcanzleien zu 
Hannover und Celle. Die Wittwencaffe des Oberappellationdgerichtd 
befteht noch jeßt; die beiden andren Wittivencaffen find mit Aufhebung 
der QJuftizcanzleien, bei ber neuen Gerihtöorganifation 1852 aufge— 
hoben, und ihr anfehnlided Vermögen bon etwa 60,000 4 ift mit 
dem Vermögen ber Givildiener-Wittivencaffe vereinigt. 

Außer den auf diefe Gaffen angeiviefenen Penſionen war die 
Bervilligung von Wittiven- und Waifen- Penfionen bi8 1838 reine 
Gnabenfahe. Allein wiewohl fie ziemlich regelmäßig erfolgte, fo 
ward doch ber Wunfh und bad Bedürfniß einer Wittwen- und 
Waifen-Penfiondcaffe, aus welcher ven Nadgebliebenen der Staatd« 
diener rechtöbegründeter Weife zu beanfprucende Benfionen zu Theil 





— —— — 


1) Actenſtücke II. ©. 65. 
2) (Rehberg) Zur Geſchichte des Königreichs Hannover, ©. 97. Acten⸗ 
ftüde IV. ©. 121; IE 3. ©. 126, 335; III. 2. ©. 230. 


3) Staatshaushalt II. S. 337, Note 1. 
4 Staatöhanshalt I. S. 233. 
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würden, ſehr allgemein und lebhaft gefühlt. Auf mehrmalige An— 
regung von ftändifcher Eeite legte die Regierung 1831 den Plan 
zu einer folden Gaffe vor; doch fam berfelbe bei den vielen andren 
wichtigen Gegenftänden, welche in den nächſten Jahren die Ihätigfeit 
der Stände anhaltend befhäftigten, in den Cammern nicht zur Wer: 
handlung, was zum weſentlichen Vortheile der Sache gereihte, da 
ber Plan vom Minifterium nicht mit der nöthigen Umfiht und 
Eorgfalt entivorfen var, don einer ftändifhen Commiſſion aber gründ- 
lid) bearbeitet und erheblich verbeffert wurde. Unter Berüdfidhtigung 
diefer ftändifhen Arbeit legte die Regierung 1836 einen neuen Plan 
vor, der aud die Genehmigung der Stände fand, in Folge der Er: 
eigniffe von 1837 aber damald nicht ausgeführt, fondern den Ständen 
1838 wieder vorgelegt und, nad) abermaliger Genehmigung durch 
diefelben, am 8. Mai 1838 gefelidy verfündet fvurde !). Unter dem 
Namen „Wittwencaſſe für die Königlihe Hof: und Gipil: 
bienerfhaft« trat die Anftalt am 1. Juli 1838 ind Leben und 
hat ſich während ihres 17jähren Beftehens eines fehr glücklichen Forts 
ganged zu erfreuen gehabt. Alle verheirathete und unverheirathete 
Hof- und Givilftaatödiener, welche aus den Königlihen Caſſen Bes 
foldung beziehen und einſchließlich der Accidenzien eine jährliche Dienft- 
einnahme von wenigſtens 200 „B haben, find mit Ausnahme einiger 
unteren Ungeftellten zur Iheilnahme an der Anftalt verpflichtet 2). 
Den ftädtifhen und Patrimonialgerihtöbeamten, fo wie dem bei den 
Gymnaſien und höheren Zehranftalten angeftellten Lehrer- und Ber: 
maltungöperjonal ift unter gewiſſen Bedingungen der Beitritt geftattet. 
Der jährliche Beitrag eined ntereffenten beträgt, je nachdem feine 
Beitragspflichtigfeit vor oder nah dem 45ſten Lebensjahre beginnt, 
3 bid 5 Procent der Dienjteinnahme, falls aber die Frau 10 Jahre 
oder darüber jünger ald der Mann ift, nod , bis 11, Procent 


1) Actenftüde II. 6. S. 437; V.5. ©. 63, 445: VI. 1. S. 81, 295. 


2) Diefe Verpflichtung bauert aud fort, wenn ber Intereffent auf Wartes 
geld oder in Penflon geſetzt wird. 
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mehr !). Die Penſion der Wittwe beträgt bei einer Dienſteinnahme 

bed Mannes bid 1500 „PB einfchließlid, 20 Procent derfelben, in fo 

weit die Dienfteinnahme jedoch erft nad dem 45ſten Lebensjahre 
erivorben ift, nur 15 Procent; bei Dienfteinnahme über 1500 „PB 
dagegen rückſichtlich dieſes Mehreren nur 10 Brocent. 

Dad Vermögen der Anftalt, welches von allen andren Gaffen 
gefondert und ald ein den ntereffenten gehöriged Privatvermögen 
betrachtet werden foll, wird gebildet: 

I) aus zwei Capitalien von überhaupt 400,000 4 in Golde nebit 
ben Zinfen feit 1. Juli 1831, melde der Schatull-Caſſe gehörten 
und vom Könige dem Inftitute ald Eigenthum überiviefen find; 

2) aud einem zur Dedung der Kojten der Llebergangsperiode (von 
dem Ueberſchuſſe der Tilgungscaſſe der neuern Landesſchulden) 
beivilligten außerordentlihen Zufhuffe von 50,050 »B; 

3) aus dem jährlichen Beitrage der General-Steuer: (jet General.) 
Gaffe feit 1. Juli 1831; 

4) aus den jährlichen Beiträgen der Hospital- und Militair- 
Unterftütungss, fo wie der Hauptsstlofter-Caffe von 1700 und 
800 2); 

5) aus den Zinfen von 1950 „P, meldye mit den unter 2 und 3 
ertvähnten Zufhüffen von 1831/;, geivonnen worden; 

6) aus denjenigen Fonds, welche die dem Inſtitute beitretenden 
Städte und Patrimonialgerichtsherren ald Bedingung ihrer 
Aufnahme zur Ausgleihung der unter 1 bis 5 bezeichneten 
Einflüffe der Anftalt herbeisufhaffen haben 3); 


I) Von dem 3500 4 überfteigenden Theile der Dienfteinnahme wird nichts 
beigetragen. 

2) Gleiche Summen hatten nah einem 10jährigen Durchfchnitte dieſe Caſſen 
an PBenflonen für Wittwen des bei der Militair- und Klofterverwaltung ans 
geftellten Perſonals bezahlt. 

3) Diefe betrugen Ende 1851/55 gegen 36,000 „Pi doch mußte ein Theil 
davon zurüdgezahlt werben, weil in Folge der Behörden Organifation von 
1852 mehrere Dienfiftellen, weiche freiwillig gegen Vergütung ber äußeren 
Einflüſſe dem Inftitute ſich angefchloffen haben, zu Dienfttellen, welche nad) 
dem Befetze der Anftalt angehören, geworden find. 
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7) aus den Wacanzgeldern, d. h. der Hälfte des Ertraged ber dem 
Anftitute untertoorfenen Dienftftellen, während einer etwaigen 
Bacanzzeit N; 

8) aus einem Abzuge von 10 Procent an den Penſionen derjeni— 
gen Hof- und Givilpenfionaire und Penfionairinnen, melde ihren 
Mohnfig im Auslande nehmen 2); 

9) aus den Beiträgen ber Antereffenten 3). 


Die Uebereifung der beiden Capitalien von 400,000 Gold 
follte die Stelle fortlaufender Beiträge vertreten. Die Schatull-Caſſe 
hatte 1783 der Galenbergfchen Landſchaft für deren Wittwencaſſe 
500,000 »B Gold, pon melden nachmals 200,000 erlaſſen waren, 
und der Grubenhagenfhen Landſchaft 100,000 „PB vorgeftredt; beide 
Eummen ivaren, ald 1815 alle Provinzialfhulden in Cine Maſſe 
bereinigt wurden, Schulden der General: Steuer: Gafje geworden, und 
mußten jene 300,000 mit jährlih 4 Procent, diefe 100,000 „B 
mit 3 Procent verzinfet tverden. Als 1831 zuerit die Abſicht Seiner 
Majeftät, diefe Gapitalien der MWittivencaffe zu übertveifen, ausge— 
fproden wurde, beftand nod die Trennung der Königlichen und der 
Landes-Caſſe. Die Meinung war nun, daß die Königliche Generals 
Gaffe jene Gapitalien von der Schatull-Caſſe anleihen, in den erften 
10 Zahren 1831/,, dafür feine Zinfen, nachher aber 3 Procent ent: 
richten, und aud den Mitteln, welche dad allmälige Heimfallen der 
von der General-Gaffe zu zahlenden Wittiwenpenfionen gewähren 
würde, die Schuld nad) und nad) tilgen follte. Auf diefe Weife hätte 


— 1. — 


!) Daß von biefen Bacanzgeldern die ®nabdenquartale nicht abauziehen 
fein, genehmigten 1844 bie Etände auf Untrag ber Regierung. Actenſtücke 
VIII. 2. S. 492, 988. Nahdem feit 1851 an die Stelle diefer Vacanzgelder, 
fo meit fie aus ber ®eneral» Gaffe erfolgen mußten, eine Pauſchſumme von 
jährtiih 8000 4 getreten ift, werden folhe nur noch aus der Kron-, Klofter- 
und Kriegbs-Caſſe, fo wie aus den Gaffen der dem Inſtitute freiwillig beigetrer 
tenen Gorporationen bezahlt. 

2) von 18%5/;, überhaupt 6102 „B, jetzt jährlich etwa 1000 p. 

3) 1851/,5 — 97,065 f. 
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die Königliche General-Caſſe der Wittwencaſſe ein Geſchenk von 
400,000 P gemacht. Allein 1836, wie der neue Plan ben Ständen 
vorgelegt twurde, waren bie Gaffen vereinigt, und das Deflcit der 
Königlichen Caſſe wurde durch die Einnahmen der General-Steuer:Eaffe 
gededt. Bei fchliehliher Genehmigung und Ausführung ded Plans 1838 
war freilich wieder Eaffentrennung eingetreten; indeß mußte auch bamals 
die General-Steuer= Gaffe niht nur dad Deficit der Königlichen Gaffe 
beden, fondern noch überdieß die bid 1838 aus der Königlichen General: 
Gaffe erfolgten Wittwenpenſionen zur allmäligen Tilgung der Schatull— 
caffe-Gapitalien zahlen. Uebrigens zahlte fie die beiden Echatullcaffes 
Gapitalien nicht wirklich zurüd; vielmehr trat, da die MWittivencaffe 
die Gapitalien gefetzlih wiederum der General» Steuer: Eaffe, welche 
diefelbe mit 4 Procent verzinfen mußte, barzuleihen hatte, nur ein 
Wechſel in der Berfon des Gläubigerd ein. Doc braudte die General- 
Caſſe bis 1. Juli 1841, alfo 3 Jahre lang, der EcatullsEaffe feine 
Zinfen zu zahlen. Nach diefer Zeit entridhtere fie aber, damit das 
Capital deito raſcher getilgt würde, nod neben den Wittivenpenfionen 
2, der der Schatull-Caffe gebührenden Zinfen, während die Königliche 
General-Gaffe die Zahlung des letzten N, übernahm. Geit ber 
neueften Gaffenvereinigung werden nun wieder Zinfen und Gapital- 
abträge, letztere mittelft der heimfallenden Wittivenpenfionen, aus der 
Generals Gaffe geleiltet. In Wahrheit find alfo die 400,000 „B ber 
Mitttwencaffe weder von der Schatull- noch von der ehemaligen König- 
lihen General-, fondern von der General-Steuer:Gafje geſchenkt, und 
nur fo viel verdankt die letztere der Schatull:Eaffe, daß für die 300,000 ..ß, 
welche urfprünglid) der Calenbergſchen Wittivencaffe dargeliehen waren 
und zulegt mit 4 Procent verzinfet werden mußten, die Zinfen von 
1833, ,, erlaffen und ſeitdem auf 3 Procent ermäßigt worden find. 
Die Wittivencaffe aber iſt der Schatull-Caſſe außerdem für dad Geſchenk 
der 6= bid Tjährigen Zinfen auf die beiden Gapitalien mit überhaupt 
97,000 in Golde zum Dante verpflichtet !). 


1) Actenftüde II1.6. ©. 445; V.1. S. 310; V.5. ©. 68; VII. 1. ©. 217; 
VIII. I. ©. 858. 
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Die MWitiwenpenfionen, welche zur Zeit der Erridhtung des In— 
ftitutd aus der Königlichen General: Eaffe unmittelbar gezahlt wurden, 
BINNEN SER EEE 41,618. 29 45 
Diefe wurden bei der Gaffentrennung 1841 auf 
die General-SteuersGaffe gelegt. Indeß hatten 
theild fhon vor Errichtung der Wittwencaffe- 

Anftalt nod andere Wittivenpenfionen und 
penfionsmäßige Unterftügungen mittelbar auf 
der Königliben General-Gaffe, nämlih auf 
der General-Roftcaffe und den Unterſtützungs— 
etatd der Landbroftein und ber General: 
Direction des Mafferbaued geruht, theild 
waren ſolche nachmals darauf gelegt. Alle 
diefe Penſionen ıc., fo weit hinſichtlich ihrer die 
Königlihe General-Eaffe von 18116 eben⸗ 
falls den Grundfatz befolgt hatte, daß bie 
heimfallenden Beträge zur Verminderung ber 
Chhatullcapitalien zu verwenden fein, wurden 
bei der Gaffenvereinigung 1849 mit jenen 
Venfionen zu einer Poſition im Budget ver: 
bunden. Sie betrugen 1850/,, überhaupt... 11,291» Av Gr 


Bon diefer Gefammtfumme zu ..... 52,909, 6gF 105 
tvaren 1850/,, faft 28,000 und 185%,, etwa 39,400 .B erlofchen, 
fo daß die beiden GSchatullcaffe-Gapitalien bis 1. Juli 1855 auf 
ungefähr 71,570 .B Gold vermindert waren und muthmaaßlich im 
Rehnungsjahre 1857/,, völlig getilgt fein twerden. Die jährlichen 
Zinfen, welche 1841 etwa 13,300 4 betrugen, find für 1855/,, noch 
zu 2244 „BP veranfdlagt }). 


Der jährliche fefte Zufhuß der General» Steuer-Cafje zur 
MittivencaffeAnftalt mar zuerft auf 2600 beſtimmt, wurde 











1) Mctenftüde Xl.1. S. 1223: XII. 2. ©. 456. 
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aber, ald man 1846 die Dienfteinnahmen der Medicinalbeamten 
erheblidy verbefferte, fo daß die Mehrzahl vderfelben in das Inſtitut 
aufnahmefähig Mard, auf 3000 „B erhöhet 1)y. Dazu famen die 
Bacanzgelder, welde in den 11 Jahren 1835,, im Durdfchnitte 
jährlid) 7683 „PB 12 gar 4 & betrugen. Da aber ihre Ausmittelung 
nicht nur viele Beläftigung, fondern wirkliche Schtwierigfeit verurfachte, 
teil nad; den in neuerer Zeit mehr und mehr durchgeführten Grund: 
ſätzen die Dienfteinnahmen in ber Negel nit mehr mit beftimmten 
Dienftitellen verbunden find, fondern nad Dienftalter u. f. w. im 
einzelnen Falle feftgefetzt werden: fo wurden die Wacansgelder vom 
1. Juli 1849 an, vorbehältlich einer nady 10 Jahren vorzunehmenden 
Reviſion, auf jährlih 8000 4 firirt 2), fo daß jeßt der ganze 
Zufhuß der General: Gaffe zur Witttvencaffe jährlih 11,000 2 
beträgt. 

Aukerdem genießt die Anftalt noch fonftige erhebliche Begün- 
ftigungen : 

Kür ihre Gorrefpondeny mit den Intereſſenten und den Behörden 
ift Bortofreiheit und für alle Verhandlungen in Bezug auf ihre An— 
gelegenheiten Freiheit vom Gebraudye des Stempelpapierd und bon 
Gebühren betvilligt. 


Ferner haben der König umd die allgemeinen Stände bie 
Garantie dahin übernommen, daß, wenn dad Vermögen der Anftalt 
zur Befriedigung der den Mitgliedern des Inftitut® und ihren 
Wittwen geſetzlich ertheilten Anſprüche wider Verhoffen nicht hin= 
reichen würde, doch die bereits erworbenen Penſionen niemals einen 
Abzug erleiden und die alsdann ſchon verſicherten Penſionsanſprüche 
nicht herabgeſetzt werden ſollen, wiewohl die Mitglieder des Inſtituts 
den ſodann übrigens zu treffenden geſetzlichen Beſtimmungen ſich 
unterwerfen müſſen. 


1) Actenſtücke VIII.3. ©. 963, 1393. 
2) Actenſtücke X1.2. ©. 282. 1205; Xl.4. ©. 244. 
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Endlih follen die zu capitalifirenden Fonds ber Anftalt von 
der General: Gaffe!) jährlich mit 4 Procent in Verzinfung genommen 
fverden, und zivar fo lange, als die Anftalt diefer Begünftigung 
bedürfen wird. Cine Unterfuhung darüber foll Etatt finden, wenn 
dad Vermögen des Inftitutd die Summe von 1,800,000 „B Courant 
erreiht hat. Dies ift feit mehreren Jahren der Fall, indem das 
Gapitalvermögen der Anftalt fhon am 1. Juli 1852 über 2 Millionen 
Thaler betrug und feitdem jährlich um reichlich 100,000 4 gewachſen 
ift 2); man hat indeh von jener Unterfuhung abgefehen, weil nicht 
nur die General»Gaffe zum Gifenbahnbaue noch fortwährend (bi 
1855) hat Anleihen machen und dafür 4 Procent Zinfen bemwilligen 
müffen, fondern weil aud eine die nächſten Bedürfniffe der Anſtalt 
überfteigende Einnahme zu einem andren Zmede fehr wünſchenswerth 
erſchien. Gleih bei Errihtung des Inſtituts war nämlid auf 
Anfammlung eines Fonds zur Unterftüung der Kinder verftorbener 
Mitttvencafle- Antereffenten Bedacht genommen und dabei beftimmmt, 
daß, wenn die Wittivencaffe erfahrungsmäßig nahhaltig einen Ueber— 
fhuR habe, diefer dem Maifenfonds übertviefen werden folle. Die 
den Waifenfonds überwieſenen Zuflüfje find indeß von feinem großen 
Belange, jo daß die jährlihe Gefammteinnahme deöfelben 1851 erit 
auf etwa 4500 „PB geftiegen war3). Dagegen befindet ſich die 
Wittwencaſſe in fo günftigen und nad höchſter Wahrfcheinlichkeit in 
fo nadhaltig günftigen Berhältniffen, dag man ihren jährlichen 
Ueberſchuß im Beharrungssnftande, d. h. wenn die höchſte Zahl von 
Wittwen erreiht fein wird, unbedenfli auf mindeftens 18,000 »P, 
mit fehr triftigem Grunde noch höher, felbft bis zu 40,000 »P 
annehmen fanı, zumal wenn die Verzinfung ded Wermögend der 
Anftalt mit 4 Procent noch eine Zeitlang fortdauert. Es erſchien 


1) während der Gaffentrennung von der Beneral» Steuer = Eafle. 


2) Die der Anftalt bei ihrer Errichtung überwiefenen Dotationsfonds be— 
trugen 495.000 „P in Golde und 70,000 „B Gourant. Wctenftüde VII. 3. 
©. 1034. 


3) 1854/55 betrug fie falt 6600 P. 
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baher vollkommen zuläſſig und durch die geſetzlich ertheilte Zuſage ſelbſt 
geboten, dieſen Ueberſchuß ſoweit nöthig zu verwenden, damit auch 
den Waiſen die in Ausſicht geſtellte Unterſtützung zu Theil werde. 
Die nöthigen Anordnungen zu dieſem Zwecke wurden mittelſt Geſetzes 
vom 7. Auguſt 1854 getroffen, und die Verwendung des Waiſen— 
fonds trat mit dem 1. Juli jenes Jahrs ind Leben ). Darnach 
erhalten bis zum vollendeten 2Often Lebensjahre ober bis zur Ver— 
heirathung völlig verivaifete Kinder, wenn ihrer brei ober mehrere 
find, den vollen Betrag, wenn aber nur eins ober zwei vorhanden 
find, die Hälfte oder Ziveidrittheile der verfiherten Wittwenpenſion; 
nur baterloje Kinder dagegen, je nad Größe der Wittivenpenfion, 
jährliche Penfionen von 6 bi 24 ‚2. 

Der Waifenfonds ift ein Zubehör der Wittivencaffe-Anftalt und 
fteht diefer hinfichtlih der Begünftigungen gleich. 

Das Inftitut wird unter Auffiht ded Finanz» Minifteriumd von 
einer Direction veraltet, deren Borftand und Ilnterperfonal dad 
Minifterium ernennt. Daödfelbe beftimmt aud die ald Directiond- 
mitglieder dem Dirigenten zur Seite ftehenden vier Antereffenten. 
Letztere erhalten feine Bezahlung; der Director und dad Unter— 
perfonal empfangen ihre Befoldung aus der Gafje der Unftalt, aus 
welcher auch die übrigen Verwaltungskoſten beftritten werden 2). 

Den Ständen fol jährlid ein Rehnungsauszug, mindeftend alle 
5 Jahre aber eine Nachweiſung über den Beftand und Yortgang des 
Inftitutd nebft dem Gutachten, welches der für diefen Zweck jedesmal 
anzuordniende Autereffentenausfhuß erftatten wird, mitgetheilt und 
durch den Drud befannt gemadt werden. Bid jetzt ift dies jebod) 
erft zweimal (1846 und 1854) gefchehen 3), 


— — — — — 


1) Actenſtücke XII. 1. S. 2796, 873. 
2) Ueber die Penſſionbbewilligung für den außer Dienft getretenen Director 
f. oben S. 670. 


3) Actenftüde VIII.3. ©. 1004; XT. 1. ©. 705. Diefe Nachweiſungen, 
befonderd auch die der neueften beigefügten Gutachten bed Directord ber hiefigen 
Lehzen, Etaarshaushalt. II. 44 


Die Grundlagen ded Pland der Anftalt haben fid durch bie 
Erfahrung zum großen Theile und in fehr wichtigen Punkten als 
unzutreffend herausgeſtellt, was man zum Theil 1836 ſchon vorausſah, 
zum Theil aber nicht vorauöfehen fonnte. Obgleich in einigen Stüden 
die Mirflichfeit dem Anftitute nadhtheiliger geweſen ift, ald voraus— 
geſetzt wurde, fo hat fie fi doch in den meiften Punkten weit güns 
ftiger für die Anftalt, ald man erivarten durfte, herauögeftellt. Die 
Ausdehnung derfelben ift erheblich größer geworden, fie man 1838 
" annehmen fonnte. Damald rechnete man auf 2000 verheirathete und 
600 unverheirathete Intereffenten; bei der Errichtung bed Inſtituts 
fanden ſich 2277 verheirathete und 133 unverheirathete, am 1. Juli 
1852 aber fhon 3612 verheirathete und 846 unverheirathete, und 
nad; Eintritt der neuen Organifationen am 1. October 1852 fogar 
4042 verheirathete und 1106 unverheirathete. In Folge des Zoll« 
anfchluffes 1854 war nod ein fernerer Zuwachs von 250 — 300 
Antereffenten zu erwarten. Der Beharrungszuftand, welcher — ftatt 
nad der Vorausſetzung des Plans 1894 — wahrſcheinlich 18695, 
eingetreten fein würde, wird dadurch nod einige Jahre hinausgerüdt 
‚werden. Die jährliche Berfiherungsfumme, welche 1838 — 284,128 PB 
betrug, war 1852 auf 375,144 und nah dem 1. October auf 
453,786 „PB geftiegen. Die Zahl der Wittwen betrug am 1. Juli 
1852 — 687 und die Gefammtfumme ihrer Jahreöpenfionen 87,197 »$; 
im Beharrungszuftande wird, abgejehen von ber Interefjenten - Zunahme 
in Folge ded Zollanfchluffes, muthmaaßlich die Zahl der Wittwen 
1560 und die Gefammtfumme ihrer Penfionen 200,000 „PB betragen. 
In den 14 Jahren von 1838/,, haben betragen 


höheren Bürgerfchule, Profeſſors Dr. Tellfampf, welcher feine audgezeihnete 
Befähigung für ſolche Begenftände bewährt hat, enthalten vieleb Anziehende 
und für Anftalten diefer Art fehr Wichtige: der Zweck dieſes Werks geftattet 
jedoch nicht, näher darauf einzugehen. 
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1) die gefammten Einnahmen ber Wittivencaffe. 1,741,825 »$ 
2) * " Ausgaben " . 578, 502 " 
alfo die Ueberſchüſſe 1 ‚163, 273 * 

Nach dem Anſchlage von 1838 war nur gerechnet 
auf einen Ueberſchuß von .... 186,382 


fo daß ein Unterfchieb von 376, 891 P 
zum Vortheile der Anſtalt ſich ergeben hat. Auch in andrer Beziehung 
ſind ihr die Verhältniſſe günſtig geweſen und werden es anſcheinend 
noch ferner fein !), fo daß man wohl unbedenklich annehmen darf, 
daß der dauernde Beftand der Anftalt hinreichend gefichert fein wird. 
Unter diefer Voraudfetzung ift aber durd Erridtung der Anftalt nicht 
nur der Staatödienerfhaft eine große Wohlthat erzeigt 2), fondern 
aud der Staatö=Gaffe ein erhebliher Wortheil verfhafft; denn wenn 
jelbft die Penfionen und Unterftütungen, welche aus derfelben ohne 
die Gründung des Inftitutd undermeidlicd hätten gezahlt werden müffen, 


“ nicht’ die volle Summe der Penfionen erreicht haben würden, bie aus 


der MWittivencaffe im Beharrungszuſtande zu zahlen. fein werden: fo 
ift doch nicht zu bezweifeln, daß die Wittwenpenfionen über ihren 
Betrag vom Jahre 1838 hinaus im Verhältniffe zu der Staatsdiener— 
zahl und der Befoldungdfumme geftiegen fein und fiher die Summe 


1) In Bezug auf die Waifenpenfionen haben fi die Verhältniffe ebenfalls: 
günftiger geftellt, al6 1854 ber SAUER wegen borauögefeht wurde. Denn 


1854 betrug die Befammtza I 
155 8 j 3 die Penfion derſelben 


1) der gänzlich vermaifeten Kinder — 110 70404 3484 PB Tiggr 
2) ber nur batertofen Kinder... . . .. ...... 746 ....... 7543. — ⸗ 
überhaupt... 862 ....... 11,027 PB 11 gr 


2) Allerdings wird biefeibe von den Staatödienern nicht durchweg an— 
erfannt, indem mande am liebften die Wortheile der Anftalt genöffen, ohne bie 
2aften derfeiben zu tragen. Die Statuten der Anftalt haben einzelne Härten; 
allein diefe find bei einer folhen Anftalt nie ganz zu vermeiden und jedenfalls 
geringer ald die Wortheile, außerdem aber durd die jetzt ind Leben getretene 
Verwendung des Waifenfonds in ben erheblichften Puntkten fehr gemildert. 
Actenſtücke X. 1. ©. 873. Hannoverfhe Zeitung von 1848 A 89 und Reiz 
lage u N 96. 


44” 
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von jährlih 100,000 «PB, vielleicht noc bedeutend, überfhritten haben 
foürden, zumal die Befoldungen, wiewohl im Ganzen gewachſen, doch 
für den Einzelnen leiner geworben find und bie Zahl der Staatödiener 
mit geringer Dienfteinnahme verhältnißmäßig am ftärkften gewachſen ift. 


Abſchnitt II. 


Penfionen und Interftüsungen für Wittiwen und 
Kinder vormaliger Staatsdiener und für fonitige 
SHülfsbedürftige ). 


I. Unter der Bezeihnung Benfionen für Wittiven und Kinder 
pormaliger Staatödiener und für fonftige Hülföbedürftige finden fich 
im Budget für 185%,, veranfclagt 


1) für Wittiven vormaliger Staatödiener 3894 PB 1IT ga 8% 
2) » Kinder vormaliger Staatödiener . 3502 » — »— u 
3) " fonftige Hülföbedürftige. Fe a 300 nn — » — * 


— 696 $lT ger 85 

Die Witt menpenfionen find meiftens ſchon in früherer Zeit 
theild aus der General-Steuer-Caffe, theild aus der Königlichen 
General=Gaffe, aber aus ſolchen Gründen bewilligt, daß die Wittiven- 
cafje, auch wenn fie fhon beftanden hätte, ihre Bewilligung nit 
vermeidlich gemacht haben würde. Im neuefter Zeit haben die Stände 
noch aud eigner Bewegung eine foldye Penſion für die Witttve eines 
bormald Hannoverſchen höheren Officiers, der 1850 in Schleswig— 
Holſteiniſche Militairdienfte trat und nady der Rückkehr in das hiefige 





— — 


I) Weber die Unterſtützungscaſſe für Waiſen ber unteren Steuerbeamten, 
zu welcher aus der General-Caſſe ein jährliher Zufhuß von 1000 4 gegeben 
wird, f. Staatshaushalt I. S. 395 und Mctenftüde XI. 5. ©. 235. 
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Land kurze Zeit die Stelle eined Kreiseinnehmers fraft Auftrages 
verfah, zunächſt auf 3 Jahre bewilligt }). 

Die Penſionen für Kinder find gleichfalls ſchon in früherer 
Zeit und weit der Mehrzahl nad) wegen Hülföbebürftigkeit, in einzel— 
nen Fällen aber erft neuerlich, jedoch wegen früher entftandener 
Anſprüche beivilligt 2). 

Die Befhaffenheit diefer Penfionen betvog 1850 die Stände zu 
ber Bevorwortung, daß fünftig feine ohne fpecielle ftändifhe Geneh— 
migung bewilligt werben follten, und ald 1854 doch, in Folge früherer 
Zuſicherung, eine Penſion jener Art von der Negierung auf diefe 
Poſition gelegt wurde, fo erſuchten Stände, ihnen ein Verzeichniß der— 
jenigen Anfprüde mitzutheilen, melde etwa aus gleihem Grunde nod 
gemadt werden könnten 3). Died ift bis jetzt nicht gefchehen. 

I. Zu ähnlichen Zmweden find diejenigen 36,000 „B beftimmt, 
welche im Ausgabe-Budget unter ber Bezeihnung: Yortlaufende und 
temporaire Unterftügungen, aufgeführt ftehen. Bei der erften 
Gaffenvereinigung wurden bafür 35,500 „B in dad Ausgabe» Bubdget 
aufgenommen; doc blieben baneben in den Etatd ber einzelnen Haupt: 
veriwaltungen nod mehrere Unterftügungdfonds und felbft auf andren 
Nubriten des Audgabe-Budgetd noch mande ähnliche Ausgaben. Ein 
Theil berfelben, namentlid verfchiedene Zahlungen, welche unter den 
Ausgaben ded Minifteriumd ded Innern für milde Stiftungen und 
Armenanftalten, fo ie unter ben fünftig wegfallenden Ausgaben, 
insbefondere unter den Penfionen wegen neuerworbener Landestheile 
berechnet waren, wurden 1850/,, auf die Rofition: Kortlaufende und 
temporaire Unterftügungen, gelegt. Dabei ward biefelbe zivar auf 
36,000 erhöhet; doch lag hierin eine Verminderung der Geſammt— 
ausgaben, da die hinzugefommenen Unterftügungen mehr mie 500 .B 
ausmachten 9. 


— — — 


I) Actenſtücke XII. 1. ©. 845. 

2) z. B. Actenſtücke XII. 1. ©. 865. 

3) Actenſtücke XI. 1. S. 1840; XII. I. ©. 866. 
4) Actenſtücke XI. 1. ©. 1196. 


2. 


Bon diefen 36,000 „BP erben etwa 19/,, zu fortlaufenden, 
meiſtens zunächſt auf 3 Jahre bemilligten Unterftüßungen, bem über: 
foiegenden Theile nad für Witten und Kinder von Angeftellten ver: 
wendet. Bon dem Reſte haben die Minifterien zu Bewilligung 
einmaliger Unterftügungen ihrer eignen Verfügung ungefähr 35 vor« 
behalten !), während bie letzten 5/,g den Landdroſteien ald Dispoſitions— 
fonds überiviefen find und dem größten Theile nad; (etwa zu 2/3) zu 
Unterftügungen bebürftiger Amts- und Gerihtöunterbedienten, dem 
fleineren Theile nad zu Unterftügung andrer Hülfsbebürftigen verwandt 
zu fverben pflegten. 

IH. Die f. g. Gnadenquartale für Wittwen und Kinder 
verftorbener Staatödiener betrugen jährlid, bevor dad Staatöbiener- 
geſetz fie allgemein zugeftand, gewöhnlich unter 3000 p; feitdem aber 
erreichen fie den Betrag von ungefähr 4000 2). Es muften 3.8. 
gezahlt werden 1839,, — 2678 „PB, 1850/,, — 2837 „P, 1851, 


— 1123 ‚B, 185%,, — 3542 2, 1853),, — 3596 6. 


ine 


I) Die Unterfüungen werden meift ebenfall8 an bebürftige untere An= 
geftelite oder deren Angehörige, aber auch zu andren Zmeden 3. B. Wohl⸗ 
thätigfeitsanftalten allgemeinerer Art, zumeilen auch wohl zu Beihülfen behuf 
wiffenichaftliher und fünftierifher Ausbildung gegeben. 

2) Staatöhaushalt U. S. 12. Im Budget für 1859/5, ftehen 6000 p. 
Die angegebenen Summen beziehen fih nur auf die @nadenquartale, melde 
aus der General» Eafle unmittelbar gezahlt werben, neben denen nod einige 
aud Untercaffen, 3. B. der Harz-, ber Steuervermaltungds und ber Eiſen— 
berwaltungd=Gaffe erfolgen, die jedoch im Banzen einige hundert Thaler jährlich 
nicht zu überfteigen pflegen. 


Funfzehnte Abtheilung. 


Künftig wegfallende Ausgaben. 


In dieſer Abtheilung des Budgets werden ſeit 183%/,, diejenigen 
Ausgaben zuſammengeſtellt, von welchen, wie man wenigſtens damals 
vorausſetzte, ſchon mit Beſtimmtheit vorauszuſehen ift, daß fie all— 
mälig wegfallen und künftig nicht wieder vorkommen werden. Doch 
befinden ſich einige darunter, namentlich die perſönlichen Beſoldungs— 
zulagen und Entſchädigungen wegen früherer Dienftverhältniffe und 
die Wartegelder, bei denen das letztere nicht zutreffen möchte und die 
daher richtiger wohl auf den PVenfiondetat gefetzt wären. Auch haben 
fi in den 20 Jahren feit 183%, die Arten und bie Summe biefer 
Ausgaben, ftatt abzunehmen, fehr bedeutend vermehrt; denn während 
im Budget von 183#,, unter T Bezeichnungen nur 119,484 „P 
ftanden, enthält dad Budget von 185%,, unter 18 Bezeichnungen 
276,180 „PB, ungeachtet einige Ausgaben, 3. B. die reichdbeputationd- 
ſchlußmäßigen Penfionen, melde 183%/,, 44 Procent der Gefammt- 
ſumme ausmadten, jegt nur nod 3,5 Procent berfelben bilden, ſich 
fehr vermindert haben. Doc find allerdings einige Ausgaben, welche 
fonft in andren Bubdgetabtheilungen ftanden (vorübergehende Befol- 
dungen xc. für Xerzte und Wundärzte, Befolbungen ber Provinziale 
landfhaften und für die Forſtſchule und das Keldjäger- Corps), mit 
überhaupt 27,541 4 hierher übertragen. | 


— 


Da die meiſten der in dieſer Abtheilung des Budgets ſtehenden 
Ausgaben ſchon bei andren Gelegenheiten beſprochen find !), fo wird 
hier nur nod von denen, bei welchen died nicht der Fall geweſen ift, 
zu handeln jein. 


I. Reichsdeputationsfchlußmäßige Penfionen. 
Durh den Neihöbeputationshauptihlug vom 25. Februar 
1803 wurden die Bisthümer Dönabrüd und Hildesheim fäcularifirt 


1) 1) Beihülfen für die Mititairwittwen- und Waifengefellihaft und behuf 
Unterfügung armer Legionairs. Staatöhaushalt II. ©. 169. 

2) Beitrag zur Hopital- und Militair= Unterffügungdcaflfe behuf Unter— 
flüßung der in den Feldzügen von 1848 und 1849 invalide gewordenen 
Unterofficiere und Soldaten, Staatöhaushalt II. ©. 169. Zur Pers 
befferung der Benflonen der älteren Unterofficiere iſt 1854 auf 10 Jahre 
unter gewiflen Bedingungen ein jährliher Zufhuß von 10,000 „PB be= 
mwilligt, welcher jeboh im Budget unter den Audgaben des Kriegs— 
Minifteriums berechnet wird. Wctenftüde XI. 1. ©. 684, 832. 


3) Temporaire Zahlungen für dad Militair. Staatéhaushalt II. S. 138, 
147. 

4) Behuf der aud den Jahren 1848 und 1849 noch vorhandenen Augmen— 
tationd=Iinterofficlere. Staatöhaushalt I. S. 153. 

5) Zufhuß zu den Ausgaben der Dfficiers Benflondcaffe. Staatöhaushalt II. 
©. 165. 

6) Temporaire Zahlungen für dad Landgendarmerie» Corps. Staatöhaud- 
halt I. S. 374. 

?) Zollabfindungs- und Steuerentihädigungdgelder für Angeftellte bei Aufs 
hebung der Landzölle 1825 und 1835. Staatöhausdhalt I. S. 358, 366. 
Vergl. auch Abthl. XII. Abſchn. 2, Menten. ©. 664. 

8) Befoldungen der Lehnöbeamte. Seit Aufhebung bed Lehnd- Minifteriums 
find diefeiben zuerft unter den Ausgaben bed Finanz» Minifteriums und 
werben feit 189/55 unter den fünftig wegfallenden Auögaben, die Proceß⸗ 
foften ıc. in Lehnoſachen aber unter den Bürcaufoften des Geſammt⸗ 
Minifteriumd beredinet. Staatöhaushalt I. S. 32. Actenftüde XI. 1. 
©. 864, 

9) Penflonen und Wartegeider für Landedöconomiebeamte. Staatöhaud- 
halt II. &. 489. 

10) Vorübergehende Befoldungen und Gratificationen für Aerzte und Wunde 
ärzte. Staatshaushalt II. S. 379. 

11) Ausgaben für die Brovinziallandfhaften. Staatshaushalt I. ©. 71, 75. . 

12) Für die Forſtſchule und das Feldjäger-Eorps. Staatshaushalt J. S. 62, 83. 

13) Entfhäbigung der Beiftlihen wegen Aufhebung ber Stolgebühren der 
Juden. Staatöhaudhalt II. S. 364. 
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und erftered an Kur-Braunſchweig, letzteres zunächſt an Preußen, 
bon dem ed nad Befeitigung der Franzöſiſch-Weſtphäliſchen Herr— 
fhaft an Hannover fam, übermwiefen. Nach den Beltimmungen jened 
Reichsſchluſſes SS 50—54 und 59 mußten die neuen Landeäherren 
nicht nur den früheren geiftlihen Fürften eine Suftentation getvähren, 
für melde dad Gefetz einen mindeften und höchſten Betrag beftimmte 
und deſſen nähere Feftftellung cd der Vereinbarung und ber Groß— 
muth der neuen Zandeöherren überließ, fondern auch den Mitgliedern 
der aufgehobenen Domcapitel (MWeihbifchöfen, Domcapitularen, Digni- 
tarien, Ganonici u. f. w,) in ber Regel Io ihres biöherigen Ein- 
fommend und ber Hof- fo fie der geiftlihen und weltlichen Diener» 
haft, dem Militair und den Benfioniften ber abtretenden geiftlichen 
Zandeöherren die gefammte Dienfteinnahme mit Einſchluß aller 
Emolumente ferner leiften laffen I). Mit dem Bifchofe von Osna— 
brüd, Herzoge von Vorf, fand fid die Kur-Braunſchweigſche Regie— 
rung ab, die Benfion des Biſchofs von Hildesheim fetzte die Preußiſche 
Regierung feit; beide Entfhädigungen find längft erloſchen 2). 

Die fonftigen Penfionen betrugen anfangd über 150,000 „P, 
wovon 18318 gegen 90,000 „B auf die Haupt Klofter- Caffe gelegt, 
die Übrigen aber aus der Königlihen General-Eaffe und mährend 
ber Gaffentrennung von 18#1/,, aus der General-Steuer: Eaffe 
bezahlt wurden. Trotz bed Zeitverlaufs bon mehr ald 50 Jahren 
dauert noch ein Theil biefer Zahlungen fort; 185%,, ruheten nod) 
auf der Haupt-Kloſter-Caſſe über 8000 H und auf der General- 
Caſſe faft 10,000 2. Diefe letzteren beftanden in folgenden Bes 
trägen: 


1) Auch bie Afcenfion in höhere Pfründen ıc. und die Gewährung von 
Alterözulagen, Gnadenzeiten u. dergl. ift zugeftanden worden. Actenftüde VIII. 1. 
©. 687, 1040; IX. 1. ©. 544, 1076. (Mehberg) Zur Geſchichte ded Könige 
reih8 Hannover, ©. 85. 

2) Der Bifhof von Obnabrück bezog bis 1827 jährlich 24,000 Livre Sterling, 
der Bifhof don Hildesheim bis 1825 jährlih 25,000 „PB aus der Königlichen 
Beneral= Caffe, welhe dazu aus ber Benerals Steuer=Eaffe dad hergebrachte 
subsidium charitativum bon jährlih 8000 „P erhielt. Actenflüde II. S. 109. 
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I. Penfionen wegen der neuerworbenen Landestheile. 


Verwandt mit den eben erörterten Penfionen und zum Theil 
auch burd den Reichsdeputationshauptſchluß begründet find bie 
Venfionen, welhe an vormalige Civildiener und Militaird in den 
von 1813 — 1815 an Hannover gefommenen Zandeötheilen fhon vor 
deren Erwerbung von Seiten Hannovers gezahlt werden mußten. 
Ihr Betrag war zuerft nicht unbedeutend und überftieg 183%,, nod 
12,000 , war aber 1853,, auf etwa 2600 P gefunfen. Bis 
1834 trug die General-Steuer-Eaffe von dieſer Audgabe nur die— 
jenigen Benfionen, welche nad) der früheren Verfaffung der fraglichen 
Zandeötheile aus den Landes-Caſſen derfelben bezahlt waren; doch 
famen aud einzelne Abweichungen von dieſem Grundfate vor !). 
Bei der Eaffentrennung von 1841 wurden ber General : Steuer» &afje 
alle diefe Benfionen aufgelegt. Befondere Verhältniffe fanden und 
finden zum Theil nod Statt hinfidtlid; der Penſionen des vormaligen 
Bisthums Münfter, welches bei der Sücularifation im Jahre 1803 
unter mehrere Zandeöherren getheilt ward, und vori dem die damals 
ben Herzögen von Arenberg und Looz-Corswaren zugefallenen Theile, 
dad Amt Meppen und. einige Abfpliffen der Aemter Bevergen und 
Rheina-Wolbeck, durh die Beftimmungen im Art. 32 der Wiener 
Gongrefacte unter Hannoverfhe Hoheit famen. Nad einem Bertrage 
vom 30. Juni 1804 zwiſchen den Fürften, melde dad Bisthum 
Münfter getheilt hatten, twurden die den vormaligen Civildienern und 
Militaird zu zahlenden Penſionen theild befondre Schuld, theild 
blieben fie gemeinfame Laſt der neuen Zandeöherren, welche zur Ber 
rihtigung derfelben eine f. g. Suſtentations-Caſſe zu Münfter bil- 
beten, in die von allen nad) .einem getoiffen Verhälmiſſe die nöthigen 
Geldeinſchüſſe gemaht wurden. Als die Ereigniffe von 1813— 1815 
bie Ierritorialverhältniffe aud in Bezug auf dad frühere Biöthum 
Münfter wieder vielfältig geändert hatten, wurden die Angelegenheiten 


1) Mctenftüde I. S. 95. 108, 110, 1975 IM. S. 350; H. 1. ©. 384, 386, 
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beöfelben unter den nunmehrigen Zandeöherrfchaften, Hannover, Preu⸗ 
fen und Dldenburg, durd Vertrag vom 16. October 1839 von 
neuem geordnet und dur 826 desſelben namentlic die Beibehaltung 
der Münfterfhen Euftentationd-Gaffe und das Beitragdverhältnif zu 
ihren Zahlungen vereinbart d. Zu dem Hannoverſchen Antheile an 
einigen gemeinfhaftlihen und zu einigen einfeitig Hannoverſchen 
Penfionen muß auch der ‚Herzog von Wrenberg beitragen, ba er ber 
Mediatifirung ungeadtet im Beſitze der Meppenfhen Domainen 
geblieben ift, und ehemald ein Beitrag zu jenen Penfionen aus dem 
Bammerfondd erfolgt war. Seine Concurrenzpflicht ift durd eine 
im Jahre 1826 mit ihm getroffene Vereinbarung geregelt. 


Die wegen neuertworbener Zandeötheile an Civilperfonen zu 
zahlenden Penſionen betrugen: 


183146 1853/54 
5 Zu 9 5 Zu 
1) wegen des Eichsfeldes . .3,168 9 2 139 9 — 


2) vw ber Stabt Bodlar.1,323 3 10 a 
3) w Bini....... 12 5 4 _— — — 
4) » Dftfrieöland ....5,687 6 7 2,302 16 4 
5)  » Meppen 
a. Antheil an den 

gemeinfchaftlichen 

Renfionen . . ‚ 2 n he ad 
b. einfeitige Penſio— 

nen, nad) Abzug 

des Herzoglichen 


Beitraged ...420 710 28 18 8 
— 0O — 6668 





6) wegen Hildeshein .... 461 16 — 23 T — 
D) # Bentheim ..... 211 17 3 74 19 
— 12,184 18 — 2,6338 4 9 


I) Geſetzſammlung von 1840, I. ©. 12. 
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1834,, 185,4 
I 2 
— 12184 18 — 26338 4 9 
Davon trug bis 183%/,, bie 
General-Cafe ....... 9,970 13 5 





bie General-Steuer- Cafe. . 2,214 4 7 

AL eine Vefonderheit mag noch erwähnt werden, daß eine Dft- 
friefifhe Penfion von 992 wegen einer 1803 titulo oneroso 
erworbenen Erfpectanz 1841 auf den Sohn des urfprünglicen Pen— 
fionaird für deſſen Lebenszeit übertragen werben mußte. 

An ehemalige Militairperfonen bed Bisthum Hildeöheim wur— 
den in ben erften Jahren der Hannoverſchen Herrihaft gegen 6000 »B 
(aus der General» Eteuer-Caffe) bezahlt; 185%,, waren fie auf 450 „P 
heruntergefommen. Sie werden aber im Budget nicht hier, fondern 
unter den temporairen Ausgaben für das Militair berechnet. 

Das Gleiche gefchicht mit den Unterftüßungen für ehemald 
Vreußifhe und Heffifhe Militairperfonen in Oſtfriesland 
und in den 1815 von Kurheffen an Hannover abgetretenen Landes— 
theilen, melde anfangs gegen 1500 «B betrugen, jetzt aber auf 480 ,B 
gefunfen find. 


I. Sonftige außerordentliche Penfionen. 


Sowohl auf der früheren Königl. General ald auf der General: 
Steuer⸗Caſſe, vorzugsweiſe jedoch auf erfterer, ruheten manche Penfionen 
und penfionsähnliche Zahlungen, die, teil fie unter einen andren gemeine 
famen Namen nicht gebradjt erden konnten, ald außerordentliche 
Venfionen bezeichnet murden. Ihr Betrag war fonft nicht ganz uns 
bedeutend, hat fidy aber in neuefter Zeit auf wenige hundert Thaler 
vermindert. Seit vielen Jahren fhon find faum nod andre ald 
nad Errihtung der Hof- und Eivildiener-Witttvencaffe ausnahmdtveife 
bewilligte Wittivenpenfionen auf dieſe Rubrif gelegt }). 


1) Zwei von biefen, welche 1844 bewilligt murben, dauern nod fort. 
Kctenftüde VIII. 2. ©. 6, 989. Im Jahre 1852 betilligten Stände für einen 
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An außerordentlihen Benfionen wurden gezahlt 


18343, 1859/55 
1) wegen befondrer Verhältniffe (aus Nüdfichten 


der Gunſt oder ded Mitleid) ....... 5283.92 416.P 
2) wegen des vormaligen Hofgerichtözu Hannover 1,480 u — » 
3) wegen des bormaligen Reichscammergerichts 

11T» — « 
4) an Angeſtellte des fürſtbiſchöflich Hildes— 

heimſchen Hofſtaats........... 1,846 » 371 
5) Megen früherer Dienftverhältniffe.... - - 2993 u —n 
6) wegen der Krangöfifhen reformirten Golonie 

IE N Eee Tu —u 


— 11,116. 787.2 


IV. Perfönliche Befoldungszulagen und Entihädigungen wegen 
früherer Dienftverhältniffe.. 


Veränderungen in der Organifation der Behörden — faſt 
immer, zumal wenn die etatsmäßigen Beſoldungen für die Zukunft 
ermäßigt werden, für die Angeſtellten, welche bis dahin größere Dienſt— 
einnahme hatten, perſönliche Beſoldungszulagen oder Entſchädigungen 
vorübergehend nothwendig 2). Durch die mehrmaligen Organiſations— 
veränderungen im Laufe der letzten 40 Jahre, welche in früherer Zeit 
beſonders die Steuer- und Zollverwaltung, in neueſter Zeit die Ge: 
rihtöverfaffung und die Regiminalverwaltung betroffen haben, find 
baher wiederholt foldhe Bewilligungen herbeigeführt ; boch haben erſt 


— — — — — 


vormals Hannoverſchen Officier, der in die Schlebwig-Holſteinſche Armee ein⸗ 
getreten und dem die wegen ſchwerer Verwundung bewilligte Benfion nachmals 
bon der Dänifhen Regierung entzogen war, einftweiten eine jährliche Venſton 
von 400 P. Yu Folge einer Anftellung des Penflonirten hörte die Zahlung 
aber bald auf. Actenſtücke XI. 4. ©. 958. 

1) f. oben II. ©. 292. 


2) Actenſtücke II. S. 346; Staatögrundgefeth von 1833, 8 162; Landed- 
verfaffungägefe von 1840, 8 174; Staatödienergefeg vom 8. Mai 1852, 8 67. 


die zuletzt erwähnten Organifationdänderungen fie zn einer bedeutenden 
Höhe hinangetrieben. Vor der Gaffenvereinigung von 1834 erfolgten 
fie aus derjenigen Gaffe, welche die Befoldung des zu Entſchädigenden 
bezahlen mußte; bei der Gafjentrennung von 1841 murden aber aud 
die bid dahin aus der Königlichen General-Caſſe geleifteten Zahlungen 
diefer Art auf die General-Eteuer:Eaffe gelegt. Indeß hatte bei der 
Gaffenvereinigung von 1849 die Königliche General-Caſſe dody wieder 
einige folhe Zulagen und Entfhädigungen zu zahlen. * Die Gefammt: 
fumme berfelben betrug : | 

189, 18505, 18595, 

un; 


. 4* 
1) für angeſtellte Steuerbeamte 2) 4580 3.830 | 3,946 
2) » Wafferbaubeamte3) ... 2,762 1,071 228 
3) » bormalige Stempelbiftri: 

buteurd bei den Obercollegien . >] 26 _. 
4) für vormalige Licent- umd 

AUccifes Commiffarien 4) .... 1,057 91 34 
5) Licent- und Accıje-Aequivalent- 

BDIENSSE 474 143 80 
6) für dad landſchaftliche Perſonal 

in Dftfriesland 6)... .... 1,609 — — 
7) für Mitglieder und Subalterne 

bed Dberappellationögeriht8”?) 38 155 170 


— 10,601 5325 4458 


- in — — 


1) d. h. fo weit fie unter dieſer Rubrik berechnet werden, was, wie gleich 
noch weiter vorkommen wird, nicht durchgängig der Fall iſt. 


2) Actenſtücke 1. S. 208; III. S. 34683 1.1. ©. 353; II. 4. ©. 17; VII. 3. 
S. 1285; IX. 1. ©. 546, 1043, 1044, 1076. 


3) Staatöhaushalt II. S. 409. 

4) Mctenftüde 1. ©. 138, 208, 236; II. ©. 189; 11.2. ©. 326. 
5) Actenftüde II. S. 222; II. ©. 247. 

6) Actenftüde II. S. 197, 208, 220, 238. 


7) Mctenftüde IX. 1. ©. 540, 1070. Außerdem find unter der Poſttion 16 
noch 4389 „P für Mitglieder und Subalterne bed Oberappellationögerichts ent» 
halten. Wctenftüde X1.2. ©. 1250; X1.5. S.936. Staatöhaushalt II. ©. 232. 


1834), 1850, 1854, , 
E 


$ 
— 10,601 5325 4458 
8) für den Schloßverwalter zur 


Bi 2 une 16 16 — 
9) für Zollbeamte!) ....... 10,187 2,205 1,002 
10) Entihädigungen wegen Abs 
tretung von AJurisbictionen ?) . — 3,892 6,743 
11) Perſönliche Zulagen und Ent— 
fhädigungen?) „2... — 3,258 2,208 
12) Außerordentlihe Bewilligungen?) — 1,400 1,100 
— 20,804 16,0965) 16,111 
13) für Angeftellte bei den Obergerihten . ........ 1,910 
14) " we RR 66,333 
15) * " » Amtsgerichten......... 17,541 
16) " " » andren Behörden (von andren 
Vofitionen ded Budgets hierher übertragen) ..... 19,875 


— 121,770 

Ohne die Gafjenvereinigung von 1834 würde von ber Gefammt- 
fumme die Königlihe General Eaffe 11,622 „B und die General: 
Steuer: Gaffe 9182 zu tragen gehabt haben. 

Die auferordentlihe Vermehrung ber perfönlihen Zulagen und 
Entfhädigungen im Jahre 185%,, rührt größtentheild von den neuen 
Drganifationen ded Jahrd 1852 her 6), zum Theil aber hat fie auch 
darin ihren Grund, daß die Regierung beim Budget von 185%,, alle 


1) Actenſtücke V. 3. ©. 53, 556. 

2) Staatöhaudhalt II. S. 212, Note 4. 

3) Staatshaushalt II. S. 50 Note 1, ©. 51. Actenſtücke XI.4. ©. 955. 
4) Actenftüde VIII. 3. ©. 1240, 1438; XI. 5. ©. 243, 928. 


5) Im Budget flanden 1100 „PB mehr, ald Entihäbdigung ber Geiſtlichen 
für Aufhebung der Etolgebühren der Juden. Diefe werben jetzt abgefondert 
(XV. 19) berechnet. 


6) Die 1853/54 auf 94,446 „P beredynete Geſammtſumme hatte ſich 18% /,; 


auf 85,784 „PB vermindert. Metenftüde XI. 1. ©. 169. Staatöhanshalt I. 
©. 110. 


Re 

Zahlungen jener Art für Ungeftellte, melde ihre Befoldungen un: 
mittelbar aus der General Gaffe empfangen, aud wenn biefelben 
bisher micht unter diefer Rubrik berechnet waren, hierher übertrug. 
Dagegen hatte dad Minifterium, wenn die Befoldungen aus Unter— 
caffen gezahlt werben, die Zulagen ꝛc., auch wenn fie bis dahin hier 
berechnet waren, auf die Rechnungen der Untercaſſen veriviefen }). 
Hiermit Maren bie Stände nicht einverftanden und erſuchten daher 
bad Minifterium, alle (audy die biöher bei den Untercaſſen berechneten) 
perfönlihen Befoldungszulagen, melde im Falle der Erledigung einer 
Dienftftelle ohne befondere ftändifhe Bewilligung nidyt Mieder beige: 
legt werden können, fünftig unter die Budgetrubrit der megfallenden 
Auögaben berechnen zu laſſen. Darauf ift die Regierung bei dem Budget 
für 1855/,, in fo weit eingegangen, ald fie es ohme erhebliche Unzu— 
träglihfeiten im Rechnungsweſen für thunlid) erfannt hat 2). 


V. WBartegelder 3). 


Die Wartegelder müffen auch gewöhnlich auf Anlaß neuer Orga- 
nifationen von Behörden beiilligt werben. Im älterer Zeit famen 
fie felten vor, in neuerer Zeit find fie häufiger geworden; am höchſten 
find fie in Folge der Organifationen ded Jahrs 1852 und der Ver: 
einigung ded Steuer» und Zollvereind im Jahre 1854 geftiegen. Zu 
den früheren Anläffen, welche Wartegelderbeiilligung herborriefen, 


I) Da dies letztere in der obigen Berechnung nicht gefchehen ift, fo rührt 
daher der Unterfhieb der angegebenen ®efammtiumme von ber im Budget 
aufgeführten Summe (111,721 .P). 

2) Actenftüde XN. 1. ©. 155, 849; XII. 2. ©. 39. Außer den bon ber 
Königlihen Megierung namhaft gemachten perfönlihen Zulagen für mehrere 
höhere Steuer» und Zollbeamten, welche nicht hier berechnet werben, ift bies 
auch noch mit einigen anbren erhebliden Ausgaben biefer Art der Kal, 3. 8. 
17,000 „B für Forſtbeamte, Staatshaushalt I. S. 88, Note 15 5000 4 für 
Angeftelite bei der Berghauptmannihaft und dem Berg: und Korflamte, 
Staatöhanshalt I. S. 110; 4400 4 für Roftbeamte, Staatöhaushalt I. ©. 251, 
254. 

3) Staatöhaushalt I. S. 8. 

2chzjen, Staatshauöhalt. I. 4.) 
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gehören befonderd die Aenderungen in ber Landzollverwaltung 1825 
und 1835 !), die Aufhebung des Schacollegiums 1834 2), die Ver: 
einigung der Steuerbdirectionen 18473), die Verminderung der Kreids 
caffen 4), die Aufhebung der Pupiflencollegien 5), der Oberforftämter 6), 
der Wechſel in dem gefandtihaftlihen Perfonal und die Beſchränkung 
berfelben 1848 und 18497) u. f. m. Un MWartegeldern fourden 


gezahlt: 
183%,, 1850,55 189%55 


+ ꝓF * 
1) für verſchiedene vormalige Staats— 


diener aus mannigfachen Urſachens) 9,566 10,274 7,925 
2) für vormalige Steuerbeamte.... 192 3,829 6,998 
3) » " Zollbeamte ..... 3,322 5,196 490 
4) » die Dönabrüdfhen Voigte und 

Unterboigte, als ehemalige Steuer: 

erheber und Steuerdiener 9) .... 2,340 35 — 
5) für die Mitglieder des Schatzcolle— 


3,533 1,200 400 
6) wegen veränderter Organiſation der 

Steuer-Directionen . ........ — 1,400 — 
7) in Folge der Gerichts- und Verwal— 

tungd-Organifationen von 18521) — — 31,027 


— 18,953 21,934 46,840 


I) Staatöhaushalt I. S. 358, 389. 
2) daſelbſt II. ©. 593. 

3) dafelbft I. ©. 390. 

4) daſelbſt I. S. 392. 

5) daſelbſt II. ©. 210. 

6) dafelbft I. ©. 62. 

7) bafelbft II. S. 120. 


8) Diefe ruheten bid 1834 auf der Königlihen Caſſe, die übrigen auf der 
General» Steuer = Eafle. 


9) Actenftüde I. ©. 138; 1.1. ©. 381: 11.2. ©. 65, 208. 
10) Staatöhaushalt I. ©. 110. 


| — 18,953 21,934 46,840 
8) in Folge der Vereinigung bed Steuer- 
und Zollverein 1854 N) ...... — — 7,460 


— 18,953 21,9342) 54,300 


VI. Renten des vormaligen Lehns: Allodificationsfonds. 


Die für Allodification landeöherrlider Lehne auffommenden 
Gapitalien, über melde dad Lehndablöfungdgefeg vom 13. April 
1836, 8 25 dem Könige die Verfügung vorbehielt, wurden zu einem 
befondren Bermögendftamme (Lehnd-Allodificationdfonds) bereinigt 
und glei ben übrigen General» Gaffe- Eapitalien verzinslich aus— 
geliehen. Auf diefe Zinfen wies der König einzelne Zahlungen von 
mehr oder minder dauernder Art theild zur Entfhäbigung für nicht 
vollftändig vermwirklihte frühere Lehnd » Erfpectangen, theild als 
Gnabdenerweifungen an. Als bei der Gaffenvereinigung von 1849 
der Lehnd-Allodificationdfonde mit dem Domanial-Ablöſungöfonds, 
und feine Zinfeneinnahme mit den Cinnahmen ber General = Gaffe 
vereinigt farb, wurden jene Zahlungen (damald 1452, jet nod) 
1307 2) auf dad Ausgabe-Budget der General-Caſſe unter bie 
fünftig tegfallenden Ausgaben geftellt 3). Die Verlängerung einer 
auf Zeit beſchränkten Zahlung biefer Art gab 1852 den Ständen 
Anlaf, die Regierung aufmerffam zu maden, daß ohne ftändifche 
Berilligung biefer Fonds nicht mit neuen Renten belaftet werben 
dürfe 9. 


I) Staatöhanshalt 11. S. 673. Actenſtücke XII. 1. S. 16%. 

2) Bei der Gaffenvereinigung von 18495, waren an Wartegeldern zu zahlen 
23,642 „P, wovon die Königliche Caſſe 9358 „P, die General⸗Steuer-Caſſe 
14,284 4 zu tragen gehabt hätte. 

3) Staatöhaushalt I. S. 32. Actenſtücke XI. 2. ©. 709. 

4) Actenfüde XI. b. ©. 961. 


— — — 


Schhzehnte Abtheilung. 
Auferordentlide Ausgaben. 


Unter dieſe Abtheilung ded Ausgabe -Budgetd erben diejenigen 
Verwendungen gebradt, welche zu einer andren nicht gehören und 
für melde, teil fie bvorübergehender Art find, eine befondre Rubrik 
nit gemadht erden fol. Dod hat fie in neuefter Zeit einige 
Poſten erhalten, melde, wo nit ftändig fein, doch vorausſichtlich 
ziemlidy lange wiederkehren werben; nämlid: 


1) Die zu außerorbentlihen Anlagen bei den älteren Landes— 
eifenbahnen beftimmten, jährlid) 64,000 bi8 65,000 „P betra⸗ 
genden Zahlungen aus den Ueberſchüſſen des Eifenbahnbetriebed 
an ben Gapitalienfonds der General-Caſſe, beftehend in dem 
urfprüngli ber Mefervecaffe zugewiefenen 1, Procent des 
Gefammtbetraged der Eifenbahnfchulden !). Aus diefem Fonds 
find 1852/,, 434,041 zu Anlagen jener Art beiilligt 2). 


2) Die den Gränggemeinden in befonderd bringenden Fällen zu 
gewwährenden Unterftügungen zur Erleihterung ber feit Vers 
einigung des Steuer- und Bollvereind durch Vermehrung bed 
Gränzperfonald ihnen drohenden Erſchwerung ihrer Armen: 
Laften 3). 


I) Staatöhaudhalt I. S. 306. 
2) Actenftüde XL.5. ©. 921; XI. 1. ©. 827; XII. 2. ©. 537, 754. 
3) oben Il. S. 346. 
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Im Uebrigen find die hier zur Verrehnung kommenden Aus⸗ 
gaben fo mannigfach, daß fie ſich unter allgemeinere Kategorien nicht 
wohl bringen laffen, und eine Aufzählung derfelben an diefer Etelle 
um fo weniger Intereffe haben dürfte, ald die hauptfählichften fhon 
bei andren Gelegenheiten angeführt worden find iy. Die Nahmeifung 
ber einzelnen Ausgaben biefer Glaffe feit 1849,, findet fi in ben 
Veberfihten der wirflihen Ginnahmen und Auögaben des Gurrent- 
fonds der GeneralsGaffe, die alljährlid den Ständen mitgetheilt 
werben 2). 

Als aufßerordentlihe Ausgaben verdienen hier nod die Vor— 
fhüffe Erwähnung, melde nad gefetzliher Vorſchrift aus ber 
General=Caffe an einige Anftalten auf beren Erfordern innerhalb 
gewiſſer Gränzen geleiftet erden müffen; nämlid): 

l. an bie Brandcaffen. 

Bon ben öffentlihen Immobiliar=Brandverfiherungsanftalten 
waren 6 bei ihrer Erridtung dergeftalt auf den Credit der Provinzial 
caffen gegründet, daß fie zur Zahlung der Brandvergütungen Bor: 
Shüffe aus den landſchaftlichen Gaffen in Anſpruch nehmen fonnten. 
ALS letztere nach Bereinigung aller Schulden und Laften zu Einem 
Ganzen nicht hergeitellt wurden, beſchloſſen die allgemeinen Stände 
1818, daß die Vorfhüffe an die Brandcaffen, fo weit fie verfafjungd- 
mäßig aus den Provinzialcaffen zu leiften geivefen fein, künftig aus 
der General-Steuer:Gaffe geleiftet erden follten. Won einigen 
Brandcaffen ward von bdiefer Begünftigung fvenig, don andren ba= 
gegen zur Beläftigung der Landes-Caſſe fehr häufig und audgebehnter 
Gebrauch gemadht, weshalb die Regierung auf ftändifhen Antrag bei 


— — — — 


1) z. B. die von Städten und andren Gemeinden bezahlten Beiträge zu 
den Koften ber Erbauung bon Berichtölocalen, Staaröhaushalt I. S.94, Note 2; 
Koften der Augmentationd = Unterofficiere, daſelbſt I. ©. 153; Koften der 
Truppen» Goncentrirungen an der Heffifihen Bränze und an ber Eibe, daſelbſt 
1. ©. 203. 

2) Actenftüde X1.2. S.709; XI. 4. &.597; X. 5. ©.591; XII. 1. S. 417; 
XII.2. S. 288. 
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Reviſion der Brandcaffen-Orbnungen fie dahin zu beſchränken ſich 
veranlaßt fand, daß ein Recht auf Vorfhußleiftung ausgeſchloſſen 
und die Bewilligung von Vorſchüſſen aus der Landes-Caſſe nur für 
Nothfälle und gegen Zahlung von Zinfen in Ausſicht geftellt ward. 
Die Regierung aber erhielt von ben Ständen die Ermädtigung, zur 
Gewährung der Vorfhüffe temporaire Anleihen aufzunehmen, wenn 
die Landes-Caſſe nicht die genügenden Mittel habe 1). Hiervon hat 
fie oft Gebraud machen müffen, da den Brandcaffen fait aljährlid 
anfehnlide Vorſchüſſe geleiftet find, die auch in neuefter Zeit, wenn— 
gleih abgenommen, dod gewöhnlich noch 100,000 bis 150,000 »B 
betragen haben 2). 

I. Die Borfhüffe, welche die General-Gaffe der Landes— 
Erebitcaffe nah 8 56 ihrer Statuten vom 18. Juni 1842 zu 
geben verpflichtet ift 3). 


1) Actenſtücke I. S. 45: V.2. S. 123, 794, 951. 
2) Etaatöhaushalt II. S. 596. 627. 
3) Staatöhaushalt I. S. 504. 


Schluß. 


— — — 


In der Einleitung!) warb darauf hingewieſen, daß die General— 
Gaffe in den beiden erften Jahren nah Wiedervereinigung ber Eaffen 
im Anfhlage zwar ein Deficit, in Wirklidyfeit aber einen nicht unbe— 
beutenden Ueberſchuß gehabt habe. Diefelbe Erſcheinung hat fi in 
ben folgenden Jahren bis Ende 1854 gezeigt, fo daß durchſchnittlich 
in jedem Jahre die laufenden Cinnahmen um 4, Million Ihaler 
größer ald die laufenden Ausgaben geivefen find. Die folgende Ueber— 
ſicht meifet dies näher nad). 


Wirkliche 

Einnahmen 

Budget: Anſchlag — Ueberſchuß 
Ausgaben 

* AR.) Bi gr 
I | | 

18: i Einnahmen 71465487 —! 318130922 17 — 
50 \ Ausgaben 17598053 16 — 1409722 17 


721199 = 11 
| Einnahmen 7353202 15 418059737) 7 


18951 | Ausgaben |7754774 17) 


| 
1851 | Einnahmen: |7505988| 5 618379515 13 
152 | Yuägaben |7709992 be be 517848944 | 11 


ıg52;,, | Einnahmen |7719982| 8| 8 9104008 20. 
53 | Ausgaben |8130862 19! 5|8305385|15.10] 798623) 4 


1g53;,, J Einnahmen |8002099 6 8|3963040 3 7 | 
>54 \ Ausgaben |8343763;14| 31856255 8] 400481| 6 11 


‚ 

5 an! 
417688405' 9 6] 371331/21'11 

1 

7 

4 


Sefammtüberfhuß . . . . 12822207 10: 9 








I) Staatshaushalt I. ©. 34. 
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4 vs 
— 2,822,207 10 9 


Davon gehen ab Megen nadträgliher Ein- 
nahmen=Werminderung und Ausgaben. Vermehrung 2,8834 55 


bleiben ....... 2,819,323 5 4 
Dagegen kommt der Ueberſchuß j 
aus der Zeit vor dem 1. Juli 1849 
wieder hinzu. Die General: Steuer: 
Gaffe, die Eifenbahn - Hauptcaffe und 
ber f. g. Handeldfondd hatten am 
Schluffe jener Periode einen Leber: 25 
TOUR DIR ern 221,124 12 6 
die Königliche Ge— 

neral-Caſſe ber $ gr 5 

ein Deficit von. . 250,468 19 3 

wovon burd bie 

Anleihe Litt. Q. 





und bie übrigen ... 2. 222.2. 100,468 19 3 


aus dem Ueberſchuſſe ber General- 
Steuer-Caſſe gededt wurden, fo daß 
die General-Steuer-Gaffe in die ver⸗ 
einigte®eneralsGaffenodheinbradtel) ........ 120,655 17 3 


und der ganze verfügbare Ueberſchuß betrug.... 2,939,978 22 7 
Darauf find in den Jahren 185%,, folgende Ausgaben ange: 
toiefen : 


1) für den Hadelnfhen Canalbau.......... 50,000 «P 
2) zum Baue und Ankauf von Obergerihtögebäuden 68,000 — 
— 118,000 $ 


I) außer dem Betriebscapitate von 100,000 „PB. Die Königliche General⸗ 
Caſſe brachte ein ſolches von 400,000 zu. 
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— 118,000 4 
3) zu den Koften der im September 1852 in Han- 
nover Statt gehabten Berfammlung der Land— 
3,000, ⸗ 
4) zum Baue des Militair-General-Hospitals. .. 113,000 5 
5) für die erſte Einrichtung der Schullehrer-Seminare 30,360 — 


6) zum Landſtraßen- und Gemeindewegbau. . ... 100,000 
7) zum Erieiterungsbaue ber polptehnifhen Schule 
22,000 „ 


8) zur Einrihtung der Baugemertfhule in Nienburg 2,000 = 
9) zur Entfhädigung der Kriegövertvaltung für nad) 

träglic; abgetretened Grundeigentum zum Har— 

burger Hafen... enn nn 9213 » 
10) zum Baue einer Brüde Über die Geefte ..... 117,600 w 
11) zu Ergänzungöbauten bei den Älteren Landeseiſen— 


BODNEN. u Sa Dr a es 292,350 
12) zur Vermehrung des Betriebömateria]d bei ben- 
NO a ra ern 437,500 u 


13) zur Ergänzung des Armeemateriald, abſchläglich 250,000 — 
14) zur Einrihtung der 1854 begründeten Etraf- 


anftalt zu Lingen - -»-- co ecrnonne 44,000 
15) zum erjten Angriffe des Baues einer freien Nieder 
lage zu Harburg ernennen nn 80,000 


16) für Einrichtung des Lootfenwefens auf der Emd 11,000 
Nach Abzug dieſer — 1,630,023 „P 

blieb nod ein verfügbarer Ueberſchuß 
SON ar are en 1,309,955 » 


Von dieſem beantragte die Regierung 1855 
folgende Bewilligungen, über welche jedoch bie 
Stände, ihrer Auflöfung wegen, ſich nicht 
erflären fonnten: 
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" — 1,309,955 »$ 

a. zur Vermehrung bed Armee— 

WORTE 2 es 347,436 ,P 
b. zum Anfaufe eined Grund» 

ſtücks behuf Erweiterung ber 

Strafanftalt in Stade . . . 7,000 
c. zum Zandftraßenbaue .... 50,000 u 
d. zur Vermehrung bed Betriebör 

materiald bei den Älteren Zan= 


bedeifenbahnen ....... 175,000 » 
— 579436 " 


— — — — — 


Wären dieſe Ausgaben bewilligt, ſo würde 
noch ein Ueberſchuß von.......... ..... 730,519 „P 
geblieben fein, melden die Regierung zur Dedung der für außer: 
ordentliche Kriegsrüſtungen erforderlichen Ausgaben benutzen wollte, 
womit ber ganze Ueberſchuß der Vorzeit verbraudht und, da mit jener 
Summe die bezeichneten Kriegsrüftungsaudgaben nicht vollftändig zu 
beftreiten geivefen wären, nod ein Deficit entftanden fein würde. 

Für dad Rechnungsjahr 185%,, hat die Regierung einen Ueber— 
ſchuß veranfhlagt; doch feinen die Stände dabei nit ohne Bedenken 
geweſen zu fein, indem fie in Bezug barauf den Wunſch und bie 
Hoffnung ausfpraden, daß der feit lange zum erften Male im Voraus 
veranfchlagte Ueberſchuß fih nicht unerwartet in bad Gegentheil 
umfehren möge !). Mit diefem Wunſche und diefer Hoffnung möge 
denn auch dieſe Darftellung ded Hannoverſchen Staatshaushalts 
geſchloſſen fein. 


— 





1) Actenftüde XI. 1. S. 805. 


Anhang. 
Die Prüfung der Landesrechnungen. 


Das Rehnungsjahr der General-Eaffe, der Schulden -Tilgungd- 
und der Zinfenzahlcaffen umfaßt den Zeitraum vom 1. Juli bis 
30. Juni I); dody wird die Rechnung der General-Eaffe nicht fofort 
mit Ablauf diefed Zeitraums, fondern erft ein Jahr nachher gefchloffen, 
um die Rüdjtände möglidft zu vermindern 2). Nadydem dann die 
General: Eafferehnung vom Finanz Minifterium geprüft ift, wird fie 
bem Echagcollegium zur Prüfung zugeftellt, welches, wenn es dabei zu 
Bedenken oder zu Erinnerungen Anlaß findet, diefelben dem Finanz: 
Minifterium darzulegen und, wenn fie auf diefe Weife nicht erledigt 
fverden, der allgemeinen Ständeverfammlung zur Kenntniß zu bringen 
hat. Hierauf wird die Nedhnung den allgemeinen Ständen zur 
Prüfung vorgelegt). Mit den Rechnungen der Schulden Tilgunge- 
und Zinfenzahlcaffen wird eben fo verfahren, nur daß fie zunächſt 


1) Seit 1820/g). Früher umfaßte dad Mechnungsjahr der Königlichen 
Generals Gafle,die Zeit vom 1. Mai bis 30. April, bad der Beneral= Steuers 
Caſſe das Ealenderjahr. Actenftüde IH. 1. &. 339. Auch die Uintercaffen, mit 
Audnahme der niht in aller Beziehung dahin zu zählenden Unterhargifhen 
Zchntcaffe, haben feit 1851/55 alle daoſelbe Rehnungsiahr wie die Beneral Kaffe. 
Actenftüde X1.2. ©. 290, 293. 

2) Diefe Einrihtung beftand ſchon bei der Königlihen General» Cafle vor 
1534, ging damals auf die neue General-Caſſe über und wurde ihrer Zweck— 
mäßigfeit wegen 1841 auch bei der Beneral= Steuer» Caffe eingeführt. 

3) Verfaſſungögeſetz vom 5. September 1848, 8 99; Geſetz über das 
Chatcollegium vom 12. September 1848, 88 10—12. Diefe Borfchriften 
nennen neben den Rechnungen ber General-Caſſe aud bie Rechnungen aller 
Neben= und Untercaſſen; doc hat hiemit feine regelmäßige Obliegenheit, fons 
dern nur eine zur gründlihen Prüfung der General» Eaffe-Rehnung unerläß- 
liche Befugniß des Schatzcollegiums zur Prüfung diefer Rechnungen aus— 
geſprochen werden follen. Wctenftüde Xl. 1. ©. 591. 
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an dad Ecatzcollegium gehen und bon dieſem rebibirt werden. Unter 
biefen Umftänden fönnen die Zandedrehnungen regelmäßig früheftens 
im dritten Jahre nad Ablauf ded Rehnungsjahrs an die Stände 
gelangen Y. Indeß find fie bidher gewöhnlich fpäter, ald ed hätte 
gefhehen können, mitgetheilt, weshalb Stände um thunlichſte Beſchleu— 
nigung der Vorlage und um eine Einrichtung erfuchten, daß jedes Jahr 
eine General» Gafferehnung zur ftändifhen Prüfung gelange. Diefem 
Wunſche zu entfprehen, hat die Regierung fid) geneigt erflärt und 
biöher angelegen fein laffen 2). 

Den Ständen find bis jetzt folgende auf den Etaatöhaushalt 
bezüglihe Rechnungen vorgelegt : 

1) über die Verpflegung der alliirten Truppen von 1813,73), 

2) ” „ Kriegdcontributionen von 18135, 9), 

3) „ » Eteuerverwaltung vom 1. November 1813/,,5), 

4) der General: Steuer-Caffe vom 1. November 1817 bis 

30. Juni 1834 6), 

5) über den Reftfondd der General» Steuer-Caffe für 182435 7), 

6) der vereinigten General:Gaffe vom 1. Juli 183%/,, 9), 

T) der General-Steuer-Gaffe vom 1. Juli 1841,49 9), 


1) Um den hieraus entftehenden Nachtheilen entgegenzumirfen (aber aud 
freilich zu andren wichtigen Zmweden) ift dem Scatcollegium eine laufende 
Ueberwachung des Staatöhaushalts übertragen. Verfaſſungögeſetz vom 5. Sep— 
tember 1848, 8 100; ®efch vom 12. September 1848, 88 13— 16. 


2) Actenftüde X1.2. ©. 246; XI. 4. ©. 792. 

9) Actenſtücke 111.2. S. 260; 111.3. ©. 191. 

I) Actenfüde 11.2. ©. 274, 322. 

5) Actenftüde 111.2. S. 227; 11.3. ©. 191. 

6) Mctenftüde III. 3. ©. 133; 11.4. S. 81; I. 5. ©. 155; IV. 1. S. 851; 
V. 2. ©. 230; V.3. ©. 263; VI. 1. ©. 329. 

?) Actenſtücke VI. 1. ©. 329. 

8) Mctenftüde VII. 1. ©. 123; VI. 1. ©. 110: VIII. 2. S. 161. Die 
Rechnung für 1840%/4, if, mwahrfcheinlid wegen des über die Theilung der Ueber— 
fhüffe von 18%%/,, zwifchen ber Königlichen Benerais und der @enerals Steuers 
Caſſe getroffenen Vergieihs, den Ständen nicht mitgetheilt. Wctenftüde 
VIII. 2. ©. 964, 1086. 

9 Actenftüde IX. 1. S. 222: Xl.4. ©. 792: XI. 63. ©. 4. 
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8) der vereinigten General-Caſſe vom 1. Juli 1899,,, ), 

9) der Tilgungscaffe für die älteren Landeöfhulden vom 1. Juli 
1823/53 2), 

10) ber Tilgungdcaffe für die neueren Landesſchulden vom 1. Juli 
1823/37 3), 


11) des Deihhülfsfonde vom 1. Juli 1823/57 3), 
12) des Kündigungdfonds vom 1. Juli 1829/z, 3), 


13) ber Eifenbahn» Hauptcaffe vom 1. Juli 1843 bid 30. Januar 
1850 ®), 


14) der EifenbahnsTilgungscaffe vom 1. Juli 18%/,, 9). 
Alle diefe Rechnungen — mit Ausnahme der 1855 erft kurz 
vor der Vertagung mitgetheilten General-Caſſe-Rechnung für 1850), 
und der Schulden» Tilgungdcaffe-Rednungen für 1853/,, — find 
bon Ständen geprüft und der Regierung zurüdgefandt 6). Zu erheb- 
lihen Erinnerungen haben fie feinen Anlaß gegeben 7); vielmehr ift 
ihnen von den Ständen zu wiederholten Malen dad verdiente Xob 


gefpendet, daß fie mit großer Sorgfalt und vorzügliher Ordnung 
geführt fein. 
1) Mctenftüde XH. 1. ©. 152; XII. 2. ©. 522. 

2) Die Rehnungen bi6 18394, find gleichzeitig mit den Rechnungen ber 
Hauptcafle für bdiefeiben Jahre den Ständen vorgelegt: die Rechnungen von 
1840/,, aber Actenftüde IX. 1. S. 222: XI. 4. S. 792: X1.5. ©. 45; XI. 1. 
©. 152; Xll.2. ©. 522. 

3) Von biefen Rechnungen gilt der erfte Theil der vorftehenden Note 2. 

4) Mctenftüde IX. 1. ©. 176: XL.4. ©. 792; X1.5. ©. 45. 

5) Die in Note 4 angeführten Actenftüde und XH. 1. ©. 152: XII. 2. 
©. 522. 

6) Actenſtücke 11.3. S. 191; XII. 2. S. 322; III. 4. ©. 496; I. 5. S, 287; 
V.4. ©. 657 (Regierungdermwieberung VI.1. ©. 329; ftändifhe Rückäußerung 
VIII. 3. S. 1321): VII. 3. ©. 1321 (Ermwiederung ber Megierung IX. 1. ©. 219; 
Antwort der Stände XII. 2. ©. 246); Xl.2. ©. 246; AII. 2. ©. 754. Die 
Prüfung der Rechnungen von 1832/4, erfolgte erft 1846, meil bie Regierung 
die von den Ständen für ihre Gommifflon wiederholt erbetene Erlaubniß, 
während der Bertagung zu arbeiten, ftetd abſchlug. Actenſtücke VII. ı. ©. 855, 
1016; VIII. 2. ©. 560, 1138. 

7) Die Rechnungen von 1837/;, würden zu erheblideren Erinnerungen 
Stoff geboten haben, wenn nidt die Vereinbarungen wegen der Ueberſchüſſe— 
theilung entgegengeftanden hätten. Actenſtücke VII.3. S. 1333. 
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Gurrentfonds des allge 


1. Einnahmen. 


1) Grund- und gutöherrlide Gefälle 
2) Radıtgefälle........: PETER 
3) Getreide-Auffünfte 
4) Hoheitd -Einnahmen I)......... 
5) Forft: und Jagd» Einnahmen 


.“.. 


6) Lehnsgefälle ................. 


7) Von Salinen und Bergiverfen 2). 


B3 SIDEN..0u can — 
ON. BEDAhren. a 
10) Sonftige Einnahmen. ......... 


Eee 


-„ . nn een“ 


„m ren 


„ner rn nn 


1834,,,. 


En  ; A) 


| 


24895 | 1! 9 
163858) 9 3 
71117) 4 9 
4552. 
51518 
568 





11/11 
1 1 


Bi 
| 





12 1 
17 1 
14| 3 


20571. 
2783 
11811 


| 
| 
* 





357676 1a 2 
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Anlage 1. 
— — 


meinen Kloſtervermögens. 





57 
18?2/43. 


2 al A ed 
| | | 


f 


33253 23 8] 20440| 3 9 


131715 2 3[146970\ 9| ı 
| | I 
90583 1211| 4443913) 5 


| 





Anmerfungen. 


4625 — 6 3025/19 6] 1) Die beträhtlichfte Hoheitd- Einnahme ift 
| J die Eutſchädigung für den 1825 aufge— 
62844 23 — 82899122| 7 hobenen Binnenzoll bei Northeim von 
| jährlich 2416..P 17997 83. 
9858| 9 36| 5] 5 
1491 11) 1} 10231 8/10] 2) 153%; fteden unter den Hoheitö- Ein- 





63740 — 8[138531| 2] 4 











| 
| 
| 


nahmen 1182 .P 13 ggr 1 bon einer 
Bladfabrif, von Ziegelbrennereien und von 
der Saline zu Lüneburg: 1592/,5 ſind die 
berechneten 1491 .P 11 ggr 1% nur Aus- 
beute bon der Ealine zu Lüneburg; 1852/;, 
aber befteht die Pofltion ?7. aus 1600 
16 ggr 1 5 Wudbeute don der Saliae zu 
Züneburg, 8599 .P 16 gg 75 von den 
Steinfohlenbergwerfen zu Barfinghaufen 
und Wennigfen, 19 ,.P 19 ggr_ bon ben 
Salinen zu Salahemmenborf und Münber, 
und 11.P 5ggr 2 bon Harzkuxen. 
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IM. Ausgaben. 


OIERSETBE een 


Il. Geiſtliche Zwecke: 
1) geiſtliche Oberbehörden .. .. . . ............. 
2) übrige Geiſtlichkeit: 
A. Beſoldungen und Remunerationen: 
a. evangeliſche Geiſtlichkeit . ... .......... 
b. katholiſche Geiſtlichteit.. . . ........... 
B. Seminare: 
a. Zuſchuß für dad evangeliſche Prediger: 
J.. TER 
b. für das fatholifhe theologifhe Seminar 


C. Beihülfen zu Kirdhenbauten und geijtlichen 
a PORT TER ER TER TDPOENTI TE 


D. Eultusfoften: 
a. evangelifher Cultus . ............... 
b. katholiſcher Cultus ... . .............. 


III. Schulzwecke: 
1) Ober⸗Schulcollegium. . . . . . . ............. 


2) Zuſchüſſe zur Unterhaltung höherer Schulen, 
Sbeane.. 


3) Volksſchulweſen: 
A. Seminare ).. 
B. Volksſchulen: 

a. evangelifche 
BRENNEN ae 
C. Beihülfen zu Schulbauten u. Unterrichtszwecken 


. nr nennen 


RR T Eee 


— 
— 


1834 );,. 


179 
14851 13 8 


17113 — 17 


27348 ä 11 
16688 > h) 





300 ı — 
1440| — 





. 138 . 


2385| 611 
3371! 3] 2 


md 
* 1211 
—— 


9971| 8/10 
8326 19 3 


— — — 





173593|17/4 
| 


15 





Fortfegung der Anlage 1. 






Anmerfungen. 












100071120 1 04835 1 51 h 18%; und 1812/43 ſteckten in dieſer Po⸗ 
fition auch Ausgaben für Schulaufſicht, 
Induftrie und Armenfchulen, fo wie ähns 
| 12:10 liche Anftalten; 1852/53 ward die Ausgabe 
geleiftet für die Seminare zu Hannover, 

| | Dönabrüd, Alfeld und Hildesheim. 

| | 

— 4| 34743 9 6 
16197 19, 7] 19640 23, 7 


1837420, 1| 18172 


| 
J— 


0. 450 — 





| 

® 

2050 — —| 4050 -/- 
| | 

1758| 8j— u a. 
| | 

213 8 8] 2681 6 7 


3552 4 31 4044 








sıaı) 15 — 1 
71738 9111| 17219 11 2 


| 
u 3 7| 145613 10 
0034 11! 21 8886i—| 7 


8250.18 9] 9648, 6) 7 


BE 168 15 — 





203736) 410 220919 1 3 
| 


Lehzen, Staatshaushalt. IL 46 


116 


Ferner: I. Ausgaben. 185 
A: 
Hebertta innen 173503 un! 4 
IV. Benfionen und Gnadenbewilligungen: ' 
1) Benfionen, Entfhädigungen, Zufhüffe zur | 
Wittwencaſſe ꝛc. .... .................. 44984 211 
D 20347 5.10 
V. Milde Stiftungen und Armenanftalten: | 
1) Eompetenzen für Damenflifter D........... 16435 14, 8 
2) Armencaffen, Wermädtniffe, milde Stiftungen | 3704 2 5 
VI. Zinfen auf Schuldcapitalien ................. 2205| 711 


VI. Verwaltungskoſten, Zaften und Ausfälle: 


1) Gentralvertvaltung (Kloftercammer, Kloftercaffe, A 














WIOCEBEohEn nenne 12908 1 114 3 
2) Specialverwaltung: | 

a. Klofterämter(Befoldungen,Büreaufoften u.dgl.) Be 5 
b. Abgaben und Laften?)........ —— 17005 22 3 
3) Forft- und Jagdverwaltung ..... ET —*8* 3 
DJ 29903 14 9 

5) Anſchaffung von Gebäuden und Inbventarien— | 
BEOERNONBEN as en — —— 
6) Verbeſſerung der klöſterlichen Intraden...... _ ne 
7) Remiffionen, Ausfälle u. dergl. ............ 121410) 
Zuſammen........... —— 
Vergleichung. we 
I. Die Gefammt-Einnahme.. . . . . . . . . . . ........ 357676| 7| 2 
11. Die Gefammt: Ausgabe .. . . . . . . .... ........ 372868 - - 
Ueberſch — —— 


Deficit lie 15191 1610 


18? 243 


79 


1852/53. 
EB 


203736) 4110/220019| T| 3 


32874 21 5 
21791 18 6 


18501) 10 
3818 4 2 
849 12 9 

| 


’ 
23949. ‚20 8 
16066 10 4 

ae 91 
N 4 





16136 19 


300 


SE — 


— —— 


410424 17 


410424 17 


ao m jan 3 


287871 4 5 
20247| 2 2 


24487 18 — 
3878| 7] 2 
1338.12) 7 


18174 16 1 
4| 3 
22.10 
3) 1 
9 3 


27654 
16721: 
18248 
42058; 





17 3] 1 
6078! 9, 3 


7924|12| 7 


15) 2 





61437951115, 2 


412912 1 455320122, 5 


— — — — — — — | 


2487 12 5| 17378) 7 3 


—— zz Bass 


— — — 


| 
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Fortfegung der Anlage 1. 


Unmerfungen. 


1) Die 5 Galenbergifhen Barfinghaufen, 
Wennigfen, Darienfee, Marienmwerber und 
Wülfinghaufen; das Stift Berfenbrüd im 
Obnabrückſchen und das Georgäftift zu 
Hildesheim. 

2) Darunter (1852/55) an Grund- und Häu— 
ferfteuer 14,486 .P 14 gr 19. 

3) Der Bau einer bedeutenden Zahl bon 
Kirchen, Pfarr» und Schulgebäubden liegt 
bem Klofterfonds ald Verpflichtung ob, und 
dieſe Laſt wird mit Incorporirung des 
Vermögens ber Mannöflifter noch wachſen. 


46° 


7118 


Kad 


der vornämlidften Audgaben der 


abe. 


" "gl a o47on29B0.8 
" 1802;, Pe re ur Br 
1802......... 
er 1804) —————4 
” 1806 Far ur wre 
" 1806 07 er Ten» 

[23 1807), Pe ee) 

1. Mai bis 31. Dec. 1808 
1. Jan. 1895 ........- 
Li 1810), Pa a rer 
BT a ......... 


1. Jan. 181260 1. Nob. 1813 
I. Nov. 1813 bis 1.Mai 1814 


1. Mai 18142 ......... 

" 131 6 Pa 

„ 1816), , TERTEREN 

. Mauss 

" 1818, Pe Br —— — 

" 181950 Pe er 

v 1820 . . ....... 

" 18215, una 

182202 . . ....... 

1.Mai 1823 bis 1. Juli 1824 

1. Zuli 189, .. ...... 
1 1825, — — 


441286 10 


8 
450301 is Tr 
0 





—— tät. 
Drdinartum | Darunter 
und | das 
Ertraerdinarium. | Drbinarium. 


"P C >| Pe 2 


39456, 15) 1 
35791 6 9 


46239 4 7! jähr ‚lich | 
35136 5) 4 6120 161 


3335019; 
38292 11 


35146 13 


4 
15 
= 
z 
| 
| 


fällt a us 
20801 18 
36562 18 11 
41836 5|11 
5258318] 1 
33834, 13) 2 
49070) 3 2 
46821 1 3 

2 

0 


1 
6126.16 — 





45245 19 
53490| 81 

44798 15 
41564 5 
5586118 





50661] : 310 
8 





Geiſtlicht 
Dberbebörben, 


Eourant 


IF 


145320) 
1467 1 
1453 = 
1411! 
1311: 
1280' A 
1453'20 
1453120 
1269| 8 ‚10 
599 12. ‚10 
1487| 013 


010 0 





1468: 3 
1468| 23 
1447/10 10 
1556/15 

303022! - 
494218! 5 

510 N 
48300268 
500216) 4 
6812/15: 11 
5109 19 10 
5063 2:3 
6496. 19: 10 


std 
| 1 
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weifung Anlage 2. 
Haupt-Klofter-Gafjfe von 1800 biß 1853. 





Geiftlihe Zwede. Penſionen, 
a ee — Gnaden⸗ 





— bewilligungen 
Geiftlichkeit und Pfarr⸗ Schul gung 

iae aeifffiche || derbeflerung®- chulen. md 
— get ice fonde. Zuſammen. milde zwece i. 





Courant. Coutant. Courant Courant. Courant. 



































ER, 1 A : I BE AU» AR 3 BR BE; 

1799| gi al — —— 9253) 5| 8 11110 ıl 1376113 
1571 8| 5 »- |—|—|| 2224| 9| 7 8113| 6] 6910| 2) 2 
799, 9| 2] — —|—| 2253| 5| 8 18| 111] 7154 4, 7 
7199 o 2! — —/—| 2210) 9|11 417 6] 6920 18 — 
813/15) 91 — —— 2124] 18| 4 2022) 6] 6679| — 9 
7115| 31 1) — —|—I| 2055j14| 9 | 9,10] 7848/14, 6 
90 9 2] — —— 2253| 5 8 ıılıo ı]| 6907 19,5 
99| 9 2 — —— 2253| 5| 8 11/10) 1] 649823 6 
128 —| 21 — —— 1997| 9— 11j10| 1] 4392| 9111 
471) 1) 7 — ‚—|—|| 107018) 5 11110) 1) 6765,15, 1 
132/18) 4 — |—|—|| 2220| 3! 7 13) 1) 8] 5118120. 7 
en ee ee ee U A a — —— — — 

| | | 
255| 8] 7) — —|—) 81622 7] — |-)—| 1994.18 — 
656115] 2 — —!—|| 2i2418 3 — '——| 5728| ı| 2 
129 231101 — — — z2iss 23 55 am) 3) ı| 5983) 3 — 
199, 9) 2] — |—|—|| 2246/20 — 1110) 1] 7479| 1] 1 
713/17) 7) — !—!—I 2270| 8] 9 11.10 1| 9066 18| 3 
1168 11J11 — I——| 4205| 10| — 11.10) 1] 10662119, 9 
4686111101 — ‚—|—)| 9628123] 3] 1525| 2) 7j104009| 1} 6 
5418/14101 — — —10568|22| 5| 177823) 3| 99535 23 2 
5891122) 1) — || 10701/20) 9| 223920 2] 93183) 611 
6207—| 4 — — — 11200 16 8] 2668119) 1] 92112) 4 11 
1913/15, 4] — — —|14726, 7| 3| 4117,16, 11[108157) 7110 
8528.19) 21644 10 8115283) 1) 8| 8430/13] 8| 95907121) 5 
1452| 4104497 19) 6117013) 2) 7) 11070) 11—| 92650, 2, 6 
13249 21 — 5593 19 6 25340 12 7| 6968/23] 4] 90572 16, 6 
| = 4 J | 














I) Spierunter find die als Verpflihtungen auf den Kioftergütern ruhenden Aus» 
gaben für milde Zwecke (Stiftungen, Armeninftitute u. dergl.) fo mie bie 
Gompetenzen für die 7 Damenfiöfter nicht begriffen. 









gaben. 
Haupt = Klofter: Eafle bezahlt. 


aber. 


er dene «“ 


BE Be Er Sr Ze 


De u u Br u 


De u u u Zu u u 


De u Be ur Br u zu 


Pur ur ur Sr 


185233 mit 9848 P og 8, 





Drbinarium 
und 
Ertraordinarium. 








66489 21 
64051 20 9 
71188 6 3 
64855 4) 6 
7261116) 1 
62569 — 6 








62396| A| 7 
64126 9 
50909 15.10 
5951122 10 
64649 22) 3 
14465 14 9 
97762 16| 2 
81800, 2] 6 
11348 23| 3 
8179323) 8 
108393| 2) 1 
113396 4| 7 
80306 4 7 
95705) 6 8 
84054 15 


96216113) 4 
u] 5 








Darunter 
bas 
Drdinarium. 


hl" 


jähr 



















lich 


1297| 5 


1118172 


Gtiſtlicht 
Dberbebörben. 


Courant 


* 


625832 4 
11328 17 
16644 20 
1672440 
16948! 9 
17524105 
er en 

7113 
16423 23 
16309 | 4 
16643 18 
17228 - 
175377 
1000115 
1656022 
1873420 
18927177 
18461114 
1859718 
1892123 
1860515 
187771 
17803) 71 
18204 
185356 | 17 





* 


— 
— — — 


— — = 
1a tu inte DIYC ED nn -— 


2 
m 


1) einfchließlich der für das höhere Schulmefen 1855, mit 3141 .P 8 gr und 
fo mie für die geiſtlichen Oberbebörben 
1852/,5 mit 1561 .P 16 ggr dur die Specials Recepturen geleifteten Aus— 


Sonft find biefe Audgaben ftets fämmtlih unmittelbar aus ber 
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Fortfegung der Anlage 2. 






















































Geiſtliche Zwecke. Penſionen, 
— Tlebrige b Gnaben- 
Geittihtet und Parr- emilligungen 
fonige get — — Schulen. — 
Courant. Courant. Courant. Courunt Courant. 

N: BR : A EZ 99 u Eu 
11490 22) 1) 6698, 7) 5l24448| 3 101 7342 13) 188701 15 — 
11859! 2) 9) 7239| 9| 3130427) 5) 7) 8520 101 — 87065 10 
11886 23 — 7791) 6| 4136323 ı| 4] 9121) 6) 718388410) 2 
11405) 6 9074 —| 53720317) 1] 1323021) 1177830.19| 3 
11431119 - 9110117| 3137490 22! A| 15639 15| 3173634 19| 6 
11884) 2) 9| 9727115 1139135 23| 9| 11185| 3) 3168566 11) 4 

9862|13/11110087|11| 213728312) 1] 11213,—| 4[66404, 4, 8 
9874 —| 610253] 3| 6137240 4 7 15758! 4! 7162677 17! 5 
1027122) 6110346|20| 237092|18| 2 15675120 = en 3 
10313,11/1110329 10| 5137452 2/11] 15719 —| 6[56961,21| 6 
1129818) 8110241114, 7137184) 4 — 15726 1711154713) 3.10 
9798: 5| 2110284| T! 4137310 17) 1l 15841| 6110153509 12| 7 
9516,22|11/10332, 8) 5137386 13,—| 15977) 5110153997 | —|— 
9524 2| 7110318) 3 — 136503 20, 9] 15860 17| 6]53348,22| 9 
10016| 5 1110292 12 936869: 17| 6] 1620322] 215297413] 3 
10236| 8111110360 15! 7139471 20) 7| 16534114111152690 6) 8 
10636! 8| 3 10348 9 1139912 — 11| 16503122] 7151395 10. — 
111371511410202) 1: 2139891, 7) 6] 16634) 9| 1[50676123| 7 
12233115!1010432| 7) 9 41263) 711 20133 15 7 5004613 5 
13323|13| 910203 22 8142449|12) 4| 2102615 10[49813]14| 1 
14324 2) 10/10314 21 — 43244 14 11] 21192|15|.7]47501/20| 4 
14508 4) 4/10362'15| 143648) 7 2| 21794 7/—[47875\11) 5 
14512,21111/10428|11. 442744 10) 7| 23631/—| 1]45620) 9) 8 
14617.23| 610494. 17| 4 43317, 7| 7| 2429211) 2]46160 12]11 
14555| 5| 110706| 611143618) 5) 7|928007|11,11|48456.16| 7 


14299123) 10112179 21 4144652 10° 
| l.. = 


II) 


37554 ol46034 6| 7 


13 Fi 4 
— | 
| 
F 

















1. 


Eonfiftorial: 
bezirk. 


2. 3. 
Zahl 
z ber 
Provinz. Bevölkerung 
gleicher 
Eonufeffion. 


I. Evangelifcher Theil. 


Hannover ... 


Diterndorf.. . 


Dsnabrüd.. \ 


Nordhorn ... 


Galenberg .. ........ 186609 
Hildesheim........- 127260 
Lüneburg -».-..... +. 319695 
— — ER 135636 
BIENEN su 2204.24 108111 
Grubenhagen und. Harz | 82607 
Hohnftein.......... 9445 
— EEE 209178 
1 34509 
von LZüneburg....... — 
11 EN 17196 
Denabrüd.......... 86579 
ir Be 1980 
Arenbergs Meppen.... 409 
Ditfriedland ........ 167398 
Bentheim... ........ 22941 



































Für den evangelifhen Theil. .|....... Ice seen hacccnn. 


Chriſtliche 
a. Allgemein: 

4. 

Im Jahre 1848 
Zahl 
| der 
der Lehrer, 
Schulen, | FAdrerinnen 

Gebälfen 
331 370 
212 227 
849 885 
278 283 
197 218 
107 136 
19 19 
512 397 
113 119 
= 1 
40 48 
95 129 
9 9 
2 2 
318 326 

58 — 

| 

| 

| 
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Volksſchulen. Anlage 3. 
Ueberſicht. 
5. 6. 7. 
Durchſchnittszahl Beſtand 
———— Gonfeffondungebörigen, | 109 Ausführung bes Boltefgulgefeges 
ber | ber welche zu am find a Zahl Schulſtellen 1) 


bon 
150 bis | über 


der 
Schulen. Lehrer x auf jede | auf jeden | Schulen unter 025.2 
2252. | 


| 
| "I Scdute. Lehrer. Jüberhanpt.|| 150 .P. 

















564 | 504 | 
600 | 561 | 
377 361 | 
i 488 | 483 | 
549 496 | | 
170 | 607 | 
492 | 492 | 
1993 | 2138 1412 | 418 | 2356 
366 | 350 
305 | 290 | 
686 | 7117 488 | 63 a 
430 | 360 | 
40 48 2| 4 8 
911 671 | 
220 | 20 | 
204 | 2304 | 
106 | 140 1a 32 2 
>26 | 310 | 
318 | 326 172 | 60 18 
396 | 376 | 
58 6 45 8 3 
3201 3430 . . . . . . . . . . . . .. 2170 | 585 | 458 


1) Bei den Angaben ber 3. und 4, nicht aber bei denen ber 7. Spalte find für 
den Eonfiftoriaibezirf Hannover die Schulen der reformirten Conföberation, 
für den Bezirk des —— Conſiſtoriums zu Obnabrück die ſtaͤdtiſchen 
Schulen zu Obnabrück mitgerechnet. 


1. 


Gonfiftorial: Provinz. 


bezirk. 


II. Katholiſcher Theil. 


Hildeöheim...... 
Galenberg ....... 
Hildeöheim.. .y| Göttingen....... 
Ä Grubenhagen..... 
Lüneburg........ 


Dsnabrüd... Benihei ERRERE 


Arenberg-Meppen.. 


Ditfriesland ..... 
DOMssree 


Für den katholiſchen Theil .. . . . . . . . . .. . . 2... 


"» m ebangelifdhen m 





4, 


Eonfeffion. 











...| 31485 90 95 
— 2112 3 3 
ie; 1628 3 3 
u... 25383 41 41 
—E 804 1 1 
...| 60990 85 9 
. . . 25530 45 

— 5092 9 10 
..| 51503 108 er 
— 3231 8 

— 3286 6 





[Zu Zr Zu BE Ze Zu SE Ze u GE Zu Zu BE BE ur Be u u zu 





„mern“ 


. ae 


——A————— 


| 
| 
| 


Fortfegung der Anlage 3. 









5. T. 
Durchſchnittezahl Beſtand 


Geſammtzahl nach Ausführung des Volkbſchulgeſthes. 


Gonfeffinbangebörigen, 





— * welde zu redinen find Sahl Schulſtellen 
je. | auf jede | auf jeden | Schuten || unter | 5360 über 
Souien. | Bxhrer 1 Schule. Lehrer. Jüberhaupt.|| 150 ,.P. n = 225 .P. 


















































- 350 331 

704 | 704 

543 543 

619 | 619 

804 804 
138 | 143 | 139 84 35 20 

| 118 | 58 

567 543 

566 509 

4717 444 

404 404 

548 548 
261 | 229 283 199 56 | 28 
39 | 442 . . .. . . .. . . . ... 422 | 283 9 48 
3201 | 3430 |.......|. — 3213 || 2170 | 585 | 458 
3600 3872. . . . . . . . . . . . . .. 13635 | 2453 | 676 | 506 


1) Die Zahl der Kinder bom vollendeten 7. bi8 zum vollendeten 14. 2ebend= 
jahre, alfo im ſchulpflichtigen Alter, betrug nad ber Zählung bon 1852 
138,754 Knaben und 133,060 Mädchen, zufammen alfo 271,814. Hätten 
bavon 268,990 bie Vollsſchulen befucht, fo wären im Durchſchnitt 74 Kinder 
auf jede ver 3635 Schulen gefommen. 
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Fortſetzung der Anlage 3. 


b. Ueberjiht der am 1. Ianuar 1850 vorhandenen Volks— 
ſchullehrer nach ihrem Dienft- und Lebendalter. 


Gefammt: 
zahl 
ber 


Rebrer. 


Eonfiftorialbezirk. 


| 180 
408 | 229 
Dsnabrüc (evangelifh).| 69 | 50 


Nordhorn 
Hildesheim (fatholifch). 
Dönabrüd (katholifh)..| 157 | 111 


2064 | 1377 | 356 | 435 








Br] 





Kortfegung der Anlage 3. 


c. Frequenz der Seminare 1854. 


Dauer ded Eurfus 


1 ober 
Ya Jahr. 


Zahl ber Seminariften. 


Seminar zu 3 Jahre. | 2 Jahre. 


L Evangeliſche Anftalten. 
1) Hannover !) 
2) Züneburg 
3) Alfeld 
4) Stade?) 


I. Katholifche Anftalten. 
8) Hildeöheim 14 
9) Ddnabrüd 3) | 32 

| 





I) außerdem 2 Seminarältefte und 12 2ehrer, welde 4, Jahr lang nach— 
gebildet werben. 

2) Daneben erhalten einige fhon angeftellte Lehrer Nachbildung. 

3) außerdem nehmen 8 Frauenzimmer, die fi zu Lehrerinnen auöbilden 
mollen, am Unterrichte Theil. 
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Ueberficht der 
Generaltheilungen. 
MR Bezirk. Sabre. Opne] Nah einer 
Bermeffung. 
Zahl. | Zadl. | Morgen. 
= lt 
1 | Lüneburg nebft Zauen- | — ER en. 
a ne 1832—1851 | 139 160 | 431422 
2 | Calenberg » Göttingen - re Ba ME | 
Grubenhagen ....... 1832—1851 | 5511271 | 263652 
1816—1830 | — || — 28754 
3 | Hildesheim... ........» 1831 —_ | — 1064 
1832-1851 | 46 83 61958 
1816—1830 | — 11447 
4 | Hoya und Diepholz ... 1831 — | — 1485 
1832—1851 | 12121) 206897 
5 | Bremen, Verden undy| 1823—1831 | — | — 34515 
Dabeln.......0.... 1832— 1851 1 40 66337 
1823—1831 | — || — — 
6Osnabrück ........... { 1832-1851 | — | 4, 18807 
1823—1831 | — || — 1200 
TI Angen- .......... 1832-1851 | — | — Ri 
f 1823—1831 | — || — — 
81 Bentheim...... ...... — 18321851 | — 1 10672 
9 | Arenberg-Meppen..... { et N 4 664 
‚ 1823— 1831 | — || — 2110 
10 | Oſtfriesland .......... { 18321851 | — 8 10373 
Zufammen....|259 | 701 | 1853302 
— — 
960 
Bon 1803—1831.... 834 
Am Ganzen. ..| 1844 
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Gemeinheitstheilungen. kann 


Aus der Gemeindeit 
Specialtheilungen if u den Privatbefis 


bergegangen 
und in Folge bon Bemerkungen. 

Verkoppelungen. General: | Special⸗ 

Tpeilungen. 
Zahl. | Morgen. Morgen. 
— Bi 1) Von den Theilungögegenftänden im 
— ne — | nn ganvoropeibejnte Opnabrüd nr 

. d 1823— 1831 ſind, 
u 167920 38055 414845 mongeling aenae er Radrichten, 
| ald in Brivatbefltg übergegangen alle 

— 18624| — 6493 ſpeciell getheilte Flächen aufgeführt. 
— | - 4909 123 1203 Davon a —— pet e. 
204) 164946| — 62086 zu Wegen, Gräben und andren ähn— 





| lihen Zwecken in Gemeinſchaft ges 


— | 5036] — 2059 blieben ift. Werhältnigmäßig fann 
— 3651 — 225 Ha de g- Nr — — 
Seite aber iſt auch gewi anche 
21838] 6209 3874 Y —— ange, was 
— die Tabelle nicht enthält. 
— an 2) Bon den Theilungen vor 1816 in den 
| 117751| 10903) 74801] S$ilseeheim, fo mie vor 1828 in den 
itdeöheim, fo wie vor 1823 in den 
Landdroſteibezirken Stade, Dönabrück 
— 44717 ven 64717 und Aurich, fehlen die Nachrichten. 
271: 502439 256) 340313 Die getheilten Flächen find jedoch, 
| 93159 93159 —— en nicht 
— — unbedeutend geweſen. 
37 56180) 1146 54020] 3) Yin Gefchäftsbegirte des Landeb-Deco- 
vWael 1200| 8085| Mseiniic In ben 1820er Sahren, ber 
— einlich in den 1820er Jahren, der 
5 2312367) — 20304 Generaltheilung noch 600,000 bis 
on — — als in der 
} — abelle angegeben iſt, unterzogen. 
aa an 4) Außer en ber Tabelle Die 
neten Specialtheilungen wurden bon 
— — ao - 2 — 
etheilt in Lünebur in Calen⸗ 
103660 — 9015 = —— in Babe und Diepholz 
— 13322| 21100 13322] „ 2000 heran 
5) Die Zahl der Beneral» und Specials 
39 40247] — 39088 a theilungen zufammen im ganzen ®e= 
fchäftöfreife des Landed-Deconomier 


| 
Coliegiums betrug don 18% = 
1435| 2255329] 128117| 1305706 — u eine, / 


| 

— 

ey = u u 
| 


6) Die Summe aller von 1823—1831 
vollendeten Theilungen betrug im 
Landprofteibezirfe Stabe 151. in Ob⸗ 
nabrüd 49, in Lingen &, in Bent- 
heim 1. in Döfriesland 24. 


— — 
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Hannoverſche Seeſchifffahrt 


Eine Nachweiſung für die Jahre 1822 bis 1835, 





Il. Braſilianiſche Häfen. 
U)E 3, 1" — 
6) Pernambuco . . . . . ........... — 
7) Rio de Janeiro . . . . . . . . . . ... — 


| 
| 
IH. Bremenfhe Häfen. | 
8) Bremen, Bremerhafen......... — 366 
IV. Däniſche Häfen. 
WI: MUBDED ea — 
10) Copenhagen . . . . . . . . ........ — 
11) Randers............. ..... — 


clarirt nach der Oftfee. | — 
12) Ze) "» m Rordfe]l — 


im Hafen gelöfdht..| — 
| 1. ER — 
14) Den Sund paſſirten ......... — 


V. Engliſche Häfen. 
19) — 
10) BIEBRSE 4 anna — 
17) Grangemouth . . . . . . . . . . . .... — 
13) Hartlepool, Stokton . . . . . . . .. — 


—* 


Anlage 5. 
— — 


nach fremden Häfen. 


ſ. Marcard Hamoverſcher Nationalwohlſtand, Tab. X. 








IT A BARTH 


ı11ı38°* | 


221 





— 


II a3 "age 








"42 





— — 


en82g 





8 
117 3 731332138 
| 3 33° 18 


Lehzen, Staatöhaushalt. IT. 
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Es liefen ein in 


28) in fonftigen Englifhen Häfen . 


VI. Franzöfifhe Häfen. 
20) SOOINBUE sans 
IE 1. ı POP 
31) Cherbourg................. 
32) Havbre ............ ET 
33) Marſeille.. ................ 
2 JE R 
DIE MON ine 
BE ONE ee 


VI. Hamburgifche Häfen. 


BAD Curxhafen ................. 


VII. 39) Lübeck. .............. — 


IX. Mecdlenburgſche Häfen. 


40) Roftod....... ae 
EU EEE ae — 


zsnelesElE® 


2 


nn — Sees — — —ñ— — — — — — — — —— — — — — — — 
— — — — — — 


—AVVV 


= BEE 





ZoERBIEBRBRBRE 
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Fortfegung der Anlage 5. 





853% ,ga=sa 





85 


2333332 


s8333213428 
283533-3228 


523232332 


ageaa,aaız 


sgana nıra 


Be Le ı 


— 








BIT An; 


24822* 


25 
1036 
—11 
al 
12 








— 


Es liefen ein in 


X. Niederländiſche Häfen. 


42) Auſterdannn 
43) Harlingen ... 20000. 
A ae a 
45) Rotterdam „2... 200. 


Xl. Rordamerifanifche Häfen. 


46) Baltimore... : 220.000. 
AT) New⸗Orleans.......... 
48) New⸗-VYork.......... 


XII. Norwegiſche Häfen. 


49) Angerhaus und Chriſtianſand .. 
DU DEN aaa a 
Hl) Hammerfeft . ...... .... 
52) Soon per Moß......... 
3) EIER aaa 


XIII. Oeſterreichſche Häfen. 


EEE 
55) Venedig.............. 


XIV. Portugieſiſche Häfen. 


56) Liffabon........ er 
DI WO 


XV. Preußiſche Häfen. 


8) Done ana era 
59) Königöberg und Pillau ..... 
60) Memel.............. 
61) Rügenwalde........... 
62) Stettin ............. 


36 


60 


1842. 


Fortſetzung der Anlage 5. 




















| 3° JA 





ı °3ı 
ı 3ı 


| =” 


aaa" 


= = 3 





33%,% 
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Es liefen ein in 1840. | 1841. | 184. 

63) Stralſund ..... FETT — 52 43 

64) Stwinemünde ... 2.00: — — — 
XVI. Ruſſiſche Häfen. 

08) Krallen 2 11 8 

00) Eronflabl u 2... 00, 04 0% — 68 56 

OT) bau .. 2.2000 nn0 0. 20 14 28 

BB DER. es — — 1 

69) — 5 8 

EEE — 103 143 

7) Windau ........ rer 8 5 8 

"XVIL. Sardiniſche Häfen. 

12) Genua... 2000er 0e 000. — 4 1 
XVIII. Sicilifche Häfen. 

12) BOB u en va — — — 
XIX. Schwediſche Häfen. 

714) Gothenburg........... 11 13 10 

18 SIEB; 5404200 44 — 6 4 

10, Dill 004 2 #2 au — — — 
XX. Spaniſche Häfen. 

17) Barcelona ..... aus — 1 _ 

78) Malaga und Almeria... .... — — 10 

D a a — | — — 
XXI. Toscaniſche Häfen. | 

80) Livomo ... 000000. — 4 | I 


XXII. Türfifhe Häfen. | 
81) Eonftantinopel. 2... 2.2.20. — 4 | — 
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Fortfegung ber Anlage 5. 


1848. | 1849. 


1843, | 1844. | 1845. | 1846, | 1847. | 

















Sc — U x —A — 
| | | 
ii. a Tee 


el r we + © 
| A| = 
+ “-n, Pa — — ce r- 
ne =: 
> m (Do su aa 


— 


Hanunnoverſche 


an der untern Ems, Elbe und 


See 
— — von 
Obrigkeitlicher Bezirk. a 
Ratten 
I, DOftfriesland und Papenburg. 
JJ 100 7890 
J ee 40 | 1943 
Dh RI re 9 345 
BUN RN 6 12 393 
Dr: RE et a 15 438 
DI: 0 ER ne Re 22 605 
3. we 8 | 179 
Br = IRRE en 9 317 
Dr ea anche 17 | 480 
I: se RE are 1 25 
E17 er 127 | 7317 
IR u- ME een 10 450 
13) =» "SHRbRUEN a 56 | 1502 
18 9 Amel 86 | 2330 
15) ⸗Weener ................ 16 | 803 
16) m 0 Mittmund . oo nee. ...1 3890| 240 
N. Bremen und Hadeln. 
1) Stadt Bremervörde... ... NEN — — 
Eh :W — — 
— | 567 | 26257 








Weſer im Jahre 1853. 








Schiffe 
ſchiffe: 
Schiffer und 
Steuerleutt 
sort ze 
70 74 
15 65 
5 13 
— 24 
8 20 
15 42 
216 
3 27 
— 2 
105 | 157 
4 
2| 115 
19 | 144 
6 14 
4 34 
258 183 


| 
Matro- 
ien. 


— 





J 


1607 





über: 
baupt. 


2648 
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— — — — 


Fluß: und Wattſchiffe: 


Si 


820 





130 
115 


219 


14 
8 


6569 | 1602 


Zahl. 


3 


Dampfihiffe 








Anlage 6. 
— — 


m a ent 


Ratten. 


* 


— 


Beman: 
nung. 


140 















DObrigkeitlicher Bezirk. 


Üebertrag . . . » 


3) Stadt Stadbe... 
4) Amt Bremervörde............. 
5) „Freiburg (Kehdingen Freiburg) . . . - 
8) Bons Dakelu 2... ran 
T) Amt Himmelpforten. 222202000. 
8 : Dinner Ä 
9) »„Joork TREND a 
10) m Neuhaus a. d. O........... 
I. EDER anne 
12) „Wiſchhafen (Kehdingen Bützfleth und 
BISHER. an 
13) » Blumenthal 2.2.2220 
14) » Dorum (Land Wurften)........ 
JJJ 6 —— 
JJ 


III. Lüneburg. 


EB 
Ham Harburg... users 


lleberhaupt. ... 
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Fortfetung der Anlage 6. 
fhiffe: i Fluß⸗ und Barigife: Dampfſchiffe: 


Schifftr und J | 
Steuerleute | Matro- | über: Beman: 











Beman- 
| j i 
“| unge: fen. | baupt. a | nn nung. Sant. | Sehe nung 
BEN prüfte, | | 








ai ——41 60— ee 
= ee ee Be ee 


258 | 183 | 1607 2648 329 | 6569 | 1602| 3 | 100 16 
— 2 al 6 u 1 0) — 








al-ı al s| si 184 ala 
= — — — J 111 356 al — — 


14 








j 


326 | 884 2193 3403| 1865 16303 3743] 5 | 188 | 30 
) ' j ' j t 
| | 


I. Id 


— — — — 
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Ausprägungen der Hannoverſchen 


Es ſind geprägt in Hannover 
Münzforte für »B 





einfache, halbe) 
Ducaten. — 


| Piſtolen (doppelte, 
I. Goldmünzen ....... | 43097950 


II. Silbermünzen. 


2), :Stüde. 334353 
1) Caſſenmünze . . . ... Um — 
23 n — 
2) Conventions-Münze.. u 25046 
lo u 1364645 
Fe 3525632 
3) Gourant ......... Ä Ei 
| ie" 1001151 
Io 334050 
I" 12452 
Iso" 68541 
4) Scheidemünge ..... — 91907 
Oſtfrieſiſche I-0, 20 
und 3-Stüberſtücke 5950 
| 1044⸗Stücke. 18553 
IN. Kupfermünze. ...... Us mw | 40237 


Außerdem find für die Großherzogl. Oldenburgfche Regierung geprägt: 
l⸗, 2: u. 3-Örotenft. für 48,075 »f in den Jahren 183735, 1839/49, 18189. 
Yago:-Stüde " Wr nv" n 1851/,2. 





Münzftätten von 181633 — 
in Clausthal!) Bemerkungen. 
für P Zeit der Prägung. 





— 1818313 von 185153 ift fein Gold geprägt. 
12283 | 1821, 1824, 1827, 1831. 


* 18170, 182697, 182828. 
2119508 | 181631, 182874. 
81200 1816. 
145543 | 1830,,. 
— 182022. 
181725. 
1839/,,, mit Ausnahme von44,191.P, die 182334 geprägt find. 
aud feinem Eilber, 1835/49. 
beſchickt, 18909: 
183°); 2. 
1817715, 1825/95, 182%/:0, 18344, 1895/46. 
1817,59. 
184252. 
| 1818195, 1825/96, 1827/28, 1830/33, 189942. 
182355. 


1816, 1835/36, 1839 ,6- 

1826/97, 182153. 

' 1826/53. 

30209 | 1816/49. ⁊ 


3365791 
5891950 


1) Die Angaben über die Clandthaler Münze find entnommen bem lehrreichen 
Werte ded Oberbergrathed Jugler: Die Bergwerköverwaltung des Han— 
noverfhen Oberharzes feit 1837. (Abdrud aus Karflen und v. Deden 
Archiv, Bb. 16.) 


Anlage 8. 


Die Schulden des vormaligen Königreichs 
MWeftphalen. 


— 


An den Schulden des Königreichs Weſtphalen hatte Hannover 
nach ſeiner Rechtsauffaſſung einen Antheil nur für Hildesheim zu 
tragen, da für die Stadt Goslar und dad Eichsfeld Preußen den 
entfprehenden Theil durch Art. 40 des Vertraged vom 23. März 1830 
übernommen hatte, fvegen der übrigen zu Weſtphalen gehörig gewe— 
jenen Hannoverfhen Zandeötheile aber Hannover feine Berpflihtung 
anerfannte ?). 

Zur Regelung der Weſtphäliſchen Schuldangelegenheiten war von 
den bier betheiligten Staaten, Hannover, Preußen, Kurheffen und 
Braunſchweig, eine gemeinfhaftlide Commiffion in Berlin beftellt, 
zuerft 1821 und, als ihre Ihätigfeit gleidy unterbrochen murde, wie— 
derum 1832, wo fie jeboh durch Kurheſſens Verhalten abermals 
unthätig blieb. Schon mährend ihres Beftehend hatte die Hanno: 
verfhe Regierung einen Theil ber meiftens aus der gewöhnlichen 
Zandeöverwaltung herrührenden Anſprüche hiefiger Unterthanen an 
das Königreich Weſtphalen befriedigt, wozu bis zur Caffenvereinigung 
von 1834 etwa 300,000 aus der Königlichen Caſſe verivendet 
fvaren, welche indeß an Weſtphäliſchen Ginnahmerüdftänden aud) gegen 
174,000 „B eingezogen hatte. Nach Preußens Borgange im Jahre 
1827 leitete aud die hiefige Regierung durd die Belanntmahung 


T) Ueber die Verpflichtung reftaurirter Megierungen aus den Handlungen 
einer Zwifchenherrfchaft. Wom Prof. Zahariae zu Böttingen (in ber Zeite 
fhrift für die gefammte Staatömwiffenihaft. Jahrg. 1853, ©. 79). 


15° 


vom 12. October 1835 ein Verfahren zur Anmeldung der nod nicht 
befriedigten Anfprüce diefer Art ein. Unter den Forderungen wurden 
160,648 als zur Anerkennung geeignet betrachtet. Zur Bezahlung 
derfelben, fo weit fie für begründet erflärt werden würden, hatte ber 
König früher den Reſt der auferordentlihen Geldmittel, die dürch 
Verträge mit feinen Verbündeten 1813/,,; zu feiner Verfügung gefom- 
men waren, beftimmt. Da verfelbe nicht gleich verwendet erden 
fonnte, fo hatte die Regierung dafür Landesſchuldverſchreibungen an: 
gekauft, melde durch die Gaffenvereinigung erlofhen waren. Daher 
wurden nun zu gleichem Zwecke 1836 aus ben Ueberfhüffen ber 
General=Gaffe 141,000 „B1) und ein nicht zur Zahlung gefommener 
Ausgaberüdftand der vormaligen Königl. General» Eaffe von 24,000,,B, 
welcher zur Erftattung ded nod nicht erfetzten Theils der in die Weſt— 
phälifhen Caſſen gefloffenen Cautionen und Depofiten beftimmt ge= 
weſen mar, beivilligt 2). Hierauf ftellte dad Befeh vom 8. Mai 1838 
die Grundfäte feſt, nad) denen die Befriedigung der angemeldeten 
Forderungen gefchehen follte3). Nach beendigtem Liquidationöverfahren 
fand fi, daß nur 87,754 13 gr 3 & zu zahlen Maren, fo daß 
nicht nur der ertvähnte Ausgaberüdftand von 24,000 „B niedergefchlagen 
werden konnte, fondern aud von den verfügbar gemachten 141,000 ,B 
nod 53,245 .B 1099 9% übrigblieben, melde 1844 dem Gapita- 
lienfonds der General » Steuer» Caffe zur Echuldentilgung überwieſen 
murben 9). 


I) Actenftüde V. 4. ©. 47: V.5. ©. 530. 

2) Dazu verwandt waren ſchon 386,858 Fres. 84 E18. 

3) Die Verhandlungen darüber, fo mie über ben Vertrag bon 1842, find 
in ber Ständeverfammiung vertrauli geführt. 

4) Actenftüde VII. 2. S. 654. Davon vorab follten die etwa noch nach— 
träglih zu zahlenden Forderungen berichtigt werden. Solcher Forderungen 
find fpäter einige bezahlt, z. B. Uctenftüde IX. 1. ©. 295, 301. — Die gezahl: 
ten 87,754 .B wurden bei Theilung ber @eneralcaffebeftände zwifchen der König— 
lihen und der Landes-Caſſe im Jahre 1840 ganz der letztern zur Laſt gelegt, 
ungeachtet fie jedenfalld zum größten Theile der Königlihen Caſſe hätten auf— 
gelegt werden müſſen. 


— — — — 


Der Staatövertrag zwiſchen Hannover, Preußen, Kurheſſen und 
Braunſchweig vom 29. Juli 1842 führte eine ſchließliche Erledigung 
diefer Angelegenheit nicht herbei, indem er, mit Ausnahme einzelner 
Forderungen, feinem Staate eine beftimmte Berpflihtung zur Berich— 
tigung Weſtphaͤliſcher Zahlungsrüdftände auflegte, fondern nur einzelne 
Glafjen der Rüdftände den verfhiedenen Staaten zur geeigneten Ver: 
tretung zuwies, jedem Staate überlaffend, die Grundfäße aufzuftellen, 
nad) fvelhen er die zur Vertretung ihm übertviefenen Zahlungdrüd- 
ſtände zu erledigen beabfidtige. Nach dem bei Ueberweiſung ber ver: 
ſchiedenen Elaffen der Rückſtände an die einzelnen Staaten aufgeitellten 
Grundfaße hat jeder Staat vorzugsweiſe die Forderungen feiner eigenen 
Unterthanen, welche died am 31. Januar 1827 waren, zu vertreten; 
doch müffen Hannoverſcher Seitd auch einige Forderungen von Aus— 
ländern vertreten werden. Zugleih find die Mctiva ded bormaligen 
Königreihd Weſtphalen unter jene vier Staaten getheilt, wobei Han- 
nover 28,908 „B 9 ggr 4 Courant erhalten hat, die zur Berichti— 
gung jener Forderungen von Audländern gedient haben, fo weit fie 
aber dazu nicht erforderlid) waren, in ben Gapitalienfonds gefloffen 
und zur Schuldentilgung benutzt worden find. 


Hofbuchbruderel der Gebr. Jänede in Hannover. 
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